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Organifation. 
. . 1. 
Die Wahrnehmung der Poligeianwalts-Gefchäfte nach Einführung der 
neuen Kreiß-Ordnung betr. 
Erlaß bes Minifters des Innern an ein Königl˖ Regierungs⸗Präſidium. 
Berlin, den 21. Yebruar 1874 

Dem Königlihen Regierungs-Präfidium erwidere ich auf den gefälligen Be- 
richt vom — ergebenft, daß das im $ 64. der Kreiß-Ordnung vom 18. Dezem- 
der 1872 angekündigte Geſetz, betreffend die polizeirichterlichen Befugniſſe der 
Amtsvorfieher jowie das Verfahren in Polizei» Kontraventionsfachen, in nächſter 
Zeit vorausſichtlich noch nicht erlaffen werden wird, und eine anderweitige Re⸗ 
gelung der Bolizei-Anwaltichaft erft mir bem Eintritt der beabfichtigten neuen 
Inſtiz⸗Organiſation in Ausficht ſteht. 

Bis dahin werden an Stelle der in Folge Einführung der Kreis 
Ordnung in den einfiweiligen Ruheſtand tretenden Domainen- Rent- und Do- 
mainen-Bolizei-Beamten, jomeit fich dieſe zur Fortfli rung der Polizei⸗Anwalts 
Geihäfte gegen Remuneration nicht bereit finden laflen follten, unverzüglich 
andere geeignete Berfünlichkeiten zu kommiffarifhen Polizei-Anwälten zu beftellen 
fen. Hierzu werben fi) in erfter Linie die fommiffarifchen Amtsvorfteher eignen 
denen die Bolizei-Anmaltfchaft gegen befondere Renmuneration als Nebenamt wird 
übertragen werden lünnen. 

Borausfichtlich werden aber aud einzelne Ehren⸗Amts-Vorſteher fich bereit 
finden Iaffen, gegen die aus der Staatslaffe zu gewährende Remuneration die 
gedachten Geſchäfte zu fibernehmen. Dagegen vermag ich nicht zu erkennen, in- 
wiefern einzelne Königliche Oberförfter in Yolge der Kreis-Orbnung fi mit 
Srumd veranlaft finden follten, die Fortführung der Polizei» Anwalts - Geichäfte 
abzulehnen. Diefe Gefchäfte Tagen und liegen den betreffenden Oberförftern nicht 
lediglich und nicht wefentlich als Bolizeiverwaltern ob, fondern vermöge des un- 
mittelbaren Zuſammenhanges, in weldem diejelben mit den geſammten Obfiegen- 
heiten ihres Hauptamtes ftehen. Die bezügliche Yunctionirung beſchränkt fih auf 
das Amt des öffentlichen Anklägers gegenüber den Forft-Bolizei-Uebertretungen 
mb anf den Bereich der den reſp. Oberförftern unterftellten Forftbezirte. 
Hinfichtlich der Verpflichtung der Oberförfter, innerhalb diefer Grenzen als 
Inrft- Bolizeianmälte, ſowie bisher auch ferner zu fungiren, bat die Kreisord- 

7 wichtS geändert. 

Der Minifter bes Yunern. 
\ Graf zu Eulenburg. 


jahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetßzg. VII. 1 


2. 
Betr. die ausbrüdlich einzubolende minifterielle Genehmigung zur Lieber: 
nahme des Vorfteher- Amtes fir einen zujammengefegten Amtsbezirk 
ſeitens eines Oberförfters. 


Eirkulars Verfügung des Yinanzs Minifters an die Königl. Regierungen ber Provinzen 
Preußen (excl. Danzig), Pommern (ercl. Cöslin und Stralfunb), Brandenburg, Schlefien 
und Sachſen. 


Berlin, den 20. März 1874. 

Durch die Verfiigung vom 19. Juli pr.*) habe ich der Königlichen Regie- 
rung die allgemeinen Geſichtspunkte zu erkennen gegeben, welche ich zur Ent» 
fheidung der Frage als maßgebend erachte: in welden Fällen die Beftellung 
eines Königlichen Oberförfters als Amtsvorfteher eines zufammengejegten Amts» 
bezirfes im Intereſſe der Forftverwaltung liege, refp. einem Oberförfter die Ueber- 
nahme des Amtes als Amtsvorfteher eines zufammengejegten Amtsbezirtes ge- 
ftattet werden könne. 

Es bat dabei Tediglich die Abficht obgewaltet, die Königliche Regierung in 
den Stand zu fegen, ſchon bei der Bildung der Amtsbezirke im einzelnen Falle 
beurtbeilen zu können, ob meinerfeitS die Uebertragung der Amtsvorſteherſchaft 
eines zufammtengejegten Amtsbezirkes an ben Oberförfter des zu diefem gehörigen 
Forftgutsbezirkes zu erwarten jei, und darnach, zur Vermeidung jpäterer Weite- 
rungen, auf eine jenen Geſichtspunkten entſprechende Abgrenzung derjenigen 
Amtsbezirke hinwirken zu können, zu deren Amtsvorſteherr zwedmäßig Ober- 
förfter in Ausfiht zu nehmen waren. 

Da von einigen Regierungen aus der genannten Berfilgung !mißverftändlich 
die Befugniß entnommen worden tft, den Oberförftern die Uebernahme der Amts- 
vorfteherfchaft in Amtsbezirken der gedachten Art ohne dieffeitige fpecielle Ge⸗ 
nehmigung zu geftatten, fo made ich hiermit darauf aufmerffam, daB die König- 
fihe Regierung dur die Verfiigung vom 19. Juli pr. von der Einholung 
meiner desfallfigen Genehmigung nicht entbunden wird, und daß daher zur Ueber- 
nahme des genannnten Nebenamtes durch einen Oberförfter meine ausbridliche 
Genehmigung für jeden einzelnen Fall einzuholen ift. 

Der Zinanz-Minifter. 
Camphanſen. 


Berwaltungs⸗ und Schutzperſonal. Gehalte und Emolumente. 
8. 

Betr. die Verpflichtung der unmittelbaren Staatsbeamten , der Allge- 
meinen Wittwen-Verpflegungs-Anftalt auch unter Berüdfichtigung der 
Wohnungsgeld⸗Zuſchüfſe beizutreten. 

Cirkular⸗ Verfüũgung bes Finanz⸗ Miniſters an die Königl. Regierungen ⁊c. 3. und durch 


den Miniſter des Innern abfchriftlih au den Königl. Lanbdrofteien ber Provinz Hans 
nober ⁊c. ac. unterm 15. November 1873 mitgetheilt. 


2) ©. Zahrbuch Band VI. Seite 90. 
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Berlin, den 3. November 1873. 

Rad) der von dem Königlichen Staats-Minifterium auf Brund der Aller- 
hochſen Ordre vom 31. Auguft 1824*), erlaffenen Bekanntmachung vom 12. No⸗ 
vernber defl. J. (Bei.-Sauımi. S. 216) find die Eivilbeamten verpflichtet, ihren 
Ehefrauen bei der Allgemeinen Wittwen-Berpflegungsanftalt eine Benflon mit 
mindeftens ',, ihres Befoldungsbetrages zu verfihern. Da nah 8 6, Abſatz 2 
des Geſebes vom 12. Mai cr.**) (GeſSamml. ©. 209), betreffend die Gewaͤh⸗ 
rung von WBohnungsgeldzufhüflen an die unmittelbaren Staatsbeamten, be- 
jiehungsweife nad) $ 8, Schlußſatz des Neichsgejeges nom 30. Juni cr. (R.-Gef.- 
BL ©. 167) dieſe Zuſchüfſe als Beſtandtheil der Befolbung gelten, fo find die⸗ 
feiben bei Feſtſtellung bes 5. Zheils des Gehalts in demjenigen vollen Betrage 
im Aurechuung zu bringen, welder von dem Beamten zur Zeit der Penfions- 
verficherung bezogen wird. 

Bei Beamten, welche Dienftwohnungen inne haben oder Miethsentſchädigung 
erhalten, ift der Wohnungsgeldzufhuß in Anrechnung zu bringen, welchen ber 
betreffende Beamte nad) feinem Amtsfige zur Zeit der Penfionsverfiherung tarif- 
mäßig erhalten wirde, wenn ihm nicht Dienfimohnumg oder Miethsentihädigung 
gewährt worben wäre. 

Bei den Oberförftern, Förftern und Beamten der forftliden Nebenbetriebs- 
anftalten ift außerdem dem Gehalte, von welchem mindeftens !/, ala Wittmen- 
penſion verfichert werben muß, reſp. die Revierförfter- oder Hegemeifter-Zulage, 
fowie der bei der Penſionirung beftiimmungsmäßig zu berlidfichtigende Werth 
des freien Yenerungsmateriald und zwar mit 

50 Thlr. für Oberförfter, 

35 Thle. für Berwaltung einer forſtlichen Nebenbetriebsanftalt, und 

3 Thlr. fiir Revierförfter, Hegemeiſter, Förſter und Meiſter der forſtlichen 

Nebenbetriebsanſtalten, 
hiazuzurechnen, wonach die betr. Cirku lar⸗Verfügung vom 28. März 1867 ***) 
abgeändert, beziehungsweije ergänzt wird. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Camphauſen. 


4. 
Betr. das Verfahren bei Penſionirung auf Widerruf oder Kündigung 
angeſtellter Beamten. 
Cictular⸗Verfũgung bes Miniſters fiir Handel ⁊c. an bie Königl. Regierungen und Lanb- 
droſteien ıc. 
Berlin, den 23. November 1873. 

Es find Zweifel darüber entftanden, ob bei der unfreiwilligen Dienftent- 
lafiung der widerruflich angeftellten Beamten rüdfihtlih der Gehaltszahlung 

des Beitpunttes, von welchem ab die Berfegung in den Ruheſtand eintritt, 

> - oorbehaltene Kiindigungsfrift als maaßgebend anzufehen oder aud die 





5. Yorft- und Jagbtalender 1851 Seite 46. 
5. Jahrbuch VI. Band Eeite 5. 
3. Zahzrbuch 1. Band Seite 7. 
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hierüber im 8 24 des Geſetzes, betr. die Penſionirung der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten 2c. vom 27. März 1872 getroffene Beftimmung zu beachten if. Bur 
Beſeitigung diefer Zweifel beſtimme ich im Einverftändnißg mit dem Herm Finanz. 
Minifter, daß bei diefen auf Widerruf oder Kündigung angeftellten Beamten, ſo⸗ 
fern für dieſelben mach den 88 1 und 3 bes Penfionsgefege vom 27. März 
1872 ein Rechtsanſpruch auf Gewährung einer Penſton begründet ift, auch bie 
Borfchrift im 3 24 dieſes Geſetzes fiber den Zeitpunkt, mit welchem bie Ber- 
feßung in ben Ruheſtand eintreten foll, zur Anwendung zu bringen: ift. 

Es ift deshalb den betreffenden Beamten, fjobald der Fall ihrer Verſetzung 
in den Ruheſtand vorliegt, hiervon Kenntniß zu geben und gleichzeitig der vor- 
bebaltlich der höheren Genehmigung und Feſtſetzung ihnen vorausfichtlich zu ge- 
währende Penfionsbetrag mitzutheilen, aud) ihre etwaige Gegenerflärung ent- 
gegen zu nehmen. Demnächſt ift der Antrag auf Berjekung in den Ruheſtand 
unter Borlegung der beziglichen Verhandlungen in der bisherigen Weife bei mir 
einzureichen und nach ergangener Entſcheidung die im 8 24 des Penfionsgejehes 
vorgejehene Bekanntmachung bei gleichzeitiger Kündigung des Dienftverhältniffes 
zu dem in Ausficht genommenen Benfionirungstermin fchleunigft zu bewirken. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 

Dr. Achen bach. 


5. 
Die Aufbeſſerung der Beſoldung der Forſt⸗Hülfs⸗Aufſeher betr. 


Eirkular-Verfügung bes Finanz⸗ Miniſters an die Königl. Regierungen (excl. Sigmaringen) 
und an bie Königl. Finanz=Direction zu Hannover. 
Berlin, den 17. Februar 1874. 
Nachdem dur den Staatshaushalts-Etat pro 1874 die Mittel zur Auf- 
befierung der Beſoldung der Forſthülfs⸗Aufſeher bewilligt worden, ermächtige ich 
die Königliche Regierung Statt der durch die Eircnlar-Berfügung vom 12. April 
1872*) beftimmten Säge vom 1. Januar c. ab folgende Normaljäge zur An- 
wendung zu bringen: 
a) fir die im Befite des unbeſchränkten Forſtverſorgungsſcheins ſich beftu- 
denden Forſthülfs⸗Aufſeher, und zwar 
für die erſte Hälfte innerhalb eines Regierungs⸗2c. Bezirks monatlich 24 Thlr. 
für die zweite Hälfte innerhalb eines Regierungs-2c.Bezirts monatlich 22 Thlr. 
b) für die noch zu den Nefervejägern gehörenden Forſthülfs⸗Aufſeher, und 
zwar 
für diejenigen, welche eine Militair-Dienfizeit von fiber 10 Jahren zuriid- 
gelegt haben, monatlih 20 Thlr., 
‚für Diejenigen, welche eine Militair-Dienftzeit von 7 bis 10 Jahren zu- 
rüdgelegt haben, monatlich 18 Thlr. und 
fir die jüngeren monatlid 16 Thlr. 
Bei außergewöhnlicher lokaler Theuerung lönnen an einzelnen Orten 
diefe Säge, foweit die Königliche Regierung es für unabweisbar erachtet, 
um 1 Thlr. pro Monat erhöhet werben. 


*) ©. Zahrbuch V. Band Seite 34 Art. 4. 
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c) Für die Dauer der Förſterprüfung beträgt der Minimalſatz der täglichen 
Remmmeration 14 Sgr. 

d) An Stelle der Säge von 12, 13 und 14 Thlr. der gedachten Eircular- 
Berfügung treten bei der erften Einberufung eines Refervejägers zur 
dauernden Beihäftigung im Königlichen Forſtſchutzdienſt die Sätze von 
veip. 14, 15 und 16 Thlr. pro Monat. 

e) An Stelle der Säte von 12, 14 und 15 Ser. für die zeitweije beur- 
laubten Jäger treten die Sätze von reſp. 14, 16 und 17 Sgr. pro Tag. 
Den zur Dienftleiftung bei der Königlichen Forftverwaltung beurlaubten 
Feldwebeln und Sergeanten bes Jägercorps, wenn ſolchen ausnahms- 
weife die Fortſetzung des Forſtdienſtes noch während des 7. und eventf. 
8. Monats ihrer Beurlaubung zum Forſtſchutzdienſte geſtattet wird, ift 
vom Beginn des 7. Monats ab, Statt der bis dahin von der Forſt⸗ 
verwaltung bezogenen Remuneration zu gewähren 

einem Feldwebel pro Tag 0 Sgr. 

einem Sergeanten I KL. pro Tag 17 Sgr. 

” ” DL.„ » „1 Ser. 
an Stelle der durch die Eircular-Berfiigung vom 30. Auguft 1872*) be- 
fimmten Säße. 

f) An Stelle der Säte von 12, 8 und 9 Sgr, der mehr erwähnten Cir⸗ 
cular-Berfiigung vom 12. April 1872 treten bei Regnifition von Militair- 
Kommandos die Sätze von reip. 14, 10 und 11 Sgr. pro Tag. 

Soweit den Foriihülfsauffehern für Weifetage ZTagegelder zuftehen, 
find diefe nach dem gejeglicden Sage von 1 Thlr. (Gefeg vom 24. März 
1873**) und Circular-Berfügung vom 6. Juni 1873***) zu gewähren. 

Auch tritt an Stelle der Beftimmung der Circular⸗Verfügung vom 
12. Februar 1867 +), daß Neifeloften nur bei Entfernungen von min- 
deftens '/, Meile zuläffig find; nah $ 6 des Geſetzes vom 24. März 
1873 die Borfchrift, daß Neifeloften nur ftatthaft find, wenn die (Entfer- 
nung mehr als '/, Meile beträgt. 

Der Pafſus im 5. ımd 6. Sate sub. 2 der Eircular-Berfügung vom 
12. Yebruar 1867 bezliglich der Hülfsjäger erleidet daher bie Aenberung, 
daß er nunmehr lautet: „Die perjönlichen Neifeloften für die besfallfige 
Reife, wem diefelbe mehr als ’/, Meile ausmacht, find ans Kap. 2, 
Zit. 30 des Forſtwerwaltungs⸗Etats zu bewilligen. Auf Hülfsjäger kann 
aber der 8 4 des Allerhöchften Erlaffes vom 10. Juni 184844) nicht 
Anwendung finden. Die Hülfsjäger erhalten für folche Reifen die geſetz⸗ 
lichen Zagegelder, dürfen aber außerdem für die Tage einer ſolchen Reife 
den ihnen für die Dauer der Beihäftigung bemilligten Diätenfat nicht 
beziehen. 

Für die Reife, welche ein Hülfsjäger zum Antritt einer ihm ange 
wiejenen Beihäftigung nach feinem Stationsorte auszuführen hat, find 
ihm nur die gefeßlichen Tagegelder und Reiſekoſten, ebenfalls aus Kap. 2, 


*) & Jahrbuch V. Band, Seite 104 Art. 25. 
»9 Jahrbuch VI. Band, Seite 17 Art. 18. 
”) Jahrbuch VI. Band, Seite 21 Art. 13. 
T Jahrebuch L Band, Seite 7 Art. 6. 
rt) Forſt⸗ u. Sagblalender Jahrg. 1852, Seite 62 Art. 20. 
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Titel 30 zu gewähren. Die Vergütnung findet jedoch nicht Statt, wenn 
die Reife Behufs Ausführung der Förfter-Priüfung nothwendig wird.“ 

Hülfsjäger erhalten auch für die Tage, für welche fie die gefeßlichen 
Tagegelder für Reifen zu den Forftgerichts-Terminen beziehen, nur diefe 
Zagegelder, nicht aber daneben noch die Beichäftigungs-Diäten, 

Der Hitlfsauffeher- Fonds Kap. 2, Titel 6, wird hierdurd) vom 1. Yamuar' 
d. 5%. ab auf den Jahresbetrag von Thlr. 
buchſtäblich ⸗..... en “u 
erhöht. 

Die Königliche Regierung wird daher veranlaßt, dieſen Betrag Statt 
der bisher zahlbaren Summe vom Jahre 1874 ab zur Soll-Ausgabe 
zu fiellen und den Mehrbetrag gegen die bisher etatsmäßige Summe 
nachweiſen, aud auf den nächſten Berwaltungs-Etat übernehmen zu 
laſſen. 

Eine Ueberſchreitung dieſes Fonds iſt nicht zuläſſig. Müffen ertraor- 
dinaire Forſtſchutzkoſten aufgewendet werben, fo ift nad) der dieſerhalb 
in der Lircular-Berfügung vom 12. Februar 1867 Seite 2 und 3 ent- 
haltenen Vorſchrift zu verfahren. An die Stelle des dafelbft bezeichneten 
Yorfl-Ertraordinarii Abtheilung 2 und 3 tritt überall Kap. 2, Titel 30 
und an Stelle des Titel I der Titel 6, Kap. 2. 

Schlieglih wird wiederholt empfohlen, durch thunlichſte Beſchränkung 
in der Zahl der Perfonen zur Forſtſchutz⸗Verſtürkung und in der Zeit 
ihrer Annahme die desfallfigen Ausgaben nicht weiter auszudehnen, als 
es bei gehöriger Anfpannung aller etatsmäßigen Forſtſchutzkräfte durchaus 
unabmeisbar ift, um einen befriedigenden Zuftaud des Forſtſchutzes auf- 
recht zu erhalten. 


Der Finanz⸗Miniſter. 
Campbaufen. 


6. 
Betreffend eventuell zu gewährende, fortlaufende Unterftügungen an 
Staatsbeamte, welche vor Erlaß des neuen Penſionsgeſetzes vom 
27. März 1872 in den Nubeftand verſetzt waren. 


Cirkular⸗Verfũgung bes Finanz Minifteriums an bie Königl, Regierungen (ercl. Siginaringen) 
und an bie Königl, Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 8. April 1874. 


In der Eircularverfligung vom 20. März I. 4775, betreffend die Bewilligung 
fortlaufender Unterftüßungen an ſolche frühere Staatsbeamte, welche vor Erlaß 
des flir die Penfionirung der Beamten in einigen Punkten günftigeren Penfions- 
Geſetzes vom 27. März 1872 und vor Eintritt der in ben Jahren 1872 und 1873 
erfolgten Berbeflerung des Dienfteinfommens der activen Beamten, in den Rube- 
ftand verfegt waren, find hinſichts der penfionirten Beamten aus dem Refjort 
ber allgemeinen Yinanzverwaltung in Betreff der Prüfung der etwa eingegan- 
genen Gefuche, der Vorſchläge zu fortlaufenden Unterftügungen und der Zahlung 
derjelben, Beitimmungen getroffen. 

In Berfolg des Schluffes diefer Verfügung, wonach Hinfichtlich der Penfio- 
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naire aus den fibrigen Berwaltungs⸗Refſorts beſondere Verfügungen zu gewär⸗ 
tigen ſeien, wird in Bezug auf die Domainen⸗ und Forſwerwaltung beſtimmt, 
daß die in ber genannten Berfügung getroffenen Anordnungen auch auf die 
Benfionaire aus dem Reſſort diefer Verwaltung Anwendung finden und Modi- 
fifationen nur in foweit eintreten, daß: 
1) die Borjchlags-Rahmeifungen getrennt für die Domainen- refp. für die 
Forft-Berwaltung aufzuftellen und mit befonderen Berichten einzureichen 
find. 
2) über die etwa bemwilligten fortlaufenden Unterſtützungen befondere, den 
Domainen- reſp. Forfiverwaltungs-Mechnungen beizufligende Ouittungen 
zu ertheilen find, die Ouittungsleiftung demnach nicht in der Penfions⸗ 
Quittung erfolgen darf, und 
3) etwa in Wegfall gekommene Unterfiügungen aus dem Reſſort der Do- 
mainen- und Forſwerwaltung nicht in die Veränberungs-Nahmweifung 
für den Fonds der Central-Yinanz-Berwaltung aufzunehmen, fondern 
a) fiir die Domainen-Berwaltung in dem, den Ouartal- refp. Final⸗ 
Abichlüffen diefer Verwaltung zum Ausgabe-Zitel 7 beizufligenden be- 
fonderen Abſchluß nachzuweiſen, und 

b) für die Forfiverwaltung in den Duartal- und Final⸗Abſchlüffen der- 
felben bei dem Ausgabe-Titel 3 des 4. Kapitels erfihtlicdh zu machen 
find. 

Es wird dabei noch bejonders darauf aufmerffam gemacht, daß bei 
den Borfchlägen zn Unterftügungen für penftonirte Beamte, die jelbft- 
verſtändlich nur anf befondere Geſuche zu machen find, die Differenz 
zwifchen dem nad) der Verfügung vom 20. März cr. ermittelten und 
dem wirklich gezahlten Benftonsbetrage nur das Marimum der vorzu- 
ſchlagenden Unterftügungen bezeichnen fol und dieſes nyr in ganz 
befonberen, gehörig zu motivirenden Fällen in Vorſchlag gebracht 
werden darf, fonft aber nur diejenigen Unterftitungsbeträge vorzu- 
fchlagen find, welche mit Rüdfiht auf die Berhältniffe der Betreffen- 
den als unabweisliches Bedürfniß angefehen werden müffen. 

Es ift ferner die Frage der Witrdigleit der Penſionaire zu beriid- 
ſichtigen, auch ift nicht außer Acht zu laffen, daß die im Laufe des 
Jahres 1874 einzelnen penfionirten Beamten bereits bewilligten ein- 
maligen Unterftügungen bei den Borfchlägen in Anrechnung gebracht 
werden. 

SinanyWinifterium. Abtheilung für Domainen und Forſten. 
vd. Strang. v. Hagen. 


7. 
Die Bezeich nung „Forfthlilfgauffeher” betr., nebft Beſtimmungen über 
Abmefjung der Befoldungen nad den Jahren der Militair-Dienftzeit. 
d des Finanz Minifters an eine Königl. Regierung, abihriftlih an die anderen Re⸗ 
erungen (excl. Sigmaringen) unb an bie Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 
Berlin, den 12. April 1874. 


n Beiheidung auf den Beriht vom 25. v. M. wird der Königlichen 
‚ung folgendes ermiedert. 
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Die Bezeichnung „Forſthülfsaufſeher“ iſt durch das Reſcript vom 12. Februar 
1867*) nicht in Wegfall gebracht, vielmehr aus demſelben erſichtlich, daß dieſes 
Wort die gemeinfchaftliche Bezeichnung für Forftauffeher und Hülfsjäger zu- 
fammen bildet, wie auch aus dem Rubrum des Tit. 6, Kap. 23**) des Forft- 
Etats: „zur Nemunerirung von Forſthülfsaufſehern“ hervorgeht. 

Die Annahme, daß an Stelle des 8. Dienftjahres, von deffen Zurücklegung 
das oben allegirte Refcript vom 12. Februar 1867 die Zuläffigleit der Ernen- 
nung zum „Forftaufieher“ abhängig macht, durch das Reſcript vom 23, Novem⸗ 
ber 1870***) das 6. Dienftiahr getreten, trifft nicht zu. 

Das letztgedachte Reſcript jet an die Stelle des 8. Dienftjahres das 6. nur 
in Beziehung auf den $ 20 des Regulativs nom 1. Dezember 1864 +), Gerpflich⸗ 
tung zur Anmeldung der Refervejäger für den Staatsforftdienft) und ift durch 
den $ 20 des neuen Regulativs vom 8. Januar 1873FF) inzwiſchen bereits da⸗ 
hin modificirt, daß an die Stelle des 6. Dienftiahres das lebte active Dienftiahr 
im Bataillon getreten if. 

Um die Webereinftimmung mit der durch die Verfügung vom 17. Februar 
d. J. (f. oben Artikel 5) für die Bemeflung der Beſoldung beftimmten Dienft- 
zeiten-Abftufung berzuftellen, will ich aber die Borfchrift des Reſcripts vom 
12. Yebruar 1867, daß zu Yorftauffehern außer Forfiverforgungsberechtigten der 
Klaffe A I. nur mindeftens 8 Jahr gediente Referve-äger der Klaffe A I. er- 
nannt werden dürfen, dahin modificiren, daß zu Yorftauffehern ernannt werden 
können die Reſerve⸗Jäger der Klaffe A L, melde eine Militair-Dienftzeit bon 
7 Jahren zurüdgelegt haben. 

Jüngere Rejerve-Jäger, auch wenn fie in einer Stellung ſich befinden, mo 
die dauernde Stationirung eines Hilfsbeamten für den Forſtſchutz als nothwen- 
dig zu erachten ift, find nur als Hülfsjäger anzunehmen und zu behandeln, 
bitrfen alfo auch nur Tages-Diäten erhalten. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
ZA: v. Hagen. 


8. 
Einjährige und mehrjährige Unterftügungen für Domainen- vefp. 
Forftbeamten-Wittwen und Waifen betr. 


Berlin, den 14. April 1874. 

Wie jin der Berfügung vom 28. März d. J. hinſichts der Unterftligungen 
für Wittwen und Waijen aus dem Reſſort der Central⸗Finan z⸗Verwaltung an⸗ 
geordnet worden, wird auch in Betreff derjenigen Perſonen, welche alljährlich 
. aus dem Wittwen- und Waiſen⸗Penſions⸗ und Unterftiungsfonds der Domainen- 
und ' der Forftverwaltung regelmäßig wiederkehrende außerordentlihe Unter- 
ſtützungen zu erhalten pflegen, die Ermächtigung zur Zahlung von ſolchen, in den 
für angemeffen erachteten Jahresbeträgen, fortan auf eine Mehrzahl von Jahren 
ertbeilt werben. 





2) 6. Jahrbuch I. 8b. Seite 7 Artikel 6. 
”) ©. Jahrbuch VI. Bd. Seite 61. 
»x) 5, Jahrbuch ILL. Bd. Seite 147. 

r) ©. Forſt⸗ u. Sagblalenber 1866 Seite 38. 
+r) ©. Jahrbuch VI. Bd. Seite 96. 
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E finden in dieſer Beziehung die in der oben genannten Verfügung ge- 
mochten Andeutungen reſp. die getroffenen Anordnungen aud in Betreff der 
Unterfiägnugen für Wittwen und Waifen aus dem Weflort der Domainen- und 
Forſt⸗Berwaltung im Allgemeinen Anwendung, jedoch mit folgenden Modifi⸗ 
Istionen: 

1. Die Borjchlags-Nachmweifungen zur Bewilligung mehrjähriger außer- 
ordentlicher Unterflügungen für Domainen refp. Forſtbeamten⸗Wittwen 
und Waiſen find nicht nach dem, der oben genannten Berfligung bei- 
gegebenen Schema B, fondern nad dem flr die Domainen- und Forſt⸗ 
Bermwaltung vorgeichriebenen bisherigen Schema für einmalige Unter- 
flügungen unter Hinzufügung der Kolonne „Zeitperiode”, und zwar 
fiir jede der beiden Verwaltungen getrennt aufzuftellen und mit be» 
fonderen Berichten zu den bisherigen halbjährlichen Terminen, Mitte 
Sanuar und Mitte Zuli jeden Jahres hier einzureihen. Den Berichten 
find Hinfichts der im außerordentlichen Fällen nur für einmal vorzu⸗ 
jchlagenden Unterftigungen befondere Nachweiſungen nach demſelben 
Schema unter Weglaffung der Kolonne „Zeitperiode” beizufligen. 
Die erften Vorſchlags⸗Nachweiſungen zu mehrjährigen außerorbent- 
lichen refp. zu einmaligen Unterftügungen find demnach fir das II. 
Semefter 1874 Mitte Juli d. J. bier einzureichen. 

2. Ueber die auf Grund der Ermädtigung zur Zahlung von Unter- 
fügungen auf mehrere Jahre, im Laufe eines jeden Jahres wirklich 
gezahlten Beträge find die nach dem Schema A. der Verfügung vom 
23. v. M. aufzuftellenden Berzeichniffe, und zwar für bie Domainen- 
und die Forſt⸗Verwaltung ebenfall3 getrennt, mit befonderen Berichten 
bis fpäteftens zum 5. Januar jeden folgenden Jahres bier einzu- 
reichen. 

3. Die wegen eingetretenen Ablebens oder in Folge fonfliger veränderter 
Umftände von den dieſſeits bewilligten Unterftügungen in Wegfall ge- 
tonımenen Beträge find für die Domainen- und Forft-Verwaltung 
nicht in den die Fortzahlungs-Vorſchläge begleitenden Berichten, fon« 
dern in dem sub 2. erwähnten Verzeichniffe vor der Linie namhaft zu 
machen, und zwar unmittelbar hinter den Unterftütungen, welche auf 
Grund einer und derfelben dieffeitigen Verfiigung gezahlt worden find, 
jo daß die bewilligten Unterftütungen hinter einander als gezahlt reip. 
als in Wegfall gelommen nachgewiejen werben. 

4. In Betreff der Veränderungen bei den fortlaufenden Unterftügungen 
bedarf es in Betreff der aus dem Neffort der Domainen- und Forſt⸗ 
Berwaltung der am Schluffe der Eingangs genannten Verfügung er- 
wähnten befonderen Einjendung von Nachmeifungen nicht, es behält 
vielmehr hei der bisherigen Anordnung fein Bewenden, wonad: 

a) für die Domainen-Berwaltung den Quartal⸗ reſp. Final-Abichlüffen 

zu dem Ausgabe-Titel 7 bejondere Abjchlüffe beizufligen find, und 

b) in den Quartal» und Final-Abjchlüffen der Forft-VBerwaltung bei 

dem Ausgabe-Zitel 3 des Kapitels 4 Hinfichts des Jahres⸗Solls 
und der gezahlten fortlaufenden Unterftügungen und Erziehungs» 
gelder und der angewiejenen rejp. gezahlten einmaligen Unter- 
flügungen die vorgejchriebenen Vermerke gemacht werden. Die auf 
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Grund der auf mehrere Jahre erfolgten Bewilligungen gezahlten 
außerordentlichen Unterſtützungen ſind dabei nicht als fortlaufende, 
ſondern als einmalige zu behandeln und beſonders erſichtlich zu 
machen. 


Finanz⸗Miniſterium, Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strantz. v. Hagen. 


——— — — 


Diäten und Reiſekoſten. 


9. 

Anderweite Regulirung der Dienſtaufwands⸗ und Fuhrkoſten⸗-Averſa 
der Forſtmeiſter und Oberforſtmeiſter, und Tagegelder derſelben betr. 
Circular⸗Verfügung des Finanz⸗Miniſters an bie Königl. Regierungs⸗Präſidien (excl. 
Sigmaringen) und an ben Präfidenten ber Königl. Finanz⸗Direktion zu Hannover, 


Berlin, den 21. Februar 1874 

Nah Mafgabe des Staatshaushalts-Etats pro 1874 find die Dienftauf- 
wands-Averfa der Forftmeifter und das Fuhrkoſten⸗Averſum des Oberforftmeifters 
vom 1. Januar 1874 ab anderweit jo regulirt worden, wie die umftehende Nach⸗ 
weifung erfichtlih mad. 

Denjenigen Beamten, welche eigene Dienftpferde halten, Tann der umftehend 
verzeichnete Betrag in Monatsraten pränumerando oder in Duartalsraten zu 
Anfang des dritten Monats jeden Quartals gezahlt werden. Die Zahlung ift 
in diefen Fällen durch das vorgefchriebene Atteft über Unterhaltung eigener 
Dienftpferde zur Rechnung zu juftificiren. Wenn der Fall eintritt, daß durch 
Berluft oder Wechfel eines oder mehrerer Pferde eine Zeit Iang die erforderliche 
Dienft-Equipage nicht vorhanden ift, fo will ih, wenn dieſe Zeit nicht über 6 
Wochen dauert, der Eircular-Berfügung vom 11. Mai 1851 *) entfpredend, auch 
ferner geftatten, daß eine ſolche Unterbrechung unberüdfichtigt bleib. Dauert 
diefelbe aber länger als 6 Wochen, fo gilt, fir die ganze Dauer der Unterbredung 
daffelbe, was für den al einer Dispenfation von der Pferbehaltung be- 
ſtimmt iſt. 

Denjenigen Beamten, welchen das Königliche Regierungs-Präſidium die 
Dispenfation von der Unterhaltung eigener Dienftpferde mıt Vorbehalt jederzeitigen 
Widerrufs und unter der Verpflichtung, ſich den für ſolche Fälle vorgejchriebenen 
und etwa noch weiter anzuordnenden Bedingungen zu unterwerfen, ertheilt, darf 
das Dienftaufmands- reſp. Fuhrkoften-Averfum nur nach und nach in fo meit 
gezahlt werden, als es durch ben zu führenden Berwendungs-Nachmeis als be⸗ 
reits verwendet nachgewieſen, zugleich aber auch nach Verhältniß der Zeit bereits 
zahlbar iſt, ohne den erſt auf einen folgenden Monat treffenden Antheil des 
disponiblen Jahresbetrags anzugreifen. 

Die Zahlung der Jahresſumme iſt in dieſen Fällen durch ſpecielle Mini- 
fterial-Berfligung, welche auf Grund der pünktlich zum 27. Dezember jeden 


*) ©. Forſt⸗ und Jagdkalender 1853 Seite 433 Art. 6. 
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Jahres einzureichenden Berwendungs-Nachweifung ertheilt wird, zur Rechnung 
zu juftificiren. Daß diefe Verwendungs⸗Nachweiſungen rechtzeitig bier eingehen, 
nachdem fie dort durch einen Rechnungsbeamten nad) den Entfernungen, den 
Eägen und in calculo gehörig geprüft, berichtigt und befcheinigt find, baftir 
wolle das Königliche Regierungs-Präfivium Sorge tragen. 
Bur Beachtung bei Aufftellung der VBerwendungs-Nachweifungen, melde 
genau nach umflehendem Formulare zu führen find, iſt ben betreffenden Beamten 
Folgendes mitzutheilen: 
1. Die Zagegelder ber Forftmeifter find nad ben geſetzlichen Sätzen zu 
berechnen wud auf das Dienſtaufwands⸗Averſum in Anrechnung zu 
bringen. Die Oberforftmeifter erhalten dagegen bie Tagegelder aus 
Kapitel 2 Titel 30 neben dem Fuhrkoſten⸗Averſum. 
2. Die Fuhrkoſten werden ebenfalls nach den gejetlichen Säten berech⸗ 
net, foweit die Meilenzahl feftzuftellen und maßgebend if. Soweit 
letzteres, wie bei den in der Forft ſelbſt zur Erledigung der Geſchäfte 
gemachten Zouren, nicht der Fall ift, erfolgt die Berechnung nad 
Baldtouren, und zwar die volle Waldtour zum Satze von ſechs 
Thalern. Dabei find für eine auf die Walbbereifung verwendete 
Zeit von 
über 7 Stunden eine volle Walbtour, 
über 5 bi8 7 Stunden %, Waldtonren 
n 3 n 5 " I/g n f 
” Ya „ 3 " 1% ” 

zu rechnen. 

Neben dem Anfate einer vollen Waldtour find jedoch Meilengelder 
für den Weg vom Nachtquartier zum Walde und zuriüd, mit Aug- 
nahme der Eifenbahrmwege, nur dann zuläffig, wenn die auf Bereifung 
de3 Waldes an einem Tage verwendete Zeit iiber 10 Stunden hinaus⸗ 
geht und gleichzeitig die Entfernung des Nachtquartierd vom Walde 
mebr als eine halde Meile beträgt. Außer ın diefem alle dürfen 
für denjelben Tag neben einer vollen Waldtour nicht noch Landweg⸗ 
meilen berechnet werden, oder, wenn fiir außerhalb des Waldes zu- 
rückgelegte Streden Landweg-Meilen in Rechnung geftellt werden, 
dann dürfen flir denfelben Tag nur /,, Is, oder 34 Waldtouren nach 
dem oben angegebenen Beitmaßftabe in Anja kommen. Die auf bie 
Baldtonr verwendete Stundenzahl ift überall zu vermerken. 

3. Die Oberforfimeifter erhalten für jeden Tag, an welchem fie wirklich 
eine Fahrt ausgeflihrt haben, Einen Thaler Fuhrfoftenzulage aus Ka- 
pitel 2 Zitel 30 des Forfi-Etats neben dem Fuhrkoften-Averfum. Diejes 
leßtere darf aber, wenn fie von der Haltung eigener Dienftpferde 
dispenfirt find, nur inſoweit gezahlt werden, als der Nachweis ge- 
führt ift, daß folches nach Abzug der erhaltenen Fuhrloftenzulage von 
der als verwendet nachgewieſenen Summe wirklich verwendet worden 
it. Wenn aljo 3. B. bei einem Averfum von 700 Thlr. und nah 
Empfang von 80 Thlr. Fuhrkoſtenzulage, die Verwendungsnachweiſung 
an Meilengeldern, Zu- und Abgangsverglitungen, Waldtourgeldern 
und Heinen Ausgaben (sub 4) zufammen nur 760 Thlr. ergäbe, fo 
wilden am Averfum O Thlr. gekürzt werden müffen und nur 680 Thlr. 
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Anerfum gezahlt werden dürfen. Zu den Berwenbungs - Nad- 
weifungen ift das umftehende Formular, welches mit Beifpiel der Be- 
rechnung für die Oberforfimeifter verſehen it, in Anwendung zu 
bringen. 

4. Für Ausgaben an Botenlöhnen, Koften der Beforgung der Poſtſachen, 
der Schreib- und Zeichenmaterialien, der Beichaffung von Schreib- 
und Zeichnenhülfe und;dergieichen, darf, ohne fpeciellen Nachweis durch 
Beläge in den Verwendungs-Nachweiſungen nur berechnet werden: . 

von einem Forſt⸗Inſpectionsbeamten ein Pauſchquantum von 2 Thlr. 
pro Monat, 
bon einem Ober-Forftbeamten, da derfelbe die Schreibmaterialien- 
Berglitung als Mitglied des Kollegiums bezieht, ein Pauſchquan⸗ 
tum von nur 1 Thlr. pro Monat. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Camphauſen. 





Die in der vorſtehenden Verfügung erwähnte Nachweiſung enthält zunächſt: 
Bezeihnung des Beamten — der Stelle — des vom 1. Jannar 1874 ab 
als Fubrloften- Averfum reip. Dienftaufwands- Entihädigung zu gemährenden 
jährlichen Geldbetrages. Darauf folgt: 


Nachweiſung 
über die Verwendung des Fuhrkoſten-⸗Averſums 
Dienftaufwands- 
von der Oberforftmeifter- 
Stelle 
Forftmeifter- 
pro........ 
mit den Rubriken: 

A. Monat, Tag. 
B. Zahl der Tage. 
C. Reifeweg und dienftlihe Verrichtungen. 
D. Zahl der Stunden, welche auf Waldtouren ohne Berehnung von Meilen 

verwendet find. 
E. Waldtouren. 
F. Meilen 

a. auf Landwegen, Die Meilenanſätze find für jede beſondere 

b. mittel? der Eifenbahn, Reife auf Fünftel abzurunden. 
G. Zu: und Abgänge auf Eifenbahnen. 

Summa der Columnen B. und E. Fa., Fb., G. 

Beifpiel zur Berehnung für die DO berforftmeifter. 


781% Waldtouren & 6 Thle.. - - 2 2 2 2 20er = 471 Thlr. 
154 Meilen Landweg & 1 Thle. 15 Saor. . . 2... = 23 „ 
108° „ Eiſenbahnweg & 10 Sıgr. . . . > 2200. = 6 „ 

10 Eifenbahn-Zu- und Abgänge à 1 Thlr... = 10 „ 


Pauſchquantum für Botenlöhne 2c. 12 Monate à 1 The. == 12 „ 
Summa der Verwendung 760 Thlr. 
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Rad) den Entfernungen, den Sägen und in calculo revibirt nnd richtig 
Befunden. AN. 
Negierungs- Sekretär. 
Darauf find empfangen: 
Aus Kapitel 2 Titel 30 an Fuhrloftenzulage für 80 Reiſetage 


a1 be... ... 29 00.. en 80 Thlr. 
Bleiben auf das Fuhrkoſten⸗Averſum in Anrechnung zu bringen 680 Thlr. 
Das Fuhrkoſten⸗Averſum beträgt - -. - - - - 2 20000 700 Thir. 
Mithin find weniger nahgewielen - - - -. > 22200. 20 Thlr. 


(Ort, Datum und Unterfchrift.) 


Strafen- und Wegeban. 


10. 

Nachweiſung der zur Uebertragung auf die Provinzial-Verbände ge- 
eigneten Wege- und Brüdenbau-Perpflichtungen. 
Eircular-Werfügung bes Finanzminifters an bie Königl. Regierungen (ercl. Sigmaringen) 

und an die Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 
Berlin, den 21. März 1874. 

Behufs Erweiterung der Selbft-Berwaltung foll in Erwägung genommen 
werden, die Berpflichtung zum Bau und zur Unterhaltung der öffentlichen Land⸗ 
ſtraßen und Wege, ſowohl der dauffirten wie der nicht hauffirten, ſoweit deren 
Koften Bisher vom Staate getragen find, unter Ueberweifung der dazu in dem 
Etat ausgefegten Mittel, auf die Provinzial-Berbände zu libertragen. 

Hinfihtlich der im Bereiche der Domainen- und Forſt⸗Verwaltung beftehen- 
den Wege⸗ resp. Brückenbau⸗Verpflichtungen werben hierbei diejenigen Bauver⸗ 
pflichtungen nicht in Betracht zu ziehen fein, welche dem Fiscus in feiner Eigen- 
Khaft als Gutshefiter, vermöge der Adjacenz, ebenjo wie jedem andern Beſitzer 
ebliegen, oder in Betreff deren Fiskus ein befonderes Intereſſe dabei hat, ſich 
die Unterhaltung derjelben vorzubehalten, wohin bezüglich” der Forſtverwaltung 
alle diejenigen Wege, Brüden zc. gehören, welche als Holzabfuhrmwege ꝛc. umd 
dem fpeciellen Bedürfniſſe der Forſt-Verwaltung dienen und welche auch ferner 
in ber Unterhaltung der Forfiverwaltung bleiben müſſen; während andere aus 
dem etatSmäßigen Fonds Kap. 2 Tit. 16*) etwa noch zu unterhaltende allge- 
meine Verkehrsſtraßen, Brüden zc., an denen ein derartiges ausſchließliches Inter⸗ 
ee der Forſt⸗Verwaltung nicht befteht, ebenfall$ den Provinzial-Berbänden zu 
Kberweifen fein würden. 

Der Umftand, daß fpecielle rechtliche Verpflichtungen für den Fiskus zum 
Ban und zur Unterhaltung von Wegen, Brüden ꝛc. beſtehen, würde einer Ueber⸗ 

ng Diefer Laften an die Provinzial-VBerbände nicht entgegen fein, da darauf 

acht genommen werden muß, denfelben die ihnen zur jelbftfländigen Verwal⸗ 

zu überweifenden VBerwaltungszmeige möglihft volftändig und abgefchloffen 

bertragen. 
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Die Königliche Regierung wird demgemäß veranlaßt, ſowohl hinſichtlich der 
Domainen- als aud der Yorfi-Berwaltung je eine Nachweiſung aller hierbei in 
Betracht kommenden Wege- und Bridenbau-Berpflichtungen, welche fih zur 
Uebertragung auf die Provinzial-Berbände eignen, unter Angabe der auf die in 
Rede ftehenden Bauten nad einem ſechs⸗- bis zmwölfjährigen Durchſchnitt bisher 
verwendeten jährliden Koften aufftellen zu laffen und fchleunigft und längſtens 
in 3 Wochen einzureichen. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
Campbaujen. 


Holzabgabe und Holzverfauf. Nebennutungen. 


11. 
Der gegen Gewalt oder Drohung bei Verjteigerungen gerichtete 
$ 270 des Preußiſchen Strafgefegbuches ift durch die Strafgefeßgebungen 
des Norddeutfchen Bundes und des Deutſchen Reiches nicht außer 
Kraft gefekt. 


Eirkular-Verfügung bes Finanz Minifteriums an die Königl. Regierungen und an bie Königl. 
FinanzDirection in Hannover, fowie an ben Königl. Geh. Reg.:Rath Kühlenthal in 
Berlin. 

Berlin, den 13. Februar 1874. 

In Berichten der Provinzial-Regierungen ift wiederholt die Anficht vertreten 
worden, daß der 8 270 des Preußiſchen Strafgeſetzbuches, welcher eine Geldbuße 
bis zu dreihundert Thalern oder Gefängniß bis zu ſechs Monaten androht, wenn 
Jemand Andere vom Mit- oder Weiterbieten bei öffentlichen Verſteigerungen 
durch Gewalt oder Drohung oder dur Zufiderung oder Gewährung eines 
Bortheils abhält, durch das Strafgejegbuh für den Norddeutihen Bund vom 
31. Mai 1870 resp. durch das Strafgeſetzbuch für das Deutiche Reich vom 
15. Dat 1871 aufgehoben ſei. Dieſe Auficht ericheint indeffen ſteinesweges 
zweifellos, Allerdings ift jene Strafvorfchrift des 8 270 des Preußiſchen Straf- 
gejeß-Buches in das Strafgefeßbud fiir den Norddeutichen Bund, resp. für das 
Deutihe Reich nicht mit übernommen worden und zwar in Folge eines Be- 
ihluffes des Reichſtages, durch melden der mit dem citirten $ 270 übereinftim- 
mende $ 283 des Entwurfs befeitigt wurde: Es Tann aber aus dem Umftande 
daß es in dem neuen Strafgeſetzbuche an einer, dem $ 270 des Preußifchen 
Strafgeſetzbuches entiprechenden Strafbeftimmung fehlt, nicht ohne Weiteres ge- 
folgert werden, daß die in dem citirten 8 270 vorgejehenen Handlungen jet 
nicht mehr ftrafbar feien. Bielmehr wird die Entfcheibung über die Frage: 

ob der citirte 8 270 auch jetzt noch in Kraft befteht, 
nur aus dem $ 2 des Einfüihrungsgefees zum Strafgefehbudh fir den Nord- 
beutijhen Bund entnommen werden können. Durch diefen $ 2 ift aber dag 
Preußiſche Strafgejegbuh nicht vollftändig, fondern nur injoweit außer Kraft 
gejegt worden, als baffelbe Materien betrifft, welche Gegenftand des Strafgejet- 
buches für den Norddeutichen Bund geworden find. Es ift Hiernach nicht die 
erfolgte Aufhebung, fondern im Gegentbeil die fortvauernde Gültigkeit des citirten 
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$ 270 anzımehmen, da diejenige Rechtsmaterie, zu welcher derſelbe gehört, in 
dem Strafgefeßbuh für den Norddeutſchen Bund unberüidfichtigt geblieben if, 
indem fi das letere mit dem Schuge ber öffentlichen Berfteigerungen gegen 
die im & 270 vorgefehenen Mißbräuche iiberhaupt nicht befaßt. 

Die Aufreiterhaltung der Strafbeftiinunung bes mehrgebadhten 8 270 hat 
für das Refſort der Domainen- und Forſtverwaltung eine weientliche Bedeutung, 
da in demfelben vielfache Berfleigerungen ftattfinden, bei welchen das fisfaliiche 
Iutereffe Durch Sollufionen der in dem 8 270 vorgefehenen Art, wenn diefelben 
fernerhin als ſtraflos gelten follten, erheblich gefhädigt werben könnte. Es iſt 
daher von Wichtigkeit, die in Rede ſtehende Frage durch gerichtliche Rechtiprechung 
zum Austrag zu bringen, und der Herr Juſtizminiſter hat fi) auf Ddiesfeitige 
Cosumunilation bereit erflärt, in biefer Beziehung die Beamten der Staatsan- 
weltichaft mit der nöthigen Weifung dahin zu verjehen, daß eintretenden Falles 
bie Frage der Entſcheidung der Gerichte unterbreitet und eventl. durch Beſchrei⸗ 
img der zuläffigen Inſtanzen weiter verfolgt werbe. 

Die Königliche Regierung hat demnach, fobald der Thatbeftand des citirten 
5270 vorfiegt, auf Grund defielben das Strafverfahren zu ertrahiren, von deſſen 
Ausfall beſondere Anzeige zu erflatten ift. 

Finanz Minifterium. NAbtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strang. v. Hagen. 


Banweien. 


12. 


Die Anwendung des beſchränkten Submiffionsverfahrens bei fiskaliſchen 
Bauausführungen betr. 


Beſcheid bes Finanz⸗ Miniſters und bes Minifters für Handel zc. an eine Rönigl, Regierung 
unb abſchriftlich an die anderen Regierungen, die Lanbbrofteien, bie Königl. Finanz⸗Direction 
zu Hannover x. 


Berlin, den 18. Februar 1874. 

Eine Abänderung der den Provinzialbehörden durch unfern Erlaß vom 
10. Rovember v. J. ) ertheilten Borjchrift, wonach von allen zur Anwendung 
des beichränften Submilfions-Berfahrens ober der Berdingung aus freier Hand 
ertheilten Ausnahme-Genehmigungen hieher Anzeige zu erftatten if, ericheint ung, 
wie wir der Königlichen Regierung auf den Bericht vom 4. Dezember v. J. er- 
öffnen, weder geboten noch zuläffig. Unbedenklich ift es dagegen, daß dieje An- 
zeigen fiir die Folge nicht fiber einen jeden einzelnen all, ſondern vierteljährlich 
über alle in dem abgelaufenen Zeitraume vorgekommenen Fälle veffortweije er- 
Rattet werden. 

Die Grenze, fiber welche hinaus es bei fistalifhen Nen- und Reparatur 

‚eu der Veranſchlagung durch einen Baubeamten bedarf, von 50 auf 100 

-, Hinauszufegen, liegt bereits in unferer Abſicht, und wird durch bie dem— 
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nächft hierliber ergebende Anordnung die Schlußbemerfung Ihres Berichts gleich- 
zeitig ihre Erledigung finden. 
Der Finanz Miniiter. 


Camphauſen. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Dr. Achenbach. 


Bermeſſungsweſen. 


18. 
Die Fortichreibung der zur Sicherung der Marffteine für die trigono- 
metrifchen Punkte der Yandesvermeifung erworbenen Grundfläcden in 
den Grundfteuer-Stataftern betreffend. 


BircularzVerfügung des Finanz⸗ Miniſteriums, Verwaltung ber birecten Steuern, au bie 
Königlihen Regierungen in ben ſechs öftlihen Provinzen. 
Berlin, den 7. Oltober 1873. 

Nah Erlaß der Grundbuhordnung vom 5. Mai 1872 (G.⸗S. für 1872 
S. 446) genligt es nicht mehr, diejenigen Grundflächen, welde zur Sicherung 
der Marffteine fiir die trigonometrifhen Punkte der Landesvermeflung erworben 
werden, lediglih in der durch Die Anmeifung vom 9. März 1866 *) und durch 
die Berfiigung von demfelben Tage vorgefchriebenen Weife in den Grundfteuer- 
farten zu bezeichnen. Bielmehr find aus den fraglichen Grundflächen befondere 
Parzellen zu bilden, welche in formeller Beziehung ganz nach den für die Ab- - 
zweigung von Grundftliden beftehenden allgemeinen Borfchriften mit bejonderer 
Parzellennummer .verfehen, im Grundfteuerfatafter fortgefchrieben werden. 

Die Flächeninhalte diefer Grundflächen find aber nicht, wie e8 in ber 
Katafterverwaltung in den ſechs öftlichen Provinzen in der Regel geſchieht auf 
volle Zehner von Quadratmetern abzurunden, fondern mit Rückſicht auf den 
geringen Umfang bderfelben in vollen einzelnen Quadratmetern, nebft dem auf 
fie entfallenden Reinertrage anzugeben, fo daß beijpielsweife bei dem gewöhnlichen 
Umfange von O0 DFuß ein Flächeninhalt von 2 Im anzugeben ft, welche in 
gleich genauer Rechnung von der Stammparzelle abzufchreiben find. 

Die Eintragung erfolgt auf einem bejonderen Mutterrollenartitel für jeden 
Gemeinde» bezw. jelbfifländigen Gutsbezirk unter der Bezeichnung „Fistus, Landes⸗ 
triangulation“, und zwar in der Kategorie der grundfteuerfreien Liegenſchaften. 

In den Gemarlungsfarten bewendet e8, da ber Maßftab derfelben die Dar- 
ftellung der fraglichen Heinen Parzellen mit befonderen Flächen nicht geftattet, bei der 
durch die Verfiigung vom 9. März 1866 vorgejchriebenen Darftellung, jedoch 
find in diefelben felbftverftändlicd außerdem die neuen Parzellennummern einzu- 
tragen. 

Die nad $ 58. der Grundbucdhordnung vom 5. Mai 1872 und nah Art. 
4 der Zuſatzbeſtimmungen vom 16. Auguft 1872 (Min.Bl. von 1873 ©. 48) 
erforderlichen, den Ueberlaffungsurfunden beizufligenden Auszüge und Handzeich- 


*, ©, Forſt⸗ und Jagdkalender 1867 Seite 77 Art. 45. 
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nungen find gemäß 8 20 der Anweiſung V. vom 17. Januar 1865 von ben 
Rataftertontroleur gebührenfrei auszufertigen, und aud im Liebrigen dürfen außer 
den im $ 8. der Anmeilung vom 9. März 1866 bezeichneten Koften durch die 
Uebernahme der mehrgedachten Grundflächen in das Urundfteuerlatafter, nament- 
fh audy durch die Anfertigung der Supplementlarten zc. befondere Koſten nicht 
entſtehen. 

Die Königliche Regierung wolle hiernach das weiter Erforderliche anordnen. 

Finanz ⸗Miniſterium, Berwaltung ber direrten Steuern. 
Schuhmann. 


14. 


Die Beſchaffung von Nivellir-Geräthſchaften für einzelne Ober- 
förftereien betr. 

Berfügung des Finanz-Miniſters an bie Königl. Regierung zu Königsberg, unb ab: 
Ihriftlih an bie anderen Regierungen (ercl. Sigmaringen) unb an bie Königl. Finanz⸗ 
Direction zu Hannover. 

Berlin, den 16. März 1874, 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 21. v. Mts. wird zur Er- 
lebiguug des Notats 6. B, der Königlichen Ober-Rechnungskammer gegen bie 
Ratural- und Eultur-Rehnung der Oberförfterei Sadlowo pro 1872 genehmigt, 
daß zum Jnventarium der. genannten Oberförfterei eine einfache, für ben Ge⸗ 
brauch der Forſiſchutzbeamten bei den Wege- und Entwäfferungsanlagen geeignete 
Rivelliv-Wage für den Preis von 2 Thlr. 16 Sgr. 1 Pf. aus dem Gulturfonds 
beſchafft worden ift. 

Gleichzeitig wird die Königliche Regierung ermächtigt, dergleichen zur Be— 
nugung durch die Schugbeamten bei den Wege- und Entwäfferungsanlagen be- 
ſtimmte einfache Nivellir- Geräthichaften auch für andere Oberförftereien des 
dortigen Bezirkes, wo das Bedürfniß dazu eintritt, als Inventarienſtücke aus 
den Forft-Eulturfonds beichaffen zu laffen. 

Zu der etwa in befonberen Fällen für nöthig zu erachtenden Beſchaffung 
feinerer Nivellir⸗Inſtrumente ift dagegen auch feruerhin zuvor die dieffeitige Ge- 
aehungung einzuholen. 

Der Finanz Minifter. 
A: v. Hagen. 


15. 
Auszug 
ans dem Entwurfe einer Anleitung zur Eintheilung, Vermeſſung :c. 
der Königl. Preußiſchen Staatsforften ꝛc. 
(Bom 3. März 1874.) 
Behandlung der Inftrumente. 


Wenn den Forfigeodäten zur Ausführung der ihnen übertragenen forftgeo- 

rıfchen Arbeiten die größeren foftipieligen Winfelinftrumente, als Theodoliten 

Bonffolen, ſowie die Rivellirinftrumente und Planimeter vom Forſteinrichtungs⸗ 
buch d. Pr. Forſt⸗ nud Sagbgefepgebung. VII. 2 


Büreau geliefert werden (Stablmeßbänder und Teinere Gerätbichaften: wie 
Meßruthen, Meß- und Viftrftäbe, Zeichnenwerkzeuge müffen fie ſich ſelbſt halten), 
jo gelten binfichtlich ihrer Behandlung folgende Borfchriften: 

1. Die genannten Inſtrumente find bei der Verſendung durch die Poft 
und zur Eifenbahn, ſowie auf Reifen flet8 nur in einem ſtarken ver- 
ſchließbaren Doppelfaften zu transportiren, welcher im Yorfteinrichtungs- 
DBüireau beſchafft, äußerlich an den Kanten mit Eifenbefchlag, zur Seite 
mit 2 Handgriffen und auf dem Dedel mit der eingebraunten Auf- 
ſchrift verſehen wird: 


Messinstrument des Forsteinrichtungs-Büreaus 
im Königl. Finanz-Ministerium. 
Vorsicht! 


Im Innern if der Doppelfaften mit Filz, Werg-, Heu⸗ oder 
Strohüberzug fo auszufüttern, daß der hineinzufegende Inſtrument⸗ 
Taften überall einen weichen Gegendrud findet und nicht fchaufeln kann. 
Etwa noch verbleibende Heinere Zwifchenräume find mit Heu, Stroh, 
Papier zc. auszufittern. 

Bevor das Inſtrument in den Einfatlaften kommt, find die etwa 
Ioderen Sperrſchrauben anzuziehen, die Fernröhre und bei der Bouffole 
auch die Arretirungsichraube mit Bindfaden feftzubinden, damit ein 
Gegenftoß nicht erfolgt, bezw. die Magnetnadel nicht auf ihren Stift 

fällt und ſolchen beſchädigt. Die Zwiſchenräume, vorzugsweife die 
Stellen, mo möglicher Weiſe einzelne Anftrumenttheile ſich reiben 
unten, find behutfam mit Watte auszufüllen. 

Der auf Eifenbahy Neifende hat den Anftrumentlaften als Pafla- 
giergut, kann er ihn nicht in fein Coupee nehmen, behutſam in den 
Padwagen fegen zu laffen und ebenfo ihn daraus zu empfangen. In 
gleiher Weife ift bei Reifen auf der Poft die Ein- und Auspadung 
zu überwachen. Bei Benugung eines Fuhrwerls muß der Inſtru⸗ 
mentlaften auf dem Wagen fo untergebracht werden, daß etwaige 
Stöße dem Inſtrumente nicht ſchaden können. Beim Gebraude des 
Inſtruments ift daſſelbe ftetS tragen, nicht karren zu laffen. 

2. Die Infteumente werben, wenn fie auch nicht unmittelbar vor dereu 
Berleihung gereinigt und juftirt find, doch ftet$ nur in einem guten 
brauchbaren Zuſtande verausgabt. Der Forſtgeodät hat, wenn er das 
Inſtrument im Forfteinrichtungsbireau perſönlich empfängt, fofort, bei 
Meberjendung an ihn durch die Poft unmittelbar nad der Empfang- 
nahme und nad) der Ueberzeugung von der Brauchbarleit deſſelben, 
folgenden gebrudten Revers auszufiillen, zu vollziehen und bem Forft- 
einrichtungsbüreau zu itbergeben: 

„Ich erkläre den von dem Forſteinrichtungsbüreau zum forftlichen 

Gebrauche mir heute libergebenen unter dem . . tel - .... 

18 .. . mir überfandten Theodolit (die Bonffole, das Nivellir- 

infrument, den Planimeter) inventarifirt sub Tit . . Nr. . 

in gutem braudbarem Zuftande empfangen zu haben und für 

etwaige Beſchädigungen, welche das Inſtrument aus Mangel ſach⸗ 
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gemäßer Behandlung, oder aus Unvorſichtigkeit durch mich ober 

einen eren erleiden jollte, ans eigenen Mitteln aufzulonmen. 

NM... ba ei. .* 
N. NR. 


3. Der Gendät darf das Inſtrument nur auf befondere Anordnung, oder 


Einwilligung des Yorfteinrihtungsbüreaus an einen andern Gendäten 
abgeben. 

Der erflere Empfänger ift erfi dann von der Verbindlichkeit einer 
etwaigen Schabenerfahleiftung befreit, wenn der zweite Empfänger 
obige Erklärung dem Borinhaber abgegeben hat, welcher fie dem 
Forſteiurichtungsbüreau einfendet. Der erfte Hevers wird dann dur 
Hinweis auf den fpätern kaffirt. Geht das Inſtrument ſchließlich an 
das gedachte Büreau zurück und zeigen fi an bemfelben ſolche Be- 
ſchädigungen nicht, welche einer fehlerhaften, oder fahrläffigen Behand- 
Inng während des Gebrauchs, oder einem Mangel an Sorgfalt bei 
der Berpaduug zuzuſchreiben find (mas nöthigenfalls ein Mechaniter 
zu Tonflatiren bat), jo wird auch der Revers des letzten Empfängers 
taffirt und dieſem darliber Beſcheinigung ertheil. Andernfalls läßt 
das Forfteinrihtumgsbitreau die dem Geodäten zur Laft fallenden 
Reparaturen ausführen und werden die Koften derjelben von den bei 
feiner Weiterbefchäftigung ihm zuftehenden Gebühren, bezw. von feinem 
Gehalte in Abzug gebracht. 

Sollte bei Üeberfendung des Inſtruments durch die Pofl, in welchem 

Falle ein angemefiener Werth zu deflariren tft, der erfte bezw. meitere 
Empfänger dafjelbe in einem Zuftande erhalten, welcher ihn an der 
Abgabe der Erflärung sub 2. verhindert, fo ift der innerhalb 24 
Stunden nad) der Empfangnahme amtlih zu vegiftrirende Befund 
dem Forſteinrichtungsbüreau anzuzeigen und der Abfender für den zu⸗ 
geffigten Schaden verantwortlich zu machen, wenn nicht durch äußere 
Beſchädigungen der Kaften des Inſtruments nachgewiejen werden 
kann, daß der Schaden durch ſchlechte Behandlung unterwegs verur- 
fat if. 
In der Regel find die Inſtrumente mit Eintritt zur Meſſung nicht 
mehr geeigneter Witterung alljährlich zur gründlichen Reinigung der 
innern Theile und zur Ausführung der etwa nothiwendig gewordenen 
Meineren Reparaturen durch den Mechaniker, an das Yorfteinrichtungs- 
büreau einzufenden. Kommt jedoch der Geodät im Laufe der Meffung 
in die Lage einzelne Theile des Inſtruments zur Reinigung augein- 
andernehmen und wieder zufammenfegen zu müflen, fo barf er dies 
nur mit großer Sachkenntniß vollführen und zum Einfchmieren der 
Achſen, Schrauben zc. (nicht auch der Nuthen, worin beim Theodolit 
ſich die Borflände der Klemmvorrichtung fir Die Kreife bewegen, welche 
nur rein zu erhalten find) nur das im Inſtrumentkaſten befindliche 
feine Del benugen. 

Das Inſtrument ift vor Regen zu jchligen, jedwede Feuchtigkeit 
it behntſam mit einem weichen Leinwandlappen abzumifchen, mit Del 
abzureiben und ein ſich etwa zeigender Roftanfag gleich im Entftehen 
zu befeitigen. Die Fernrohr⸗ und Lupengläfer find mit einem weichen 

2% 
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Handſchuhleder klar zu erhalten und jeden Abend beim Einpaden it 
don dem Ynftrumente der etwa darauf angeſanmelte Staub mit einem 
weichen Pinſel zu beſeitigen. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen werden zur Nachachtung hierdurch ge⸗ 
nehmigt. 
Berlin, den 3. Mär; 1874. 
Der Zinanz-Minifter. 
3.2: v. Hagen 


Etats⸗, Geihäfts- und Nehnungsweien. 


16. 
Die Verrechnung der den Beamten zuftehenden Wohnungsgeldzu- 
ſchüſſe betreffend. 


Eirkular ber Miniſter der Finanzen unb bes Innen an fänmtlihe Königl. Regierungs⸗ 
Präfibenten unb NRegierungs-Präfidien, ben Präſidenten der Königl. Yinanz Direktion in 
Hannover, ben Vorfteher der Miniſterial⸗, Militair⸗ uud BausKommiffion in Berlin x. x. 


Berlin, den 24. November 1873. 

Behufs Bereinfahung der kaſſen- und rechnungsmäßigen Behandlung der 
den Beamten der Königlichen Negierungen, der Königlichen Yinanz- Direktion in 
Hannover (einjchlieglich der Bezirks⸗Hauptkaſſen) und der Königlichen Minifterial-, 
Militair und Bau-Kommiffton in Berlin zuftehenden Wohnnngsgeldzufchiiffe 
wird in Abänderung der bezüglichen Borfchriften unter Mr. 9 des Eirkular-Er- 
laffes vom 16. Mai d. J. Min.-Bl. S. 167) hierdurch im Einverftändniffe mit 
der Königlichen Oberrehnungs-Kammer Folgendes beſtimmt. 

1) vom 1. Januar 1874 ab, erfolgt die Zahlung bes Wohnungsgeldzu- 
ſchuſſes in gleicher Weile, wie die der VBejoldungen auf einmalige (fortbauernde) 
Anweilungen. Letztere find von der Kaffe fo lange zu befolgen, bis eine abän- 
bernde Verfügung eraeht. Zritt in dem Bezuge des Wohnungsgeldzufchuffes 
eine Xenderung ein, wie etwa durch Beförderung des Beamten in eine höhere 
Amtsftellung, in Folge der Berfegung des Ortes in eine andere Servisfiaffe, 
durh Gewährung einer Dienftwohnung ꝛc., fo ift die Kaffe Dieferhalb mit ent» 
ſprechender Anweiſung zu verjehen. Iſt in ſolchen Fällen ſchon wegen Zahlung 
bes Gehalts eine Ordre an die Kaffe zu erlaffen, fo ift die Verfügung wegen 
des Wohnungsgeldzufchuffes mit dieſer Ordre zu verbinden. Ebenfo ift bei Nen- 
anftelungen die Anmeifung des Gehalts und die Anweifung des Wohnungsgeld- 
zufchufles zu verbinden. 

2) In den Kaffınblidern (Manualen) und in den Rechnungen find die 
Wohnungsgeldzuſchüſſe bei den Befoldungen in einer befonderen Kolonne in der- 
felben Weife nachzuweifen, wie dies früher mit den Penfionsbeiträgen geſchehen 
if. Der fummarifche Betrag derjelben wird inter ben Befoldungstiteln unter _ 
dem nummerlojfen Titel „Wohnungsgeldzuſchüfſe“ in Anſatz gebracht. 

3) Etwaige Refte an Wohnungsgeldzufhüffen find in ben Manualen und 
Rechnungen bei den betreffenden Pofitionen des Befoldungstitels, ſowie bei dem 
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zummerlofen Titel „Wohnungsgeldzuſchüſſe“ durch Eintragung in die Reſt⸗ 
Kolonne, bei erfieren mit farbiger Dinte, erfichtlih zu machen. Da ſolche Reſte 
im Allgemeinen nur wenig vorlommen werden, fo erfcheint es nicht erforderlich, 
für diefelben bei den Befolbungstiteln eine bejondere Reft-Kolonne anzulegen. 

4) Ueber die Wohnungsgeldzuſchüſſe ift in den Befoldungs-Duittungen mit 
ja quiltiren. In jeder Duittung muß indeß ſowohl der Betrag des Gehalts 
ala der Betrag des Wohnungsgeldzuſchuſſes in Zahlen ausgeſprochen werden. 

die fchließliche Verrechnung der Wohnungsgeldzuſchüſſe wird bis auf 
Beiteres in derfelben Weife, wie die Verrechnung der Portofoften erfolgen. Sie 
ind daher in den Final⸗Abſchlüſſen hinter den Befoldungstiteln ebenfo nachzu⸗ 
weiten, wie dies mit ben Portokoſten hinter den übrigen ſächlichen Ausgaben 
ober fonftigen etatsmãßigen Wusgabe-Titeln geſchieht. 

Ew. Hochwohlgeboren erſuchen wir ergebenft, gefälligſt das Erforderliche zu 
verfügen, damit dieſe Beftimmungen vom Sabre 1874 ab Hiberall zur Ausführung 
femımen. 


Der Finanz Minifter. Der Minifter bed unern. 
Sampbaufen. J. A.: Ribbeck 


17. 

Die Anwendung der Beſtimmungen des vorſtehenden Cirkulars auf 
die rechnungsmäßige Behandlung der den Beamten der Forſtverwal⸗ 
tung zuſtehenden Wohnungsgeld⸗Zuſchüſſe betr. 
Crkular⸗Verfũgung des Finanz⸗Miniſteriums an bie Königl. Regierungen (ercl. Sigmaringen) 
und an die Konigl. Finanz⸗Direction zu Hannover. 

Berlin, den 12. Januar 1874. 
Unter Bezugnahme auf die von den Herren Miniftern der Yinanzen und 
des Iumern unterm 24. November v. 3. gemeinfchaftlich erlaffene Berfligung ber 
gli der Vereinfachung der kaffen- und rechnungsmäßigen Behandlung der ben 
Beamten der Königlichen Regierungen zc. zuftehenden Wohnungsgeldzufchiifie 
(, den vorhergehenden Artikel) wird die Königliche Regierung veranlaßt, die 
Beſtimmungen diefer Verfügung auch binfichtlih der den Beamten der Forſt⸗ 
Berwaltung zuftehenden Wohnungsgeld-Zufchliffe gleichmäßig zu beachten und 
das Erforderliche dieferhalb zu verfügen. 
ZinanzMinifterium. Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strang. v. Hagen. 


18. 
Die Bermeidung vorjchußweifer Zahlungen für das nächftfolgende Jahr, 
namentlich auf Fonds zur Unterhaltung und zum Neubau der Yorft- 

. dienftgebäude, betreffend. 
lar⸗ Verfügung bes Finanz⸗ Miniſteriums an bie Königl. Regierungen (excl. Sigmaringen), 
le Königl. Finanz⸗ Direction zu Hannover, und abjhriftlih an bie Thiergartens unb 
Domainen⸗Rentamts⸗Verwaltungen zu Berlin ıc. 
Berlin, den 7. Januar 1874. 


8 find in der letzten Beit bei der Domainen- und Forftverwaltung mehr- 
äßle vorgelommen und von der Königlihen Ober⸗Rechnungskammer mo- 
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nirt worben, daß, wenn gegen den Jahresſchluß die etatsmäßigen Ausgabefonds, 
insbeſondere die Fonds zur Unterhaltung und zum Neubau der Forfidienfige- 
bände erichöpft waren, nothwendig noch zu beftreitende Ausgaben vorläufig vor- 
ſchußweiſe angewiefen und demnächft bei den entiprechenden Fonds bes nächften 
Jahres verausgabt worden find. 

Es liegt Hierin ein nicht zuläffiger VBorgriff auf die erfi durch den Staats⸗ 
haushalts⸗Etat des folgenden Jahres zu bewilligenden Ausgabefonds. 

Die Königliche Negierung wird daher veranlaft, dergleichen vorſchußweiſe 
Zahlungen kilnftig zu vermeiden. 

Sollten einzelne aus den Etatsfonds nicht zu Dedende Ausgaben bei ſolchen 
Etatstiteln, bei denen (wie bei den Baufonds) Ueberſchreitungen nicht ſtattfinden 
dürfen, ſo dringend ſein, daß ſie nicht ins nächſte Jahr verſchoben werden können, 
ſo iſt über dieſelben beſonders zu berichten. 

Soweit es ſich hierbei um Ausgaben für Domainen⸗ oder Forſtbauten 
handelt, iſt dies jedoch auf diejenigen Fälle zu beſchränken, in welchen die Dis- 
pofitiond-Onanta der Domainen- und Forftbaufonds nicht zur Dedung der be- 
treffenden Ausgaben ausreichen. 


Hinanz-Minifterinm. Abtheilung für Domainen und Korften. 
v. Strantz. v. Hagen. 


19. 
Die Vertheilung der gemäß der Kreisordnung vom 13. December 1872 
den reifen vom Staate zu Üüberweifenden Beiträge zu den Amtsver- 
waltungsfoften, die anderweitige Unterbringung der von Domainen- 
Rentmeiftern bisher mitverwalteten Forjtlaffen und der ev. dafür zu 
" beftimmenden Zantiemen ꝛc. 2c. betreffend. 


Cirkular⸗Verfügung bes Finanz Minifteriums an bie Königl. Regierungen ber Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Schleſien, Bommern (ercl. Stralfunb), und Sachſen (excl. Erfurt). 


Berlin, den 27. Januar 1874, 

Nah 8 70 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 bat der Staat als 
Beitrag zu den Koften der Amtsverwaltung den Kreifen diejenigen Summen 
zu itbermweijen, welche in Folge diefes Geſetzes dur das Cingehen der König» 
lichen Bolizei-Berwaltungen, durch den Wegfall der Schulgenremunerationen und 
anderen Polizeiverwaltungsfoften an den im Staatshaushalts-Etat für das Jahr 
1873 fir eben genannte Zwecke veranfchlagten Ausgaben fernerhin eripart 
werdet. 

Die Bertheilung des hiernah zu leiftenden Gejammtbeitrages des Staates 
auf die einzelnen Kreife joll nad) $ 2 und 3 des Gefehes vom 30. April 1873, 
betreffend die Dotation der Provinzial- und Kreisverbände (Geſetz⸗ Sammlung 
Seite 187) zur einen Hälfte nad dem Maßftabe des Flächeninhalts, zur andern 
Hälfte nad dem Maßftabe der durch die Zählung vom 1. Dezember 1871 feft- 
geftellten Zahl der Civilbevölkerung erfolgen. 

Die definitive Feſtſtellung des Betrages, welcher pro 1874 aus jedem Re⸗ 
gierungsbezirke zu den Koſten der Amtsverwaltung disponibel wird, kann um ſo 
mehr erſt gegen Ende des Jahres erfolgen, als gegenwärtig noch nicht überall 
beſtimmt feſtſteht, wann die Einführung der Kreisordnung erfolgen wird. 
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leichwohl ift es motäwendig, dem Herrn Miniſter des Innern möglichk 

iejenige Summe zu bezeiönen, welche pro 1874 zu dem erwähnten Bwede 

fichtlich überwiefen werden wird. 

ie Königliche Regierung Hat daher nad) Lage der gegemwärtigen Berhanb- 

wegen Einführung ber Kreisorbnung im bortigen Bermaltungsbezirfe 

ich ber bereits angeordneten oder in Ausficht genommenen anderweiten 

ifation ber verbliebenen Domainen-Berwaltung reſp. der anderweiten Un- 

zung der früher von den Domainen-entmeiftern mitverwalteten Yorf- 

diejenigen Eriparniffe zu berechnen, weldye pro 1874 bei 

t. 1. Befoldungen der Domainen-, Rent- und Polizeibeamten, 

2. 2. Befolbungen der Domainen-, Rent- und Polizeiamtsdiener. 

it 5 Auffichtetoſten 

t. 6. zu auferorbentlihen Remunerationen und Unterfiigungen fiir Do- 
mainen-, Rent- und Polizeibeamte, Amtsdiener und fonflige Beamte 
der Domainen-Bermwaltung, 

t. 8. Dienſtaufwands · Entſchädigungen an Domainen-, Rent- und Polizei» 
beamte, 

t. 9. Dienftaufwands-Entihädigungen an Rent- und Polizeiamts · Diener 
und ſonſtige Beamte der Domainen-Berwaltung, 

t. 10. An Domainen-Bächter, welche mit der Amts- und Kaffen-Berwal» 
tung beauftragt find und 

t 11. Koſten ber Orts-Polizei-Bermaltung 

bie Hierfür zur Dispofition ftehenden Fonds (einſchließlich der aus Central 

jededten Ausgabe-Zugänge) eintreten werben. 

elbſtredend muß Hierbei bie nöthige Vorſicht beobachtet werben, bamit 

sem Herrn Minifter bes Innern jet eine weſentlich Höhere Summe in 

t geftellt wird, als am Jahresihluffe wirklich überwieſen werben kaum. 

e Eriparniffe an den Wohnungsgefbzufdüiffen find Hierbei mit zu berüd« 

1, und bei bem Remunerations · und Unterſtützungsſonds (Tit. 6) if ber 

ung diejenige Summe zum Grunbe zu legen, melde ber Königlichen 

ng bis ultimo 1872 etalsmäßig zur Dispofition ftand. 

m den nad; Borfiehendem zu ermitteinben Erfparniffen kommen in Ab- 


8: 

a) die den bispomibel werdenden und vorläufig nicht anderweit unterzu« 
bringenden Domainen-Rentmeiftern gefeglich zu gerwäßrenden Warte- 
gelbern. 

b) die künftig zu zahlenden Tantiemen und fonftigen Koften für die Er- 
Hebung ber früher von den Domainen-Rentmeiftern eingegogenen Do- 
mainengefälle, für die Verwaltung der unter der Aufficht diefer Beamter 
geftandenen fistalifchen Bermögensobjecte und fir die Wahrnehmung 
gewiffer, im allgemeinen Staatsinterefie den Domainen-Rentmeiftern 
bisher üßertragen geweſener Geſchäfte Berhandlungen in Kirchen-, 
Pfarr- und Schulbau · Sachen zc.), 

©) die zu zahlende Tantieme fir die künftige Verwaltung berjenigen 
Forſtlaſſen, welche von den Domainen-Rentmeiftern gegen Bezug ihres 
Gefammt-Gehaltes ohne eine befondere Bergütigung übertragen ge 
weſen find. " 

? Refultate der hiernach aufzuftellenden Berechnung find nur ſummariſch, 
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jedoch Hinfidytlich der Erſparnifſe nach den vorftehend angegebenen 8 Titeln, für 
die in Gegenrechnung zu bringenden Beträge aber nad den von unter littr. a, 
b und c aufgeführten drei Kategorien binnen 4 Wochen anzuzeigen. 

Um die Ueberficht der fitr bie Kreife disponibel werdenden, bei ber Domainen⸗ 
Berwaltung erjparten Beträge zit erleichtern, find die legteren bei den Domainen- 
Spectalfaffen und bei der Domamen-Berwaltung der Regierungs.Hauptlaffe bei 
den einzelnen Etatspofttionen in Abgang und unter genauer Feſthaltung ber 
Etatstitel bei der Domainen-Berwaltung der Regierungs-Hauptlaffe uuter je . 
einer Pofition am Schluffe jedes davon berührten Titels als Zugang wieder 
zur Soll-Ausgabe zu ftellen. 

Insbeſondere ift auch mit den in Wegfall fommenden, nach der Eirkular- 
Berflügung vom 6. Dezember v. %8. (IL. 21,623) zu behandelnden Schulgenre- 
munerationen in diefer Weife zu verfahren. 

Degen Zahlung derjenigen Summe, welche fih dennähft am Fahresichluffe 
als fiir die Kreife disponibler Beitrag zu den Koften der Amtsverwaltung ber» 
ausftellen wird, wird feiner Zeit weitere Verfügung ergehen, 


Finanz⸗Miniſterium. Abtheilung für Domainen und Korften. 
v. Strank. 


20. 


Die jährlichen Ueberfihten von den Nefultaten der Domainen- und 
ber Forft-Veräußerungen betr. 


Cirkular⸗Verfügung bes Finanz-Miniftertums an fämmtlihe Könige. Regierungen, an bie 
Königl. Finanz⸗ Direction zu Hannover, unb abfgriftlih an bie Königl. Domainen⸗Verwal⸗ 
tung des Rentamts zu Berlin (Geh, Regierungsrath Küh lenthal bafelft.) 


Berlin, den 12. Februar 1874 


Es Bat fi als nothwendig ergeben, die Nefultete der Domainen- und der 
BHorftveräußerungen künftig nad) den beiden Verwaltungen getrennt nachzuweiſen 
and bementfpredhend in der Form der duch die Girkular-Verfügung vom 31. 
Sannar 1867*) vorgefchriebenen, bis zum 1. April jeden Jahres einzureichenden 
ſummariſchen Ueberficht von den gedachten Refultaten eine Aenderung eintreten 
zu laſſen. 

Die Königliche Regierung erhält anliegenb zwei anderweite Schema A und 
B, nach welchen bie betreffenden Ueberfichten zuerft fiir das Rechnungsjahr 1873 
zu fertigen find, zur Benugung und Beachtung der auf den Titelblättern gege- 
benen Erläuterungen wegen Ausfüllung der einzelnen Kolonnen. 


Finanz Minifterlum. Abtheilung für Domainen nnd Korften. 
v. Strang. v. Hagen. 


*) ©. Jahrbuch L Band Seite 28. 30. 
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Schema A. 


Ueberſicht 
von den Reſultaten der Domainen-Veräußerungen im Regierungs⸗ 
beztrke N. N. für dag Jahr 187... 


Zur Beachtung bei der Aufftellung. 

1) Es find nur die Reſultate der in den Beräußerungs-lleberfichten unter 

Abthl. A IL nachgewieſenen neuen Domainen-Beräußerungen in 
die lieberficht aufzunehmen. , 
Das Reiuitat der Beräußerung von Grundftliden, welche in Parzellen 
ausgeboten worden, ift au dann, wenn die Ranfgelder in den Ber- 
äußerungsgelder-Ueberfichten unter mehreren Nummern aufgeführt 
find, nur in einer Poſition nachzuweiſen. 

3) Bei Objecten, welche vor ihrer Veräußerung überhaupt einen Ertrag 
gewährt haben, und nicht, wie Dorfftraßen-Parzellen, ganz ertraglos 
geweſen find, find die Kolonnen 10 bis 12 ftets vollſtändig auszufüllen 
Bei Inventarien find die bisher kontraltlich dafiir entrichteten Zinſen 
oder in Ermangelung einer desfallfigen fpeciellen Feſtſetzung 4% des 
Werthes in Anſatz zu bringen. Für bisher nicht für fich benutzte 
Grundftüde ift in Ermangelung eines anderweiten Anhaltes der etats- 
mäßige Durchſchnitts-Ertrag derjenigen Grunbftüde, mit melden fie 
bisher zujammen verpachtet oder abminiftrirt worden find, anzufegen. 

4) Die Kolonne 14 ift in allen Fällen, in welchen den veräußerten Ob- 
jecten Grundſteuer aufzulegen if, vollſtändig auszufüllen. Steht zur 
Zeit der Auffiellung der Ueberfiht der Betrag diefer Steuer noch 
nicht feft, fo ift Diefelbe anf Grund einer vorläufigen Berechnung des 
Katafterbeamten in Anfat zu bringen. 

5) Bei denjenigen Beräußerungen, bei melden ſich ein in Colonne 17 
hervortretendes Weniger gegen den früheren Ertrag ergeben jollte, iſt 
der Grund hiervon in Kolonne 18 kurz anzugeben. 

Die Rubrilen der Ueberſicht A find folgende: 

L (Col. 1) No. der Domainen-Beräußerungs-Ueberficht. 

D. ( Col. 2) Amt oder Kreis. 
IIL ( Col. 3) Bezeihnung der veräußerten Domainen-Öbjecte. 
IV. Unter denfelben find befindlich 
A. Domainen-Borwertle, 
a. (Col. 4) Zahl. 
b. (Col. 5) Fläche (Heft. Dec.) 
B. (Col. 6) Parzellen von Domainen-Borwerlen und einzelne Domainen- 
Grundſtücke (Heft. Dec.) 
” (&ol. 7) Betrag der ftipufirten Kaufgelder. 
Darauf find tim Jahre 187. . 
A. (Col. 8) eingelommen. 
B. (Col. 9) riidftändig geblieben. 
Ertrag der veräußerten Objecte vor der Veränßerung. 
A. (Col. 10) Brutto-Ertrag. 
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B. (&ol. 11) Davon ab an Baukoſten, anderen Laſten und Abgaben. 
C. (Col. 12) Bleibt wirklicher Ertrag. 
VI. (Col. 13) Die nad Col. 7 ftipulirten Kaufgelder ergeben à 4 Prozent 
eine Rente von 

RX, (Col. 14) Dazu an neu aufkommender jährlicher Grundfteuer. 

X, (Col. 15) Aljo jetiger Ertrag nad Col. 13 u. 14. 

XI. Mithin gegen den früheren Ertrag (Col. 12.) 
A. (Col. 16) Mebr. 
B. (Col. 17) Weniger. 

XII: (Col. 18) Bemerkungen. (Frühere Verbältniffe ꝛc. Zuſammenſtellung 
der Kaufgeldex Eol. 7 mit den Kaufgeldern aus der nachfolgenden 
Ueberfiht B ergiebt die Kaufgelderfumme fiir Domainen- und Yorft- 
Beräußerungen.) 





* 


Schema B. 


Ueberſicht 
von den Reſultaten der Forſt⸗Veräußerungen im Redierungs— 
Bezirke N. N. für das Jahr 187. 

Nachrichtlich.. 

Bei Aufftellung dieſer Ueberficht iſt im Allgemeinen das zu beachten, was 
auf dem Titelblatte des .Schemas A zur Weberfiht von den Mefultaten der 
Domainen-Beräußerungen bemerkt worden iſt. 

Für bisher nicht einzeln benußte Forſtgrundſtücke ift in Kolonne 8 „Brutto- 
. Ertrag vor der Veräußerung“ in Ermangelung eines anderweiten Anhaltes der 
m . etatsmäßige Durhfchnitts-Brutto-Ertrag des betreffenden Reviers anzufegen. 


Die Rubriken der Ueberſicht B find: 


n (ol. 1) No. der Domoinen-Beräuferungs-Ueberficht, 
I. (6ol. 2) Oberförfterei. 
II. (Col. 3) Bezeichnung der veräußerten Forſt⸗Obiekte. 
IV. (Col. 4) Fläche der veräußerten Forfl-Grunbftiide (Heft. Dec.) 
V. (Col. 5) Betrag der ftipulirten Kaufgelder. 
VI Daranf find im Jahre 187... 
A. (Eol. 6) eingelommen. 
B. (Col. 7) riidftändig geblieben. 
VI. Ertrag der veräußerten Objekte vor der Beräußerung. 
A. (Col. 8) Brutto-Ertrag. 
B. (Col. 9) Davon ab an Bautoften, anderen Laften und Abgaben. 
C. (Col. 10) Bleibt wirklicher Ertrag. 
VIII. (Col. 11) Die nad Col. 5 ftipulirten Kaufgelder ergeben & 4 Prozent 
eine Rente von 
ö IX. (Eol. 12) Dazu an neu auflommender jährlicher Grundftener. 
X, (Col. 13) Alfo jeßiger Ertrag nah Col. 11 und 12. 
XI Mithin gegen den früheren Ertrag (Col. 10.) 
A. (Col. 14) Mehr. 
B. (Col, 15) Weniger. 
XIL (Col. 16) Bemerkungen. 
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21. 
Betreffend die im Etat pro 1874 an Stelle bes bisherigen Fonds 
zum Anfaufe und zur Entlaftung der .‘Domainen und Forſten über- 
nommenen zivei, nach beiden Verwaltungen getrennten Fonds. 


GienlarsBerfügung bes Finanz Niniſterlums an jämmtliche Königl. Regierungen unb an 
die Konigl. Finanz⸗ Direktion zu Hannover. 
Berlin, ben 7. Mär; 1874 

In den Staatshaushalts-Etat pro 1874 find in Stelle des bisherigen Fonds 
zum Anlaufe und zur Entlaſtung der Domainen und Forſten, zwei nach ben 
beiden Bertwaltungen getrennte Fonds, nämlich für die Domainen-Berwaltung 
‚jur Entlaftung der Domainen und zum Anlaufe von Grundftiden (Tit. 25)“ 
um für die Forſt⸗Verwaltung „zum Anlaufe von Grundſtücken zu den Forſten 
(Kap. A, Tit. 4)" übernommen worden. 

Hiernach treten in den Beſtimmungen der Circular-Berfligungen vom 
12, Jımi 1855*), 22. März 1860 (II. 3112), 15. November 1862**), 20. Juni 
1870***) und 6. Juni 1872+) bezüglich des rechnungsmäßigen Nachweiſes 2c. 
er Zahlungen aus dem bisherigen gemeinfchaftlichen Fonds folgende Verände⸗ 
rungen ein. 

1) Die für Rechnung der Eingangs gedachten beiden Fonds vom Jahre 
1874 ab geleifteten und zu leiftenden Zahlungen find der General- 
Staats-Kaffe Seitens der Hauptlafle vor jeden Quartal⸗Abſchlufſe 
getrennt in Aufrechnung zu bringen und demgemäß zu beslariren. 

2) Die der General-Staats-Raffe in Aufrechnung gebrachten desfallfigen 
Zahlungen find nicht wie bisher ſämmtlich im Abfchluffe der Domainen- 
Verwaltung über die Ertraordinarien- Fonds nachzumeifen, ſondern 
je nachdem fie nach Vorſtehendem aus dem Fonds der Domainen- 
Berwaltung oder dem der Forſt⸗Verwaltung gebedt werben, in bie 
bezüglichen Abjchläffe über bie Ertraordinarien- Fonbs ber betreffenden 
Berwaltungen aufzunehmen. 

3) Der vorgeichriebene Vermerk in den Raffenabihtüffen über die, außer 
den nad) dem Abſchluſſe von den Ertraorbinarien-TFonds gezahlten Kapi- 
talien, vorausfichtlich bis zum Schluffe des Rechnungsjahres noch zu 
leiftenden Beträge ift in den Kaffen-Abfichlüffen der Domainen-Ber- 
waltung nur bezüglich des Fonds zur Entlaftung der Domainen und 
zum Anlaufe von Grundſtücken, und in den Abſchlüſſen der Forft- 
Berwaltung nur bezüglich des Fonds zum Anfaufe von Grundftüden 
zu den Forſten zu machen. 

4) In Stelle der bis zum 15. Dezember j. 3. einzureichenden Jahres⸗ 
Nachweiſung ſämmtlicher aus dem bisherigen gemeinfchaftlichen Fonds 
geleifteten Zahlungen find künftig zwei Nachweifungen für die Do- 
mainen⸗ und die Forſt⸗Verwaltung gefondert, mittelft bejonderer Be⸗ 
richte einzureichen. 





©. York» und Jagblalender 1857 Seite 37 Urt. 20. 
) ©. Gorkt- und Sagblalender 1864 Seite Si Art. 21. 
q 6. Jahrbuch UL Band Seite 166 Art. 64. 
ı ©. Jahrbuch V. Band Geite 41 Urt. 9. 
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Außerdem find dieſe Nachweiſungen noch durch eine weitere Ko⸗ 
lonne fiber den Flächeninhalt der angelauften Grundſtücke zu vervoll⸗ 
ſtändigen und find die angegebenen Flächen zu ſummiren. Die Be- 
ftimmungen der gedachten Circular-Berfügungen über die Zahlungen 
für Rechnung des Forſtſervituten ꝛc. Ablöfungs- Fonds werden durch 
vorftehende Verfiigung nicht berlihrt, namentlich bleibt die vorgejchrie- 
bene Jahres⸗Nachweiſung über die fiir Rechnung diejes Fonds gelei- 
fteten Zahlungen beſonders mittelft Special-Berichts einzureichen. 

Finanz ⸗Miniſterium. Abtheilung für Domainen und Forſten. 
vb. Strang. dv. Hagen. 


Berfonalien. 
22. 
Beränderungen im Königl. Forft: und Jagd⸗Verwaltungs-Perſonal 
vom 1. Februar bis 1. Juni 1874. 
(Im Anflug an den Artikel 81. des VI. Bandes Seite 147.) 
I. Bei der Eentral-Sorfl-Berwaltung und den Forſt⸗Akademien. 
Der Oberförfter- Kandidat und Hülfsarbeiter im Forſt-Einrichtungs-Büreau, 
Weſenberg hat das Patent als Königl. Oberförfter erhalten. 
Der Tit.-Oberforftmeifter und Direltor der Forft-Afademie zu Neuftadt-EW., 
Dandelmann, ift zum Oberforftmeifter mit dem Range der Ober⸗-Re— 
gierungsräthe ernannt worden. 


I. Bei den Propinzial-Berwaltungen der Ginatsforften. 
A. Geftorben: 
Forſtmeiſter Schulz zu Frankfurt a/O. 
Oberförſter Smalian in Berrin, R.-B. Cöslin, 
n Suffert in Syke, Prov. Hannover. 
„ Herf in Bonn, Oberförfterei Kottenforft, R.-B. Cöln. 
P Böttger zu Brebelar, R.⸗B. Arnsberg. 
B. Benfionirt: 
Oberforftmeifter v. Dewall in Poſen zum 1. Juni 1874. 
Oberförfter Rubach zu Thiergarten, R.-B. Caffel, zum 1. Mai 1874. 
" Stahr in Edfielle, R.-B. Bojen, zum 1. Juli 1874. 
„ v. Biela zu Annaburg, R.⸗B. Merfeburg, zum 1. Oktober 1874. 
n Geiſt zu Hardegfen, Oberförfterei Ertinghaufen, Prov. Hannover 
(zum 1. Auguft 1874.) 
C. Ausgeſchieden refp. in andere Bermaltungen übergegangen: 
' vacat, 

D. Berfegt ohne Aenderung des Amts-Charakters (zugleich mit 
den Angaben über neugebildete Infpeftions-, Berwaltungs- und 
Schutzbezirke.) 

Oberförſter Hüummerich iſt von Wallau nah Dillenburg, R.⸗B. Wiesbaden, 

verſetzt. 
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Oberförſter Uſinger von Herſchbach nad) Wallau desgl. 

Oberförſter Braun von Oberems nach Herſchbach desgl. 

Der Berwalter der Oberförſterei Bieſenthal, R.-B. Potsdam, Oberförſter Dank, 
bat feinen Wohnfig von Grafenbrück nad Neuſtadt⸗Eberswalde verlegt. 

Der Forſtmeiſter Mitller verlegt am 1. Juli 1874 feinen Wohnfig von Steinau 
nah Caſſel, und tritt zugleich bei der dortigen Regierung als Mitglied ein. 

Oberförſter Lamarche ift von Baumholder nah Saarbrüden, R.B. Trier, 
verjetst. 

Oberförfter Genth desgl. von Hachenburg nad) Weißenthurm, R.⸗B. Wiesbaden. 

Oberförfter Kchrein desgl. von Rennerod nach Hachenburg. 

derfmeifter Genée wird am 1. Yuli 1874 von Marienwerder-Deutjcdh-Erone 
auf die Forſtmeiſterſtelle Frankfurt⸗Landsberg verfett, und 

Dberförfter o. Hagen am 1. Oktober 1874 von Suhl, R.B. Erfurt, nad 
Annaburg, R.⸗B. Merfeburg, ingleichen 

Oberförfter Ziegeler von Diezhaufen, R.-B. Erfurt, nah Suhl 

dar Forſtmeiſter Schäffer für Minden-Baderborn ift auf die Yorftmeifterftelle 
Dannover-Springe verfett. Damit find zugleich folgende Beränderungen 
eingetreten: die Oberförfterei Springe ift von dem Amtsbezirke des Forſt⸗ 
meifter8 Domeier abgezweigt, die Forftmeifter-Funktionen für die Ober- 
förftereien Grohnde, Aerzen und Hameln find dem Oberforitmeifter 
Mortfeld abgehommen, und darauf find dem Forſtmeiſter Schäffer 
die Oberförftereien Bolle, Grohnde, Aerzen, Hameln, Springe, 
Lanenau und Georgsplatz als Forfimeifter- Bezirk überwieſen morben. 

Den Forfimeifter Frhrn. v. d. Med zu Minden ift ftatt feiner bisherigen In⸗ 
petioun Minden-Schaumburg die Forftinfpettion Minden-PBader- 
born übertragen worden. Die bis her von dem zum Oberforfimeifter in 
Hannover beförderten Forfimeifter Donner in Caffel verjehene Forftmeifter- 
fele Cafſel⸗Söhre if dem Forſtmeiſter Brandt, deſſen Inſpection 
Safjel-Rotenburg einfchlieglih der diefer Inſpection zugelegten Ober- 
fürterei Iba⸗Hönebach dem Forſtmeiſter Weber, und die von dieſem 
bisher verfehene Inſpection Cafſel-Allendorf dem neu ernannten Forſt⸗ 
meifter Kaifjer übertragen worden, 

Dem Oberforfimeifter-Bezirke Caſſel⸗Weſt find die Forftmeifter-Bezirle Eaffel- 
Hersfeld nnd Allendorf abgenommen und dem Oberforftmeifter-Bezirfe 
Caſſel⸗Oſt angetheilt worden. (S. VL Band Seite 149, 150.) 

Ju der Brovinzg Hannover find folgende 2 Forſtdirektions⸗Bezirke gebildet 
worden, nämlich: 

Der Directions-Bezirt I (Spezialbezirt des Yorft-Directors Burck⸗ 
hardt) beftehend aus ben jeigen Inſpectionen Qauterberg, Herzberg, 
Clausthal, Lautenthal, Hildesheim, Lamfpringe, Springe, 
Hannover, Hanlfensbüttel, Eihede, Walsrode, Göhrde und 
Lüneburg, zufammen mit 72 Oberförftereien. 

Der Directions-Bezirt IL (Bezirk des Oberforfimeifter8 Donner), 
ftehend aus den mfpectionen Münden, Bovenden, Uslar, Dajjel, 
anenflein, Nienburg, Rotenburg, Bremervörde, Osnabrüd, 
nit zufannmen 44 Oberförftereien. 

I! find in der Provinz Hannover hinſichtlich der Eintheilung der Forſtinſpec⸗ 

n8-Bezirle einige Veränderungen eingetreten. Es umfaffen nämlid: 
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a) die Forſtinſpection Hantensbiüttel (Forftmeifter Wellenberg zu 
Hannover) die Oberförftereien Yallersleben mit Heiligenborf, 
Druffelbed, Helmerfamp, Knefebed, Emmen und Hagen. 

b) Die Forftinfpection Eſchede (Forſtmeiſter Ludew ig, bisher Inſpec⸗ 
tion Eicklingen) die Oberförſtereien Uetze, Fuhrberg, Miele, 
Dalle und Schafſtall. 

c. Die Forſtinſpection Walsrode (Forſtmeiſter Harmes, bisher In⸗ 
ſpection Eſchede) die Oberförftereien Falling boſtel, Walsrode 
und Rehrhof. 

d) Die Forſtinſpection Herzberg (Forſtmeiſter Rettſtadt) die 6 Oberförſte⸗ 
reien Duderftadt, Herzberg, Sieber, Lonau, Öfterode und 
Wefterbof. 

e) Die Forftinfpection Dafjel (Forftmeifter Auhagen) die Oberförfte- 
reien Ertingbaufen, Rotenkirchen, Seelzertfurm und 
Erichsburg. 





f) Die Forſtinſpection Uslar (Forſtmeiſter Erd) die 6 Oberförftereien 
2 Schoningen, Uslar, Binnefeld, Knobben, Neubaus und 
“ Sievershaujen. 
J Aus den Schutzbezirken Hohenkamp und Pollnitz J. der Oberförſterei Linden 
Rx berg, R.B. Marienwerder, foll ein britter Schugbezirt Rögnitz gebildet 
— werden. 
eo - E. Befördert refp. verfegt unter Beilegung eines höheren Amt 3- 


Characters: 

Der Zitular-Oberforftmeifter Janiſch in Eaffel ift zum Oberforftmeifter und 
Mitdirigenten der Finanz-Wbtheilung einer Megierung ernannt und auf der 
Oberforftmeifter-Stelle Caſſel⸗Oſt definitiv angeftellt worden. 

Der Tit.-Oberforftmeifter Mortfeld in Hannover ift zum Oberforftmeifter und 
Mitdirigenten der Yinanz-Abtheilung einer Negierung ernannt und auf Die 
Oberforftmeifter-Stelle bei der Regierung zu Poſen verjet worden. 

Der Forſtmeiſter Donner in Caffel ift zum Oberforftmeifter und Mitdirigenten 
ber Forft-Abtheilung bei der Finanz-Direction zu Hannover ernannt und 
dorthin als zweiter Oberforftbeamter verjegt worden. 

Die Tit.-Forftmeifter Weber und Gundel zu Gaffel, Seidenfiider zu 
Frankfurt a / O., Erd zu Uslar, Prov. Hannover, Meier zu Goblenz, 
Waechter zu Danzig, uud Rehfeld zu Stettin, find zu Yorftmeiftern mit 
dem Range der Regierungs-Räthe befördert worden. Ferner 

der Oberförfter Schulg in, Zerſen (Grafihaft Schaumburg) zum Forfimeifter 
der Inſpection Minden-Säaumburg, 

DOberförfter Kayfer in Raffawen, R.⸗B. Gumbinnen, zum Forftmeifter der In- 
fpection Gumbinnen⸗Lyck, 

Oberförfter Nobiling in Rumbed, R.-B. Diinden, zum Yorflmeifter der Inſpec⸗ 
tion Aahen-Schleiden, 

Oberförfter Kaifer in Montabaur für Welſchneudorf, R.-B. Wiesbaden, zum Forft- 
meifter der Inſpection Caffel-Allendorf, . 

Oberförfter Frech zu Börnichen, R.-B. Frankfurt, zum Forſtmeiſter der In- 
fpection Soblenz-Wefterwald, 

Oberförfter Schliedmann für Altenbefen zu Forſthaus Durbede, R.-B. Minden, 
zum Yorftmeifter der Inſpektion Marienwerder⸗Deutſch⸗Crone. 
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F. Zu Oberförfern wurden definitiv ernannt die Dberförfer- 
Kandidaten: 

Axffarth, Oberf.- Kandidat und Nevierförfter zu Reinfen, Oberförfterei Obern- 
firden, R.⸗B. Minden, zum Oberförfter in Wiünnenberg in demf. R.B. 
(Die Revierförfterftelle zu Reinfen wird nicht wieder befekt.) 

Ide, Karl Ph. Guſt., Oberf.-Kandidat und Revierförfter zu Spedsmwintel, 
Oberförfterei Mengsberg, R.⸗B. Caſſel, zum Oberförfter in Baumholder, 
R-B. Trier. 

Happe, Lient. im Reit. Yeldi.-Korps und int. Nevierförfter zu Waice, hat die 
Bekallung als Oberförfter und damit die aus dem Reviertheil Waice in 
der Oberförfterei Birnbaum, R.B. Poſen, und den angrenzenden Theilen 
der Oberförfterei Lubiathfließ, R.-B. Frankfurt, berzuftellende normalplan- 
mäßige Oberförfterei Waice definitiv erhalten. (Die Hevierförfterftelle Waice geht 
als ſolche ein.) 

togefeil, Oberf.-Kandidat, mit Vorbehalt der Feſtſtellung der Anciennetät und 
Ausfertigung der Beftallung, zum Oberförſter in Zerrin, R.B. Cöslin 
ernannt. 

Schr. v. Schlotheim, Oberf.Kandidat und Hilfsarbeiter bei der Regierung 
zu Eaffel, mit Borbehalt 2c. zum Oberförfter in Zerfen, R.-B. Minden. 
Dandeimann, Oberf.-Kandidat und int. Verwalter der Oberförfterei Rum⸗ 

bed, R.-B. Minden (mit Vorbehalt 2c.) definitiv zum Oberförfter daſelbſt. 

Art, Oberf.-Randidat und int. Berwalter der Oberförfterei Ibenhorſt, R.-B 
Gumbinnen, mit Vorbehalt zc. definitiv zum Oberförfter daſelbſt. 

Siewert, Oberf..Kandidat und int. Revierförfter zu Koften, Oberförfterei Lau⸗ 
tenburg, R.B. Marienwerder, mit Vorbehalt ꝛc. zum Öberförfter in Linden- 
buſch, teen Reg.⸗Bezirks. (Die Mevierförfterftelle Koften geht als 
ſolche ein.) 

Shmidtborn, Oberf. Kanditat mit Vorbehalt ꝛc. zum Oberförſter in Renne⸗ 
rod, R.-B. Wiesbaden. 

Örunert, NRegierungs- und Tsorfi-Referendar und int. Verwalter der Ober- 
förfterei Hardehaufen, R.-8. Minden, mit Vorbehalt zc. zum SOberförfter 
daſelbſt. 

Borgmann, Oberf.Kandidat, mit Vorbehalt ꝛc. zum Oberförſter in Thier⸗ 
garten, R.⸗B. Caſſel. 

Volff, Lieut. im Reit. Feldjäger⸗Corps, definitiv zum Oberförfter in Oberems, 
R.-B. Wiesbaden. 

6. Als interimififcher Nevierverwalter wurde berufen der Ober- 

förfter- Kandidat: 

. Shäg, Pr.-Lient. und Oberjäger im Reit. Feldjäger-⸗Corps, nach Naffawen, 
R.⸗B. Gumbinnen. 

HB Zu Hälfsarbeitern bei der Eentral-Forfiverwaltung und bei 

Regierungen wurden berufen: 
vacat. 
J. Zu Revierförfern wurden definitiv ernannt: 

T m Klawe zu Trendelburg, Oberförfterei Hofgeismar, R.⸗B. Eaffel, und die 
rfter und bisherigen —— — Revierförſter Köring zu Todenhauſen, 
Jerförfterei — DB. Caffel, Fehlert zu Obergrenzebach, Ober⸗ 
terei Neulirchen, R.B. Cafſel, und Schulz zu Königshof, Oberförfterei 
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Sieber, Prov. Hannover, definitiv zu Revierförſtern an ihren bisherigen 
Stellen. 
K. Als interimiftiiher Nevierförfter wurde berufen: 

Oberf.- Kandidat Löwe nad Spedswintel, DOberförfterei Mengsberg, R.-B. 

Gaffel. 

L. Zu wirfliden Hegemeiftern wurden ernannt: 
vacat, 
M. Den Charakter als Königlihe Hegemeifter haben erhalten die 
Förſter: 

Hildebrand zu Möttig, Oberförſterei Panten, R.B. Liegnitz. 
Berger zu Mahlpfuhl, Oberförſterei Burgſtall, R.-8. Magdeburg. 


23. 
Orden-Berleihungen 


an Forſt⸗ und Jagd⸗Beamte vom 1. Yebruar biß 1. uni 1874.*) 
(Im Anflug an den gleichnamigen Artilel 82. des VI. Bandes Seit? 1583.) 


Bon Er. Majeſtät dem KHatfer und Könige ift Allerguädigft verliehen 
worden: 


A. Der Rothe Adler- Orden dritter Klaffe mit der Schleife und 
der Zahl 50: 
Dem Forftmeifter v. Briefen zu Potsbam. 
B. Der Rothe Adler-Orden vierter Klajfe: 
Dem Domainen-Rath und Forftlaffen-Rendanten v. Schmidt zu Alt-Ruppin, 
R.-B. Potsdam. 
Dem Oberförfter Eſchſtruth zu Känmerzell, R.-B. Caſſel. 
C Der Königlide Kronen-Orden zweiter Klaffe: 
Dem Oberforfimeifter v. Dewall zu Poſen. 
D. Der Königlide Kronen-Orden vierter Klaffe: 
Dem Hegemeifter Pechſtein zu Wolmirftedt, Oberförfterei Biederitz, R.⸗B. 
Magdeburg. 
E. Das Nitterfreuz des Hohenzollernfhen Hans-DOrdens mit der 
Bahl 60: 
Dem Oberförfter Falle zu Schloppe, R.-B. Marienwerder. 
F. Das Allgemeine Ehrenzeiden mit der Zahl 50: 
Den Förſtern Guntersdorf zu Niederkalbach, Oberförfterei gl. Namens, R.-B. 
Caſſel, 
Brandt zu Moorlake, Oberförſterei und R.B. Potsdam, 
Schüler zu Forſthaus am Spring, Oberförfterei Reppen, R.⸗B. Frankfurt, 
Süßpmann zu Nippern, Oberförfterei Nimkau, R.-B. Breslau. 
Dem Wiefenauffeher Schäfer zu Wieſenhaus Oftrowo, Oberförfterei Strzelno, 
R.-B. Bromberg. 
G. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 
Dem Hegemeifter Altpeter zu Lauterthal, Oberfürfterei Neunkirchen, R.B. 
Trier. 


*) Die Ehargen und Wohndrter der Orbenempfänger find angegeben, wie fie zur Beit 
ber Berleihungen waren. 
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Dem Förſter Elling in Haus Brinke, Oberförſterei Iburg, Prod. Hannover. 

Dem Förſter Baumann zu Rehberg, Oberförſterei Panten, R.-B. Liegnitz. 

Dem Förſter a. D. Reinhardt zu Nentershauſen, Oberförſterei gl. Namens, 
R.B. Cafſel. 

Dem Oberholzhauer König zu Kühndorf, Oberförſterei Viernau, R.⸗B. Erfurt. 
HB. Die Allerhöchſte Genehmigung zur Anlegung fremdherrlichen 
Ordens erhielt: 

Der Oberforſtmeiſter v. Maſſow zu Potadam, des Groß⸗Offizier⸗Kreuzes vom 

Orden der Italieniſchen Krone. 


24. 


Anderweitige Auszeichnungen. 


(Im Anſchluß an Artikel 83 des VI. Bandes Seite 156.) 
Bm St. Ercellenz dem Herrn Finanz-Miniſter iſt in Anerkennung 
lobenswerther Dienftführung das Ehren-Portepee verliehen worben: 
Dem Förſter Ziebe zu Kadzionka, Oberförfterei Monlowarst, R.-B. Bromberg. 


<b. d. Br. Jagd» u. Horfis@elegg. VIL 3 
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Unterrichts- und Prüfungsweſen. 
24. 

Beitimmungen über die Ausbildung und Prüfung für den Königlichen 
Forftverwaltungsdienft vom 30. Juni 1874. 
Girculars®erfügung bes Finanz: Minifters an jümmtlihe Königlihe Regierumgen und an bie 
Königlihe Finanz⸗ODirection zu Hannover. 

Berlin, den 21. Auguft 1874, 

Ueber die Ausbildung und Prüfung fiir den Königlichen Yorftverwaltungs- 
dienft find unterm 30. Juni d. J. neue allgemeine Beflimmungen feftgeftellt, 
welche ich der Königlichen Regierung hierbei in &remplaren zugeben laffe. 

Die Königliche Regierung wolle jeden Oberförfter und Forftmeifter Fhres 
Bezirks, fowie dem Herrn Oberforfimeifter ein Eremplar zur Nachachtung zu- 
geben laflen, auch zugleich in Ihrem Amtsblatte durch eine entſprechende Belaunt- 
machung darauf hinweifen, daß an Stelle der allgemeinen Beftinnmungen iiber 
Ausbildung und Prüfung für den Königlichen Yorfiverwaltungspienft vom 7. 
Tebrnar 1864*) neue Beſtimmungen unterm 30. Juni d. J. erlaffen find, welche 
bei jedem Königlichen Oberförfter eingefeben werden können. 

Den Herren Oberförftern ift befonders aufzugeben, daß fie allen im Bereiche 
ihrer Oberförfterei fich aufhaltenden Yorftbeflifjeuen, Forſteleven, Forftlandidaten 
und Oberförfterfandidaten die neuen Beſtimmungen fofort zur Kenntnignahme 
und Nachachtung mittheilen. 

Der Finanz-Miniiter. 
3 A.: v. Hagen. 


Beitimmungen über Ausbildung und Prüfung für den Königlichen 
Torftverwaltungsdienft. 


8 1. Allgemeine Ueberſicht. Die Befähigung zur Anftellung als Ober- 
fürfter im Königlichen Forftdienfte wird erlangt durch: das Beſtehen der Feld⸗ 
meffer-Prüfung, des forſtwiſſenſchaftlichen Tentamens und des forſtlichen Staats⸗ 
eramens, 

Die Feldmeſſer⸗Pruüfung muß vor Beginn des im $ 16 angeordneten prak⸗ 
tiſchen Curſus beftanden werden. 

8 2. Die Ausbildung zu den forftlichen Prüfungen erfolgt dur vor⸗ 
bereitende Beichäftigung im Walde, durch foftematifche wiſſenſchaftliche Studien 
und durch praftifche Uebung in allen Gejchäften der Forſtverwaltung. 

3. Allgemeine Bedingungen. Die Zulaffung zu der Laufbahn für 
den Königlichen Yorftverwaltungsdienft kann nur demjenigen geftattet werben, 
welcher 
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L das Zengniß der Reife als Abiturient von einem Gymnaſio des Deutſchen 
Reiches oder von einer Preußiſchen Realihule erfier Orbunng erlangt: 

2, das 22. Lebensjahr noch nicht Überfchritten hat, 

& eime namentlich auch Binfichtlich des Seh⸗ Hör- und Sprachvermögens 
fehlerfreie, Träftige, für die Beſchwerden des Forſtdienſtes angemeffene 
Köcperbeichaffenheit befikt, 

4 über tadellofe fttliche Führung fi) ausweiſt, und 

5. deu Nachweis ber zur forfiliden Ausbildung erforderlichen Subfiftenz- 
mittel führt. 

54. Praktiſche Borbereitung. Die forftlide Ausbildung beginnt 
nit einer mindeſtens 7monatlichen, jedenfalls die Monate October bis April 
meiafienden praltiichen Borbereitung im Walde, unter Leitung eines Königlichen 
Cberförfter. 

Ze diefer Vorbereitung ifi, daß der Forfibefliffiene mit dem Walde und 
den beim Forfibetriebe vorkommenden Arbeiten durch lebendige Anſchauung und 
reltiihe Uebung ſich befannt macht, insbefondere die wichtigften Holzarten 
kanen lernt nud durch fleißige Theilnahme an den Yorfilultur - Arbeiten, der 
Veldpflege, den Arbeiten in den Holzjchlägen, am Forſtſchutze und an maib- 
Bännikher Ausäbung der Jagd, fowie durch Beſchäftigung mit Vermeflungs- 
arbeiten fich diejenigen Borkenntniffe und Fertigkeiten aneignet, welche als Grund⸗ 
lage zu weiteren erfolgreichen forſtwiſſenſchaftlichen Studien und namentlich zum 
Serfinduig der Borträge hei einer Forſtakademie erforderlid find. 

$5. Bedingungen des Eintritts als Forftbefliffener. Der An⸗ 
tag zur Annahme als TForftbefliffener ift dur Bermittelung desjenigen König- 
hihen Oberfürfters, bei welchem ber Eintritt gewünſcht wird, an den Forſtmeiſter 
nd den Oberforfimeifter des Bezirks zu richten. 

Dem eigenhändig ſchriftlich abzufaffenden Antrage ift beizufligen: 

1 das Schulzengniß der Reife, 

2. Tanfichein oder Geburtsichein , 

3. ein von einem Königlichen Mebicinalbeamten ausgeftelltes oder beftätig- 
tes Zeugniß Über den Gefundheitszuftand, in welchem namentlich über 
das Sch-, Hör- und Spracdhvermögen ausdrüdlicdhe Aeußerung enthalten 
ſein muß, 

4. wenn der Antragfteller nicht unmittelbar aus der Schulanftalt tritt, für 
die BZwifchenzeit glaubhafte Attefte über Beichäftigung und fittlidh 
Wührung, 


5. eine ſchriftliche Verpflichtung des Vaters oder der Angehörigen, oder des 
Vormundes refp. der vormundfchaftlichen Behörde zur Unterhaltung Des 
Eintretenben während minbeftens noch fieben Jahren. 

Der Oberförfter hat bei Einreihung des Antrags zugleich über die Yamilien- 
serhättniffe des Antragfiellers und tiber feine Perfönlichleit nähere Auskunft zu 
gehen, 

22 Annahme- Genehmigung. Wenn gegen die Zulafjung fein Be- 
el obwaltet, ertheflen der Forſtmeiſter und der Oberforftmeifter gemeinjchaft-, 
64 e Genehmigung. Es bleibt jedoch deren Ermeflen vorbehalten, ben Forft 
kei men gleich oder auch im Laufe der PVorbereitezeit an einen anderen 
Ehe örſter zur Ausbildung zu überweiſen, wenn dazu Motive obmwalten, tiber 
"ik ner dem Miniſterio auf Erfordern Auskunft zu geben ifl. 
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87. Ausbildung während der Vorbereitungszeit. Eine dem 
Zwecke der Borbereitung entiprechende forgfältige und gründliche Unterweifung 
und Beihäftigung der Forfibefliffenen gehört zu den wichtigften Dienftobliegen- 
beiten der Oberförfter. Insbeſondere ift auch Anleitung im Feldmeſſen und Ni⸗ 
velliren zu ertHeilen. 

Zeigt fi) ein Forfibefliffener wegen Mangels an natürlichen Anlagen oder 
an Anftelligkeit und Intereſſe file die Waldgefchäfte, wegen körperlicher Schwäche 
oder Gebrechen, wegen Unfleißes, Unzuverläffigteit, unmoraliſcher Führung oder 
aus fonft einem Grunde als ungeeignet für den Königlichen Yorfidienft, fo hat 
der Oberförfter dem Forftmeifter und Oberforftmerfter hierüber Anzeige zu 
machen, damit diefelben rechtzeitig die Entlaffung des Forſtbefliſſenen anordnen, 
wenn fie die Ueberzeugung gewirmen, daß derjelbe fich fir den Forſtdienſt nicht 
eignet. 

Bem in den Fällen der 88 6 und 7 Meinumngsperjchiebenbeiten zwiſchen 
dem Forſtmeiſter und Oberforftmeifter nicht zur Ausgleichung gelangen, iſt von 
beiden gemeinjchaftlih an den Finanzminifter zur Entſcheidung zu berichten. 

88. Forfteleven-Zeugniß. Nach beendigter Vorbereitungszeit hat der 
Oberförfter dem Forfibefliffenen ein Zeugniß tiber deren Dauer, ſowie tiber feine 
Führung und die erlangte Vorbildung auszuftellen. Es ift darin ausdrücklich 
zu erwähnen, daß der TForfibefliffiene auch mit Vermeſſungs⸗ und Nivellements- 
Arbeiten fich beichäftigt hat. 

Das Zeuguiß ift vom Oberförfter, unter Beidrückung des Dienftfiegels, un⸗ 
terichriftlich zu vollziehen und vom Forſtmeiſter in gleicher Weife, event. mit den 
ihm erforderlich erſcheinenden Zufägen, zu beftätigen. 

Durch diefes Zeugnig erlangt der Forfibefliffene das Prädikat „Yorfteleve.“ 

59 Forfiwifjenfhaftlides Studium Zur weiteren forfiwiffen- 
ſchaftlichen Ausbildung hat der Forſteleve eine Forſtakademie oder ein mit einer 
Univerfität verbundenes Forſtlehrinſtitut des Deutjchen Reiches mindeſtens 21/2 
Jahr zu befuchen. Wer zu diefem Behufe ein anderes Yorftlehrinftitut als die 
zu Neuftadt-Eberswalde oder Minden benugen will, muß durd Anfrage bei dem 
Fınanz-Minifter fi vorher vergewiſſern, daß deffen Beſuch ihm auf den vorge- 
fhriebenen Zeitraum forftwiffenjchaftliher Studien angerechnet werden kann. Die 
letzteren müffen alle diejenigen Gegenftände, welde in dem Regulativ für bie 
Forſtakademien zu Neuftadt » Eberswalde und Münden als Lebrgegenfläude be- 
zeichnet find, in dem Maße umfaffen, wie es nothwendig if, um den Anforderun- 
gen im forftwiffenjhaftlihen Tentamen genügen zu können. 

Die auf Ableiftung des einjährigen freiwuligen Militairdienftes verwendete 
Zeit kann als Studienzeit auf obige 21/2 Fahre nicht angerechnet werben. 

8 10. Meldung zum forfiwiffenfhaltlihen Tentamen. Nach 
Bollendung diefer forftwiffenjchaftlihen Studien und zwar fpäteftens binnen 
6 Jahren nah Beginn der Borbereitungszeit ($ 4 ift die Meldung zum Ten- 
tamen bei dem Finanz⸗Miniſterio mittelft jchriftlicher Eingabe zu bewirken, unter 
Borlegung 

1. eines eigenhändig gejchriebenen Lebenslaufs, 

2. des Neifezeugniffes von der Schule, 

3. des „Forfteleven-Zeugniffes ($ 8) und wenn nad deſſen Ausftellung nicht 
fofort die afademischen Studien begonnen find, des Atteſtes über Ber: 
wendung der Zwifchenzeit, 
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4. der Zengnifle über den Beſuch einer Forftalademie, 

5. der Zeugniffe, wenn außerdem noch Univerfitätsfiudien gemacht find, 
über Univerfitätsbeiuch, 

6 des Beuguiffes über Beftehen der Feldmeſſerprüfung, oder wenn diefe 
noch nicht abgelegt ifl, des Zeugnifles über regelmäßige Theilnahme an 
dem geodätifchen Unterrichte und ben praltiichen Uebungen im Feldmeſſen 
und Nivelliren fowie dem Unterrichte im Blanzeichnen auf der Forſt⸗ 
alademie oder Univerfität, 

7. einer feihR gezeichneten und befchriebenen Wirthſchaftskarte im Maßftabe 
1 : 25,000 über ein Forſtareal von mindeftens 500 Het. Diefe Karte, 
welche aud von denen vorzulegen ift, welche die Yelbmeflerprifung 
bereits befanden haben, muß mit einer von dem @leven jelbft gefchriebe- 
nen Berfiherung verfehen fein, daß er fie in allen Theilen eigenhändig, 
ohne fremde Beibülfe, gefertigt habe. 

$11. Zwed bes Tentamens. Durch das Tentamen foll der Nachweis 

geführt werben, daß der Eleve die erforderliche allgemeine Bildung und hin⸗ 
reichende Auffafjungsgabe befit, daß er feine Fachſtudien mit befriedigendem 
Crfelge betrieben, daß er ein genügendes wiflenjchaftliches Fundament fiir feine 
weitere pralftifche Ausbildung gelegt hat, und daß er im Ganzen zu der Erwar⸗ 
tang berechtigt, er werbe ſich zu einem brauchbaren Berwaltungsbeamten fir den 
Königlichen FJorſidienſt heranbilden. 

812. Anforderungen im Tentamen. Es find daher im Zentamen 

folgende Anforderungen zu ftellen: 

a) in ber Hauptwiffenichaft gründliche Kenntniffe in der geſammten 
Theorie der Forſtwiſſenſchaft in Beziehung auf Waldbau, Forſtein⸗ 
richtung und Abſchätzung, Waldwerthberechnung, Forſtbenutzung und 
zeijmologie, Gortiäug und Borkpoligei, Forüseſchichte und or 
teratur; 


7 
b) in den Hälfswiffenichaften: 
1. in der Mathematik: außer den in der Yeldmefler - Prüfung nachzu- 
weifenden Senntniffen, Belanntichaft mit den Elementen ber Statik 
md Mechanik; 
2. in der Naturkunde: Kenntniß der allgemeinen Klaffifitation der Natur- 
und insbejondere 
a) in der Boologie: Bekanntſchaft mit der ſyſtematiſchen Eintheilung 
bes Thierreichg und Kenntniß der für den Yorfimann umd Jäger 
wichtigen Säugetbiere, Bögel und Inſekten, rückfichtlich der letzte⸗ 
ren nähere Belanntichaft mit der entomologiſchen Syftematif und 
Komenklatur, mit dem Bau und der Lebensweile der Inſekten im 
Allgemeinen und der fchädlichen und nüßlichen Forſtinſekten ins⸗ 
befondere; 
b) in der Botanik: Belanntihaft mit einem anerlannt guten Syfteme, 
Uebung im Maffifiziren und Befchreiben der Pflanzen, mit An- 
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wenbung richtiger Terminologie, fpezielle Kenntniß der in Deutſch⸗ 
land im Freien ausdauernden Holzarten und für den Forſtmann 
wichtigen fonftigen Pflanzen, und Belanntichaft mit denallgemeinen 
Lehren der Pilanzen-Phyfiologie und Anatomie; 

c) in der Mineralogie: generelle Bekanntſchaft mit der Oryktognoſie, 
Geognofie und Geologie infoweit, daß eine allgemeine deutliche 
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Anficht von der Entſtehung und den Lagerungsverhältniſſen der 
Gebirgsarten, ihrer Gemengtheile und vorzüglichſten Beſtandtheile, 
fowie ihrer Einwirfung auf die Vegetation nachgewiefen, und 
fpezielle Kenntniß der für den Forſtmann wichtigften Geſteine und 
Minerafien dargetban wird; 

d) in der Chemie und Phyſik: Belanntichaft mit den Hanptiehren tiber 
die allgemeinen Eigenfhaften der Körper, fiber Wärme, Licht, 
Magnetismus, Elektricität, und mit den Hauptlehren der Chemie, 
namentli in Beziehung auf die Forſttechnologie (Bertohlung, Ge⸗ 
winnung und Benugung der Baumfäfte 2c.); 

3. in ber Rechtskunde: 
Belanntihaft mit der hiſtoriſchen Entwidelung der Preußischen 
Geſetzgebung und Gerichtsverfaffung, und Kenntniß der bei ber 
Forftverwaltung bauptfädhlich in Betracht kommenden gefetlichen 
Beſtimmungen bes einheimiſchen Eivil- und Strafrechts. 

8 13. Termine des Tentamens. Das Tentamen wirb in der Regel 
einmal im Jahre, thunlichft in den Monaten September oder October, durch eine 
bom Yılnanz - Minifter dazu berufene Kommiffion, nach Maßgabe des vom 
Finanz⸗Miniſter erlaffenen Prüfungs⸗Reglements, theils im Zimmer, theils im 
Walde abgehalten. 

8 14 Beſcheid über Ausfall des Tentamens, Erlangung des 
Prädikats „Forſtkandidat.“. Ueber das Ergebniß des Tentamens wird vom 
Finanz Minifter ein Beſcheid ausgefertigt. Durch denfelben erhält ber Eleve, 
wenn er das Tentamen beftanden hat, das Prädikat „Forſtkandidat“ und die 
erforderliche Anweifung über die Fortſetzung feiner Laufbahn. Hat er aber den 
Anforderungen nicht genligt, fo wird er anf eine nur einmal zuläffige gänzliche 
oder theilweife Wiederholung des Tentamens, welche frübeftens bei dem erfien 
und längftens bei dem zweiten folgenden Tentamen » Termine ftatthaft iſt, ver⸗ 
wiefen, oder aber von weiterer Verfolgung der Laufbahn ganz ansgefchlofien. 

8 15. Bereidigung als Forftlandidat. Auf Grund des beftandenen 
Tentamens erfolgt, wenn ein Bedenken obmaltet, die Vereidigung derjenigen 
Torftlandidaten, welche nicht dem reitenden Felbjägerforpg oder einem Jäger- 
bataillon angehören, oder nicht ſchon anderweit den Staatsdiener - Eid geleiftet 
haben. 

8 16. Beitere praktiſche Ausbildung Zn feiner weiteren Aus- 
bildung bat der Forſtkandidat, welcher zuvor auch die Feldmeſſerprüfung abfol- 
virt haben muß, fih in Iehrreichen Forſten durch fortgeſetztes wiſſenſchaftliches 
Selbftftubium, befonders aber durch eifrige Theilnahme an allen Geſchäften im 
Walde, und überhaupt an allen in den künftigen Beruf einfchlagenden Arbeiten, 
praktiſch alle für den Forſtwirthſchaftsbetrieb und die Gefchäftsverwaltung erfor- 
derlihen Kenuntniffe und Fertigkeiten unter Leitung geeigneter Königlicher Ober- 
förfter grümdlich anzueignen. 

8 17. Wahl der Reviere dazu. Welche Königliche Oberförftereien er 
zu diefem Behufe wählen will, wird in der Regel dem Ermeffen des Forfifan- 
didaten überlaſſen. Es bleibt jedoch dem Finanz⸗Miniſter vorbehalten, ihm vor⸗ 
zufchreiben, auf welchen Oberförftereien er feine weitere Ansbildung verfolgen fol. 

Dur Bermittelung desjenigen Königlichen Oberförfters, bei welchem der 
Kandidat einen längeren als vierwöchentlichen Aufenthalt zu nehmen beabfichtigt, 
bat er fich bei dem Oberforftmeifter und Forfimeifter des Bezirks, unter Bei⸗ 
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fägung bed Beicheibes über das beftaubene Teutamen und Feldmeſſer⸗Exramen, 
foriftlich zu melden, und deren Genehmigung dazu nachzuſuchen. Finden fich 
Bedenlen, dieje zu ertheilen, jo haben beide Beamten darüber gemeinſchaftlich au 
ben Finanz⸗Miniſter zu berichten. . 

8 18. Dienfiverhältniß. Der Oberförfter, bei welddem ein Forſtkandi⸗ 
dat Ach aufhält, iſt deſſen nächfter dienſtlicher Vorgeſetzte. Jeder Forſtkandidat 
hat für ſein dienſtliches Berhältniß zu dem Oberförſter und den höheren Vor⸗ 
gefegten die Dienſtinſtruktion für die Königlichen Forſtſchutzbeamten zur Richt⸗ 
nur zu nehmen. 

819%. Zeitraum für die praktiſche Ausbildung Der Zeitraum 
für die praltiſche Ausbildung des Forſtkandidaten beträgt nach vollftändig ge 
ußgender Ablegung des Tentamens und der Yeldmefferprifung noch mindeftens 
zwei Jahre. Bei Berechnung diefer Zeit ditefen Unterbrechungen ber praftifchen 
Beſchãftigung durch zum ljährigen freiwilligen Dienfte nicht gehörenden Militär- 
Bienft oder Beurlaubung nur infoweit außer Berüdfichtigung bleiben, als fie in 
enem Jahre zufammengenommen 6 Wochen nicht überfchreiten. 

5 2. Befondere Borfdriften für das praltiihde Biennium 
Börkerfunftionen. Während dieſes praktiſchen Bienniums bat der Kandidat 
mindeſtens 3 Monate lang hintereinander und zwar fo, baß in diefen Zeitraum 
jebenfalls die Monate Dezember bis April fallen, bei einer und derfelben Ober- 
fürflerei in einem beftimmt abgegrenzten Theile des Reviers, welcher ihm nach 
einer für den Zwed angemeffenen Auswahl und Größe nach näherer Beftimmung 
des Forſtmeiſters durch den Dberförfter zu überweiſen if, ſämmtliche Gejchäfte 
eines Förſters, ſowohl beim Forſiſchutze, als auch bei den Hauungen, dem 
Aummeriren und Aufmeflen des Holzes, Aufftellung der Nummerbücher und 
Lobuzettel, bei dem Berfaufe und der Meberweifung des Holzes, jowie bei den 
Sulturen und der Walbpflege ſelbſt und allein unter eigener Berantwortlichkeit 
auszuführen Während des vorgebachten Zeitraums von 8 Monaten ift die Be- 
Ihäftiguug als Erpeditionsgehülfe des Oberförfters nicht flatthaft. 

8 21. Beſuch verfhiedener Oberförftereien. Im Uebrigen ift die 
Zeit des praftifchen Bienniums fleißig zu benugen, um mit der Bewirtbichaftung 
aller in den Königlichen Forſten vorkommenden forftlid wichtigen Holzarten und 
mit den verjchiedenen Betriebsarten ſich genau bekannt zu machen, um die erfor- 
derliche Ueberfiht Liber den gefammten Forfthaushalt zu gewinnen und Uebung 
in allen Gefchäften bes Forſtbetriebes, ſowohl im Walde als auch in den jchrift- 
Khen Arbeiten, namentlih im Rechnungsweſen, dur fleißige und felbftthätige 
Theilnahme an allen Geichäften eines Oberförfters zu erlangen. 

8 22. Tagebuch. Während bes Bienniums bat der Forſtkandidat ein 
zu paginirendes Tagebuch zu führen. Darin ift zu verzeichnen, womit ex fidh 
an jedem Zage beichäftigt hat, welcher Bezirt nach Umfang, Lage, Stanborts- 
amd fonftigen forftlichen Verhältniffen ihm fpeziell zur Beſorgung der Funktionen 
eines Wörfters überwiejen worden, welche Hauungen und Kulturen und WVald- 
plegearbeiten er nad) Umfang und Art der Ausführung cc. darin bewirkt hat, 

he bemerfenswertben Fälle beim Yorftihuge ihm dabei vorgekommen find, 

be Wahrnehmungen und Erfahrungen er bei feiner Bejchäftigung im Walde, 
ie bei den fchriftlichen Arbeiten im Büreau des Oberförfter8 und bei feinen 
teren wiſſenſchaftlichen Selbftftitdien gewonnen bat. 

Diefe® Tagebuch joll nicht theoretiſche aus Büchern gejhöpfte Abhandlungen 
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enthalten, kann aber zwedmäßig hinter dem Theile, in welchem, chronologiſch 
geordnet, die Notizen fiber die VBefchäftigung und die babei gemachten Wahr- 
nehmmungen fich befinden, einen zweiten Theil mit einigen größeren zufammen- 
hängenden Ausarbeitungen umfaſſen, welche ſich auf fpezielle Verbältniffe und 
Beobachtungen in den beſuchten Hevieren beziehen. 

Das Tagebudy ift unaufgefordert am 1. jeden Monats und jedesmal beim 
Abgange aus einem Reviere dem Oberförfter und bei jeder Anmwefenheit eines 
höheren Forſtbeamten auch dieſem vorzulegen und von denjelben jedesmal mit 
ihrem vidi oder etwaigen Bemerkungen zu verfehen. 

Bei Beendigung des Aufenthalts auf einem Reviere hat der Oberförfter in 
dem Tagebuche zu befcheinigen, daß die darin enthaltenen Zeitangaben bezüglich 
feines Reviers richtig find, und wie der Kandidat fi in diefem Zeitraume in 
fittlicher Beziehung gefiihrt hat. 

8233. Obliegendeiten der Oberförfter zc. zur Förderung der 
Ausbildung Es gehört zu den wictigften Pflichten der Oberförfter und 
höheren Forfibeamten, die praftifche Ausbildung der Forftlandidaten fachgemäß 
zu leiten. 

Insbeſondere haben die Oberförfter fich eingehend mit den Forſtkandidaten 
zu beſchäftigen, ihnen zu ſelbſtthätiger Theilnahme an allen Berwaltungsgeidhäf- 
ten, ſowohl im Walde als auch im Bitreau, Gelegenheit und Anleitung zu geben, 
die Arbeiten der Yorfllandidaten zu revibiren, fle auf die dabei bemerkten Mängel 
aufmerffam zu machen, und iiberhaupt auf alle Weife ihnen zur Yörberung ihrer 
praktiſchen und wiſſenſchaftlichen Ausbildung bebitifiih zu fein. 

Auch fiber das Privatleben der Forftlandibaten ift eine ſorgfältige Aufficht 
zu führen, und darauf zu halten, daR fie einen anſtändigen fittlichen Lebens- 
wandel führen. 

Soliten in diefer Beziehung oder wegen Mangels an Fleiß, Pilnktlichkeit, 
Zuverläffigkeit und Gehorfam im Dienfte begründete Ausftellungen gegen einen 
Forſtkandidaten zu machen fein, und wieberholte Warnungen und Berweile nicht 
geniigend beachtet werden, oder follte ſich entfhiedene Unfähigkeit eines Forſtkan⸗ 
didaten für den Königlichen Forſtverwaltungsdienſt herausftellen, fo ift der be⸗ 
treffende Oberförfter verpflichtet, dem Forſt⸗ reip. Oberforftmeifter dieferhalb zur 
weiteren Beranlaffung event. Verichterftattung an den Finanz - Minifter Anzeige 
zu machen. 

8 24. Dienftentlaffung. Forſtkandidaten, welche durch tadelhafte Führung 
zu der Belaffung im Dienfte fi unwürdig zeigen oder in ihrer Ausbilbung 
nicht gehörig fortſchreiten, oder fiir den Forſtdienſt körperlich unbrauchbar werben, 
können von dem Yinanz-Dinifter, ohne weiteres Berfahren, jederzeit aus dem 
Dienfte entlaffen werben. 

8 25. Aeußerungen der Oberförfter :c. über Dualifilation der 
Forfilandidaten. Ueber jeden Forftlandidaten, welcher ſich während des ab⸗ 
gelaufenen Jahres länger als 4 Wochen im Bereiche feiner Oberförfterei anfge- 
Halten, hat der Oberförfter genau nach dem beigefügten Yormulare feine gewiffen- 
hafte und ausführliche Aeußerung in Beziehung auf Fleiß und Qualifikation zc. des 
Kandidaten bis fpäteftens zum 5. Januar jeden Jahres dem Forſtmeiſter einzu⸗ 
reihen. Diefer hat feine Berherlungen über die von ihm beziiglich des Kandi⸗ 
daten gemachten Wahrnehmungen beizufiigen, dabei riidfichtlich eines Kandidaten, 
welcher die Förfterfunttionen abfolvirt Hat, ausdrücklich zu erwähnen, melches 
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Ergebniß die von ihm ausgeführte foecielle Revifion des den Kandidaten über⸗ 
wieſenen Schutzbezirks hinſichtlich defſen Leiftungen in ben Förftergefchäften er- 
geben bat, und dann die Weußerung bis längſtens zum 15. Januar an bie 
Regierung abzugeben. Diefe wirb die Aeußerungen jammeln und, nachdem fie 
mit den zufäßlichen Bemerfungen bes Oberforftmeifters verſehen find, ob er mit 
den Urtheile einverfianden oder welcher abweichenden Anfiht er ift, an den 
Finanz -Minifter bis zum 1. Februar jeben Jahres zu den Berfonalaften des 
Kandidaten einfenden. 

Der Oberförfter Hat die Aeußerung auch fiber diejenigen Kandidaten aufzu- 
fielen, welche etwa nicht direct unter ihm, fondern unter einen Kommiffarius 
bei Bermefiungs- oder anderen Arbeiten in feinem Reviere befchäftigt geweſen find. 
In dieſem Yalle if die Aeußerung vom Oberförfter zunächſt dem betreffenden 
Kommifjarius zuzuftellen, welcher fein Urtheil hinzuzufügen und fie dann an ben 
Setreffenden Forſtmeiſter umverziiglich weiter zu befördern hat. 

8%. Meldung zum forftlihen Staats-Eramen. Nah Abfol- 
virung des praktiſchen Bienniums und Erfüllung aller in Beziehung auf daſſelbe 
— — Bedingungen, und nachdem der Militärdienftpflicht genügt ift, 

fm der Forſtlandidat bei dem Finanz - Minifter fi zum forftlihen Staats- 
Eramen melden. 

Der Anſpruch auf Zulafiung zu demſelben erlifcht, wenn bie Meldung nicht 
binnen 5 Jahren nach dem Beſtehen des Tentamens erfolgt, 

Der Meldung ift beizufligen: 

1. ein eigenhändig gefchriebener Lebenslauf, 

2. das Schulzenguiß der Reife, 

3. das Forfteleven-Zeugniß, 

4. die Zeugniffe über Forftafademie und event. Univerfttätsbeind), 

5. das Felomeſſerzengniß, 

6. das Tagebuch, 

und Seitens der nicht dem reitenben Feldjägercorps oder einem Jäger⸗ 
bataillon angehörenden Kandidaten 

7. ein Schriftftiid, welches nachweiſt, daß der Eraminand feiner Militair- 

pflicht geniigt hat. 

5 27. Forfl-Ober-Eraminations-Kommiffion. Waltet gegen die 
Iulaffung zum Staats - Eramen kein Bedenken ob, fo wird der Kanbibat ber 
vom Finanz - Minifter zu ernennenden Forft - Ober - Eraminationg - Kommiffion 
mberwieſen, welche ihn notirt und die Prüfung abhält, fobalb eine angemeffene 
Zahl überwieſen if. Ob dem Eraminanden vorher noch eine fchriftliche Probe- 
arbeit aufzugeben ift, bleibt der Beſchlußnahme der Prüfungs - Kommiifion vor- 
behalten. 

828. BZwed und Anforderungen des Eramens. Das Eramen wird 
nd Maßgabe des vom Finanz. Minifter feftgeftellten Reglements theils im Zim- 
mer, Bauptjächlich aber im Walde, mit überwiegender Richtung auf Erforſchung 
ber praftifchen Brauchbarkeit des Eraminanden fir die Bewirtbichaftung des 
1 18 amd die forfiliche Geichäftsverwaltung, abgehalten. 

Daffelbe erftredt ſich auf alle Theile der Forſtwiſſenſchaft und Forfimirth- 
inmn ihrem ganzen Umfange, auf die bei der Forfiverwaltung gewöhnlich in 
I ct kommenden gefeslichen Beflimmungen des einheimifchen Staats⸗ und 
I rechts, anf Staatsforfiwirthichaftsiehre, auf das Forftrechnungs-, Etats⸗ 
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und Kaffenweien, und iiberhaupt auf alle Gegenſtände der forftlichen Geſchäfts⸗ 
verwaltung und der Jagd - Abınimiftration. Dabei wirb anf die Hülfswiſſen⸗ 
ſchaften aus dem Gebiete der Mathematik nnd Naturkunde infoweit zurlidgegangen, 
als fie in ihrer Anwendung auf den praktiſchen Forſibetrieb dem gebildeten Forf- 
manne und Jäger als Grundlage zu einer rationellen Bewirthſchaftung der 
Forften ftetS gegenwärtig bleiben müſſen. 

8 29. Zeugniß als Oberförfterfandidbat Ginreihung in die 
Anwärterlifte Hat der Kandidat das Eramen befanden, jo wird für ibn 
von der Pritfungs-Kommiffton ein Zengniß ausgefertigt, auf Grund deſſen er 
das Prädilat „Oberförfterlandidat” erlangt und in die Lifte der Anwärter zu den 
Oberförfterftellen eingetragen wird. 

Hat der Kandidat das Eramen nicht beftanden, fo ertheilt die Pritfungs- 
Kommiffion ein Rejolut, durch welches er auf eine nur einmal zuläffige gänzliche 
oder theilmeife Wiederholung des Eramens, die früheftens nad 6 und längftens 
nach 24 Monaten ftatthaft ift, verwiefen wird, unter Umftänden aber auch von 
weiterer Berfolgung der Laufbahn ganz ausgeichloffen werden kan. 

8 0. Beihäftigung und künftige Anftellung der Oberförfter- 
Tandidaten. Ob und wan nein Oberförfterlandidat demnächſt als Oberförfter an⸗ 
geftellt wird, bleibt wejentlih von feiner ferneren Dieuftführung, von dem Fort⸗ 
fhreiten feiner Ausbildung, von der Bethätigung eines lebendigen Intereſſes für 
den Wald und die Waldgeichäfte, von Tüchtigkeit und Auszeichnung durch Fleiß 
und befriedigende Leiftungen abhängig. 

Bis die Anftellung als Oberförfter erfolgt, werden die Oberförfterlandidaten 
bei der Königlichen Forſtverwaltung, foweit fi) dazu Gelegenheit bietet, diätarifch 
beichäftigt. Sie find verpflichtet, jeden forftlichen Auftrag, welder von dem 
Finanz⸗Miniſterio oder einer Regierung ihnen ertheilt wird, mit Fleiß und Sorg- 
falt pünktlich auszuführen. 

Ein Anſpruch auf dauernde diätarifche Beſchäftigung fteht den Oberförfter- 
fandidaten jedoch nicht zu. 

Die Uebernahme einer Beichäftigung im Kommunal-, Juftituten- oder Pri- 
vatforfidienfte, von welcher dem Finanz⸗Miniſter Anzeige zu machen ift, ſchließt 
von Anftellung im Königlichen Dienfte an und für ſich nicht aus. Die in einem 
ſolchen Verhältniſſe zugebrachte Zeit wird jedoch als Staasdienfizeit: nicht 
gerechnet. 

Wenn aber ein Oberförſterkandidat nach Ablauf der Zeit, für welche ihm 
event. Seitens des Finanz⸗Miniſters in Ausſicht geſtellt iſt, Daß feine Hülfe⸗ 
leiſtung flir die Königliche Forſtverwaltung nicht werde in Anſpruch genommen 
werden, eine ihm bei der Königlichen Forftverwaltung angebotene, wenn auch 
nur vorübergehende diätariihe Beichäftigung ablehnt, fo kann er nach der Ent- 
fheidung des Finanz-Minifters von der Anmwärterlifte geftrichen werben. 

8 31. Dienftverbältniß. Jeder Oberförfterfandidat ift verpflichtet, dem- 
jenigen Oberforfimeifter nnd Forſtmeiſter, in deren Bezirk er feinen Aufenthalt, 
fei e8 in einem Königlichen Forſtreviere, oder in anderen Forſten, oder in einem 
fonftigen Berhältniffe, länger al 8 Wochen zu nehmen beabfichtigt, durch Ver⸗ 
mittelung des Kimiglichen Oberförfters, in defien Revier er fih aufhalten will, 
oder welcher feinem Aufenthaltsorte zunächft wohnt, ſchriftlich Anzeige zu machen. 
Eine gleihe Anzeige hat er bei Veränderungen feines Aufenthaltsort innerhalb 
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eines Negierungsbezirks ober beim Verlaffen deſſelben dem Oberforſtmeiſter und 
Ferſtmeiſter durch den betreffenden Königlichen Oberförſter zu erſtatten. Außer⸗ 
dem bet er von jeder Beränderung feines Aufenthaltsortes, welche nicht in Folge 
direlt au ihn ergehender Anweifung der Gentral-Forftbehörde eintritt, aljo auch 
von jeder Einberufung zum Militairdienfte, dem Yinanz-Minifter fofort birelte 
Anzeige zu machen. 

8 33. Die Beftimmungen der vorftiehenden 88 18, 24 und 25 finden auch 
anf Oberförfterlandidaten analoge Anwendung. Ueber die bei den Regierungen 
beichäftigten Oberförſterkandidaten find die Yeußerungen ($ 25) vom Oberforft- 
meifter aufzuftellen und vom Präfidenten mit feinen zufäglichen Bemerkungen dem 
Finanz Minifter einzureichen. 

8 38. Reitende Feldjäger und Fußjäger. Wer die Laufbahn für 
deu Königlichen Forſtwerwaltungsdienſt durch den Eintritt in das reitende Yeld- 
jögercorp8 oder in ein Jügerbataillon zum Dieuft anf Korfiverforgung verfolgt, 
Sat ebenfalls allen vorftehenden Beftimmungen, mit den aus dem militärifchen 
Dienftverhältniffe von felbft folgenden Maßgaben, vollſtändig Genüge zu leiſten. 

$ 34. Univerfitäts-Stubien. lim eine weitergehende allgemeine Bor- 
bidung und umfaffende Gefchäftsfähigkeit zu erwerben, wird den Aipiranten bes 
Horfiverwaltungsdienftes empfohlen, auch noch Univerfitäts-Stubien der Rechts- 
und Staats-Wiffenfchaften, außer den forſttechniſchen Studien, zu abfolviren. Zu 
welcher Zeit der Aſpirant dieſe Univerfitäts - Studien in den vorſtehend vorge- 
zeichneten forſtlichen Ausbildungsgang einjchieben will, bleibt feinem Ermeſſen 
überlaffen. Der geeignetfte Beitraum hierzu wirb jedoch in ber Hegel die Zeit 
zwiſchen dem Tentamen und dem forftlicden Staats - Eramen, oder nad dem 
letzteren fein. Die zu Univerfitäts-Studien verwendete Beit, ſoweit fie nicht mit 
der 21/,jährigen forftlichen Studienzeit oder mit ben erſten ſechs Monaten der 
einjährigen freiwilligen Milttairdienfizeit zuſammenfällt, joll bei Beftunmung ber 
Anciennetät ala Oberförfter-Anmwärter in der Weife beritdfihtigt werben, daß bie 
Anciennetät um jene Univerfitäts-Stubienzeit, höchſtens jedoch mit drei Semeftern, 
infoweit antedatirt wird, als die Univerfitäts-Studien eine Verzögerung der Ab⸗ 
fegung des forſtlichen Staats-Eramens herbeigeführt haben. 

5 36. Eramen in den Staatswiffenfhaften Forſt-Aſſeſſor. 
Dberförfterlandidaten, welche anßer der vorgeichriebenen forſtlichen Studienzeit 
noch mindiftens 2 Semefter auf einer Univerfität dem Stubium ber Rechts⸗ umd 
Staatswiffenfchaften obgelegen haben, wobei jedoch die erjten ſechs Monate 
der Zeit des Militairdienftes als einjährig Tyreiwilliger außer Rechnung bleiben 
mäfien, können nach mindeſtens einjähriger Beichäftigung bei einer Regierung 
Finanz⸗ Direction) oder mit von der Eentral-Yorftbehörde direlt übertragenen 
Arbeiten, bei dem Finanz - Minifter, unter VBorlegung ber Zeugniffe fiber ihre 
Univerfitäts - Studien, beantragen, daß fie einer beſonderen Prüfung in jenen 
Biffenfchaften unterworfen werden. Die Zulaffung zu diefer Prüfung erfolgt, 
wenn ſich nad dem Refultate der forfttechnifchen Prüfung und aus ben iiber 
die Befchäftigung des Kandidaten abgegebenen Aeußerungen (88 82 und 25) 

echt, Daß er zur Ablegung der Prüfung fire genügend vorbereitet zu 

hten if. 

8 36. Die Prüfung (8 35) wird durch die Korft-Ober-Eraminations-Kom- 

fion bewirkt, in welche zu dieſem Bebhnfe befondere Eraminatoren für die 
bts- und Staatswiffenichaften vom Tyinanz »- Minifter berufen werden. Sie 
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erſtreckt fich auf das in Preußen geltende öffentliche und bei der Forſtverwaltung 
in Betracht kommende Privatrecht, insbeſondere das Verfaſſungs⸗ und Verwal⸗ 
tungsrecht, fowie auf Volkswirthſchafts- und Finanz -» Politi. Es ift durch die 
Prüfung zu erforſchen, ob der Kandidat das erforderlide Maß von Kemntniffen 
fih erworben hat, um dereinft die Stellung als Mitglied einer Yorftdireltiong- 
behörde befriedigend ausfüllen zu können. 

Die in diefer Prüfung beftandenen Oberförfterfandidbaten werben vom Finanz⸗ 
Minifter zu Forſt⸗Afſefſoren ernannt. 

Die BVorfchriften der 88 30—32 bleiben auch für Torf - Affefforen maß- 
ebend. - 
— 8 37. Beförderung zum Forſtmeiſter. Die Forſtmeiſter werden ans 
den durch hervorragende forfttechnijche Keiftungen und Geſchäftsgewandtheit fich 
angzeichnenden Dderförftern gewählt, wobei diejenigen, welche die im $ 36 be- 
zeichnete Prüfung beftanden haben, nad Maßgabe ihrer in der Stellung als 
Dberfürfter weiter dargelegten Befähigung, vorzugsweife werden berüdficdhtigt 
werben. 

8 38. Die vorftehenden Beſtimmungen treten an Stelle der bisher beftan- 
denen bezüglichen Borfchriften fofort in Kraft. 

Berlin, den 30. Juni 1874. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
Camphauſen. 


A. 

DOberförfteri ..., ..... Jahr 18... 

Yeußerung | 
über den 
Forst- (Oberförster-) Raukidaten Carl August Ernst Schulse. 

Geboren am: 18 Februar 1846. Eonfeffion: Evangelisch. 

Militairverhältniß: Lieutenant der Reserve im 3. Hess. Infant.-Rymt. Nr. 83. 

Stand und Wohnort des Baters: Oberförster zu Hirschberg, verstorben. 

Mutter lebt zu Torgau. 

Bann und wie das Tentamen beftanden: 7870 mit Bedingung, 1871 genügend. 

Bann und wie das Oberförfter-Eramen beftauben: 1873 genügend. 

Hat fi während des laufenden Jahres im Bereiche hiefiger Oberförfterei auf- 

gehalten: 
wo? bei dem Oberförster (auf der Revierförsterstelle zu .... — In 
der Stadtforst Guben.) 
wann? vom 18. Januar bis 28, Mai. War dann zum Militasrdienst 
eingezogen, und vom 15. August bis 1. November. Ist dann nach 
der Oberförsterei X abgegangen. 

Art der Beichäftigung: Hierunter ist anzugeben, womit der Kandidat beschäf- 
tigt gewesen, event. mit welchem Diätensatze oder Diensteinkommen ; 
bes einem Forstkandidaten, wenn er die Försterfunktionen während 
des Jahres wahrgenommen hat, für welche Fläche und während welcher 
Zeit solches geschehen ist, welche Hauungen, Culturen und Wald- 
pflegearbeiten er dabei ausgeführt hat, 

Gefundheitsbeſchaffenheit: Hat am Fieber gelitten; jetzt gesund aber nicht sehr 

kräftiger Körper. Etwaige Fehler bezüglich des Sprach-, Hör- oder 
Seh-Vermögens etc, sind anzugeben. 


— 45 — 


Samifienverhältuifie: unverheirathet. (verheirathet und 1 Sohn.) 

Bermögensperhältniffe: Wohlhabende Eltern. (Dürstig.) 

Wenßerung fiber fittlihes Verhalten, Fleiß und Oualifilation: Hierunter ist eine 
ausführliche pfichtmässige Acusserung absugeben über das sittliche 
Verhalten, über Fleiss, über das für den Wald und die Waldgeschäfte 
bethatigte Interesse, über Befähigung und Leistungen im Allgemeinen 
sowie nach deren vorwiegender Richtung, insbesondere über den Stand 
der praktischen Ausbildung und Brauchbarkeit. 

In Beireff eines Forstkandidaten, weicher Försterfunktionen wahr- 
genommen hat, ist speciell anzuführen, wie er diese Geschäfte bei den 
Hauungen, Culturen und der Waldpfiege, sowie beim Forstschutze be- 
sorgt hat, ob und welche Ausstellungen etwa bei Revision seines Schuts- 
bezirks und seiner Bücher zu machen waren. 

Diese Aeusserung ist streng der Wahrheit gemäss, ohne Rückhalt, 
vollständig uud ohne elwas zu verschweigen, was zu richliger Beur- 
theılung des Kandidaten von Einfluss ist, mit strengster Unpartheilich- 
keit abaufassen. 


25. 
Dienft-Juftruction für das Königliche Reitende Feldjäger⸗Corps 
vom 1. Auguft 1874. 

Ich beſtimme Hiermit, daß nachfolgende „Dienft-Infiruction für das . 
Reitende Feldjäger-Corps“ unter Aufhebung aller älteren ihr entgegen- 
Behenben Beſtimmungen von heute ab in Kraft tritt. 

Es Tiegt nicht in der Abficht, in dem Folgenden eine erfchöpfende Anleitung 
zu geben, weldye allen militairifhen nnd nicht milttatrifchen Berhältnifien des 
Reitenden Feldjäger⸗Corps Rechnung trägt; es foll aber eine Grundlage geichaffen 
werben, welche den Mitgliedern deifelben bei Ausfibung ihrer dienſtlichen Pflichten 
den nothiwendigen Anhalt gewährt. In zweifelhaften Fällen haben fpecielle An- 
weifungen des Eommandos das Fehlende zu ergänzen. — Die allgemeinen 
wilttairtfchen Borfchriften find als bekannt vorausgeſetzt, resp. ift auf die ein- 
ſchlägigen gejeglihen Beſtimmungen betreffenden Orts bingewiefen. Nur bie 
dem Reitenden Yeldjäger -Eorps eigenthümlichen Berhältniffe find einer ein- 
gehenderen Erörterung unterworfen worden. 

Berlin, den 1. Auguf 1874 

. Der Chef bed Neitenden Feldjäger Corps. 
Graf von der Goltz, 
Seneral-Lieutenant und General⸗Adjutant Seiner Majeftät des Kaifers und Königs, 


A. Bon der Aufnahme in das Neitende Feldjäger⸗Corps. 


$ 1. Das Reitende Tseldjäger-Eorps refrutirt ſich aus Afpiranten fir ben 
preußiſchen Forſtverwaltungsdienſt. Die Bedingungen zur Aufnahme in das 
-itende Feldjäger⸗Corps find in der Anlage I. enthalten. 

8 2. Wenn ſämmtliche eingereichten Papiere als genügend und vollftändig 
chtet worden find, auch keine fonftigen Gründe gegen die Annahme des Aipiranten 
chen, erfolgt von Seiten des Corps die Benachrichtigung der Notirung unter 
ı Bermerl, daß Afpirant feiner Zeit zum Yeldjäger-Eramen werde vorgeladen 
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werden. Derfelbe hat ſodann von jeder Veränderung feines Aufenthaltsortes 
Meldung an das Commando zu erflatten. 

Nah erfolgter Vorladung zur Prüfung bat er fi dem Chef des Corps, 
fowie dem Commandeur und den Oberägern perjönlich vorzuftellen. 

8 3. Die Prüfung, welche nad) Maßgabe der bereits angezogenen, sub An- 
bang I. beigefügten Beftimmungen erfolgt, und welche einen etwa adhttägigen 
Aufenthalt in Berlin erforderlich macht, wird unter dem Prüſidium des Gomman- 
denrs von einer aus Profefjoren der Eraminationg-Branchen und den 3 Ober- 
jägern resp. Älteften Feldjägern beftehenden Eommiffion abgehalten. Die Fertigkeit 
im Reiten wird in befonderer Priifung gewöhnlich vor einem NRittmeifter eines 
Gavallerie-Regimentes in Gegenwart ber Ober- resp. Feldjäger dargethan. 

Der Beſcheid über das Beſtehen ober Nichtbeftehen des Erames erfolgt binnen 
4 Wochen nach Beendigung defielben. Eine Wiederholung kann anf jeben Fall 
nur noch einmal ganz oder theilmweife ftattfinder. 

Die Corps-Anciennetät (in der Stammrolle verzeichnet) wird ebenfalls fofort 
feftgeftellt, dabei jedoch neben dem Eramen-Prädicat auch auf die mehr oder 
minder vorgefchrittene, forftlihe und militairiſche Ausbildung geritdfichtigt. 

84 Die Einftellung in das Neitende FeldjägerCorps erfolgt nach be» 
flandener Prüfung auf dem vorgefchriebenen Inſtanzenwege, fobald die militairifche 
Ausbildung des Ajpiranten diefelbe geftattet. Der neu eingeftellte Feldjüger wird 
auf den Felbjäger-Eid verpflichtet (cfr. Anlage II.) und der Regel nach zunächſt 
zum Berfolg der forftlichen Carriere beurlaubt resp. abcommandirt. 

Während der 6 bis 8 Jahre dauernden forftlichen Ausbildung muß der 
Feldjäger feinen Unterhalt aus eigenen Mitteln beftreiten. Ein Anfpruch auf 
Königliches Gehalt fteht ihm bis zu beftandenem Staats-Eramen in ber Negel 
nur für die Dauer feines Kommandos zur Forſt⸗Academie zu. 


B. Bon der forftliden Ausbildung. 


8 5. Die Ausbildung zum Forfiverwaltungsdienft findet nach Maßgabe der 
erlaflenen resp. noch zu gewärtigenden finanzminifteriellen Beftimmungen ftatt, 
unter fleter Ueberwachung und Leitung von Seiten de8 Commandos. 

$ 6. Bor feinem Abgange von Berlin hat der neu aufgenommene Feldjäger 
feinen Hinftigen Aufenthaltsort dem Commandeur des Eorpg zu melben und um 
Genehmigung für die Wahl deffelben zu bitten. Das Gleiche hat er rechtzeitig 
dor jeder ferneren Veränderung feines Wohnortes zu thun, unb hierbei den 
Zweck derfelben anzugeben. Erhält er ausnahmsweiſe Seitens des Königlichen 
Finanz Minifteriums directe Anweifung zur Uebernahme einer forftlihen Be 
ihäftigung, fo hat er ohne Weiteres dieſer Anweiſung Yolge zu leiften und bier- 
über dem Eommandeur fofort Meldung zu erftatten. 

Etwaige Behinderungsgründe find ſowohl dem Letteren, wie dem Königlichen 
Fnanz-Minifterium umgehend anzuzeigen. Sobald das Tentamen abfolvirt if, 
muß von jeder Beränderung des Aufenthaltes auch Direct dem Yinang-Minifterium 
Anzeige gemacht werden. 

Hei militairifhen Commandos erfolgt diefe Benachrichtigung von Seiten 
des Corps. 

Im Uebrigen find alle an das Königliche Finanz⸗Miniſterium gerichteten 
Gefuche und Meldungen dem Commando zur meiteren Beranlaffung einzureichen. 

87. Für den Aufenhalt in den Forften find von den Feldjägern die von 
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Seiten des Königlichen Finanz⸗Miniſterinms unterm 7. dFebruar 1864 *) u. |. w. 
erlaffenen Beftimmungen genau zu beachien. 

58. Damit jedoch das Commando beftändig in der Sage bleibt, fih ein 
Urtheil über den Fortſchritt der Studien der Feldjäger zu bilden, follen dieſelben 
Som Tage des Eintritts im das Corps, bis zu dem Commando zur Acabemie 
ein alljährlich unaufgefordert zumgi. Januar einzureichendes und in Folioformat 
in fertigenbes Tagebuch führen, worin nicht die Art der Beichäftigung allein, 
jewdern auch ein eigenes Urtheil fiber alle vorgelommenen und auf die forft- 
fie Borbildung Bezug haben den Lehrgegenftände dargetban fein muß. 

Statt diefes Tagesbuches genügt ein Beſchäftigungsnachweis in den Fällen, 
wo ber SSelbjäger mit geometrifchen Arbeiten beichäftigt if. Das Tagebuch foll 
«8 Anhang eine generelle Hevierbefchreibung von dem Lebrreviere nebft Wirth- 
Mafltlarte, außerdem, wenn möglich, einige größere Abhandlungen enthalten. 
Diefe periodifchen Berichte im Tagebuche müſſen auch wirklich in ben betreffenden 
Zeipuukten felbft, und nicht erft dann gefertigt werden, wenn der Einfendbungs- 
termin berantritt. 

Rach dem Ansfall des Tagebuches wird das Commando zur Academie be 
meſſen. — Nach Abfolvirung der Lehrzeit wird dem Feldjäger dringend empfohlen, 
zu feiner mehrſeitigen Ausbildung andere durch Boden- und Beſtandsverhältniſſe 
außgezeichnete, wenn möglich auch in Betriebsart, von feinem Xebrreviere ver- 
ſchiedene Dberförftereien zu befuchen, falls feine Commandirung zur Acabemie 
sicht fofort erfolgen kann. Die Nichtigkeit der in dem Tagebuche enthaltenen 
Zeitangaben muß von den betreffenden Oberförftern, bei welchen der Feldjäger 
ſich während des Jahres aufgehalten hat, befcheinigt werben. 

89. Zur Uebernahme einer forfttechnifchen oder geometriſchen Privatarbeit 
iR bei Einhofung der Genehmigung des Commandeurs anzugeben: 

8) die Art der Arbeit, 

b) die muthmaßliche Dauer und der Anfang derfelben, ſowie 

e) die befonberen Berpflicgtungen, welche dabei eingegangen werben follen. 

Nach abgelegtem Tentamen ift aud) die Genehmigung des Yinanz-Minifteriums 
durch das Conmando einzuholen. 

8 10. Das Commando beſtimmt diejenige Forſtacademie, die zur Bornahme 
der technifchen Studien zu befuchen if. Perſönlichen Wünfchen wird dabei, fo- 
weit die Dienftverbältniffe es geftatten, Rechnung getragen. 

8 11. Für die Dauer des Anfenthaltes auf der Academie gelten die finanz- 
minißeriellen Beflimmungen, welche jedem Studirenden bei der Inſcription über⸗ 
geben werden. 

In militairiſcher Hinſicht ift der dem Offizier-Patent nad) ältefte, zur be- 
treffenden Zorftacademie commandirte Feldjäger als „Commando-Xeltefter“ 
der nächſte Vorgeſetzte. Der Commando⸗Aelteſte ift berechtigt, in dringenden 
Fällen einen Aſtündigen Urlaub jelbftftändig zu ertheilen. Lüngerer Urlaub außer⸗ 
halb der acabemifchen Ferien kann nur nach erfolgter Genehmigung des Academie⸗ 
tors beim Kommando beantragt werden. 

z 12. Die nah Borfchrift der Beſtimmungen vom 7. Yebrnar 1864 zc. 
e „ceichende Meldung zum Tentamen geht durd das Commando an das 
; any Minifierium. Genannte Beſtimmungen gelten auch fir die Ausbildung 
mrend des forftlichen Bienninms und die Ablegung des Staatseramend. Die 
I Hung um Zulaffung zu leßterem erfolgt, wie oben beim Tentamen gejagt. 

" 5. Jahıg. XV. des Sorft- und Jagdkalenders. ©. 38. | 





— 4 — 


8 18. Die Feldjäger haben, fo lange fie dem Corps angehören, ohne Unter- 
fhied der Function, zu welcher fie commandirt find, als zum ftehenden Heere 
gehörig, den Eid auf die Berfaflung (Art. 10 d. 8. U. vom 31. Januar 1850) 
nicht zu leiften. Diefe Vereidigung kann erft nad) erfolgter Entlaffung aus dem 
Corps, alfo nah Anftelung im Civildienft, erfolgen. 

Wil jedod ein Mitglied des Korps alg Feldmeſſer fungiren, jo darf er 
zwar den Dienfteid der Civilftaatsdiener auf die Verfaffung ablegen, muß jedoch 
zu dem besfalls bei einer Königlichen Regierung zu ftellenden Antrag die &e- 
nehmigung des Commandos einholen. 

Die Bereidigung auf das Holzdiebfiahlsgefek vom 2. Juni 1852 und bie 
Erteilung der Erlaubnig zum Waffengebrandy nad) Maßgabe des Geſetzes vom 
31. März 1837 kann nur auf Antrag einer Königlichen Regierung und gewöhnlich 
erft nach abſolvirtem forftlichen Tentamen erfolgen. 


C. Bom Verhalten im Dienftftande. 


1. Im Frieden. 

8 14. Nach abgelegtem Staatseramen kann der Feldjäger nach dem Er⸗ 
meſſen des Commandeurs in den Friedensdienſt commandirt werden. Im Falle 
eine forſtliche Beſchäftigung gewünſcht wird, iſt um Genehmigung dazu nachzu⸗ 
ſuchen und wird dem desfalls geäußerten Wunſche Rechnung getragen werden, 
Sobald die militairiſchen Verhältniſſe ſolches geſtatten. Iſt die Zahl der erami- 
nirten Feldjäger größer als ber Königliche Dienft es erheifcht, jo werben mit 
Ausnahme der Oberjäger in der Regel diejenigen, welche am längften im 
Dienfte find, dem Königliden Finanz-Minifterium zur Dispofition geftellt. 

$ 15. Nach den ‚betreffenden Etats follen im Berliner Dienft fi) jeder Zeit 
3 Oberjäger befinden. Bon dieſen ift: 

a) Einer Adjutant bei dem Chef des Corps. Derfelbe bearbeitet außerdem 

fämmtliche auf Courterreifen bezüglichen Geſchäfte; 

b) Einer Wdjutant bei dem Commandeur; derfelbe bearbeitet außer den 

an das Commando kommenden Sachen alle Berfonalien; 

c) Einer Bermalter der Corpstaffe. 

Der dem Patent nad) ältefte Oberjäger verfieht die Gejchäfte des Commando⸗ 
Borftandes. Als folder hat er folgende Functionen: 

1. Bertheilung der Kafernenquartiere an die Feldjäger; 

2. Wahrnehmung der Geſchäfte eines militairifchen Kafernenvorftandes (auch 

in Betreff der Königlichen Dienftftälle); 

3. Bermittelung des Ab- und Zuganges der Offizierburſchen und Aufficht 

iiber das andere Dienftperjonal. 

Mit Erlaubniß der betreffenden Vorgejegten, nehmen die Oberjäger an den 
Eourierreifen Theil. 

8 16. Die Beftimntungen, die den inneren Dienft regeln, enthält das Ordre⸗ 
buch. Für die Courierreiſen, Stationirungen ꝛc. find die Reiſeſtatuten und Akten 
einzuſehen. 

8 17. Da der Königliche Dienft im Frieden, unter Anderem beim Mit- 
reiten der Hubertusjagd, wozu 5 oder 6 Teldjäger commandirt werden, ben 
Befitz eines Reitpferdes erforderlih macht, jo ift im eigenen, wie im Intereſſe 
des Corps dringend erwünſcht, daß die im Dienft befindlichen Feldjäger fich 
jederzeit beritten erhalten, um durch tägliche Uebung befähigt zu werben, den im 
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gebe eines Srieges an fie zu fiellenden, oft ſchweren Anforderungen, in vollſtem 
Umfenge zu geırligen. 

Damit jeboch den Mitgliedern des Corps auch Gelegenheit gegeben werde, 
dieſe Uebnngen beſtändig fortzufehen, wird ans der Kafle des Corps ein ent- 
ſprechender Beitrag zu der für Benutzung einer Reitbahn zu zahlenden Miethe 
gewührt werben. 

$ 18. Es wirb ber Rittdienſt durch fpecielle Befehle des Commando'a geregelt. 

Die vorſchriftamãßige Friedens⸗Ansrüſtung für das Pferd befteht aus: 

1. einem englischen Sattel mit Löffel, weißen Steigbligeln, Vorderzeug und 

Hinterzeng von brannem Leber mit gelbem Beſchlag; 

2. einem vollſtändigen Dieuſtzaum von braunem Leder mit gelbem Beſchlage 

und weißer Kandare; 

3. zwei Piſtolen⸗Halftern; 

4 einer Parade Schabrade (Ueberdecke mit Garbeftern, von grünem Tuch 

mit rothem Borfioß und Beſatz); 

5. einer Unterlag--Schabrade von grünem Tuch mit rotem Vorſtoß und 

Bela für den Kleinen Dienſt (fänmtlihe ad 1—5 nad Probe); 

6. einem Stallhalfter mit Anbindezitgel; 

7. einer wollenen Stalldbede und Dedengurt; 

8. Vutzzeug und Schwanm; 

% Rantelriemen x. 

819. Es iſt Pflicht eines jeden neu in den Dienft geftellten Feldjäügers, 
flgende Dienfäblicher einzufehen: 

a) das Ordrebuch, welches die vom diesfeitigen Commando erlaffenen Befehle, 

b) das Parolebuch, welches die vom Gouvernement und der Commandantur 

für die Berliner Garnifon ergangenen Beflimmuugen enthält, ſowie 

c) die Reife-Statuten und Acten, in denen allgemeine Borfchriften iiber 

Ausführung der Eourierreiien, Aufftellung ber offictellen und Corps⸗ 
Liquidationen, fowie über Reifen nad dem Hoflager Seiner Majeftät 
des Kaifers und Königs im Auslande enthalten find. 

Bei Berfiößen können Einwendungen, welche auf Unfentniß der unter a bis c 
agangenen Beſtimmungen bafırt find, in feinem Falle Berückſichtigung finden. 
| 5 DD. Die dem Corps gehörigen Kaffen müſſen ftet3 in einem bewohnten 
Siramer des Commandohauſes aufgeftellt fein, und hat fich jeder Feldiäger von 
der Nummer diejes Zimmers zu unterrichten, fowie bei eintretenden Unglüdsfällen 
. af die Sicherung berfelben nad Kräften Bedacht zu nehmen. 
| $ 21. Fur das Tragen von Givilffeidern gelten die Beftimmungen, welche 
| für die gefammte Berliner Garnifon maßgebend find. Ob es den ftationirten, 
- jowie den zu einer Ertra-Courierreiie commandirten Feldjägern frei geftellt, oder 
jur Pflicht gemacht wird, während der Reife ſelbſt Eivil anzulegen, dariiber giebt 
die abjendenbe Behörde nähere Anmweifungen. ft der Feldjäger zum Hoflager 
Semer Majeftät des Kaifers und Königs im Auslande commandirt, jo darf er 
sar Uniform tragen, alle Meldungen find im Dienftanzuge abzuftatten, unter- 
weg” doch lann der Ueberrod angelegt werben. 

>22. Der Gonrierdienft im Frieden umfaßt meift die Beförderung von 
Dep gen Seiner Majeflät des Kaiſers und Königs beziehungsweije an Seine 
Naj tät den Kaifer und König, fowie von Depefchen des Auswärtigen Amtes 
a! Raiferlicden und Königlichen Miffionen und Confulate im Auslande oder 

‘5% Br. Jagd u Sorft-Wefegg. VIE. 4 
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umgekehrt. Zu dieſem Dienſte und den dahin gehörenden Stationirungen werden 
vorzugsweiſe die examinirten Feldjäger beordert, doch find auch alle nicht exami⸗ 
nirten Mitglieder des Corps dazu verpflichtet. 

Für die Beförderung der Depeſchen werden den Mitgliedern des Reitenden 

Feldjäger⸗Corps nachftehende Punkte zur firengften Dienftpflicht gemacht: 

1. Derjenige Yeldjäger, der von dem Commando zur nähft vorkommenden 
Reife beſtimmt ift, erhält ein Courierbuch, in welchem der betreffende 
Befehl verzeichnet ift. Das Courierbuch ift der ihn demnächſt abfertigenden 
Kaiferlihen und Königlichen Behörde, falls er derjelben nicht von Perfon 
belannt ift, als Legitimation über feine Beſtimmung vorzuzeigen. 

2. Bon dem Augenblid an, wo er zur nächſt vorfommenden Reife commandirt 
ift, hat er fich jede Minute zur Abreife bereit zu halten und falls er auf 
furze Zeit ausgeht, ftetS zu binterlaffen, wo er zu finden ifl. 

3. Soll die Reife angetreten werben, fo hat er das Courierbuch der Kafie, 
aus der er feinen Vorſchuß zur Reife erhält, der ihn abjendenden Behörde, 
ſowie am Ziel der Reife der Behörde, an die er geſchickt worden ift, vor- 
zulegen, um ſich darin die erforderlichen Beicheinigungen geben zu lafien. 

4. Jeder Feldjäger muß fi die ihm anvertrauten Depejchen von der ihm 
abfertigenden Perſon oder Behörde jelbft einhändigen laſſen und fie der 
Perſon oder Behörde, an die fie gerichtet ift, perfünlich übergeben. — Im 
Auswärtigen Amte ift mit der Abfertigung der Feldjäger ein- für allemal 
das Ehiffrirbiüreau, mit der Empfangnahme der Depeſchen das Central⸗ 
bitreau beauftragt. — Bei Sendungen an eine Kaiferliche oder Königliche 
Miffion im Auslande können die Depeichen in Abwejenheit des Miffions- 
Chefs dem älteften der anweſenden Legationsfecretaire fibergeben werden. 

Der Feldiäger haftet, gemäß feines Eides, mit feinem Leben und 
feiner Ehre für die Sicherheit und Nichtverlegung der ihm anvertrauten 
Depefchen; ingleihem dafür, daß fie nur an ben, für ben fie beſtimmt 
find, abgeliefert und von Niemandem vorher eingefehen werben. Die 
größte Verjchwiegenheit über die ihm etwa befannt gewordenen Zwecke 
jeiner Sendung oder die ihm ertheilten Aufträge wird dem Feldjäger 
zur ausdrücklichen Pflicht gemacht. 

5. Ebenfo müſſen die übrigen Brieffchaften und Gegenflände, deren Be⸗ 
förderung dem Feldjäger anvertraut ift, möglihft forgfältig verwahrt 
werden und ift der Feldjäger insbefondere verpflichtet, Die richtige Be- 
förderung der ihm anvertrauten Depeichenfäde auf Eifenbahnen, Dampf- 
Ihiffen 2c. auch in dem Fall nah Möglichkeit zu controliren, wenn die⸗ 
jelben ihres Gewichts oder Umfangs wegen als PBaffagiergut aufgegeben 
werden müſſen. Nach vollbrachter Reife hat er fich die richtige Ablieferung 
der von ihm überbrachten Depefchen, Briefe und fonftigen Gegenftände 
von dem Empfänger gleichfalls befcheinigen zu laſſen. 

6. Die Reife unbeſchadet der Sicherheit der ihn: anvertranten Depefchen 
und Sachen in möglichft kurzer Zeit zurlidzufegen, muß während der 

‚ ganzen Dauer derjelben das Streben des Feldjägers fein; derſelbe Darf 
Nichts verfäumen und kein Opfer fcheuen, das dazu beitragen kaun, 
dieſen Zweck zu erreichen. 

7. Der eldjäger darf nicht mehr Depefchen, Briefichaften oder VBadete von 
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dem ihn abfertigenden Beamten annehmen, als in dem bei feinem Ab⸗ 
gange ihm auszufertigenden Berzeichniß notirt find. 

Es if ihm firenge unterfagt, fih wider Wiffen und Willen der ihn 
abfertigenden Behörde mit der Beforgung von Privat-Briefen, Badeten 
oder Geldern zu befaffen. 


. Wenn der Feldjäger auf der Reiſe in dem Grade erfrantt oder verumn- 


gfüdt, daß er mit Aufbietung aller feiner Kräfte nicht vermögend if, 
die Reife ſelbſt forzufegen und die ihm anvertrauten Depefchen, Brief: 
Ihaften oder Gepäckſtücke an den Ort ihrer Beſtimmung zu bringen, fo 
hat er 

a) im Inlande 
telegrapbifch bei der abfendenden Behörde event. derjenigen, an die er 
gejandt worden if, um Berhaltungsmaßregeln zu bitten, bis zur Ankunft 
folcher fir die Sicherheit der Depeichen 2c. nach Kräften Sorge zu tragen 
und dieje leßteren demnädft an die event. dazu autorifirten Perſonen 
nur gegen Quittung auszuhändigen. Desgleichen ift dem Commando in 
diefem Falle telegraphiich Meldung zu machen; 

b) im Auslande 
hat der Feldjäger der nächſten Miffion oder dem nächſten Gonfulat oder 
aber der nächſten Poſt- oder Militair-Behörde unferes Landes Anzeige 
zu machen, und daranf anzutragen, daß von derfelben zweckmäßige Maß- 
regeln für die Abholung resp. weitere Beförderung der Depefchen zc. 
getroffen werden, die Uebergabe der Depeſchen 2c. aber auch in dieſem 
Falle nur an völlig dazu autorifirte Berfonen gegen fchriftlide Empfangs- 
bejcheinigung vorzunehmen. Dem Commando ift demnähft Meldung 
zu erftatten. 


. Betrefis der zu einer Botſchaft resp. Geſandtſchaft auf. längere Zeit 


commandirten Feldjäger („der Stationirten“) ift zu bemerken, daß die— 
jelben mährend dieſes Commandos dem Chef der betreffenden Mifjion 
unterftellt find, auch einer Aufforderung deffelben zur Hitlfeleiftung im 
Büreau der Miflion Yolge zu leiften haben. 

Die Aufftellung der Fiquidationen erfolgt nad) Maßgabe der in den Reife- 


- fatuten und Acten enthaltenen Borjchriften. 


8 23. Der Commando-Betehl vom 8. November 1872 über Erhebung von 
Keifevorfchüfien, Abrechnung derjelben und Einreihung der Liquidationen bleibt 
in Kraft (cfr. Ordrebud). Ein Gleiches gilt für den Befehl vom 20. September 
1871, demzufolge die zu einer größeren Ertracourierreife Commandirten nad 
Beendigung diefer Reiſe, die Stationirten aber quartaliter einen Bericht an das 
Commando einzuliefern haben, welcher die in den bereiften Ländern beobachteten 
poſitiſchen, focialen, forftlihen oder militairifchen Verhältniſſe fchildert. 


2. Im Kriege. 


$ 24. Die Mitglieder des Reitenden Feldjäger-Corps werden im alle 
einer Mobilmachung entweder: 
) als Feldjäger verwendet, oder 


) zu anderen ZTruppentheilen der Armee verjekt. 


Immobil bleiben: 


ein Oberjäger und ſechs Feldjäger für den Dienfiftand in Berlin; 
fünf Feldjäger zur Dispofition fir die auswärtigen Stationen. 
4* 
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Zu das große Hauptquartier Seiner Majeftät des Kaiſers und Königs 
werden auf Grund des Kriegsetats commandirt: „zehn Feldjäger, barumter ein 
Oberjäger.“ 

Fur jede felbfiftändige, aus mehreren Corps beftehende Armee werben drei, 
mithin bei 4 Armeen 12 Feldjäger commandirt. 

Es finden demnad in Summa zum Gourierdienft event. 34 Mitglieder des 
Corps Verwendung und zwar in ber Regel bie der Stammrolle nach älteften. 
Diejenigen Yelbjäger, die demnach im alle eines Krieges im Courierdienſt nicht 
Berwendung finden können, werden durch Vermittelung des Commandos auf 
Grund bejonderer Allerhöchſter Cabinets-Ordre mobilen Truppentheilen überwieſen. 

8 25. Alle zum Hauptquartier einer Armee commandirten Feldjäger haben 
fofort nah Empfang der Ordre fi die Equipirung flir 2 Reit- und 1 Pachpferd 
nah Maßgabe der darauf bezüglichen Borfchriften zu befchaffen. Diejenigen 
Feldjäger, welche fich fchon vor der Mobilmahung im Dienfte befanden und die 
fomit Rationen bezogen, befiten ein Reitpferd; ein zweites Neitpferd und ein 
Packpferd werden ihnen geliefert. Die erft in Folge der Mobilmahung in den 
Dienft Eommandirten haben auf Geftellung fänmtlicher drei Pferde Anſpruch. 

Mindeftens eines diefer Pferde muß durch feine Schnelligkeit, Ausdauer zc. 
zu Gourierritten befonders geeignet fein. 

Ueber Gompetenzen cf. Reglement über die Geld-Berpflegung der Armee im 
Kriege vom 29. Auguft 1868 und Kriegs-Berpflegungsetat. 

Die pptr. 300 Thaler insgefammt koſtende Pferde-Ausrüftung fiir den Feld⸗ 
dienft befieht außer den im $ 17 aufgeführten Friedensſtücken aus: 

. Einem zweiten englifhen resp. Bodjattel mit Löffel für den Trainfoldaten, 
. Einem Padfattel. 

. Zwei großen PBadtafchen mit breiten Webergurte. 

Einem Zaum mit Kandare und Trenfe für den Trainfolbaten. 

Einer Doppel-Trenfe für das Padpferd. 

Drei Marſchhalftern mit Zügeln. 

. Drei Futterbenteln. 

Einem Feldtränleimer. 

Zwei wollenen Stallbeden mit Gurten. 

. Einem Futter⸗ und einem Youragefad. 

11. Sechs Mantelriemen ac. 

5 26. Wenn möglich noch vor ihrem Abgange zur Armee haben die com- 
mandirten eldjäger um Ueberweifung einer vom Generalfiabs-Ehef der ge- 
ſammten Armee resp. vom General-Ouartiermeifter unterzeichneten fogenannten 
„offenen Ordre“ beim Commando des Felbjäger-Eorps nachzuſuchen, einer Ordre, 
welde es jämmtlihen Etappen-Gommandanten zur Pflicht macht, den biefelbe 
vorzeigenden Feldjäger auf das Energiſchſte bei Verfolg feiner Reifetour zu unter- 
fügen und alle Truppen-Commandos erſucht, ein Gleiches zu thun, wenn ber 
Teldiäger ihre Hülfe nachſucht. 

Gute Speciallarten über den voransfichtlichen Kriegsſchauplatz gehöreu mit 
zu den wichtigften Ausrüftungsgegenftänden; diefelben werben, ſoweit die event. 
Borräthe reihen, durch Vermittelung des Commandos vom Generalftabe der 
Armee geliefert; andern Falls find diefelden aus eigenen Mitteln zu beichaffen. 

Nach Ueberweifung zu einem Hauptquartier meldet fi) der Feldjäger fofort 
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bei dem Höchfttommandireuden, dem Chef des Generalſtabs, dem Oberquartier⸗ 
meißter und dem Commandanten des Hauptquartiers. 

Der Dienft der Yelbjäger des großen Hauptquartier Seiner Majeftät befteht 
darin, entweder Depefchen 2c. an die im Auslande beglaubigten dentſchen Bot⸗ 
khaften resp. Geſandſchaften 2. und an die Minifterien in Berlin, oder Befehle 
an die einzelnen operirenden Armeen zu überbringen. 

Die Aufgabe der Tyeldiäger bei den anderen Hanptquartiren dagegen befteht 
in ber Regel in der Beförderung von Depefchen, Meldungen und Befehlen 
wilden der Armee, zu welcher fie commanbirt find, und dem großen Haupt» 
guartier Seiner Majeflät resp. den andern Armee-Dbercommandos. Ingleichen 
Imnen Sommandos® zum Orbonnanzdienft ⁊c. eintreten. 

Für die leberbringung von Depeichen, Befehlen zc. gilt die Inſtruction flir 
den Friedensdienft (cfr. 8 22). 

Der Eourierdienfti wird es häufig mit ſich bringen, daß der Feldjäger allein 
oder nur anf die Unterſtützung feiner Ordonnanzen angewiefen, von dentfchen 
oder alltirten Truppen meift ganz entblößte Gegenden auf weitere Streden pafliren 
muß; daf er namentlich, wenn unfere Armee die feindliche Grenze Kberfchritten 
bat, einer feindlichen Bevöllerung allein gegenüber ſteht und gezwungen ift, mit 
ihr um Geftellung von Fuhrwerk, Reitpferden 2c. zu verhandeln. 

Er muß deshalb in jedem Augenblide bereit fen, ſich mit den Waffen in 
der Haud durchzuſchlagen und die ihm anvertrauten Depefchen gemäß feines Eides 
zu vertheidigen; leistere darf er niemals in die Gewalt des Feindes gerathen 
laſſen, fondern foll fie vernichten, wenn er die Ueberzengung gewonnen bat, daß 
er fie anders vor der Einſicht durch die Angreifer nicht ſchützen Tann. 

In dieſem Yale Hat er, wenn möglich, von dem Inhalte der Depeſchen 
vorher Kenntniß zu nehmen, um diefelben mündlich der Berfon, an melde er 
geſchickt war, zu überbringen. 

5 277. Die Demobilifirung erfolgt durch eine befondere, fir das ganze Ober- 
commanbo resp. große Hauptquartier geltende Ordre. Mit erfolgter Demobili- 
frung greifen die für den Friedensdienft geltenden Regeln in Betreff ber In⸗ 
dinfiftellung zc. der —— ſofort wieder Platz. 

Die in die Regimenler verſetzten TFeldiäger werden dagegen, auf ihren des⸗ 
fallſigen Antrag und durch Allerhöchſte Cabinets⸗Ordre in das Feldjäger⸗Corps 
zrũcverjetzi. 


D. Vom Verhalten bei verſchiedenen Gelegenheiten in und außer 
dem Dienſt. 


1. Allgemeines. 

8 28. Jeder Feldjäger iſt verpflichtet, fich über die für Militairs etwa er- 
gehenden Allerhöchften Borfchriften durch Einftcht des Armee-Verordnungsblattes zc. 
genanefiens zu informiren. Befonders ift zu beachten: 

1. Militair-Strafgefegbuch fir das Deutfche Reich vom 20. Juni 1872, 

A B. B. Nr. 18, Jahrgang 1872 pag. 231 und fi. 

‚ Kiegsartifel und Discipfinar-Strafordnung fiir dag Heer vom 31. October 
1872, A. B. 8. Nr. 26 den 10. November 1873 pp. 8 323 und fi. 
Berordnung über die Ehrengerihte der Offiziere im Preußifchen Heer 
vom 2. Mat 1874. 

ie vom Commando erlaffenen Befehle werden direct bekannt gegeben, jedod) 
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iſt es außerdem noch Pflicht eines jeden Feldjägers, ſo oft er nach Berlin kommt, 
ſich das Ordrebuch zur Einſicht zu erbitten. 

Die im Corps ſtattgehabten Veränderungen ıc. werden quartaliter oder nad 
Bebürfniß öfter ſämmtlichen Mitgliedern des Corps per Circulair mitgetheilt. 
Diefe Circulaire find unter Kreuzband an die darin namentlich” Aufgeflihrten 
ſchleunigſt weiter zu befördern. 

Die Adreſſe auf benfelben, fowie auf allen an das Kommando 2c. gerichteten 
Militatrdienftichreiben, hat, wenn eine Portoerhebung vermieden werden foll, auf 
ber Aoreffenfeite gleich unter dem Worte „Militaria“ wörtlih den Vermerk zu 
enthalten: „In Ermangelung eine3Dienftfiegels” Abfender Lieutenant N. N. in M. 

Als portopflichtig find zu bezeichnen: alle Gejuche, welche außerbienftliche 
Augelegenbeiten des Schreiber# betreffen; jodann Monitorien und Strafverfügungen. 

Bortofrei bleiben alle Schreiben in rein bienftlicgen Angelegenheiten und die 
Gehaltsfendungen an temporär abcommandirte Mitglieder des Corps. 

Portofreie und portopflichtige Angelegenheiten in einem Schreiben oder Couvert 
machen den ganzen Brief portopflichtig. Leber die fonftigen Beſtimmungen, be 
treffend die Anfertigung und Form von Militairdienftfchreiben, ift zu vergleichen 
friegsminifterielle Berfügung vom 8. Juni 1867, Armee-Berordnungsblatt Nr. 6 
pag. 49, Jahrgang 1857. 

8 29. Die Kenntniß eirliger lebender Sprachen, insbejondere der franzöſiſchen, 
ift unerläßlih und ift es Pflicht eines jeden Feldjägers, ſich durch ſortgeſetzte 
Studien und Mebungen in diefer Hinficht möglichft zu verpolllommnen. 

2. Geſuche und Befchwerden. 

$ 30. In Betreff der Befugniß der verſchiedenen Inſtanzen fiir die Er- 
theilung von Urlaub ift zu vergleihen: Allerhöchſte Cabinets-Ordre vom 16. 
Januar 1873, 4. V. B. Nr.3, 28. Januar 1873, Jahrgang 1873 pag. 14 und ff. 
Nach ihr ertheilt der Commandeur des Corps Urlaub bis zu 30 Tagen innerhalb 
der Grenzen des Deutichen Reiches und der Oeflerreichiich-Ungarifchen Monarchie; 
der Chef bis zu 3 Monaten, und nach dem ganzen übrigen Auslande. 

Seiner Majeftät dem Kaifer und König find zur Entſcheidung alle diejenigen 
Urlaubsgefuche vorzulegen, mittelft weicher entweder eine fiber die reglements- 
mäßige Gebühr hinausgehende Competenzen-Gewährung erbeten, oder ein längerer 
als Zmonatlicher Urlaub nachgeſucht wird. 

Bei mehr als 3monatlicher Beurlaubung auf Reviere behufs Yortjegung 
forftlider Ausbildung ift es jedoch nicht erforderlich, die Genehmigung Seiner 
Majeſtät einzuholen. 

In Betreff der-Borfchriften iiber den Dienſtweg und die Behandlung von 
Beſchwerden der Militairperfonen cfr. Allerhöchſte Cabinets-Ordre vom 6. März 
1878, A. B. B. Nr.8, Jahrgang 1873 pag. 63 und ff. 

Dem, dem Offiziers-Patent nad) älteften in Berlin anwejenden Oberjäger 
des Corps find Beſchwerden tiber den Chef, den Commandeur oder Mitglieder 
des Corps zur weiteren Beranlaffung vorzulegen. 

Sobald Gefuche fchriftlich eingereicht werden, find fie ftet8 an das Kommando 
zu richten. Sollen fie mündlich dem Commandeur vorgetragen werben, jo ift 
davon dem betreffenden Adjutanten vorher Mittheilung zu machen. 

3. Bon den Anftellungen, Entlafjungen und Benfionirungen. 

8 31. Die Anftellungen im Forfiverwaltungsdienfte erfolgen durch Decret 

des Königlichen Yinanz-Minifteriums. Dieſes zeigt zu dem Zmede dem Chef 
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he dem Corps zufallenden Oberförſterſtellen an und bezeichnet dabei den Termin 
der Beſetzung, ſowie die näheren Berhältniffe der Stelle Der Chef beſtimmt, 
welchen von den, von Seiten des Finanz⸗Miniſters event. bezeichneten Yeldiägern, 
unier Berilfichtigung der Anciennetät, die Stelle zu übertragen ift. 

532. Nah Annahme einer Oberfürfterfielle wird die Entlaffung aus dem 
Corps Allerhöchften Orts beantragt. Der Yeldjäger tritt auf feinen Antrag: 

a) zur Reſerve eines Truppentheils, 

b) zur Landwehr fiber, oder er jcheibet 

e) auf Grund einer 12jährigen Dienfizeit gänzlich aus dem Militairver- 

Bältuiffe aus. 

Erfolgt vor Auftelung im Forſtdienſt die Entlaffung aus dem Corps, fei 
Hanf eigenen Antrag, oder in Folge eines gerichtlichen Erkenntniſſes, fo ftebt 
km gelbjäger ein Anſpruch auf Berforgung im Staatsdienk nicht zu. 

$ 33. Bei eintretender Invalidität, welche die Anftellung unzuläffig macht, 
irten die allgemeinen Borfehriften über PBenfionirung und Berforgung in Kraft. 
Außerdem befigt das Eorps einen aus eigenen Mitteln beſchafften Penſtonsfonds, 
Der deſſen Berwaltung und Verwendung auf die bezüglichen Statuten verwieſen 
cd. Im Allgemeinen wirb jedoch hier bemerkt, daß ein Aufpruch auf Unter- 
Kügung ans diefen Eorpspenfionsfonds nur denjenigen . Mitgliedern des Eorps 
jufteht, weiche während ihrer Dienftzeit im Corps, von dem Eintritt in ben 
Geldetat an, die Beiträge zu diefem Fonds nach $ 2 der Statuten regelmäßig 
md unaußgefett geleitet haben. 

Die Bedinguugen für Geltendmahung von PBenfions-Anfpräden aus dieſer 
Sıffe ſind diefelben, unter welchen ein Feldjäger auf PBenftonirung aus dem 
Kinigfichen Militair-Anvalidenfonds Anſpruch hat. 

4. Bon den Berbeirathungen. 

8 34. (Bergleiche Allerhöchfte Eabinets-Ordre vom 14. März und 29. Juli 
1850 md 22. Juni 1852). 

Zur Erlangumg des Heirathsconfenjes find dem Kommando folgende Papiere 


1 Ein Geſuch (in Briefformat) an den Sommandeur, mit der Bitte, die 
Ertheilung des Heiratbsconjenjes beantragen zu mollen. 

2. Nachweis einer jährlichen Zulage von 600 Thalern aus eigenem oder 
dem Bermögen der Braut. Diefes muß durch Eintragung auf Grund⸗ 
ſtücke, oder durch Berpfändung von Capitalien oder fundirten Renten 
fider geftellt jein und dem Bräutigam oder nach deſſen Ableben der 
Braut jelbft zur fortlaufenden Erhebung voliftändig überwieſen werben. 

3. Eine pflichtmäßige Beſcheinigung, daß Petent feine Schulden hat. 

4 Die Berpflidhtung, die Braut nach der Berheirathung mit mindeftens 
DO Thalern in die Militair-Wittwenkaffe einzufaufen. Für das Corps 
ift noch eine Berzichtleiftung der Braut auf jede Unterſtützung aus Mitteln 
des Feldjäger⸗Corps nad) dem etwaigen Ableben ihres künftigen Gemahls 

igubrirgen. 
‚a, den 1. Auguft 1874. 
Der Chef des Neitenden Feldjäger⸗Corps. 
Graf von der Goltz, 
de LLientenant und General-Adjutant Seiner Majeftät des Kaiſers und Königs. 
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Anlage J. 
— — 
Bedingungen 
für die Aufnahme in das Reitende Feldjäger⸗Corps. 


Für die Aufnahme in das Reitende Feldjäger⸗Corps werden folgende 
Anforderungen geſtellt: 

Der Feldjäger⸗Aſpirant muß: 

J. In einem der gegenwärtig zum Deutſchen Reiche gehörigen Staaten 
geboren fein, zwiſchen dem 19. und 23. Lebensjahre ftehen und fich zu 
eıner der chriftlichen Confeſſionen bekennen. 

DO. Einen völlig gefunden Körper Haben. 

HI. Bon untabeldaften Sitten fein. 

IV. Ein Gymnaftum oder eine Realſchule erfter Ordnung mit dem Zeugniß 
der Reife verlaffen haben. 

V. Die nöthigen Mittel zur Verfolgung der Carriere befiken. 

VL Seiner Militairdienſtpflicht genügt haben. 

VIL Sid einer der künftigen Beſtimmung angemeflenen Prüfung unterwerfen. 

Die eigenhändig abzufaflende Meldung zur Aufnahme kamı erfolgen, fo- 
bald der Afpirant in die Armee eingetreten ift, und ift dazu die Einreichung 
folgender Zengniffe erforderlich: 

1. Ein Zauffchein, welcher die Anforderungen ad I. nachweiſt. 

2. Ein von einem Negiments- oder Bataillongarzt kürzlich ausgeftelltes 

Gefundheit3-Attet mit ausdrücklicher Weußernng über gutes 

Seh⸗ und Hörvermögen. 

3. Ein Zengniß ad IH. über feine moraliſche Führung. 

4. Das Abiturienten-Zeugniß, welches eine unbedingt genüigende Genf ur 
in der Mathematik enthalten muß. 

5. Ein notariell oder gerichtlich beglaubigter Bermögens-Rachweiß, Derfeibe 
muß ausfpredhen, daß der Aſpirant das genligende eigene Bermögen zur 
Berfolgnng der Earriere befitt, oder daß ihm hinreichende Zulagen ſelbſt 
nad dem Ableben der Eltern zur fortlaufenden Erhebung ſicher geftellt 
find. Als Anhalt wird bemerkt: 

a) Die Ausbildung muß während der erften 6 bis 8 Jahre aus eigenen 
Mitteln beftritten werden mit einem Aufwanbe von jährlich etma 400 Thir. 

b) Die allernöthigfte Equipirung bei dem Eintritt in das Corps erfordert 
mindeftens 120 Thlr. 

6. Die fein Militatrverhältniß betreffenden Papiere. 

Iſt die Meldung vorſchriftsmäßig erfolgt, jo wird nach forgfäftiger Erwägung 
ſämmtlicher Berhältniffe der Afpirant zu dem ad VII angeführten Eintritts- 
Eramen vorgeladen. Die hauptſächlichſten Prüfungs⸗Gegenſtände deffelben find 
folgende: 

a) Allgemeine Bildung: Bollftändige Kenntniß der deutſchen Grammatif, 
logisch ridhtiger Styl, Gewandtheit im fchriftlihen und milndlichen Vor⸗ 
trage, nebft einiger Hebung im gebräuchlichen Geſchäftsfwl. 

b) Neuere Spraden. Im Franzöfiihen die nöthigen Kenntnifſe, um 
ein gegebenes Thema fchriftlich bearbeiten und mit einiger Geläufigkeit 
ſprechen zu können. Einige Kenntniß der englifchen Sprache ift erwünſcht, 
wenn auch nicht unbedingt erforderlich. 
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e) Mathematik. Arithmetik: Arithmetiſche und geometrijche Progreſſion, 
Logarithmen, quadratiſche und einfache logarithmiſche Gleichungen, Lehre 
von den Potenzen, Zinfeszins- und Rentenrechnung. Geometrie: Die 
ganze PBlanimetrie, ebene Trigonometrie und niedere Stereometrie. 

d) Geſchichte und Geographie: Allgemeine Kenntniß tiberhaupt, ins- 
befondere aber in der vaterländifchen. 

e) Reiten: Die Yertigleit im Weiten ift von denjenigen Wfpiranten in 
eiMer befonderen Früfung nachzuweiſen, welche uicht bei ber Cavallerie 
gedient haben. 

Berlin, im Januar 1874 

Der Chef des Neitenden Feldjäüger Corps. 
(ge3.) Graf von der Goltz, 
General-Lientenant und General⸗Adjutant Seiner Majeftät des Raifers und Königs, 
Anlage II. 
Feljäger-Eid. 


Ich Rame des Schwörenden) ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen und All⸗ 
wifjenden, daß ich in unwandelbarer Treue gegen Seine Kaiferlidhe und König- 
liche Majeflät, meinen Herrn, die mir anvertranten Dienftdepefchen nach der mir 
ertbeilten Inſtruction getreufich und gewiſſenhaft überliefern, dabei feine Gefahr 
ſcheuen, vielmehr Tieber mein Leben verlieren will, als die mir anvertrauten 
Depeichen in fremde Hände fommen laſſen, daß ich in allen Dienfiverrichtungen 
die größte Pünktlichkeit und firengfie Berfchwiegenheit beobachten und mid über⸗ 
haupt fo verhalten will, wie es einem pflichtgetreuen und braven Tyelbjäger ge- 
buhrt. So wahr mir Gott helfe durch Jefum Chriſtum zur Seligfeit. Amen! 

(fir Katholifche — fo wahr mir Gott helfe und ſein heiliges Evangelium. Amen!). 


Organifation. 
26. 

Mebertragung des Amts als Standesbeamter an Oberföriter. 
Beſcheid des Finanz⸗Miniſters an eine Königl. Regierung und abjäriftlih an fämmtliche 
übrige Konigliche Regierungen ercl. Sigmaringen, Göln, Trier und Aachen und an die 

Königlihe Finanz⸗ Direction zu Hannover. 
Berlin, den 5. Juni 1874. 

In Beranlaffung des Berichts vom 6. v. Mts. ermächtige ich die Königl. 
Regierung, den Oberförftern die Uebernahme des Amtes eines Standesbeamten 
oder Stellvertreters zur Beurkundung des Perfonenftandes nach dem Geſetz vom 
9. März d. J. au in den Füllen, wo eine gefeßlicde Verpflichtung zur Ueber⸗ 
nahme diefed Amtes für einen Oberförfter in feiner Eigenjchaft als kommiffari- 
jeher Amtsvorſteher oder Gutsporfteber nach S 3 des Geſetzes nicht obmaltet, 

derruflich zu geflatten, menu nad dem Ermeflen der Königlichen Regierung 
3 der Uebernahme der desfallfigen Gejchäfte Seitens des betreffenden Ober- 
ters ein Nachtheil für die gehörige Wahrnehmung der Forftverwaltungsge- 
te nicht zu beforgen ift. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
% 4: v. Strang. 
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Berwaltungs⸗ nnd Schutzperſonal⸗Gehalte und Emolumente. 
27. 


Vertrags⸗Formulare für die Uebernahme der Verwaltung reſp. des 
Schutzes von Genoſſenſchaftswäldern im Reg.-Bez. Caſſel. 
(Zeitſchrift f. Landeskultur⸗Geſetzg. XXIII, S. 273 ff.) 

Die nachfolgende Circular⸗Verfügung der Königl. General⸗Commiſſion zu 
Caſſel vom 11. October 1873 mit dem derſelben beigefügten Muſter zu den Ver⸗ 
trägen zwiſchen dem Waldgenoſſenſchafts⸗Vorſtande und; dem Oberförſter bezüg⸗ 
lich Forſtſchutz⸗ Beamten wird des allgemeinen Intereſſes wegen mitgetheilt. 


Circular⸗Verfügnng ber Königlihen General⸗ Commiſſion an ſämmtliche Herren Special⸗ 
Commiſſarien. 
Caſſel, den 11. October 1873. 
Gemäß unſerer Verheißung am Schluſſe der Circular⸗-Verfügung vom 
17. März 1873 — Nr. 86 — haben wir für diejenigen Waldtheilungsſachen, 
in welchen fich die Intereſſeuten Behufs fernerer Bewirthſchaftung des Waldes zu 


einer Genoſſenſchaft vereinigen, ein Mufter für die mit dem technifchen Bermwalter 


und dem Forſtſchutzbeamten abzufchliegenden Verträge ausgearbeitet. 

Indem wir daffelbe den Herren Commiffarien in der Anlage zugeben laffen, 
weijen wir diefelben an, bei Anftellung der technifchen Verwalter und der Forft- 
ſchutzbeamten Seitens der Waldgenoffenichafts - Vorftände dieſes Mufter zu be- 
nugen, machen jedoch daranf aufmerkſam, dag Modificationen nah Maßgabe 
porliegender befonderer Berhältniffe nicht ausgejchloffen find, etwaige Abweichun⸗ 
gen aber unferer vor Bollziehung des Bertrages einzuholender Genehmigung 
bedürfen. 


Königliche General-Commiffion. 


Wilhelmy. 
A. 
Zwiſchen dem unterzeichneten Waldgenoſſenſchafts⸗-Vorſtande, beſtehend aus 
l.dem..... zu ..... als Vorſteher, 
2. dem ..... zu ..... als erſtem Beiſttzer, 
3. dem ..... zu ..... als zweitem Beiſitzer, 
nen in Vertretung der Waldgenoffenihaft zn ........ und dem 
ebenfalls unterzeichneten Königliden Oberförfter (MHevierförfter) .......... 
zu ........ wird nachſtehender Vertrag hiermit abgeſchloſſen: 
8 1. Der Oberfürfter ........ übernimmt vom 1ten.... 187. ab 
die Leitung des technifchen Betriebes in dem laut Receß vom... ..... der 
Waldgenoſſenſchaft 3X... ..... gehörigen Walde von... . Heltaren Größe. 


82. Der Oberförfter...... . . . . verpflichtet fi, die Bewirtbichaftung 
des im 8 1 bezeichneten Waldes in der Weije zu führen, daß die Waldgenofien- 
haft unter firengfter Wahrung ber Nachhaltigkeit und genauer Beachtung des 
dem im $ 1 bezeichneten Receffe beigefitgten Betriebaplanes einen thunlichft hohen 
Materiel- bezw. Geldertrag aus ihrer Waldung zieht. Dabei jollen die Wünfche 
des Genoſſenfchafts⸗Vorſtandes infoweit berüdfichtigt werden, als dies ohne Ger 
fährdung der vorftehend bezeichneten Gefichtspuntte zuläffig ift. 
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83. Zu den Funktionen des Oberförſters. ... gehört insbeſondere: 


a) die Prüfung der Qualifikation des von der Genofſſenſchaft zur Annahme 
zu präfentirenden Schugbeamten, zu welchen er in das Berhältniß eines 
direkten Borgefetten tritt; 

b) die Aufftelung der jährlichen Hauungs-, Eultur- und Nebennugungs- 
Pläne, welche dem Genoflenfchafts » Borflande zur Erklärung vorzulegen 
find; 

c) die Leitung und Ueberwadhung der Ausführung der Hauungen, Culturen 

inel. der Wegebauten umd der Werbimg der Nebenmugungen. Dieſe 

Arbeiten können vom Oberförfter nad) feinem Ermeflen zum Theil dem 

Waldvorſteher oder dem Schugbeamten übertragen werben. Die Aus- 

gleihung der Schläge, die Abnahme derjelben und der ausgeführten 

Culturen wird aber der Oberförfter ſtets jelbft bewirken. &benfo gehört 

zu feinen Funktionen die Revifion der Hauerlohns- und Culturlohnzettel, 

injoweit leßtere Arbeiten auf gemeinfchaftlicde Rechnung der Waldge- 
noffenfchaft aufzuftellen find; 

die Einreihung der vom Schußbeamten monatlih aufzuftellenden Holz- 

diebſtahls⸗ und Eontraventiong-Berzeichniffe an den Polizei⸗Anwalt ſowie 

die Berfolgung aller den Wald fchädigenden anderweiten ftrafbaren 

Handlungen; 

die Fefiftellung der wegen Zumiderbandlungen nad Maßgabe des 8 

des im $ 1 vieles Bertrages angezogenen Receſſes zu verhängenden 

Eonventionalftrafen, jedoch nach zuvoriger Anhörung des Waldvorftandes. 

Ingleichen hat der Oberfürfter die Beſeitigung der durch ſolche Zumider- 

Bandlungen oder Eigenmächtigleiten der Intereſſenten entftandenen Nach⸗ 

theile, ſoweit ſolches thunlich ift, zu veranlaffen; 

f) endlich bat der Oberförſter, ſofern unvermeidliche Störungen des Wirth⸗ 
ſchaftsplanes durch höhere Gewalt entſtehen, die einſtweilen erforderlichen 
Dispofitionen zu treffen und event. alsbald eine Reviſion des generellen 
Betriebsplanes herbeizuführen. 


$ 4 Die Berwertbung der Haupt- und Nebennugungen ift nicht Sache 
des Oberförfters, jondern des Waldvorftandes, welchem Erfterer zu dem Ende 
die betreffenden revidirten Abzählungstabellen libergeben wird. 


8 5. Bei Meinungsverjchiedenheiten zwifchen dem Waldvorftande und dem 
Öberförfter joll die Entſcheidung der Königlichen Regierung zu Saffel, Abthei- 
img für directe Steuern, Domainen und Forſten, erbeten werden. Gegen die 
afolgende Feſtſetzung ift von feiner Seite ein weiterer Recurs zuläfftg. 


8 6. Für Uebernabme der vorſtehend bezeichneten Gefchäfte erhält der 
Oberfürfler ...... .. jährlich am 830. Dezember poftnumerando aus der Ge- 
noffenfchaftskaffe eite Remuneration von.... Thalern. 

8 7. Die Auflöfung des Bertragsverhältniffes kann nach zuvoriger, beiden 
a freifiehender balbjähriger Kündigung erfolgen. Bei einer Verſetzuug des 
I rförflers, deffen Einberufung zum Militär auf länger als 8 Wochen oder 
) 
‘ 


d 


u 


e 
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ı er Conmiſſorien übernimmt, die ihm länger als 8 Wochen von feinem 
orte fern halten, ift aber alsbaldige Auflöfung des VBertragsnerhältniffes 
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— 60 — 


8 8. Beide contrahirenden Theile verpflichten ſich, den vorſtehenden Ber⸗ 
trag uuverbrüchlich zu halten und entſagen ausdrücklich allen Einreden und 
Rechtsbehelfen dagegen. 


(Datum.) 
(Unterfchriften.) 
B. 
Zwiſchen dem unterzeichneten Waldgenoffenfchafts-Borftande, beftehenb aus 
l.dem..... zu ..... als Vorfteber, 
2. dem.....zu ..... als erſtem Beiſitzer, 
3. dem.....zu ..... als zweitem Beiſitzer, 
nen in Vertretung der Waldgenofienfchaft zu ........ und dem 
ebenfall® unterzeichneten... ..... wird nachftehender Bertrag hiermit abge- 
ſchloſſen: 

8 1. Der........ zu ........ übernimmt vom lteu.... 187. 
ab die Gefchäfte eines Forftichutsbeamten in dem laut Receß vom. ....... 
der Waldgenoffenfchaft zu ........ gehörigen Walde von... . Heltaren. 

$ 2. Die direlten Borgejegten des Schutzbeamten find der Operförfter 
rn. zu ....... und der VBorfteber der Waldgenofienfchaft ... ..... . 
zu ....... Bei Meinungsdifferenzen zwiſchen beiden iſt bis zu ausgetragener 


Sache die Entſcheidung des Oberförſters maßgebend. 

5 3. Zu den Funktionen des Schutzbeamten gehört insbeſondere: 

a) die Wahrnehmung des Forſtſchutzes einfchlieglich der Führung der Holz- 
biebftahls- und Contraventiongliften ; 

b) die Aufficht über die Waldarbeiten, namentlih die Hauungen, Eufturen 
incl. der Wegebauten, die Werbung der Walbnebenprodufte, ſoweit biefe 
Auffiht nit mit Einverſtändniß des Oberförfters vom Walbvorfteher 
übernommen wird. Die betreffenden Hölzer u. |. w. find vom Schub- 
beamten zu vermeflen und zu nummeriren; auch bat er die Abzählungs- 
tabellen, die Hauer- und Culturlohnzettel aufzuftellen und dem Ober- 
förfter zur Abnahme bezw. Revifion zu übergeben; 

c) die Aufficht über die Erhaltung eines geordneten Grenzzuftandes; 

d) endlich hat der Schutzbeamte überhaupt die Verpflichtung, Gefahren und 
Nachtheile von dem ihm anvertrauten Walde thunlichft fern zu balten, 
bon allen vorgefommenen oder zu beflicchtenden Kalamitäten dem Ober- 
förfter und dem Walbvorfteher alsbald Kenntniß zu geben und durch 
felbftthätige Betheiligung bei der Beftandespflege den Culturzuſtand 
möglichft zu heben. 

8 4 Entfteben über den Umfang der Funktionen des Schutzbeamten nad) 

der einen ober der anderen Richtung Zweifel, fo jollen die desfallfigen Beſtim⸗ 
mungen der Dienft - Inftruftion für die Königlich Preußiſchen Förſter vom 


23. October 1868 *) maßgebend fein. 


8 5. Nebenämter darf der Schugbeamte nır mit Zuflimmung des Ober- 
förfters und des Waldvorftandes übernehmen. 

56. Fiir Uebernahme der in den 88 1 bis 3 bezeichneten Gefchäfte erhält 
der Schußbeamte eine jährliche VBerglitung von... . . ., welche in monatlichen 
Raten pränumerando aus der Genofjenjchaftsfaffe gezahlt wird. Nukungen 
aus dem feiner Aufficht unterftellten Walde darf er fih in Feiner Art aneignen. 


*) S. Jahrb. Bb. I., Seite 159, Urt. 95. 
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s 7. Das Contracts⸗Verhältniß kann nur nach vorgängiger vierteljährlicher 
Kündigung beiderſeits gelöſt werden. 
$ 8. Beide contrahirenden Theile verpflichten ſich den vorſtehenden Vertrag 
merbrũchlich zu Halten und entſagen ausdrücklich allen Einreden und Rechts 
behelfen dagegen. 
(Datum.) 
(Unterfchriften.) 


28. 
Bewilligung des Wohnungsgeldzufchuffes und reſp. Erlaß der Mieths- 
vergätung für die Dienftwohnung eines vom Amte fuspendirten 
" Beamten. 

Erenlar-Berfügung an eine Königliche Regierung und abfäriftlih an ſämmtliche übrige 
Königliche Regierungen x. und an die Königliche Finanz⸗ Direction zu Hannover. 
Der Königlichen Regierung erwidern wir auf den Bericht vom 16. Juli d. J., 

daß ben vom Amte fuspendirten Beamten der Wohnungsgeldzuſchuß nad dem 

Gefege vom 12. Maid. J. *) nicht vorenthalten werden darf, da die Bewilligung 

deftelbeu nicht von dem Ermeſſen der vorgefetten Behörden ber Beamten ab- 

hängig ift, die letzteren vielmehr auf denfelben unmittelbar aus dem Geſetze einen 

rechtlichen Aufpruch erwerben. Der Wohnungsgeldzuſchuß gilt jedoch naͤch 8 6, 

Alnea 2 des Geſetzes vom 12. Mai d. J, von gewiſſen hier nicht intereffirenden 

Beziehungen abgejehen, als ein Theil der Befoldung, und ift deshalb den 

faspendirten Beamten nad) Maßgabe der Beftimmung im 5 51 des Disziplinar- 

&eleges vom 21. Yuli 1862 während ber Dauer der Amtsfuspenfion nur in 

Höhe ber Hälfte des tarifmäßigen Betrages zu gewähren. 

Zur Begegnung fernerer Zweifel wird hierbei noch Folgendes bemerkt: 

Diejenigen fuspendirten Beamten, welche eine Dienfimohnung inne haben 
und dieſelbe während ihrer Suspenfion fortbenugen, haben nad) $ 4 des Ge- 
ſetzes vom 12. Mai d. J. auf den Wohnungsgeldzufchng Teinen Anſpruch. Nach 
der ferneren Beftimmung im $ 4 1. c. find die Miethsvergüitigungen, welche Be- 
amte für die ihnen fiberlaffenen Dienfiwohnungen zu entrichten haben, um ben 

Betrag des Bohnungsgeldzufchuffes zu kürzen. Nach diefer Beftimmung ermäßigt 

fh die Miethsforderung des Staats um denjenigen Betrag, welchen der Beamie 

on Wohnungsgeldzuſchuß zu empfangen haben würde, wenn er feine Dienft- 

wohnung inne hätte. Da nun den vom Amte fuspenbirten Beamten nad 8 51 

des Disziplinar - Gefeges vom 31. Juli 1852 nur die Hälfte des tarifmäßigen 

Bohnungsgeldzufchuffes zufteht, fo iſt auch die von ihnen zu entrichtende, Mieths⸗ 

vergätigung während der Dauer der Amtsfuspenfion nur um ben halben Betrag 

des Wohnungsgeldzufchuffes zu kürzen, wogegen der danach verbleibende Heft 
der Miethsvergütigung aus der ihnen zugewieſenen Gehaltshälfte zu berich⸗ 
tigen if. 
Berlin, den 80. Dezember 1873. 
Der Finanz⸗Miniſter. Der Minifter des Innern. 
Camphauſen. J. A.: Ribbeck. 
Der Miniſter f. d. landwirthſchaftl. Angelegenheiten. 
Dr. Adenbad, 
6. Jahrb. Bd. VI, Seite 5, Art. 5. 
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29. 
Verpachtung von Forftland an Forſthülfsaufſeher. | 
Eirculars®erfügung des Finanz Minifters an die Königlihen Regierungen (erel. Sigmarin⸗ 
gen) und an bie Königlihe Finanz Direction zu Hannover. 


Berlin, den 18. Auguft 1874. 

Es ift in einigen Fällen, wo die Lokalverhältniſſe dazu genöthigt haben, 
genehmigt worden, daß einem Forfthülfsauffeher etwas Forftland zum Kartoffel» 
bau und zur Grasgewinnung in Pacht auf einen beftimmten Zeitraum über: 
laſſen werde. 

Da die Verhältniffe, welche zu einer ſolchen Verpachtung ausnahmsweiſe 
nötbigen, in der Regel audy nach Ablauf der diesſeits genehmigten Pachtdauer 
oder bei Eintritt eines Perſonenwechſels unverändert bleiben, fo will ich die 
Königliche Regierung ermädhtigen, ſolche von mir bereit genehmigten Verpach⸗ 
tungen von Forfigrund an Forfihiilfsauffeher beim Ablauf der Pachtzeit oder bei 
einem Perſonenwechſel jelbftftändig auf 6 Jahre, ober bei früherem Ausjcheiben 
bes Pächter8 aus der betreffenden Dienfifiellung 638 zu diefem Ausſcheiden weiter 
zu genehmigen, rejp. auf den Dienftnachfolger zu übertragen, wenn die Fort⸗ 
dauer des Pachtverhältniffes nad dem Ermeffen der Königlichen Regierung dem 
Intereſſe des Dienftes entipricht und mindeftens das bisherige Pachtgeld erlangt 
wird. Die Königliche Regierung hat aber, wenn bei veränderten Berhältniffen 
das bisherige Pachtgeld unter dem Werthe der Nutung zurückbleibt, eine ent- 
ſprechende Erhöhung eintreten zu laffen und in jedem Falle die jederzeitige Auf- 
bebung des Pachtverhäftniffes vorzubehalten, au dem Pächter zur Bedingung 
zu machen, daß er beim llebergange der Pacht an einen Dienftnachfolger mit 
diefem nad) Maßgabe des Regulativs über die Dienftländerei » Uebergabe bei 
Dienftwechjeln der Tsorftbeamten ſich auseinanderfekt. 

Uebrigens find dergleichen Verpachtungen auf das unabweisbarftie Maß zu 
beſchränken und Anträge auf neue Errichtung folder Pachtverhältniffe nur in 
beſonders dringlichen Fällen ausnahmsweiſe hierher zu richten. 

Der Finanz Mintfter. 
J. A.: v. Hagen. 


30. 
Unterftüßung verunglüdter Waldarbeiter. 


EircularsVerfügung bes Finanz Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen (excl, Sig- 
maringen) und an bie Königlihe FinanzPirection zu Hannover. 


Berlin, den 18. Augufi 1874. 

In Betreif der Bewilligungen von Unterftiungen an Perjonen, welche bei 
den Waldarbeiten in den Staatsforften ohne eigenes Verſchulden verunglüden, 
will ich die Gircular - Verfügung vom 10. Dezember 1868”) dahin erweitern, 
daß die Königliche Regierung unter den darin angegebenen VBorausfegungen Hin- 
fort ermädtigt fein fol, an einen verunglüdten Waldarbeiter Unterftügungen 
bis zu dem Gejammtbetrage von 20 Thlr. für denfelben al, und ingleihen an 
die Hinterbliebenen eines in Folge der erlittenen Verlegung Heftorbenen Wald— 


2) &. Jahrbuch) I. Band, Art. 68, S. 111. 





pr 


— 6 — 


arbeiter8 Unterftüßungen bis zu dem Gefammtbetrage von 25 Thlr. ſelbſtſtändig 
zu bewilligen. 

Wenn au den verumglüdten Arbeiter vor dem @intritte bes Todes bereits 
Unterftügungen gegeben waren, io können zwar die Hinterbliebenen ebenfalls 
noch ſolche erhalten, es if aber deren Betrag nur fo hoch zu bemefien, daß die 
vor und nach dem Eintritte des Todes gewährten Unterflügungen zuſammen 
die Summe von 25 Thlr. nicht überſteigen. 

Die Königliche Regierung kann aljo hiernach fiir denfelben Fall auch mehr- 
malige Beihliffen gewähren, deren Geſammtbetrag jedoch durch vorfiehende Sätze 
begrenzt wird. 

Indem ich auf den Schluß der Gircular-Berfügung vom 10. Dezember 1868 
verweile, vertrane ich, daß die Königliche Regierung in jebem einzelnen alle 
forgfältig erwägen wird, in welchem Umfange Sie von ber obigen erweiterten 
Befugniß Gebrauch zu machen hat. 

Die auf Grund diefer Verfügung gezahlten Beträge find bei Kap. 2, Fit. 31 
der Forfiverwaltungs-Nechnung zu verausgaben. 

Der Finanz Mintiter. 
J. A.: v. Hagen. 


31. 
Beſchränkung neuer Notirungen forſtverſorgungsberechtigter Jäger bei 
mehreren Königlichen Regierungen. 
ſicular⸗Verfũgung des Finanz⸗ Miniſters an bie Königl. Regierungen (excl. Sigmaringen) 
und an bie Konigliche Finanz⸗Direction in Hannover. 
Berlin, den 16. September 1874. 

Auf Grund des 8 28 des Regulativs über Ausbildung, Prüfung und An- 
Rellung für die unteren Stellen des Yorfidienftes in Verbindung mit dem Milt- 
tairdienfte im Jägercorps vom 8. Januar 1873*) werden wegen Veberfüllung 
der Anmwärterliften bei den Königlichen Regierungen zu Danzig, Potsdam, Frank⸗ 
fürt, Stettin, Cöglin, Stralfund, Liegnitz, Schleswig, Cöln und Trier bis auf 
Beitered neue Notirungen forfiverforgungsberechtigter Jäger der Klafie A. L 
inioweit ausgefchloffen, daß bei den genannten Regierungen nur die Meldungen 
folder im laufenden Kalenderjahre den Forſtverſorgungsſchein erhaltenden Jäger 
angenommen werden dürfen, welche in dem Bezirke derjenigen der vorgenannten 
Behörden, bei welchen fie ſich melden, zur Zeit des Empfanges des Forſtver⸗ 
forgungsjcheines im Königlichen Forſtdienſte bereit3 beichäftigt find. 

Gegenwärtig ift dagegen die Zahl der Anwärter fehr gering in ber 
Provinz Hannover und in den Megierungsbezirten Gaffel, Düffeldorf und 
Aachen. 

Vorſtehendes hat die Königliche Regierung ſchleunigſt durch Ihr Amtsblatt 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: v. Hagen. 


2) ©. Band VI, Art. 52, ©. 95 fi. 
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Diäten und Reiſekoften. 

Ä 82. 

Tagegelder und Reiſekoſten der als Polizei-Anwälte fungivenden 
Privat- Oberförfter. 

Beſcheid des Miniſters bes Innern an bas Königl. Regierungs-Präfidium zu UN. 


* Dem Königlichen Regierungs-Präfidium ermwidere ich auf die gefälligen Be⸗ 
richte vom 16. Oktober und 11. November v. J. nad) Einvernehmen mit dem Herrn 
Finanz-Minifter ergebenft, daß die Brivat-Oberförfter, fomweit fie als Poltzei- 
Anwälte fungiren, rückſichtlich des Anſpruchs auf Tagegelder und Reifeloften den 
Königlichen Oberförftern (cfr. A. Berf. v. 4. September 1873*) nicht gleich- 
zuftellen find. 

Diie für die Polizei - Anwälte in der fraglichen Beziehung nad $ 75 der 
Inſtruktion vom 234. November 1852 (%. M. B. ©. 233) maßgebend geweſenen 
Beftimmungen der Berordnung vom 28. Juni 1825 **) und des Erlafles vom 
10. Juni 1848 find in Gemäßbeit des 8 11, Abjat 3 des Geſetzes vom 24. 
März v. J. ***) duch die entfprechenden Beſtimmungen dieſes Geſetzes erſetzt. 
Den als Boligei-Anmwälten fungirenden Privat⸗Oberförſtern find daher an Tage- 
gedern 2 Thlr., an Reifetoften 1 Thlr. pro Meile Landweg und 71/, Sgr. pro 
Meile Dampfichiff oder Eifenbahn, ſowie 20 Sgr. fitr jeben Zu⸗ und Abgang 
zu gewähren. 

Berlin, den 4. Mär, 1874. 
Der Minifter des Innern. 
J. A.: Ribbeck 


88. 
Reiſekoſten und Qagegelder der als Forft-Polizeianwälte fungirenden 
Oberförfter. 


Verfügung bes Minifters des Innern an das Königliche Regierung Präfidbium zu N. 
Dem 2c. erwiedere ich auf den gefälligen Bericht vom 2. April d. 3. im 
Einverftändniffe mit dem Herrn Yinanz-Minifter ergebenft, daß e8 bei ber bis⸗ 
herigen Bewilligung von Reifeloften und Tagegeldern an die als Forft-Polizei- 
Anwälte fungirenden Oberförfter für auswärtige Termine in Polizei- 
Anwaltsfahen, ungeachtet der Gewährung der erhöhten Dienflaufwands- 
Entihädigung auch fernerhin zu verbleiben bat. 
Berlin, den 1. Juni 1874. 
Der Minifter des Innern. 
3. A.: Ribbed. 


*) S. Jahrb. VI. Band, Urt. 57, ©. 136. 
*) ©. Forſt⸗ u. Jagdtalender I. Jahrg, S. 4. 1 
.) ©, Jahrb. VI. Band, Urt. 13, ©. 17. 
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34. 
Diäten und Reiſekoſten der bei den Königlichen Regierungen als Hülfs⸗ 
arbeiter befchäftigten Oberförfter-Randidaten bei Vertretung der Ober- 


forftmeifter und Forſtmeiſter. 
Encnlar:Berfügung an fämmtlihe Königl. Regierungs = Präftbien (ercl. Sigmaringen) unb 
an den Präfidenten ber Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 
Berlin, den 27. Juni 1874, 

Es if unter geswiffen VBorausfegungen generell geftattet, daß Oberförfter- 
Iandidaten, welche als forſttechniſche Hülfsarbeiter bei den Königlichen Regierun- 
5m beichäftigt find, vertretungsweife zur Ausführung auswärtiger Dienftgeichäfte 
verwendet werben, deren Erlebigung reffortmäßig dem Oberforfimeifter ober dem 
Gerfhmeifter obliegt. 

Soweit es fi) in foldhen Fällen um die Vertretung des Oberforfimeifters 
handelt, welcher lediglich ein Yuhrloften- Averjum und den Heifeloften - Zuichuß 
m legterem bezieht, und jelbft zur Liquidation von Diäten bei Dienftreifen be- 
rechtigt fl, find die Bertretungsloften, wie ſchon bisher gefchehen, fo zu deden, 
daß die Diäten des betreffenden techniſchen Hülfsarbeiters aus dem Diätenfonds, 
jetzt Kapitel 2, Tit. 30 des Tyorfiverwaltungsetats, die Neifeloften beffelben aber 
3 dem Fuhrkoſten⸗Averſum des Oberforftmeifters entnommen werben. 

Bei der Bertretung des Forſtmeiſters in auswärtigen Dienftgejhäften durch 
den techniſchen Hülfsarbeiter Tommt dagegen in Betracht, daß die Forfimeifter 
für die gefammten Koften der innerhalb ihres Amtsbeziris nothwendigen 
Neijen eine Dienftaufwands-Eutihädigung beziehen und auf die Gewährung von 
Reife-Diäten nad) Maßgabe der Beftimmungen im $ 8 des Geſetzes vom 24. 
März 1873”) temen Anfprud) haben. Hieraus ergiebt fi von ſelbſt, daß in 
Fällen der Bertretung eines Forſtmeiſters bei auswärtigen Dienftgefchäften durch 
den techniſchen Hülfsarbeiter wicht blos die Neifeloften, fonbern auch die Tage- 
geider des letzteren auf die Dienftaufwands-Entihädigung der betreffenden Forſt⸗ 
meiter-Sttelle gehören. Die früher, auch bei der Vertretung von Forftiuipeltions- 
Beamten nachgegebene Uebernahme der Diäten des technifchen Hülfsarbeiters auf 
den Diätenfonbs ift daher jest, nachdem andy die Dienflanfwanbs- Entihädigung 
ter Forſtmeiſter vom 1. Jannar 1874 ab (vergl. Art. 9, S. 10) eine entſprechende 
ErGöhung gefunden hat, nicht weiter zuläffig. 

Sm Eimverftändniffe mit der Königlichen Ober- Rechnungs - Kammer erſuche 
sh das Königliche Regierungs⸗Prüſidium für die Folge hiernach verfahren zu 
laffen, und foweit Forſtmeiſter dort fnngiren, diefe von dem Inhalte vorftehen- 
der Auorduung in Kenntniß zu jeßen. 

Diejenigen Oberforft- und Forſtinſpektions⸗Beamten, welche von ber Haltung 
eigeuer Dienfleguipage dispenfirt find, haben librigens die im Laufe eines Jahres 
auf ihr Averſum zu Fuhrkoſten⸗ reip. Dienftaufmands-Enjchädigung angewieſenen 
Bertretungstoflen in der nach Maßgabe der Berfügung vom 21. Februar d. 3.**) 
@  *-Henden, hierher einzureichendenben Verwendungs⸗Nachweiſung anzugeben. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: v Hagen. 


» Zahrb. VI. Band, Art. 13, ©. 17. 
„. Art. 9, ©. 10. 
N. Br. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. VII. 5 
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35. 
Zugrundelegung des Metermaßes bei Aufſtellung der Reiſekoſten— 
Liquidationen. 
Circular⸗Verfügung an ſammiliche Koͤnigl. Regierungen, ſowie an die Königl. Miniſterial⸗ 
Militair⸗ und Baukommiſſion und die Königl. Finanz⸗Direction zu Hannover. 
Berlin, den 26. September 1874. 
Nachdem der Art. 4 der Maß- und Gewichtsordnung vom 17. Auguft 1868*), 
nad weldem die Meile von 7500 Metern als Entfernungsmaßftab dienen follte, 
durch das Neichsgefe vom 7. Dezember v. $.**) aufgehoben worden ift, be- 
ſtimmen mir, daß, wie ich, der mitunterzeichnete Minifter des Imern, dies für 
mein Neffort bereit3 durch den Circular⸗Erlaß vom 30. Juni d. J. (L A. 4602) 
angeordnet habe, fortan allgemein den NReifekoften- Ligquidationen das Metermaß 
zum Grunde zu legen ifl. Es ift demgemäß das Verhältniß von 7,5 Kilometern 
glei einer Meile bei der Berechnung der Reiſekoſten anzumenden, und die Theile 
einer Meile find auf die entiprechenden Quoten von 7,5 Kilometern, alfo 
1, Meile auf 1,5 Külometer zu reduciren. . 
Der Yinanz-Minifter. Der Minifler bes Innern. 
Camphauſen. J. A.: Ribbeck 


Erwerbungen, Beräußerungen und Berpachtungen bon 
Domainen⸗ und Forſtgrundſtücken. 
86. 
Die Abtretung von Grundftücen des Preuß. Staats an das Deutfche Reich. 
Eircular-Verfügung bes Finangminifters an fümmtliche Königliche Regierungen ber Monarchie. 
Berlin, den W. Juli 1874. 

Sn Folge des Reichsgeſetzes fiber die Rechtsverhältniſſe der zum dienſtlichen 
Gebrauche einer Reichsverwaltung beflimmten Gegenftände vom 25. Mai v. J. 
(Reichsgeſetzblatt S. 113) iſt zwiſchen dem Grundbefite des Dentichen Reiches 
nnd dem der einzelnen Bundesftaaten rechtlich eine vollſtändige Scheibung ein- 
getreten. Die Ueberlaffung von Grumdftüden des Preußiſchen Staates an die 
Militair-Berwaltung oder an ein andres Neflort des Deutichen Reiches ift daber 
jegt nicht mehr als ein bloßer Berwaltungsact, fondern als ein fürmliches Rechts 
geihäft anzujehen, welches zwiſchen verfchiedenen Nechtsfubjelten abgeſchloffen 
wird, jo daß mit der Veränderung in der Verwaltung und Benukung des ab- 
getretenen Grundſtücks zugleih die rechtlihe Wirkung eines Beſitzwechſels ver- 
bunden iſt. Hieraus folgt, daß die Grundfäge, welche für die Veräußerung und 
für die Verpachtung von Grundftiiden des Preußifchen Staates im Allgemeinen 
gelten, auch dem Deutſchen Reiche gegeniiber Anwendung zu finden haben, info» 
weit nicht höheren Ortes Abweichungen von denjelben ausdrüdlich genehmigt 
werben, umd daß insbefondere die Abtretung von Grundftüden des Preußiſchen 
Staates an das Reich, ſei e8 zum Eigenthume oder nur zur Benukung, nicht 
anders erfolgen darf, als gegen angemeffene Schabloshaltung des Erfteren. 

Indem ich die Königliche Regierung hierauf aufmerkfam mache, beſtimme ich 
zugleich, daß, ſobald ein Grundftüd des Preußiſchen Staates an das Reich ab- 


*) ©. Jahrb. Band I, Art. 80, S. 125. 
**) S. Jabrb. Band VI, Art. 72, ©. 140. 
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getreten wird, hierüber jedes Mal, um einer etwaigen Verdunlelung der Rechtas⸗ 
verfältiffe vorzubeugen, mit der zuftändigen Reichsbehörde ein bejonderer Ver⸗ 
trag abzuſchließen ift, Durch welchen die dem Preußiſchen Staate zu gewährenbe 
Gegenkeitung und die fonfigen Bedingungen der Abtretung genau feftgeftellt 
werden. Stempel find zu derartigen Verträgen nicht zu verwenden, ba bem 
Deutſchen Reiche Stempelfreiheit zufteht. 

Sollen Grundſtücke des Preußiſchen Staats an das Reich nicht im gewöhn- 
fihen Bege der Licitation, fondern freihändig abgetreten werden, fo ift Hierzu 
den beſtehenden allgemeinen Borfchriften gemäß ſtets meine borgängige Ge⸗ 
sehmigung einzuholen. In Ihren desfallfigen Berichten hat fi die Königliche 
Regierung über die Buläffigkeit der Abtretung überhaupt, über den von dem 
Keiche zu zahlenden Kaufpreis oder Pachtzins und über die fonftigen im Intereſſe 
des Preußifchen Staates zu fiellenden Bedingungen gutachtlich zu äußern. Bei 
einer beabfichtigten Verpachtung ift aber insbeſondere noch zu erörtern, ob der 
dachwertrag auf einen im Voraus genau anzugebenden Zeitraum, oder ob der- 
ſelbe anf unbeftimmte Zeit abzufchließen fein wird, und ferner, ob etwa beſondere 
Gründe vorliegen, welche es nothwendig oder wiünfchenswerth erfcheinen laffen, 
dem Preußifchen Staate ein Kundigungsrecht ausdrücklich vorzubehalten. Letzteres 
wird namentli” dann anzunehmen fein, wenn Grundftüde oder Gebäube ver- 
pachtet werden follen, welche der Preußiſche Staat felbft fiir feine eigenen bienft- 
lichen Zwecke zu gebrauchen fpäter einmal in die Rage kommen, oder deren Ber- 
änßerung im ſiskaliſchen Intereſſe liegen könnte. 

Bei der Verpachtung von Domainen-Borwerlen an die Milttair-Berwaltung 
jam Zwecke ihrer Benugung als Remonte-Depots ift in nenerer Beit ſtets, und 
Foot beiden Theilen, das Klindigungsrecht mit der Maßgabe vorbehalten worden, 
daß die Kündigung mindeftens Ein Jahr vor der Rückgewähr und nur zum 
Johennistermine zu erfolgen hat. Demgemäß wird auch fernerhin zu ver⸗ 
jſahten fein, 

In denjenigen Fällen, in welchen eine Verpachtung auf unbeſtimmte Zeit 
von mir als zuläffig erachtet werben wird, ift jedes Mal in dem Bertrage der 
Borbehalt auszufprechen, daß ber feftgejegte Pachtzins nur fiir einen beſtimmten 

‚ welcher achtzehn Jahre nicht überfchreiten darf, gelten foll, und daß 
nach Ablauf dieſes Zeitraums eine anderweitige Regelung des Pachtzinfes zu 
erfolgen bat. Die Königliche Megierung wird benmädft wegen legterer unter 
Berädfichtiguung der hinfichtlich des Nutzungswerthes des Pachtobjektes inzwifchen 
cwa eingetretenen Veränderung das Geeignete von Amtswegen rechtzeitig zu 
veranlaffen haben. Die vorfiehenden Grunbfäge haben der Königlichen Regierung 
ds allgemeine Norm zu dienen; e8 wird daher auf diefelben bei den biesfeitigen, 
die einzelnen Specialfälle betreffenden Verfügungen fernerhin nicht mehr befonders 
hingewieſen werden. 

Der Finanz Minifter. 
% 4: v. Strang. 
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Berechtigungen und Mblöiungen. Gemeinheitstäeilung. 
87. 


Beitimmung bes Reinertrags von Forſtland zur Entſcheidung der 
Frage, ob Abfindung von Forftfervituten in landwirthſchaftlich benuß- 
barem Rulturlande erfolgen muß. 

Circular⸗Verfũgung des Finanz⸗ Miniſteriums an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen (excl. Sig⸗ 
maringen) und an bie Königl. Finanz⸗Direction zu Hannover. 

Berlin, den 16. Mai 1874. 

Der Königlichen Regierung wird anliegend Abſchrift des in der Forſtweide⸗ 
Ablöfungsfache von Bienertswiefe im Kreife Mohrungen, Regierungsbezirt Königs- 
berg, ergangenen Erkenntniſſes des Königlichen Reviſions⸗Collegii für Landes- 
Eulturjachen vom 25. Juli 1873 zur Keuntnißnahme über die bei der Ermittelung 
des forftlichen Werthes von Blößen in Yorftablöfungsfahen zur Anwendung zu 
bringenden Grundſaͤtze mitgetbeilt. 

Finanz Minifterium, 
Abtbeilung fir Domainen und Yorften. 
J. A.: v. Strantz. 


Im Namen des Königs. 


In der Forſtweideablöſungs⸗Sache von Bienertswieſe, Kreis Mohrungen, 
Regierungsbezirk Königsberg und zwar in der Sache des Königl. Fiscus als 
Befiger des Forſtreviers Alt-Chriftburg, vertreten durch die Königl. Regierung 
zu Königsberg, Abtheilung fir directe Steuern, Domainen und Forſten, Provo⸗ 
fanten und Appellauten, wider den @utsbefier Gottfried Strauß, als Befiker 
des Köllnifchen Guts Bienertswiefe, Provokaten und Appellaten, bat das Königl. 
Revifions- Kollegium für Ladeskulturſachen in feiner Sigung vom 25. Juli 1873, 
an welcher theilgenommen haben: 

der Präfident Oppermann, 

der Geheime Dber-Regierungs-Rath Pochhammer, 

der Geheime Ober-Juftiz-Rath Scheffler, 

die Geheimen Revifions-NRäthe Lentke, Chales de Beaulien, von Sad, Bisfchopind, 

der Regierungs⸗Rath Schneider, 

der Regierungs-Affeffor Faftenau, 
auf den fhriftlichen Vortrag zweier Weferenten, den Akten gemäß erkannt, da 
die Yörmlichkeiten für beobachtet anzunehmen, in der Sache jelbft auch die Ent- 
ſcheidung des Spruchkollegii fiir die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten des 
Regierungsbezirts Königsberg vom 13. Juli 1872 dahin abzuändern, daß der 
Appellat fhuldig, fi die Aufhebung feiner Weibeberehhtigung gegen eine zum 
2Dfachen Betrage in Kapital ablösliche jährliche Geldrente gefallen zu laffen, die 
letztere auf 98,43 Thaler feitzufegen umd die dem Fiscus in erfter Inftanz auf- 
gelegten Prozeßkoften, ſowie die Koften der gegenwärtigen Inſtanz zur Hälfte die- 
jem und zur andern Hälfte dem Provolaten und Appellaten aufzulegen, der bem 
Fiscus noch zur Laft fallende Theil der Urtelsgebithren aber außer Anja zu laflen. 

Bon Rechtswegen. 
Gründe, 

Die Königliche Regierung zu Königsberg hat in Vertretung des Forſtfiscus 

bie Ablöfung der dem köllniſchen Gute Bienertswiefe in einer Erbverſchreibung 


n 


— 9 — 


vem 10. December 1736 in der Königl. Alt⸗Chriſtburger Forſt mit dem wirth- 
ſhaftlich zu haltenden Nindvieh und Schafen verlieenen Weideberechtigung be- 
anregt und anertannt, daß ber beredhtigte Biehſtand in der belafteten Forſt volle 
Rebrung finde. Der Letztere iſt demnähft nad den Durchwinterungskräften 
lenmiſſariſjch auf 43,28 Haupt⸗Großvieh umd nad Abzug ber Pferde und bes 
Heinen Bich’8, fowie nad Abzug der Weide auf den eigenen Grundſtücken mit 
Zeſtimmung beiber Theile auf 32,81 Haupt ermittelt und von dieſen zugeflanden, 
daß ber jährliche Geldwerth diefer Berechtigung pro Haupt 3 Thlr. und für 
3281 Hanpt deshalb 98,48 Thaler beirage. 

Der Provokat nahm für feine Berechtigung eine Lanbentfhäbigung in An- 
much und bezeichnete die dazu geeigneten mit feinen bisherigen Befitungen 
grenzenden Forſtländereien, der Yiscns dagegen hielt principaliter nur eine Geld⸗ 
atthädigung für zuläffig, weil jene Grundſtücke bei der Benutzung als Yorfl 
anen böhern Ertrag gäben, als bei der Benutung als Ader und resp. Wiefe, 
verlangte für den Fall der Landentfhäbigung inzwifchen, dag zur Abfindung bes 
Provofaten zunächft der Theil der Forſt Hinter der Schneidemühle verwandt 
werde, welcher ebenfalls mit den Grundftliden des Berechtigten grenze. 

Der Sommiffarins der Sache war ber Anficht, daß im vorliegenden Fall 
eine Landentſchädigung gerechtfertigt Hei und veranlafte deßhalb die Bonitirung 
der dazn von den Parteien als geeignet bezeichneten Forſtgrundſtücke und ſowohl 
dieſe als die Werthsverhältnifie der Bodenklaſſe fanden keinen Widerſpruch. Auch 
in Betreff des alternativ nach den Anträgen des Provolaten und dem eventuellen 
Berlangen bes Fiscus demnächſt aufgeftellten Abfindungsplans blieb nur ftreitig, 
weihher von beiden Plänen event. zur Ausführung zu bringen fe, in Betreff 
der Höhe der Benukung ber bezüglichen Grundſtücke als Forſt und reip. als 
Ader und Wieſe dagegen, erkannten die Parteien zwar die eingeholten Gutachten 
der Sachverſtändigen und bemgemäß als richtig an, daß ſolche als Blöße betrachtet, 
als Ader und reſp. Wieſe einen höhern Ertrag gäben, in ihrer gegenwärtigen 
derbindung mit einer gefchloffenen beftandenen und regelmäßigen bewirthfchafteten 
dert aber ihr Forftertrag der größere fei. 

Der Provokant hielt num die letztere Schäkung des Forſtertages für bie 
richtige und verlangte deßhalb principaliter die Feſtſtellung der vorbemerkten auch 
von dem Provolanten in ihrer Höhe nicht bemängelten Rentenentſchädigung 
went. aber die Feſtſtellung des nach feinen Anträgen berechneten Lanbab- 
ſindungsplans, 
vahrend der Provokat behauptete, daß der Forſtertrag der Entſchädigungs⸗ 
Audereien nur unter der Vorausſetzung einer völlig holzleeren zur Waldnutzung 
zen niederzulegenden Fläche erfolgen dürfe, bei der in ſolchem Fall höhere Acker⸗ 
md Wieſennutzung die Landentfhädigung eintreten müſſe und um 
oa Fetftellung nach feinen Anträgen 


Das Sprad-Rollegium für die Tandwirtbichaftlichen Angelegenheiten des 
R--nngsbeziris Königsberg hat hierauf unterm 18. Juli 1872 erkannt, 
daß der Anipruch des Provokaten auf Entihädigung tn Land aus dem 
belafteten Yorftrevier für Aufgabe feiner Hütungsgerechtfame in der Königl. 
Forft flir begründet zu erachten; 
er zur Aufhebung diejer Hltungsgerechtfame durch den Vermeſſungs⸗ 
viſor Schulz fol. 71 act. in Land berechnete und auf der von dem 
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Kataſter⸗Affiſtenten Fritſche anno 1869 gefertigten Copie der Original⸗ 
Gemarkungskarte von Bienertswieſe Nr. 22 mit ſchwarzen Linien und 
den Buchſtaben A. E.B. C. D. bezeichnete Abfindungsplan von 57 Morgen 
21 TR. als wirtſchaftlich zweckmäßig und dem Landescuturintereffe 
ſowie den Forderungen beider Betheifigten entſprechend zır erachten, Fiscus 
auch gehalten, ſich nach dieſem Plan mit dem Provofaten saußer Gemein- 
heit zu fegen und die Koften der Ausfertigung und Inſinuation dieſes 
Erfenntniffes zu tragen. 
Gegen diefe Entſcheidung ift von der Königl. Regierung zu Königsberg unter 
Beobachtung der vorgefchriebenen Förmlichkeiten appellirt und folche auch abzuänbern. 
In den Gründen gedachter Entſcheidung wird ausgeführt, daß die Forſt⸗ 
errräge nicht wie beim Ader und den Wiejen jährli eingingen, fondern erft 
nach einer Reihe von Jahren zu verfildern wären, daß die Koften für die Forſt⸗ 
culturen gleich beim Beginn des Turnus ausgelegt werden miißten, daß in dem 
im Jahre der Haubarkeit der Beftände fällig werdenden SHolzfapital auch die 
Zinſen diefes Kapitald vom Beginn des Umtriebs bis zu deſſen Schluß ftedten, 
die nicht zur forftlichen Bodenrente gehörten, daß die an Stelle der Forftinftruction 
vom 28. Januar 1814 getretene neuefte im Minifterialforftbürean verfaßte An- 
leitung zur Waldwerthberechnung deßhalb die Discontirung des Holzwerths mit 
3 Procent Zinfeszins auf deſſen Jetztwerth anordnen, auch das Königl. Reviftons⸗ 
Kollegiam in der Weideablöfungsfadhe von Sadlufen ſich dem angeichloffen und 
ausgeſprochen habe, daß die Schägung der Forfterträge in Fällen der vorliegenden 
Art überall nur unter der Vorausſetzung eintreten dürfe, daß die Abfindungs- 
flädde eine Blöße ſei und der Berechtigte deßhalb Tandabfindnng fordern könne, 
weil unter folcher Boransjegung die Landabfindung zugeftändlich als Ader und 
Wieſe benutst, Höher zu verwerthen wäre. 

Gegen dieſe Ausführung ift Die Appellationsbeſchwerde der Königl. Regierung 
allein gerichtet und in ihrer Beichwerdefchrift behauptet, daß fie, ſoweit fie die 
Entwidelung der Yorfterträge anginge, theils unerheblich, theils unrichtig wäre 
und überall nur für eine ganz new einzuforftende Fläche paflten, um die e8 fi 
im vorliegenden Falle gar nicht Handle, daß fie außerdem aber weder mit den 
unzweibeutigen Worten des Art. 10 des Ergänzungsgejetes vom 2. März 1850 
(Gef. S. S. 139 ff) noch mit den Motiven zu folchen, die fich in den ſtenographiſchen 
Berichten itber die Verhandlungen der 2. Kammer de 1849 Band I, Seite 39 und 
folgende abgedrudt fänden, fih in Webereinftimmung befände. Sie beanjprucht 
demgemäß, daß bei der Beantwortung der Frage, ob der Ertrag der Abfindungs- 
fläche bei der Benutzung als Forſt oder bei der als Ader und Wieſe der höhere jei, 
lediglich feftgehalten werde, daß diefe Fläche einen Theil einer bereits beftandenen und 
feit Menſchengedenken regelmäßig bemirtbichafteten Forft bilde und beantragt deß- 
halb, da nicht ftreitig fei, daß in foldem Fall die Forſtnutzung die ergiebigere wäre, 

unter Abänderung des Erfenntniffes vom 13. Juli 1872 dahin zu entſcheiden, 

daß Provofat für Aufgabe feines Hlitungsrechts in der Königl. Forft zur 

Annahme einer Entihädignng in Rente refp. Kapital, au zur Tragung 

der Koften diefer und der Hälfte der Koften erfter Inſtanz für verbunden 

zu achten. 

Die Beſchwerde der Königl. Regierung ift begriindet. 

Rah Art. 10 des Ergänzungsgefeges vom 2. März 1850 zur Gemeinheitz- 
theilungs-Orbnung vom 7. Juni 1821 fol für die auf den Forſten Haftenden 
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Denſtharkeiten zur Weide, zur Gräſerei, zum Mügennfſe des Holzes, zum Streu- 
helen und zum Blaggen- und Bültenhieb, vorbehaltlich einer anderweitigen Ber- 
aisigung der Betheifigten eine Entfhäbigemg in Land nur dann zu geben und 
unnnehmen fein, wenn daſſelbe zur Benntung ala Ader und Wieſe geeignet iſt 
uxb in dieſer Eigenſchaft nachhaltig einen höhern Ertrag als bei der Bemukumg 
zw Hotzzucht zu gewähren vermag, und die Tendenz biefer Borfchrift iſt unver⸗ 
Ianbar Iekiglich die, die bisher zur Holzzucht benusten Grunbftüde, wenn fie 
einer beſſern Ausnugung und Berwerthung fähig find, diefer im Intereſſe der 
Iuxdesfultur zugänglich zu machen, fomweit dazu die Aufhebung der vorbezeichneten 
Ferſtberechtigungen die Gelegenheit bietet, in allen übrigen Fällen aber unter 
Erhaltung der bisherigen Forfiflächen eine Geldentſchädigung der Berechtigten 
antreten zu laffen. 

Bean hiernach die Bedingung ber Landentſchädigung die ift, DaB die belaftete 
zork in jelbRverfiändkich paſſender Lage Grundſtücke enthält, welche bei der Benutzung 
ds Ader und Wieſe höhere Erträge veriprechen, fo läßt fich dieſe Trage, wie 
auf der Hand liegt, nicht eher zutzeffend beantworten, bevor nicht feftgeftellt ift, 
welchen Ertrag jene Grundſtücke unter ihren bisherigen Verhältniffen als Forſt 
dauernd zu geben vermochten. Dieſe Berhältuiffe dabei ganz bei Seite zu flellen 
md flatt ihrer anzunehmen, es handle fi nur um Grund und Boden, der bis- 
fer gar keiner Benutzuug ımterworfen gewefen, kann deßhalb zur angemeffenen 
!olung der vorbemerkten Frage jedenfalls nicht führen, es miberjpricht foldhe 
Amahme aber andy der ausbriidlicden Vorſchrift des 8 87 der Gemeinheits- 
helungs-Orbnung vom 7. Juni 1821, nad welcher bei der Beſtimmung bes 
Verths des Grund und Bodens die Gegenftände in der Regel nach dem Zuftande 
azmehmen find, in welchem fie ſich zur Zeit der Auseinanderjfegung befinden 
and chenfo wenig fteht ihr die Beftimmung des $ 88, 1. c., nach welcher die Ab- 
ſchäzung nach dem Nuten und Ertrage erfolgen foll, welchen die Sache jedem 
gewähren kann, zur Seite, weil diefe Vorſchrift nur mit der des 8 87 in Ber- 
bindung aufzufaffen if. 

Aus der Berbindung der zur Abfindung Servitutsberechtigter beftimmten 
bisherigen Tsorftflächen mit einer regelmäßig bemirtbfchafteten und beftandenen 
Forſt, folgen aber Vortheile, die jedem Beſitzer ber letzteren von ſelbſt zufallen 
und die er weder ignoriren noch aus der Hand geben kann, ohne fich und fein 
Befigthunm erheblich zu ſchädigen und deren Beifeiteftellen die allgemeinen In— 
kerefien der Landestultur ebenfo wenig rechtfertigen. Zu jolchen gehören namentlich 
bie, daß die Kulturkoften der Abfindungsflähen aus den Erträgen der ganzen 
Forſt Dedung finden, die vorhandenen Holzbeſtände in der ganzen Forſt, zu 
deren Herborbringung auch die Abfindungsfläche verhältnigmäßig beigetragen, 
auch fitr dieſe fofortige regelmäßige jährliche Erträge fihern umd die Berwaltungs- 
and Auffichtstoften fiir diefe Fläche bei ihrer Berbindung mit einer gejchloffenen 
gößern Forſt erheblich geringere Opfer in Anfpruch nehmen. 

Ebenfo folgt darans, daß die Abfindungsflächen zu: einer gefchloffenen Forft 
gehören, von felbft, daß es darauf, ob diefe Flächen faktifch mit Holz beſtanden 
ſu bei der Ermittelung ihres Forftertrages überall nicht ankommt, weil in jeder 
te mäßig bewirthichafteten Forſt auch die Blößen theils zu den normalen Zu⸗ 
fl en gehören, theils bei der Schägung des Einfluffes angemeffene Berück⸗ 
k ung finden mitffen, den die in der ganzen Forſt vorhandenen Beftände auf 
% ehrlichen dauernden Ertrag der leteren üben. 
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‚ Aus diefen Gründen hat das Kolleginm in neuerer Beit angenommen, baf 
bei Forſtländereien, weiche zur Abfindinng von Walbberechtigungen beftinunst find, 
wenn fie zu einem geichloffenen befanbenen und regelmäßig bewirthichafteten 
Waldreviere gehören, deren yorfinugungsertrag zum Zwed der Gegenüberſtellung 
mit ihren Ader- und Wiefenerträgen nur nad dem Beitrage bemeffen werben 
Dürfen, den fie zu Dem bon der ganzen Forſt mit ihren zur Zeit der Yuseinander- 
fegung vorhandenen Holzbeſtänden bei einer rationellen Bewirthſchaftung jährlich 
zu erzielenden Reinertrage zu liefern vermögen und dabei von ber Vorausfegung, 
es handle ſich um eine vollſtändig neu einzuferfiende Blöße, nicht ausgegangen 
werden könne. 

Die Parteien find darüber einig, daß in ſolchem Fall die mögliche Forſt⸗ 
nugung der Abfindungsländereien deren Ertrag als Ader und Wieſe überſteigt 
und da hiernach die im Art. 10 des Ergänzungs-Weiches vom 2. März 1850 
zur Gem. Thl. O. vom 7. Juni 1821 vorgefchriebene Bedingung der Zanbabfinbung 
nicht vorliegt, fo tft der Berechtigte verpflichtet, fi mit der Geldentſchädigung 
zu begnügen, die zwiſchen den Parteien event. nicht fireitig ifl. 

Hiernach rechtfertigt ſich die Entſcheidung in der Hauptſache und bie wegen 
der Koften durch $ 6, tit. 23, Thl. L der X. ©. O. 

Berlin, den 25. Juli 1873. 
Urkundlich unter Siegel und Unterſchrift ausgefertigt. 
L. 8 


(L. 8.) 
Das Nevifions-Kollegium für Landeskulturſachen. 
gez. Oppermann. 
Ausfertigung 
für die Königliche Regierung, Abtheilung für direfte Steuern, Domainen und 
Forſten zu Königsberg. 
R. C. 766. 





Banweſen. 
38. 
Superrevifion von Koftenanfchlägen bei fisfalifchen Bauten. 


Eircular-Verfügung bes Minifters für Handel, Gewerbe und dffentlihe Arbeiten an bie 
Königl. Regierungen und Lanbbrofteien, an bie Königl. Miniſterial-Baukommiſſion und an 
das Königl. Polizei⸗Präſidium Bier. 

Des Kaiferd und Königs Majeftät haben auf meinen Antrag mittel des in 
beglaubigter Abſchrift angejchloffenen Allerhöchften Erlaffes vom 20. v. M. (Anl. a.) 
in Abänderung der Dienft-Inftrultion für die Regierungen vom 23. October 1817 
8 21, sub 9 der Kabinets⸗Ordre vom 238. Auguft 1836 und des Allerhöchften 
Erlaffes vom 30. März 1868 zu beitimmen gerubt, daß bei fiskaliſchen Bauten 
die Einholung der minifteriellen Genehmigung und die Einreichung der Anſchläge 
zur Superrevifton nur flattzufinden bat für Neubauten, welche die Summe von 
1000 Thalern und für Reparaturbauten, welche die Summe von 3000 Thalern 
überfteigen, fowie, daß in denjenigen Yällen, in welchen Bauten nicht ausſchließlich 
auf fisfalifche Koften ausgeführt werden, für biefelben jedoch ein Beitrag aus 
Staatsfonds, ſei es als Gnadengeſchenk, fei es als Freibauholz, geleiftet wird, 
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ik Superreriſian der begliglichen Auſchläge uud Bauentwärfe nur dann eintreten 
mug, wenu ein zu beflirrvortendes Guadengefichent, oder ber Werth des vom 
Mens zu gewährenben Banholzes die Höhe von 1000 Thalern bei Nenbauten 
mr von 000 Thalern bei Reparaturbanten überſteigt. Die Allerhöchſte Be- 
finmung bat dieſe Erleichterungen auch anf felche Bauten ansgedehnt, hinſichtlich 
deren die Superrevifion nachträglich won der Ober⸗Rechnungs⸗Kammer verlangt 
wird, oder der Auftrag auf Superreviſton verſaͤnmt worden fein ſollte. 

Diefen Allerhöchſten Beftimmungen füge ih in Rückſicht auf die wilnfchens- 
werte Eutlaftung ber Local-Baubeamten und im Einverfiänbniß mit den Herren 
Kiuitern der Finanzen, des Innern, der Juſtiz, der geiftlicden, Unterrichts- und 
Vediginal⸗ Angelegenheiten und mit ben Miniſterium für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten, für je ihre Refſorts, die folgenden Beſtimmungen Hinzu: Bei 
jitlaliſchen Bauten, welche wicht zum Reſſort der Militairverwaltung oder der 
Semwaltung der Domainen und Forſten gehören, bedarf es fernerhin der Ver⸗ 
uxhlagung, fowie der Rebifion und Abnahme durch die Beamten der allgemeinen 
Sen-Berwaltung in der Regel mır dann, wenn die Bauausführung den Koften- 
keirag von 100 Thalern fiberfteigt. Auch bedarf es in ber Regel der Beſcheinigung 
ter Banbanbwerfer- Rechnungen für Herftellungen, deren Koſten unter 100 Thalern 
bleiben, nicht mehr. 

Diefen Erleichterungen hinſichtlich der Reviſion der Banansführungen nnd 
ker Beiheinigung der Bauhandwerker-Rechnungen liegt die Boransjegung zu 
Srunde, Daß bei unbebentenderen Bauten und baulichen Handwerkerleiſtungen 
ach der Laie im Stande jei, die Angemeflenbeit der Ausführung und des Preifes 
zubenrtheifen. Es bleibt daher auch künftig Hinfichtlich foldher baulichen Aenderungen 
m Einrichtungen, welche die Konftrultion des Gebäudes berühren, ohne Rüdficht 
ar deren Koftenbetrag, bei der Mitwirkung der Baubeamten, ſowohl was bie 
wehergebende Feſtſtellung wegen deren Zuläffigfeit, als was ihre demmächflige 
Reken nud Abnahme betrifft. Ebenfo muß die Revifion aud fernerhin in 
den Hallen eintreten, wo es fi um Vorkehrungen handelt, zu deren Beur- 
theilang es einer bejonderen, nır dem Bauverſtändigen beiwohnenden Sach⸗ 
kautuig bedarf. 

Was die Beiheinigung der Bauhandwerker⸗Rechnungen betrifft, fo findet 
Ne Erleichterung auf diejenigen Fälle feine Anwendung, wo die banende Behörde 
ke angefeigten reife übertrieben hoch findet, oder Grund zu haben glaubt, ihrem 
Iktgeile über deren Angemeflenheit zu mißtrauen. 

Die älteren Beftimmungen, insbeſondere der Eircular-Erlaffe vom 31. De- 
tauber 1842, vom 6. Juni 1857 und vom 21. Februar 1858 werden, ſoweit fie 
der vorfiehenden widerſprechen, hiermit aufgehoben. 

Berlin, den 16. Mai 1874. 

Der Miniiter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 

Dr. Achenbach. 


a. 

Fhren Beriht vom 15. April d. J. beftimme Ich in Abänderung der 

Di suflruttion für die Regierungen vom 23. October 1817, $ 21, sub 9, 
kr Sinets-DOrdre vom 28. Auguft 1836 und Meines Erlaſſes vom 30. März 
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1868, daß bei ſiskaliſchen Banten die Einholung ber minifteriellen Genehmigung 
und die Einrichung der Anſchläge zur Superreviflon nur ftattzufinden bat fir 
Neubauten, weldye die Summe von 1000 Thalern und fir Reparaturbanten, 
welche bie Summe von 3000 Thalern überſteigen. Ebenſo foll in denjenigen 
Fällen, in welchen Bauten nicht ausſchließlich auf ſiskaliſche Koften ausgefiihrt 
werden, für welche vielmehr nur ein Beitrag aus Staatsfonds, ſei es als Gnaden⸗ 
gefchent, fei es als Freibauholz, geleiftet wird, die Superrebifien der bezüglichen 
Anfhläge und Bauentwürfe nur dann eintreten müflen, wem ein zu beflir- 
wortendes Gnadengeſchenk, oder ber Werth des vom Fiscus zu gewährenden 
Bauholzes die Höhe von 1000 Thalern bei Neubauten und von 3000 Thalern 
bei Reparaturbanten überfteigt. Diefe Erleiherungen follen auch auf bereits 
ausgeführte, refp. veranſchlagte Bauten Anwendung finden, hinſichtlich deren die 
Superrevifion nadhträglih von der Oberrechnungskammer verlangt wird, oder 
der Antrag auf Superrevifion Seitens der Regierung verfäumt ift. 

Berlin, den 20. April 1874. 

Wilhelm. 
Dr. Achenbach. 
An den Minifter für Handel, Gewerbe amd öffentliche Arbeiten. 


89. 


Superrevifion von Koftenanjchlägen bei fisfalifchen Bauten im Bereich 
der Domtainen- und Forjtverwaltung. 


Gireular-Berfügung bes Finanz⸗ Miniſters an ſämmtliche Königliche Regierungen (excl, Sig- 
maringen) und die Königl. Finanz⸗Direction zu Hannover. 


Berlin, den 4. Auguft 1874. 
Mit Bezug auf die Circnlar-Berfügung des Herrn Minifters für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten vom 16. Mai db. J. (Urt. 38) wodurch 
a) wegen der bei fisfalifchen Bauten erforderlichen Einholung der minifteriellen 
Genehmigung und Einreihung gewiffer Koften-Anjchläge zur Superrevifton, 
b) wegen der den Betrag von 100 Thalern nicht überfleigenden Baulichkeiten, 
anderweite Beftimmung getroffen wird, wird der Königlichen Regierung eröffnet, 
daß es hHinjichtlich der im Bereich der Domainen- und Forfl-Berwal- 
tung vorlommenden Bauten im Gebiete des Hocdhbaues lediglich bei 
den bis dahin beftandenen Vorſchriften fein Bewenden zn behalten hat. Die 
desfallfigen Beftimmungen gehen ad a zum Theil aus der Allerhöchſt erlaffenen 
Geihäftsanweifung für die Megierungen vom 31. December 1825 und zwar aus 
Abfchnitt II, sub Lit. D (Seite 8) „Neue Anlagen” und (Seite 12) „Bau-An- 
gelegenheiten,“ ad b aber aus der Circular-Berfügung des Königlichen Handels- 
Minifterii vom 3. Juli 1855 und aus der mit demfelben gemeinfchaftlich erlaffenen 
Berfligung vom 18. December 1855*) hervor. 
Der Finanz Minifter. 
3. A: Strang. 


2) ©. Forſt⸗ u. Jagdkalender VII. Jabrg., ©. 39, Urt. 24. 


— 
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Etatöwelen, Geſchãfte⸗, Kafſen⸗ und Rechnungsweſen. 
40. 


Etat der Forſt⸗Verwaltung für das Jahr 1874.*) 


(Gefeh betreff. bie Feſtſtellung des Staatshaushalis⸗Etats für 1874. Bom 26. Februar 1874. 
Gel.» Sammlung 1874. Stück Ar. 6. 


Einnahme. 


fr. 

u Holz........... ... .......... 14.000.000 

2, Für Nebennuntzungen.. 1,120,000 

3 Aus der Jd. .. 2: : 220er 101,151 

4 Bon TorfgrÄäbereien - - - - > 20er ernennen 94,846 

5. Bon Flößereien - - - - 22220 Denen 12,349 

6. Bon Wieſen⸗Anlagenn.. 18,453 

7. Bon Brenuholz- Niederlagen ı . - 22-20 nenn. 55,443 

8 Bom Sägemühlen-Betriebe - - - » - rennen ne 175,599 

9. Bon größeren Baumschulen . -.-.. -. 2:22 nern 4,422 

10. Bom Thiergarten bei Eleve - -. . - 2: 220er 4,798 
Summa Tit. 4 bis 10 365,910 

11. Berfchiedene andere Einnahmen**) .... 2.2... .... 151,579 
12. Bon der Forftalademie zu Neuftadt-Eberswalde . -. .. 2... 3,500 
13. Son der Forflafademie zu Münden... - - 2er 00. 2,860 


Summa %it. 12 und 13 6,360 
Summa der Einnahme 15,745/000 


Ausgabe. 
A. Dauernde Ausgaben. 
Roflen der Verwalinug und Des Keiriches. 
Befoldungen. 

1 % Oberforftmeifter mit 1,400 bis 2,000 Thlr., im Durchſchnitt 
1,700 Thlr.; zn Dirigenten- Zulagen für diefelben 6,900 Thlr. 
(höchſtens 300 Thlr. fir jeden); 97 Yorftmeifter, darunter 4 
Hinftig wegfallend, mit 1,200 Thlr. bis 3,000 Thlr., im Durch⸗ 


ſchnitt 1,600 The. - - >22 2 ne . 213,100 
2. 677 Oberförfter, darunter 5 künftig wegfallend, mit 600 Thlr. 
Bis 1,100 The. im Durchſchnitt 850 Thle. . .- . 0... 575,450 


Außerdem freie Dienftwohnung und Feuerungsmaterial, 
oder Geldverglitung dafür. Der Werth des freien Feuerungs⸗ 
material3 wird zu 50 Thlr. als penjiottefähiges Dienſteinkom⸗ 
men berechnet. 

3. 3,2933 Förfter, davon 3,292, incl. 1 künftig wegfallend, mit 280 
Thlr. bis 360 Thle., im Durchſchnitt 320 Thlr. und 1 fünftig 


nn) 
Latus 788,550 
#) Slächeninhalt der Preuß. Staatsforften, 1874 ſ. Zeitfchrift für Forſt- und Jagdweſen 
2 VIL, ©. 14. 
®) Hierunter finb enthalten 53,133 Thlr. 8 Sgr. 3 Pf. an Befolbungäbeiträgen für die ca. 
0 Helt. von Gtaatsforfibeamten verwalteten Kommunal⸗ und Gtiftungsforften in ben 
Brovinzen. 
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Trane port 
wegfallend mit 280 Thlr.; 4,398 Thlr. perſönliche Zulagen als 
Erſatz für frühere Dienfibezäge; 21,760 Thlr., incl. 280 Thlr. 
fünftig wegfallend, zu Revierförfter- und Hegemeifter-Zulagen 
in Höhe von 30 Zhlr. bis 150 Thle.; 47,684 Thlr. fiir 361 
Waldwärter, davon 241 voll befofdet mit 120. The. bis 220 
Zhlr., und 120 nebenamtlid) bejchäftigt gegen 12 Thlr. bis 
108 Thle. . 2: 2 00 nern lee 

Die Förfter erhalten außerdem freie Dienſtwohnung und 
Teuerungsmaterial, oder Gelbvergiitung dafiir. Der Werth 
des freien Tyeuerungsmateriald wird zu 25 Thlr. als penflons- 
fähiges Dienfteintommen berechnet. 

Die Waldwärter erhalten freies Fenerungsmaterial, ober 
Geldvergütung dafür, und freie Dienftwohnung, wo ſolche vor- 
handen it. Bon dem Emolumente des freien Yenerungs- 
materials fteht denfelben eine Penfionsberechtigung nicht zu. 
verwaltende Beamte bei den Nebenbetriebg » Anftalten mit 
500 Thlr. bis 1000 Thlr., im Durchſchnitt 760 Thle.: 34 
Torf, Biefen-, Flöß⸗ 2c. Meifter mit 260 Thlr. bis 360 Thlr., 
im Durchſchnitt 310 Thlr.; und 24 Torf, Wiefen- :c. Wärter, 
zufammen mit 3,533 Thlr., davon 18 voll befoldet mit 120 
Thlr. bis 220 Thlr. und 6 nebenamtlich beſchäftigt mit 12 Thlr. 


—4 
ww 


Außerdem erhalten freie Dienftwohnung und Feuerungs⸗ 

. material, oder Geldvergiitung dafür; die verwaltenden Beamten, 

mit einem penfionsfähigen Werthe des freien Feuerungsmaterials 

von 35 Thlr., die Meifter wie die Förfter, die Wärter wie die 
Waldmärter. 


Summa Tit. 1. bis 4. 


Andere perjfünlide Ausgaben 


5. Zur Remunerirung von Hiülfsarbeitern bei den Regierungen und 
der Finanz-Direltion zu Hannover -. - -.. » > 2200. 
6. Zur Remunerirung von Forfibilfsauffehern bis 300 Thlr. für 
jeden. 4 
Beſtände können zur Verwendung für das nächſte Jahr 
reſervirt werdeu. 
7. Koſten der Gelderhebung und Auszahlung, Tantiemen und Averſa 
(durchſchnittlich 1,65 Prozent der Brutto⸗Einnahme) . 
Das Marimum des den Forftlaffen-Rendanten als Befofs 
dung zu bemwilligenden Tantieme-Antheild beträgt 1.100 Thlr. 
8. Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterftitsungen flr Forſt⸗ 
beamte, Yorftlaffenbeamte, Erelutoren, Beamte bei den Neben- 
betriebs⸗ Anftalten und fonftigen Perſonen (nicht Beamte), 
weiche für diefe Anftalten niltzliche Dienfte leiften . -. . - . 


Summa Tit. 5. bis 8, 


788,560 ' 


1,137,547 


16,822 


1,932,419 


56,000 
620,000 
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Dienhaufwands- und Mieths⸗Entſchädigungen. 
9, Fnuthrkoſten · Arerja uud Dienfaufwands-Entiädigungen für Ober- 
forkmeifter und Yorfimeifter bis zu 860 Thlr. file jeben . - 
10. Fuhrkoſten, Bureaukoſten nud Dienfaufwanbs - + Gntfäräbigungen 
für Oberförker bis zu 700 Thir. für seben . 
11. Zur Haftung eines Dienfipferbes oder Annahme don Forſiſchat 
gülfe für Forſter bis zu 60 Thlr. file jeden..... 
12. Jabrloften- Averfa und Dienftaufwands-Entihädigungen fürBeamte 
bei ben Nebenbetriehs-Anftalten bis zu BOO Thlr. fir jeden . 
123. In Mietäsentihädiguugen wegen fehlender Dienftwohnungen für 
Oherförfter bis zu 800 Thle., für Wörter, Torf, Wielen-, 
Flöß- ıc. Meifter bis zu 75 Thlr. für jdn. ....... 
Summa Tit. 9. bis 13. 


Materielle Berwaltungs- und Betriebs-Koften. 


4 Für Werbung und Transport von Forfiprodulten . . . . 
B. Zur Unterhaltung und zum Neubau der orfidienfigebäube, ſowie 
zur Beſchaffung noch fehlender Forſtdienſtgebäude für Ober- 


förfter und Forftfchußbeamte - - » - 2: 220m 
16. Zur Unterhaltung und zum Neubau der öffentlichen Wege in den 


Summa Tit. 16. und 17. 
18. Zu Forfitufturen und Berbefierung der yorfigrundftiide, zum 
Bau und zur Unterhaltung der Holzabfuhrwege und zu Forft- 
vermeflungen und Betriebsregulirungen. . ». 0... 
Beftände können zur Verwendung für die folgenden Jahre 

reſervirt werben. 
19. Zagdverwaltungsloflen - - - - > 2: 22 00er 
DD. Betriebsloften für Torfgräbereienn. 
31. Betriebstoften fir lögereien- - - - - 220er een. 
2. Betriebstoften für Wieſen⸗ Anlagen.. 
3. Betriebskoften file Brennholz. Niederlagen -. . . - 2.2.20. 


A. Betriebskoſten der Sägemühlen - = 2222202 | 


3. Betriebsloften für größere Baumfdulen . -. ». . - 2:20. . 

3. Fur den Thiergarten bei Eleve . 

Bei dem Thiergarten zu Cleve darf die Ausgabe die Eim- 

nahme nicht füberfchreiten. Der am Schluffe eines Jahres ver- 

bleibende Ueberfhuß darf nur in den nächft folgenden beiden 
Fahren noch verwendet werben. 


Summa Tit. 20 bis 26. 
7. Zur Bezeichnung und Beridtigung der Grenzen, gu Separatio- 


en, Regnlirungen und PBrozeßloflen . - - -. - 22000. 
3 oızverlaufs- und Berpachtungskoften, Botenlöhne und fonflige 
Heine Ausgaben der Lolal-Bermaltung - - -.. . 2... 
I een > rn 


362,800 


284,718 


62,835 


N 


| 
j 
‘4 
| 
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Transport 

Bu zeitweifer Berftärtung des Forſtſchutzes, Stellvertretungs- und 
Umzugstoften, Diäten und Reifeloften.. . . 2.0. 
Inſeltentilgungs · ¶ Vorfluth · Koſten, Unterftügungen an Waldarbei · 
ter und andere vermiſchte Ausgaben.. 


Summa Tit. 29. bis 31. 


325,163 


Summa Tıt. 14. bis 31. 5,273,%66 
Summa Kap. 2. 8,368,000 


Bu forhwiffeufipafiligen und LEchrzweken. 
Befolbungen. 

Bei der Forſtaklademie zu Neuftadt-Eberswalbe: 

1 Direftor mit 2,300 Thlr.; 4 Profefforen und 1 Forſtmeiſter 
für das Verſuchsweſen mit 1,100 bis 2,000 Thlr., im Durd- 
ſchnitt 1,5560 Thlr.; 1 Chemiler für das Verſuchsweſen mit 
800 Thlr.; ein Sekretair mit 500 Thlr.; 1 Hausmeifter und 
Pedell mit 300 Thir.; 1 forfitechnifcher Lehrer mit 200 J 
neben feinem Dienfteintommen als Oberförfter . 

Bei der Forftafademie zu Münden: 

l Direktor mit 2,800 Thlr.; 4 Profefforen mit 1,100 Thlr. bis 
2,000 Thir. im Durchſchnitt 1,550 Thir.; 1 alabemifcher Gärtner 
mit 600 Thle.; 1 Hausmeifter und Pedell mit 300 Thle.; 
1 forfttechnifcher Lehrer mit 200 Thlr. neben feinem Dienftein- 
eintommen als Oberförfer . . ....... . 


Summa Tit. 1. u. 2. 








Bemerkung. 
Die Gehälter der Beamten mit 1,100 Thlr. bis 2,000 Thfr. 
find für beide Mabemien übertragungsfähig. 
Die Hausmeifter und Pedelle erhalten freie Wohnung und 
freies Feuerungsmaterial. 
Andere perfönlie Ausgaben. 
Bur Remunerirung von Hülfslehrern und Affittenten; zu Remu- 
nerationen für Peiftungen bei dem forftlichen Verfuchöwefen . 
Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterftügungen an 
Beamte und Dozenten bei den Forfi-Alademien . . . .. . 


Summa Tit. 3. und 4 
Sächliche Ausgaben. 

Für Unterhaltung der Gebäude und Mobilien, der Lehrmittel und 
Sammlungen, zu Amtsunfoften » Vergütungen, Umzugstoften, 
Diäten und Reifeloften, zur Heizung und Erleuchtung ber Lehr- 
räume, zu ben fpeziellen Vedürfniſſen der forftlichen Verſuchs ⸗ 
Kationen und ſonſtigen vermifchten Ausgaben . ..-... 

Beſtände können zur Verwendung für die folgenden Jahre 
teferbirt werben. 


Summa Kap. 3. 


11,80 


9,600 
21,450 


6,000 


6,800 


46,000 


- 9% — 
Allgemeine Ausgaben. 
1. Rommmmal- und Reallaſteennn. ne 110,000 
3. Wblöfungsrenten und zeitweife Vergütungen an Stelle von Ra- 
tural⸗ Abgabeen... 70,000 


8. Zu Unuterflägungen für penfionirte Beamte, ſorie zu Benfkionen 
und Unterftägungen für Wittwen und Waifen von Beamten . 70,000 
Beſtände können zur Verwendung fir das nächſte Jahr 
teferbirt werben. 
4. Zum Aulauf von Grundftüden zu den Forfen.. .. -... - 850,000 
Beftände lönnen zur Verwendung für De folgenden Jahre 
refervirt werben. 
Gumma Kap. 4 600,000 
Hierzu: " „ 8 46,000 
" n 2. 8,868,000 


Summa A. Dauernde Ausgaben 9,014,000 


B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 
1. Zur Ablöfung von Forſtſervituten, Reallaften und Bafftiorenten . 300,000 
2. Främien zu GShauffeen, deren Anlagen von dem wejentlichften 
Intereſſe für die Forſtverwaltung if, die aber ohne Hinzutritt 
der Legteren durch Bewilligung von Prämien nicht zur Ans- 


führung fommen würden. 50,000 
3. Zu Forſtkulturenn. 6 75,000 
4. Zur Beſchaffung fehlender TFörfter-Dienkwohnungen. . - - - » 200,000 

5. Zu Bauten bei der Yorft - « Wabemie zu Neuftabt » Eberswalde, 
zweite und Ießte Rate - . » > oo 2 22er 40,000 
6. Zu Shanffee-Anlagen im Grunewald bei Berlin . . - - - - - 100,000 
Summa B. Eimmalige und außerordentliche Ausgaben 765,000 

Abſchluß. 
Die Einnahmen betragenn.. een 15,745,000 
Die danernden Ausgaben betragen . - . .. 2-00. 9,014,000 
Mithin Ueberſchuß 6,731,000 
Hiervon ab: 

Die einmaligen und außerordentlihen Ausgaben. . . - .. . 765,000 


. Bleibt Ueberſchuß 5,966,000 


41. 

Etat der Forftverwaltung fir Elfaß-Lothringen auf dag Jahr 1874. *) 
(Auf Thaler CErt. abgerundet.) 

I. Fortdauernde Ausgaben. 


Yorftdirectionen. Zbir 
Beſoldungen.. 6 48,525 
Andere perfönlihe Ausgaben ..... . rer. 3,400 
Sählihe Ausgaben. 13,200 


— — Summa Tit. 1-3 65,120 
*) Annalen bes Deutichen Reiche ©. 862 ff. 


— — —— 


DT. 
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Oberförfter. 

4. Befobungen . » > 22 er 0... 76,100 
5. Andere perjönliche Ausgaben . .. . . Pa . 12,500 
6. Sächliche Ausgaben. ne 44,100 
Summa der Tit. 4—6 123,700 

Forſtſchutzperſonal. 
7. Beſoldungen.. — 135,450 
8. Andere perfönlide Ausgaben. 9,600 
Summa Tit. 7—8 145,060 
I—10. Sonflige perfönlige Berwaltungsausgaben -. - » .» . 0.» 33,730 
11—19. Materielle Berwaltungs- ud Betriebsloften. . . . - -» - -» 542,328 


Summa Kap. 1 918,938 
Beftände bei den Baufonds Zit. 11—14 und bei den Fonds 
zu Forfilulturen, Tit. 15 find auf das folgende Fahr über: 
tragbar. 


U. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 

1. Erwerbung von Dienftwohnungs-Webäuden für Ober- und Unter- 

förfter, fowie von Privatgrundftliden zur Arrondirung der Wal⸗ 

Dungen 2 2 220er. 40,000 
2. Neubau von Holzgabfubrwegen - - » 2 2. nennen 26,666 
3. Einrichtung von 3 meteorologifchen Stationen, Anlegung von Durch⸗ 

forflungs- und Streu-Berfuchsflächen und fonftige Einrichtungen 

bes forſtlichen Berſuchsweſensßss.. 2,666 


Summa Kap. 1 69,333 
II Einnahmen. 


1. Für Ho 2: oo nne 1,777,333 
2. Für Forſt- und Nebennugungen. . - - 2 . 17,600 
3. Aus der Sad >» 2 2-20 one 7,792 
4. Bon Nebenbetriebs-Anflalten . - - - > 2222er 1,800 
5. Beitrag der Gemeinden und Inſtitute zu den Yorfiverwaltungs- 

und Schutz⸗Koſtennn. 66,533 
6. Sonfige Einnahmen. - - - - 20m rer 1,741 


Summa Kap. 1 1,872,800 


| 42. 

Kontrolle der gewöhnlichen und außerordentlihen Nevifion der Fotft- 
kaſſen Seitens der Regierungs⸗Kaſſenräthe. 
Circular⸗Verfügung des Finanz = Minifters an fänmtlihe Königl. Regierungs⸗ Bräfibenten 
und das Präfibium ber Königl. Finanz⸗Direction zu Hannover. 


Berlin, den 28. Mai 1874, 
Die Verhandlungen tiber einzelne, längere Zeit unentbect gebliebene Defekte 
bei der Berwaltung von Forftlaffen haben ergeben, daß die Beflimmungen im 
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Abſchnitt E der Geichäftsanweifung für die Königlichen Regierungen vom BI. 
Dezember 1825 „Etats - Kaflen- und Rechnungs - Angelegenheiten”, welche dem 
Roffenrathe die Superreviion aller eingehenden Ertracte der zum Reſſort der 
Königlichen Regierungen gehörigen Unterlaffen und die Kontrolle der gewöhn⸗ 
hen und außerorbentlihen Revifion dieſer Kaflen zumeifen, nicht überall beachtet 
worden find. 

Das Königliche Regierungs⸗Präfſidinm erſuche ich demzufolge, für die Aus- 
führumg jener Beſtimmungen, foweit foldhe bei der dortigen Königlichen Re⸗ 
gterung zur Zeit etwa nicht in Anwendung konnen, Sorge tragen zu wollen. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
Gamphanfen. 


48. 
Berechnung der den Beamten zuftehenden Wohnungsgeld - Zufchüffe. 
GircnlarsBerfügung bes Finanz⸗ Miniſteriums, Abtheilung für Domainen und Forften, an bie 
Königliche Regierungen (ercl. Sigmaringen), bie Königliche Finanz = Divection zu Hannover 
und bie Minifterial-, Militair⸗ und Bau⸗Kommiſſion. 
Berlin, den 7. Juli 1874. 

Es ift beichloffen worden, die den Beamten nad dem Geſetze vom 12. Mai 
1873 *) zuftebenden Wohnungsgeld⸗Zuſchüſſe vom Fahre 1875 ab auf die betreffen- 
den Speciallaffen- reip. Berwaltungs-Etats, -je nachdem dieje von da ab ihrem 
Turnus nach nen aufzuftellen find, unter einem mit der Ueberſchrift „zu Woh—⸗ 
aungsgeld-Zujchliffen für die Beamten“ zu verjehenden befonderen Titel über- 
nehmen zu laffen und zwar bezitglidh 

1. der Domainen-Berwaltung bei Kap. 1 unter einem binter Tit. 3 einzu- 

ſchaltenden Tit. 3a und 

2. der Forft-Berwaltung unter einem binter Kap. 2, Tit. 4 einzufchaltenden 

Tit. As. 

Der fpezielle Nachweis der zu zahlenden Wohnungsgeld - Zufchüifle in den 
Etats erfolgt analog der bezüglich ihrer Verrechnung durch die Circnlar - Ber- 
fügung an die Königlichen Regierungs - Präfidien vom 24. November 1878 
(S. Art. 16, S. 20) getroffenen Beftimmung dergeftalt, daß der Wohnungsgeld- 
Zuſchuß bei dem Gehalt des betreffenden Beamten vor der Linie nachzuweiſen 
iR, und die bei den Beſoldungs⸗Titeln vor der Linie zu ſummirenden Beträge 
an dergleichen, unter den vorgedachten Titeln 3a und beziehungsweife 4a und 
zwar von jedem Befoldungs-Titel in einer Summe \n der Linie ausgebracdht 
werden. " 

Dem enifprechend find die Wohnungsgeld - Zufchüffe vom Jahre 1875 ab 
auch in denjenigen Rechnungen unter den einzufhaltenden Titeln nachzuweiſen, 
Binfichtlich deren die Etats die Wohnungsgeld⸗Zuſchüfſe noch nicht enthalten. 

Im Uebrigen erleidet die allegirte Eircular - Verfügung hierdurch feine 
Aenderung. Soweit im laufenden Jahre neue Etats für die Domainen- und 

A-Berwaltung für 1875 aufgeftellt werben, find die Wohnungsgeld⸗Zuſchüfſe 

x nad Maßgabe diefer Berfügung in diefelben aufzunehmen. Hinfichtlich 

er dem Minifierio zur Revifion eingereichten Etats wird deren Nachtragung 

ſeits erfolgen. Bu diefem Zwecke bleibt vorbehalten fiber die gegenwärtig 
96. Jaheb. Bo. VI, 6. 5, Art. 5. 
ijrb. d. Br. Jagd» u. Forſt⸗Geſetzg. VIL 6 
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zahlbaren Wohnungsgelb - Zufchüffe der betreffenden Beamten Auskunft zu 


erfordern. 
Finanz ⸗Miniſterium, 
Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strang. 


44. 
Aenderung in der Buch⸗ und Rechnungsführung durch Einführung der 
Reichsmarkrechnung. 

Circular⸗Verfügung bes Finanz» Miniſteriums, Abtheilung für Domainen und Forſten an 
ſãmmtliche Königliche Regierungen (excl. Sigmaringen) und bie Konigliche Finanz⸗Oirection 
zu Hannover. 

Berlin, den 10. Juli 1874. 

Nachdem in Gemäßheit der Allerhöchſten Verordnung vom 28. Juni cr. (Gef. 
Samml. S. 257) die Reichsmarkrechnung in den Öffentlichen Kaffen und fiir den allge- 
meinen Verkehr auf Grund des Reichsmunzgeſetzes vom 9. Juli 1873 (Reichsgeſetzblatt 
pro 1873, ©. 283) vom 1. Januar 1875 ab einzuflihren ift, wirb bezüglich ber 
bierdurd) eintretenden Aenderung in der Buch⸗ und Rechnungsführuug zc. Betreffs 
der Tsorfl-Berwaltung Folgendes beftimmt: - 

A. In Bezug anf bie Etats. 

1. Die Special-Etats der Forfi-Berwaltung find in der Regel auf einen 
Gjährigen Zeitraum ausgefertigt. Bon denjenigen biefer Etats, deren Periode 





\ mit dem Jahre 1875 beginnt, find zwar gegenwärtig ein großer Theil bereits 
Ze feftgeftellt. Nichts defto weniger aber müflen die in der Linie ausgebracdhten 
# Einzelbeträge biefer Etats in Markwährung umgerechnet und ‚nach dieſer Wäh⸗ 


rung ausgefertigt werden. Dagegen kann es bei den vor der Linie nad 
Thalerwährung ausgebracdhten Einheitsfägen filr diefe Etats bewenden. 


a. 

5 2. Diejenigen Special⸗Etats, deren Periode über den Schluß des Jahres 
Ei. 1874 Hinausläuft, find rückſichtlich der Einzelbeträge Seitens der rechnungslegen- 
—* den Beamten reſp. Kaſſen umzurechnen. Ergiebt ſich bei der Umrechnung der 
Einzelbeträge dieſer Etats in Veranlaſſung der Vollrechnung reſp. Fortlafſung 
— von Markpfennig⸗Bruchtheilen (Artikel 14, 8 2 des allegirten Geſetzes) eine 
J Differenz gegen die ſummariſche Umrechnung der einzelnen Einnahme⸗ und 
Re. - Ausgabe-Zitel-Summen, fo ift diefe fummarifche Umrechnung der Titel-Summen 
Bi als Summe gleihwohl beizubehalten und die Differenz als ſolche zur Uus- 
Br" gleihung am Schluffe des Titels ab- reſp. zuzuſetzen. 

in: 3. Die Forfiverwaltungs « Etat8 der Regierungs- reſp. Bezirks⸗Hauptkaſſen 


. R umfaffen einen Zjährigen Zeitraum. 
Diejenigen diefer Etats, welche mit dem Jahre 1875 nen beginnen, unter- 


ge ſcheiden fich in folche, welche 
B..: a) auf Grund neuer Special-Etats gefertigt werden, und 

RL. b) welche die Beträge noch fortlaufender Special - Etats unverändert über⸗ 
3 nehmen und nur die direlten Einnahmen und Ausgaben der Hauptlaffen 
J— neu feſtgeſetzt enthalten. 

Rückfichtlich der Forſtverwaltungs⸗Etats ad a) gilt daſſelbe, was oben an 1. 


| fiber die neu zu fertigenden Spectal-Etat3 gefagt worden ift. 
* 3 Die Forſtverwaltungs⸗Etats ad b) übernehmen die Beträge der auf Thaler- 
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wãahrung lautenden Special⸗ Etats in Markwährung, geben aber vor der Linie 
die Thelerwährung nadwichtli an. 

4 Diejenigen Forfiverwaltungs- Etats, deren Periode über den Schluß des 
Jahres 1874 hinausgeht, find eben fo wie die vor zu 2 gedachten Special⸗Etats 
von ben rechuumgslegenden Hanptlaffen in Markwährung umzurechnen. 

Erwaige Differenzen bei den Zitel- Summen, welche indeß deshalb jelten 
borlommmen werben, weil die Anjäge in diefeu Etats meift auf volle Thaler ab- 
gerundet ſind, wirben in gleicher Weiſe wie sub 2 auszugleichen fein. 

B. $n Bezug auf die Holz- und Nebenuugungs-Taren unb 
die Werbungskoſtenſätze. 

Da bis zum Schluß des Jahres 1874 die Thalerwährung noch befteht, fo 
ſind die Zaren für Holz, Nebennutungen und die Werbungsfoften für das mit 
dem 1. October 1874 beginnende Wirthichaftsiaht 1875 deshalb doppelt in 
Thalerwährung und Martwährung feitzufegen, weil für das vom 1. October 
bis Ende December c. bereits für bas Wirtbfchaftsiahr 1875 zum Berlauf ge- 
Iangende Material und für die Zahlung der Werbungstoften fir das innerhalb 
diefer Zeit ebenfalls für das letztgedachte Wirthſchaftsjahr auägearbeitee Material 
die Thalerwährung noch beibehalten werden muß. 

Bei ber dort zu bewirfenden Ummechnung jeuer Taren 2c. in Martwährung, 

welche befonders in den Zaren fir die Werbungsloften häufig Bruchtheile von 
Pfennigen ergeben wird, find dieſe Bruchtbeile in Zehntel- Pfermigen derge- 
Ralt auszudräiden, daß Theile von 0,05 Pfennig um mehr als volle Zehntel 
sngejehen, und Theile von weniger als’0,05 Bfennig fortgelaffen werben. - 
— Die fo gebildeten Säge der Martwährung kommen vom 1. Januar 1875 
dergeftalt in Anwendung, daß die Tar- refp. Lohnbeträge nad) ihnen genau be- 
rechnet und die fih in der Summe ergebenden Bruchtheile von Pfennigen, wenn 
fie 0,5 umd mehr betragen, mit einem vollen Pfennig zum Anfat gelangen, wenn 
fie weniger als 0,5 Pfermig betragen, fortgelaffen werben. 

C. Bezüglich der Umrechnung der Einheitsfäge in den 
Flößerei-Tarifen undinden Tarifen für Ablage-Pläße 
ift in gleicher Weife zu verfahren. 

D. Zn Bezug auf Budung der Einnahmen und Ausgaben. 

Sänmtliche Kaſſenbücher der Forft-Berwaltung pro 1875, welche bereit3 die 
Eirmahmen und Ausgaben für das ſogenannte Vorguartal vom 1. Oktober bis 
Exde 1874 nachzuweiſen haben, find zunächft nach der bisherigen Thalerwährung 
anzulegen und bis zum Schluß des Jahres 1874 uach diefer Währung zu führen. 

Nach Ablanf des Kalenderjahres 1874 find fie titel- beziehungsmeife ab- 
theifungsweife abzufchließen und zu fummiren und in Marfwährung umzu⸗ 
rechnen. Die reiultirenden Beträge der Marfwährung find dann unter Benutung 
der Thalercolonne fir Mark⸗ und der Silbergrofchen- und Pfennig-Eolonne fir 
Markpfennige mit der Ueberſchrift Mart Bfennig 


unterziehen — B. 


Br. 
auı 31. December 1374 8318 1% 92 


4 
glei Mark | Pfennig 


15,956 | 23 
Die Weiterführung der Bücher erfolgt vom 1. Januar 1875 ab nad) ber 
I vrednung. 





6* 
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E $n Bezug auf die Rechnungslegung. 

Die Rechnungslegung erfolgt nad der Markwährung audy fiir diejenigen 
Einnahme- und Ausgabebeträge, welche im Laufe des Vorguartals vom 1. October 
His ult. December 1874 nach der Thalerwährung geleiftet und gebucht find. 

Differenzen, welche fi) aus der Umrechnung ber Eingelbeträge und der in 
den Kaffenbüchern erfolgten ſummariſchen Umrechnung etwa ergeben follten, find 
bei den einzelnen Einnahme- und Ausgabe-Titeln mit der entſprechenden Be⸗ 
merfung durch Zu- reſp. Abjekung auszugleichen. 

Finanz ⸗Miniſterium, 
Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strank. 


45. 
Jahres⸗Ueberſichten der Flächenveräuderungen bei der Forſtverwaltung. 


Eircular:Verfügung des Finanz⸗ Minifteriums, Abthellung für Domainen und Forften an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen (ercl. Sigmaringen) und bie Königl, FinanzsDirection zu 
Hannover. 

Berlin, den 16. Juli 1874. 

Es ift wünſchenswerth, von allen bei der Forftverwaltung vorgelommenen 
Arenl-Beränderungen alljährlich Kenntniß zu erhalten. 

Soweit diefe Veränderungen durch Veräußerungen eintreten, ift das Nöthige 
durch die Circular-VBerfligung vom 12. Februar cr. IL. 1707 *) bereit3 angeordnet. 

Bezüglich der fonft vorlommenden Veränderungen durch Zu- und Abglinge 
ift daher alljährlich eine Nachweiſung über die im vorhergegangenen Rechnungs⸗ 
Fahre eingetretenen Veränderungen nad dem anliegenden Schema aufzuftellen 
und bis zum 1. April des nächftfolgenden Jahres einzureichen. Deren Aufftellung 
ift auf Grund der Flächen-Regifter zu bewirken und wird deshalb feine Schwierig- 
feiten haben. In diejelbe find jelbftverftändlic nur diejenigen Veränderungen 
aufzunehmen, welche thatfächlich bereits eingetreten find. 

Die erfte bis zum 1. April 1875 vorzulegende Nachweiſung bat aber alle 
Flächen-Beränderungen zu umfaffen, welche feit der letten Etas-Aufftellung vor⸗ 
gelonmen, und nicht bereits in den Etats-Entwürfen nachgewiejen worden find. 
Fr die Folge find diefe Nachweiſungen dagegen nur auf das vorhergegangene 
Rechnungs⸗Jahr zu befchränfen. Wenn aber die Ylächen-Beränderungen in den 
im laufenden Jahre aufzuftellenden Etats für die mit dem Jahre 1875 beginnende 
neue EtatSperiode die bis Ende 1873 eingetretenen Flächen-Beränderungen bereits 
enthalten, dann dürfen felbfiverfländlich in die bis zum 1. April 1875 einzu- 
reihende Nachweiſung fir 1874, nur die im Sabre 1874 vorgelommenen Aen- 
derungen Aufnahme finden. 

Finanz⸗Miniſterium, 
Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strantz. 


*) ©. Urt. 20, Seite 24. 





uaqabutkuv Hbundgg gun «ng 
929 Ennapuuog aabınajuBoß You duꝛa lie aaq m anu zu qun appgug-wpp2 uanca uiaq zum guy moßunaqupug ag 









g u —** Guutay | Ountng burban Irene Panda | 9usöng |Bundan |Oustng | uodan |Bno0ng | Buvdan | Bustng |ountng 


Bunzyoanzagg 
—— 






—— u⸗rbunnveia⸗s 





ana mo" aoq on | rau 











uabunaaguyaa aaq Inlplang zum nobuna⸗aqupaog · wↄag uausumopBaoa · · · ZuT Magog-sBunngag 1q quaaggar 
NN 
niog · ebuna⸗ ho; un BunyumnaaoQ 229 199 22q 
Bunlyapog 


— mas 
DE —— | 








— 86 — 


46. 
Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des Staatsminiſteriums 
und des Finanzminiſteriums. 

Berorbnung vom 10. Juli 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnuaden König von Breußen zc. verordnen auf 
Grund der 88 3, 7, 8 und 14 des Geſetzes, betreffend die Kautionen der Staats- 
beamten, vom 25. März 1873 (Seſetz⸗Samml. ©. 125), was folgt: 

8 1. Die zur Kautionsleiftung verpflichteten Beamtenklaſſen und die Höhe 
der von denjelben zu leiftenden Amtslautionen ergeben ſich auß ber Anlage. Wo 
danach die Höhe der Kaution mit Rüchficht auf den Umfang oder die Bedeutung 
des Amtes verjchieden bemeſſen oder wo biefelbe innerhalb gewiffer Grenzen feft- 
zufegen ift, wird die nähere Beftimmung durch den Berwaltungs-Chef getroffen. 
Der Mindeftbetrag der Kaution ift 50 Thlr., höhere Beträge miüffen durch 50 
tbeilbar fein. 

8 2. Soweit fir Beamte, denen die Verwaltung, die Annahme, die Auf- 
bewahrung oder der Transpart von Geldern oder geldwertben Gegenftänden nur 
im Nebenamt obliegt, bejondere VBeftimmungen über die Kautionsleiftung nicht 
gegeben find, enticheidet der Verwaltungs⸗Chef, ob und weldhe Kaution von 
denjelben nad) Maßgabe des Geſetzes zu leiften if. Die Höhe der Kaution darf 
in diefem Falle das Doppelte ber für das Nebenamt gewährten Vergütung nicht 
überfteigen. 

8 3. Beamten, welche eine Kaution von 500 Thlr. oder weniger zu leiften 
haben, bei lebertragung des Tautionspflichtigen Amtes aber zur Beichaffung der 
Kaution nicht im Stande find, kann von dem Berwaltungs-Chef oder ber von 
demfelben zu beauftragenden Behörde ausnahmsweije geftattet werben, die Be- 
ftellung der Kaution nadhträglich dur Anfammlung von Gebaltsabzligen zu be- 
wirken. Diefe Abziige müffen jährlich mindeftens den zehnten Theil der Kaution 
und dürfen in feinem Falle jährlich weniger als 25 Thlr. betragen. 

Die gleiche Befugniß fteht dem Berwaltungs-Chef beziehungsweife der von 
demfelben zu beauftragenden Behörde Hinfichtlich folder Tautionspflichtigen Be⸗ 
amten zu, welche nad vollftändiger Beftellung der fiir ihr bisheriges Amt zu 
leiftenden Kaution in ein Amt mit höherer Kautionspflicht verjett werden. Die 
jährlichen Abziige müffen in diefem alle mindeftens den zehnten Theil der 
Kautionserhöhung betragen. 

$ 4. Soweit einzelnen Beamten vor dem Erlaß ‚diefer Verordnung die 
Beſchaffung der fir ihr Dienfiverhältnig erforderlichen Kaution durch Anſammlung 
von Gehaltsabzügen geftattet worden ift, bewendet e8 bei der getroffenen Feſtſetzung. 

85. Verwaltet ein Beamter gleichzeitig mehrere fautionspflichtige Staats» 
ämter, jo genügt die Beftellung einer Kaution zu dem für eines biefer Aemter 
vorgefchriebenen Betrage. Sind die für die einzelnen Aemter vorgefchriebenen 
Kantionsſütze verfchieden, jo ift die Kaution nach dem höchſten Sake zu leiften. 

86. Wird nad Mafigabe des $ 5 eine Gefammtlaution fiir mehrere Aemter 
beftellt, jo kann durch den Verwaltungs⸗Chef beftimmt werden, wie viel von dem 
Gefammtbetrage der Kaution auf jebes einzelne Amt zu rechnen if. Dieje Ber- 
tbeilung muß in allen Fällen erfolgen, wenn ein Tautionspflichtiger Beamter 
gleichzeitig ein Tautionspflichtiges Amt im Dienfte des Deutſchen Reichs verwaltet. 

8 7. Beamte, welche in dem im 8 14 des Gefetges bezeichneten alle fich 
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befiuben, haben deu durch die Gehaltserhöhung ihnen zufliehenden Mebrbetrag 
des Gehalts ganz zur Anfauımlung der Kaution zu verwenden. Der Bermaltungs- 
Ghef oder die von bemfelben zu beauftragende Behörde iſt jedoch ermächtigt, 
die Ermäßigung der Gehaltsabzüge bis auf die Hälfte des Betrages ber Gehalts⸗ 
aföhung zu geflatten. 

$8& Die Anfammlung und Aufbewahrung der Gehaltsabzüge (95 3, 4 
zud 7) erfolgt bei derjenigen Kaffe, welcher die Aufbewahrung der vollen Kaution 
obliegt. Der Berwaltungs-Chef Tann jedoch im Einvernehmen mit dem Finanz⸗ 
Ainiſter befiinmen, daf die Gehaltsabzüge bis dahin, dag aus den angeſammelten 
Beträgen eine lantionsfähige Obligation zu beichaffen ift, auch bei einer anderen 
Kaſſe aufbewahrt werben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Inſel Mainau, den 10. Juli 1874. 

(L. 8.) Wilhelm. 


Camphauſen. 


Berzeichniß 
der lantionspflichtigen Beamtenklaſſen aus dem Bereiche des Staatsminifteriums 
und des Finanzminiſteriums und der Kautionsbeträge. 
ic xc. 
Im Bereiche der Forſtverwaltung. 

4. Zur Kantiongleiftung verpflichten ſich nachfolgende Beamtenklaſſen: 

I) Rendanten der Forftlaffen, 

2) „ „ Torftalademie-Kaffen, 

9) " „ Kaflen der Torfverwaltungen und Nebenbetriebsanftalten, 

4) der Rendant der Thiergartenkafle zu Cleve, 

5) Die Forſt⸗Untererheber, jofern fie nicht von den Forftrendanten als deren 

Brivatagenten angenommen und unter deren Berantwortlichkeit fungiren. 

B. Die Höhe der Kaution für die WBeamtenklaffen unter A. beträgt für: 

1) Rendanten bei Forſtkafſen von 


größerem Umfange . . x - 20 0. 2000 Thlr. 
mittlrem „ a . .. 1000 „ 
geringem .. .. 0 » 


2) Rendanten der Korftalademie-Kafien. . -. . 500 „ 
3) Aendanten unter A. 3. bei Kaflen von 
größerem Umfange . . . » 2 2 0. 1000 „ 
mittleren „ ...  ; | \\ PR 
geringem Pr 200 
4) der Rendant der Thiergarteulaffe zu Ele . 200 „ 
5) Forfl-Untererbeber bei einem Kaffenverlehre von 
größerem Umfange -. . » 2 2 20. 400 
miütleren „ ||) 


geringem .... 821100 
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41. 
Lohnſätze der Darrmeifter. 
Verfügung bes Finanz Minifters an bie Königl. Regierung zu Merfeburg unb zur Rad: 
achtung und gleihen Ermächtigung an die König. Regierungen zu Königsberg, Gumbinnen, 
Danzig, DMarienwerber, Poſen, Bromberg, Stettin, Eöslin, Stralfund, Breslau, Liegnitz, 
Oppeln, Botsbam, Frankfurt a. O., Magbeburg, Caſſel unb an bie Koͤnigl. Finanz⸗ Direction 
zu Hannover. 
Berlin, den 16. September 1874. 

Auf den Bericht vom 29. v. Dits. will ich die Königliche Regierung ermächtigen, 
die Lohnjäge der Darrmeifter in den Nadelholz- Samen« Darren des dortigen 
Bezirks nad) Ihrem pflihtmäßigen Ermeffen, den obwaltenden Berhältniffen ent- 
iprechend, felbftfländig zu reguliren. Die Lohnſätze find auch ferner, wie Dies 
bisher gefchehen, pro Kilogramm abgeflligelten und gereinigten Samens feftzu- 
fegen und derart äbzuftufen, daß fie für den auf derjelben Darre, in einem 
Wirthichaftsjahre, iiber 500 Kilogramm gewonnenen Samen um 5 bis 10 Marl: 
pfennige pro Kilogramm geringer, als flir die erften 500 Kilogramm normirt 
werben. Ob für den fiber 1000 Kilogramm in einem Wirthſchaftsjahre abge- 
lieferten Samen noch eine weitere, ähnliche Ermäßigung des Lohufates eintreten 
kann, bleibt der Beurtheilung der Königlichen Regierung überlajjen. 

Ich ſetze voraus, daß die Königliche Negierung bei den besfallfigen Feſt⸗ 
fegungen alle einſchlagenden Berhältniffe gebührend berüdfichtigen wird, nament- 
lich alfo auch den Werth der den Darrmeiftern einzelner Darren gewährten freien 
Wohnung und die Nebeneinahmen, welche ihnen aus dei Nutung ber zum Darr- 
betriebe nicht erforderlichen ausgellengten Zapfen, fowie der Ajche etwa erwachſen, 
nicht außer Acht läßt. 

Binnen 8 Wochen wolle die Königliche Regierung unter Benutzung bes an⸗ 
liegenden Formulars anzeigen, wie demnach vom Wirtbichaftsiahre 1875 ab die 
Lohnſätze der Darrınmeifter auf den einzelnen Darren des dortigen Bezirkes regulirt 
find. Zulünftig ift jede etwa eingetretene Veränderung dieſer Lohnſätze in der 
Spalte „Bemerkungen“ der alljährlih nah Maßgabe der Verfügungen vom 
8. Juli 1864 (TIb 10,548/68) *) und vom 21. Auguft 1873 **) einzureichenden 
„Nachmeifung Über die Reſultate des Darrbetriebes im abgelaufenen Wirth- 
Ihaftsiahre” zu vermerken. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: Hagen. 
Nachweiſung 
der Lohnſätze für die Darrmeifter der Nadelholz⸗Samen⸗Darren 
im Regierungs-Begirle .... 2.22.20. 
für die Zeit vom Wirthfchaftsjahre 1875 incl. ab. 

Die Rubrilen der Nachweiſung find folgende: 

I. Orbnungs-Nummer. 

DO. Namen der Darre. 
II. Die Darre gehört zur Oberförfteret. 
IV. In den Jahren 1865/74 find durchſchnittlich jährlich an abgeflügelten 

Samen gewonnen: (Kilogramm). 


*) ©. Jahrg. XVL des Gorft- und Jagdkalenders ©. 64, Urt. 24. 
**) ©, Jahrb. Bd. VL, Art. 80, Geite 146. 
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V. Dem Darrmeifter wird freie Wohnung gewährt. 
VL Der Lohnſatz des Darrmeifters beträgt 
VIL Bemerkungen über die Eonftruction der Darre, den Werth der Afche- und 
Kiengzapfen-Nutung des Darrmeifters und die wefentlichften Beftimmungen 
des mit dem Darrmeifter abgefchlofferien Eontractes sc. 


Forſtſchutz⸗ und Forſtſtrafweſen. 
48. 


Vereidigung Königlicher Forſtſchutzbeamten. 


GeralareBerfügung des Yuftiz-Winifters an ſammtliche Gerichts⸗Behörden im Geltungs⸗ 
Sereiche des Holzdiebſtahlsgeſezes vom 2. Juni 1862. 
Berlin, den 4, April 1874 

Nach einer Mittheilung des Herrn Yyinanz-Minifters entftehen der Königlichen 
zerſwerwaltung nicht mubeträchtliche Ausgaben an Neifeloften und Diäten fir 
Ferſtichntzbeautte dadurch, daß bie Gerichtsbehörden vielfach den Anträgen ber 
Königlichen Regierungen entgegen ſolche Beamte, um biejelben in Gemäßheit des 
83 des Holzdiebſtahlsgeſetzes vom 2. Juni 1852 *) ein- für allemal auf den 
yerkichut zu vereiden, zu befonderen Terminen’ vorladen, anftatt diefe Bereidung 
gelegentlich Der Forſtgerichtstage vorzunehmen, zu welchen die betreffenden Beamten 
shaefin zu erfcheinen haben. 

Allerdings fol die Vereibung der Forſtſchutzbeamten nach dem bezeichneten 
53 nur vor dem Gericht, bei welchem biejelben in der Eigenichaft als Forſt⸗ 
dusbeamte ihre Berrichtungen auszuüben haben, oder falls das Revier derjelben 
in mehrere Gerichtsbezirke fällt, bei dem Gericht ihres Wohnorts erfolgen, 
wıb es laßt fich danach nicht behanpten, daß die Eidesabnahme zu den Functionen 
des Forſtrichters als ſolchen gehöre und deßhalb auf dem TForfigerichtstage 
wibR zu bewirken fei. Indeß wird es boch in der Regel keinen Anftand finden 
Emmen, den fraglichen Anträgen der Königlichen Regierungen auf Verbindung 
kr Termine zur Bereibung von Forftihugbeamten mit den Forſtgerichtsterminen 
Isttzungeben, fei es, daß dem als Forſtrichter fungirenden oder einem andern 
tichterlichen Beamten die Ausführung der Bereidung übertragen iſt. Jusbefondere 
wird auch der Forſtrichter meift in der Lage fein, den wenig zeitraubenden At 
euer Bereibung vor Beginn der Yorfigerichtstagsgeichäfte an demſelben Tage 
mit diefen zu erledigen. 

Demgemäß werden, um die bei dem bisherigen Berfahren dem Yorfifiäfus 
ewachſenden Ausgaben an Diäten und Neifeloften zu vermeiden, dem Wunfdhe 
des Herrn Finanz⸗Miniſters und einer Anregung der Königlichen Ober-Rechuungs- 


‚ kammer entprechend, die Gerichtsbehörden hierdurch angewiefen, die Bereibung 
‚ ben xorſtſchutzbeamten auf das Holzdiebſtahlsgeſetz, fofern nicht erhebliche Gründe 


m zelnen alle dies unthunfich erfcheinen Iaffen, nur bei Gelegenheit ber 
For erichtstage vorzunehmen. 
Der Juſtiz⸗Miniſter. 
— — Leonhardt. 
©. Iahrg. IN. des Forſt- nnd Jagdkalenders ©. 39, Art. 11. 
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49. 
Vereidigung Königlicher Forſtſchutzbeamten. 
Circular⸗Verfũgung bes Finanz⸗ Miniſters an fümmtlihe Königl. Regierungen (excl. Sig⸗ 
maringen) und an bie Konigl. Finanz⸗Direction zu Hannover, 

Berlin, den 27. Mai 1874, 

Der Umftand, daß es vielfach von Seiten der Gerichtsbehörden abgelehnt 
worden ift, die im $ 33 des Geſetzes vom 2. Juni 1852 vorgefchriebene Ber- 
eidigung der Forſtſchutzbeamten gelegentlich der Forſtgerichtstage, den Desfallfigen 
Anträgen der Forfiverwaltung entfpredhend, vorzunehmen, daß vielmehr bie 
Gerichte die zu vereidigenden Beamten zu befonderen, allein zur Bereibigung 
angefegten Terminen vorgeladen haben, hat mich mit Nüdficht auf Die ans 
diefem Berfahren ſich ergebende im Ganzen beträchtliche Belaſtung der Forſt⸗ 
verwaltungs⸗Fonds mit leicht zu vermeidenden Ausgaben an Diäten und Reife- 
toften veranlaßt, wegen Abftellung beffelben mit dem Herrn Juſtiz ⸗Miniſter in 
Berbindung zu treten. Letterer hat hierauf an ſämmtliche Gerichtsbehörden im 
Geltungsbereiche des Geſetzes vom 2. Juni 1852 die durch das Fuftiz-Minifterial- 
Blatt, Jahrgang 1874, pag. 108 publicirte allgemeine Verfügung vom 14. April 
d. J. ) erlaffen, auf welche die Königlihe Regierung hiermit befonders auf. 
merkſam gemacht wird, 

Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: Hagen. 


Statiſtik. 
50. 
Bericht über die Forſtverwaltug in Elſaß⸗Lothringen für das Jahr 1873. 
(Annalen des deutſchen Reichs, 1874, ©. 805 ff.) 


A. Geſetzliche und reglementarifhe Beſtimmungen. Die Organi- 
fation der Forftbehörden nnd die Dualificationsbedingungen fir die verſchiedenen 
Zweige des Forfidienftes find durch eine Reihe von Verordnungen und In—⸗ 
fiructionen näher geregelt worden. 

B. Generelle Wirtfhaftspläne. Die vorhandenen Betriebseimrichtungs- 
werle genügen vielfach nicht den Anforderungen. Insbeſondere Hat ſich bei ber 
ftattgehabten genauen Prüfung dieſer Werke ergeben, daß die ermittelten Ab⸗ 
nutungsfäße den Beſtands⸗ und Wirhfchaftsverhältniffen nicht entfprechen. 

Diefe Abnutzungsſätze find vielfach zu hoch, theilweife aber auch zu niedrig 
gegriffen. Für andere Waldungen fehlen die Forſteinrichtungswerke gänzlich. 

Um die Hieraus für eine nachhaltige Wirthichaftsflihrung ſich ergebenden 
Uebelftände fobald und ſoweit als möglich zu befeitigen und um dem Wirtbfchafter 
einen beflimmten und feiten Anhalt an die Hand zu geben, wurden bereits im 
Jahre 1872 für alle Staatswaldbungen neue Abnugungsjäge ermittelt und “u 
Natural-Etats pro 1873/75 zum Grunde gelegt. 

Außerdem ift mit der Aufftellung neuer fpecieller Betriebseinrihtungs-“ 'e 
borgegangen worden. 








*) ©, Artilel 48, Seite 89. 
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Für die beiden ausgedehnten Oberförftereien Hagenau⸗Oſt und Hagenan- 
Beh find die desfallfigen Arbeiten Ende 1873 zum Abfchluffe gelangt. Für die 
Oberförtereien Weißenburg, Schirmeck, Saales und mehrere größere Gemeinde⸗ 
waſdungen find fie in Angriff genommen; über andere biesfällige Projecte 
ſchweben die Berhandlungen. 

Außerdem find auch für. die Gemeinde⸗ und Inſtitutenwaldungen im Jahre 
1873 in gleicher Weife, wie für die Staatswalbungen neue Abnutungsfäte fuper- 
ficiell ermittelt und liegen diefelben größtentheils zur Feftftellung vor. Bur Ein- 
richtung einer Forſtplankammer find die Mittel für 1874 disponibel geftellt. — 

0. Forfilihes Berfuhswefen. Dem für die Fortentwidelung der Yorfl- 
wienichaft wichtigen forftlichen Verſuchsweſen ift volle Aufmerkfamfeit gewidmet 
unden. Die Torfiverwaltung bat fih den forſtlichen Berfuchseinrichtungen 
Dentſchlands und fpeciell dem Preußiſchen Syſteme angeichloffen. Auf Grund 
einer vereinbarten bejonberen Geichäftsorduung find daher in Gemeinſchaft mit 
der Breußifchen Hanptftation zu Neuſtadt⸗Eberswalde bie in ‘der nächſten Zeit 
verzunehmenden Verſuche und Unterfuchungen feftgeftellt und if gleichzeitig ein 
Archeitsplan Hierfür entiworfen worden. 

Die Unterfuchungen follen fich auf die verfchiedenen Boden- und Gebirgs- 
arten zumächft erfireden: 

a) über Maß, Wirkung und Ertrag der Durdforftungen, 

b) über den jährlichen Waldſtreuanfall, jowie tiber den Einfluß der Streu⸗ 

ausung auf den Wuchs der Holzbeflände und die Bobenbeichaffenbeit. 

Zur Errichtung von metenrologifhen Stationen find die Reviere Hagenau- 
DR in der Ebene, Bitſch⸗Nord in den nuteren Bogejen und Kayfersberg in den 
oberen Bogefen beftimmt worden. — 

D. Natural» und Geldertrag. Ueber die Natıral- und Gelderträge der 
Steatsforfien in dem Wirthichaftsjahre 3873 laſſen ſich rechnungsmäßige Zahlen 
ar nah dem Finalabſchlufſe geben. — Aus dem vorliegenden Material ergiebt 
fh jedoch, da das zuläffige Abnutzungsſoll pro 1873 nicht überfchritten worden ift. 

Anlangend bie Gelbeinnahme und Ausgabe, jo fteht folgender Abſchluß gegen 
den Etat pro 1873 zu rare: 


Fres. Fres. 
FR-Einnahme 8, 95% 600 Iſt⸗Ausgabe 3,494,940 Ueberſchuß 4,760,660 
Etat 6,368,000 Etat 3,276,000 . Etat 3,082,000 


Gegenden Etatnehr 1,897,600 „Ausgabe 213,940 Ueberſchuß 1,678,660 
Unter der Iſt⸗Ausgabe befinden fich jedoch. 125,000 fitr ertraord.Wegebauten 
pro 1873 
und? 81,000 von ber Neftausgabe. 
Summe 156,000 
nad deren Abzug von der Mehrausgabe ad 218,940 
an Mehrausgabe 62,90 
verbleiben, welche auf höhere Ausgaben für das Enregiftrement, für Holzer- 
werbungstoften und geſetzlich zu leiftende Beiträge fallen. — 
eſes günftige Ergebniß ift hauptſächlich die Folge der feitens der Deutfchen 
d verwaltung eingeflihrten Ausnubungs- und Verkaufsart, wonach die Schläge 
a  ?often ber Berwaltung gehauen und hiernach das fagonnirte Holz in größeren 
2 
v 








eineren Loofen, je nachdem die örtlichen Berhältniffe es verlangen, öffentlich 
‘t wird. 
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Es ift damit dem Publicum Gelegenheit geboten, feinen Holzbebarf jeder 
Gattung im Walde felöft auszufuhen und anzufteigern, binfihtlih der Nach⸗ 
haltigteit der Waldausnugung aber die Gewißheit geboten, baß nicht mehr Holz 
zum Einfchlage gelangt, als nach den generellen Betrieböplänen reſp. der Material⸗ 
Controle geſchlag en werden ſoll. 

Nach den bisherigen Exrgebniffen iſt Die Einnahme eine fteigenbe. 

E. Rindenutzung. Der Eichen-Nieberwald Hat nur eine geringe Aus 
breitung, was in den Berbältniffen des Landes feine Begründung fürbet. 

Die Waldungen der Ebene fioden zum größten Theile auf leichten Sande 
boden oder naffen Niederungsboden, der zum Eichenſchälwaldbetrieb nicht ge- 
eignet ift. — Die höheren Gebirgslagen find der klimatiſchen Verhältnifie wegen 
für den Eichenſchälwald nicht geeiguet und die Borberge, welche einen vortreff« 
lien Standort flir Lohheden bilden, find fat ausfchließlih dem Weinban ein- 
geräumt. 

Die wenigen vorhandenen Lohhecken find dem Weinbau mehr bienfibar, als 
dem Gerbereibetriebe: Zur Erziehung. von Weinpfählen werden nämlich bie 
meiften Lohheden in 30—35jährigem Umtriebe bewirthfchaftet, wobei gute Rinde 
nicht gewonnen werden fann. 

Es wird dahin geftrebt, den Umtrieb auf einen 15- bis 20jährigen herab⸗ 
zuſetzen und dur An- und Einpflanzımg von zahmen Kaflanien und Acazien 
dem Bedarfe an Weinpfählen zu genügen. — Außerdem aber wird darauf Bedacht 
genommen, Kleine ifolirt gelegene Walbpargellen und ſonſtige Walbflächen, die zur 
Hochwald⸗Wirthſchaft weniger geeignet find, in Schälwalb umzuwandeln, auch 
den Schälwald da wieder einzurichten, wo er verlaffen wurde, um in ungerigneter 
Weiſe Hochwald zu erziehen. 

Es fteht fomit zu erwarten, das dem fo wichtigen Gerbereibetriebe mit der 
Zeit viel größere Rindemaſſen werben geliefert werden, als dies bisher der Fall 
war, wenn auch nicht erhofft werden darf, daß ber ganze Rinbenbebarf aus der 
Production des Landes gededt werben wird. 

F. Sorfteulturmefen. Das Forſtculturweſen bat weſentliche Berän- 
derungen erfahren. 

Unter der früheren Verwaltung wurde daffelbe nicht als ein befonderer Zweig 
des Forſtwirtſchafts⸗Betriebes behandelt, fondern ſtand mit dem Holzverkaufe oder 
mit dem Holzhauer-Betriebe in innigfter Verbindung, derart, daß den Holzfäufern 
reſp. ben linternehmern der Holzfällungs-Arbeiten die Ausführung der Eultur- 
arbeiten al3 Laft auferlegt wurde. 

Abgeſehen davon, dag dieſes Verfahren im Rechnungsweſen die Mare Ueber- 
fiht über Einnahme und Ausgabe verhinderte, hatte es den großen Nachtheil 
im Gefolge, daß die Eulturarbeiten von Leuten ansgeflihrt wurden, denen die 
nöthigen technifchen Kenntniſſe abgingen. 

Es find deshalb bejonders die Pflanzenculturen häufig mißrathen und nur 
die leichteren Saatculturen haben bier und da gute Reſultate geliefert. 

Das Culturweſen ift feitens der Dentfchen Verwaltung von vorn bereim, 
fowohl in Staatswaldungen, al® auch in den Waldungen der Gemeinden und 
Öffentlichen Anftalten, beſonders forgfältig behandelt worden. Es werben jährlich 
Sulturpläne aufgeftellt und Die Ausführung derjelben liegt ben Oberförfteru und 
den Forſtſchutzbeamten ob. Für die Gemeinde und Anflaltswalbungen iſt bie 
Anordnung getroffen, daß die Pläne vor ihrer Feſtſtellung den Gemeinde- umb 


Er 
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Unſialts·Vorſtehern zur Kenutnißnahme und gutachtlichen Aenßerung zugeſtellt 
werden. 


Im Allgenteinen iſt im Culturweſen früher zu wenig geſchehen und iſt der 
Dextihen Verwaltung in der Nachbefſſerung älterer Culturen und natürlicher 
Schounngen, wie in der Aufforfiung jehr beträchtlicher Blößen eine große Auf- 
gabe zugefallen, deren Löſung fie ſich angelegen fein Täßt. 

G. Faſchinenholzzucht. Insbeſondere verdient auch erwähnt zu werden, 
daß bezüglich der ſehr culturbebiirftigen Walbungen, welche au den Ufern des 
Reine liegen und gemäß Art. 162—168 des Forfigefeßbuches dem Fafchinen- 
Siebe unterliegen, eine ausgedehnte Anzucht von Weiden, zur beſſern Nutzbar⸗ 
mehung der Walbungen und reichlicheren Verſorgung der für das Land liberaus 
wichtigen Waflerbauten mit Fafchinenbölzern, in Angriff genommen worden ifl. 

H Zorfiwegebau. Der orfimegebau if von der Franzöſiſchen Forſt⸗ 
verwaltung mit guiem Berfländniffe und vielem Fleiße betrieben worden. Es 
wird im Anfchluffe an die vorhandenen Wegeanlagen weiter gearbeitet und werben 
dabei die vortrefflihen Studien und Erfahrungen, welche in letzter Zeit, namentlich 
m Deutichland, über den Waldwegebau gemacht worden find, benutzt. 

Im Fahre 1873 wurden außerordentliche Mittel filr den Walbwegebau bereit 
get und Tomte deshalb in biefem Jahre zu umfaflenden Neubauten ge- 
fhritten werden. 

Ju den 3 Jahren 1871—73 find nen gebaut: 

a) in den Staatswalbungen ca. 100 Kilometer, 

b) in deu Gemeindewalbungen ca. 70 Kilometer. — 

L Jagd. Durch zwedmäßige Einrichtungen wurde es möglich, den Schaden, 
dien bisher das in großer Zahl vorhandene Schwarzwild, fowie andere ſchädliche 
Thiere angerichtet haben, zu beichränten. — In den Staatöwalbungen wurden 
au vielen Stellen Saufänge eingerichtet, die ſich als jehr wirffam erwiefen haben. 

Nach den vorkiegenden Berichten find im Laufe des Jahres 1878 theils ge⸗ 
khoflen, theil® gefangen worden: 

791 Saum, 16 Wölfe und Wildkatzen. 


Jagd. 
51. 
Ausſchluß der Teiche aus dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirk betreffend. 
Beſcheid an den Mühlenbeſitzer Herrn N. zu N. 

Ihre Beſchwerde vom 15. November cr., betreffend die Gemeindejagd von N., 
kam, wie Ihnen hierdurch eröffnet wird, für begründet nicht erachtet werben. 

Rad) $ 2 lit. c. des Jagbpolizei⸗Geſetzes vom 7. März 1850 *) find nicht alle 
Teiche, ſondern nur die zur Fiſcherei eingerichteten Teiche als ſelbſtſtäudige Jagd⸗ 
seviere anzuſehen. Ob aber ein Teich zur Fiſcherei eingerichtet ift, iſt Außerlidy- 
-— ertennbar; der Befiter muß daher, wenn er von dem Rechte der Selbft- 

ung Gebrauch machen will, den Ausichluß des Teichs ans dem gemein- 

lichen Jagdbezirke bei der Gemeindebehörde zeitig vor der Verpachtung der 

» zur Anzeige bringen, wie Ihnen dies bereits in der Verfiigung des Land⸗ 





*) 6. Jahrg. I. des Forſt⸗ ımb Sagblalenders ©. 56, Art. 13. 





— 94 — 


raths vom 9. September 1868 eröffnet worden iſt. Sie haben es ſich demnach 
lediglich ſelbſt beigumeffen, wenn Sie diefe Anzeige beim Ablaufe der Pacht im 
vorigen Fruhjahre verabfäumt haben und in Yolge deffen die Jagd auf Fhrem 
Teiche wiederum mit verpachtet worden ifl. Hierbei faun auch der Einwand, 
daß Sie bei der Berpadhtung nicht zugezogen und deßhalb nicht in der Lage 
geweſen jeien, Ihre Anfpriche geltend zu machen, nicht in Betracht kommen, da 
es Ihnen freigeftanden hätte, den Ausſchluß des Teichs zu jeder Zeit vor Ablauf 
der Pacht bei der Ortsbehörde fchriftlich anzumelden. 

Berlin, den 27. Januar 1873. 

Der Minifter für die Ianpwirtäfchaftlichen Angelegenheiten. 

J. A.: Sreiff. 
Der Minifter des Innern. 
J. A.: v. Klützow. 


52. 
Auslegung des Begriffes eines iſolirten Hofes nah 8 5 des Jagd⸗ 
polizeigefeges vom 7. März 1850. 
Kircular-Berfügung bes Minifters bes Innern und bes Minifteriums für bie landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten an ben Königl. Landrath Herm N. zu N. 


Auf den Bericht vom 24. Yebruar cr. wirb Em. zc. erwibdert, daß die König- 
fihe Regierung zu N. den 8 5 des Jagdpolizeigefege vom 7. März 1850*) in 
ihrer Verfiigung vom 6. Februar cr. nad) diesfeitiger Auffaffung richtig ausgelegt 
und angewandt bat. 

Das Yagbpolizeigefeg nimmt im 8 5 auf die Jagbbezirksbildung feine 
Rückficht. Es beſtimmt nur, daß jeder Beſitzer eines tfolirt belegenen Gehöfts 
befugt fein foll, fi) mit den Grundſtücken, welche zufammenhängend den Hof ganz 
oder theilweife umgeben, von dem gemeinjchaftlichen Jagdbezirke auszufchließen. 
Benn bier ausdrüdlich hinzugefügt ift, daß diefe Befugniß fih nur auf ſolche 
Grundftiide bezieht, welche nicht mit fremden Grundſtücken im Gemenge liegen, 
fo fann darin, wie die Satverbindimg deutlich ergiebt, nur eine nähere Erläu- 
terung des Ausdrucks „zufammenhängend” gefunden werden. Keineswegs aber 
läßt fi daraus folgern, daß der Ausſchluß der unter fih und mit dem Gehöfte 
im Zuſammenhange liegenden Grundftide dann nicht zuläffig fein folle, wen 
fe mitten im Gemeindebezirke oder fo belegen find, daß der Zuſammenhang der 
Übrigen zum gemeinſchaftlichen Jagdbezirke gehörigen Ländereien dadurch geftört 
wird. Für eine fo einjchränfende Auslegung giebt der Wortlaut bes Geſetzes 
feinen Anhalt zc. zc. 

Bon diefen Gefthtpunkten aus und mit Rückſicht auf den vorgelegten Sitn- 
ationsplan Tann dem in Rede ftehenden Gehöfte „Sandkrug“ die Eigenjchaft eines 
ifolirt belegenen Gehöfts ebenſowenig abgeiprochen werden, wie dem benachbarten 
Etabliffement N. 

Berlin, den 27. April 1874. 

Minifterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

J. A.: Schellwitz. 
Der Miniſter des Innern. 
J. A.: von Klützow. 
*), ©. Jahrg. I. des Forſt- und Zagdkalenders ©. 56, Art. 13. 
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58. 
Feftftellung einer neuen Wildpretstare vom Jahre 1875 ab. 


Grcular-Berfügung des Finanz Minifters an fämmtlihe Königl. Regierungen (excl. Gigs 
maringen) unb bie Königl. Finanz⸗Direction zu Hannover. 
" Berlin, den 8, September 1874. 

Um die Wildpretstagen mit den gegenwärtigen Preifen bes Wildes gehörig 
in Uebereinflimmung zu bringen und eine gleichmäßige Regulirung der Taren, 
anmentlich auch beztigli der Schußgelder und Adminiftrationsloften, herbeizu- 
führen, erachte ich es für angemeflen, vom Jahre 1875 ab tr fänmtliche 
Regterungsbezirte neue Wilbpretstaren feftzuftellen. 

Die Königlihe Regierung veranlafle ich daher, die Vorfchläge Hierzu bis 
piteſtens 15. Dctober d. 3. Hierher einzureichen. Es iſt dabei das Formular und 
de Eintheilung des umſtehenden Beiſpiels anzumenden. 

Die in letzterem nicht erwähnten, aber im dortigem Bezirke vorlommenden 
Bißderten, wie 3. B. fir Oftprengen das Elchwild, find felbfirebend in die Tar- 
dorſchläge aufzunehmen. Weberhaupt find für alle vorfonmenden Wildarten Zar- 
ſthe auszubringen, um für Aufftellung von Ertragsanfhlägen zu Jagdverpach⸗ 
tungen zc. die nöthige Grundlage zu haben. 

Wo die Berhältniffe noch von der Art find, daß für einen Regierungsbezirk 
weientliche Preispifferenzen fiir die verichiedenen Oberförftereien ftattfinden und 
deshalb Preisbezirke zu bilden find, ift deren Zahl thunlichſt zu beſchränken. 
Der durchſchnittliche Lokalpreis ift fo anzufegen, daß er den gegenwärtigen Wild⸗ 
peeifen beim Berlaufe an Wildhändler gleichlommt. 

Die Schußgelder und Abminiftrationskoften find durchweg mit den umſtehend 
derzeichneten Beträgen in Anſatz zu bringen, fo weit nicht befondere Berbältniffe 
Eine event. näher zu motivirende Abweichung erheifchen. 

Um die im Intereſſe der Landwirthſchaft nothwendige Bertilgung des Schwarz- 
wildes in freier Wildbahn thunlichſt zu fürdern, find für die nicht zu den einge- 
friedigten Jagdgeheegen gehörenden Jagdreviere die Taren fir Schwarzwilb fo 
za beſtimmen, daß zur Forſtkaſſe nur der umftehend in der Ietsten Rublik ver- 
zeichnete geringe Betrag zu zahlen ift, die Differenz gegen den durchfchnittlichen 
tolalpreis aber mit obngefähr rund 0,6 als Schußgeld und 0,4 als Adminiftra- 
tionsfofen in Anfat gebracht wird. 

Für die eingefriedigten Geheege find aber die Zaren fir Schwarzwild ben 
Berhältuiffen entiprechend befonders zu befiimmen. 

Die Vorſchläge find in duplo einzureihen. In einem Eremplar find die 
gegeu die bisherige Tare eintretenden Veränderungen dur alle Rubriken mit 
+ oder — in rother Schrift unter der Linie erfichtlich zu machen. 

Der Yinanz-Diintfter. 
J. A.: Hagen. 
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Durd- 

ſchnitt⸗ 

licher 

Lokal⸗ 

Preis 

A 

I. Rothwild. 
Capital⸗Hirſch 60 
Jagdbarer Hirſh.... 50 
Geringer Hirſch... 42 
Babler-Alttbir -. . - 2... 36 
Spiefr . 32 
Schmalthier . . 2 2.0. 26 
Kalb, bis Neujahr . . 2... 20 
I. Dammild, 
Starter Schaufler . . 2... 83 
Halbihaufler.. . . » 26 
Geringer Hitth . . » 2 2... 223 
Spieger-Altthir. . » 18 
Schmalthir -. -. 200. 15 
Kalb, bis Neujahr -. . » 12 
II. Rehwild. 

Nebbod. Alte Hide . . 18 
Spiegbod. Schmale. . . .» - 12 


Rehkalb, bis Neujahr. . ». » 16 
IV. Shwarzmild, „ 

Haupt» oder angehend Schwein 42 

Drei- ober zweijähriges Schwein . I 30 

Ueberläufer 

Aelterer Friſchling, wicht mehr gefledt | 9 

Junger Friſchling, noch gefledt .I 4 


Auerwid . 
Birfwild 
Hafelwild 2 
Faſan ... 
Rebhuhn . . 
ZTrappe . 
Brachvogel 
Waldſchnepfe 
Wilder Schwan. x 2... 
Wilde Gans . . 

Wilde Ente . . 
Krid-Ente. . . . 
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Berſuchsweſen. 
64. 


Berein deutſcher forſtlicher Verſuchs⸗Anſtalten. 

Arbeits - Blan fir die Aufſtellung von Holzertrags⸗ Tafeln. 

L Zweck, Umfang und Inbalt. 

$ L Die Ertragstafeln bezwecken eine Darftelung ber Holzerträge an Haupt- 
m Beruugungen in normalen Beſtänden für die Berfchiebenheiten der Betriebs- 
uten, Holzarten, Standorte und des Alters. 

Sie find, indem fie fir gegebene Standorte die Holzerträge nachweiſen, in 
afer Linie Ertragstafeln, dienen aber au, indem fie von gegebenen Erträgen 
af den Standort (die Ertragstlaffe) fließen lafien, als Bonitirungstafeln fir 
serie Wachſthumsgebiete 

2 Es ſind befonbere Ertragstafeln herzuftellen 

a) für den Hochwald, und zwar: 

für Buchen, Fichten, Kiefern, Tannen und wo möglid aud für 
Eichen, in reinen ober doch annähernd reinen (bis O,1 der Bei- 
mifgung) Beftänden ; 

b) für den Niederwald: 

für Eichen, Erlen, Weiden in reinen oder annähernd reinen (bis 
0,1 der Beimifhung) Beftänden. 

c) innerhalb jeder Holzart uud Betriebsart für beſondere Wuchsgebiete, 
wenn fih die in den Ertragsfurven hervortretenden Verſchiedenheiten 
nicht im Standortsflaffen (Ertragsklafſen) allein erfaffen laflen; 

d) für Haupterträge und Borerträge, jedoch) mit gemeinſamer Grundlage 
der Haupt- und Borertragstafeln in Bezug auf die Bildung der 
Wachsthumsgebiete und Ertragsklaflen. 

Diefe Ertragstafeln ſollen fi beziehen auf die in den Hauptwaldgebieten 
Dentſchlands vertretenen Gebirgs- reip. Bobenarten, auf welchen bie genannten 
Sefzarten in reinen ober doch annähernd reinen Beftänben in größerer Aus- 
dehnnng vorkommen. Ingleichen follen fie die Berfchiedenheiten der Himatischen 
berhältnifſe nach geographiſcher Lage, Höhenlage, Himmelslage, Bodenneigung zc. 
efaflen. 

—* dieſen Tafeln werden abgeleitet (fiir allgemeine, beſonders ſtatiſtiſche 

): 

e) eine allgemeine vergleichende Ertragstafel für ganz Deutjchland, 
welche den Haubarkeitsdurchſchnittszuwachs der Hauptholgarten flir 
ein conftantes Beftandsalter zu Grunde legt und hiernach die Stand- 
orte claffiftcirt; 

S) Tafeln, welche den 10 jährigen periodifchen Durchſchnittszuwachs flir 
alle Altersfiufen, anf welche die Erhebung ſich erftredt hat, darftellen. 

. Jede Ertragstafel enthält auf dem Titelblatt eine Standortscharak⸗ 
ſerij ner Wuchsgebiete, und Ertragsflaffen, auf welche fie ſich bezieht. 
Die Hauptertragstafeln follen darftellen: 

a) im Bertical-Eingange die Altersftufen, beginnend mit dem 10jährigen 

Alter der Beftände und gegliedert nach Jahrfünften. en Ausnahme 
‘ .d. Br. Korfl» u. Jagd⸗Geſetzg. VII. 
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macht der Weiden⸗Niederwald, welcher die einjährige (Korbweiden) 
und die zwei⸗ und dreijährige (Bandftöde) Nutzung darſtellt; 
b) im Horizontal⸗Eingange: 
Die Ertragsklaſſen; 
c) im Ergebniſſe fiir den Hauptbeſtand, und zwar ſoweit thunlich nach 
Grenzwerthen und nad) Mittelwerthen: 
a) die Stammzahl, 
b) die Stammgrunbfläce bei 1,3 Meter Meßhöhe, 
c) die mittlere Beftandshöhe, 
d) den Höhendurchſchnittszuwachs, 
e) die gefammte oberirdifche Holzmaffe im Sinne von $ 12 d,, 
f) den Geſammtdurchſchnittszuwachs, 
g) den periodifchen Durchſchnitszuwachs, 
h) das Zumadhsprocent, bezogen auf das erfle Jahr der Wuchs⸗ 
periode und auf die bei deſſen Beginn vorhandene Holzmaffe, 
i) die Beftandsformzahl, d. i. der Quotient aus der gefammten 
oberirdiihen Holzmaſſe als Zähler und dem Producte von Ge⸗ 
fammtftammgrunbflädhe und mittlerer Beftandshöhe als Nenner, 
k) den Rormalvorratb, 
I) das Nubungsprocent d. 1. der Ouotient ans der oberirdifchen 
Holzınaffe und dem Normalvorrath, multiplicirt mit 100. 

Als Hauptbeftand ift derjenige Beſtandstheil anzujehen, welcher nad) Aus⸗ 
führung einer „holzartengemäßen“ Durchforftung verbleibt. 

g 5, Die Borertragstafeln find in den beiden Eingängen den Hauptertrags- 
tafeln gleichförmig. 

Im Ergebniffe follen fie enthalten für die holzartengemäße Durchforſtung: 
Die gefammte oberirdifhe Holzmaffe ohne Sortimentsdetail nach 
Feſtmetern. 

Ob die Vorertragstafeln mit den Hauptertragstafeln gleichzeitig aufgeſtellt 
bezw. vereinigt werden können, was im Allgemeinen für wünſchenswerth zu er⸗ 
achten iſt, läßt ſich erſt dann beſtimmen, wenn die Erhebungselemente vorliegen, 
weil erſt dann überſehen werden kann, ob ein ausreichendes Material von ge- 
nügender Brauchbarkeit für die erfteren gemonnen ift. 

II. Erhebungs-Verfahren. 

8 6. Auswahl, Größe und Begrenzung der Beftände. 

Die Erhebung Hat fid) ausſchließlich auf möglihft normale und gleichartige 
Beſtände zu erftreden. 

Unter normalen Beftänden find ſolche zu verftehen, melde nah Maaßgabe 
der Holzart und des Standorts bei ungeftörter Entwidelung auf großen Flächen 
don mindeftens 1 Heltar als die vollfonmenften anzuerkennen find. 

Gleichartigkeit muß beftehen in Standort, Alter, Schluß und Maſſe. 

Die Größe der zu unterfuchenden Beftände fol mindeftens betragen: 

bei Baumbolz (über 20 Lentimeter bei 1,3 Meter Höhe durchſchnittliche 
Stammftärte) 1 Heltar, 

bei ftarfeın Stangenholze (10 bis 20 Eentimeter bei 1,3 Meter Höhe 
durdhfchnittlihe Stammftärle) 0,7 Hektar, 

bei geringem Stangenholze (bis 10 Gentimeter bei 1,3 Meter Höhe durch⸗ 
ſchnittliche Stammſtärke) 0,25 Hektar, 
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bei Reisholzbeftänden (Weiden⸗-Niederwald ⁊c.) 0,l Hektar. 

Alle zur Ermittelung der Vorerträge beſtimmten Unterſuchungsbeſtände ſtud 
dauerhaft zu begrenzen, was ſich auch im Uebrigen, ſoweit nicht baldiger Abtrieb 
erfolgt, empfiehlt. 

$ 7. Standorts- und Beftandsbeichreibung. 

Bon jedem Unterfuchungsbeftande ift eine genaue Stanborts- und Beſtands⸗ 
beſchreibung nad) Maaßgabe der Anleitung zur Standorts- reſp. Beſtandsbe⸗ 
fhreibung beim forſtlichen Berſuchsweſen unter Benntung des dazu beftinmnten 
| Formulars zu liefern. 
| 88 Um die Bildung der Ertragsreiben für gleiche ober gleichwertbige 
| Standorte zu erleichtern, ift e8 wünſchenswerth: 

a) auf gleidhartigen Standorten die Beftände der verfchiebenen Alters- 
finfen zu unterſuchen, 

b) in jedem Unterfudhungsbeftande dur Stammanalyfe die Stamm- 
ſtärken (bei 1,3 Meter Höhe) in ben frühern Lebensaltern nach vollen 
(mit O endigenden Jahrzehnten) für den Mitteltamm des Hauptbe- 
Randes zu ermitteln. 

Um ferner die Ergebniffe ad b für die Erkennung gleihwerthiger Standorte 
bei der nach a vorzmmehmenden Erhebung in jüngern Beftländen zu benugen, 
empfiehlt es fi, in demſelben Unterfuchungsgebiete mit der Erhebung der ältern 
Beſtände zu beginnen. 

$ 9. Die Erhebung erfiredt fi: 

a) anf die Ausicheidung und Maffenermittelung des im Wege der Durd)- 
forftung zu entnehmenden NRebenbeftandes (Durcdforftungsbeftandes), 

b) auf die Mafjenermittelung des Hauptbeftandes, 

e) auf die Ermittelung ſowohl der fpäter eingehenden Borerträge, als 
des nach jebesmaliger Durdforftung vorhandenen Hauptbeitandes 
anf den bleibenden Verfuchsflächen. 

8 10. Die Ausſcheidung des Durchforfiungsbeftandes erfolgt dur Aus⸗ 
zeichnung nad) den Grundfägen holzartengemäßer Durchforſtung. 

Die Daffenermittelimg deffelben dur Fällung in der 8 12 d beftimmmten 
Höhe wird durch Aufarbeitung nad Sortimenten und Reduction auf Feſtmaaß 
nad) zu vereinbarenden Rebuctionsfactoren bewirkt. Die Ertragsangaben beziehen 
Ah auf die Ergebniffe der Aufarbeitung in Sortimentsmaaßen, auf die ange- 
wandten Reductionsfactoren und auf die Holzmaffe in Feftmetern nad) Sorti- 
menten und im Ganzen. 

8 11. Zur Maffenermittelung be Hauptbeftandes können folgende Methoden 
angewandt werden, nämlich: 

1. Für Baumholzbeſtände: 

a) das Kahlhiebsverfahren mit Aufarbeitung der Holzmaſſe als Regel; 

b) das Probeſtammverfahren ſubſidiär. 

2. Für Stangenholzbeſtände: 

Das Kahlhiebs- oder Probeftamm-Berfahren. 

no die Wirthſchaft Abtrieb von Stangenholzbeftänden mit fi) bringt, ver- 
das Kahlhiebsverfahren auch für diefe den Vorzug. 

3. Für Buſch- oder Reiferholzbeftände: 

Das Kahlhiebsverfahren mit Wägung und probeweiſer Waff ercubirung. 

12. Das Kahlhiebsverfahren für Baum- und Stangenholzbeſtände, 

7* 
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welchem die Ausſcheidung und Aufarbeitung des Nebenbeftandes unmittelbar 
vorausgeht (vergl. 88 9 und 10) zerfällt: 

A, in die Ermittelung der Reductionsfactoren fiir die Umwandlung ber 
Raummaaße in Feſtmaaß. 

B. in die Aufarbeitung nad) Sortimenten, 

C. in die Ermittelung der gefammten Feſtmaſſe unter Anwendung der 
ad A ermittelten Reductionsfactoren. 

ad A. Die Reihenfolge der Arbeiten zur Ermittelung der Reductions⸗ 
factoren ift folgende: | 

a) Durchmeffermeffungen fämmtlicyer Stämme mit der Kluppe bei 1,3 Meter 
Höhe über dem Boden, unter Abrundung auf ganze Gentimeter ber- 
artig, daß 0,5 Tentimeter und dariiber voll gerechnet werden, Bruch⸗ 
tbeile unter O,5 Centimeter dagegen unberückſichtigt bleiben; ferner 
Berechnung ber gefammten Stammzahl (8) und der gefammten Stamım- 
grundfläche (G); 

b) Klaſſenbildung nad) gleichen Stanmmzahlen (in der Regel 5 Klaflen) 
und Berechnung der Stammgrundflächen der einzelnen Klafien; 

c) Durchmefferberehnung der Klaſſenſtämme (in jeder Klaffe mindeſtens 

1 Stamm bei Baumbolz, 

4 Stämme bei ſtarkem Stangenholze, _ 

10 n „ſchwachem Stangenholze); Durcdhmefjermeffung der 

Klaffentämme mit der Kluppe bei 1,3 Meter Meßhöhe in ganze 

Millimetern und Berechnung ihrer Stammgrundfläde (g); 

d) Fällung der auf der Verſuchsfläche auszumwählenden Probeflämme im 
derjenigen Höhe fiber dem Wurzelknoten (Fußpunkte) der Stämme, 
weldye glei) ift % des Stammdurchmeſſers am Wurzelfnoten. 

Hieran fließt ſich die forgfältige Ausſcheidung der Sortimente 
durch Ablängen mit Sonderung von Nutzholzabſchnitten, Brennſcheiten, 
Brennknüppeln und Reifig, die Maflenermittelung eines jeden Derb- 
holzſortiments nach Feſtmetern durch fectionsweife Meffung und cubifche 
Berechnung, die Maffenermittelung des Reiſigs durch Geſammtwägung 
und probemweife Waffercubirung. 

e) Aufarbeitung des Derbholzes unter firenger Sonderung nach ben add 
ansgejchiedenen Sortimenten, endlich 

f) die Berechnung der Rebuctionsfactoren für Scheite, Knüppel und Reiſtg 
als Duotienten aus dem Tseftgehalte und aus dem Naumgehalte ad e. 

ad B. Die Aufarbeitung nad) Sortimenten bezieht fih, wie überall auf 
die gejammte oberirdifche Holzmafle in dem Sinne von oben d. 
Das Fällungsergebniß, auf welches ſich die Berechnung der Feſtmaſſe 
ad C. bezieht, ſchließt die Maffe der zur Ermittelung der Reductiongfactoren 
vorweg gefällten Probeftämme in fi. 
An das Kahlhiebsverfahren anfchliegend, find folgende befonbere linter- 
fuhungen auszuführen: 
a) die Ermittelung bes mittleren Beftandsalters aus dem arithmetiſcher 
Mittel des Alters der Probeftämme; 
b) die Ermittelung der mittleren Beftandshöhe aus dem arithmetifcher 
Mittel der Höhen der Probeſtämme; 
ec) die Ermittelung der Stammftärfen in den früheren Lebensaltern ar 
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dem außerhalb der Verjuchsſläche zu fällenden Mittelftamm (5) 
dur Stammanalyje (vergl. $ 8 b). 
Zur Eintragung der Ergebuiffe des Kahlhiebsverfahrens bient das Tyor- 
mulat A. 
$ 18. Der Gang des Probeſtammverfahrens, welchem bie Ausſcheidung 
md Anfarbeitung des im Wege der Durchforſtung zu entnehmenben Rebenbe- 
Randes vorangeht ($ 10) ergiebt fih aus Folgendem: 

a) Durdimeffermeffung ſümmtlicher Stämme mit der Kluppe bei 1,8 Meter 
Höhe über dem Boden unter Abrundung auf ganze Gentimeter, der 
artig, daß 0,5 Sentimeter und dariiber voll gerechnet werben, Bruch⸗ 
theile unter 0,5 Sentimeter dagegen umberüdfichtigt bleiben; — 

Ferner Berehuung der geſammten Stammzahl (s) und der ge- 
ſammten Stammgrundflädhe (Q). 

b) Maffenbildung nach gleichen Stammzablen (in der Regel 5 Klaffen) 
und Berechnung der Stammgrundflächen der einzelnen Klafſen; 

c) Durchmeſſerberechnung der Klafſenſtämme (in jeder Klaffe mindeftens 

1 Stamm bei Baumbolz, 

4 Stämme bei ſtarkem Stangenholze, 

10 Stämme bei ſchwachem Stangenholze). Durchmeflermefiung der 
Klaffentämme mit Kluppe bei 1,3 Meter Meßhöhe in ganzen Milli- 
metern unb Berechnung ihrer Stanımgrundflädde (g); 

d) Füllung der Probeflämme außerhalb der VBerfuchsfläche in derjenigen 
Höhe über dem Wurzelknoten (Fußpunkt) der Stämme, welche gleich 
iſt !/s des Stammdurchmeſſers am Wurzellnoten. Maffenermittelung 
des Derbholzes (dm) nah Feflmetern durch Meffung in Sectionen 

von 1 5is 2 Meter und durch kubiſche Berechnung; 
Maffenermittelung des Reifigs (rm) durch Geſammtwägung und 
probeweiſe Waſſerkubirung; 

e) Maſſenermittelnng des ganzen Beſtandes an Derbholz aus g:G=dm: x. 

an Reifig g:G=rm:z. 
Hieran jhließen ſich als befondere Unterfuchungen 

a) die Ermittelung des Sortimentprocent-Berhältniffes, bezogen auf Feſt⸗ 
maaß ans der Gefammtaufarbeitung des Probeholzes und aus der 
Reduction der Raummaaße in Feſtmaaß nach zu vereinbarenden Re⸗ 
ductionsfactoren; 

b) die Ermittelung des mittleren Beſtandsalters ans dem arithmetiſchen 
Mittel des Alters der Probeflämme; 

e) die Ermittelung der mittleren Bettandshöhe aus dem arithmetijchen 
Mittel der Höhen der Probeftämme; 

d) die Ermittelung der Stammflärten in den frühern Lebensaltern au 
dem außerhalb der Berfuchsfläche zu fällenden Mittelftamme (-.-) 
dur Stammanalyje (vergl. $ 3 b). 

ae Eintragung ber Ergebniffe des Probeflammperfahrens dient das For⸗ 
:B. 


; 14. Das Kahlhiebsverfahren bei Reifigbeftänden befteht, nach vorheriger 
wtengemäßer Durchforftung ($ 10), wo folde nöthig iſt: 
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a) in der Fällung und Aufarbeitung der Gefammtmafle nad) Sor- 
timenten, 

b) in der Geſammtwägung gefondert nad) Sortimenten, 

c) in der probeweifen Wafferfubirung von Gewichtsquoten eines jeden 
Sortiments und | 

d) in der nad den Ergebniffen ad b und e vorzunehmenden Maffen- 
ermittelung nad) Feſtmetern, 

e) in der Ermittelung des mittleren Beftandsalters. 

Die beziiglichen Eintragungen erfolgen in Yormular C. 

$ 15. Zur Erhebung der Borerträge, welche fi wahrſcheinlich aus längere 
Zeit fortgejegten Durchforſtungen und rejp. Trodnigaushieben ergeben können, 
find die nach dem Probeftamm - Verfahren behandelten Beftände zu benußen. 
Trockenhölzer find jährlich zu beziehen, vegelmäßige Durdforftungen follen ſich 
alle 5 Jahre wiederholen. 

Die Buchung der Erträge erfolgt nad der Anleitung für Durchforſtungs⸗ 
verſuche. 

8 16. Soweit bereits brauchbare Maſſenermittelungen ſtattgefunden haben, 
find dieſelben für die Anfertigung von Haupt- und Vorertragstafeln zu benutzen 
und unter Beachtung derjenigen Form zufammenzuftellen, welche durch den Ar- 
beitsplan für die Anfertigung von Ertragstafeln vorgefchrieben ift. 


II. Arbeitstheilung bei Erhebung der Haupt- und Borerträge. 


8 17. Jede Berfuchsanftalt leitet innerhalb ihres Gebiets die Erhebungen 
nad) Maßgabe des allgemeinen Arbeitsplans und eines von derſelben anzufer- 
tigenden Arbeitövertheilungsplang. Bei Aufftellung des letztern find die Haupt- 
verſchiedenheiten des Standorts nad Hauptwaldgebieten, Himatifchen Zonen und 
Höhenregionen, nad Erpofition und Neigung, fowie nad) Hauptgefteinsarten und 
Bodenbeichaffenheit in Betracht zu ziehen. Die Einzelerhebungen werden nebft 
den dazu gehörigen Standorts- und Beftandsbeichreibungen ($ 7) von den Lau⸗ 
besverjuchsanftalten revidirt und als richtig befcheinigt. 

Die zu einer und derjelben Verſuchsfläche gehörigen Aufnahmen find zu 
einem Hefte zu vereinigen und am Schluffe jeden Jahres der mit der Zufam- 
menftellung der Ergebnifie beauftragten Preußifchen Berfuchs - Anftalt zu tiber“ 
ſenden. 

Um bald zu brauchbaren Reſultaten zu gelangen, ſind die unterſuchungen 
möglichſt nachfolgender Reihenfolge der Holzarten: Kiefer, Fichte, Buche, Erle, 
Eiche, Birke, Tanne, Weide anzuſtellen, jedoch ſo zu vertheilen, daß bei Entſen⸗ 
dung beſonderer Hülfsarbeiter in einem und demſelben Forſtreviere alle dort von 
Hülfsarbeitern vorzunehmenden Erhebungen im Zuſammenhange ausgeführ 
werden. 


IV. Zufammenftellung und Beröffentlidung der Ertragstafeln. 


8 18. Die Verarbeitung der Einzelerhebungen zu Ertragstafeln Tiegt der 
Preußiſchen Verſuchsanſtalt ob. 

Die Verarbeitung erſtreckt ſich auf die Bildung der Wachsthumsgebiete, der 
Ertragsklaſſen und der Ertragsreihen. Wachsthumsgebiete und Ertragsklafſen 
können erſt ausgeſchieden werden, wenn alle Einzelerhebungen fir eine und die— 
ſelbe Holzart vorliegen. 
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Zomular A. 
Ertrags- Tafeln. 
Kahlhiebs⸗Verfahren bei Baum: und Gtangenholzbeftänden.) 
Oberförfterei: 
Baldert: 
Gegen, Diſtritt, Abteilung.) 
Größe der Berjuchsfläche Hect.: 
Die Unterfuchung iſt erfolgt in der Zeit vom 187 bis 187 


A. Nebenbeftand. ($ 10 ber Anleitung.) 
Die Rubriten des Formulars A. find folgende: 
L (Sof. 1) Holzart. 
IL Die Aufarbeitung nach Sortimenten ergab: 
A. Derbnutzholz. 
a) (Col. 2) in Stammabſchnitten (Feſtmeter). 
b) (&ol. 3) in Stangen (desgl.). 
ec) Schiätnugholz 
1. (Col. 4) Kloben (Raummeter). 
2. ( Col. 5) Knuppel (desgl.). 
B. (ol. 6) Rutrinde (Amir. reſp. Gew. Kilogr.). 
C. Derbbrennholz. 
a) (Sol. 7) Kloben (Naummeter). 
b) (Sol. 8) Knuppel (desgl.). 
D. Rugreifig. 
a) (Col. 9) in Stangen (Feſtmeter). 
b) (&ol. 10) Schichtnutzreiſig (Amtr. reſp. Wellenhundert) 
E. (&of 11) Brennreifig (Amtr. rejp. Wellenhundert). 
DE (Col. 12) Bemerkungen. 


B. Nebenbeftand. ($ 12 der Anleitung.) 


1. Beſtandsaufuahme. 
L (Col. 1) Holzart. 
DO. Durchmeſſer der gefammten Stämme in ganzen Centimetern. 
IL Zahl der Stämme. 

Die Refultate der Beftandsaufnahme nad Zahl der gemeffenen Stämme 
aud Durchmeffer derjelben werden Hier in eine mit der hinreichenden Zahl 
von Spalten und Fächern verfehene Kifte eingetragen, und danach die 
fummarifhe Zufannnenftellnng in Rubriken wie folgt angefertigt: | 


2 Ergebniß der Meſſung, Berehnung und Aufarbeitung der Brobe- 
Rämme, fowie Ermittelung der Rebuctionsfactoren. 
L (&ol. 1) Holzart. 
DL Ergebuiß der Mefiung und Berechnung der Probeftänme. 
(Col. 2) Gefammtgrundfläde (Meter). 
B. (Col. 3) Kaffe Nr. 
C. Der Klaſſe. 
a) (Col. 4) Stammzahl (Stüd). 
b) (ol. 5) Grundflädenfumme (Meter). 
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D. Der Klaſſen⸗Probeſtämme: 
a) (Col. 6) Alter (Fahre). 
b) Col. 7) Grundfläche (D Meter). 
c) (Col. 8) Durchmeſſer (Mutr.). 
d) (Col. 9) Länge (Mtr.). 
e) Feſtgehalt. 
1. Derbnutzholz. 
& (Col. 10) in Stammabfchnitten (Feftmtr.). 
b. (Col. 11) in Stangen (desgL.) 
c. Schichtnutzholz. 
a. (Col. 12) Kloben (Feſtmeter). 
B. (Col. 13) Knippel (desgl.). 
2. Nutzrinde. 
a. (Col. 14) Gewicht Kitogr. 
b. (Col. 15) Feſtmeter. 
8. Derbbrennholz. 
2. (Col, 16) Kloben (Feſtmeter). 
b. (of. 17) Knuppel (desgL) 
4 Nutzholzreifig. 
a. in Stangen. 
“. (Col. 18) Gewicht Kilogr. 
P. (Col. 19) Feſtmeter. 
b. Schichtnutzreiſig. 
a. (Col. 20) Gewicht Kilogr. 
B. (Col. 21) Feſimeter. 
5. Brennreifig, 
a. (Col. 22) Gewicht Kilogr. 
b. (Col. 23) Feſtmeter. 
6. Der Brobemellen. 
a. (Col. 24) Gewicht Kilogr. 
b. (Col. 25) Feftmeter. 


DI, Ergebnif der Aufarbeitung der Probeſtäͤmme. 


A, Derbnutzholz. 
a) (Col. 26) in Stammabfchnitten (Feſtmeter). 
b) (Col. 27) in Stangen (desgl.). 
c) Schichtnutzreifig. 
1. (Col. 28) Kloben (Raummeter), 
2. (Col. 29) Knüppel (besgL.). 
B. Nußrinde. 
a) (Col. 30) Gewicht Kilogr. 
b) (Eol. 31) Raummeter. 
C. Derbbrennholz. 
a) (Col, 32) Kloben (Raunmeter), 
b) (Eof. 33) Knüppel (desgl.). 
D. Nutzreifig. 
a) (Col, 34) in Stangen (Feftmeter). 


b) (Col. 35) Schichtnutzreiſig (Raummeter reſp. Wellenhundert). 


E. (&ol. 36) Brennreiſig (desgl.). 
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8. Ergebniß der Aufarbeitung der fümmtliden Stämme 
auf der Berſuchsfläche, fowie Berechnung des Tefigehaltes unter Anwendung 


der ad 23 ermittelten Rebuctionsfactoren. 
Die Rubriten find folgende: 
L (Got. 1) Holzart. 
IL Es if erfolgt an: 
A. Derbnutzholz. 
a) (Sol. 2) in Stammabfchnitten (Feflmeter). 
b) (Col. 3) in Stangen (desgl.). 
c) Shiätmughol;. 
1. Kloben. 
a. (Sol. 4) Raummeter. 
b. ( Col. 5) Feftineter. 
2. Rnitppel. 
a. (Col. 6) Raummeter. 
b. (Sol. 7) Feſtmeter. 
B. Rutrinde. 
a) (Col. 8) Raummeter reip. Gew. Kilogr. 
b) (Col. 9) Feſtmeter. 
C. Derbbrennholz u 
a) Kloben. 
1 (Got. 10) Raummeter. 
2. (Col. 11) Feſtmeter. 
b) Kuüppel. 
1. (ol. 12) Raummeter. 
2. (Col. 13) Feſtmeter. 
D. Rugreifig. 
a) (Col. 14) in Stangen (Feſtmeter). 
b) Schichtnu tzreifig. 
1. (Col. 15) Raummeter reſp. Wellenhundert. 
2. (Col. 16) Feſtmeter. 
E. Brennreifig. 
a) (Col. 17) Raummeter reſp. Wellenhundert. 
b) (Col. 18) Feſtmeter. 
4. Bejondere Unterfudungen. 
a) Mittleres VBeftandsalter: 
b) Mittlere Beſtandshöhe: 
c) Stammanalyje des Mittelftammes: (Anl. 8 sb) 
Die Rubriken find folgende: 
L (&ot. 1) Holzart. 
IL Des Mittelſtamms 


A. (Col. 2) Alter ermittelt am Stammabſchnitt (Jahre). 


B. Gegenwärtiger Durchmeſſer bei 1,3 Dieter Höhe. 
a) (Col. 3) mit 
b) (Col. 4) oßne Rinde (Millimeter. 

©. Im Alter. 
a) (Col. 5) von (Jahren) (10, 20, 30 u. f. w.) 
b) (Col. 6) Durchmefler ohne Rinde (Millimeter). 
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Formmlar B. 
Ertragd-Tafeln. 
(Probeſtamm⸗ Verfahren.) 
Oberforſterei: 
Waldort: 
(Hagen, Diſtrikt, Abtheilung.) 
Größe der Verſuchsfläche Hect.: 
Die Uuterſuchung ift erfolgt in der Zeit vom 187 bis 187 


A. Nebenbeftand. ($ 10 der Anleitung.) 
Die Rubriken find bier biefelben wie bei Formular A. 


B. Hauptbeftand. ($ 13 ber Anleitung.) 


1. Beftandsaufnahme. 
Wie bei Formular A. 
Ergebniß der Meffung und Berehnung der Probeftänme, fowie 
| der Maffenermittelung auf der ganzen Berfuchsfläde. 
Die Rubriken find folgende: 
IL (Col. 1) Holzart. 
I. Ergebniß der Meffung und Berechnung der Probeftämme: 
A. (Col. 2) Gefammtgrundfläcdhe (DMeter). 
B. (Col. 8) Klaſſe Nr. 
C. Der Klafie: 
a) (Eol. 4) Stammzahl (Stüd). 
b) (Col. 5) Grundflähenjumme (D Meter). 
D. Der Klaffen-Probeftämme: 
a) (Col. 6) Alter (Fahre). 
b) (EoL 7) Grundfläche (ÜMeter). 
c) (Eol 8) Durchmeffer (Mmtr.). 
d) (Col. 9) Länge (Meter). 
e) (&ol. 10) Cubitinhalt Derbholz (Feſtmeter). 
f) Neifig. 
1. (Col. 11) Gefammtgeridt (Kilogr.). 
2. Des Probereifigs: 
& (Col. 12) Gewicht (Kilogr.) 
b. (Col. 13) Feftgehalt (Fyeftmeter). 
8. (Col. 14) des Gefammtreifigs Feſtgehalt (Feftmeter). 
III. Mithin Holzmafje der ganzen Fläche. 
A. (Col. 15) Derbholz (Feſtmeter). 
B. (Col. 16) Reiſigholz (desgl.) 


2. Befondere Unterfuhungen. 
a) Ermittelung der Sortimentsprocent-Berhältniffe. 
a. Ergebniß der Aufarbeitung der Probeſtämme. 
Die Rubrilken find folgende: 
I. (Col. 1) Holzart. 
I. Derbnutzholz. 
A. (Col. 2) in Stammabſchnitten (Feftmeter). 
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B. (Col. 3) in Stangen (desgl.) 
C. Schiätnugholz. 
a) (Col. 4). Kloben (Raummeter). 
b) (Col. 5) Knuppel (desgl.) 
D. (Col. 6) Nußrinde vom Derbholz (Amir. reip. Gew. Kilogr.). 
E Derbbrenuholz. 
a) (Sol. 7) Kloben (Raummeter). 
b) (Col. 8) Kntippel (desgl.) 
F. Nutzreiſtg. 
| 8) (Col. 9) in Stangen (Feftmeter). 
b) (Col. 10) Schichtnutzreiſig (Mmtr. reſp. Wellenhundert). 
| 6. (Col. 11) Rutrinde vom Reifigholz (Amtr. refp. Bew. Kilogr.). 
| " (Sol. 12) Bremmreifig (Amir. reſp. Wellenhundert). 
I (Col. 13) Bemerkungen. 
Nach diefer tabellarijchen Darftellung folgen dann weiter: 
b. Rebuctionsfactoren. 
ec. Mithin Feſtgehalt. 
Das Sortimentsprocent-Verhältnis bezogen auf Feſtmaß. 
Die Rubriken find folgende: 
L (ot. 1) Holzart. 
"DL —A— = 10. | 
A. (Col. 2) Nupholz (2). 
B. (&ol. 3) Nutzrinde (%). 
C. Brennholz. 
a) (Col. 4) Kloben (%). 
b) (&ol. 5) Knüppel (2). 
II. Richtderbholz in Procenten des Derbholzes. 
Reifig. 
2 (Eot. 6) Nutzholz (%). 
B. (Col. 7) Nutzrinde (%). 
C. (Col. 8) Brennholz (%). 
D. (Col. 9) im Ganzen (%)- 
IV. Geſammte oberirdifche Holzmaffe = 100. 
A. Derbholz. 
a) (Eof. 10) Nutzholz (2). 
b) (Col. 11) NRukrinde (%). 
c) Brennholz. 
1. (Col. 12) Kloben (9. 
2. (Col. 13) Knüppel (%). 
d) (Col. 14) im Ganzen (%). 
B. Reifig. 
2) (Col. 15) Rutzholz (D. 
b) ( Col. 16) Nutrinde (%). 
ce) (Eol. 17) Brennholz (%). 
d) (Eol. 18) im Ganzen (%). 
, Mittleres Beftandsalter: 
Mittlere Beſtandshöhe: 
ı Stammanalyfe des Mittelftammes: (Anl. 8 8b). 
ie Rubrifen ad d find hier diefelben wie bei Formular A ad 4 c. 
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Formular C. 
Ertrags-Tafeln. 
(Rastgiebsverfahren bei Reifigbeftänden.) 
we: 
tritt, Abtheilung.) 
Berſuchsfläche Hect.: 
fugung ift erfolgt in der Zeit vom 187 bis 187 


A. Nebenbeftand. ($ 10 der Anteitung.) 
Rubrifen find folgende: 
oL 1) Holzart, 
e Aufarbeitung nach Sortimenten ergab: 
Nugreifig. 
a) (Col. 2) in Stangen (etmeter). 
b) (ol. 3) Schichtnugreifig (Raummeter vefp. Wellenhundert). 
(Col. 4) Brennreifig (desgl.) 
(Col. 5) Bemerkungen. 


B. Hauptbeftand. ($ 14 der Anteitung.) 
Rubriten find folgende: 
ol. 1) Holzart. 
gebnis der Aufarbeitung. 
(Col. 2) Sortimente. 
(Col, 3) Stüdzahl, 
(Col. 4) Wellenhundert. 
(Col. 5) Raummeter. 
(Col. 6) Gewicht (Rilogr.). 
ol. 7) Geſammt · Gewicht nah Sortimenten (Kilogr.). 
e Wafferenbirung des Probeholzes hat ergeben. 
(Col. 8) fir ein Gewicht von Kilogr. 
(Col. 9) Feſtgehalt (Feftmeter). 
thin Fefgehalt. 
(Col. 10) nah Sortimenten und im Ganzen (Feſtmeter). 
(Col. 11) für die Sortiments-Einheit (besgl.). 





56. 


Verein deutſcher forftlicher Verſuchs⸗Anſtalten. 
isplan für die Aufftellung von Formzahl. und Baummaffentafeln. 
$1. Bwed der Baummaffentafeln. 
Baummaffentafeln follen den burfgnittlichen Holzgehalt der Walb- 
cl. Stodholz) fertig berechnet angeben. 

82. Umfang ber aufzuftellenden Mafjentafeln. 
Baummaffentafeln find getrennt für den Hochwald und für das Ober » 
Nittelwaldes aufzuftellen, im Falle fi) auf Grundlage der erft anzı « 
umfangreichen Formunterfuhungen eine Vereinigung der Hod- wi » 


Kittelmabbänme als unzuläffig ergeben follte Sie erfireden fi auf alle in 
dr Forſtwirthſchaft wichtigen Holzarten und geben flir jede derfelben den Inhalt 
getrennt nach Derb- (Brob-*) und Heisholz und zufammen. 

Die Baummaffentafeln erftreden fi auf Bäume ber verſchiedenſten vor- 
fsıımenden Höhen und bis zu 10 Gm. Stammdurchmeſſer herab, 1,8 M. tiber 
dem Boden gemeffent. 

43 Das den Baummaffentafeln zu Grunde zu legende Material 
| A. Hochwald. 
| Das Material für die Aufftellung von Hohwald-Baummaffentafeln ift ver- . 

Mebenalterigen Hochwald-Beftänden der verſchiedenſten Standorte zu entnehmen. 

Da die Tafeln zur Kubirung des Hauptbeftandes dienen und das Yällen von 
Sobelämmen eriparen follen, fo eiguen fich zu Verſuchsbäumen vorzüglich ſolche 
; Seobefläumme, welche auch bei Ausführung von Durchforſtungsverſuchen (Auf- 
uahme des bleibenden Beflandes) und der Sammlung von Material für Ertrags- 
 efefn gefällt werden wliffen, d. h. prädominirende und beberrichte Stämme, 

Ueberhaupt foll das Material für die Baummaflentafeln weniger in ber 
Kt gefunden werden, dag man größere Flächen kahl haut und alle gefällten 
Stämme in den Bereich der Unterfuchung zieht, jondern indem man |bas 
Roterial aus möglihf vielen Beſtänden der verfhiebenartigfien 
Standorts-Berbältniffe fammelt. Material, welches aus der Unterfuchung 
der Bäume von ganzen Kablbiebsflähen gewonnen wurde, fann ſelbſtverſtändlch 
auch zur Auffiellung von Maffentafeln verwendet werden, doch ift ſich vor nutz⸗ 
Isfem Zeitaufwand zu hüten, da in regelmäßigen Beftänden ſich jchon bald eine 
Gonkanz der Formzahl bemerklich macht. 

Verden Bäume aus Samen-, Licht- und Abtriebsfchlägen, ſowie folche, 
welche lange Zeit fehr licht oder fehr gefchloffen geftanden haben, mäher unter- 
fadt, fo ift folches ausdrücklich zu bemerken. 

B. Mittelwald. 

Das Material zur Aufftellung von Baummaffentafeln fiir das Oberholz im 
Nittelmald darf nur ſolchen Beftänden entnommen werben, welche den eigentlichen 
Nittelwaldcharalter an fi) tragen nnd muß fich felbftverfländlich auf alle Alters- 
Haflen vom Xafreis (jüngfte Oberbolzllaffe) an, bis zum alten Baume (ältefte 
Dberbolzflaffe) erſtrecken. 

Bei allen nah 8 8, A. und B. zu erhebenden Materalien für Maffentafeln 
(tefp. Formzahlen) ift aber, ueben den im Formular 1 noch weiter einiutragenden 

|  atbefländen anzugeben: 
Ä 1) Kurze Charakteriſtik des Standorts, 
| 2) Betriebsart, 
| 3) Alter jeden Baumes, 
| 4) Kronenlänge, foweit die Aefte noch grün, 
| 6) Größter Kronendurchmeſſer, 
6) Beſtandsſchluß. 
84 Grundlage der Baumaffentafeln. 
e Grundlage der Tafeln bilden Reductions- oder Formzahlen. Diejelben 
w .n durcch ausgedehnte Meflung und Kubirung gefällter Bäume, wie fie fi 
m a 8 3 erwähnten VBeftänden vorfinden, gewonnen und erftreden ſich auf bie 





) Bun Derbholz (Grobholz) gehört alles Schaft und Aftholz excl. Reisholz. 
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forftwirthichaftlich wichtigen Holzarten. Die berechneten Yormzahlen werben nad) 
Holzarten und Formflaffen fo zufammengeftellt, daß mit Hilfe der Durchſchnitts⸗ 
formzahl jeder Formklaſſe und für jede Scheitelhöhe und Meßpunktsftärke die 
Bauminhalte im Sinne des 8 2 berechnet werben Tönnen, 

Ueber die bei der Bildung von Formklaffen zu befolgeuden Grundfäge bleibt 
Beſchluß vorbehalten, bis hinlängliches Material zur Beurtheilung der Frage 
vorhanden ſein wird. 


z 5. Erhebung der für die Berechnung der Reductionszahlen 
erforderliden Thatbeftände, 


Ueber Auswahl, Alter, Standort und andere feftzuftellende Thatbeflände der 
zu unterfuchenden Räume enthält $ 3, ſowie das am Schluße beigefligte For⸗ 
mular 1, die erforderlichen Beſtimmungen. 

Nah 8 2 follen die Tafeln den Gehalt an Derb- (Grob-) und Reisholz 
und den ganzen Bauminhalt angeben, es find daher Derb- und Baumformgahlen 
zu ermitteln. Da fich aber die Formzahl ergiebt, wenn man den Baum- refp. 
Derbholzinhalt durch den zugehörigen Idealwalzengehalt dividirt, fo find zunächſt 
die Faktoren zur Berechnung des Derbholz- und Bauminhalts und der Fdeal- 
walze feftzuftellen. Obgleich flir die beabfidhtigten Baummaffentafeln Schaft- 
formzabien, d. h. Formzahlen, welche ſich auf den ganzen Schaftinhalt vom 
Stockabſchnitt bis zur äußerſten Spitze des Baumes beziehen, nicht nothwendig 
find, fo können fir andere Zwede der Forſtwiſſenſchaft doch auch Schaftform- 
zahlen, foweit folches itberbaupt möglich ift, ermittelt werden, nur find alsdann 
die Einträge in Formular 1 fo zu machen, daß neben den Baum. und Derb- 
bolzinhalt auch der Schaftinhalt und die Schaftformzahl für fi berechnet 
werden fann. 


A. Faltoren der Idealwalze. 


1. Die Sceitelhöhe. Die der Berechnung der Reductionszahlen zu 
Grunde zu legende Scheitelhöhe ift die Länge vom Stodabjchnitt bis zur 
änßerften Spite des Baumes, aljo ohne die Höhe des Stodes; fie wird in 
Metern und geraden Decimetern ausgedrüdt. 

2. Die Meßpunktsſtärke. Sie wird mit einer guten Kluppe bis auf 
Millimeter genau und ftetS 1.3 M. iiber dem Boden, fo tiber Kreuz gemeffen, 
daß das arithmetifche Mittel beider Meffungen in das Formular 1 eingetragen 
wird. Die den Tafeln zu Grunde zu fegenden Formzahlen find daber fogenannte 
Brufthöhenformzahlen (unechte Yormzahlen): 

Um jedbod für andere Zwecke gleichzeitig auch echte, von der Scheitelhöhe 
nicht beeinflußte Formzahlen zu gewinnen, follen ftet8 auch die Durchmeffer in 
gleiher Weiſe in 1/0, der Scheitelhöhe (mas mit keinen befonderen Umfländen 
verbunden ift) aufnotirt werden. Die Ermittelung der abfoluten (Rinicker'ſchen) 
Formzahlen bleibt jeder Verſuchs⸗Anſtalt anheimgeftellt. 

B. Faktoren für Berechnung der Bauminhalte. 

Nach 8 2 follen die Baummaffentafeln den Derb- und Meisholz-, fowie den 
gefammten Baum⸗Inhalt ohne Rechnung angegeben. Es müſſen daher Form- 
zahlen berechnet werden, die fi nur anf den Derbholzgehalt und folche, die ſich 
auf den ganzen Bauminhalt (ercl. Stodholz) beziehen. Die an den Verfuchs⸗ 
bäumen vorzunehmenden Inhaltsberechnungen erftreden fich daher über: 
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I. Ermittelung des Derbolzgebaltes der Bäume. Der gefällte 
Bam wird zunächſt bis zur änßerfien Spige glatt am Schafte entaftet und 
nachdem die Scheitelhöhe gemeſſen ift, foweit entgipfelt, als Die Gipfelmaſſe noch 
zu bem Neisholz gebört, d. 5. der dickſte Neisholzprügel mindeftens noch einen 
mittleren Durchmeſſer von 7 CEtm. befitt. Dasjelbe gejchieht auch mit den Aeſten 
des Baumes. Nachdem fo alle ſchwächeren Aefte, fammt Gipfelftlid, welche nur 
Reisholz Iiefern, vom Baum getrennt find, befteht der verbleibende Reſt nur 
uch aus Derbholzmaſſe (Grobholz). Leutere wird in 1-2 M. langen 
Sectionen beim Schaftholz, und 1 M. langen Sectionen beim Aftholz, als ab- 
geſtutzte paraboliſche Kegel aus Länge und in der Mitte der Sectionen abge- 
griffenen Durchmeſſern berechnet und in Feftmetern und Taufendtheilen beffelben 
ensgebrüdt. Bleiben hierbei am Schafte Reſtſtücke, welche Teine ganze Section 
mehr geben, jo werden diefe ebenfalls als „Endftlide” aus Länge und mittlerem 
Durcymeffer berechnet. Die Durchmeffer werden bis auf Millimeter in ber Art 
über Kreuz gemeſſen, daß das arithmetische Mittel beider Mefiungen in Formular 1 
eingetragen wird. Durch Addition der einzelnen Sectionsinhalte und 
event. des Reſtſtückes erhält mau den Derbholzgehalt des Baumes, 

Die Eintragung der Sections⸗Durchmeſſer in Formular 1, Spalte 4, erfolgt 
u folgender Art: 

2 M. lang vom Schafte 
1%, 175, 165, 150, 145, 140, 120, 100 
1 Mt fang von Aeſten 
120, 100, 90 

Beim Ansmeſſen der Stämme wird zweckmäßig von Mitte zu Mitte der 
Sectionen gemeffen, der Meßpunkt, fowie die Mitte der Sectionen durch Anreiffen 
it dem Baumriſſer bezeichnet und das Abgreifen der Durchmeſſer an auffallend 
karten oder diinnen Stellen vermieden. 

2. Ermittelung des Bauminhaltes. Alles Aft- und Gipfelholz; eines 
Baumes, welches feiner Stärke nach dem Meisholz angehört, wird in Wellen 
gebunden und deffen Inhalt nad dem Gewichte, fo lange aber noch genitgende 
Berhältuiszahlen zwifchen Gewicht und Inhalt fehlen, aus dem Geſammtgewicht 
mit probeweier Waſſerkubirung beftimmt. Dur Addition des gefundenen 
Derb; und NReisholzgehaltes ergiebt fi endlich der Bauminbalt. 


Anmerkung. Selbſtverſtändlich kann nicht die Reisholgmenge jeden 
Baumes xylometriſch behandelt, wohl aber muß diefelbe, in Wellen gebunden, 
gewogen werden. Es genligt daher für gleihartige Beftände ein für 
allemal durch Wägung uud rylometriihe Meflungen feftzuftellen, wieviel 
Kubifdecimeter (Liter) 1 Kilo Reisholz im frifchgefällten Zuftande, unter 
Angabe des Monats der Füllung und des Beftandsalters, enthält. Wird 
dann die Anzahl Kilo Reisholz (der betreffenden Beichaffenheit) des Baumes 
mit dem Inhalt eines Kilo's multipkeirt, fo erhält man die Reisholzmaſſe 
des betreffenden Baumes. 

Zum Wägen eignet fi) ganz befonders eine Brüdenmwage von 50 Kilo 
Tragkraft, anf welche gerade eine Welle gelegt werden farm. Eine folde 
Wage Tann ein Arbeiter bequem unter dem Arm in den Wald tragen umd 
auf einen einfachen Holzbod, den mar von Baum zu Baum bringt, aufftellen- 
Werden die Aufnahmen nicht alle an Probeftämmen, ſondern auch bei den 
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Füllungen des Wirthſchaftsbetriebs vorgenommen, fo ift insbefondere daranf 
zu achten, daß der Anfall an Aftholz, reip. Wellen, für jeden Baum be 
fonder8 aufgebunden und Verwechſelungen und fonftigen Ungenanigleiten 
möglichſt vorgebeugt wird. 

C. Beftimmungen über die Stodhöhe. 

Da die Meßpunktsſtärke in 1,3 M. tiber dem Boden abgegriffen werben foll, 
die Scheitelhöhe aber die Entfernung des Baumes vom Stodabfchnitt bis zum 
Gipfel beträgt, der Bauminhalt daher nur die oberirdifche Holzmafle ercl. Stod- 
Holz in fich ſchließt, fo ift die Stodhöhe bei Anfftellung der Baummaflentafeln 
keineswegs gleichgültig. 

Da jedoch angenommen werden darf, daß die Stockhöhen wohl allerwärts 
mit dem Stodburdhmeffer zunehmen, jo wird die Stodhöhe unter allen Ber- 
hältniffen auf 1/5 des Stockdurchmeſſers, unmittelbar über dem Boden, obne 
Burzelanlauf gemeffen, feftgefekt. 


D. Meſſung des @ipfeltriebs der lebten fünf Jahre. 


Um neben dem Material fiir Formzahlen und Baummaffentafeln gleichzeitig 
auch Anbalte iiber die Höhenwachsthumsverhältniffe der Beſtände zu erhalten, 
ift an jedem unterfuchten Baume ſtets auch die Länge bes Gipfeltriebs der letzten 
finf Jahre zu befiimmen und in Formular | einzutragen. 

86. Berehnung der Formzahlen. 

Wie aus $ 5 folgt, find Derbholz⸗, Schaft und Baumformzahlen, welche 
fih auf Bruſthöhe, (1,3 M. über dem Boden) und auf 1, der Scheitelhöhe be- 
ziehen, zu berechnen. Die Baum- und Derbformzahlen, welde ſich auf die 
Meflung der Grundſtärke 1,3 M. über dem Boden beziehen, follen den Baum- 
mafientafeln zur Grundlage dienen, die echten Formzahlen und ſämmtliche Schaft- 
formzablen aber zu anderen wirthichaftlicden und wiffenichaftlihen Aufgaben 
verwendet werden. 

SR nun k — dem Derbbolzgehalt des Baumes, g = der Duerflädhe der⸗ 
jelden in 1,3 M. über dem Boden, h = der Scheitelhöhe des Baumes, fo ifl 


bie Derbholgformzahl f = —-. und werm man k' Juhalt des ganzen Ban- 


h 

mes jet, die Baumformzahl f' = An 

Die Derb- und Banmformzahlen, welche fi auf Ya, der Scheitelhöhe be- 
ziehen, werden in ganz analoger Weife berechnet, nur beziehen fi) die Quer⸗ 
flächen g auf die Meßpunttsftärte in 1/s, der Scheitelhöbe. 

Da der Durchmefler des Baumes in Brufthöhe (1,3 M. fiber dem Boden) 
in der Regel am liegenden Stamme ermittelt werben wird, fo ift die nach $ 5, 
C. feſtgeſetzte Stockhöhe bei Beftinnmung des richtigen Meßpunkts nicht zu über⸗ 
fehen. Wäre 3. B. die Stocdhöhe eines Baumes 0,3 M., fo läge der Meßpunkt 
noch gerade 1 DM. tiber deffen Stodgrundflädhe. 


87. Schriftlide Darftellung der Aufnahme und der gewonnenen 
Formzahlen. 

1) Das Ergebniß der Meflungen und Unterfuhungen, weldye im Walde, im 
Sinne des 8 5, am liegenden Bäumen vorgenommen wurden, ift in Das nach⸗ 
folgende Formular 1, Seite 2, welches fiir alle Berfuchsanftalten dasfelbe Format 
befigt, ummittelbar nach der Aufnahme im Walde einzutragen. 


Pr 
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N Fur jede Abtheilung reſp. Unterabtheilung iſt ein beſonderes Blatt oder 
Heft anzulegen, fo daß ſpäter die Bäume gleichartiger Beſtände fiberfichtlicher 
zujaunmengeftellt werden können. Die erfte Seite des Formulars enthält den 
Ramen der Berfuchsanftalt, des Reviers, Abtheilung, eine kurze Stanborts- und 
Befandbesbeichreibung, jowie Jahr und Monat der Aufnahme und Name und 
Titel des Unterfuchers. Die einzelnen Rubriken bes Formulars 1 gehen aus 
Veſtimmungen der 88 5 und 6 beutlich hervor. 

3) Die DerbHolz- und Baumformzahlen, welche zur Aufftellung von Baum- 
mafientafeln dienen, find unter allen Umſtänden von ben einzelnen Verſuchs⸗ 
anftalten in Formular 1 zu berechnen, während die Ermittelung von Schaft- 
frmzahlen nicht in allen Befländen verlangt wird. 

4) Beichlußfaffung über die Art und Weife der Zufammenftellung der in 
vermalar 1 berechneten Formzahlen zu Formllafſen bleibt folange ausgeſetzt, 
bis Hinreichendes Material zur Beurtheilung der Frage vorhanden if. 


8.8. Bertbeilung der Arbeitsaufgaben. 


1) Damit fi die Formzahlunterſuchungen nicht zu lange hinausziehen, ift 
& dringend wünſchenswerth, die Beendigung derjelben bis zum Schluß des 
Kalenderjahres 1876 zu bewirken. 

2) Wenn nun aud) naturgemäß jede Berjuchsanftalt diejenigen Holzarten 
vorzugaweiſe umterfuchen wird, welche in bem betreffenden Staate vorberrichen, 
fo wird Doch vorausgeſetzt, daß jede Verfuchsanftalt möglich viele Formzahl⸗ 
emittelungen und womöglid fär alle forftwiffenfchaftlih wichtigen Holzarten 
doernimmt. 

3) Weiter wird vorläufig von der Borausfegung ausgegangen, daß wenigftens 
für die widtigften Holzarten: Rothbuchen, Fichten und Kiefern, mindeftens je 
20000 Stämme mit möglichft gleicher Bertbeilung der Höhen- und Altersklaſſen 
aufgenommen werben; bei den fibrigen Holzarten wird man ſich wohl auf eine 
geringeren Anzahl beichränten können. 

4; Damit nun nad Beendigung der Arbeiten ſich keine Lücken finden, bat 
ihon Hei der Herbfiverfammlung des Bereins forftliher Berfuhsanftalten im 
Fahre 1875 jede Anftalt eine Weberficht über die bereits ermittelten Formzahlen, 
getrennt nach Holzarten, Stammzahl, Alter und Bonität, vorzulegen, um nad 
Infannnenftellung der gewonnenen Refultate alsbald beurtheilen zu können, bei 
welchen Holzarten und Formklaſſen im Fahre 1876 vorzugsweiie noch Stämme 
zur Ergänzung auszumefien find. 


89. Definitive Yefftellung der Formllaffen, Berehnung der 
durchſchnittlichen Formzahl für diejelben und Interpolation 
fehlender Zwifchenglieder. 


Die Beſchlußfafſung Hierliber bleibt bis nah Sammlung und Sichtung der 
€ nen Materalien ausgejett. 
8 10. Anfftellung der Baummaffentafeln. 
ie bi 8 9. 
rb. b. Br. Jagd⸗ u. Gorfi-Gefebg. VIL 8 
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l. Das bei der Sammlung der Materialien zu verwendende 
Berfonal. 

da es ſich bei ber Aufflellung von Formzahl- nnd Maffentafeln um eine 

ichtige Arbeit handelt, fo erfordert die Aufnahme des nothwendigen Materials 

bchften Grad der Genauigkeit. 

Yaffelbe ſoll daher nicht, wie früher in Bayern, durch das gefammte 

verfonal, fondern nur duch wenige durchaus zuverläffige und ſachver - 

je Forfibeamten refp. Beamten der forſtlichen Verſuchsanſtalten felbft ge- 

ılt werben. 


Formular 1. 


Verzeihniß der Formzahlunterfuhungen. 
ieben Beftand und innerhalb des Beſtandes bei verſchiedenen Holzarten für 
jede Holzart in getrenntem Berzeihniß aufzuftellen.) 


Hsanftalt Revier Abtheilung 
Holzart: 

Standortsbeſchreibuug. 

Beſtandesbeſchreibung. 

und Monat der Aufnahme: Des Unterſuchers Name und Titel: 


erkung. Alle Einträge auf nachſtehender Seite 2 (hier Nr. I bis X) werben 

n Walde,'alle für Seite 3 (hier Nr. XI bis XIV) nöthigen Rechnungen 

nd Einträge im Arbeitszimmer geniacht. Reicht Seite 2 (hier Mr. l bis X) 

um Eintragen ber Stämme eines Beflandes nit aus, fo werben Ein- 

gebogen eingeheftet. 

e Rubriken des Formulars I find folgende: 

I. (Eol. 1), Stamm-Nummer, 

IL (Col. 2). Alter (Jahre). 

U. Durchmeſſer übers Kreuz gemeffen in 
A. (Col. 3). !/g, Scheitelpöhe (Millimeter). 
B. (Col. 4). 1,3 Met. vom Boden (deögl.). 

IV. (Col. 5). Der 1 oder 2 Meter langen Seftionen mittfere Durchmeſſer. 
übers Kreuz gemeffen, getrennt nad Schaftholz und eften über 7 
Tentimeter Durchmeffer (Millimeter). 

V. Des Enbftiides. 

A. (Col. 6). Länge (Meter) 
B. (Col. 7). Mittl. Durchmeſſer (Millimeter) 
VI. Des Gipfelſtudes (7 Em. und weniger Grund-Durdmeffer). 
A. (Col. 8). Länge (Meter). 
B. (Col. 9). Mitt Durchmeſſer (Millimeter). 

"TI. (Col. 10). Scheitelhöhe in Metern. 

II. (Col. 11). Gipfeltrieb der legten 5 Jahre. 

IX. Der Baumtrone. 

A. (Col. 12). Länge (Meter). 
B. (Col. 13). Größter Durchmeſſer (desgl.). 


X. Des Reisholzes. 


A. (&ol. 14). 
B. (Col. 15). 


XI. Inhalt des 


A. (Sol. 16). 
B. (Col. 17). 


C. (Col. 18). 
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Gewicht (Kilo). 
Inhalt (Feſtmeter). 


Derbholzes (Tyeftmeter). 
Schaftholzes (desgl.). 
Baumes (desgl.). 


XIH, Kr der Idealwalze in 


A. (Eol. 19). 
B. (&ol. X). 


XHI. Formzahl des 


A. (Eol. 21). 
B. (Col. 22). 
C. (Col. 23). 


XIV. Formzahl des 


A. (Eol. U). 
B. (Col. 3). 
C. (Col. %6). 


1/0 der Scheitelhöhe (Feſtmeter). 
13 Meter vom Boden (desgl.). 


Derbholzes (fiir 1/so der Scheitelhöhe). 
Schaftholzes (desgl.). 
Baumes (desgl.). 


Derbholzes (für 1,3 Meter vom Boden), 


Schaftholzes (desgl.). 
Baumes (desgl.). 


g* 


Berfonalien 
56. 

derungen im Königl. Forft- und Jagd Verwaltungs - Perfonal 

vom 1. Juni big 30. September 1874. 

(Im Anflug an den Artikel 22 diefes Bandes Geite 28.) 

ei ber Eentral-Forft-Berwaltung und ben Forſt · Alademien. 
jerförfter-Ranbidat Karl Friedr. Mühlhanfen Hat bei feiner Anftellung ; 
+ Oberförfter fir Dransfeld, Provinz Hannover, die Weifung erhalten, 
zen Wohnfig in Münden zu nehmen und an der dortigen Forf-Mademie 
3 Unterricht im Walbwegebau nad wie vor zu erteilen. 


IL Bei ben Provinziel-Berwaltungen ber Staatsforſten. 
A. Geftorben. 
ıfter von Biela zu Annaberg, R.-B. Merſeburg, nod vor Eintritt feiner 
nſionirung. 
ter Geiſt zu Hardegſen, Prob. Hannoder, besgl. 
Orth zu Rofentgat, R,-®. Caffel. 
Feller zu Faltenhagen, R.-®. Potsdam. 
after Greulich fir Königsberg-Ortelsburg. 
fer von Scheden zu Hangelsberg, R.-B. Frankfurt a. d. O. + 
Bultée zu Steinau, R.-®. Caffel. 
Euler zu Heilebed, R.-®. Caffel. 
B. Benfionirt, 
After Wiegand zu Wetter, R.-B. Caffel. 
von Briefen zu Potsdam. 
fer Stoll zu Altenlotheim R.-B. Caſſel. 
Henzerling für Röddenau zn Frankenberg, R.-B. Caffel, 
Kiel zu Iba, R-B. Caſſel. 
Eſchſtruth zu Kämmerzell, R.-B. Caſſel. 
Mohr zu Wildec, Oberförſterei Hönebach, R.⸗V. Caſſel. 
Wehrkamp zu Berſenbrück, Prov. Hannover. 
Tren iner zu Fallingbofel, Brov. Hannover. 
örfter Hahnrieber zu Rofenberg, Oberförfterei Drusten, R.-B. Königs. 
rg. 
rſter Borgmann zu Dingken, R.-®. Gumbinnen. 
Dehnert zu Leidenhofen, Oberförſterei Ebsdorf, R.-B. Caſſel. 
Saage zu Cattenberg, Oberförfterei Cismar, RB. Schleswig. 
eifter von Eſtorff zu Trier, 


“= 
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C Ansgefhieden refp. in anderen Berwaltungen übergegangen. 


Oberförſer Duenjell zu Rehrhof, Prov. Hannover. 


D. Berfegt ohne Aenderung des Amts-Charalters (zugleih mit 
den Angaben über nen gebildete Inſpektions-⸗,, Berwaltungs- und 
Shugbezirte 


der Oberförfter von Stofch zu Friedrichsfelde, NR.B. Königsberg, iſt verfekt 
nah Börnichen, R.-B. Frankfurt a. d. O. 

da int. Revierverwalter Oberförſter Kandidat Vogdt, von Turoſcheln, R.B. 
Gumbinnen, nach Friedrichsfelde (ſ. auch unten sub F.) und 

ke Oberförſter Wün ſchmann für Imten zu Tapiau, R.⸗B. Königsberg, ver⸗ 
ſetzt nach Turoſcheln, R.-B. Gumbinnen. 

Anh der Penſionirung des Forſtmeiſters Wiegand iſt die Forſt⸗JInſpektion 
Bracht, R.-B. Eafiel, beſtehend aus den Oberförftereien Bradt, Ober⸗ 
rofpbe und Treisbach aufgelöft und mit der Forſt⸗Inſpeltion Cafſel⸗ 
Warburg (Forſtmeiſter Debnert in Caſſel) vereinigt worden. 

3 der Oberförfterei Zerſen, R.B. Minden, ift der Name des Schutzbezirks 
Dedbergen in „Schaumburg“ umgeänbert worden. 


gu R-B. Cafſel ift die Oberförfterei Röddenan mit dem Forſtreviere Hommers- 


haufen zu der einen Oberförfterei „Frankenberg“ vereinigt und dieſe dem 
Verwalter des Reviers Hommershaufen, Oberförfter Haun, libertragen 
worden. 

Oberförfter Dr. Borggreve ift von Zöckeritz, R.-B. Merjeburg, auf die Ober- 
förſterſtelle Kottenforft zu Bonn, und ' 

Oberförſter Brecher von Strzelno, R.-B. Bromberg, nach Zöckeritz verſetzt. 
Desgleichen 

Oberförfter Grltter von Holz, R.-B. Trier, nad Syle, Prov. Hannover. 
„ Müller für Handelshanſen zu Wigenhaufen, RB. Caſſel, nad 
Diezhauſen, R.-B. Erfurt. 

Oberförſter Wach s von Mengsberg nad Morſchen, R.-B. Caſſel. 

Fratzſcher von Dransfeld nad Berſenbrück, Prov. Hannover. 
Revierförfter Auhndt von Luccabude, Oberförfterei Reußwalde, R.⸗B. Königs- 
berg, auf die Mevierförfterftelle Nofenberg in der Oberförfterei Drusken. 
Der Oberförfter des Reviers Sonderburg, Oberförfter Ulrich zu Süderholz, auf 

die Oberförfterfielle Trittau zu Hahnheide, R.-B. Schleswig, und 
Oberförfer OHrt von Trittau auf die Oberförfterftelle Sonderburg verſetzt. 
Oberförfter Kuchenbeder von Böhl auf die Oberförfterftelle Rofenthal, R.⸗B 
Cafſel. 
Formeiſter von Binzer von Arnaberg⸗Meſchede auf die Forſtmeiſterſtelle 
Königsberg-Drtelsburg. 
Der Oberförfterei Mühlenbed im R.-B. Potsdam ift nad) dem Wohnorte des Ober- 
ter$ ber Name „Schönwalde” beigelegt. 
Du cher von Dobened if von Gauleden auf die Oberförfterftielle Pfeil zu 
holland, R.B. Königsberg, verfekt. 
Die hen Reviere Ebsdorf und Roßberg, R.-B. Eaffel, wurden zu ber einen 
tförfterei Roßberg vereinigt, welche dem Oberfürfter Schulz zu Roß⸗ 
7 übertragen if. 


Br 


— 18 — 


erförfter Mer gell von Burgjoß Oberförfterei Salmünfter, R.-B. Caſſel, 
nad Bieber, Oberförfterei gl. Namens, und Mevierförfter Burger von 
BWeißehütte, Forſtrevier Bedterhagen, nad) Bieber verſetzt. (Die Revierförfter- 
Relle Weihehutte geht als folche ein). 

RB. Danzig iſt die Oberförfterei Ofonin in die beiden Oberförftereien 
Ofonin und Königswieſe getheilt, wovon die erftere dem Oberfürfter-Randi- 
baten Horn interimiftifch übertragen, die zweite dem bisherigen Verwalter 
bes ganzen Reviers, Oberförfter An d erfch zugetbeilt if. 

förſter Sachſenröder von Padrojen, R.B. Gumbinmen, nah Yalten- 
Hagen, R.-®. Potsdam. 

förſter Rawicz von Güntersberg, Oberförfterei Croſſen, R.-B. Fraukfurt 
auf bie Oberförſterei Hangelsberg in demſelben Reg.-Bez. 

förſter Hanfen für Habersleben zu Ulfshuus, R.-B. Schleswig, nach ber 
Oberförfterei Eismar in demfelben Reg.-Bez., und 

förfter Brid zu Kaflel bei Orb, R.-B. Caffel, auf die Oberförfterei Stei- 
nau in bemfelben Reg. Bez. verſetzt. 


Berzeichniß 
ſämmtlichen Oberförſtereien und Förſtereien im Regierungs · Bezirk 
mberg nach den bisherigen und den genehmigten neuen deutſchen 
Bezeichnungen. 





iger Name. Neuer Name Bemerlungen. 





terei Miradz Oberförfterei Mirau Bezeichnung Strzelno fällt fort. 


Pomiany Förfterei Pommendorf Woycin desgl. 
Gay Seewald i 

Miyny „Muüuhlgrund Strgelno desgl. 
Kurzebila „vLonke Kwieciszewo desgl. 
Oſtrowo Oſtrau 

terei Cierpit Oberförfterei Schirpitz 

Karczemla Förſterei Karſchau Autta desgl. 
Nubat n Rubel 

Lugi Lugau 

Gierpig "  Shirpig 

Seeborf n Seedorf 

Wygodda Ruhheide 


terei Wodzel Oberförſterei Wodeck 
uUnterwalde Förfterei Unterwalde 


Barenberg „Barenberg 

Grüunfließ „Grunfließ 

Bobzet n  Bobet 

Katrinchen n Katrinden ” Getau besgl. 
Kabott m Kabott 

Kienberg Kienberg 


terei Kirſchgrund Oberförferei Kirfhgrund | Wohnort Schulitz. 
Dombrowo Förſterei Elſendorf 












disheriger Name. 


Förkerei Kirſchgru nd 
» Er. Reuborf 
Seebruch 
FJecziorce 
„Kroſſen 

& Oberförfterei Bartelſee 

girßerei Brühlsdorf 
-  Hopfengarten 
Abobbelblotte 


" 


”„ 


" 


»  Kaltwaffer „ 
Küberförfterei Glinke 
Orferei Stryczel 
»  Beelit n 
„Biedaszkowo „ 
Jeſuiterſee „ 
⸗ Lochowo „ 


Dperförfterei Bartelfee 
Förfterei Brühlsdorf | 








Bemerlungen. 





Förfterei Kirſchgrund 


| 
Gr. Neudorf | 
Seebruch 
Grünſee | 
Krofien | 
Wohnſitz Bromberg 


Hopfengarten 
Kobbelblotte 
Kaltwaſſer 


Oberförſterei Glinke 
Förſterei Stryczek 


Beꝛeichnung Prondke fällt fort. 


Beelitz Glinke desgl. 
Kine | Kiewitzblot desgl. 
Jeſuiterſee 

Lochau 


1. Oberförßerei Jagdſchütz Oberförſterei Jagdſchüt | &tablifjement in Wtelno. 





docſterei Jaſinitz Förſterei Jaſinitz 
„Bocianowo „Brenkenhof 
„Czʒyskowke „Jaägerhof 
„Ofielsk „Oſielsk 
nNinkau „Rinkau 
Tryscʒyn Triſchin 


¶ Oberförfterei Skorzencin Oberförfterei Korſchin 


dirſerei Schydlowitz | Förfterei Hüttchen Bezeichnung Hutta⸗Powitz fällt fort. 


| 
-»  Glausthal „  Elausthal | „powißg besgl. 
„ Racemo-Wyrobfi „Roſchau | „ Storzencin besgl. 
„VBrzyzowla „Krüſau 
„Altenhof Neu angelegt. 
dberfoöͤrſi. Taubenwalde Oberförſt. Taubenwalde 
derſterei Miruszin Förſterei Ruhwalde 
„Stefanswalde „Stefanswalde 
| „Buärwalde Neu angelegt. 
„FJeziora „Seebrück Bezeichnung Ryzewo fällt fort. 
„Glemboczek „BGlombitz 
„Drewno „Kerngrund Neu angelegt. 
„Niebitzbruch „Niiebitzbruch Desgl. Die Bezeichnung Komratowo 
Balczewo „Balſchau fällt fort. 
| " Rehhorſt er Rehhorſt 
„Langfurt „Langfurth 
Fennbrück Neu angelegt. 


Ober vifterei Podanin 
Fe Frymark 


Oberförſterei Podanin 
Förſterei Frymark 


Bezeichnung Bobrownik fällt fort. 


Orla Neu angelegt. 





Förfterei Stangenfurt 
„Pongdſftolitz 
„Podanin 
„ Königsiug 

Uscz⸗Neudorf 
„ Kahiäbt 


11. Oberförfterei Zelgniewo Oerförfterei Selgenau 


Förſterei Grüneberg 
„Bialogsliwe 


Schmilowo 

„ Brodden 

Zelgniewo 
Gönne 


12, Oberförfterei Richlich 
Foͤrſterei Tcherefia 
" Neudorf 
„Torfbruch 
„ Niewerder 
„Nielosken 
13. Oberförſterei Stronno 


Förſterei Stangenfurth 
„Deutſchendorf 
„Podanin 
„Küönigslug 
„Uſch⸗Neudorf 
„Kahlſtädt 

Kienwald 


Förfterei Grüneberg 


„Flottwell 
„Schmilau 
„Tövferberg 
„Brodden 
„Selgenau 
Gönne 


Oberfrſterei Richlich 


Förſterei Thereſia 
n Neudorf 
„Torfbruch 
„Niewerder 
„Niekosken 


Neu angelegt. 


Neu angelegt. 


Bezeichnung Schönlanke fällt fort. 
Floth desgl. 
Raum⸗Kieubruch desgl. 
Schönlanke desgl. 
Straduhn desgl. 


Oberförſterei Strommau Wohnſitz Poln.-Erone 


Forſterei Stronnobrüd | Förfterei Stronnaubrück 


„ Reubrüd „Nenunbrück 

„Bialaſee „Weißenſee 

n Alerandrowo „ Sandau 

„ Wolfsgarten „Wolfsgarten 
Pullo Pulkau 


14. Operförfterei Rozanno | Oberförferei Refengrund | Bezeihnung Monlowarst fällt fort. 


Förfterei Thiloshöhe Förfterei Thiloshöhe 


„  Kadzionla „ Entenpfuht 
„»  Kuufla " Kuhbrück 

„Kleinheide Neu angelegt. 
„Dombrowo „Eichwalde 


Anmerkung. Die Namen der Förſtereien find auch die Namen der Schutzbezirke. 


E. Befördert reſp. verfegt unter Beilegung eines höheren Amts- 
Charalters, 
Oberförfter von Groote zu Neunkirchen, R.-B. Trier, zum Yorftmeifter der 
Inſpektion Trier-Eifel ernamt. 


F. Zu Oberförftern wurden definitiv ernannt die Oberförfter- 
Kandidaten 
Bogdt, Oberf.- Kandidat und int. Revier⸗Verwalter zu Zurofcheln, 
binnen, zum Oberförfter mit Beftallung für Friedrichsfelde, 
berg. (Bergl. oben sub D.) 


N.B. Gum. 
R.⸗B. Königs» 
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ng zu Altenlotheim, R.-B. Caſſel. 

veögl. zu Mengsberg, R.-®. Caflel. 

esgl. für Dransfeld zu Münden, Prob. Han- 
©. 116.) 

cp und int. Revierförfter zu Möllenbed, Ober 
iben, def. Oberförfter zu Bredelar, R.⸗B. Arnıs- 
zu Möllenbet wird nicht wieder befegt.) 
«Corps, def. Oberförfter für Imten, zu Zapian, 


' zu Liebenftein, Oberf.- Kandidat und int. 
temel, R.-B. Wiesbaden, bef. Oberförfter ba- 


t. Revierförfter zu Bieber, R.-®. Caffel, zum 
beiden Revieren Hönebah und Iba, R.-B. 
rfterei Iba, mit Beftallung. 

j.Corps, def. Oberförfter mit Beftallung zu 


fertigung der Beftallung und Feſtſtellung der 
r fir Ertinghauſen zu Hardegſen, Provinz 


». wie vorhin, Oberförfter in Kämmerzell, R.-®. 


ı Altenbeden, R.-®. Minden. 
ür Welſchneudorf zu Montabaur, R.-B. Wies- 


B. Trier. 
Revierförfter zu Bilſtein, R.-B. Arnsberg, mit 
© fir Hundelshaufen in Wigenhaufen, R.B. 


teflinen, Oberförfterei Pelplin, R.B. Danzig 
örfter in Edftelle, R.-B. Bofen. 

Iberförfter in Rehrhof, Prod. Hannover. 

ihl, RB. Caffel 

sefter in Pabrojen, R.-®. Gumbinnen. 
Rellung als Oberförfter vorbehaltene 
verhalten die Oberförfter: 


Minden. 

fen zu Oldendorf, R.-®, Minden. 

nen. 

mzig, und 

(in Montabaur), R.-B. Wiesbaden. > 


evierförfter zu Großenritte, Forſtrevier Elgers- 
berförfter ernannt mit Beftallung für Heifebed 
(Die Revierförſterſtelle Großenritte geht als 


evierförfter zu Poppenbrigge, Forſtrevier Bor- 
Iberförfter mit Beitallung für Habdersleben zu 
Bezirk, 
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Diels, Oberf.-Kandidat und int. Revierförfter zu Gladenbach, R.⸗B. Wiesbaden, 
Oberförſter mit Beftallung zu Kaffel bei Orb, R.B. Caffel. 


G. Als interimiftifhe Revierverwalter wurden berufen die Öber- 

förfter- Kandidaten: 

Wehomsti, auf die Oberförfterftelle Straelno zu Miradz, R.-B. Bromberg. 

Schmidt, Oberf.-Kandidat und Aſſiſtent zu Oderberg in ber Oberförfterei Liepe, 
R.⸗B. Potsdam, int. Vermalter der Oberförfterei Pfeil zu Neubolland, R⸗B. 
Königsberg. (Der dortige Oberförfter von Dobened ift wegen Krankheit 
beurlaubt.) 

Horn, Oberf.- Kandidat und int. Revierförfter zu Olonin, R.-B. Danzig, zum 
int. Verwalter der nad) Abzweigung der Oberförfterei Königswiefe noch 
verbleibenden Oberförfterei Okonin. (Die Nevierförfterftelle in Ofonin iſt 
in Wegfall gekommen.) 

Lantius-Beninga, Oberf.- Kandidat und int. Nevierförfter zu Volkmars⸗ 
haufen, Oberförfterei Hemeln, Prov. Hannover, als int. Verwalter der Ober- 
förfterei Fallingboftel, Brov. Hannover. (Die Revierförſterſtelle zu Volk⸗ 
marshaufen geht als folche ein.) 


H. Bu Hiülfsarbeitern bei der Gentral-Forfiverwaltung und bei 
den Regierungen wurden berufen: 


Ulrici, Oberf.-Kandidat, zur Regierung in GCaffel. 


I. Zu Revierförftern wurden definitiv ernannt: 


Kuhndt zu Luccabude, Oberförfterei Reußwalde, R.-B. Königsberg. 

Marjcheider zu Wieps, Oberförfterei Sadlowo, R.-B. Königsberg. 

Trübe zu Outtftädter Buchwald, Oberförfterei Kubippen, R.-B. Königsberg, und 

Carſpecken zu Angerftein, Oberförfterei Bovenden, Proy. Hannover, definitiv 
zu Revierförftern an ihren bisherigen Stellen. 


K. Als interimiftifde Revierförfter wurden berufen: 


Oberf.-Kand. Ambronn nad) Bielftein, Oberförfterei Lützel, R.-B. Arnsberg. 
n „ QAppenroth nad Stellinen, Oberförfteret Pelplin, R.B. Danzig, 
„ IFrz. Boden nah Hardt, Oberförfterei Kottenforft, R.-B. Cöln. 
Hörfter Stollfuß zu Wolfsheide, Oberförfterei Rehhof, nah Strasburg, Ober- 
förfterei Gollub, R⸗B. Marienwerder. 
Förfter Nagel zu Lipnig, Oberförfterei Reußwalde, R.-B. Königsberg, nach 
Luccabude in demſelben Nevier. 
Förfter Shirrmann zu Rehhagen, Oberförfterei Eggefin, nach der neuen Re⸗ 
vierförfterftelle zu Lüpzow, Oberförfterei Warnow, R.⸗B. Stettin. 
Tit.-Hegemeifter Radtke zu Granz, als int. Revierförfter für die neu gebildete 
Nevierförfterftelle zu Sarlau, Oberförfterei rigen, R.-B. Königsberg. 
Hegemeifter Lohſe zu Jerichow, Oberförfterei Altenplatow, RB. Magdeburg, 
als int. Revierföriter zu Havemark. (Die Hegemeifterftelle zu Jerichow wird 
in eine Förfterftelle umgemwanbelt.) 


L. Zum wirklichen Hegemeifter wurde ernannt: 
Flömming, Förfer zu Strasburg, Oberförfterei Gollub, R.-B. Marienwerder, 
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Degemeifter in Koften, Oberförfterei Lautenburg in bemfelben 


rakter als Königlier Hegemeifter hat erhalten: 
mer zu Neuendorf, Oberförfterei Braſchen, R.V. Frankfurt. 


57. 


Drden-Berleihungen 
kagd-Beamte vom 1. Juni bis 30. September 1874.*) 
uß an den gleichnamigen Artikel 23 biefes Bandes, S. 32.) 
jeftät dem Kaifer und Könige ift Allergnädigft verliehen 


Der Rothe Adler-Orben dritter Klaffe: 

» Eftorff zu Trier. 

Domeier zu Hannover. 

re Adler-Orden vierter Klaffe mit ber Zahl 50: 
Jehrenfen zu Hemeln, Prov. Hannover. 

Der Rothe Adler-Orden vierter Klaffe. 

Biegand zu Wetter, R.-B. Caffel 

Nühry zu Hannover. 

Neyerheim dafelbft. 

Yampmann zu Altmorfchen 

Rohr zu Wildeck In Caſſel. 
Dehnert zu Biedenhofen, Oberförfterei Ebsdorf 

Rafeburg zu Lingen, Prov. Hannaber. 

He Kronen-Orden vierter Klaffe mit der Zahl 50: 
zoß zu Neuhof, Oberförfterei Bandsburg, R.-B. Marien» 


Zimmermann zu Caſelow, Oberförfterei Gramzow, R.-B. 


Allgemeine Ehrenzeihen mit der Zahl 50: 
kacobi in Buylien, Oberförfterei Bröblanten, R.-B. Gum- 


ich zu Forſthaus Kanne, Oberförfterei Cöpnid, R.-®. Potsdam. 
F. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 
fer Fiedler zu Hohenfier, Oberförfterei Röthen, Provinz 


bo zu Langlingen, Oberförfterei Helmertamp, Prov. Hannover. 


nd Wohnöeter der Ordenempfänger find angegeben, wie fie zur Zeit ber 
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Dem Förſter Wendrich zu Weißewarte, Oberförfterei gleichen Nanıens, R.-B. 
Magdeburg. 

Dem Förfter Witte zu Gr. Zietben, Oberförfterei Grimnig, R.-B. Potsdanı. 
Dem Förfter Friedrich zu Dolgenfee, Oberförfterei Maffin, R.-B. Frankfurt. 
„ „  Leibling zu Irmenach, Oberförfterei Kirchberg, R.-B. Eoblenz. 

„ „ Hedmann zu Marburg, Oberförfterei gl. Namens, R.-B. Caſſel. 
„Flößmeiſter Grüb zu Liebenau, Flößverwaltung Stoberau, R.-B. Oppeln. 


G. Anderweitige Auszeihnungen: 


Bon Sr. Ercellenz dem Herrin Yinanz-Minifter find in Anerfennung lobens- 
werther Dienftführung Ehren-Portep&es verliehen worben: 
Dem Förfter Müller zu Mehltheuer, Oberförfterei Zedlitz, RB. Breslau. 
Fe n „ &b Schulg zu NRösfe, Oberförfierei Eifenbrüd, R⸗B, Darien- 
5 werder. 
> Dem Förſter Kahnmeyer zu Pfalzplag, Oberförfteret Charottenthal, R.-®. 
Marienwerder. 
Dem Förfter Käfer zu Theerbude, Oberförfterei Naffawen 
n » Klaunid zu Szelbtlehmen, Oberförfterei Warnen 
" » Schuhr zu Mittenwalde, Oberförfterei Zzulfinnen | Reg.⸗Bez. 
' 75 itt i i 
, — Oberförſterei Skalliſchen Gumbinnen. 


„Görke zu Obolin, Oberförfterei Schnecken 





Berwaltungß: und Schutzperſonal. Gehalte. Emolumente. 
Benflontrungen. 
58. 
Verfahren bei der Vorbereitung ber Penfionirung von Eivilbeamten. 


Grceular-Berfügung ber Minifter des Innern, ber Finanzen unb bes Krieges an ſämmiliche 
Königl, Regierungen. 

Zur Sicherung eines gleichmäßigen Berfahrens bei der Vorbereitung ber 
Penſionirung von Civilbeamten und bei ber Berrechnung der Benflonen wird hier- 
dur Nachſtehendes angeoronet. 

1) Um der Befimmung des al. 1 im 8 20 des Penfionsgefeges vom 27. 
März 1872 zu genligen, find die Berichte iiber Anträge von Beamten auf Pen- 
ſionirung flet3 mit einer ansbrüdlichen Erklärung ber denjelben unmittelbar vor- 
gefeßten Dienftbehörbe darüber zu verſehen reſp. zu begleiten, ob fie nach pflidht- 
mäßigem Ermeflen den Beamten fir unfähig hält, feine Amtspflichten ferner zu 
erflillen. 

2) In allen Fällen ift thunlichſt darauf zu halten, dag mit dem in ben 
Nuheſtand zu verfegenden Beamten, fofern nicht in dem Antrage deſſelben auf 
Benfionirung ſchon ein beftimmter Zeitpunkt fir deren Eintritt nachgeſucht ift, 
über diefen Zeitpunkt eine ausbrüdliche Bereinbarung vor ber Berichterftattung 
über den Benfionsantrag herbeigeführt wird. 

3) In die Borjhlagsnachmweifungen zur Bewilligung von Penflonen ar 
Beamte, welche auf Anrechnung einer Milttärbienftzeit Anſpruch Haben, ift eine 
Angabe darüber aufzunehmen, ob eine und event. welche Invaliden⸗Penſton ihnen 
vor dem Eintritt in den Givildienft bewilligt ift ($ 107 des Militair - Penflons- 
Geſetzes vom 27. Juni 1871). 

4) Im Laufe des Jahres find die nach dem al. 3 des 8 107 des Militair- 
Benfions-Gefeßes vom 27. Juni 1871 bei dem Wiederausfcheiben der im Civil⸗ 
dienfte angeftellt gewejenen Militair-Benfionaire denfelben in Anrechnung auf die 
von ihnen erdienten höheren Eivil-Benfionen mieder anzumeifenden Invaliden⸗ 
Benfionen in gleicher Weiſe wie die Eivil-Penfionen bei dem Civilbeamten⸗Pen⸗ 
ſtonsfonds zu verausgaben. Am SFahresichluffe it daun aber durch eine 
fpecielle Nachweiſung feftzuftellen, welcher Betrag an ſolchen Invaliden⸗Penſionen 
unter den bei dem Givilfonds verausgabten Penfionen begriffen ifl. Der ermittelte 
i trag if vor dem Final⸗Abſchluſſe dem Civilfonds von dem Militair⸗Penſions⸗ 
| d8 in ber Weife zu erflatten, baß bie feftgeftellte Summe der bezeichneten 
‘ validen-Benflonen bei dem erfigebachten Fonds von den Ausgaben abgejegt, 
ı b Hei den letzterwähnten Yonds in einer Summe als Ausgabe gebudht wird. 
i x Zuflification der in ber Rechnung über den Militär-Penflonsfonds nachzu⸗ 

Jahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagb-Gefegg. VIL 9 
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weijenden betreffenden Ausgabe wird dieſer Rechnung die vorerwähnte fpecielle, 
von dem betreffenden Kaflen-Departementsrathe als richtig zu befcheinigende Nach⸗ 
weifung, fomwie eine fernere Beſcheinigung des letzteren, daß der verausgabte Be- 
trag von den bei bem Givilfonds im Laufe des Jahres gebuchten Ausgaben 
wirklich abgeſetzt ift, beigefiigt. 

5) Die Conſcribirten in dem vormaligen Königreich Hannover flanden regel- 
mäßig nur 18 Monate (Geſetz vom 23. Februar 1843 88 66 und 71), ſpäter 
höchſtens zwei Jahre (Gefe vom 14. September 1856 $ 5) im activen Militair- 
dienft; während ber übrigen Zeit ihrer Militairpflichtigfeit waren biefelben be- 
urlanbt. Die letztere Zeit ift nach $ 15 bes Penſions-Geſetzes ihrer Livildienft- 
zeit nicht Hinzuzurechnen. Da vielfach in den Abſchiedspäſſen diefer Conſcribirten 
die Zeit ihres activen Militairdienftes reip. ihres Urlaubs nicht näher bezeichnet 
if, fo find Die Hierauf bezitglichen thatſächlichen VBerhältniffe immer mit mög- 
lichfter Genauigkeit aufzuflären. 

Berlin, deu 24. September 1874. 

Der Minifter des Innern. Der Yinanz-Minifter. 
Graf zu Eulenburg. J. 4: Meinede. 
Der Kriegs⸗Miniſter. 

J. Bertr.: von Karczewski. 


Disten und Reiſekoften. 
59. 
Berechnung der Weifeloften bei Berjegungen verbeiratheter außer- 
etatsmäßiger Beamten. 


GircularsVerfügung der Minifter der Finanzen und des Imnern an ſämmtliche Königliche 
Regierungen unb Landdroſteien ıc. 





N Bei Gelegenheit eines Specialfalles ift es neuerdings zur Sprache gefom- 
| men, daß Hinfichtlich der Berechnung der den verbeiratheten aufßeretatsmäßigen 
Bi. - Beamten bei Berfegungen zuftehenden Reiſekoſten (cfr. Nr. 3 des Kircular - Er’ 
—— laſſes vom 28. Auguft 1873 [Miniſt.Bl. S. 253], betreffend Die Anwendung des Ge⸗ 


fees vom 24. März 1873*) eine verfchiedene Praris beobachtet wird, indem einzelne 
Behörden gemäß der Berfügung vom 16. Juni 1857**) diefer Verechnung bie 
Entfernung auf dem kürzeften Ertrapoftwege zu Grunde legen, während andere 
gemäß der Gircular-Erlaffe vom 28. März 1867 ***) und vom 15. Januar 1869 
(Minif.-B1.S. 88) die betreffende Entfernung, wenn fich der fürzefte Weg da⸗ 
durch ergiebt, daß einzelne Streden der Umzugstour nach dem Eijenbahn- ober 
Dampfihiffswege, andere nad dem Landwege berechnet werden, nad) biefem 

‚ Tirzeften Wege berechnen. Zum Bwede ber Herbeiflihrung eines gleichmäßigen 
Berfahrens beftimmen wir daher unter Modification der letzteren beiden Circular⸗ 
Erlaffe, daß für die Folge die erftere Berechnungsmweife, welche dem Sinne der 
bier in Betracht kommenden 83 2 und 4 des Allerhöchſten Erlaffes vom 10. Inni 
18487) am 18487) am meiften entſpricht, allgemein in Anwendung zn bringen if. 


am, eo. VI Art. 

S KIA Re und oobtalender Sabre. 1857, ©. 38, Urt. 14. 
ahi 
er orte A Jagdkalender Jahrg. 1852, ©. 63, Art. 20. 





r 
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Bas die Berechnung der Tagegelber fir die fraglichen Verſetzungsreiſen an- 
langt, fo bleibt für diefelbe nur die anf die betreffende Reife wirklich verwendete 


Zeit maßgebend. 
Berlin, den 6. Inli 1874. 
Der Finanz Minifter. Der Minifler des Innern. 
Sampbanjfen. % 4: Ribbeck. 


60. 


Diäten und Neifeloften der Kommunal: yorftichugbeamten. 
Beiheib an bie Königliche Regierung zu R. 

Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom 8. Auguſt c., be- 
treffend die Diäten und Reifeloften der Kommunal- Forftichugbeamten, Folgendes 
erwiedert: 

Das Erſcheinen der Forſtſchutzbeamten auf den Forſtgerichtstagen, zu welchen 
fe nah $ 30 des Geſetzes vom 2. Juni 1852*) durch ihre vorgeſetzte Behörde 
flirt werden, gehört zn ihren Dienftobliegenbeiten, wofür fie eine bejondere Ent- 
ſchädigung geſetzlich nicht zu beanipruchen haben. Wenn den Königl. Forſtſchutzbeam⸗ 
ten für ſolche Zureifen eine Verglitung aus dem Forft-Ertraordinarium bemilligt 
wird, fo beruht dies auf einer befonderen Anordnung bes Herrn Finanz-Minifters. 
Für die Kommmnal - Forſtſchutzbeamten kann felbftredend ein Anſpruch baraus 
nicht hergeleitet werben. . 

Berden dagegen Forfiichugbeamte zu gerichtlichen Terminen durch das Ge⸗ 
richt jelbft als Sachverfändige oder Zeugen vorgeladen, fo haben fie aus der 
gerichtlichen Kaffe Diäten und Reifeloften nah Maßgabe der Verordnung vom 
2. März 1844 zu fordern. Die Feſtſetzung bes diefen Beamten in folchen 
Gällen zuzubilligenden Gebührenfates fieht aber dem Gerichte zu, deſſen Ent- 
ſcheidnng durch einfeitige Verfügung der Verwaltungsbehörde nicht vorgegriffen 
werden kann. 

Bir müffen es daher ablehnen, den erbetenen Beſcheid zu ertheilen. 

Berlin, den 9. Oktober 1874. 

Der Minifter des Innern. 
J. A.: Ribbed. 
Der Miniſter für die laudwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
Friedenthal. 


Holzabgabe und Holzverkauf. Nebennutzungen. 
61. 
Umrechnung der Holztaren auf Markwährung. 

Deihelb bes Finanz⸗ Miniſters an die Königliche Regierung zu G. und Abſchrift zur gleichen 
Emädtigung an bie ſämmtlichen übrigen Königl. Regierungen, ercl, ber zu Sigmaringen, 
und an bie Königlihe Finanz-Direction zu Hannover. 

Berlin, den 24. November 1874. 
Auf den Bericht vom 9. d. Mts., die Umrechnung der Holgtaren auf Mart- 
ihrung betreffend, ftimme ich der Künigl. Regierung darin bei, daß eine Ab- 
dung ber Tarpreife: 
*) ©. Jahrg. IIL des Forft- u. Jagdtalenders ©. 39, Art. 11. 
9% 
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fir die nad) Selmetern und Hunderttheilen derſelben zu verkaufenden 

Bau- und Nutzhölzer auf volle Mark pro Feſtmeter, und 
für die übrigen Rug- und Brennholz-Sortimente auf volle Markpfennige 

pro Tareinheit 
inſchenswerth zu erachten if, um durch Vermeidung ber Rechnung wit 
In von Martpfennigen die Berechnung des Tarbetrages in den Holzver- 
ıngs-Brotofollen und Verkaufsliſten zu vereinfahen und zu erleichtern. 
ch ermächtige bie Königliche Regierung daher, bei ber, nad) Maßgabe der 
wBerfügung vom 10. Juli cx.*) zu bewirfenden Umrechnung ber zur Beit 
a, nad Thalerwährung aufgeftellten Holztaren auf Markwährung, die 
gpreife, foweit es zu einer derartigen Abrundung erforderlich iſt und einer 
rung der Tare feine Bedenken entgegen fiehen, ſelbſtſtändig zu erhöhen, 
yazu bie fpecielle biesfeitige Genehmigung einzuholen. 

Der Finanz · Miniſter. 
J. A.: v. Hagen. 





echtigungen und Ablöſungen. Gemeinhe itstheilung. 
62. 
Bedeutung des Ausdruckes Wippel- und After-Schläge* 
em nach Erlaß der Schleſiſchen Forſtordnung vom 2. December 
abgeſchloſſenen Urvertrage über eine Ruſtikal⸗Stelle, welcher 
eine Brennholz⸗Gerechtſame verliehen iſt. 
(Aus der Zeitſcht. für Lanbeskulturs@efehg. Band XXNI). 

Ne im Namslauer Kreife belegenen beiden Forſtreviere Ggorfellig und 
egur, welche früher dem Domftifte zu Breslau gehörten, find 1810 fäcn- 
worben. Bon bem Domftifte if die Waffermühle Hyp.-Nr. 2 zu SE. 
ben Primorbial-Bertrag vom 21. April 1751 an ben erften Erwerber ver- 
vorden umb enthält diejer Urvertrag sub 19 bie Beftimmung: 

„Belangend aber das Brennholz, jo fol fi) Käufer wie die vorgeweſenen 
Mieths-Müller mit den Wippel- und After- Schlägen, auch Leje- 
Holz in den herrſchaftlichen Walbungen begnügen, keineswegs aber unter 
harter Ahndung einen frifchen Baum eigenmächtig zu fällen.“ 

ie Beftimmung ift in fpäteren Weiter - Beräußerungs » Verträgen vom 27. 
ıw 1795 umb 30. März 1797, welche unterm 8. März 1795 vefp. 10. April 
vom der Gutsherrſchaft beftätigt worden find, wörtlich übernommen. Auf 
berfelben und einer, von 1864 zurlidgerechnet, angeblich mehr als 44-, ja 
igen Ausübung beanfpruchte ber gegenwärtige Befiger der gedachten Waffer- 
gegen ben Fiskus, welcher demfelben nur das Recht zum Mitgenuffe des 
em Raff- und Lefeholzes zugefanben hat, das Recht, 

diejenigen Wipfelftüce und Aefte zu entnehmen, welche beim forftmäßigen 
Einfchlage des Holzes nach Ausſchneiden des zu Ban- und Leibholz ge- 
eigneten Holzes übrig bleiben, und zwar 





1 6. Urtifel 44, Geite 83. 
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aa) bei ſarkem Bauholze bis 10 Zoll Durchmeſſer, 
bb) bei Mittel-Bauholze bis 8 Zoll Durchmeſſer, 
ec) bei ſchwachem Bauholze und Leibholze bis 6 Zoll Durchmeſſer, 

b) abgeflandene teodene Stämme zu fällen unb an ſich zu nehmen, 

e) ſich auch ohne befondere Anmweilung der Art und Säge zu bedienen, auch 
nad Anweifung grüne Bäume zur Dedung feines vollen Bedarfs zu 
verlangen. 

Nach Ergebung des vom Mühlenbefiter angetretenen Beugenbeweifes Bat 

der afte Richter durch Erlenntnig vom 9. Januar 1869 entichieden, daß 
der Befiger von Hyp.⸗Nr. 2 zu SE nur beredtigt, das Recht zur Ent- 
nahme von NRaff- und Leſeholz nach den geſetzlichen Beſtimmungen im 
8 14 bes Schlefiichen Forfi-Regulativs vom 236. März 1788 auszuüben 
and mit dem Anfpruche auf den vollen Bedarf feiner Stelle auf Wipfel- 
und Afttide bis zur Stärke von 10 Zoll, auf dire und grüne fiehenbe 
Stangen und auf den Gebrauch der Säge und ber Art abzumeifen. F 

Gegen diefe Entſcheidung hat der Mühlenbeſitzer appellitt. Durch die Ent- 
ſcheidung des Rev.⸗Coll. ſ. 2. 8. ©. vom 21. October 1870 ift auch die erſte 
Extiheidung abgeändert und ber Mühlenbefiker fiir wohl berechtigt erachtet 
worden, außer dem Raff⸗ und Leſeholz nah den geſetzlichen Beſtimmungen im 
514 des Schlefiihen Forſt-⸗Regulativs vom 26. März 1788 auch Wipfel und 
Abraum in der Stärke von 3 bis 6 Zoll zu feinem Brennholzbedarfe zu ent- 
nehmen. 

Die Gründe, ſoweit dieſelben bier intereſſtren, lauten: 

Rad) dem Inhalte des Urvertrages vom 21. April 1751 if dem Appellauten 
ine Brennholz⸗Gerechtſame im weitern Sinne des Wortes eingeräumt worben, 
bermöge deren er auch auf ſtehendes Holz, welches zum Einfchlage von Kloben 
fh eiguet, zu fordern berechtigt wäre. Denn nachdem ihm im Urvertrage sub 18 
eine Baubolz-Bereditfame eingeräumt worden ift, fährt der Urvertrag, einen Ge⸗ 
genſatz andeutend, fort: 

„belangend aber 
19. das Brennholz, fo foll fih Käufer, wie die vorgeweienen Mieths- 
Müller mit den Wipfel- und After-Schlägen auch Leje-Holze in den 
herrſchaftlichen Waldungen begnügen, keineswegs aber einzu frifchen 
Baum eigenmädhtig fällen,” 
wodurch Hinreichend ausgeſprochen if, daß bie Gerechtfame ſich auf geringere 
Holgfortimente, als zu Mafter-Kloben-Holz eingefchlagen werden, beichränten ſoll. 

Daß dem Appellanten ber volle Bedarf zugefichert worden, ergiebt der 
Bertrag Teineswegs, und Diefer Anſpruch ift daher hinfällig, fofern die belafteten 
Forſt⸗Reviere umter Beritdfichtigung der Mittheilnahme⸗Rechte eine Unzulänglich- 
kit ergeben follten. 

Das Hauptgewicht für feine, die Grenzen einer bloßen Raff⸗ und Lefeholz- 
Gerechtiame überſchreitenden Gerechtfame legt Appellant auf das Wort „After- 
Schläge.“ 

Unter „Afterſchlag“ verfiehen Adelung und Campe in ihren deutſchen 

zörterbüchern übereinftimmend „die Aefte und Wipfel oder Gipfel der gefällten 
Aume, welche nicht zu Klafterholz taugen, den Abraum.” Auch Pfeil in einem 
uſſatze bei „Bang, Beiträge zur Revifion der Preuß. Geſetze“ S. 322, worauf 
3 Erkenntniß des Königlichen Ober-Zribunal® vom 2. November 1854 (Entſch. 
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Bd. 29, S. 134) fich beruft, bemerkt, daß unter „Afterſchlag“ die zu Nutzholz 
und Klafterholz untaugliche Spitze des gefällten Baumes zu verſtehen ſei. 
Appellant beruft fich auf das von ihm vorgelegte deutſche Wörterbuch der Ge⸗ 
brüder Grimm, worin das Wort „Afterſchlag“ aus den dort allegirten Weis- 
thumern definirt wird, „jus secandi ligna tenuiora, sarmenta*, Aeſte und 
Wipfel“ und will hierdurch den Gebrauh ſchneidender Inſtrumente recht- 
fertigen, wofür er eine weitere Unterftüßung darin findet, daß ihm nur unter- 
fagt worden, „unter harter Ahndung einen frifden Baum eigenmädtig zu 
füllen” woraus vermöge Schluſſes aus dem Gegenſatze gefolgert werden mtüffe, 
daß ihm erlaubt fei, trodne dürre Bäume mit Art oder Säge zu fällen. 

Allein der Sprachgebrauch der alten Weisthiimer kann für den jeden Yalles 
Sabrhunderte jüngeren Urvertrag vom 21. April 1751 nicht maßgebend fein 
(8 66, Tit. 4, Theil LA 2. R.), und die Definition der Weisthümer paßt auf 
die bier vorliegende Bedeutung der „Wippel- und Afterfchläge” inſofern nicht, 
als das Wort „Afterfehlag” als das Recht zu geringeren Holzjortimenten definirt 
ift; hier dagegen die geringeren Holzfortimente ſelbſt, welche Begenftand des durch 
den Urvertrag eingeräumten Rechtes fein follen, „Wippel- und Afterſchläge“ ge- 
nannt werden. Dagegen ftimmt der Gegenftand des Rechtes „Afterfchlag” nach 
den Weisthlimern mit dem durch Adelung und Lampe bezeugten Sprad- 
gebrauch mwefentlich überein. Denn bie ligna tenuiora oder sarmenta (d. 5. nach 
Scheller's Lericon „Reisholz”), welche durch den Beiſatz „Aefte und Wipfel“ 
verdeutfcht werden, find auch Abraum. Aus dem gebrauchten Worte „After 
flag” ift daher die Eimräumung eines Rechtes zum Gebraudhe der Art oder 
Säge nicht zu entnehmen. Ebenfo wenig aber Tann dies aus dem hinzugefügten Ber- 
bote, einen friſchen Baum eigenmächtig zu fällen, durch den Schluß aus dem 
Gegenſatze gefolgert werden, da der Schluß, daß das, was nicht verboten worden, 
geftattet fei, feine Auslegungsregel für privatrechtfiche Willenserflärungen bildet 
am wenigften für folche, welche, wie Einräumungen von Servituten, flrift zu 
interpretiren find und feine ausdehnende Erflärung zulaffen. 

Daß e8 bei Abſchluß des Vertrages von 1751 auch garnicht die Abſicht ge- 
geweien, eine Berechtigung auf Entnahme dürrer Bäume oder Stangen zu con- 
fituiren, ‘gebt evident aus den in den Hyp.-Alten der Mühle befindlichen, zwifchen 
Nachbeſitzern abgefchloffenen Befitzveränderungsverträgen vom 27. Februar 1795 
und 30. März 1797 hervor, in welchen des der Mühle zuftehenden Rechts als 
im Raff⸗ und Leie-, Wipfel- und Afterſchlag⸗Holzrecht beftehend, gedacht wird, mit 
dem Beifligen, 

daß bei forfimäßiger Strafe eigkmmächtig fowenig’ ein frifcher, als 
abgeftorbener Baum (reip. im lebtgedachten Bertrage) kein Stamm 
umgehauen werden dürfe. 

Der Anſpruch auf Gebrauch von Art und Säge ift hiernach weder durch 
die Urkunde ſelbſt noch durch die darin eingeräumte Holzart begründet und 
ebenfo wenig die Entnahme trodner, abgeftandener Bäume, duch Abftämmen 
derſelben. 

Es muß indeſſen bei Auslegung des Vertrages vom 21. April 1751 vor 
Allem auf die damaligen gejeglichen Beitimmungen NRüdficht genommen werden. 
(8 73, Tit. 4, Theil J, A. v. R.) und hier gewährt die zur Zeit biefes Vertrages’ 
als Geſetz gegoltene Holz-, Maft- und Jagdordnung für das Herzogthum Schleften 
und die Grafihaft Glatz vom 2. Dezember 1750 (Korn, Samml. Bd. 8, 
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E.%02 fi.) den geſetzlichen Anhalt. Diefe, welche ihrem Inhalte nad ebeufo 
wie die fpätere vom 19. April 1756 (Korn, Samml. Bd. 6, S. 887 fi.) unb 
das Regulativ vom 26. März 1788 (Korn, Neue Samnıl. Bd. 2, ©. 80 fi.) 
auch fir die Brivatforften, namentlich auch fllr die Forſten der geifllichen @lter 
und Stifter, gegeben ift, (cfr. Entf. Bd. 31, S. 83 ff.) läßt aus Zit. IX, S 1 
deutlich erfehen, daß der Ausdrud „Leſe⸗Holz“ oder „Raff⸗Holz“ mit „Raff⸗ und 
LeſeHolz“ gleichbedeutend if. Hieraus muß allerdings gefolgert werben, daß 
der Urvertrag vom 21. April 1751, indem er dem Appellanten ein Recht auf 
„Bipfel- und Afterichläge, auch Leſe⸗Holz giebt, mit den Wipfel- und After⸗ 
| fölägen etwas Mehrere gemeint hat, als das gemögnfice Raff- und Lefeholz., 
Die Erklärung Hierzu findet ih im $ 12, Tit. L der gedachten Ordnung vom 
2 Dezember 1750, wo gefagt iſt: 
„Ben Holz gefället wird, follen die Wippel und Abraum mit ein- 
gefhlagen oder, wenn foldhes die Eigenthümer nit convenabel 
finden, fothaner Abraum denen Untertanen oder fonft und erfteren allen- 
falls und wenn derſelbe nicht bald zu Gelde gemacht werben kam, ohn⸗ 
entgeltfich überlaffen werden, damit die Yorfte gereinigt und der Aufſchlag 
befördert werde.” 

Es ift ans diejer, auch in der Ordnung vom 19, April 1756, Tit. I, $ 12 
wiederholten Beſtimmung zu fchließen, daß unter den „Wippel- uud Afterfchlägen‘‘ 
des Urvertrages vom 21. April 1751 die „Wippel und Abraum” zu verftehen 
find, welche nad) dieſen Gefeßen nicht zum „Raff⸗ und Lefe- Holz” gerechnet 
wurden, weil fie mit eingeichlagen, d. b. in bie Klafter von Kloben mit binein- 
genommen werben follten, welche jedoch, wenn der Korfteigenthiimer diefelben nicht mit 
indie Mafter ſchlagen wollte, den Unterthanen zu überlaffen waren. Da nun Hier 
offenbar von Kloben-Rlaftern die Rede ift, zu welchen, wenn fie reine Kloben- 
Saftern fein follten, nur Holz von 6 Zoll Durchmeffer genommen wurbe, fo 
mäflen unter „Wippel und Abraum“ der Ordnung vom 2. Dezember 1750 die 
dei den Mafterfchlägen abgefallenen und nicht mit eingeflafterten Wipfel- und 
Abraum⸗Stücke von 3 bis 6 Zoll Durchmeffer verftanden werden. 

Die in dem Erkenntniffe des Revifions- Collegiums vom 20. October 1865 
(Zetih.f..E.6.80.17.8.188 ff efr. S. 183) erwähnte Inftructton des Yorft-Depar- 
tement# des. damaligen General-Directorii vom 10. October 1780 rechnete alles 
AR- und Snitppelholz von 3 Zoll im Durchmeffer und darüber zu dem zu ver- 
faufenden Klafterholze, im Gegenſatze zu dem geringeren unter 3 Zoll Durch⸗ 
mefler. Der 8 14 bes Forfi-Regulativs vom 26. März 1788 beftimmt, indem er 
den Begriff von Raff- und Lefeholz auf dasjenige Holz befchräntt, 

„welches entweder in trodenen Stämmen vor Alter umgefallen und als 

Lagerholz liegen geblieben oder in trodnen Aeften abgefallen oder endlich 

in ben verlaffenen Schlägen an Abraum zurüdgeblieben if, und ohne 

eine Art zu gebrauchen, genommen werden kann, welches alfo nicht 

bis zum Abſtämmen abgeftandener Bäume, im Fall nicht ausdrückliche 

Abkommen dahin gerichtet find, ausgebreitet und überhaupt nichts Anderes 

Darıımter verftanden werben darf, als was unter der Onalität des zu 
verfülberndben. Klafterholges und des Gebundholzes iſt,“ 

; Mklich, Daß, fo lange noch Af- und Knüppelholz nicht angebracht werben könne 

d folglich zur Reinigung der Schläge abgeräumt werben mülſſe, die Holz- 

eqhtigten baranf anzumeifen nnd von allem andern Lagerholz abzuhalten feien, 
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3 aufgeräumt worden, daß dadurch aber keineswegs ber Begriff von Raff- 
ſeholz an fich erweitert und eine für die Folge läftige Servitut erſchlichen 
folle. 

iſt in dem oben gebachten Erfenutniffe des Reviſions - Gollegiums vom 
tober 1865 näher ausgeführt worden, daß hiernach nur Aeſte und Wipfel 
(braum unter 3 Zoll ſtark unter dem Begriff von Raff- und Leſeholz nach 
es Forſt · Regulativs vom 26. März 1788 fallen, und foweit find biefe 
timente dem Appellanten auch im erften Erfenntniffe zugeſprochen worden. 
n aber der Urvertrag vom 21. April 1751 dem Apellanten außer dem 
olge", d. h. „Raff- und Lefe-Holze“, welches der gedachte z 14 beftimmt begrenzt 
adruclich noch „Wippel- und Mfterfchläge” einräumt, worunter nad) dem 
nur „Wipfel- und Abraum“ "von 3 Boll Stärke und darüber bis au 
Stärke, mit welcher Stärke das Klobenholz beginnt, verftanden werben 
fo ift anzunehmen, daß der Urvertrag dem Appellanten außer dem Raff- 
ſeholze auch noch Wipfel und Abraum von 3 bis 6 Bol Stärke ge- 
jat. 

es Mehr muß dem Appellanten um fo mehr zugeſprochen werben, als die 
Ausſagen beflätigen, daß die Befiger der Mühle Hyp.-Nr. 2 SE. in ber 
ine größere als eine bloße Raff- und Leſe ⸗ Holz · Gerechtſame ausgelibt 


ı# letztgedachte rein thatjächliche Moment wird ſodann aus den Bengen- 
m näher dargethan; ift jedoch hier von feinem Jutereſſe. — 

8 vorftehende Erkenntniß if in dritter Inſtanz durch das Erkenutniß des 
Obertribunals vom 27. Februar 1872 beftätigt worden. In biefem Er- 
fe ift bezüglich der Bedeutung bes Wortes „Afterfhläge" Folgendes 


nãchſt und hauptſächlich Teitet ber Kläger aus bem Worte „Afterſchlägen“ 
er das bloße Raffe und Leſeholz Binansgehende Holzgerechtigkeit, ſowie 
brauch ſchneidender Inſtrumente — Art und Säge — her, indem er ſich 
uf das deutſche Worterbuch der Gebrüder Grimm beruft, mo es Bd. I, 
Heißt: 

Afterſchlag m. jus secandi ligna tenuiora silvae, sarmenta, Aeſte und 
Bipfel, Häufig in den Weisthlimern 20.” 

be Weisthiimer find babei allegirt: 

Der Dingbrief über die Rechte des Mloflers St. Urich und eines Voigts 
lsweiler, fübfih von Freiburg im Breisgau aus bem Jahre 1316 und 
ı einem Bidimus vom Jahre 1444 (Weisthiimer von Ja kob Grimm 
8. 329) lautenb: 

‚Die vorg. lute haut vuch daz recht in dem banholz, das sie sullen 
ıemen die affterslaga des liegenden holzes und sol mit einre burdy 
1Eymgan.“ 

das Weistfum von Schwanheim — früher Schweinheim — auf ber 
Seite bes Main, Höchft gegenüber, aus dem Jahre 1421 (©. 525 a. a. D.) 


‚auch wiseten sie allen die zu Schweinheim Rode odir zum Gold- 
ıtein siczen, die mit merkere weren, die affterslege, die da blyben 
iegen, und dorre holz p. p. daz megen sie holen pp.“ 
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e) Das Weisthum zu Kichurg, in dem Weſterwalde unweit Hachenburg, 
and dem Jahre 1461 (Seite 614 a. a. D. lautenb: 
‚Item were sache, das einige groisse bawholzer aiffielen, oder aifge- 
brandt wurden in des lehnmanns holze, so mach he sich des after- 
schlags gebrauchen pp. 
Were aber, das ein holz fiele in der gemeine, da mach sich ein 
iglicher mit des afterschlags gebrauchen pp.“ 
d) Das Weisthum betreffend den Hof zu Nieder-Spedbady, Canton Altkirch, 
vom 16. September 1458 (&. 653 a. a. D.) lautenb: 
„nnd darumb so mögen die huber in den vorgeschribnen helzern 
sfterschlag und verfegen holz nemmen pp.“ 
e) Das Weisthum, betreffend den Hof zu Sundhaus zwiſchen Schletſtadt 
nd den Rhein, aus dem Jahre 1320 (S. 678 a. a. O.) lautend: 
‚er (der Förster) sol auch haben alle die todten bome in dem wald 
und die aftershlage, die in dem walde erloeset werden, und die 
stumpflosen, das ist von dem schohe einen pfenning . . . .* 
f) Das Weisthum, betreffend ben Hof zu Baffenheim, im Bezirke Bar, aus 
den Jahre 1412 (&. 690 a. a. D.) fautend: 
| ‚auch ist des kelners recht, wan mein frowe git dehein holz in dem 
| Walde, das die afterslege sin sint, u. das men ime gebe fur jeden 
| afterslag einen pfening und die todten bäume.“ 
g) Das Weistäum, betreffend den Hof zu Molficch, zwiſchen Berſe und Has- 
lech im Amte Girbaden, aus dem Jahre 1548 (S. 696 a. a. D.) lautend: 
„were es auch, das ein commentur oder jemand von Seiner wegen 
einen trottbaum hinweg gäbe oder verkaufte, wie das geschehe, so 
hat ein foerster ein schilling pfenning uf dem stock und die after- 
| schlage pp.“ 
| h) Das Weisthum, betreffend den Hof zu Honcheraith — Hongerath — 
wehfih von St. Saar, aus dem Jahr 1532 (Bd. 2 ©. 229 a. a. O.) lautenb: 
„Item Harbach und Haissfeldt weist man vor weidemarken in den 
wald, doch kheyn grünholtz eychen oder buechen zu hauwen, dan 
allein leigen holtz und afterschlege, des giebt ein jecklick huiss ein 
| hoene pp. — 
| Alein ſelbſt wenn für die Auslegung bes vorliegenden Urvertrages vem 
| 3L April 1751, auf die mitgetheilten Weisthümer, obgleich fie Jahrhunderte 
 grädliegen, und fi) auf ganz andere, entlegene Gegenden beziehen, im Hinblid 
‚ auf bie Borfchrift des $ 66, Tit. 4, Theil J. des A. L. R. den Verklagten gegen- 
Eher überhaupt irgend Werth gelegt werden könnte, fo findet in bemfelben, fo- 
weit von ben Gebrüdern Grimm mit dent Worte „Afterfchlag” in deſſen Ueber- 
ſchung die Bedeutung verbunden ift, daß der Berechtigte felbft den Afterichlag 
fi bereiten, hervorbringen, bezüglich zu dieſem Zwecke, d. i. zur eigenen Ab⸗ 
trennung des Afterfchlages von dem Stamme fich fchneidender Juſtrumente be» 
Besen fünne — jus secandi —, doch diefe Deutung immerhin nicht ihre 
degrimdung. Denn nirgend ift in den Weisthlimern von einer ſolchen Thätig- 
kit des Berechtigten zur Hervorbriugung des Afterichlags durch fich felbft, unter 
Anwendung fchneidender Inſtrumente, auch nur entfernt die Rede; im Gegentheil 
ſd die Afterfchläge neben dürrem Holze (sub b.) „Berfegen“, d. i. verlegenem 
tagerholze (zu d.), todten ſtumpfloſen Bäumen (zu e.), liegen gebliebenem Holze 
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(zu bh.) Hingeftellt, — insbefondere zu b. als Liegen geblieben, und zu c. als 
erlöfet, d. i. gewonnen, demnach als fhon vorhanden, ſchon abgeſchlagen, 
angenommen und bezeichnet und es ift überall nur beftimmt, daß und unter weldden 
Bedingungen, namentlich auch den Törftern gegenüber, die Berechtigten fi) die 
vorhandenen Afterjchläge erholen dürfen. Es ifi alfo in den obigen Weis- 
thlimern das Wort „Afterfchlag” nur in einem ähnlichen Sinne gebraucht, wie 
das Wort „Abraum‘ im 8 215, Tit. 22, Theil I. des A. L. R., mo der Abraum 
nicht allgemein als eine Species des Raff⸗ und Lefeholzes aufgeflihrt, dazu viel- 
mehr nur ba8 Holz gerechnet ift, welches im ben abgeholzten Schlägen an Ab⸗ 
raum, d. 5. als Abraum, oder von der Beichaffenheit des Abraums, zurlidge- 
laſſen worden, fo daß in dem $ 215 nur Beftimmung über den vorhandenen 
Abraum getroffen ift, nicht aber zu deffen Hervorbringung eine Mafregel 
hat angeoronet werben follen. — Erkenntniß vom 2. November 1854, Ent- 
ſcheidungen Bd. 29, S. 132. — 

In ihrer obigen Deutung treten übrigens die Gebrüder Grimm infofern 
mit fi jelhft in Widerfprud, als in der Ueberſetzung „ligna tenuiora“ und 
„garmenta“ neben einander geftellt find. Denn das Wort „sarmentum“ be- 
deutet nad) Dr. Georges Handwörterbuche (1865), im Wefentlichen überem⸗ 
ſtimmend mit Scheller's Lerifon „ein abgefähnittenes Reis“ fei es grün, mie 
beim Weinftode, oder dürr, wie Reisholz, Neifig, fasces sarmentorum, Reis⸗ 
bündel, Faſchinen, — fo daß darauf das Wort „secare* nit paßt. 

Endlich aber verdeutichen die Gebrüder Grimm jelbft die „ligna tenuiora 
et sarmenta“ als „Wipfel und Aeſte““, worunter der gemeine Sprachgebrauch iu 
der bier fraglichen Beziehung Holztheile verfteht, weile vom Stamme ſchon ge- 
trennt find, nicht aber ſolche, welche davon erft noch getrennt werden follen. 

Inſoweit treten alfo auch Adelung und Campe, wenn fie in ihren 
deutichen Wörterblihern unter „Afterfhlag” übereinftiimmend „die Aefte und 
Wipfel oder Gipfel der gefällten Bäume, welche nicht zum Klafterholze taugen, 
den Abraum”, verftehen, nicht in Widerjpruh mit den Gebrüdern Grimm, 
fimmen vielmehr mit ihnen überein. 

Hiernady findet der Gebrauch der Art und Säge, foweit ihn der Kläger aus 
bem im Urvertrage gebrauchten Worte „Afterfchlag”, auf Grund des Wörter- 
buchs der Gebrüder Grimm, in Verbindung mit den bezogenen Weisthlimern 
berleitet, feine Begründung nicht. 


68. 


Bertrag zwilchen Sr. Majeſtät dem Deutſchen Katjer, Könige von 
Preußen und Sr. Hohbeit dem Herzoge von Anhalt wegen Vieber- 
tragung der Leitung der Auseinanderjegungs-Gefchäfte (Separationen 
und Ablöfungen) auf die Königlich Preußifchen Auseinanderjegungs- 
Behörden. Vom 18. September 1874. 

Nachdem Se. Majeftät der Deutſche Kaifer, König von Preußen, den Wunſche 
Sr. Hoheit des Herzogs von Anhalt mit Bereitwilligleit entgegengelommen ſted, 
die Leitung der Auseinanderfegungs-Gefchäfte im Herzogthum Anhalt den Königlidg 
Preußifhen Auseinanderfegungs-Behörden zu übertragen, find zur Feilftellung 
der bierbei erforderlichen näheren Beftimmungen 
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| Kköniglich Prenßiſcher Seits: 

ber Geheime Ober-Regierungsrath Haad und der Regierungsrath Helmke, und 
| Herzoglih Anhaltiſcher Seits: 

| ver Geheime Regierungsrat Bartels 

zlennmengetveten und haben unter Vorbehalt der Natifilation folgenden Bertrag 
gejäloffen. 

Artitel 1. Die Leitung der Separationen und Ablöfungen, fowie die 
Extigeidbung der dabei vorkommenden Streitigkeiten fol in dem Herzogthum 
Aubalt durch die fir die Provinz Sachſen dazu berufenen Königlich Preußifchen 
Behörden, zur Zeit die Königliche Generallommiffion zu Merjeburg und das 
Rerifionstollegium für Landestulturjachen in Berlin, ſowie in den dazu geeigneten 
gillen das Ober-Tribunal in Berlin erfolgen. 


Artilel 2. Dem Berfahren und den Entjcheidungen follen die im Herzog⸗ 
Sum Anhalt geltenden, beziehungsmeife noch zu erlaffenden Geſetze und Ber- 
xummgen zum Grunde gelegt werden. 


Artilel 3. Die durch die Herzoglich Anhaltiſchen Gefete und Verordnungen 
ker bisherigen Herzoglich Anhaltifchen Senerallommiffion und den von diefer be- 
kiten Specialkommiſſarien beigelegten |Befugniffe und Pflichten gehen auf die 
hetreffende Königlih Preußiſche Generalcommiffion und bie von bdiefer zu be- 
fellenden Specialcommiffionen über. Insbeſondere hat die Königlich Preußifche 
Genraltommiffion auch über alle Beamte der Speciallommiffionen, ohne Unter- 
ſhied, ob diefelben Königlich Preußifche oder Herzoglich Anhaltifche find, die ge 
Mäftfiche Disziplin zu führen. 

Artilel 4. Die richterlihen Entſcheidungen der Königlich Preußiichen Be⸗ 
hörden in den im Herzogtum Anhalt vortommenden Anseinanderfegungsfachen 
agehen unter der Yormel: 

In Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeftät dem Deutichen Kaifer, 

Könige von Preußen und Seiner Hoheit dem Herzoge von Anhalt gefchloffenen 

Staatsvertrages vom 18. September 1874. 

Artikel 5. Das Herzoglich Anhaltiſche Staatsminifterrum ift befugt, von 
der betreffenden Königlich Preußiſchen Generaflommiffion fiber die Lage ber ein- 
einen Auseinanderjeungsfachen jederzeit Auskunft zu erfordern. Für den Yall, 
daß das Herzogliche Saatsminifterium in einzelnen das Tandespolizeiliche Intereſſe 
berübrenden Punkten der betreffenden Generaltommiffion beflimmte Anmeifungen 
za ertheilen hätte, wird daffelbe mit dem Königlich Preußiſchen Minifterium fir 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten in Communication treten, durch welches 
ihtere dann die Befcheidung der Generallommiffion erfolgt. 

Auch in allen auf die Disziplin der Behörbe ‚oder der einzelnen Beamten 
Bezug habenden Yällen wird fi) das Herzogliche Staatsminifterium an das 
dachte Königliche Minifterium wenden, fofern daſſelbe nicht vorziehen follte, 
Rd dieſerhalb zuvörderſt unmittelbar mit der Anseinanderfegungs-Behörbe zu 
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gen. 

Irtilel 6. Statt der biaherigen im Herzogthum Anhalt geltenden Geſetze 
zub Zerordnungen wegen der in Auseinanderfegungsfachen von den Bartelen an 
Vie | useinanberfegungs-Behörden zu entrichtenden Koften, fowie wegen der Re- 
ı mm rieung der Kommifſarien, Feldmeſſer, Sachverftändigen ꝛc. follen die für bie 
| Bert 14 Sachfen wegen der gedachten Koften und reſp. Remunerirung jetzt gel- 
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tenden Vorſchriften auch bei den im Herzogthum Anhalt vorkommenden, in Artitel 1 
bezeichneten Geſchaften Anwendung finden, 

Artikel 7. Seine Hoheit der Herzog von Anhalt verpflichtet Sich, zu den 
Generaloften der Königlich Preußiſchen Auseinanderjegungs-Behörden, welche 
aus der Königlich Preußiſchen Staatslaffe gewährt werben, an bieje einen an- 
gemeffenen Beitrag alljährlich zu zahlen. 

Diefer Beitrag wird für die nächften fünf Jahre auf die Summe von Ein⸗ 
taufend flnfhundert Thalern jährlich feftgeftellt und bleibt für die weitere Folge- 
zeit bejonderer Verabredung vorbehalten. 

Artilel8 Die Ausführung diejes Bertrages erfolgt mit dem 1. Jannar 1875, 

Bon dem Bertrage zurüdzutreten ſoll ſowohl Seiner Majeftät dem Deutichen 
Kaifer, Könige von Preußen, als Seiner Hoheit dem Herzoge von Anhalt nad 
Ablauf von fünf Jahren, und von da ab jederzeit nach einjähriger Kündigung 
freiftehen. Eine gleiche Kündigung fol Seiner Majeftät dem Deutſchen Kaijer, 
Könige von Preußen, innerhalb der vertragsmäßigen Zeit von fünf Fahren frei- 
fieben, wenn an der binfichtlich der Auseinanderfegungen im Herzogthum Anhalt 
jetzt befiehenden materiellen Geſetzgebung etwas geändert werden follte. 

Artikel 9. Gegenwärtiger Vertrag foll unverzüglich zur landesherrlichen 
Ratification vorgelegt und die Auswechslung der Ratificationg-Urkunden möglichft 
bald in Berlin bewirkt werben. 

Berlin, den 18. September 1874. 

(L. 8.) Wilhelm Ludwig Haad. 
(L. 8.) Friedrich Wilhem Richard Helmke. 
(L. 8.) Earl Guſtav Eduard Bartels. 

Der vorſtehende Vertrag ift ratifizirt und die Auswechlelung der Ratifications- 

Urkunden bewirkt worben. 
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Etatsweſen. Geſchäfts⸗, Caſſen⸗ und Rechnungsweſen. 
64. 


Leiſtung von Abſchlagszahlungen an Bauunternehmer bei fiskaliſchen 
Bauausführungen. 


GireularsVerfügung bes Minifters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten an ſäntmt⸗ 
liche Königl. Regierungen und Landbrofteien, ſowie an bie Miniiterial-Bau-Commiflion. 


Rah der Beitimmung in Nummer 5 des Circular - Erlaffes vom 30. No⸗ 
vember 1826, das Berfahren bei AYuftification der Koften für Entreprijebauten 
und das Verfahren bei Zahlung der Baugelder betreffend, jollen Zwifchenzahlungen 
nur auf Grund und unter Zufertigung des Zeugniffes des Baubeamten, daß der 
Bau big zu dem beftimmten Punkte vorgerüdt fei, von der Regierung angewiefen 
werden dürfen. Da e3 dringend wünſchenswerth erjcheint, daß die Bauunter- 
nehmer fo fchleunig als möglich wegen ihrer Forderungen befriedigt werden, fo 
will ich, zugleich im Jutereſſe der thunlichfien Geichäftserleichterung ber Local⸗ 
baubeamten, für mein Reſſort eine Mobdification diefer Beftimmung eintreten 
lafien und die Königliche Regierung hierdurch ermächtigen, die Anmweifung von 
Abſchlagszahlungen in den Yällen, iu denen dies nach ihrem pflichtmäßigen Er- 
meffen und nach der in jedem einzelnen Falle befonders vorzunehmenden Prüfung 


a 
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der in Betracht kommenden Berhältniffe und Berfönlichleiten unbedenklich ericheint, 
en Localbanbeamten zu übertragen. 

Bur Wahrung der Sicherheit der fiscalifchen Caſſen beflimme ich dabei aus⸗ 
Mädtich, dag in allen foldhen Fällen die Anweifung der in ausreichender Höhe 
za normirenden Schlußzahlung der Regierung vorbehalten bleibt, unb die von 
ben Banbeamten ber ihnen eventuell ertheilten Ermächtigung gemäß direct anzu- 
weiſenden Swifchenzahlungen nicht den vollen Werth der ausgeführten Arbeiten 
tepräfentiren dürfen, vielmehr ein Mehrwerth der leisteren im Betrage von 10 pCt. 
auberichtigt bleiben muß. 

Gleichzeitig orbne ich an, daß die Regierung in einem jeden Falle, in welchem 
fe den Banbeamten die Anweifung von Zwiſchenzahlungen überläßt, ihrer 
deuptcaffe eine General⸗Ordre, big zu welden Geſammtbetrage fie den An- 
weiiuugen der Baubeamten Yolge zu leiften hat, ertheile und den letzteren auf- 
gebe, von den auf ihre Anweiſung erfolgten Abjchlagszahlungen ihr jedes Mal 
zit dieſen gleichzeitig oder doch unmittelbar nachher unter Ueberreichung einer bie 
Höhe der Abſchlagszahlungen rechtfertigenden Berechnung Anzeige zu machen. 

Berlin, den 7. Auguft 1874. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und äffentliche Arbeiten. 

Dr. Achenbach. 


65. 


Anweifung von Abichlagszahlungen bei Entreprifebauten im Bereiche 
der Domainen- und Forſt⸗Verwaltung. 


Gncnlar-Berfügung bes Finanz: Minifters an fämmtlihe Konigl. Regierungen (excl. Gig: 
meringen) und an bie Königl. Minifterial-Baus-Commiffion, fowie an bie Königl. Finanz: 
Direction in Hannover, 

Mit Bezug auf die Circular⸗Verfügung des Herrn Minifters flir Handel, Gewerbe 
und Öffentliche Arbeiten vom 7. v. Mts. (vergl. den vorigen Artikel), betreffend 
die Anweifung von Abfchlagszahlungen bei Entreprifebauten Seitens der Local- 
Banbeamten, wird die Königliche Regierung veranlaßt, bei den im Bereiche der 
Domainen- und KYorft-Berwaltung vorlommenden Baulichkeiten, den Umſtänden 
nach, ein gleiches Berfahren eintreten zu laffen, wie ſolches in der vorgedachten 
Berfügung für das Reffort des Herrn Minifters für Handel, Gewerbe und öffent- 
liche Arbeiten angeorbnet worden ifl. 

Berlin, den 9. September 1874. 

Der Hinanz-Minifter. 
J. A.: 0 Hagen 


66. 


g der von der Domainen- und Forſtverwaltung zu ent- 
richtenden Amortifationsrenten bei Ablöfung von Leiftungen an Kirchen, 
Pfarren, Küftereien 2c. durch Vermittelung der Nentenbanlen. 


& AarBerfügung bes Finanz Minifteriums an fänmtlihe Königl. Regierungen excl. zu 
Trier, Aachen, Sigmaringen, Caſſel, Wiesbaben und Schleswig. 
' Berlin, den 8. October 1874. 
Es find Zweifel darüber entflanden, wie die Amortifationg-Nenten zu ver- 
te ven find, welde die Domainen- und orfiverwaltung in den Fällen zu ent- 
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richten hat, in welchen Leiftungen an Kirchen, Pfarren, Küftereien, fonftige geift- 
liche Inſtitute, fromme und milde Stiftungen, Wohlthätigleits-Anftalten ꝛc. auf 
Grund bes Gejehes vom 237. April 1872 (Gefeb-Samml. ©. 417) *) durch Ber- 
mittelung der Rentenbanken abgelöf werden. | 

Zur Befeitigung diefer Zweifel wird beftimmt, daß die Berrechuung dieſer 
Amortifationsrenten in der durch die Eircular-Berflügung vom 17. Auguft 1856 
vorgefchriebenen Weife mit der Maßgabe zu bewirken tft, daß die Renten fir 
Abgaben, mwiche bisher auf dem Domainen-Etat fanden, in den Domainen-Ber- 
waltungs-Rechnungen derjenigen Negierungs-Hauptcaflen, melde ſich mit der be- 
treffenden Rentenbanf an demfelben Orte befinden, unter: 

„Tit. 15. Zinfen von Pafliv-Capitalien, Paflivrenten und fonftige Abgaben 

und Laften,” 
die Renten für Abgaben, welche bisher auf dem Forfi-Etat ftanden, dagegen. in 
den Forfiverwaltungs- Rechnungen derjelben Regierungs-Hauptcaflen unter: 

„Kap. 4. Zit. 2. Ablöfungsrenten und zeitweife Vergiitungen an Stelle von 

Raturalabgaben“ 
zu verausgaben, in entjpredhender Weije auch auf die nächften Entwitrfe zu den 
Domainen- uud Forftverwaltungs-Etats zu libernehmen find. 

Der Nachweis der betreffenden Reuten in den Etats und Rechnungen erfolgt 
nur fummarifch in folgender Weife: 

„Der Brovincial-Rentenbant! Amortifationsrenten, welche 56Yıs Jahr zu 

entrichten find 

a. vom 1. April 1874 db. . . .» 2...» Th. 
b. vom 1. October 1874 ab . 


” 


=... Thlr.” 
Diejenigen Regierungen, von welchen nad) Borfchrift der Eircnlar-Berfügung 
vom 17. Auguft 1856, die in ihren Verwaltungsbezirken regulirten, vom Fiskus 
zu zahlenden Amortiſations⸗Renten andern Regierungen zu tiberweifen ſtud, haben 
letteren getrenute Nachweiſungen der qu. Renten für die Domainen- und die 
Forftverwaltung nad) dem vorgefchriebenen Schema zuzuftellen. 
Finanz-Minifterium, 
Abtheilung für Domainen und Forften. 
v. Strang. v. Hagen. 


67. 
NRemunerirung von zu Büreaugehülfen der Oberförfter verwendeten 


Forſthülfsaufſehern. 
(SireularsBerfügung bes Finanz⸗ Miniſters an ſämmtliche Königl. Regierungen (excl. Sig⸗ 
maringen) und an bie Königl. Finanz⸗Direction zu Hannover.) 
Berlin, den 10. October 1874. 
Da feit dem Erlaß der Circular-Berfügung vom 30. April 1869,**) betreffend 
die Berwendung von Korfthülfsaufiehern zu Bilreaugehülfen der Oberförfter, in 
dem Werthe der freien Wohnung und Belöfiigung und in den Sätzen flir die 
Beioldung der Yorfthlilfsauffeher, ſowie in der Dienftaufwands-Entihädigung der 
Oberförfter wefentliche Veränderungen eingetreten find, fo wird der in der vor⸗ 


*, 6. Jahrb. Bd. V. ©. 113. Art. 35. 
“#4, Sabrbud Bd. II. ©. 44. Urt. 80. 
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gedachten Gircular-Berfligung enthaltene Baflus von deu Worten ab: „Wenn 
jolches dem Oberförſter geftattet wird 2c.” bis zu den Worten „um Bier bis 
Gehe Thaler monatlich zu vermindern if” dahin abgeändert, daß er lautet: 
„Wenn folches dem Oberförfter geftattet wird, ift derfelbe aber zu ver- 
pflichten, dem betreffenden Forſtaufſeher oder Hilfsjäger entweder freie 
Station, d. h. freie Wohnung nebft Heizung und freie Belöftigung, oder 
Ratt derjelben eine haare Berglitung, je nach den obwaltenden Berhältniffen 
von Siebenundzwanzig bis Fünfundvierzig Mark (9 big 15 Thlr.) monat« 
fh aus feiner Dienftaufwands-Entfhädigung zu gewähren, wogegen in 
beiden Fällen die dem Forſtaufſeher oder Hülfsjäger aus der Staatscaffe 
zu gewährende Beſoldung um Vierundzwanzig bis Sechaunddreißig Mark 
(S bis 12 Thlr.) monatlich geringer, als der ihm nad) feiner Anciennetät 
zukommende Sat, zu beftummen ifl.‘‘ 
Hiernach if vom 1. Jannar 1875 ab zu verfahren. 
Der Finanz-Minifter. 
% A.: v. Hagen 


68. 
Anwendung der Reichsmarkrechnung bei Ablöfungsrenten. 


Gnular-Berfügung des Finanz = Minifteriums, Abtheilung für Domainen und Forften, an 
Kumtlige Königliche Regierungen, ausfchlieplih derjenigen zu Trier, Aachen, Sigmaringen, 
Caſſel und Wiesbaden, und an bie Königlige Finanz Direction zu Hannover. 
Berlin, den 21. October 1874. 

Die Königlide Regierung erhält anbei ein Exemplar der von dem Herrn 
Riniſter fiir die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten unterm 7. d. Mts. an bie 
Anseinanderjegungsbehörden erlaffenen Circular-Verfügnng, betreffend die Ein» 
Mlrung der Reichsmarkrechnung, zur Kenntnißnahme und Beachtung bei ber 
Reonlirung von Domainen-Amortifationd- Renten 

Finanz ⸗Miniſterium, 
Abtbeilung für Domainen und Forſten. 
v. Strang. 


Berlin, den 7. October 1874. 

Nachdem dur die All erhöchſte Verordnung vom 28. Juni d. J. (Gel. S. 
8.257) vom 1. Januar 1875 ab für den Verkehr bei den öffentlichen Kaffen und 
fir den allgemeinen Verkehr die Reichsmarkrechnung eingeführt if, wird die 
Königliche Geneneral-Commiffion rejp. Regierung veranlaft, wegen Ausführung 
dieſer Berorbnung bei den Anseinanderjegungsgeichäften ihre Beamten, insbe- 
jendere die Special-Eommifjarien und Felbmeffer, unter Hinweis auf die Artikel 
14, 15 und 17 des Münzgefeges vom 9. Juli 1873 (Reichsgeſctzblatt S. 2333) 
alsbald mit zwedentfprechender Anweifung zu verjehen. 

Für die Reallaftenablöfungen, ſoweit ſolche durch Vermittelung der Renten- 
be beziehentlich vermittelft Feſtſtellung von Domainen-Amortifationgrenten flatt- 
RK m, wird insbefondere Folgendes beſtimmt. 

1. Rad) den beftehenden gejeßlichen Borfchriften diirfen Ablöfungsrenten, welche 
de Betrag eines Silbergrofchens im Ganzen nicht erreichen, fowie Rententheile, 
»” nicht in vollen Silbergroſchen beftehen, weder der Rentenbank überwieſen, 
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noch als Domainen-Amortifationsrenten feftgeftellt werben, vielmehr müffen ſolche 
Renten und Rententheile von dem Verpflichteten durch Baarzahlung in Capital 
nad den, in den verjchiedenen Ablöfungsgefegen darüber gegebenen näheren Be⸗ 
fimmungen abgelöft werden. 

cf, Geſetz über die Errichtung von Rentenbanten vom 2. März 1850, 8 11. 

— Reglement zum $ 64 dieſes Gefetses wegen Ablöfung und Amortifation 
der dem Domainenfiscus ald Berechtigten zuftehenden Reallaften vom 1. 
Auguft 1850, $ 12. 

— Verordnung, betreffend die Ablöfung der Heallaften, weldde dem Domainen- 
fiscus im vormaligen Königreihe Hannover zuftiehen vom 28. September 
1867,88. — 

— Geſetz, wegen Ansdehnung biefer Berorbnung auf die Abldfung von Real- 
laften, welche anderen Berechtigten Kuftehen, vom 3. April 1869, $ 4. — 

— Geſetz, betreffend die Ablöſung der den geiftlihen und Schul-Juftiruten, 
fowie den frommen und milden Stifungen 2c. zuftehenden Realberechtigungen 
vom 27. April 1872,87. — 

— Geſetz, betreffend die Ablöfung der Rellaſten in der Provinz Schleswig- 
Holftein vom 3. Januar 1873. $ 414. — 

— Geſetz, betreffend die Ablöfung der den geiftlichen und Schul⸗Inſtituten, 
fowie den frommen und milden Stiftungen in der Provinz Hannover zu- 
ftehenden Realberechtigungen vom 15. Yebruar 1874, 85. — 

Da nah Artikel 14 und 15 des Reichsmünzgeſetzes vom 9. Juli 1873 der 
bisherige Silbergroſchen zehn Markpfennigen im Werthe gleichſteht, fo find Die 
porgebachten Borjchriften vom 1. Januar 1875 ab in der Weife zur Anwendung 
zu bringen, daß Ablöfungsrenten, welche unter zehn Markpfennige betragen, ſo⸗ 
wie Rententbeile, welche eine Einheit oder Mehrheit von zehn Markpfennigbe- 
trägen überfleigen, weder der Rentenbank zu übermeifen, noch als Domainen- 
amortifationsrenten feftzuftellen, derartige Renten und Rententheile vielmehr von 
bem Berpflichteten durch Baarzahlung in Kapital abzulöfen find. 

2. Sollen nad) dem 1. Januar 1875 Ablöfungsreceffe durch Uebernahme ber 
darin feftgeftellten Amortifationsrenten auf die Rentenbank beziehentlich bei Do- 
mainenamortifationsrenten Durch Feftftellung des Anfangsterming der Amortifationg- 
periode Seitens der Domainenverwaltungsbehörde zur Ausführung gelangen, 
welche ſchon vor dem gedachten Beitpunkt mit Zugrundelegung der Thalerrehnung 
errichtet oder beftätigt find, fo hat Die Auseinanderſetzungsbehörde vor der Ueber⸗ 
fendung folder Receſſe an die Rentenbank, beziehentlih an die Domainenner- 
waltungsbebörde, die Umrechnung der in dem tabellariichen Theile der Receffe 
nachgewieſenen Gelbbeträge in Reichsmark und Markpfennigen bewirken und die 
Rejultate diefer Umrechnung in die Receſſe in geeigneter Weife nachtragen zu 
laffen. 

Einer nochmaligen Bollziehung derartiger Receſſe oder einer nachträglichen 
ausdrücklichen Genehmigung der bewirkten Umrehnnng und Nachtragung durch 
die Betheiligten bedarf es nicht, da materielle Aenderungen der recemäßigen 
Feſtſetzungen dadurch nicht herbeigeführt werben. 


Sollte die Königlihe General-Eommiffion refp. Regierung bei Ausführung 
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ber Verordnung in Bezug auf den einen oder anderen Punlt noch bejondere 
Zweifel haben, fo iſt darüber zu berichten, 
Der Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
Sriedenthal. 


Au die Königlichen General-Eommiffionen zu Frankfurt a / D., Breslau, 
Merjeburg, Münfter, Stargard Hannover und Gaffel, ingleichen die König- 
lichen Regierungen zu Königsberg, Danzig, Gumbinnen, Marienwerber, 
Schleswig, Wiesbaden und Goblenz. 


69. 
 Berpadung von Reichsmimzen. 


Gieularz Verfügung bes Finanz = Minifters an fünmtlie Königliche Megierungen unb bie 
Königlie Finanz⸗ Direction zu Hannover. 
Berlin, den 77. November 1874. 

Für die Staatscaffen und die Caſſen der den Staatsverwaltungen unter- 
Bellten Inſtitute iſt bezüglich der Berpadung 2c. der Reichsmünzen ein überein- 
kiunmendes Berfahren fir zweckmäßig erachtet worden, nach welchem: 

I. die Berpadung: 
vr MMarkſtücke in Beutel zu 10,000 Mark un. in Rollen (Düten) zu 2000 Mark, 
" 10, „ ” » ” 10,000 " „m ” [14 ” 1000 " 
” 5 [7 in Gold — 10,000 » m m ” ” ” 500 " 
” 5 nn Silber ” „ ” 1,000 ” [7 } ” ” 4 200 ” 


" 2 ” „ n ” 1,000 " m» „ ” ⸗ 100 ⸗ 
„ 1« „nn 100 v» vun ” „3180 „ 
" 0-Bfermigftüde non 1WM u» nn nn u MWu0, 
n .n ” ” " ” .»u 2 ” ” ” 
” 10» ⸗ ” [N ” 100 a 7 Bun 7 " ” " 10 " 
” 5 rn ” " ” 10) " m» nn [22 ” ” 10 ” 
2 ⸗0 nn. nn 50 u. 20 ne mn " " 2 ” 
uderi- " nn m 0 vv un m ” ” 2 u 


iu geſchehen hat; 
2. die Rollen in folgender Weiſe: 
. . Mark in Stüden zu (Münzſorte) 
Brutto . . .» . Pfund. 
(Firma der Caſſe beziehuugsweife des Yuftituts) 
zn befchreiben find und 
3. zu den Rollen mit: 
Goldmünzen rofafarbenes Bapier, Silbermünzen weißes Bapier, Nidel- 
münzen blanes Bapier und mit Kupfermünzen ſchmutzig graues Papier 
zu verwenden if. 
Ich beauftrage die Königliche Regierung die Caſſen hiernach mit Anweiſung 


ı verfeben. 
Der Finanz Minifter. 


Camphauſen. 


Jahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagb⸗Geſegg. VII. 10 
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70. 
Reichsmarkrechnung. 


Circular⸗Verfügung des Finanz⸗ Miniſters an ſaͤmmtliche König. Regierungen, die Königl. 

Finanz⸗ Direction in Hannover, ſämmtliche Herren ProvincialsSteuer-Directoren, bie Kuönigl. 

Regierung, Abtheilung IV in Potsdam und Frankfurt a/b D. und an ben Herrn General: 

Inſpector x. Grolig in Erfurt, ſowie an bie beiden Haupt-SteuersAemter in Berlin, bas 

Haupt s Stempel: Magazin unb bie Erbſchaftsſtempel⸗ Verwaltung in Berlin und an die 
Könige, Divection ber Verwaltung ber directen Steuern in Berlin. 


Berlin, den 30. November 1874. 

Mit Rückſicht auf das zum 1. Januar k. 3. beporftehende Inkrafttreten der 
Reichsmarkrechnung wird Nachfolgendes beftimmt: 

1. Einem Beichluße des Bundesraths gemäß ift im amtlichen Verkehre bei 
Abkürzungen des Wortes „Marl als Zeichen ein großes lateinifches „M’ zu 
gebrauchen. 

2. Die Anordnung des diesfeitigen Eircular - Erlafies vom 18. Juli d. 3. 
nad) welcher in den Caſſenbüchern u. f. mw. zwei Rubriken „M“ und „Pf" an- 
zulegen find, wird dahin ergänzt, daß die Markpfennige in ihrer Rubrik ſtets 
als Decimalen der Mark aufzuführen find, jo daß den Zahlen von 1 big 9 Marf- 
pfennigen eine O vorantritt. 

3. Indem vom nädften Jahre ab die Zahlungen nad der Markrechnung 
geleiftet werden, find alsdann gemäß Artikel 15, Nr. 3 des Münzgeſetzes vom 9. 
Juli v. J. (R.G.⸗Bl. S. 233) die in der 'Zmölftbeilung des Groſchens ausge⸗ 
prägten Einpfennigftüde zum gleichen Werthe wie die Markpfennige in Zahlung 
zu geben und zu nehmen. 

Das Mehr, welches fi) mit Beginn des nächften Jahres in den Beftänden 
ber Eaffen dadurch berausftellt, daß die Thalerpfennige zum Werthe der Mark⸗ 
pfennige verwendbar find, ift ad extraordinaria au vereinnahmen. 

4. Schon von jet an find die in den Caſſen vorhandenen und noch bet 
denſelben eingehenden, auf der Zwölftheilung des Groſchens beruhenden Preußi- 
fhen Zwei⸗ und Bier-Pfennigftüide, jorwie die kupfernen Zwei⸗, Bier- und Adht- 
Hellerſtücke Kurheſſiſchen Gepräges nicht wieder zu verausgaben, fondern an Die 
Regierungs-Hauptcaffe abzuführen, welche diefe Gelbftüde, nad) den Sorten ge- 
trennt in Beträgen zu zehn Thalern verpadt, bis auf Weiteres zu afferpiren bat. 

Hiernach find fämmtliche nacdhgeordnnete Behörden und Caſſen mit Anweifung 
zu verfehen. 

Der Kinanz-Miniiter. 
Camphauſen. 


71. 
Die jährlich einzureichenden Proceßliſten. 


Circular·Verfügung des Finanz⸗ Miniſters an ſämmtliche Königl. Regierungen excl. ber zu 
Aachen, Trier, Sigmaringen, Schleswig, Cafſel und Wiesbaden. 
Berlin, den 19. December 1874. 
Nah den, zur Ausführung des Geſetzes vom 27. April 1872 (Geſ.Samml. 
de 1872, Seite 417) *) getroffenen Anordnungen haben die Königl. Regierungen 


*) ©. Zahrb. Bb. V, ©. 113, Art. 38. 
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bexigſich aller ablösbaren Realabgaben an Geiſtliche zc., bezliglich welcher ein 
Ablommen im gütlichen Wege nicht bis zum Schluße des Jahres 1874 zu er- 
reichen geweſen, noch vor Schluß biefes Jahres bei den Auseinanderjegungs- 
dehörden auf Ablöfung zu provociren, um die Vermittelung ber Rentenbanken 
ja ermöglichen. 

Ih halte es für nöthig, von dem fernern Verlauf der von den Auseinander- 
feuungsbehörden anhängigen Ablöſungen der Abgaben an Geiſtliche ꝛc. eine ein- 
gehende Kenntniß zu erhalten. 

Die Königliche Negierung wird deshalb veranlaßt, unter Benutzung der 
mittelſt Circular⸗Verfügung vom 26. Jannar 1869*) vorgeſchriebenen Formulare 
zur Aufſtellung der jährlſchen Proceßliſten, 2 beſondere Nachweiſungen einzu⸗ 
reichen, aus welchen: 

A. die Ablöſungen der auf dem Etat der Domainen⸗Verwaltung, 
B. die Ablöfungen der auf dem Etat der Forft-Berwaltung 
febenden Abgaben zu erjehen find. 

Der Einreihung der erften Nachmweifungen wird im Januar 1875 entgegen- 
gefehen, in welchen felbfirebend die Colonne 6, „Bemerkungen“ meift leer zu laſſen 
if. Die ferneren im Jannar 1876 und ferner im Januar jeden Jahres einzu- 
reihenden Nachweiſungen miffen ans Eolonne 6. Bemerkungen“ namentlich auch 
afehen lafſen, ob und welche Thätigkeit im verflofienen Jahre Seitens der König- 
lichen Pegierungen und der Auseinanderfegungsbehörben zur Förderung ber 
Sache entwidelt if. 

Der Yinanz-Minifter. 
Camphanſen. 


Zarationßwefen. MaterialAb 
———— 


72. 


Reductionsfact oren zur Umwandlung von Nutzſtangen aus Feſtmaaß 
in Raummaaß. 


Beſcheid bes Finanz: Niniſters an eine Konigl. Regierung und zur gleichmäßigen Beachtung 
en ſammtliche Übrige Köonigl. Regierungen (excl. Sigmaringen) und an bie Königl. Finanz⸗ 
Direction zu Hannover, 

Berlin, den 17. October 1874. 

Die Einheitsfäge, nach welchen der fefte Maflengehalt der zum Reiſerholz 
gehörigen Nutzholz⸗Stangen⸗Sortimente berechnet werben foll, find in dem ber 
Gireular-Berfägung vom 30. October 1869**) heigegebenen Schema zur Holz- 
tare fpeciell angegeben. Wie die Königliche Regierung in ihrem Berichte vom 
27. Juli d. J. mit Recht hervorhebt, fehlt es in dieſer Circular⸗Verfügung, 
m'de im Uebrigen eine Vorſchrift über das Verhältniß zwifchen dem Raum⸗ 
ı > Maffen-Gehalt der einzelnen Holzfortimente enthält, an einer ausdrücklichen 
| fimmung, nach welcher Verhältnißzahl der nach jenen Einbeitsfägen ermittelte 

*) ©. Yahrb. Bd. II, ©. «3, Urt. 99. 

“6. Jalb. 11. Bb., ©. 175, Art 78. 

10* 





—_ 14 — 


Maffengehalt der eingefchlagenen Nutholz-Stangen-Sortimente zum Zweck ber 
Eintragung in das Controlbuc in Raummeter umgerechnet werden fol. 
Um die in diefer Beziehung entftandenen Zweifel zu befeitigen, beſtimme ich 


im Anflug an die vorhin angeführte Kircular-Berfügung, daß die unter pos. 15 


bis 19 des Schemas zur Holztare aufgeführten Sortimente ebenfo wie Reifer- 
Knitppel zu behandeln, ber ihnen daher 21, Raummeter gleich 1 Feſtmeter zu 
rechnen, daß dagegen die iibrigen Nußholz-Stangen-Sortimente wie das gewöhn- 
liche Brennholz-Reifig zu behandeln, demnach die desfallfigen Beitimmungen unter 
Rr. 12 der Eircular- Verfügung vom 30. October 1869 zur Anwendung zu briugen 
find. Für die letzgedachten Sortimente ift daher 1 Feſtmeter gleich 5 Raum- 
meter zu vechnen. 
Der Yinanz-Minifter. 
3. A.: v. Hagen. 


Bauweſen. 
TB. 
Befugniß der Yaubeamten, bei Bauansführungen im Werthe bis zu 
100 Xhalern die Verdingung aus freier Hand eintreten zu Laffen. 


Gireular-Verfügung an fänmtlihe Königl. Regierungn und Lanbbrofteten, ſowie an bie 
Königl. Minifterial-Bau-Kommiffion und an das Königl. Polizei Präfibium hierſelbſt. 


Nah unjerer Eircular-Berfligung vom 10. November v. %.*) bildet die An⸗ 
wendung des öffentliden Submifliond- und Kicitationsverfahrens bei fislalifchen 
Bauausführungen zwar nach wie vor bie Regel; falls jedoch Gründe vorliegen, 
von demfelben abzuſehen, fol e8 dazu der Genehmigung der Regierung (Land- 
droftei) und, falls die Genehmigung ertheilt wird, einer Anzeige darliber bei uns 
nur dann bedürfen, wenn der Werth der baufihen Ausführung den Betrag von 
50 Thalern liberfteigt. 

Nachdem durch meine, des Minifters fir Handel, Gewerbe und öffentliche. 
Arbeiten, im Einverftändniffe mit ſämmtlichen betheiligten Herren Reſſortchefs erlaffene 
Berfligung vom 16. Mat d. %.**) die Grenze flir das Erforderniß der Beran- 
ſchlagung, Revifion und Abnahme bei fisfaltichen Bauten, ſoweit diefelben nicht 
zum Reſſort der Milttair- oder der Domainen- und Forfiverwaltung gehören, 
auf 100 Thaler Hinaufgerlidt worden ift, Haben wir auf denfelben Betrag die 
Grenze hinaufzuriiden befchloffen, innerhalb deren die Baubeamten nad Befinden 
bes Falles ſelbſtſtändig das beſchränkte Submiffionsverfahren, oder die Ber- 
dingung aus freier Hand an die Stelle des äffentlichen Submiffions- und Lici— 
tationsverfahrens treten zu laffen befugt find. Bei Bauausführungen, dere 
Werth unter dem Betrage von 100 Thalern bleibt, bedarf es daher, ſoweit die- 
felben zu unjerem Reſſort gehören, künftighin der Einholung der Genehmigung 
der Königlichen Regierung zur Umgehung bes öffentlihen Submiffions- zc. Ber- 
fahren® nicht mehr und dementiprechend auch keiner ung zu erftattenden Anzeige. 
Dabei muß jedoch auch fürberhin firenge an dem Grunbfage feftgehalten werben, daß 


* 6. Jahrb. Bb. VI, ©. 189, Art. 71. 
g **) Siehe Artikel 38, Seite 72. 
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em befchränftes Submiffionsverfahren, ober die Verbingung ans freier Hand nur 
daun eintreten darf, wenn davon ein beflerer Erfolg mit Beſtimmtheit erwartet 
werben kann. 

Bir haben von dieſer unferer Anordnung den übrigen Herren Reſſortchefs 
mit dem Anbeimfiellen Kenntniß gegeben, nad Befinden für ihre Refſorts gleich- 
artige Anorbunngen zu treffen. 

Berlin, den 8. September 1874, 

Der Finanz⸗Miniſter. 
Samphaujen. 
Der Minifler für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Dr. Achenbach. 


Jagd. 
74. 


Anordnungen der Aufſichtsbehörden über die Abſchließung von Jagd⸗ 
padhtverträgen Seitens. der Gemeindebehörden können von den leßteren 
im Rechtswege nicht angefochten werden. 


Erkenninig des Königl. Gerichtshofes zur Entſcheldung ber Competenz⸗ Conflikte. Jagbpollzels 
eich vom 7. März 1860 (Geſ.⸗“Samml. S. 165).*) ’ 

Auf den von der Königlichen Regierung zu Potsdam erhobenen Sompetenz- 
Conflikt in der bei dem Königlichen Kreisgericht zu Templin modo bem König. 
fihen Ober-Tribunal anhängigen Proceßſache: der Gerichtsmänner Georg N. 
und Chriſtian M. zu C., Kläger und Imploraten, wider den Präſidenten von L., 
Grafen v. U. zu M., Berflagten und Jmploranten, betreffend die Ungältigleit 
eines Fagbpachtvertrages, ertennt der Königliche Gerichtshof zur Entſcheidung ber 
Gompetenz-Gonflilte für Recht: 

daß der Rechtsweg in dieſer Sache fir unzuläffig und der erhobene Com⸗ 
petenz Confliti daher für begründet zu erachten. 
Von Rechts wegen. 
Gründe. 

Ein zwiſchen dem Schulzen S. in Bertretung der Jagdintereſſenten zu R. 
unter dem 7.8. Januar 1869 mit dem Grafen X. abgefchloffener Vertrag liber Die 
Berpadktung der Jagd auf der Gemeindefeldmark hatte zwiſchen den jetigen 
Klägern bezw. einigen andern Betheiligten nnd dem Grafen A. zu einem Proceſſe 
geführt, welcher rechtsfräftig dahin entichieden wurde, daß jener Vertrag in Er- 
mongelung der Mitunterfchrift der beiden Gerichtsmänner ungültig fei. Hier⸗ 
nächſt haben die Legteren, die jetiigen Kläger, die Jagd an den Bauer Friedrich R. 
verpacdhtet. Der dieferhalb abgejchloffene Vertrag wurde feitens der vorgefetten 
Berwaltungs-Fnftanzen als unverbindlih erflärt und wurde verlangt, daß ein 
formell gültiger Vertrag mit dem Berflagten abgeichlofien werde. Das Eingreifen 
dr Auffihtsbehörden wurde durch den Umftand gerechtfertigt, daß eine Einigung 

er die Verpachtung zwiichen dem Schulzen und den Gerichtsmännern nicht zu 
jielen geweſen, und für die Verpachtung an den Verklagten entichieden ſich die 
ehörden, weil dieſer glinftigere Bedingungen zugeftanden hatte, als der von 





*) Siehe Forſt⸗ und Sagbtalender I. Jahrg., ©. 56, Art. 18. 
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ı in Ausſicht genommene Pächter. Letztere find dann in Folge ihrer 
durch Ordnungsftrafen bezw. Androhung der Aıntöentlaffung ange- 
von dem Ortsſchulzen zuvor unterzeichneten Vertrag auch ihr erſeits 
n; fie Haben dies unter Proteft gethan, demnächſt aber in einer neuen 
e Hinweis auf den ausgelbten Zwang beantragt, aud) den fo zu 
ommenen Bertrag fir ungiltig zu erflären. Das Königliche Kreis- 
Templin erachtete den Rechtsweg für unzuläffig, weil die Priifung der 
eitens der Berwaltungsbehörden ein Zwang auf die Kläger als Unter- 
jeübt fei, ſich der richterlichen Kognition entziehe, und wies die Klage 


end erkannte das Königliche Kammergericht nad dem Klageantrage 
agdpoligeigefeig vom 7. März 1850 feine Beflimmung enthalte, weiche 
tungsbehörden zu dem in dem vorliegenden alle beobachteten Ber- 
htige, und unter diefen Umſtänden die erzwungene Willenserflärung der 
räftig erſcheine. Nachdem Seitens des Berllagten die Nichtigteits- 
eingelegt worden, hat die Königliche Regierung zu Potsdam dur 
uß vom 15. Januar d. J. den Competenz-Conflift erhoben. Derjelbe 
Widerſpruchs der Kläger für begründet zu erachten. 
vage, inwieweit über die Rechtsbeſändigkeit der Jagdpadjtverträge, 
dem Jazbpoligeigefege von den Bemeindebehörden abzuichließen find, 
veg zuläſſig fei, it wiederholt Gegenftand der Erörteruug ‚des unter» 
Jerichtshofes (Entjheidungen vom 18. December 1852, 26. November 
Juni 1854 — Zufiz-Minif.-Bl. von 1853 ©. 11, 1854 ©. 21,399), 
tönigl, Ober-Tribunals (cf- z. B. die Exfenntniffe vom 12. December 
V. Dctober 1868 — Striet horſt's Archiv Bd. 69, ©. 213, Entſchei - 
Ober · Tribunals Bd. 60, ©. 302) geweſen. Uebereinſtimmend ift 
Gruubfag angenommen und in den betreffenden Exrfenntniffen näher 
daß Dritten, welche durch einen von der Gemeindebehörde oder vom 
titgliedern berfelben gejchloffenen Bertrag Rechte erworben zu haben 
einen folden verlegt zu fein behaupten, die Verfolgung ihrer Rechte 
es Proceſſes nicht verſchloſſen werden kann, daß dagegen, wenn unter 
denen Organen der Gemeindevermaltung Steitigkeiten entftehen, die 
jörde zu entſcheiden hat, und in diefer Beziehung — fofern es ſich 
echte handelt, die auf einen fpeciellen Rechtstitel gegründet werben — 
veg ausgeſchloſſen if. Wird diefer Grundfag auf den vorliegenden 
tendet, fo ergiebt ſich die Unzuläffigleit des Rechtsweges. Zwiſchen 
‚dern des Gemeinderaths beftand Streit über die Berpachtung der 
ver Gemeindefeldmart; die Auffichtsbehörde entſchied diefen Streit und 
: 2läger durch Anwendung der ihr zuftehenden Disciplinarmittel, dieſer 
g Folge zu geben. Diefelben Mitglieder der Gemeindebehörde, welche 
Anordnungen betroffen wurden, ſuchen biejelben im Rechtswege anzır- 
hrend dies nur in dem abminiftcativen Juſtauzenzuge geſchehen konnte. 
: behaupten zwar, daß fie bei der fraglichen Berpadtung aud ala 
er, alſo aus einem privatrechtlihen Intereſſe betheiligt jeien, uud 
aus ihre Befugniß herleiten, die Angelegenheit im diechtswege zu ver- 
ı diefer Weiſe ift aber die Klage nicht begründet, die Kläger find viel» 
auch die Gerichte I. und II. Inſtanz angenommen gaben, lediglich im 
haft als Gerichtsmänner aufgetreten. Möchten fie auch als Grund- 


* 
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beſttzer geklagt haben, jo würde dies im vorliegenden Falle nichts ändern; denn 
die behauptete Ungültigleit bes Vertrages wird lediglich ans dem Umſtande her- 
geleitet, daß die Auffichtsbehörde einen unzuläffigen Zwang gegen die ihr unter- 
Rellten Berfonen ausgelibt habe; es handelt ſich alfo nicht um bie rechtlichen 
Folgen der von einem Organ der Berwaltung vorgenommenen Handlung, fondern 
um die Borgäuge innerhalb der Berwaltungs-Organe, welche zu diefer Handlung 
geführt Haben, und fomit gerade um die Tragen, welche ſich nad) obiger Dar- 
fegung ber richterlihen Cognition entziehen. In gleihem Sinne ift der von dem 
Mägern in der Erflärung fiber den Sompetenz-Conflilt hervorgehobene Umftand, 
daß nur ein gegen den Berklagten als Privatmann gerichteter Proceß vorliege, 
zu beurteilen. So wenig die Qualität der Kläger, ebenfo wenig kann die Eigen» 
haft des Berklagten die Zuläffigkeit der an fi unftatthaften Beichreitung des 
Rechtsweges bedingen. 
Berlin, den 10. October 1874. 
Königlicher Gerichtshof zur Enticheidung der Competenz-Conflikte. 


7b. 
Mitwirkung der Kreis-Ausichüffe in Jagdangelegenheiten. 
Beſcheid an ben Vorfigenben bes Kreise Ausichufies bes Kreifes N., Herrn Landrath N. zu N. 


Em. xc. erwiedern wir auf den Beriht vom 30. September c., daß fi in 
den jagdpolizeilichen Befugniffen der Regierungen durch die Kreisordnung Nichts 
geändert hat. 

Welche Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung zum Wirhungs- 
keife der Kreis⸗Ausſchüſſe gehören, ift im $ 135 der Kreisordnung beftimmt. 
Die Jagdangelegenheiten find bier nicht mit genannt. Auch können dieſelben zu 
den unter Nr. IX. anfgeführten Communalſachen nicht gerechnet werden, wie 
ſchon die Königliche Regierung zu N. in ihrem Beſcheide vom 9. Juli c. zu- 
treffend ansgeführt bat. 

Ebenfowenig läßt fi aus ben in Bezug genommenen 88 35 und 66 ber 
Kreisordnung ein Aubalt filr die von Ihnen vertretene Auffafjung entnehmen. 

Ueberdies kann ein Zweifel darüber, daß den Kreis⸗Ausſchüſſen eine Mit- 
wirkung in Fagdangelegenheiten dur die Kreisordnung nicht hat übertragen 
werden follen, auch um jo weniger auffommen, als der urfprüngliche Entwurf 
biefes Geſetzes die ausbrüdliche Beftimmung enthielt: 

„das Jagdpolizeigeſetz regelt die Befugniffe des Kreis⸗Ausſchufſes 
in Fagdangelegenheiten.“ 

Wenn diefe Beftimmung fpäter geftrichen wurde, jo lag bie Erwägung zu 
Grumde, daß die Revifion der Jagdpolizeigeſetzgebung im Gange und auch bereits 
ein Desfallfiger Geſetzentwurf vorbereitet ift, in welchem bie Zufländigfeit des 
Kreis-Ansfhuffes in jagbpolizeilichen Angelegenheiten eine nähere Regelung er- 
fahren wird. 

Berlin, den 12. October 1874. 

Der Minifter bes Innern. 
J. A.: Ribbed. 
Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
Friedenthal. 
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76. 
Betheiligung der Förfter an den Adminiſtrations-Jagden. 


Verfg. bes Finanz Minifters an bie Königl. Regierung zu N. und Abſchrift an bie Übrigen 
Königl. Regierungen (ercl. Sigmaringen), fowie an bie Königl. Finanz: Direction in 
Hannover. 

Berlin, den 27. October 1874. 

Nach dem Berichte der Königl, Regierung vom 19. dv, M. find dort Zweifel 
darliber entftanden, ob die Betheiligung der Förſter an den Adminiftrationg- 
Jagden, welche in anderen, al® den ihnen fpeciel überwiejenen Schußbezirten 
ftattfinden, als eine Amtspflicht verlangt werben kann. 

Da die Dienftinftruftion für die Förfter vom 23. October 1868*) einer des⸗ 
fallfigen Berpflidtung nicht ausdrüdlicy erwähnt, bet dem Erlaſſe der erfteren 
aber keineswegs beabfichtigt worden ift, die Heranziehung der Förfter zu den 
Adminiſtrations⸗Jagden auf den eigenen Schutzbezirk zu bejchränten, wird ber 
$ 65 der gedachten Inſtruktion dahin deflarirt: daß es zu dem Dienftpflichten 
der Förſter gehört, bei dem Betriebe der abminiftrirten Jagd auch außerhalb des 
ihnen fpeciell überwiefenen Schußbezirfes, in anderen benachbarten Schutzbezirken 
derfelben Oberförfterei, auf Anordnung und nad Anweifung ihres Vorgeſetzten 
Hülfe zu leiten. 

Die Königlide Regierung wolle Hiervon ben ſämmtlichen Forſtbeamten des 
dortigen Bezirks Kenntniß geben. 

Die Oberförfter dürfen ſelbſtverſtändlich die Betheiligung eines ihnen unter- 
gebenen Förfters an den Adminiſtrations-Jagden, welche fie außerhalb des dem⸗ 
felben fpeciefl überwiejenen Schutbezirtes abhalten, nur dann verlangen, wenn 
fie deffen Hüffeleiftung zur Erreichung des Bwedes der Jagd, namentlich zu 
erfolgreicher Jagd auf Schwarzwild, als erforderlich eradhten und dürfen die 
Förfter überhaupt nur foweit zu folchen Jagden beranziehen, als dies unbe- 
ſchadet anderer, wichtigerer Dienftgefchäfte derjelben gejchehen kann. 

Daß die Mitwirfung der Förfter bei den Adminiftrations-Kagden außerhalb 
ihrer Schutzbezirke nicht in unbilligem Maße, insbefondere nicht in zu weit von 
ihrem Wohnſitze entfernten Reviertheilen in Anſpruch genommen wird, haben bie 
betreffenden Forſtmeiſter reſp. die Königliche Regierung zu tiberwachen. 

Der Sinanz-Miniiter. 
J. 4: v. Hagen. 


Berſuchsweſen. 
77. 
Berichts-Erftattung über Waldbeſchädigungen durch Schneefall. 
Grcular⸗Verfügung bed Finanz > Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen (exe. 
Sigmaringen) unb an bie Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den X. Oktober 1874. 
In Berfolg der Berfligung vom 14. Yebruar 1872 (Ib 15736**) finde ich 
Beranlaffung, für die über Waldbeſchädigungen durch Schneefall zu erftattenden 








abrbuch Bd. L, S. 15, Act. 
“) ahrbu Bd. IV, ©. 135, ürt. 
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Berichte die Anwendung des in der aufiegenden Fircular-Berflignng näher be- 
zeichneten Schema's nnd ber darin angebenteten Xerminologie anzuordnen. 
Die Königliche Regierung erhält diefe Verfügung in... Eremplaren zur Ber- 
theilung an bie Oberförfer und Yorftmeifter und zur eigenen Nachachtung. 
Der Finanz⸗Miniſier. 
J. A: v. Hagen 


Berlin, den 20. Oltober 1874 

Um die in dem verichiedenen Berichten über Walbbeichädigungen durch Schnee- 
fall angegebenen Thatſachen mit einander vergleichen und daraus richtige Schluß- 
fslgerungen ziehen zu können, iſt es erforderlich, daß alle Berichterftatter einer 
gleichen Terminologie zur Bezeichnung der verichiedenen Beihädigungen fich 
kebienen, und daß die Beobachtungen fiberall auf diefelben Momente gleichmäßig 
kb erſtrecken. Bu diefem Behufe ift Minftig von den Herren Oberförftern für die 
ch Maßgabe der Kircular Berfligung vom 14 Februar 1872 IIb 15736 fiber 
abeblihe Beftandsbeihädigungen durch Schneefall zu erflattenden Berichte das 
mftehende Schema und bie angedeutete Terminologie anzuwenden. 


Der Yinanz-Minifter. 
J. %: v. Hagen. 


An fänmtlihe Herren Oberförfter. 


LUb 15459. 
(Titel.) 
Regierungs-Bezirl Oberförfterei 
Waldbefhädigungen 
durch 
Schneefall 
im Jahre 187 


(Angabe über Beginn [Monat, Tag, Stunde] des Schneefalls und Dauer 
deſſelben; diber die Menge des gefallenen Schnees bei Aufhören des Schnee⸗ 
ſals — Echneehöhe im Freien nad Centimetern — ſowie über die Witterungs- 
erſcheinung vor, während und nad dem Schneefalle; beſonders bezüglich 
der Temperatur [Tihernometerftand], der Windridtung und Windſtärke, wenn 
möglich anch des Barometerftandes; endlich Angabe des Beginnes und der Dauer 
des "Hneebruches.) 
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sSqqmee · Bruch· reſp. Schnee · Druck Schaden 
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Art des Bruchs reſp. Drucks und nähere Be⸗ — F 
zeichnung derjenigen Stellen in den Beſtänden, * 
an welchen die verſchiedenen Beſchädigungen 3 
erfolgt find. s 
8 
16. 


.| 


Zur Rotiz In das Schema find alle diejenigen 
Ditrifte (Jagen) und Ahtheilungen, weiche durch ben 
Schneefall erheblich beichädigt find, je auf befonderen 
Snien einzutragen. Bereinzelt nebenbei bier und da 
verkommende nicht erhebliche Beihädigungen find, nach 
Helzarten getreunt, unter Angabe der Beihädigungs- 
et, Höhenlage und örtlichen Lage in dem Begleitbe- 
richte zu erwähnen, welcher außerdem, ſoweit nöthig, 
fie allgemeinen Wevierverhältniffe und fonftige, zur 
DOrientirung und Erläuterung nöthige Angaben, fowie 
Scähiußfolgerungen aus Art und Umfang der Be- 
ſchädigungen in den verjchieden gelegenen, verſchieden 
altiigen, in verſchiedener Art begründeten und behan- 
keiten Beſtänden enthalten, auch das Berhältniß der 
gebrochenen Maſſe zum Abnuyuugsfag angeben fol. 
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Terminologie der verfchiedenen Arten der Beſchädigungen durch 
Schneefall. 
Die Beihlipigungen durch Schneefall beftehen in: 
A. Schneebruch, und zwar: 
a. Stammbrnd. 
Schaftbruch. 
I. Einzelbruch 4Wipfelbruch. 
Aſtbruch. 
Schaftbruch. 
D. Neſterbruch. Wipfelbruch. 
Aſtbruch. 
Schaftbruch. 
II. Maſſenbruch. Wipfelbruch. 
Aſtbruch. 
b. Wurzelbruch: 
J. Einzelbruch. 
IL Neſterbruch. 
ID. Maſſenbruch. 
B. Schneedruck, und zwar: 
L Einzeldruck 
L. Neſterdruck. 
III Maſſendruck 
Anmerkungen. 
Neſterbruch, d. i. horſtweiſer Bruch, Bruch ſämmtlicher Stämme auf einer 
kleinen Fläche. 
Maſſenbruch, d. i. Bruch ſämmtlicher Stämme auf größeren Flächen, 
Wurzelbruch, d. i. Bruch der Stämme in der Wurzel. 
Schneedruckſchaden ift dann vorhanden, wenn die Stämme einzeln oder horſt⸗ 
weife oder auf größeren Flächen, ohne im Schaft oder Wipfel.oder in der Wurzel 
Bruch zu erleiden, durch die Laft des auflagernden Schneed umgebogen werden 
und ſich nicht wieder aufrichten. 


78. 
Anleitung zur Standorts- und Beſtandsbeſchreibung beim forftlichen 
Verſuchsweſen. 
Für die beim forſtlichen Verſuchsweſen erforderlichen Standorts⸗ und 
Beſtandsbeſchreibungen ſind die nachſtehenden Vorſchriften zu beachten und 


unter Anwendung des beigegebenen Formulars die gegebenen Ausdrücke gleidh- 
mäßig zu gebrauchen, 


Erfte Abtheilung. 
Standortsbeſchreibung. 


Die forſtlichen Standorte find zu daralterifiren nah Lage und Boben 


(Grundgeftein, Bodenbeftandtbeilen, phyſikaliſchen Eigenſchaften und äußerem 
Bodenzuftand), 
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A. Lage. 


Bezäglih der Lage kommt in Betracht: die allgemeine (geographiiche) und 
befondere (örtliche). 

L. Die allgemeine Lage ift näher zu beſtimmen: 

a) durch Angabe der geographifhen Breite und Länge der Ber- 
fnch8gebiete, letztere, die Fänge, bezogen auf den Meriabian von Ferro. 

Die nach geographifhen Karten leicht zu beftimmende geographiiche Rage iſt 

zar für die Berjuchsgebiete im &roßen, keineswegs für jeben einzelnen Berjuchs- 
nt erforderlich, 

b) durch Angabe der abjoluten Erhebung über dem Meeres- 
ſpiegel (Oſtſee), ausgebrüdt in Metern, beftimmt nach den vorhande⸗ 
nen hypfometriſchen Materialien, Höhenkarten, nad Eifenbahn- und 
Straßen⸗Nivellements. 

Daneben iſt, ſoweit es zu einer genaueren Charakteriſtik erforderlich erſcheint, 

e) anzugeben, ob ber Verſuchsort angehört 
a, ber Tiefebene und tnsbefondere 

1) dem Küftenlande, bis 5 Meilen Entfernung vom Meere; 
2) größeren Ylußnieberungen oder 
8) ſonſtigem Tieflande; 
ß. der Hochebene (z. B. der bayeriſch⸗ſchwäbiſchen Hochebene); 
7. dem Hügellande; 
8. dem Mittelgebirge, einfchließlich der alpinen Vorberge und 
s. dem alpinen Hochgebirge. 
2, Die befondere (örtliche) Lage iſt bedingt: 
a) von der nachbarlichen Umgebung, 
insbefoubere ob der Verſuchsort frei, überragend, ungeſchützt oder durch feine 
nechbarliche Umgebung geichiitt Liegt, ob derjelbe gefchloffenen Dunft- und fenchten 
Rebellogen angehört, den aushagernden Winden, dem SFrofte, dem Duft- und 
Ödmeeanhang erfahrungsmäßig erponirt ifl. 
b) von ber Bodenausformung, 
weldhe fih vorzugsweife in der fiir den Holzwuchs jo wichtigen Erpofition, und 
& der Bobenneigung ansipricht. 

a. Die Erpofition nad der einen oder anberen Himmelsriätung iſt aus 
gut orientirten Karten ohne Weiteres zu entnehmen, oder mittels der Magnet- 
zedel nüher zu beftimmen. 

ß. Die Bobenneigung iR nad dem Neigumgswinfel zu bemeflen, ber 
Wolemetrifch oder durch ein Probenivellement, in minder wichtigen Fällen auch * 
weht mer ocular zu fchägen if. J 

Bar näheren Bezeichnung der Bodenneigung dienen die Ausdrücke: : 

eben uud faft eben bei einer Bodenmelgung unter 5*, | 
fanft, Bodenneigung 5—10°, | 


} 
h 





lehn, »r 11—20°, 

Reit, „ 21—80°, ; 
ſchroff, ” 31-45, ’ 
Zelsabfturz bei einer Bodenneigung fiber 45°. “ 
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Andere Bodenausformungen find durch geeignete Ausbrüde, 3. B. wellig, 
hügelig, Kuppe, Tieflage 2c. 2c. zu bezeichnen. 


B. Boden. 


Der Boden ift nad dem Grundgeftein (der Gebirgsart), nach ben Boden⸗ 
beftandtheilen (mineraliihe Zufammenfegung, Steinbeimengung umd Humusge- 
balt) ferner nad) den phyfikaliſchen Eigenſchaften (Gründigkeit, Bindigkeit, Friſche 
uud Farbe), endlich nach dem äußeren Bobenzuftande näher zu beichreiben. 


I. Grundgeftein (Gebirgsart). 

Bezüglich des Grundgefteins ift zunächſt zu unterjcheiden, ob man e3 mit 
Gebirgs- oder Schwemmland, oder genau, ob man es mit Baldboben zu thun 
bat, der primär, aus unmittelbarer Verwitterung der unterliegenden Gebirgsart, 
oder ſecundär, aus An- und Aufſchwemmung, hervorgegangen ifl. 

1. Gebirgsland. 

Ueberall, wo der fragliche Waldboden aus der Bermitterung der unterliegen- 
ben Gebirgsart hervorgegangen, ift letere genau anzugeben. In engerer Be- 
ziehung auf deutſche Walbverhältniffe werden hauptſächlich zu unterfcheiden fein: 

a) die kryſtalliniſch⸗körnigen Gefteine: Granit mit feinen Gattungsverwandten, 
Spenit; 

b) die fruftallinifch-fchiefrigen Gefteine: Gneiß, Glimmſchiefer, Urtbonfchiefer, 
Taltjchiefer 2c,; 

c) die Porphyre, 3. B. Felftte, Qnarz⸗Porphyre :c.; 

d) die Augite und Hornblendegefteine, Grimſteine (Diabafe), Bafalte, Phono⸗ 
lithe, Trachhte mit ihren Tuffen und Conglomeraten; 

e) die Hauptgefteine der Graumadenformation: Graumade, Grauwaden- 
fchiefer, Thonſchiefer in ihren verſchiedenen Abänderungen; 

f) das Rothliegende mit feinen Eonglomeraten und Schieferthonen; 

g) die verfchiedenen Sandfteinformationen: Kohlen-, Bunt-, Keuper-, Jura⸗ 
(Lias⸗), Quaderſandſtein 2c. mit den Thon- und Lettenſchichten als Röth, 
Keuperletten; 

h) die verfchiebenen Kalkformationen: Graumadenfalt, Raublalt (Zehftein), 
Muſchelkalk, Jura⸗ und Liasfall, Kreide, Grobkalk mit ihren Dolomiten 
und mergeligen Ablagerungen: 

So weit e8 für den gerade vorliegenden Zweck erforderlich erjcheint, find die 
Gebirgsarten kurz zu beichreiben, 3. 8. vorwiegender Gehalt bei den kryſtalli⸗ 
nifchen @efteinen an Quarz, Yeldipath, Hornbiende, Augit, Glimmer; bei ben 
Sandfleinen: Berhältniß des Bindemitteld zu den Quarzkörnern, ob jenes mehr 
thonig, quarzig, Talfig, mergelig ift; bei den Kalkgeſteinen: ob diefe mebr von 
thoniger, mergeliger oder dolomitiſcher Beſchaffenheit find; ferner Structur: 
ob die kryſtalliniſch⸗körnigen Gefteine grob», mittel- oder feinkörnig, die geichiefer- 
tem Gefteine grob- oder feinfchieferig, die geihichteten in ftärferen oder ſchwächeren 
Bänken abgefondert find, ob das Rothliegende mehr congiomerat- oder ſandſtein⸗ 
artig auftritt, ob die Schichtenftellung eine mehr horizontale oder ſchräge ift, ob 
das Geſtein zerflüftet ericheint u. ſ. w. 

2. Shwemmland. 


Die aus diluvialen und alluvialen An⸗ und Aufſchwemmungen entflandenen 
Ablagerungen des Flachlandes, der Flußniederungen 2c. find hauptſächlich: 


— 155 — 


1. Gerölle und Geſchiebe (Schotter). Nähere Angabe der Größe, Form 
und Beſchaffenheit der Gerölle, Berhältuiß derſelben zur beigemengten 
Erbe: 


2. Sandablagerungen, und zwar: 
a) lalkfrei, arm an Feldſpath und Sililaten; 
b) tdalthaltig (beit Behandlung mit Salzſäure brauſend) und feldſpathreich; 
c) Haibefand; 
d) Flugfand im Binnenland; . 
e) Dünenfand; 
f) Flußfand. 

Außerdem if die Größe der einzelnen Saublörner noch durch bie näheren 
bezeichnnngen groblöruig (über. 0,5 Mm.), mittellörnig (0,25 bis 0,5 Mm.) und 
kinlörnig (unter 0,25 Mm.) zu charafterificen. 

3. Lehm, Mergel uud dergleichen Ablagerungen (Thon); 

Eigentlicher Lehm (Löß), Flußlehm, Marichboden, Anboden im Inun⸗ 
Dationsbereiche größerer Flüſſe, Mergel. 


4, Moorboden. 
I. Bodenbeftandtheile. 
1. Mineraliſche Zufammenfegung. 

Zur Charakteriſtik der mineralifhen Zufammenfegung des Bodens geriligt 
ed — neben dem Grundgeſtein — nur den Gehalt an Thon, Sarıd nud Fall 
mb etwaigen charakteriſtiſchen Nebenbeftandtheilen (Eifen, Gyps zc.) anzu- 
geben, 2 B. 

Buntfanbftein, jandiger Thouboden, 

oder: 
Bafalthoden, thonig, 
oder: 

Thonſchiefer, Ioderer Thonboden mit Thonfchieferftüden, 

oder: 

Duaderfandflein, weißer, feinförniger Sand. 

Die mineralifhe Zufammenfegung des Bodens ift im Allgemeinen nur nad) 
änßeren Merkmalen, nöthigenfalls durch einfachere Hilfsmittel ı Schlämmperfuche, 
Anwendung von Säuren zur Ermittlung bes Kaltgehaltes 2c.) zu beirtheilen, 


| ſoweit nicht etwa fiir befondere wiflenfchaftliche Zwecke Veranlafſung vorliegt, 


genane Bod ennnterſuchungen dur chemiſche Analyje eintreten zu laſſen. In 


lezterem alle bat die betreffende Berfucdhsanftalt die nöthigen Anorbnnungen 
; wegen Bornahme folder Analyfen zu treffen. 


2. Steinbeimengnng. 
Der geringere oder höhere Grad der Steinbeimengung iſt durch etwas — 
ziemlich — oder ſehr ſteinig auszudritden, wofern die Steinbeimengung nicht 


je im Uebermaaß auftritt, daß man es mit Grußboden (3 bis 5 Etm. ſtarken, 
miurben, noch weiter zerfeßbaren Steinbroden), Kiesboden (gleihftarten, nicht 


jer| Ybaren, abgerundeten, quarzigen Steinbroden), Grandboden (ähnlichen, 
abe nicht abgerundeten, mehr edigen, vorwiegend quarzigen Maffen) oder mit 
Ge öliboden (färkeren, abgerundeten oder edigen Steinbroden) zu thun hat. 

Daneben ift, wo nöthig, die Art, Beſchaffenheit, Form und Größe der Stein- 


' bei engung näher anzudeuten. 
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3. Humusgebalt. 
Die Menge des dem Waldboden Beigemengten eigentlichen Humus, alfo ab- 
gejehen von der Bodendede, ift womöglich durch Angabe der Höhe der oberen 
bumusgefärbten Mineralerbejchicht in Centimetern auszudrüden. 


III. Phyſikaliſche Bodeneigenſchaften. 
1. Gründigkeit. 
Die Gründigkeit iſt nach der wurzelfähigen Bodentiefe zu bemeſſen und mit 
folgenden Ausdrücken näher zu bezeichnen: 
a) fehr flach oder jeichtgründig, unter und bis zu 0,15 Meter tief, 
b) flach ober feichtgründig 0,15—0,5 Mir. 


c) mitteltief 03-06 „ 
e) fehr tiefgritndig über 12 „ 


Das Maaß der Tiefgrändigfeit ift durch Bodeneinſchläge (Stückgräben) mit 
ſcharf abgeftochener ſenkrechter Wand bis auf den Untergrund, bezüglich bis auf 
2 Meter Tiefe zu ermitteln, und womöglich durch ein beigegebenes Bodenprofil 
näher zu erläutern. Dabei ift anzugeben: 

a. die Höhe der noch unzerfeßten, ober doch noch nicht bis zur volllommenen 
Humusbildung vorgefchrittenen Bodendecke; 

B. die Höhe der nach von Humus gefärbten oberen Nährjhicht (Damım- 
erbeihicht) ; 

y. die Tiefe des unterliegenden Mineralbodens bis zum Untergrund, be= 
züglich foweit darin die Baummurzeln vordringen, 

In der Regel genügt es, für jede Berjuchsfläche unr einen Bodeneinſchlag 
zu machen, der dann aber fo auszumählen ift, daß er die mittlere Boden⸗ 
beichaffenheit trifft. Stleine Erhöhungen find demgemäß ebenfo zu vermeiden, als 
etwa vorhandene Heine muldige Senten. 

In allen Fällen, wo die befondere Beichaffenheit des Untergrundes einen 
ungzmweifelhaften Einfluß auf den Holzwuchs ausübt, ift diefer bei der Standort$- 
beſchreibung näher auszudrüden. Dies ift beifpielsweife der Kal bei einem das 
weitere Eindringen der Baummurzeln oder die normale Bewegung der Grund- 
feuchtigfeit Hindernden Untergrund 3. B. nahem Felsgrund im Gebirgsland, un⸗ 
durdhlaffende Thonlager, Ortftein im Flachlande, Grundwafler zc. Ebenſo macht 
e3 einen Unterſchied, ob die Schichten des Untergrundes bei Sciefer- und ge- 
fchichteten Gefteinen horizontal oder ſchräg geftellt find, ob der Untergrund com⸗- 
pact, dicht oder zerflüftet, durdläffig if, den Baummurzeln ein weiteres Ein⸗ 
dringen verftattet u. |. w. 






2. Bindigfeit. 
Zur Eharacterifiil der Bodenbindigleit find folgende Bezeichnungen an⸗ 
zuwenden: 

1. feft, wenn der Boden, der beim Austrocknen mit tief einbringenden 
neßförmigen Kiffen auffpringt, völlig ausgetrocknet, fih nicht in Heine 
Stüde zerbrechen läßt; 

2. ftreng (fchwer), ein Boden, der beim Austrodnen minder tief aufreißt, 
fi aber ſchon in Heine Stüde zerbrechen, wenn auch nicht zerreiben läßt; 








3. 
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mild (mürbe), der Boden läßt fi im trodenen Zuflande ohne fonber- 
fihen Widerſtand friimeln und in ein erbiges Pulver zerreiben; 


ballen läßt, in trodenen Städen jedoch viel Neigung zum Berfallen zeigt; 


| 4 oder ein Boden, ber fih im feuchten Zuftaude zwar noch haltbar 


5. Iofe, im trodenen Zuftande völlig bindungslos; der höchſte Brad 


dieſes Zuftandes iſt: 


6. der flüchtige, wenn der Boden vor dem Winde weht. 


3. Friſche (Bodenfeudtigleit). 


Der Grad der Bodenfeuchtigkeit iſt nach Maaßgabe des mittleren Feuchtig⸗ 
keitzänandes während der Wachsſthumszeit anzuſprechen und in folgenden Ab⸗ 
ſufungen auszudrücken: 


d 


u, 


e) 


1. 


sa) na, wenn die Zwiſchenräume des Bodens vollſtändig von flüffigem 


Waſſer erfüllt find, fo daß folches von ſelbſt abfließt und ſelbſt nad 
längerer Austrodnung noch bis zur Oberfläche ftant. (Auf dem naffen 
Boden fieht im Frühling meift anhaltend Wafler und es geht in tiefern 
Gruben, felbft bei trockner Witterung nicht leicht aus); 

feucht, wenn ein Boden beim Zufammenpreffen das Wafler noch tropfen- 
weife abfließen läßt. (Hier geftattet ber Boden leicht eine vorlibergehende, 
oberflählihe Wafleranfammlung, jo daß fi) Regen⸗ und Schneewaffer 
in Heinen Bertiefungen längere Zeit bält und Gruben wenigftens im 
Frühjahre voll Wafler fidern; 

friſch, ein Boden, der dem Gefühle nach von Feuchtigfeit mäßig durch⸗ 
drungen ift, ohne daß fih Hußerlich fichtbare Spuren von tropfbarem 
Waſſer beim Zuſammendrücken zeigen; 

troden, wo e8 an Feuchtigkeit mehr mangelt und in Folge deflen 
nach erfolgter Durchnäſſung von Regen die Waſſerſpuren ſchon binnen 
einigen Tagen fich verlieren; 

därr, wenn aus dem Boden jede fihtbare Spur von Feuchtigkeit nad 
kurzer (24ftündiger) Abtrodnung wieder verſchwindet. 


4. Farbe. 


Als ſolche find die herrſchende Farbe uud der Farbenton, wie dieſe 
un trodenen Zuftande des betreffenden Bodens hervortreten, kurz anzugeben. 


IV. Aeußere Bodenzuftände. 


Der äußere Bodenzufland fanı fein: offen, bededt, benarbt, verwildert, 
durchwurzelt. 


der offene (nackte) Boden iſt frei von jeder todten oder lebenden 
Bodendecke, er erſcheint je nach Umſtänden: flüchtig, mild, verkruſtet, auf⸗ 
gerifien, verhärtet, ausgehagert, auch wohl durch vorangegangene land⸗ 
wirthſchaftliche Bearbeitung aufgebrochen u. ſ. w. 


. Der bedeckte Boden findet ſich unter geſchloſſenen, forſtmäßig gehalte⸗ 


nen Waldbeſtänden und hat die dem natürlichen Laub⸗ und Nadelabfalle 
entftammende, im normalen Berjegungsprocefie befindliche Bodendede. 
Dieſe ift aljo im Taubwalde eine ftärfere oder ſchwächere, bier und ba 
wohl von einzelnen Schattenpflanzen durchjette Laubdede, im Nadelmalde 
eine gewöhnlich mehr oder weniger von Mooſen durchſetzte Nadeldede. 


Sahrb. d. Br. Sorſt⸗ u. Jagd:Gefebg. VIL 11 
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3. ber benarbte (begräünte) Boben ift mit einer, bie letteren nicht 
vollftändig verjchließenden leichten diinnen Begrünung mit den erften An⸗ 
fängen einer Vegetation von Gräfern, Halbgräfern, Schlagpflanzen von 
Heibelbeeren, Haide, von Stammmoofen und dergleichen verjehen.! 

4. der verwilderte Boden zeigt eine den Boden vollftändig verfchließende 
und innerlich ſtark durchwurzelnde lebende Bodenbefleivung. Je nad) der 
Art der Ietteren ift zu unterſcheiden: 

a) die Berangerung von mehr trodnen, gelblich⸗bräunlichen, ſchmal⸗ 
blättrigen Schmielengräfern (Windhalm, Schmielen, einige Schwingel- 
arten, Borftengras, einige Carex-Arten. 2c); 

b) die eigentlihe Bergrafung von faftigen, grünen, breitblätterigen 
Gräfern und Haldgräfern und frautartigen Blattgewächien: 

c) der Heidelbeerüberzug; 

d) die Berbaidung; 

e) die Bermoojung, welche entweder als vide, Iodere Moosdecke von 
den veräftelten, wurzel- und haftlofen Moosgattungen (namentlich 
Hypnum) auftritt, oder als gefchloffene haftende Dede von den foge- 
nannten Stammmoofen (Polytrichum), oder als geſchloſſene Dede von 
den fogenannten Waſſermooſen (Sphagnum); 

Als lokale Bodenüberzige können wohl auch noch auftreten die von 

Himbeeren, Farren — oder von Schwarzborn, Hartriegel, Ilex, 

Wachholder, — oder au wohl von Hungerfledhten u. f. w. 


6. Die Bodenverwurzelung 


tritt jedesmal mehr oder weniger als Folge der Bodenverwilderung auf, oder 
fie ift der Rückſtand einer frliheren Holz- oder Unfraut-Begetation und zeigt ſich 
am verberblichften nach der Berangerung beim Heibelbeer- und Haideüberzug 
oder in Mittel- und Nieberwalbbeftänden mit verfriippeltem, den Boden mehr 
oberflächlich und ſtark durchwurzelnden Unterholze. 

Der äußere Bodenzuſtand kann, insbeſondere bezitglich der Bodenvegetation, 
ſich im Laufe der Verſuchszeit, namentli bei Cultur⸗, Durchforſtungs⸗ und 
Streuverfuhen ändern; es ift daher von Intereſſe, nicht bios die zu Anfang 
des Verſuchs vorhandene Bodenvegetation, fondern auch deren allmählig eintre= 
tende Aenderung mit fpecieller Angabe der babei charakteriftifch auftretenden 
Pflanzen zu notiren. — 

Zweite Abtheilung. 
Beitandsbefhreibung. ’ 

Zur vollftändigen Beftandsbefchreibung gehört Die Angabe der Holz- und 
Betriebsarı, Entftehung des Alters, der Stellung und Beichaffenheit der Beſtände, 
fie findet daneben ihren präcifen Ausdrud in der numerischen Beftandes-Cha- 
rakteriſtik. 

A. Holzart. 

Die Holzbeftände find entweder rein oder gemifcht. 

L In reinen Beftänden fommt nur eine den Betrieb bebingende Holzart 
por. Wirthichaftlich oder für Verſuchszwecke völlig irrelevante vereinzelte 
Einmiſchungen anderer Holzarten — als welche Beimifchungen bis zu 5% 
(nad Maffe) zu betrachten find — bleiben unberlidfichtigt. 
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IL Bezüglich der gemiſch ten Beſtände find zu unterfcheiben: 

1. Die horſtweiſe Beſtandsmiſchung; dabei ift das ungefähre Flächen⸗ 
verbältniß, in welchem die einzelnen Holzarten an der Miſchung par- 
ticipiren, näher anzugeben; 

2. die reifenmweife Beftandsmifchung, die Mifhung in Einzelreihen 
oder in mehreren nebeneinander laufenden Reihen; 

3. die mehr ſtammweiſe Miſchung, welde von der mehr gleihmäßigen 
Bis zur flammweifen Einfprengung wechſeln kann. Für derartige 
Beftände find die Holzarten nach der Reihenfolge des Einmifhungs- 
grades anzugeben, wo thunlich gleichfalls nad) ihrem Antheile an der 
Beſtandesfläche in Zehnteln ausgedrädt, z. B. 

0,5 Buchen, 
0,3 Fichten, 
0,2 Tannen. 

Domeben ift anzudeuten: ob die Miſchung eine wirtbichaftlich bleibende oder 
aur vorübergehende (Einmiſchnng von Weihhölzern) ift, oder welche forftliche 
Bedeutung die Miſchung fouft etwa bat, wie 3.8. Fichten-Bodenfchugholz unter 
Kiefern, Kiefern- und Lärchentreibbolz zwifchen Fichten zc. 

B. Betriebsart. 

Hinſichtlich der Betriebsart find zu unterfcheiben: 

1. Der Hochwald event. mit Angabe feiner Modificationen, z. B. Ueber 
Daltbetrieb, Lichtungsbetrieb; 

2. der Blenterwald; 

8. der Niederwald, event. mit feinen Mobdificationen, 3. B. Hadwald, 
Eichenfhälwalb; 

4, der Mittelwald. Hierbei find alle Angaben getrennt fiir Ober- und 
Unterholz zu machen, bei letzterem ift überdies die Angabe der Um⸗ 
triebszeit unerläßlid); 

5. der Kopf- und Schneidelbetrieb. 


C. Entſtehung. 

Hierbei ift, wenn möglich, anzugeben, ob der Beftand aus Saat (Bollfaat, 
Streifenfaat, Plätzeſaat), Pflanzung (Einzel- ober Bilfchelpflanzung, Reihen⸗ oder 
Berbandpflanzung), aus Naturbefamung oder Stodausfchlag hervorgegangen iſt. 
Auch find Angaben tiber die Beftandsgeichichte fehr wünſchenswerth. 


D. Stefandsalter. 


Bezüglich des Alters find zu unterſcheiden: die natürlichen Alters - Klaffen 
(Buchs-Klafien) und das zahlenmäßig anzugebende (concrete) Alter. 
L %ür die natürlichen Alters-Klaffen ift folgende Terminologie zn wählen: 
L Im Hodhmwaldbetriebe: 
a) Anwuchs, d. i. der Beſtand während der Beſtandsbegründung bis 
zum Beitpunft des Aufhörens ber Nachbefferungsfähigteit; 
b) Aufwuchs, d. i. der Beſtand vom Zeitpuntte des Aufhörens der 
Rachbefferungsfähigteit 6i8 zum Beginn des Beftandsichluffes ; 
ec) Dickicht, d. i. der Beſtand vom Beginn des Beftandsichluffes bis 
zum Beginn der natürlichen Reinigung; 
11” 
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d) Stangenholz, d. i. der Beſtand vom Beginue der Beſtands⸗ 
reinigung bis zu einer durchſchnittlichen Stammſtärke von 20 Centi⸗ 
meter in Bruſthöhe (d. i. 1,3 Meter tiber ber Erbe) mit Unter- 
fheibung von 
a, geringem Stangenbolz, bi3 10 Centimeter, 

ß. ſtarkem von 10—20 Centimeter; 

e) Baumbolz, Befland über 20 Gentimeter durchſchnittlicher Baum⸗ 
ftärfe in 1,3 Meter Höhe über der Erde und zwar mit Unterjcheidun- 
gen bon 
co geringem Baumbolz von 20-35 Gentimeter, 

ß. mittlerem ” 35—50 ” 


7. ftarfem „ über 50 
2. Im Mittelwaldbetriebe find bezüglich "des Oberholzes zu unter- 
ſcheiden: 


a) Laßreidel, d. i. das einmal übergehaltene Oberholz; 
b) Oberſtänder, d. i. das zweimal übergehaltene Oberholz; 
c) Ältere Oberholz⸗Klaſſen. 
IL Für die zahleumäßige Altersangabe find die gleichaltrigen und 
ungleihaltrigen Beftände zu unterjcheiden. 

1. Bei nahe gleidhaltrigen Beftänden ift die Angabe des durchfchwittlichen 
Alters — wie e8 fich teils aus dem etiwa befannten Entftehungsjabre, unter 
Umftänden auch wohl aus den Aftquirlen, theils endlich durch Zählung 
der Jahresringe in möglichft zunerläffiger Weife ergiebt — erforderlich; 

2. bei ungleihaltrigen Beftänden, mögen diefe horſt- oder ſtammweiſe 
ungleichwüchſig fein, muß man fi in der Regel damit begnügen, die 
Altersgrenzen anzugeben und das mittlere Alter derjenigen Beflandes- 
Claffen Hervorzuheben, welche berrichen und den Betrieb weſentlich be- 
Dingen. Indeß bleibt es immerhin wünſchenswerth, auch das wahre 
Mittelalter (Maffenalter) derartiger Beſtände zu beftimmen, wofern die 
Elemente zu deffen Berechnung gewonnen werben können, letztere find 
dann jedesmal fpeciell anzugeben. 

In Mittelmaldungen ift neben dem Alter des Unterholges das der 
wejentlich vertretenen Oberholzflaffen anzugeben. 


R. Behandsfhellung. 
(Schluß, Beftodungsgrad). 

1. In mehr gleichwüchſigen Beftänden ıft der Beftodungsgrad durch die 
befannten Ausdrüde: gedrängt, gejhloffen, räumlich, Ticht zu 
bezeichnen; 

2. von den ungleichwüchſigen Beftänden und Schlägen if die 
Stellung mehr nah den Wirthichaftszweden zu bemeffen, z. B. der 
Oberholzbeſtand im Mittelmwalde ift voll, mäßig, dünn, licht, oder dunkler, 
regelmäßiger, liter Befamungsjchlag u. |. w.; 

3. etwa vorlommende Unvolllonnmenheiten im Beſtandsſchluß find zu unter- 
ſcheiden: 

a) Als Lücken in Jungwüchſen von ſo geringem Umfange, daß ſie 
ohne completirenden Einbau ſich von ſelbſt zuziehen; 
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b) als Fehlſtellen, d. h. größere unbeſtockte Partien in Jungwüchſen, 
die noch ausgebeſſert (ansgepflanzt) werben können und mifien; 

c) al8 Blößen — oder größere Beltandesunterbreihungen in mittel⸗ 
jährigen und älteren Beftänden, die nicht mehr completirt werben 
können, d. h. bis zur nächften Berjiingung bolzleer bleiben. 

Das Maaß der Beſtandesunvollkommenheiten ift, wo es für den vorliegenden 
Zwed erforderlich jcheint, Dadurch anzugeben, daß man den Beftodungsgrad nach 
Behnteln (zu 0,9, 0,8, 0,7 2c.) der zu 1 angenommenen vollen Beftodung ver- 
anfchlagt. 

F. Sekandsbefhaffenheit. 

Zur Sharalterifiil der Beſtandsbeſchaffenheit dient: 

Die Wüchſigkeit und der mehr oder meniger normale und geſunde Be- 
flandeszuftand mit den bekannten Ausdrücken: wüchfig (ftart- und ſchwach⸗ 
wiichfig), geradfchäftig, glattichäftig, äftig, kümmernd, rüdgängig, eingängig, 
abfländig, überſtändig, gipfeldiirr, — auch wohl verfrüppelt (auf ver- 
früppelten Stöden), — firuppig, verdämmt, verbifien, vom Wilde gejchält, 
überharzt oder ſonſt fchadhaft. 

G. Anmeriſche Beßandsharakterifik. 

Als weitere Hilfsmittel zur genaueren Beftandscharakterifiif dienen: 

1. die durchſchnittliche Stammzahl pro Hectar; 

2. die mittlere Stammftärte; 

3. die Stammgrundflädhenfumme pro Hectar; 
4 die Mittelhöbe ; 

5. die Holzhaltigkeit, ausgedrückt in Feſtmetern pro Hectar. 

Es muß der Benrtheilung im einzelnen Yalle liberlaffen bleiben, ob und in 
wieweit für den eben vorliegenden Zmed eine ſolche numerifche Beftandscharafteriftit 
erforderlich erjcheint, und ob die Elemente dafiir mit zureichender Sicherheit zu 
gewinnen find. In jedem alle bleibt aber die Angabe der Mittelhöhe bei mehr 
gleichwüchfigen Beſtänden ein jehr beachtenswerthes Moment für die Beurtheilung 
der Beftandesbeichaffenheit. 


Formular. 
Standorts⸗ und Beftandsbeſchreibung. 
Oberfðrſterei: 
Baldort: 
(Sagen, Diftritt, Abtheilung.) 
Kähere Bezeichnung der Berfuchsflädde 
(nad Art und Rt.) 
Größe der Berfuchsfläche Hect. 
Die Standorts⸗ und Beſtandsaufnahme hat ſtatigefunden in der Zeit vom 
ten 187 bis ten 187 . 


L Standortsbefhreibung. 
A. Lage. 
1. Allgemeine Lage. 
a. Geographiſche Fänge und Breite 
b. Abfointe Höhe über dem Meeresipiegel Meter 
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2. Beſondere Lage. 

a. Nachbarliche Umgebung. 

b. Bodenausformung. 

a. Himmelslage. (Erpoſition.) 
B. Bodenneigung. 

Boden. Bodenprofil. 
1. Grundgeſtein. 
2. Bodenbeſtandtheile. 

Weineraliſce guſammenſetzung. 

b. Steinbeimengung. 

©. Humusgehalt (Höhe der humusgefärbten Dammerdeſchicht). 
8. Phyſttaliſche Bodeneigenfchaften. 

3. Grünbigfett. 

b. Bindigkeit. 

©. Feuchtigkeit. 

d. Farbe. 
4. Aeußere Bodenzuftände, nebft Angabe der dharakteriftifchen Bobenflora. 

I. Beftandsbefgreibung. 

Holzart. 
Betriebsart. 
Entftehung und Beſtandsgeſchichte. 
Alter. 
Beftanbsftelung. 
Beſtandsbeſchaffenheit. 
Numeriſche Beſtandscharalteriſtik. 
1. Durchſchnittliche Stammzahl pro Hect.: Stüd. 
2. Mittlere Stammftärte: Eentimeter. 
3. Stammgrundflähenfunme pro Hect.: D Meter. 
4. Mittelpöhe: Meter 
5. Holzhaltigfeit, ausgebrüct in Feſtmetern pro Hect Feimeter. 


79. 
ıcion zu ben Beobachtungen ber fir forftliche Zwecke errichteten 
orologiſchen Stationen im Königreich Preußen und im Elfaß. 
Siehe die Beilage. 





Berhandlungen des Hauſes der Abgeordneten. 
80. 


Berathung des Etats der Forftverwaltung für 1874. 
Sihungen vom 3. unb 15. December 1873. 

rüſident: Die Einnahmen des Etats finden Sie in dem Hanptetat, 

%, Kapitel 2, Titel 1 bis 18, in den Anlagen Band I, Nr. 2, Eeite 2, 

iernden Ausgaben im Hauptetat Seite 18 bis 20, Capitel 2 bis 4 und 

Anlagen Band I, Nr. 2, Seite 4 bis 10.*) 

h eröffne zunädft die Discufjion über den Titel 1 ber Einnahmen „für 

14,000,000 Thaler. 


) Etat der Forſwerwaltung für 1874 j. Seite 75, Art. 40. 
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Zu dieſem Titel hat das Wort der Abgeordnete Schmidt (Stettin). 

Abgeordneter Schmidt (Stettin): Meine Herren! Auf allen Seiten des 
Haufe pflegt ein befonderes Intereſſe bei der Berathung fiir biefen Etat feit 
Jahren fi geltend zu machen. Wenn ich das Wort nehme, um zu einer Po⸗ 
ftion zu fprechen, fo werde ich gleich über meine Bedenken die nöthigen Auf 
AMrungen ertheilen. Wir erlebten feit dem franzöfiſchen Kriege, wie bekannt, 
eine große Banluſt im Lande; das vorige Jahr gehört filr den Holzhandel zu 
ben glänzenditen, die wir in dieſem Jahrhundert erlebt haben. No niemals 
feb unter anderen in Berlin ſolche Breife für Bauholz gezahlt worden, als im 
vorigen Jahre, obwohl fremde Hölzer, namentlich ſchwediſche, auf der Oder und 
Ebe mit den inländischen konkurrirten. Nun ift die Einnahmefunme für Holz 
von 14 Millionen Thalern fir das nächſte Fahr bemefien nicht nach der ger 
wöhnfiden dreijährigen. Fraktion feit dem Fahre 1870 mit Einfchluß des Kriegs- 
jahres, ſondern es find ohne Einrechmung die letten drei Quartale diefes Jahres 
bereit hinzugerechnet, um die Summe von 14 Millionen Thalern berauszu- 
Sringen. Meine Herren, dieſes Berfahren kann vom Budgetſtandpunkte aus 
imtorreft erfcheinen, denn dieſes Jahr ift ja noch nicht verfloflen, wir können bie 
Einnahmen noch nicht volltändig überſehen und hätte ich e8 daher ffir angemeffen 
erachtet, wenn es außer Acht geblieben wäre und die fibrigen brei Jahre die 
Grundlage gebildet hätten für die Summe, die bier ausgeworfen iſt. 

Außerdem, meine Herren, möchte ich die Anfmerkfamfeit darauf richten, daß 
nad der Erläuterung ein fehr michtiger Prozeß bezüglich der Markgrafſchaft 
Schwedt entſchieden ift, der die Preußiſche Forſteinnahme jährlih um die Summe 
don 85,892 Thlr. jchmälert. Es wird näher angegeben, daß die Einnahme aus 
3 Oberförftereien ferner nicht mehr dem Budget des Staates zugutelommen 
wird, da die Einnahme laut Erkenntniß nach einer andern Seite hin Verwendung 
finden werde. Mag auch die Summe, die angegeben ift, eine nicht unbebeutende 
fein, jo ift laut Erkenntniß die Entſcheidung erfolgt und nichts dagegen ein- 
zuwenden. 

Bräftdent: Der Abgeordnete Frentzel hat das Wort. 

Abgeordneter Frentzel: Meine Herren! Ich ergreife bei diefer Bofttion das 
Bort, um Ihre ımd die Aufmerffamkeit der Staatsregierung auf einen Uebelſtand 
hinzulenken, der ſchon vor zwei Jahren erörtert wurde. 

Damals, meine Herren, wurde hervorgehoben, daß die Bedingungen bei 
öffentlichen Holzverkäufen flir den Käufer ſehr ungünftige jeien; es wurde fonftatirt, 
daß diefe Bedingungen eine Garantie für die Webergabe des verlanften Holzes 
nicht enthielten und generell fir den ganzen Staat gefaßt find. Es wurde ferner 
vor zwei Jahren Tonftatirt, daß in dem Negierungsbezirt Magdeburg eine Aus- 
nahme davon flattfindet, und daß es tiberhaupt den Regierungen geftattet jet, 
ut Ruckſicht auf die Berhältniffe Ausnahmen ftattfinden zu laffen. Nun, meine 
Herren, ih weiß nicht, was die Regierung in Magdeburg veranlagt hat, die 
Ausnahme zu machen. Dort wird nämlich fiir den Beſtand des gekauften Holzes 
° Tage lang garantirt. Sollte e8 nur im Intereſſe der Staatseinnahmen fein, 
+ dort vielleicht eine Conkurrenz mit den Privatforften zu flirchten ft, fo Tiegt 
I 8 im Interefſe der Staatsfaffe, nicht der Staatsbürger. Ich meine aber, daß 
: meiner Heimathprovinz, in der Provinz Oftpreußen, in der bedeutende Privat- 
rſten nicht vorhanden find, es in ber Billigkeit läge, auch eine foldhe Ausnahme 
| ttfinden zn laſſen. 

Sollte die Staatsregierung die Bedingungen jo unglinfig ftellen, wie fie 
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will, eine Conkurrenz wird nicht eintreten; wer Holz bedarf, wird in Oftpreußen 
genöthigt fein, es in den Staatswäldern zu kaufen. Aber, meine Herren, ich 
glaube, es ift gerabe bei den Berhältuiffen in der Provinz, bei den fchledhten 
Wegen, bei den in der Regel fehr unglinftigen Herbftverhältniffen, indem ber 
Herbft fi) weit in den Winter hineinzieht, unbillig, folde Bedingungen zu ftellen. 
Denken Sie fi, es wird in der Yorft an irgend einem Orte, gewöhnlich in einem 
Kruge ein Holztermin abgehalten, die Leute kommen auf 5 bis 6 Meilen ange- 
fahren, um das Holz, das nicht beim Kruge, fondern an vielen Stellen der Forſt 
liegt, zu laufen. Der Sufchlag erfolgt auf ihre Gefahr, und fo find denn ntit- 
unter Fälle vorgelommen, daß Leute, die fich gleich nah dem Bufchlage haben 
überzeugen wollen, ob das Holz noch da ift, e8 nicht mehr vorgefunden haben. 
Es iſt wahrſcheinlich, daß das Holz fon vor dem Zuſchlag geftshlen war, aber 
ein Beweis dafiir ift ſchwer möglich. Vor 2 Jahren, meine Herren, bat ber 
Herr Bertreter des Minifteriums bier hervorgehoben, daß das Anweiſen des 
Holzes in der Regel nicht ftattfindet, dag die Meiften annehmen, mit dem Zu⸗ 
ichlage fei die Anweifung erfolgt, fte Holen das Holz ohne Anmeifung durch den 
Forſtbeamten. Die Sade liegt jo, daß dem Käufer ein Zettel ausgehändigt und 
ein Yorftbeamter angewiejen wird, innerhalb 14 Tage — nicht au jedem Tage, 
fondern nur an beftimmten Anweifungstagen — das Holz zu überliefern. Je⸗ 
doch das ift gleichgäiltig, die meiften Leute wifjen es, wie ſchon gejagt, auch fo 
zu finden, wenn es da iſt. Aber, meine Herren, e8 ift doch arg, daß die Staats- 
regierung nicht eine Garantie dafür übernimmt, daß das Holz innerhalb 8 Tagen 
nicht von diefer Stelle verſchwindet. ch weiß fehr wohl, daß den Forſtbeamten 
ſträflicher Leichtfinn nicht vorzumerfen ift, fie thun ja in der Regel ihre Pflicht; 
aber wer die Arbeit kennt, reißt fich nicht danach, wenn er nicht arbeiten muß, 
und es bat die Aufficht der Forſtbeamten auf das Holz, ſeitdem diefe Einrichtung 
eingeführt ift, merfwirdig nachgelaſſen. Ich weiß auch, meine Herren, daß der 
Bertreter des Minifteriums vor zwei Jahren hier hervorgehoben hat: Es kommen 
nur fehr wenig Klagen ein. Wohl, aber wer tft num in der Regel der Befchäbigte ? 
Nicht der Großgrundbefier; der fauft eine namhafte Zahl von Klaftern auf ein- 
mal, der weiß, daß der Beamte nicht nöthig hat, über das Holz zu wachen; 
der Unterbeamte hat, wenn er diefen Dienft übernimmt, dafür eine Gratifilation 
zu beanſpruchen; er gewährt fi. Wie aber der Keine Beamte? Der kleine Be- 
figer, der eben nur eine Klafter kauft, ift in einer fehr üblen Lage Die nächſten 
daran Wohnenden, finden fie ihre Nummer nicht, fo nehmen fie eine andere, und 
die letsten, die weiter wohnen, finden fchließlich fein Holz. Das ift ein Yall, der 
oft vorfommmt; und wenn Niemand eine Klage an das Minifterium einreicht, fo 
fiegt das eben daran, daß der Heine Beſitzer fih nicht zu helfen weiß. Es ift 
eben eine ſchlimme Einrichtung, fagt er, aber er beruhigt ſich dabei und ſchweigt. 
Meine Herren, ich will das bier nur hervorheben und die Aufmerffamleit Der 
Hohen Staatsregierung auf diefen Webeljtand lenken. Ich bin feit Hberzeugt, 
daß fie dieſem Webelftand ihre Aufmerffamkeit widmen wird, und wenn fie die 
Zuftände fo findet, wie ich fie gefchildert habe, fiir Abhülfe forgen wird. 
Brafident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 
Regierungstommifiar Oberlandforftmeifter v. Hagen: Meine Herren, zunächft 
das Bedenken, ob nicht die Einnahme für Holz mit 14,000,000 Thlr. zu hoch 
veranfchlagt fei, glaube ich durch den Hinweis auf die bisherigen Ergebniffe des 
laufenden Jahres befeitigen zu Tönnen, wonach auf eine Einnahme für Hol; von 
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15,700,000 Thlr. pro 1878 mit Sicherheit gerechnet werden darf. Bei Auf- 
kellung des Etats konnte es nicht für angemefjen erachtet werden, in die Fraktion 
die beiden ungünſtigen Jahre 1870 und 1871 hineinzuziehen;, es blieb daher nur 
übrig, den Anhalt aus den Jahren 1871, 1872 und 1873 zu entnehmen. Wenn 
nun das Jahr 1873, foweit es jetzt zu überſehen ift, mit Beftimmtheit eine Ein- 
nahme von 15,700,000 Thlr. erwarten läßt, fo wird der Anfat von 14 Millionen 
weht nicht als überſpannt zu erachten fein. 

Bas fodann die Gewährung einer Garantie für das in der Ticitation ver- 
laufte Holz betrifft, fo ift die Forfiverwaltung nicht in ber Lage, eine foldhe 
Garantie bis zu einem beftimmten Termin fibernehmen zu können. Es ift früher 
der Berſuch gemacht, auf eine gewifle Zeit feitens der Forſtverwaltung für das 
Holz zu garantiren, e8 hatte ſich aber in Folge deffen der Diebftahl an aufge- 
arbeiteten Holze in jo bedeutendem Maße vermehrt, daß von dieſem Berfuche 
hat Abftand genommen werden müſſen. (Unruhe). 

Der Holzverlauf in der Ticitatiou if ein Berlauf in Pauſch und Bogen. 
Die Berwaltung bat nach den in der neueren Beit getroffenen Anordnungen die 
Berpflihtung übernommen, binnen einer Friſt bis zu 8 Tagen das Holz dem 
Käufer zu überweiſen. Es ift dies zwar nicht eine Uebergabe im rechtlichen 
Sinme; wenn aber zur Zeit der Zufchlagsertheilung das Holz erweislich nicht 
mebr vorhanden geweſen ift, fo liegt es in der Natur der Sadıe, daß die Staats- 
laffe eine Bezahlung für das Holz nicht fordert. Eine weiter gehende Garantie 
wärde Uebelftände herbeiführen, denen die Bermwaltung ſich nicht ausfegen kann. 

Drafident: Der Abgeordnete Frenzel hat das Wort. 

Abgeorbneter Freutzel: Ih wollte darauf nur erwidern, daß es Gebraud 
M, das Holz, das gelauft ift, gleich auf dem Termin, oder aber an die Forſtkaſſe 
ein paar Tage nad dem Termin, jedenfalls aber früher zu bezahlen, als es 
Sberwiefen wird, und ich babe in Dftpreußen noch nicht gehört, daß irgend 
Semandem, dem das Holz in diefer Zeit verjhwunden war, der Preis für das 
bezahlte Holz zuriidbezahlt worden ift. 

Bräfident: Es meldet fi Niemand zum Wort, die Diskuffion über Tit. 1 
iR geichlofien. Ich kann wohl nachher mehrere Titel gemeinfam zur Abftimmung 
bringen? — 

Ich eröffne die Diskuffion Über Tit. 2, Nebennugungen, Tit. 3, 4, 5, 6, 7, 
8, 9, 10, 11, 12, 13; da id keinen Widerfprud erfahre, fo konſtatire ich, daß 


die Tit. 1—13 mit den ausgeworfenen Summen bewilligt find. 


Wir gehen über zur Berathung der dauernden Ausgaben. 

Koften der Berwaltung und des Betriebes, Befoldungen: Kap. 1, 
30 Oberforftmeifter u. |. w. 213,100 Thlr., darunter künftig mwegfallend 6400 Thlr. 
Hierzu liegt der Antrag vor vom Abgeorbnieten Richter (Hagen) unter Nr. 42 
der Druchſachen ad 1. | 

Zur Gejchäftsorbnung hat das Wort der Abgeordnete von Benda. 

Abgeordneter u. Benda: Meine Herren! Der College Richter hat ung unter 
Dr. 42 der Druchkſachen eine Reihe von Anträgen vorgelegt, welche nicht eigent- 
ı H zum Forftetat fondern zum Staatshaushalt überhaupt gehören. Bei der 
! ichtigkeit der Anträge und da es fih darum handeln wird, nicht allein diefelben 
ı zteriell zu prüfen, fondern auch die Yorm zu finden, unter welcher fie in den 
ı taatshanshaltsetat für den Fall ihrer Annahme eingefligt werden können, Halte 
i es für zwedmäßig, daß wir die Geſammtheit diefer Anträge an die Budget- 
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fommiffion übergeben und zwar zur allerſchleunigſten Berichterſtattung. Wir 
werden demzufolge, wenn diefer mein Antrag angenommen wird, die drei betreffen- 
den Titel von unferen Berathungen abzufegen haben. Ich ftelle daher den An- 
trag, die Nr. 42 zur jchleunigften Berichterftattung an die Budgetlommiffion zu 
übergeben und die betreffenden 3 Titel heute von der Berathung auszufchließen. 

Bräfident: Ich muß zunähft das Haus fragen, ob e8 damit einverflanden 
ift, daß die Erörterung ſich auf die drei Anträge und bie betreffenden Titel be⸗ 
zieht. Hinfichtlich diefer Borfrage ertheile ich zur Gefhäftsorbnung das Wort 
dem Abgeorbneten Richter (Hagen). 

Abgeordneter Nichter (Hagen): Ich Habe gegen den Antrag bes Herru 
v. Benda nichts einzuwenden und würde, wenn das Haus ihm beitritt, in diefem 
Stadium der Berathung darauf verzichten, die Anträge im Einzelnen zu erörtern. 
Ich babe Herrn v. Benda fo verftanden, daß er meine Anträge mit ben betreffen- 

den Titeln in die Budgetlommiffion verweifen will. (Zuflimmung). 

Präfident: Es jcheint fi Niemand weiter zum Wort zu melden, id) nehme 
alſo an, daß das Haus damit einverftanden ift, daß die Frage hinfichtlich der 
drei Anträge 42 ad I, 2 und 3 des Abgeordneten Richter (Hagen) wegen Der 
geihäftlihen Behandlung gemeinfchaftlih zur Diskuffion gezogen if. Die Dis- 
kuſſion ift gefchloffen, ich bringe den Antrag des Abgeordneten v. Benda zur 

Abſtimmung, 
dieſe drei Anträge Richter (Hagen) mit den entſprechenden Titeln des 
Budgets der Budgetkommifſion zur weiteren Berathung zu überweiſen. 

Diejenigen Herren, die ſo beſchließen wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Geſchieht). 

Das iſt von großer Majorität des Hauſes beſchlofſſen. 

Dann würde alſo Tit. 1 zur Zeit ſuspendirt ſein. 

Tit. 2: 677 Oberförſter mit der Bemerkung 575,450 Thaler, hierunter 
fünftig wegfallend 4250 Thaler; e8 meldet fih Niemand zum Worte, und ba 
fein Widerſpruch erfolgt, Tonftatire ich die Annnahme des Titels, der Bemerkung 
und der Summen, aud) der fünftig wegfallenden. Tit. 3: 3293 Förfter u. f. w. 
nebft der Bemerkung, den Summen und darunter künftig wegfallenden 5,223 Thlr. 
Es meldet ſich auch Hier Niemand zum Wort, ich Eonftatire die Annahme. Das- 
felbe möchte ih auch thun, wenn fein Widerfprudh erfolgt, zu Tit. 4: drei ver- 
waltende Beamte u. f. w. nebft einer Bemerkung, im Betrage von 16,822 Thaler. 

Dann kommen wir zu den „andern perfünlichen Ausgaben.“ Ti 5 — in 
der Summe bon 24,000 Thalern, ohne Widerfprud angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über Tit. 6. Zur Nemunerirung von Forft- 
bülfsanfjehern bis 300 Thaler fir Jeden, 880,000 Thaler. Beftände können fiir 
das nächſte Jahr referpirt werden. 

Ich ertheile da8 Wort dem Abgeordneten Bernhardt. 

Abgeordneter Bernharbt: Meine Herren! Die Kategorie von Staats. 
beamten, mit deren Remunerirung fich diefer Titel des Staatshaushaltsetats be- 
Ihäftigt, gehört zu denen, welche an niedrigfter Stelle fiehen, welche eine Lauf. 
bahn befchreiten wollen, die fie nur bis zur Stellung eines Königlichen Förfters 
führt und denen daher wohl auf der erften Stufe ihrer dienſtlichen Laufbahn 
erſtes Gele: Die Berzichtleiftung auf eine ganze Reihe von Lebensgenüffen und 
eine Bebiirfnißlofigkeit fein muß, weldhe von wenigen anderen Kategorien von 
Staatsdienern gefordert wird. Diefe Männer, meine Herren, leben in einer 
höchſt anftvengenden Arbeitsiphäre; fie bieten Wind und Wetter das ganze Fahr 
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hindurch Trotz, und als Aequivalent war ihnen bisher ein Einkommen gewährt, 
welches einem mittleren Tagelohn der Hanbarbeiter in den meiften Gegenden 
der preußifchen Monarchie nicht gleich fand. Sie ftanden bisher im Mittel auf 
26 Thfr. Einnahme und erreichten ein Maximum von 250 Thlrn. Die König- 
fie Staatsregierung bat den dadurch berbeigeflihrten Uebelſtänden Rechnung 
getragen, indem fle im GStaatshaushaltsetat pro 1874 eine Bermehrung des 
Titels 6 um 35,000 Thlr. aufgenommen bat. So dankenswerth dies ift, meine 
Herren, fo jehr wir anerfennen milfien, daß die Sorge der Königlichen Staats- 
regierung fich gleichmäßig allen Sphären der Beamtenmelt zumendet, fo fühle 
ich mich Doch verpflichtet, vor ihnen zu fonftatiren, daß anch dieſe Mehrgewährung 
dem Bedürfniß der Forſthülfsaufſeher nicht entfpredhen Tann, wenigſtens nicht 
anf länger als höchſtens auf die Daner eines Jahres. Ich babe nicht einen 
fpeciellen Antrag eingereicht, aus Gründen, die Sie, meine Herren, würdigen 
werden. Es fcheint mir nicht unfere Aufgabe zu fein, immer dann, wenn bie 
Königliche Staatsregierung mit einer Verbefferung des Einlommens einer Claffe 
son Staatsdienerm vorgeht, fofort und angenblicklich noch mehr zu verlangen. 
Aber das halte ich für meine Pflicht, auf Grund einer langjährigen Kenntniß 
bes Lebens der unterften Forſtbeamten und der Noth, bie in mandem Haufe, in 
dem ſie wohnen, ſchon lange eingefehrt ift, Sie zu bitten, daß Ste mir zuftiimmen 
möchten, indem ich an die Königliche Staatsregierung von diefer Stelle aus, 
ohne Antrag, das Erfuchen richte, im nächſten Jahre diefem Punkte bei Auf- 
Belung des Staatshaushaltsetats Aufmerffamleit ſchenken zu wollen und in Er- 
wägung zu ziehen, ob nicht eine weitere Berbeflerung ber Lage diefer unteren 
Forſtbeamten möglid und nothwendig ift. 

Meine Herren, es danert in vielen Regierungsbezirfen des Preußifchen 
Staates — denn die Anftellungsverbältnifie diefer Beamtenfategorie find nicht 
durch die ganze Monarchie gleihmäßig geordnet und können es nicht wohl fein 
— es dauert in manchen Regierungsbezirten überaus lange, ehe diefe Beamten 
au der feften Anftellung als Förfter gelangen. Che ihnen [bie möglich wird, 
treten fie in ein Alter, mo für fie der Abfchluß eines Ehebiindniffes zur Noth- 
mwendbigfeit geworden ifl. Der Förſter muß verbeirathet fein, und wenn er es 
fein foll, jo muß der an das 35., 36. Lebensjahr herantretende Forſthülfsaufſeher 
Beirathen Tönen; fonft wird er es nicht erleben, daß feine Kinder durch ihn und 
mit feinen Mitteln auch noch erzogen werben; und Ste werden mir zugeben, meine 
Herren, wit einem Einfommen von 230 bis höchſtens, in feltenen Fällen 300 Thlrn. 
iR es heute ein großes Kunftflüd, eine Familie auch bei den aflerbefcheidenfien 
Anſprüchen zu ernähren. Ich darf hoffen, daß meine Worte zur diefer Pofition 
den Anklang im Haufe finden werben, den ich im Intereſſe biefer Beamten 
wünſchen möchte. Ich darf ebenfo hoffen, daß die Königliche Staatsregierung 
Beranlaffung nehmen wird, bei Aufftellung des nächftjährigen Etats diefer Poſition 
ihre Aufmerffamteit zuzuwenden. 

Präſident: Der Abgeordnete Thomſen hat das Wort. 

Abgeordneter Thomſen: Ich möchte im Anſchluß an die Worte des Herrn 
I rxredners eine Bemerkung machen, für die ich im Etat keine andere Stelle zu 
T Den weiß. Die Dienftländereien der Forſtbeamten befinden fi) zum großen 
2 yeil in einem fehr ſchlechten Eulturzuftande, namentlich in den öftlichen Pro- 
2 zen, wo mir bie Berhältniffe genauer befannt find, jo daß fie nicht die Er- 
t ige gewähren, welche fie bringen künnten und müßten. Der Grund davon 
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liegt darin, daß die Stellung der Beamten eine wechſelnde, eine vorlibergebenbe 
ift, und fie deshalb nicht die nöthigen Meliorationen vornehmen können, theil- 
weife aber auch darin, daß fie nicht die Mittel dazu beſitzen. Ich meine nun, 
daß es Aufgabe und Pflicht der Staatsregierung ift, filr dieſe Lündereien ebenfo 
und unter gleihen Bedingungen durch Drainage zu forgen, wie es bei den 
Domainen geihieht. Mir ift ein Beifpiel bekannt, daß ein Forfibeamter auf 
einem derartigen Grundftid zu Grunde ging. Sein Nadfolger jah ein, daß es 
am Grund und Boden lag, und wandte fih an die Königlide Regierung mit 
der Bitte um ein Darlehen in derjelben Weife und unter denjelben Bedingungen, 
wie fie den Domainen für Drainagen gewährt werden. Die Königliche Regierung 
antwortete ihm, daß fie fiir ſolche Zwede feine Fonds habe. Nun meine Herren, 
ic Habe nicht die Abficht einen Antray zu ftellen, ich glaube, daß es genügen 
wird, die Aufmerkſamkeit des Chefs der Forftverwaltung auf diefen Punkt ge= 
lenkt zu haben, und zweifle nicht, daß Abhülfe eintreten wird. 

Präfident: Der Abgeorbnete Miguel hat das Wort. 

Abgeordneter Miguel: Meine Herren! Ih wollte in Beziehung anf diefen 
legten vom Collegen Thomſen angeregten Punkt nur erwähnen, daß Petitionen 
ba find, welche an die Budgetlommifiion vermwiefen find, namentlich von Förftern, 
in Beziehung auf Dienftländereien und deren Behandlung, man wird alfo in 
diefer Beziehung auf den angeregten Punkt zurückkommen können. Außerdem 
wird wahrſcheinlich ein Antrag in Bezug auf die Meliorationen ber Domainen- 
ländereien von den Herren, die die Gruppe dieſes Etatszweiges bilden, eingereicht 
werben und auch bei biefer.Gelegenheit wird man die Frage nod zur Erörterung 
ziehen können. 

Präftdent: Dann kann ich alfo die Diskuffion ſchließen. Da fein Wider- 
ſpruch erfolgt, Tonftatire ic) die Annahme des Titels, der Bemerkungen und ber 
Summe. Daffelbe darf ih wohl thun bei dem folgenden Titel 7. Titel 8 ift 
mit dem Antrage Richter zu diefem Titel vorhin der Budgetlommiffion überwieſen. 

Wir fommen dann zu den Dienftaufmands- und Miethsentſchädi— 
gungen. Titel 9, — 10, — 11, — 12, — 13. Zu allen diejen Titeln ift das 
Wort nicht verlangt; ich fonftatire, daß dieſelben ohne Wideripruch mit den ge- 
forderten Summen bewilligt find. 

Materielle Berwaltungs- und Betriebskoſten. Zitel 14, — Titel 
15 ift bereits früher der Budgetlommiffion überwieſen worden, Titel 16, — 17, 
— Titel 18 ift der Budgetlommiffion in einem früheren Stabium überwiefen. 

Titel 19, — 20, — 2, — 2, — 3, — 24, — 26, — 2%, nebſt Be- 
merfung, — Titel 27, — 38, — 29, — 30, — 31. 

Die Titel 19—31, mit Ausnahme von 15 und 18, welde der Budget- 
fommiffion vorliegen, find vom Hauſe genehmigt. 

Wir gehen dann über zu den Ausgaben für forſtwiſſenſchaftliche 
und Lehrzwecke. Beſoldungen. Titel 1. Bei der Forſtakademie zu Neuftadt- 
Eberswalde. — Titel 2. Bei der Forftafademie zu Minden. — Die beiden Titel 
find nebft Bemerkung mit den Summen bewilligt. 

Nun kommen andere perfönliche Ausgaben. Titel 3 und Titel 4; dann 
fählihe Ausgaben. Titel 5 nebft Bemerkung. — Titel 3 — 5 einſchließlich find 
genehmigt. 

Allgemeine Ausgaben. Titel 1, — 2, — 3. — Diefe drei Titel find genehmigt. 

IH bitte um Entſchuldigung, meine Herren, Titel 1 und 2 find zur Beit 
vom Haufe nım zu genehmigen. Titel 8 ift derjenige, welcher vorhin mit an Die 
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Budgetkommiſſion überwieſen iſt, er gehört zu dem Antrage Richtet (Hagen) 
Rr. 42 der Druchſſachen, ad. 3. 
Kap. 4, Fit. 4. Zunächſt hat der Abgeordnete Graf v. Matufchla das Wort. 
Abgeordneter Graf v. Matuſchka: Meine Herren! Wir haben gewiß mit 
dankender Anerkennung vernommen, daß zum Anlauf von Grundflüden zu Forſten 
eine fo bedeutende Summe wie 360,000 Thlr. in Ausfiht genommen iſt. Wir 
haben mit Freude gefeben, daß das Augenmerk der Königlichen Staatsregierung 
befonder8 darauf gerichtet wurde, wie das ſchon feit längerer Zeit im Königreich 
Sachſen der Yall ift, Grundſtücke zu den Forſten zu erwerben, und zwar haupt- 
Hichlich ſolche Srundftide, die von den Forſten enflavirt find und ferner foldhe, 
De wegen ihrer fchlechten Bodenbeſchaffenheit ſich nicht mehr zur landwirthſchaft⸗ 
Schen Benutzung eignen, fondern zum Waldbau, und die auf diefe Weiſe ihrer 
eigentlichen Beftimmung übergeben oder zurüdgegeben werben follen. In der 
Regel find es nämlich folche Grundftitde, die früher einmal Yorften geweſen flud, 
Ne dam fpäter zur Landwirthſchaft übergegangen, in Folge der Berfchlechterung 
des Bodens aber fo unfruchtbar geworden find, daß ihre Wiedergabe an die 
Forfverwaltung dringend wünjchenswerth erfcheint. Jemehr es nun ermilsicht 
ft, daß dergleichen Grundftüde fir die Forften acquirirt werben, deftomehr möchte 
ich veranlaßt fein, darauf aufmerffam zu machen, daß bei der formellen Be⸗ 
handlung des Geſchäfts felbft, des Ankaufs von dergleihen Grundſtücken, ſehr 
erbebliche Uebelſtände obmwalten, welche hauptſächlich darin befteben, daß der ganze 
Geichäftsgang ein jo Iangfamer und fo fehleppender ift, daß, wie die Erfahrung 
gelehrt bat, mehrfach vecht nützliche Geſchäfte derart, ſehr vortheilhafte Erwer⸗ 
dungen, die früher in Ausſicht fanden, haben aufgegeben werden müſſen, daß 
eben derartige Projekte zurlidgegangen find. Es würde mich zu weit fiihren, 
meine Herren, wenn ich Ihnen ein vollftändiges Bilb des ganzen Gefchäftsganges 
bier darlegen wollte, aber zu der Behauptung, die ich aufgeftellt habe, muß ich 
Ihnen doch wenigfiens einige Grundlagen geben, welche das motiviren werden, 
mas ich Ihnen eben vorgeftellt Habe. Es ift nicht immer der Fall, daß die 
Initiative zu dergleichen Uebergängen aus dem Brivatbefi an die Staatsforft- 
verwaltung von Seiten des Beſitzers diefer Grundſtücke ergriffen wird. Es tritt 
sehr häufig der Fall ein, daß die Königlichen Oberförfter, Die Revierverwalter 
un Intereſſe für ihre Reviere und fir die Staatsforftverwaltung felbft, für das 
Fach, dem fie mit Leib und Seele ergeben find, die Initiative ergreifen. Sie- 
treten mit den Leuten, welche ihre Enklaven in der Forfi haben, oder melde 
folde Grundſtücke befigen, die ihrer fchlechten Bodenbeſchaffenheit nach fich be- 
fonders zur Forſtkultür eignen, in Verbindung, ſuchen fie oft jahrelang zu ver- 
mögen, daß fie fich entfchließen, fi) von den Grundftüden zu treimen und fie 
der Staatsforftverwaltung zu überlaffen. Nachdem fie nun ein folches Arrangement 
erreicht Haben, tragen fie daffelbe der ihnen vorgejegten Regierung in Form eines 
Berichts vor und unterbreiten e8 ihrer Prüfung. Die Regierung nimmt das 
Brojelt in nähere Erwägung und wenn fie das Geſchäft für geeignet findet, be- 
auftragt fie den Oberförfter mit der weiteren Behandlung deſſelben. Es erfolgt 
a von Seiten des Oberförfters eine genaue Abſchätzung des Grundftücks, wie 
3 uatirlich erforderlich if, eine Abſchätzung, die um jo eingehender in dem 
fe fein muß, wenn die zu erwerbenden Grundftüde entweder ganz oder theil- 
iſe Ihon mit Wald beftanden find. Es muß in diefem alle eine ganz be 
were Waldwerthberechnung aufgeflellt werden. Außerdem müfjen natürlich 
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. Pläne und Karten darüber entworfen werben, Situationspläne im allgemeinen, 
welche die Lage des Grundftids zu der Forft darftellen, und Ipezielle Pläne, 
welche in größerem Maßftabe das zu erwerbende Grundſtück ſelbſt behandeln. 
Diefe miüffen in mehreren Eremplaren angefertigt werden und fie werben ſodann 
der Regierung vorgelegt. - Es gehört ſchon ein ziemlich langer Zeitraum dazu, 
' ‚um biefe Vorbereitungen zu treffen. Nachdem nun die Pläne von der Negierung 

geprüft find, erfolgt die Reviſion durch den Torftmeifter, der im Regierungs⸗ 

follegium die Sache zu bearbeiten hat. Das erfordert wieder Zeit. Hierbei 
kann es vorlommen, daß der Forſtmeiſter mit dem betreffenden Oberförfter nicht 
ganz einverftanden ift, fie haben vielleicht Hinfichtlih der Sätze der Schätzung 
verſchiedene Anfichten; dann ift es nothwendig, daß der Oberforfmeifter des 

Collegiums fich Hinbegiebt, um von feinem höheren Standpunkte aus eine Ent- 

iheidung zu treffen. Iſt die Sache in diefes Stadium gerathen, dann erft kann 

an das Königliche Staatsminifterium berichtet werden und wenn das Minifterium 
die Sache für geeignet hält. ... (Große Unruhe). 

Ich bitte, daß der Herr Präfident die Bitte hat, mir Ruhe zu verichaffen. 
(&ipde des Präfidenten). 

Wenn alfo der Herr Minifter die Sache zur weiteren Verfolgung für geeignet 
hält, fo wird in dem alle, daß das Objekt ein fehr bedeutendes ift, auch noch 
ein Minifteriallommiffarius Hingejchict, der den Gegenftand örtlich näher zu 
unterfuchen hat. Ja, meine Herren, die hohen Forſtbeamten, die im Minifterium 
beichäftigt find, haben aber fo ungemein viel zu thun, daß eine lange Zeit darüber 
vergehen Tann, ehe es ihnen möglich wird, an Ort und Stelle genauere Kenntniß 
darüber einzuziehen. 

Genug, aus dieſer oberflächlichen Darftellung werben Sie entnehmen, daß die 
Sade fehr viel Zeit erfordert und jehr umſtändlich if. 

Ich möchte alfo die Bitte ausfprechen, daß die Königliche Staatsregierung 
darauf Bedacht nehmen möge, diefes Berfahren abzukürzen, denn wenn es fo 
lange dauert, wenn nicht nur Monate, fondern mitunter Jahre dariiber geben, 
ehe ein ſolches Geichäft in Ordnung fommt, ja, meine Herren, dann verliert der 
Eigenthitmer des Grundſtücks, dem e8 oftmals darum zu thun if, fehr bald ein 
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— Stück Geld in die Hand zu bekonmen, die Luſt, das Grundftück zu verkaufen, 
en nachdem fich inzwiſchen die Eonjuntturen dermaßen geändert haben, daß der 
* | urfprüngliche Preis, den der Oberförfter mit ihm vereinbart bat, gar nicht mehr 
4— maßgebend iſt. Ich könnte aus eigener Erfahrung Beiſpiele anführen, wo die 
Ei. allervortheilhafteften Gefchäfte dieſer Art eben dadurch fich zerichlagen haben. Ich 
pe“. möchte daher der Königliden Staatsregierung den Wunſch und die dringende 
E38 Bitte vortragen, in's Auge faflen zu wollen, ob vielleicht ein kürzeres Verfahren 
h eingejchlagen werden fünnte, vielleicht in der Weife, daß den Königlichen Bezirks⸗ 
RE regierungen etwas mehr Selbfiftändigleit bei der Behandlung folder Sachen 
Br verliehen wiirde, ähnlich, wie e8 ſchon bei Austaufchungen der Fall ift, oder daß 
Fo ein anderer Modus der Beichleunigung eingeführt wilrde, damit dergleichen 


Sachen nicht fo lange hingezogen werden. 
Bräftdent: Der Herr Regierungslommiffarius hat das Wort. 
Regierungstommiffar Oberlandforftmeifter 9. Hagen: Meine Herren! Die 
eben gerügten Weiterungen find Webelftände, welche fich bei einer Staatsver⸗ 
waltung nicht in gleicher Weife vermeiden laffen, wie es bei PBrivatverwaltungen 
möglich if. Wir witrden fie nur in der Weife abkurzen oder abſtellen können⸗ 
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daß der durch ben Etat zur Dispoſition geſtellte Ankaufsfonds von vornherein 
unter die Provincialvegierungen vertheilt und jeder Regierung eine Summe 
überwielen würde. Das würde aber mit den Zwecken bes Fonds vollftändig 
unnereinbar fein; die Dispofition iiber ben Geſammtfonde muß nothwendiger 
Beife bier bei ber Eentralftelle bleiben, und es läßt ſich nicht vermeiden, daß 
bebufs der Beſchlußnahme über vorliegende Antäufe die Regierungen in den 
einzelnen Fällen berichten müflen. Es faun uur dahin gewirkt werben, daß das 
Abſchãtzungsverfahren thunlichft abgekürzt und die bieffeitigen Entſcheidungen fo 
viel als möglich beichleunigt werben, was auch bisher ſchon nicht verabfäumt 
worden ifl. 

Prafident: Es if Niemand weiter zum Wort gemeldet, die Diskuffion 
hierũber if gefchloffen, und fonflatire ich, daß der Tit. 4, Kap. 4 vom Haufe 
genehmigt if. 

Außer dem Ertraordinarium- find auch noch diejenigen beiden Titel zu be- 
rathen, die der Budgetlommiffion überwieien find. Sie finden dieſe Titel der 
dauernden Ausgaben im Hauptetat Seite 18, und die einmaligen und außer- 
ordentlichen Ausgaben im Hauptetat Seite 70, 

Ih eröffne zunächſt die Diskuffion über Gapitel 2, Titel 15 der dauernden 
Kusgaben: zur Unterhaltung und zum Neubau der Tyorfidienftgebäude, ſowie zur 
Beichaffung noch fehlender Forftdienftgebäude fiir Oberförfter und Forſtſchutz⸗ 
beaurte 638,000 Thaler, darunter künftig wegfallend 200,000 Thaler, jowie über 
Capitel 5, Titel 4 des Ertraorbinariums, zur Beichaffung fehlender Förſterdienſt⸗ 
mohnungen 200,000 Thaler. 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Sande: Meine Herren! Die Budgetlommiflion 
empfiehlt ihnen die Genehmigung fänmtlicher im Ertraordinario und in den 
eben genannten beiden Titeln des Orbdinarii geforderten Summen. Tit. 15 bes 
Ordinarii befteht eigentlich auS zwei verjchiebenen Anfägen: erſtens, zur Unter- 
Haltung und zum Neubau der Forftdienfigebäude — nämlich auf ſchon vorhandenen 
Forſtetablifſements —, und zweitens zur Beihaffung noch fehlender Forſtdienſt⸗ 
gebäude fiir Oberförfter und Forſtſchutzbeamte — alfo zur Beichaffung jet noch 
nicht vorhandener Etabliffements, Im Zufammenbang damit fteht die Liquidation 
um Tit. 4 des Ertraordinarii: zur Beichaffung fehlender TFörfterdienftwohnungen. 

Bas nun die Yorderung im Tit 15 des Ordinariums betrifft, fo ift dieſe 
um Wefentlihen ſchon im vorigen Jahre genehmigt, nur daß für diefes Jahr 
56,000 Thlr. mehr gefordert werden und zwar wegen geftiegener Materialien- 
preije nnd Löhne. Eine Scheibuug des Titels nad) feinem verfchiedenen Inhalt 
wurde in der Sonmiffion nicht fiir zwedmäßig gehalten, weil dadurch der Forſt⸗ 
verwaltung die Möglichkeit beſchränkt würde, nad) dem jebesmaligen Bebitrfniß 
mehr fir den einen oder fiir den anderen Zived zu verwenden. Gegen die Be- 
swilligung des Ordinarit im Tit. 15 ift demnach wicht! erinnert. 

Was das damit zufanunenhängende Ertraordinarium in Capitel 15, Tit. 4 
betrifit, fo wird es, wie ſchon im vergangenen Sabre, durch den für den Dienft 
' Ye nadtheiligen Zuftand gerechtfertigt, daß viele Forftichugbeamte jet genöthigt 
' 2b, in entlegenen Mietbswohnungen ihr Unterlommen zu fuchen. Die Com⸗ 
iſſion empfiehlt Ihnen auch bier die Bewilligung der liquidirten Summe. 

Prafident: Zu diefen beiden Titeln im Ordinario und Ertraordinario hat 
ch Riemand zum Wort gemeldet. Sie find vom Haufe bewilligt. 
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Dann eröffne ich die Diskuſſion über Tit. 18 des zweiten Gapitels des 
Ordinariumd: Zu Forſtkulturen und Berbefferung der Yorftgrundftiide, zum 
Bau und zur Unterhaltung der Holzabfuhrwege u. ſ. w. 1,150,000 Thlr. nebft 
Bemerkung, und über Tit. 5 der einmaligen und außerordentlichen Ausgaben: 
Zu Forſtkulturen 75,000 Thlr. Hierzu liegt ein Antrag der Budgetlommiffion 
vor Nr. 69 ad 2. 

Der Herr Beridhterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Haacke: Meine Herren! Zur Ermittelung des 
den jetigen Verhältniſſen entſprechenden Forſtkulturgelderfondes hat die Forft- 
verwaltung für die nächſten 10 Sabre generelle Eulturpläne aufftellen lafien, 
welche zu der bier gedachten Bedarfsfumme von 1,150,000 Thlr. "geführt haben. 
Bei Bewilligung derfelben würden flr das gefammte Staatsforflareal pro Jahr 
und Heltar 13,2 Silbergrofhen zu Eulturzweden verwandt werden. Dies if 
ein Betrag, welcher von den in andern Deutſchen Staaten zu demjelben Zwede 
bewilligten Summen nicht erheblich abweicht, diefelbe fogar zum Theil nicht er- 
reiht. Es ift mir von dem Herrn Pegierungstommiffartus mitgetheilt, daß, 
während in Preußen diejer Eulturfonds für 1874 pro Fahr und Heltar 13,7 
Silbergrofhen beträgt, berjelbe in Baiern ſchon im Jahre 1864 13,8 und in 
Sadjfen im Jahre 1864 17,1 Silbergrofchen pro Fahr und Hektar betragen hat. 
Die Commiffion nimmt feinen Anftand, die Genehmigung ber 1,150,000 Thlr. 
au beantragen. 

Im Zufammenhang mit diefem Titel fteht das Crtraordinarium Gapitel 5, 
Titel 3: Zu Forftlulturen. Der bier gemachte Anja von 75,000 Thlr., welcher 
für ganz ähnliche Zwecke auch im Jahr 1873 Tiquidirt und bemilligt ift, bezieht 
fih auf den ganz fpeciellen Zweck der Aufforftung von Raupenfraßblößen und 
von fangefauften Debländereien. Die Commiſſion Hat auch gegen diefe Poft 
nichts zu erinnern und ftellt nur den formellen Antrag, daß, um das Ergänzungs- 
verhältniß des Ertraordinarit in Titel 3 zum Orbdinario in Titel 18 auch im 
Hauptetat erfichtlich zu machen, die Ueberſchrift des erfteren Titels dahin ge= 
ändert werde: „Zufhuß zu Forſtkulturen“ (vergl. Capitel 2, Titel 18 des Ordi- 
nariums). Um für ähnliche Fälle auch in anderen Etats eine gleiche Deutlich- 
machung des Uebertragungsverhältnifies herbeizuführen, ftellt fie demnächſt den 
allgemeinen Antrag: 

Die Köntglihe Staatsregierung aufzufordern: 
Hinftig bei denjenigen Ziteln des Ertraordinariums, welche Zufchüffe zu 
gleihen oder ähnlichen Titeln des Orbinariums enthalten, das Ueber⸗ 
tragungsverhältnig in den Ueberfchriften der Titel erfichtlih zu machen. 

Es wird fein Bedenken habeu, diefen Antrag anzunehmen. 

Präfident: Der zulegt erwähnte Antrag der Budgetkommiſſion Nr. 69, 3 
ift von mir noch nicht zur Diskuffion geftellt; da er aber von dem Berichterftatter 
einmal erwähnt ift, will ih die Diskuſſion darauf ausdehnen. 

Es bat fih auch hier Niemand zum Wort gemeldet; ich fonftatire, daß der 
Titel 18 im Ordinario bewilligt ift vom Haufe. Ich werde dann abftimmen 
laffen über Titel 3 des Ertraordinariums nach der Faſſung der Budgetlommiffion, 
und falls er in diefer Faſſung abgelehnt werden follte, werde ich ihn, da er im 
Mebrigen nicht angegriffen ift, nach der Vorlage als angenommen betraditen, und 
endlich werde ich den Antrag zur Abftimmung bringen, der zulegt erwähnt ift, 
Nr. 69, ad 3. Alſo nah Genehmigung des Titel 18 im Ordinarium bringe 
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ih zur Abſtinmmung Titel 3 des Ertraorbinariums in folgender Fafſung: „Bn- 
ſchuß zu Forſtkulturen“ (vergl. Capitel II, Titel 18 des Ordinariums) 75,000 Thlr. 

Diejenigen Herren, welche fo beſchließen wollen, bitte ich, aufzufteheu. (Geſchieht). 

Jet ſteht die Majorität des Hanſes. Der Titel ift in diefer Yaflung an- 
genommen. 

Ich bitte jetzt den Antrag auf Nr. 69, 8 zu verleien. 

Schriftführer Abgeorbneter Sachſe: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Die Königliche Staatsregierung anfzuforbern: 
Kiimftig bei denjenigen Ziteln, weldhe Zufchüffe zu gleichen oder ähnlichen 
Titeln des Ordiuariums enthalten, das Lebertragungsverhältnig in den 
Ueberfchriften der Titel erfichtlih zu machen. 

Präfibent: Diejenigen Herzen, welche fo beſchließen wollen, bitte ich, auf- 
zuſtehen. (Geſchieht. 

Das iſt die Majorität. 

Daun werbe ich noch die einzelnen Zitel aus den eimmaligen und anfßer- 
ordentfihen Ausgaben zur Disfuffion fielen. Gapitel 5, Titel 1— es ift nichts 
zu errinnern und derfelbe vom Hanfe bewilligt. — Titel 2 — ebenfalls vom 
Haufe bewilligt. — Titel 5. — . 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeorbneter Sande: Gegen Tit. 5. Zweite und letzte Rate 
für einen früher jchon genehmigten Bau bei der Forſtalademie zu Neuſtadt 
Eberswalde, ift nichts erinnert. 

Bei Tit. 6 handelt e8 fi um die Veräußerung eines Waldterraind von 
165 Heltaren im Grunewald, in freundlicher Gegend an der Havel in der Käbe 
des fogenammten Schildhorns, behufs Billenanlagen, welche ſich an die fchon be- 
ſtehende Wannſeekolonie bei Zehlendorf anfchließen wilrden. Die Commifſion 
empfiehlt dieſes Projelt. Es ift nämlich erftens ein fehr erheblicher finanzieller 
Erfolg von demfelben zu erwarten. Denn felbft angenommen, daß ber Morgen 
mm mit 500 Thir. bezahlt werben follte, wiirde dadbınd immer eine Summe 
bon circa 330,000 Thir. gelöft, ein Werh, den ein Forſtterrain von circa 660 
Morgen als folches niemals erreichen wird. Der Erlös wird jedenfalls mit 
großem Bortheil dazu verwandt werden können, andere größere und zur Forſt⸗ 
Inltıre beffer geeignete Flächen zu erwerben. Außerdem wird dur Ausführung 
dieſes Brojelts bei dent großen Umfang des zur Berräußerung beftunmten Terrains 
die Wohnungsnoth in Berlin beträchtlich gemindert werden. Um dies zu er- 
reihen, wird es freilich nöthig werben, den Grunewald durch ein Net von 
Stein- und Lehmchauffeen zugängliher zu machen und dem Publitum mehr 
aufzufchließen, als es bis jetzt der Fall ift, dieſes Wegenek würde nebenbei ben 
großen Bortheil haben, der Berliner Bevölkerung eine durch Hügel und Gewäfler 
anmuthige Waldung mehr aufzufchließen, was ihr in jedem Betracht nur fürber- 
fih fein kann. Ans allen diefen Gründen beantragt die Commifſion die Be- 
willigung ber bier vorläufig mit 100,000 Thlr. geforderten Koften. Die Ge- 

f nmtfoften der Wegeanlagen find allerdings auf 216,000 Thlr. veranjchlagt, 
fi 8 Erfte würden aber nur 100,000 nötbig fein. 

Dräfident: Es wird feine Diskuſſion gewünſcht über Tit. 5 und 6, diefelben 

id bewilligt. Damit können wir den Etat verlaffen. 


Jahrb. d. Br. Forft: u. Jagbd⸗Geſetg. VII. 12 
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Berhandlungen des Herrenhanfes. 
81. 


Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Erhaltung und Begründung von Schug- 
Waldungen zc., jowie die Bildung von Waldgenofjenfchaften. 


Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. verordnen mit 
Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, für den ganzen 
Umfang derjelben, was folgt: 

81. I Allgemeine Beffimmung. Die Benutzung und Bewirtbichaftung 
von Waldgrundftiiden unterliegt, foweit nicht Xolal » Statuten oder jonftige, 
fpecielle Rechtstitel eine Ausnahme begründen, nur denjenigen Beichränfungen, 
welche das gegenwärtige Geſetz vorjchreibt. 

Die itber die Beauffihtigung, Benutzung und Bewirthſchaftung der Staats-, 
Gemeinde-, Corporations-, Genoſſenſchafts⸗ und Fuftituten - Forften beftehenden 
befonderen Borfchriften bleiben jedoch in Kraft. 

82. I. Befimmungen zur Erhaltung und Begründung von 
Schutzwaldungen und fonfigen Shug-Anlagen. In Fällen, wo 

a) durch die Beichaffenheit von Sandländbereien benachbarte Grundftiide der 
Gefahr der Berfandung, 

b) dur das Abſchwemmen des Bodens oder durch die Bildung von Wafſer⸗ 
ſtürzen in hoben Yreilagen auf Bergrüden, Bergluppen und auf Berg- 
hängen die unterhalb gelegenen nutzbaren Grundſtücke, Straßen ober 
Gebäude der Gefahr einer Ueberſchüttung mit Erde oder Steingeröll oder 
der Weberfluthung, 

c) dur die Zerfiörung eines Waldbeftandes in dem Quellgebiet und an 
den Ufern natürlicher Waflerläufe, fowie an den Ufern von Kanälen, der 
Stand der Waflerläufe der Gefabr einer Verminderung, die Ufergrund« 
filide der Gefahr des Abbruches und die im Schuge ber Walbungen 
gelegenen Gebäude 2c. der Gefahr des Eisganges, 

d) duch die Zerftörung eines Waldbeſtandes in Freilagen und in der See 
nähe benachbarte Feldfluren und Ortichaften den nachtheiligen Ein— 
wirfungen der Winde 

in erheblihem Grade ausgefegt find, fann Behufs Abwendung diefer Gefahren 
ſowohl die Art der Benugung der gefahrbringenden Grundftüde, als auch die 
Ausführung von Wald-Eulturen oder ſonſtigen Schuganlagen auf Antrag ($ 3) 
angeordnet werben. Hierbei find die beiberfeitigen Intereſſen möglichft zu ver- 
einigen. 

$ 3. Der Antrag auf Erlaß diefer Anordnungen kann geftellt werben: 

a) von jebem gefährdeten Antereffenten; 

b) von Gemeinde- und Communal-Berbänden in allen innerhalb ihrer Bezirke 
J vorkommenden Fällen (8 2); 

Ya c) von der Laudes⸗Polizei⸗Behörde. 

$ 4. Die Eigenthümer, Servituts- und fonfligen Nutungsberechtigten der 
gefahrdrohenden Grundftäde, find verpflichtet, fi allen Beichränfungen in ber 
— Benutzung der letzteren zu unterwerfen, welche in Gemäßheit des 8 2 dieſes 
Wr. Geſetzes angeordnet werden und die Ausführung der auf Grund diefer Vorſchrift 
— angeordneten Wald⸗Culturen oder Schutzmaßregeln zu geſtatten. 
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Eine Eutihädigung  baflir if ihnen. nur in foweit zu gewähren, als fie 
durch die Nutzungsbeſchräukung an dem bisher bezogenen Hein-Ertrage eine 
Eubnße erleiden. 

Die zn gewährende Entihädigung if von den gefährbeten Intereſſenten 
ch den im 8 5 ertheilten Borfchriften aufzubringen. 

85. Die Koften der Herftellung und Unterhaltung der angeordneten Walb- 
Exituren oder jonftigen Schutzanlagen haben die Eigenthitmer der gefahrbringenden 
Grmdfüde gemeinichaftlih mit den Anterefienten, weiche den Antrag geftelit 
haben, nach Verhältniß und His zur Höhe des Vortheils zu tragen, welder 
jedem daraus erwächn. Auch diejenigen gefährdeten Intereſſenten, welche dem 
Intrage nicht beigetreten find, haben nach vemfelben Berhältniffe zu den Koften 
beizutragen, wenn: 

1. die Antragfiellee mindeftens ben vierten Theil der gefährdeten Grund- 

ſtücke befitzen, oder 

2. der Antrag von einer Gemeinde, einem Communal⸗Verbande oder von der 

Landes-Bolizeibehörbe geftellt iſt. 

86. Der Koftenbeitrag ($ 5) kann durch Naturaldienſte und Lieferungen 
geleitet werben, foweit dies ohne Beeinträchtigung bes Zwedes angeht. 

$ 7. Die Enticheidung darüber, ob und welche Maßregeln in jedem einzelnen 
Falle anzuordnen find, wird von dem Waldſchutzgericht getroffen. 

88. Als Walbfchuggericht fungirt in den Landestheilen, in welchen bie 
Kreißorduung vom 13. December 1872 (Geſ.⸗S. ©. 661) gilt, der Kreisausihuß, 
in den Hohenzollernſchen Tandestheilen der nach Borichrift der —— 
Amts- und Landes⸗ Ordnung vom 2. April 1873 (Gef ⸗S. ©. 145) beftellte 
Antganaſchuß. 

8 9. In den übrigen Landestheilen wird für jeden Kreis, mit Ausſchluß der 
klffändigen Stadtfreife, das Waldſchutzgericht aus dem Landrathe (Kreishaupt- 
mann) als Vorſitzenden und 6 Deitgliebern gebildet, welche von ber Kreis-Ber- 
ſanmlung nad) abfoluter Stimmenmehrheit gewählt werden. Wählbar als Mit- 
gfied iſt jeder ſelbſtſtändige Angehörige des Deutichen Heiches, mit Ausnahme 
der nicht angefeflenen jernisberedhtigten Militairperfonen, welcher 

a) m dem Kreife einen Wohnſitz bat, 

b) fich im Beſitz der bürgerlichen Ebrenrechte befindet. 

Als ſelbſtſtändig wird derjenige angefehen, welcher das 21. Lebensjahr voll- 
endet bat, fofern ihm das Recht über fein Vermögen zu verfügen und daffelbe 
zu verwalten nicht durch gerichtliche Anordnung entzogen iſt. 

Geiftliche, Kirchendiener und Elementarlehrer können nicht Mitglieder des 
Waldſchutzgerichts fein; richterliche Beamte, zu denen jedoch die techniſchen Mit- 
gfieder der Handels» oder Gewerbe- und ähnliche Gerichte nicht zu zählen find, 
mar mit Genehmigung des vorgefegten Minifters. 

Die Wahl der Mitglieder erfolgt anf 6 Jahre mit der Maßgabe, daß bei 
Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedichaft his zur Wahl des Nachfolger$ fort- 
dauert. Alle zwei Jahre fcheidet ein Drittel der Mitglieder aus. Die das erfte 
mi zweite Mal Ausiheidenden werden durch das Loos befiimmt. Die Aus- 
geh iedenen können wieder gewählt werden. 

Die Mitglieder des Waldjchußgerichts werden von dem Borfigenden vereidigt. 
Si Können durch Beſchluß des BVerwaltungsgerichts ihrer Stellung enthoben 
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eben erhalten eine ihren Auslagen entiprediende Entſchädigung aus 
mmunalmitteln. Weber die Höhe derfelben befchließt ber Kreistag. 
» Das Verfahren vor den Waldſchutzgerichten richtet fi in allen Landes: 
ad) den Vorſchriſten diefes Geſehes 
1. Den Antrag auf Abwendung einer Gefährdung im Sinne bes $ 2 
yem Waldſchutzgericht desjenigen Bezirks (Kreiſes, Amtsverbandes in 
lern) zu Händen feines Vorſigenden zu fiellen, in welchem das gefaht« 
e Grundftüd gelegen if. 
t daffelbe in zwei Bezirken, fo ift as Waldſchutzgericht desjenigen Be- 
Rändig, welchem der größere Theil des Grundftüds angehört. Geht der 
von dem Bezirke felbft aus, ober if er gegen biefen gerichtet, fo beftiınmt 
valtungsgericht daS zufländige BWalbjhutgeriht. Daffelbe gilt, wenn die 
dhenden Grundftiide innerhalb eines felbfiftändigen Stadtkreiſes Tiegen. 
% Das Waldſchutzgericht ift beihlußfähig, wenn 3 Mitglieder mit Ein- 
es Borfigenden auweſend find. Die Vefchläffe werden nach Stimmen- 
gefaßt. 
eine grade Zahl von Mitgliebern anweſend, jo nimmt das dem Lebend- 
h juugſte gewählte Mitglied an der Abſtimmung pricht Theil. Betrifit 
nftand der Verhandlung einzelne Mitglieder bes Walbfehuggerichts, ober 
wandte und Verſchwägerte in auf» ober abfteigender Linie, ober bis zu 
Brabe der Settenlinie, fo ditrfen diefelben an der Berathung nicht Theil 
Wird dadurch das Waldſchuhgericht beſchlußunfähig, fo tritt mach der 
ung des Bermaltungsgerihts das Waldjhuggericht eines benadjbarten 
an feine Stelle. 
3. Das Waldſchutzgericht hat die Thatſachen, welche für feine Entſcheidung 
find, von Amtswegen zu erforſchen und feftzuftellen, ſowie den Beweis 
n Umfange zu erheben. 8 Hat zu biefem Mebufe den bei ihm geſtellten 
dur einen Commiffar örtlich unterfuchen und prüfen zu laffen, ift auch 
Sachverſtändige zu laden und eidlich ſelbſt zu vernehmen oder vernehmen 
» Hinficptfich der Verpflichtung, ſich ais Zeuge oder Sachverſtändiger 
en zu Iaffen, kommen die entfprechenben Beftimmungen der biirgerfichen 
!jege mit der Maßgabe zur Anwendung, bag im alle des Ungehorjams 
ſdſchutzgericht auf eine Gelbbuße bis zu 150 Mark erkennen farm. Gegen 
iteafbefcheib ift innerhalb 14 Tagen die Berufung an das Berwaltungs- 
uläffig. 
n Commiffar kann das Waldſchutzgericht ebenſowohl feinen Vorfigenden 
es feiner Mitglieder, als auch einen anberen geeigneten Sadverftändigen 
L 
4 Der Eommiffar hat die gefahrbringenden Grundflide und ben Umkreis 
len, innerhalb deffen Beſchädigungen anderer Grundftüde zu befttcchten 
r hat bie @igenthitmer, Servituts- und fonfigen Nugungsberechtigten 
cundſtlicke, ſowie die zur Sache betheiligten gefährdeten Interefienten zu 
1. Rad) Anhörung berfelben hat er ein fchriftlic)es Gutachten abzufaffen, 
fi über folgende Buntte äußern muß: 
ob eine Gefahr im Sinne bes $ 2 obmaltet, 
ob und welche Einfchränfungen in der Benugung ber gefahrbringenden 
Srundfiide nothwendig und welche Entfhäbigungen dafur zu zahlen, 


j 


— 17. — 


3) ob und welche Waldkulturen und fonftige Schuß-Anlagen erforderlich, und 

4) von wem und nad welchen Berhältnig die Koften der Aulagen (ad 3) 

und der Entihädigung (ad 2) aufzubringen find. 

& 15. Wenn der Sommiffar die Gefährdung als vorhanden erachtet, fo bat 
irfelbe ein Regulativ zu entwerfen, welches alle erforderlichen Feſtſetzungen, 
iunsbefondere auch über die künftige Nutung, Unterhaltung und Beauffichtigung 
dr Schug-Anlagen enthalten muß. - 

$ 16 Der Eommiffar bat das Gutachten und das Negulativ zur Einficht- 
nahme der Eigentblimer, Servituts- und jouftige Nugungsberechtigten der gefahr- 
bringenden Grundſtücke, ſowie die gefährdeten Intereſſenten 14 Tage lang in den 
Gemeinden, in welchen der betheiligte Grundbeſitz belegen ift, bei dem Gemeinde⸗ 
Sorfieher offenzulegen und daß dies gejchehen, zur Kenutnißnahme der Intereſſenten 
a bringen. Demnächſt hat er bie legteren mit ihren Erflärungen zu bören, die 
eina erhobenen Wiberjprüche zu erörtern, und fodann die Berhandlungen dem 
Laldſchutzgericht vorzulegen. 

$ 17. Das Waldſchutzgericht hat nad) feiner freien und aus dem ganzen In⸗ 
begriff der Berhandlungen geichöpften Ueberzeugung zu beichließen. 

$ 18. Ergiebt fi) aus dem Inhalte des kommiſſariſchen Gutachtens, daß 
ane Gefährdung im Sinne des 8 2 nicht zu beforgen ift, fo Tann das Wald⸗ 
Kubgericht ohne weiteres; Verfahren durch einen mit Öriimden verfehenen Beſcheid 
den gefiellten Antrag zurückweiſen. Gegen einen ſolchen Beſcheid if binnen 10 
Zagen nach defien Zuftellung der Antrag auf mündliche Verhandlung vor dem 
Valdſchutzgerichte geftattet. Wird der Antrag nicht geftellt, fo gilt au in An- 
kung der Zuläffigkeit der Berufung der Beſcheid als Entſcheidung ($ 22). 

$ 19. Ebenſo kann das Waldſchutzgericht ohne weiteres Verfahren das ent- 
worfene Regulativ feftfegen, und vollfiredbar erklären, wenn ſümmtliche Betheiligten 
derſelben zugeftimmt haben, und fi) auch im öffentlichen Intereſſe nichts da- 
gegen zu erinnern findet. 

520. Iſt ein Antrag auf milndlihe Berhandlung ($ 18) geftellt oder ift 
gegen das Regulativ Widerſpruch erhoben worden, oder hält das Waldſchutzgericht 
tie mündliche Berhandlung fonft flir erforderlich, fo ift das mündliche Verfahren 
einzuleiten. 

8 21. Erfolgt die Einleitung der mündlichen Verhandlung, fo find die Eigen- 
thämer, Serpitut3- und fonftige Nutungsberechtigten der gefahrbringenven Grund⸗ 
füde, die Antragfteller und die außer benjelben eintretenden Falls zur Tragung 
der Koften verpflichteten Intereſſenten (8$ 4, 5 und 14, Nr. 4) durch beſondere 

Borladungen 

alle die fonft ein Intereſſe zur Sache zu haben vermeinen 
durch einmalige öffentliche Bekanntmachung im Amts- und Kreisblatte unter der 
Sewarunng vorzuladen, daß der nicht Erfcheinende nicht weiter werbe gehört 
werden, 

Den Betheiligten ſteht e8 frei, ihre Erklärungen vor dem Termine ſchriftlich 
abzugeben, die mündliche Verhandlung, bei welcher die Betheiligten mit ihren 
En venbungen gegen das kommifſariſche Gutachten oder gegen das Regulativ zu 
hör ı find, und das Waldſchutzgericht Über diefe Einwendungen zu entjcheiden, 
bez hungsmeife das Regulativ feftzufegen bat, erfolgt, ebenjo wie die Berlin. 
dig "g ber Enticheibung in öffentliher Sigung Das Waldſchutzgericht kanm 
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Brund der mündlichen Verhandlung eine nochmalige Unterfuhung durch 
andern Commiſſar oder Sachverſtändigen vor ber Entſcheidung zur Sache 
men. 

Der gerichtlichen Entſcheidung verbleiben alle Streitigkeiten über die Eriftenz 
den Umfang von Privatrechten, welche auf fpeciellen Rechtätiteln beruhen 
} 22. Die Eutſcheidung bes Waldſchutzgerichts ift mit Gründen verfehen, den 
iligten zuzuftellen. 

Diefe Zuftelung allein genügt, wenn die Verkündigung der Entſcheidung 
fofort hat erfolgen können. 

323. Ueber die öffentliche Sigung wird durd einen vereideten Protofoll- 
e eime Verhandlung aufgenommen, welche die weſentlichen Hergänge enthalten 
und von ben Mitgliedern des Waldſchuhgerichts und dem Prototollführer 
iterzeichnen ifl. 

Die Bereibigung des Protofollführers erfolgt von dem Borfigenden des 
fjupgerichts im Namen deffelben. 

; 24. Sammtliche Berhanblungen vor dem Waldſchutzgerichte finb gebiihren- 
tempelfrei; es werben nur die baaren Auslagen des Verfahrens in Anſatz 
t. 

Die Gommiffare und fonft zugezogene Sachverſtändige Haben Anfpruc auf 
} ihrer baaren Auslagen, ſowie auf Reife- und Zehrungstoften uach Maß- 
bes $ 3 des Koftenreguiativs vom 25. April 1836 und ben fpäter dazu er- 
nen Borfchriften. 

26. Die Koften des Berfahrens, welche jerforberlichen Falls aus Kreis- 
nunalmitteln vorgeſchoſſen werben müſſen, haben der ober die Antragfteller 
zu tragen, werm ber Antrag zuriidgemiefen worden ift; andernfalls finden 
ieſe Koften diejenigen Vorſchriften Anwendung, welde in ben $$ 4 und 5 
Geſetzes über die Aufbrirtgung der zu lelſtenden Entſchädigung, beziehungs- 
über die Beſtreitung der auf die angeordneten Anlagen zu verwenbenben 

1, ertheilt find. 

3 26. Gegen die Entfcheibung des Waldſchutzgerichts ſteht ben Betheiligten, 
aus Grinden bes öffentlichen Intereſſes dem Vorſitzenden derſelben, das 
ber Berufung zu. 

leber die Berufung entſcheidet das Verwaltungsgericht. 

Die Berufung muß bei Berluft des Mechtsmittels innerhalb 21 Tagen, an- 

net von dem auf die Zuftellung der Entſcheidung folgenden Tage, bei dem 

ſchutzgerichte fhriftli angemeldet und gerechtfertigt werben. 

Zur Rechtfertigung der Berufung kann in nicht ſchieunigen Sachen von dem 

genden des Waldſchutzgerichts eine angemefiene, der Regel nad nicht über 

age zu erftredende Nachfrift gewährt werben. 

Im Uebrigen finden auf das Verfahren in der Berufungs-Inftanz und auf 

often deſſelben die Vorichriften des Gefeges vom. . . . . ., betreffend 

Anfegung von Verwaltungsgerichten und eines oberften Werictshofes für 

ge Verwaltungsſachen, Anwendung. 

5 27. Die Ausführung des Regulatios erfolgt durch den Borfigenden des 

ſchutzgerichts von Amtswegen; überſteigen jebod die Koften den Werthbetrag 

Bortheile fäntmtlicher Vetheifigten, fo findet die Ausführung nur flatt, wenra 

berſchießende Theil andermeit gededt ift. 
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538. In Fällen, wo Gefahr im Berzuge if, Tann der Vorſitzende des 
Baldihubgerichts ſchon vor rechtsfräftiger Entſcheidung provijorifche Anordnungen 
treffen, zur Berbinderung folder Unternehmungen, welche eine die Gefahr ver- 
größernde ober begünftiigende Veränderung in der Bewirthihaftung des Grund⸗ 
ſtüds vorbereiten. 

Er iR befugt diefe Anordnungen durch Erefutiv-Maßregeln zur Ausführung 
zu bringen. 

8 29. Die Eigenthümer, Servituts- und fonftige Rutungsberehtigten find, 
wenn fie den Beſtimmungen des Regulativs zuwider Holz einfchlagen, mit einer 
Geldfitafe zu belegen, welche dem doppelten Werthbetrage des gefällten Holzes 
gleichlommt. 

Benu fie bie ſonſtigen Feſtſetzungen des Regulativs, durch welche eine be⸗ 
fimmte Art der Benutzung vorgeſchrieben, oder verboten wird, übertreten, find 
fe mit einer Geldbuße His zu 100 Mark zu beftrafen. 

8 39. Wenn im Laufe der Zeit eine Abänderung ber Beſtimmungen bes 
rechtsverbindlich feftgeftellten Regulativs nothwendig wird, fo ift dieſe Abänderung 
in demjelben Berfahren, wie die urfprüngliche Feſtſetzung zu bewirken. 

8 31. Die Dedung und Aufforftung der Meeresdinen kann auf Grund der 
Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht gefordert werden. 

$32. ION. Befimmungen, betreffend die Bildung von Wald- 
genoffenfchaften. Wo die wirthſchaftliche Benutzung einzelner neben- und 
untereinander gelegener, aus Waldgrundftliden oder öden Flächen beſtehenden 
Beſitzungen nur durch gemeinſchaftliche Bewirthſchaftung oder Beſchützung zu er- 
zeichen ift, Fünnen auf Antrag 

a) jedes einzelnen Befiters, 

b) der Gemeinde, beziehungsweife des Communal-Verbanbes, in deren Be⸗ 
zirfe die Grundftiide liegen, 

c) der Landes⸗Polizei⸗Behörde 

die Eigenthilmer diefer Befigungen zu einer Waldgenoffenfchaft nach Maßgabe 
der nachfolgenden Borfchriften vereinigt werden. 

8 33. Die Rechtsverhältniffe der Genoſſenſchaft und deren Mitglieder werden 
durch ein Statut geregelt. Tür diefe Regelung ift der Grundfag maßgebend, daß 
in den Eigenthums- oder Befig-Berhältniffen der einzeln Betheiligten feine Aen- 
derung eintritt, die Benugung deffelben aber nach einem einheitlichen, fir die 
ganze Gemnoſſenſchaftsfläche feftgeftellten Plane gemeinjchaftlich betrieben wird. 

8 34. Das Theilnahmemaß jedes Waldgenofien an den Nubungen, den 
Koften und Laften diefer gemeinfchaftlichen Bewirthichaftung ift zu bemeffen: 

1) Rah dem Berbältnig des Kataftral - Reinertrages, oder wenn dadurch 
eine erhebliche Berlegung entftehen jollte, nach dem Berhältnig des wirth- 
ſchaftlichen Neinertrages der einzelnen Grundftüde und 

2) zugleich nach Verhältniß des auf denjelben vorhandenen Holzbeftandes. 

Dieſes Berhältnig ift in dem Statut für die Dauer der Genofjenfchaft feft- 
juftellen. 

$ 35. Die Beitragspflicht haftet als Reallaſt untrennbar auf den zur Ge⸗ 
nofjenjchaft gehörigen Grundftüden und if den öffentlichen Laften gleichzuachten. 

Bei Parzellirungen müfſen die Genofjenichaftslaften anf alle Trennftüde ver- 
hältnigmäßig vertheilt werden. NRüdfländige Beträge können auch von den Päd- 
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mfligen Nugnießern der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres 
n bie eigentlich Berpflichteten, im Wege der abminiftrafiven Erecution 
werben. 
Sind Genofienihaftsgrundftiide mit Servituten belaftet, fo milffen die 
ı fi) diejenigen Einſchränkungen gefallen laſſen, welche im Jutereſſe 
nſchaft erforderlich find. Fur biefe Einfhränkung muß den Berechtigten 
ibigung gewährt werden, nah bem Berhältniß ber Einbnge, welche 
bisher bezogenen Reinertrage erleiden. 
Der Antrag auf Bildung einer Waldgenofſenſchaft ift bei dem Wald⸗ 
des Bezirkes zu Händen ihres Borfigenden zu ftellen, in welchem bie 
jenben Grundſtlicke, ſämmtlich oder der Fläche nach zum größeren 
gen find. Liegen fie in einem felbfftändigen Stadtfreife, oder geht 
von dem Kreife (Amtsverbände in Hohenzollern) ſelbſt aus, fo ber 
Berwaltungsgericht das zuftändige Walbfejuggericht. In dem Antrage 
ı vereinigenden Grunbftide, deren Befiger und Catafterbezeichnung 
yuführen. 
Das Woldſchutzgericht Hat nad; Maßgabe ber Borſchrift im $ 18 den 
:h einen Commiſſar örtlich unterfuchen zu laſſen. 
ommiffer hat nach Feſtſtellung der zu vereinigenden Flächen bie be» 
zrundbeſitzer über den Antrag zu vernehmen. 
dorlabung zu dem besfallfigen. Termine erfolgt fchriftlih unter der 
19, daß bie Nichterfcheinenben dem Mehrheitsbefchluffe der Erſcheinenden 
end erachtet werben follen. 
Wenn die Mehrzahl aller Betheiligten nach dem Eatafralreinertrage 
Ride berechnet, fid) dem Antrage nicht anſchließt, reicht der Gommiffar 
averhandlung mit feinem Gutachten über bie Bebürfnißfrage und dem 
Sbefcheinigungen dem Waldfchutzgericht ein, welches foldhen Falls 
eifungsbefcheib zu ertheilen Hat. 
In anderen Falle hat der Gommiffar nach Maßgabe der Borſchriften 
oärtigen Gefeges und unter Beriidfichtigung der befonberen Berhält- 
Bildenden Genoffenfchaft, unter Zuziehung der Vetheiligten ober eines 
gewählten Ausichuffes, das Genoffenfhafts-Statut zu entwerfen, auch 
slihen Einſchränkungen der Servitut-Beredhtigungen, — infofern nicht 
liche Ablöfung nad den darüber geltenden Geſetzen beſchloſſen wird, — 
ir biefe Einſchränkungen zu gewährenden Entſchädigungen gutachtlich 


Das Statut muß enthalten: 

e fpezielle Angabe des Umfangs des genoſſenſchaftlichen Bezirkes und 
genofſenſchaftlichen Zwecke, 

Wirthſchaftsart und den Betriebsplan, ſowie die Formen, in welchen 
e Abänderung derjelben beſchloſſen oder bewirkt werben kann, 

den Waldgenoffen aufzuerlegenden Beſchränkungen und Verpflichtungen, 
Berhältuiß der Walbgenoffen zu den Gervitutberechtigten, 

3 Berhältiig der Theilnahme an den Nutungen und Laften ($ 34), 
Formen und Friften, in denen die Bertheilungsrollen offen zu legen 
d etwaige Reflamationen anzubringen und zu prüfen find, 

innere Organifation der Genofienfhaft und ihre Vertretung nach 
jen. 


A 
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8 42. Der Sommiffar hat das entworfene Statut, forwie fein Gutachten über 
die nothwendigen Einfchränfungen der Servitutberechtigten und tiber bie dafür 
in gewährenden Entſchädigungen allen Betheiligten vorzulegen, etwaige Wider- 
prüche zn erörtern. und fodann ſämmtliche Verhandlungen nebft feinem Gutachten 
über die Bedürfnißfrage dem Waldfchutgericht einzureichen. 

843. Das Waldſchutzgericht entjcheidet über die Bedürfnißfrage uud prüft, 
5 das Statut den Vorſchriften entfpricht und fein öffentliches Intereſſe verlekt. 
Baltet in allen diefen Beziehungen ein Bedenken nicht ob, und haben fänmtliche 
Betheifigten oder die Mehrzahl derfelben, nad) dem Gataftralreinertrage ber 
Irundftlidle berechnet, dem Statute zugeftinmt, fo fett das Waldſchutzgericht das 
Statut und damit die Begründung der Benoffenfchaft fefl. Daffelbe enticheidet 
zugleich über die etwa erhobenen Widerſprüche gegen die beqgutachteten Beichrän- 
fangen der Serpitut-Berechtigten, beziehungsweife tiber die Höhe der zu gewähren- 
den Entſchädigungen. 

FR feine Majorität für das Statut erlangt, jo hat das Waldſchutzgericht 
eine abweifende Entſcheidung zu treffen. 

Im Uebrigen kommen bezliglich des Verfahrens vor dem Walbjchubgericht 
bie Borjchriften in den 88 17 bis 23 zur Anwendung. 

5 44. Bezitglich der Koften finden bie Beftiummungen im 8 24 Anwendung. 

Sie fallen, ſoweit fie nicht durch die ergangene Enticheidung dem unterlie- 
genden Theile zur Laſt gelegt find, den Waldgenofien nad dem im 8 34 dieſes 
Geſetzes vorgefchriebenen beziehungsweife im Statute ausgebrüdten Berhältniffe 
zur Laſt. 

$ 45. Gegen die Entſcheidung des Walbjchuggerichts findet die Berufung 
ash den Beftimmungen des 8 26 ftatt. 

8 46. Die auf Grund vorftehender Vorſchriften eingerichtete Waldgenoffen- 
haft ift der Auffiht des Staats unterworfen. Diefe Auffiht wird von der 
Regierung (Landdrofei) in deren Bezirk die Genoffenichaftsfläche liegt, nach Maß⸗ 
gabe des Statuts, übrigens in dem Umfange und mit den Befugniffen gehanb- 
habt, welche gejetslich den Auffichtsbehörden der Gemeinden zufteben. 

8 47. Die Minifter fiir die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten und der 
Fuſtiz find ermächtigt, einer nad) den Beitimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
gebildeten Waldgenoffenichaft auf ihren Antrag die Rechte einer juriftifchen Perſon 
zu verleihen. 

8 48. Die Auflöfung einer nach dem gegenwärtigen Geſetz errichteten Wald⸗ 
genofienschaft if nnur nach vorgängigem Beſchluſſe der Genoffenichaft mit Ge⸗ 
nehmigung der Bezirts-Regierung (Tanddroftei) zuläffig. 


Beglaubigt: 
Sampbaufen. Graf Eulenburg. Dr. Achenbach. 


Motive zu dem Gefey- Entwurfe, betreffend die Erhaltung und Be- 

g Indung von Schus-Waldungen, ſowie die Bildung von Wald- 
genofjenfchaften. | 

Hiforifhe Einleitung. Die erheblichen Gefahren, welche der Landes- 

h ur unter gewiffen örtlichen Berbältniffen, namentlich im Gebirge, an der See- 
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tüfte, auf Flugſand ꝛc. aus der Bernichtung der Waldungen erwachien, find ſchon 
feit Jahren Gegenfland der Aufmerkſamkeit ſowohl der Landes-Bertretung als 
auch der Staats-Regierung. Die in diefer Beziehung bis in die meuefle Zeit 
laut gewordenen Klagen laffen erkennen, daß weder Belehrungen noch Die gegen- 
wärtig zu Gebote ftehenden gejeglichen Mittel in allen Fällen die nothiwendige 
Erhaltung und Wiederkultur der im Beſitz von Gemeinden und Privaten be- 
findlichen Waldungen fichern. 

Die Staatsregierung bat deshalb ſchon wiederholt verfucdht, im Wege der 
Geſetzgebung Abhilfe zu fchaffen. 

Sie hat ſchon in den dreißiger Jahren einen Gejeßentwurf wegen Abwendung 
von Berjandungen und wegen Befeftigung der Sandſchollen im Binnenlande und 
faft gleichzeitig in einer auf das Bedürfniß des ganzen Landes berechneten all- 
gemeinen Forft- und Jagd-⸗Ordnung Borfchriften über die Beauffihtigung ber 
Privat-Waldungen vorbereitet. Sie ift mit diefen Verſuchen damals nur deshalb 
zu feinem abjchließenden Ergebniffe gelangt, weil durch die Ereigniffe des Jahres 
1848 die Berathung der ausgearbeiteten Gefeg-Entwürfe, mit deren Richtung bie 
Provinzial-Stände fi im Wefentlichen bereits einverftanden erflärt hatten, unter- 
brochen wurde. Unabhängig hiervon Hat fie die Anhaltspunkte, welche die be⸗ 
fiehende Geſetzgebung in einzelnen enger abgegrenzten Bezirken darbot, zum end⸗ 
gültigen Abfchluß von Special-Gefezen benutzt. In diefer Weife find 

unter dem 24. Mai 1821 für den Kreis Olpe 
„ n 6. December 1834 „ „ „ Siegen, 
"„» n 21. November 1836 „ die Aemter Flensburg uud 
Triedemalde im Kreife Altenlirhen neue Haubergsordnungen entftanden. Auch 
hat die Staatsregierung, alsgdie Berfuche einer generellen Geſetzgebung gejcheitert 


waren, ben Weg ber Specialgejeggebung weiter verfolgt und unter dem 1. Juni 


1854 ein Waldkulturgeſetz fiir den Kreis Wittgenftein erlaffen. Sie bat endlich, 
da fe fi überzeugen mußte, daß diefer Weg der Specialgejeßgebung nicht zum 
Biele führt, weil das Bedürfniß in allen Landestheilen ſich mehr oder minder 
geltend madt, im Jahre 1868 den urfprünglichen Verſuch einer allgemeinen 
Regelung der Frage wieder aufgenommen, und dem Hanfe der Abgeordneten 
einen Gejeg-Entwurf, betreffend die zwangsmweife Bildung von Waldgenofien- 
ſchaften vorgelegt. Wegen Schluffes der Seflion ift diefer Gefeß-Entwurf damals 
nur in der Commiſſion für die Agrar-Berhältniffe zur Durchberathung gelangt. 
Auch die Landesvertretung hat die Nothwendigkeit einer gefetlichen Regelung der 
Frage wiederholt anerlannt. Im Anfange des Jahres 1853 hat die damalige 
1. Kammer den Antrag von Steffens, 

„im Intereſſe der Landeskultur einen Gejegentwurf über das Verbot der 

Rodung von Gebirgswaldungen vorzulegen,“ 
der Staatsregierung zur näheren Prüfung überwieſen; es hat ferner das Hans 
der Abgeordneten im Jahre 1860 aus Anlaß des von dem Abgeordneten Kaifer 
und Genofien geftellten Antrages anerkannt, daß den dur Abholzung der Forſt⸗ 
grundſtücke ermachjenden vielfachen gemeinen Gefahren dur Zivangs-Maßregeln 
entgegen zu treten fei; e8 bat ‘endlich das Haus der Abgeordneten zu dem Etat 
der Forft-Berwaltung pro 1873 die Refolution beſchloſſen, 

die Staatsregierung aufzufordern, ein allgemeines Waldſchutz, und Cultur⸗ 

Geſetz dem Landtage baldthunlichft vorzulegen. 
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Demgemäß iſt der anliegende Geſetz-⸗Entwurf ausgearbeitet worden. Nach 
dem Vorſtehenden wird in Bezug auf ihn eine ausführlichere Begründung bes 
Bebirfniffes nicht erforderlich, diefes Bedurfniß vielmehr als ein anerfanntes 
anzunehmen fein. 

Der anliegende Entwurf ift nicht eine bloße Wiederaufnahme der Geſetz⸗ 
vorlage vom Jahre 1868. Die in der damaligen verflärkten Agrar⸗Commiſſion 
des Abgeorbnietenhaufes erhobenen vielfachen Bedenken gegen die Vorlage pp. 
machten es winjchenswerth, von Neuem, unter Bergleichung der bei dieſer Be⸗ 
rathung und in den bisherigen Verhandlungen der Landesvertretung zur Geltung 
gelangten Geſichtspunkte zu prüfen, in welchen Beziehungen die beftehende Geſetz⸗ 
gebung wegen des fiaatlichen Auffichtsrechts über die Waldungen mangelhaft ift 
und welche Grundſätze für die Bejeitigung ber bervorgetretenen Mängel am 
meiften zu empfehlen find. 

®egenwärtige Rage der Geſetzgebung. Die beftehende Geſetzgebung 
if eine fehr ungleiche; fie it fomohl nach den einzelnen Theilen des Staates, 
als andy nach dem Beſitzſtande eine verfchiebene. 

1. Gemeinde-Forften. Zunächſt ift beziiglich der Waldungen der Ge⸗ 
meinden ein flaatliches Auffichtsrecht iiber ihre Verwaltung zwar in der ganzen 
Nonarchie gefeglih anerlannt, der Umfang dieſes Nechtes ift in den einzelnen 
dandestheilen aber nach weſentlich von einander abweichenden Grundſätzen georbnet. 
Es laſſen ſich in diefer Beziehung vier Hauptunterſcheidungen machen: 

a) In den Provinzen Breußen, Pommern, Poſen, der Mark und Schieflen 
it das flaatliche Auffichtsrecht beſchränkt auf die den Bezirs⸗Regiernngen vorbe- 
haltene Genehmigung zu VBeräußerungen und Beränderungen in dem Genufie 
der Nutzungen bei den fHäbdtifchen und zu Rodungen und außerordentlichen Holz 
Ihlägen bei den Waldungen der Landgemeinden (Städteorbnung flir die 6 öſt⸗ 
lichen Provinzen vom 30. Mat 1853 — Landgemeindeorbnung in den 6 öſtlichen 
Provinzen vom 14. April 1856). Auch in der Provinz Hannover, mit Ausnahme 
der weiter unten genannten Theile derfelben, ſoll fih die Oberaufficht des Staats 
nicht weiter als auf die Erhaltung des Waldvermögens erfiredten. (Berfaffungs- 
Gele vom 5. September 1848). In diefen Landestheilen verwalten daher die 
Gemeinden ihre Waldungen im Wefentlichen unbefchräntt. 

b) In den Provinzen Sachen, Weftfalen und der Rheinprovinz find ben 
Gemeinden ihre Forftländereien zwar ebenfalls zur eigenen Verwaltung überlaffen. 
Sie find aber nicht nur wegen deren Beräußerung nnd Rodung und wegen 
außerordentliher Holzfällungen an die Genehmigung der Bezirksregierung ge- 
bunden, fondern fie find auch verpflichtet, die ganze techniiche Wirtbichaft nach 
den von dieſer Behörde genehmigten Etats zu führen und zur Verwaltung und 
zum Schuß der Waldungen gehörig ausgebildete, von der Regierung zu prüfende 
and zu beflätigende Beamte anzuftellen. Die Staats⸗Regierung ift befugt, den 
tehnifchen Wirthichaftsbetrieb durch ihre Organe örtlich unterfuchen zu laflen, 
die jährlichen Nutzungs⸗ und Eulturpläne zu prüfen und feftzuftellen, und deren 
hgemäße Ausführung durch örtliche Nevifionen zu überwachen. (Königliche 

rordmumg vom 24. December 1816). In gleicher Weife ift das ftaatliche Auf- 
htörecht in den vormals bayerifchen Landestheilen und im Wefentlichen auch in 
n vormaligen Grafſchaften Hoya und Diepholz (Landbdroftei Hannover) der Pro» 
3 Hannover geregelt. (Forfigefe für das Königreih Bayern vom 28. Mai 





— 14 — - 


1852, Art. 6; Verwaltungs-Orbnung für die Forften der Landgemeinden in der 
Landdroftei Hannover vom 1. September 1830). 

c) In den ehemaligen Yürftenthiimern Calenberg, Göttingen und Gruben- 
bagen der Provinz Hannover, ebenfo in dem vormaligen Herzogthum Naflau, if 
die technifhe Berwaltung der Bemeindeforften in die Hände der GStaatsforfi- 
beamten (DOberforftbeamten und Oberförfter) gelegt. Dieſe Beamten haben nad 
den Anweifungen der Bezirksregierung die allgemeinen Wirtichaftspläne, die jähr- 
fihen Fällungs⸗ und Culturpläne aufzuftellen und ihr zur Genehmigung vorzu- 
legen, für die Ausführng dieſer Pläne zu forgen, die Ueberweifung der Erträge 
zu bewirlen und die etwa zuläffigen Nebennugungen von Maft, Laub, Gras und 
Beide anzumweifen. Für dieſe Verwaltung haben die Gemeinden einen beftimmten 
Betrag pro Morgen ihre Walbflähe in die Staats-Eafle zu entrichten. Eine 
Mitwirkung bei der Anftellung diefer Beamten ſteht ihnen nicht zu. In beiden 
Landestheilen find die Gemeinden außerdem zur Beftellung und Bezahlung be 
fonderer Beamten für die Ausübung des Forſtſchutzes verpflichtet, deren Auftel- 
ung in Raffau von der Auffichtsbehörbe erfolgt, in den Hannoverſchen Landes⸗ 
theilen dagegen den Gemeinden iiberlaffen ift nach näherer Beftimmung ber Be- 
trieb8-Bermwaltung. 

In beiden Landestheilen ift die Mitwirkung der Gemeinden bei der techniſchen 
Berwaltung darauf beſchränkt, bei ber Feſtſtellung der allgemeinen und jährlichen 
Wirthiehafspläne mit ihren Wünfchen gehört zu werden. Auch haben die Ge- 
meinden die zur Ausführung der jährlichen Yällungs- und Eulturpläne erforder- 
lichen Arbeiten und Gelbmittel bereit zu ftellen. Die Beſtimmung iiber die Ver- 
wendung des eingejchlagenen Holzes ift ihnen felbfiftändig überlaffen. (Hannover- 
ſches Gefeg vom 10. Juli 1859, die Verwaltung der Gemeindeforft in den Fürften- 
thlimern 2c. betreffend- — Naffauifches Edikt vom 9. November 1816.) 

d) In dem vormaligen Kurfürſtenthum Heffen endlich ſteht die Einleitung 
and Ausführung des TForftbetriebes in den Waldungen der Gemeinden der Staats- 
Forſtbehörde in demjelben Maße zu, wie in den landesherrlicden Waldungen. 

Die Staatsrevierförfter (Dberförfter) haben die allgemeinen Betriebs- und 
die jährlichen Nutungs- und Culturpläne aufzuftellen, die Forſt⸗Inſpectoren 
haben diefe Pläne zu prüfen und das Ober-Forfi-Eollegium (Regierung) als 
Auffichtsbehörde hat diefelben zur Ausführung feftzuftellen. Der Revierförfter 
bat die Pläne auszuführen und die gewonnenen Yorftprodufte den Ortsvorſtänden 
zu überweifen, welche Binfichtlich ihrer Berwendung unbeichräntt find. Das 
Ober-Forft-Sollegium ftellt die zur Ausübung des Forſtſchutzes erforderlichen 
Forfidiener an und hat die Disciplinargewalt über diefelben. Die Verwaltung 
der Gemeindeforften ift daher hier mit der flaatlichen Ober-Auffiht in der Hand 
der Staatsforfibeamten vereinigt und die Mitwirkung ber Gemeinden bei diefer 
Berwaltung auf ein Minimum bejchränft. 

In der Hauptjache ift in dieſer Weife auch die Geſetzgebung in den vormals 
Großherzoglich Hefliihen und Hefien-Homburgifchen LTandestheilen geordnet, nur 
daß bier ben Gemeinde-Borflehern das Recht eingeräumt if, gegen beabfichtigte 
Wirthſchaftsmaßregeln Vorftellungen zu machen. (Kurbefliiches Organijations- 
Edict vom 29. Juni 1821 und Regulativ vom 5. März 1840 — Heffen-Hom- 
burgifches Forftorganifationsgefeg vom 6. Yebruar 1885 — Großherzoglich 
Heffiihe Verordnung vom 1. April 1822, vom 29. December 1823 und 28, 
uni 1831). 
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2. Infiituten- Forften. Was fodann die Verwaltung der den Ynftituten 
(Kirchen, Schulen zc.) gehörigen Waldungen angeht, fo iſt in den 5 öſtlichen 
Provinzen ein ſtaatliches Auffichtsrecht geſetzlich nicht beſonders vorgefchrieben, 
in den übrigen Theilen des Staats find dagegen die beziiglichen über die Ge⸗ 
meindewaldungen gegebenen Beſtimmungen ausdrücklich auch auf dieſe Waldungen 
ausgebehnt. 

8. Privatforſten. NRüdfichtlich aller übrigen im Privatbefit befindlichen 
Baldungen ift die Geſetzgebung nicht minder verfchieden, wie bei ben Gemeinde⸗ 
und Inftituten-Torften. 

In den vormals baye riſchen Landesiheilen dürfen die Privaten auf Berg⸗ 
tuppen und Höbenzligen, an fteilen Bergwänden ımd fogenannten Leiten; auf 
Gteingeröll des Hochgebirges zc.; in Ortslagen, wo von dem Beftehen des Waldes 
die Serhütung von Sandfchollen oder die Erhaltung der Onellen oder Flußufer 
abhängt, ihre Walbungen nicht roden und nicht kahl abtreiben. Sie dürfen ferner 
die der Holzzucht zugewendeten Grundftüde nicht verwüften und müſſen Walb- 
blößen aufforften, alles bei Vermeidung von Strafen und der Ausflihrung der 
erforderlichen Eulturen auf ihre Koften. Im Uebrigen find fie in der Bewirth⸗ 
Khaftung ihrer Waldungen nicht beſchränkt. (GBayeriſches Forſtgeſetz vom 28. 
Mir, 1852).' 

In dem vormaligen Herzogthum Naffau ift dem Eigenthümer die Ber- 
waltung und Benugung feiner Walbungen zur freien Berfligung tberlafien. 
Die Staatsbehörbe ift jedoch ermädtigt, Vorkehrungen gegen die Berflörung 
oder gänzlihe Ausrottung derfelben zu treffen. Die Eigenthümer find ver- 
pflichtet, dem Oberforfibeamten über die jährlihen Fällungen und Gulturen 
Auskunft zur geben, fie find jedoch „nicht verbunden, abändernde Vorſchriften 
defielben, infofern diefelben nicht die Beſeitigung bevaftiren, der Maßregeln 
betreffen, anzımehmen und zu befolgen.” (Naffauifches Edict vom 9. Novem- 
ber 1816). 

In dem vormaligen Kurfürſtenthum Helfen fol die Oberforfibehörbe 
keine forftwidrige Behandlung und feine Devaftation der Privatwälder zulaffen 
wogegen in ben vormaß Hejfen-Darmftädtifden Landestheilen das 
Koden der Privatwaldungen unterfagt und ‚der Staatsregierung die Befugniß 
ertheilt if, bei Devaftationen einzufchreiten, die Füllungen zu fiftiren, auch bie 
Eigenthfimer zur Wiederkultur abgetriebener Flächen anzubalten. (Verordnung 
vom 26. Januar 1838). 

In der Grafſchaft Hefjen-Homburg ift dem Privaten das Devaftiren 
jemer Waldungen ohne Ausnahme verboten und bei einem Befly von mehr als 
X Morgen ihm außerdem die Verpflichtung auferlegt, die Füllungs⸗ und Cultur⸗ 
pläne der Auffichtsbehörde einzureichen. 

In der Provinz Schleswig-Holſtein find dagegen nur bie fogenannten 
Bondenhölzer (Waldungen, welche bäuerlichen Beſitzungen von Staatswegen zur 
Befriedigung ihres Feuerungsbedarfs zugelegt worden find) einer Beſchränkung 
dahin unterworfen, daß bie Eigenthümer fie haushälteriſch benutzen und nicht 

hne Genehmigung der Staatsregierumg roden follen. 

(Forft- und Yagdordnung vom 2. Juli 1784, Patent vom 15. Juni 1785). 

In der Rheinprovinz endlich ifi die Rodung von Privat-Waldgrund ohne 

enehmigung der Staatsregierung unterfagt umd der Staatsforfibebörbe die Be- 
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ertheilt in den Walbwirthichaftsbetrieb einzugreifen, wenn die Waldungen 
ehaftlich behandelt werben. (Con. Verorbn. vom 17. Auguſ 1814, 
Verordnung vom 15. December 1814, Kurcöl, Forftorbuung vom 9. Juli 
durtrier-Forflordnung vom 8. December 1720, 31. Juli 1786). Es find 
diefe Vorſchriften ſchon feit langen Jahren außer Anwendung gelommen, 
zur Zeit in der Rheinprovinz die Bewirthſchaftung der Privatwaldungen 
eine unbeſchränkte ift. 
‚ allen diefen Landestheilen ift hiernach eine ftaatliche Einwirkung auf die 
ſchaftung des Privatmarbbefiges geſedlich ziemlich übereinftienmend dahin 
en, daß die Walbrodung von der Genehmigung der Staatsregierung ab- 
gemacht und die Staatsregierung ermächtigt ift, gegen eine unpflegliche 
Handlung, namentlid gegen Waldbevaftation, einzuſchreiten 
den übrigen Theilen der Monardjie iR dagegen eine ſoiche Einwirkung 
Wgeichloffen. Hier darf jeder Eigenthümer feinen Privatwald nad Gut- 
benngen, parzelliven und urbar machen, foweit nicht Rechte Dritter ent- 
hen. 
re Ausnahme befteht nur bezüglich der Genoflenihafts-Hauberge im vor» 
Furſtenthum Siegen, in dem Kreiſe Dipe des Regierungsbezirks Arns- 
d in dem Kreife Altenkirchen, des Regierungsbezirks Coblenz, für welche 
ie in den Jahren 1821, 1834 und 1836 erneuerten und revidirten Hau- 
dungen der Staatsregierung dad Recht eingeräumt if, die Erfüllung ber 
ften dieſer Ordnungen zu überwachen. 
Igemeiner Rückblick In diefer zur Zeit in den verfchiebenen Theilen 
aat8 beftchenben Geſebgebung in zunächft ein grundſäblicher Unterjchied 
der Behandlung der Waldungen der Gemeinden einer- und der Privaten 
eits auffällig. Während die Waldwirthſchaft der Gemeinden überall 
aatlichen Auffiht bald im größeren, bald im geringeren Maafe unter- 
if, find bie Privaten in einem fehr großen Theile des Staates einer 
Aufficht ganz enthoben. 
t anderer Unterſchied tritt hervor, je nachdem diefe Gefeggebung die ſechs 
Provinzen oder die feit 1815 ermorbenen Landestheile betrifft: Im dem 
ı in ber Regel ein eingehendes Auffihtöreiht der Staatß-egierung über 
teindewaldungen und umfangreiche Befugniſſe derſelben bezüglich der Pri⸗ 
ungen, in ben erfteren daß geringfte Maß ber ftaatlichen Aufficht auf bie 
gen ber Gemeinden und vollſtändige Freigebung der Privatwaldungen. 
der Grund für dieſe Unterſchiede gewiß nicht in dem verſchiedenen Um- 
nd ber verſchiedenen Bebentung ber Walbungen der betreffenden Gegenden, 
emig in der größeren Gadjkunbe oder dem größeren Walbintereffe der 
ung ber einen Gegend vor ber andern gefucht werben, weil fih in allen 
Jeziegungen erhebliche Verſchiedenheiten nicht nachweiſen laffen. Er ift 
mptfädhlid in dem die ganze altpreußiſche Agrargefeggebung beherrichen- 
dem Eultur-Edicte vom 14. September 1811 zum Ausbrude gelangten 
Geſetzgebung im ben feit 1815 erworbenen Landestheilen fremden Grund» 
jräindet, ben Privatgrunbbefig überhaupt ber freien Verfügung des Eigen- 
zu überlaffen und denfelben von allen, diefe freie Berfügung hindernden 
unbeſchadet der Rechte britter, zu befreien. 
nerelfe Grundfäge für weitere Gefeggebung. Unter der Mehr-- 
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zahl der Iamt gewordenen Stimmen herrſcht num aber Webereinftimmung, daß 
dieſe Serfchiedenartigfeit der Geſetzgebung durch die VBerhältnifie und Be⸗ 
Mirfniffie in ben einzelnen Landestheilen nidyt gerechtfertigt wird, insbeſondere 
herrſcht darüber fein Zweifel, Daß die vollkändige Tyreigebung der Privat- und 
Nie geringere Einwirfung der Staatsregierung auf die Bemeinde-Waldwirth- 
fhaft in den äftlichen Provinzen des Staats nicht im öffentlichen Interefſe 
fiegt. Die vielerorts notoriihe Zunahme der Waldverwiüſtung und damit im 
Zuſammenhang die nicht feltene Schädigung wichtiger Landes⸗Cultur⸗Intereſſen 
in dieſen Landestheilen find zweifellos zum nicht geringften Theil diefer fehlenden 
oder unzulänglichen ftaatlihen Einwirkung zuzuſchreiben. Es brauchte in diejer 
Beziehung nur auf die bis in die neuefte Zeit aus den Provinzen Preußen und 
Bofen laut gewordenen Klagen tiber die zunehmende Verſandung landwirthſchaft⸗ 
ih benutzten Bodens in Folge undvorfichtiger Abholzung benachbarter Waldungen 
hingewieſen zu werden. 

Die Frage nun, worin im Einzelnen die Mängel der Geſetzgebung beſtehen 
md nach welcher Richtung ihnen abzubelfen ift, wird verfchieden zu beantworten 
fein, je nachdem 

die Sicherung einer guten Bermögens-Berwaltung, oder 

bloß die Sicherung eines allgemeinen Randescultur-ntereffes 
als das enticheidende Kriterium anzueriennen if. 

Gemeinde- und Inftituten-Korfien. Bei der Bermwaltung der Wal- 
dungen der Gemeinden und uftituten kommt nun zweifellos der erfte Gefichts- 
prult vorzugsweiſe in Betracht. Denn was zunächſt die Forſten der Inſtituten 
anlangt, fo ift der Staat der natitrliche Vormund derſelben. Er hat ein Interefſe 
daran, daB das Bermögen der Inſtituten feiner Beſtimmung erhalten und 
nicht zum Bortheil der jeweiligen Nutnießer iiber den nachhaltigen Frucht 
genuß hinaus verwendet wird. Es muß ihm deshalb eine eingehende Ein- 
wirfung auf die Bewirthichattung diefer Forſten zuftehen, um etwa verfuchten 
Berſchlechternngen der Subftauz vorzubeugen. Zu einer Einwirkung nad diejer 
Richtung ſteht aber der Staatsregierung ſchon jekt eine ausreichende Ermäch⸗ 
tigung gur Seite. In den Landestheilen, wo der Staatsregierung durch befondere 
Gelege ein Auffichtsrecht auf die Gemeindewaldungen eingeräumt ift, find die 
Jufitutenwaldungen diefen Geſetzen ausdrücklich mit unterſtellt. Wo aber, wie in 
den öÖftlichen Provinzen, folche befondere Geſetze nicht beftehen, da liegt die 
Sicherheit für eine pflegliche Behandlung der AInftitutenforften in dem Umſtande, 
daß die Auffiht über fie entweder unmittelbaren Staatsbehörden, (wie ben 
Provinzial-Schuflollegien) oder doch ſolchen Euratorien (bifchöflihen General⸗ 
vilariaten, den Conſiſtorien zc.) zugewieſen ift, welche an dem Genuſſe der 
Nutzungen nit betheiligt find. Ein Bediürfniß zu einer anderweiten #te- 
gelung der Auffiht anf die Verwaltung diefer, übrigens einen verhältnigmäßig 
umr geringen Theil der Waldfläche des Staats ausmachenden, Walbungen ditrfte 
hiernach kaum, keinenfalls aber in dringlicder Weife vorhanden fein. 

Bei den Gemeinden bat der Staat in gleihem Grade ein Intereſſe daran, 
& ; Deren Waldvermögen orbnungsmäßig und nachhaltig bewirthichaftet wird. 
E kommt in diefer Beziehung in Betracht, daß die jeweiligen Gemeindeglieder 
za ' die Nutuießer am Gemeindewalbe find, daß diefer Wald für die Erhaltung 

de Leiftungsfähigleit der Gemeinde eine große Bebeutung befittt, daß aber be+ 
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züglich der Ausnugung desfelben das dauernde nachhaltige Intereſſe der Geſammt⸗ 
heit mit den Intereſſen der jeweiligen Generation nicht felten im Widerſtreite 
liegt. In der Regel bat das jeweilige nugungsberedhtigte Gemeindemitglied für 
die Beſchützung und Erhaltung der Subftanz und die Erlangung des höchſten 
nachhaltigen Ertrages von derjelben nicht das Gefühl und das Anterefie des 
Eigenthüimers. Sein Jutereſſe wird gewöhnlich durch den perfönlichen Bortheil 
bedingt, er ftrebt, fich den Wald ohne Rüdficht auf andere fo nugbar wie mög- 
li zu machen. Je ärmlicher die Berhältniffe einer Gemeinde und deren Mit- 
glieder find, deftomehr tritt dies hervor. Ihr Berlangen gebt dahin, daß der 
Gemeindemalb nicht nur die gewöhnlichen, fondern auch die außergewöhnlichen 
Bedürfnifie des Gemeindehaushaltsd edlen und daneben den wirthſchaftlichen Be⸗ 
darf der jeweiligen Gemeindemitglieder an Holz, Streu und Weide fo reichlich 
wie möglich befriedigen, dagegen möglichft wenig baare Aufwendungen verurſachen 
joll. Dieſes Streben wird durch den Umftand beginftigt, daß die Vorräthe des 
Waldes an Holz, Streu und Gras mit einem verhälmigmäßig geringem Wer⸗ 
bungstoftenaufwand behaftet find und daß die Nachtheile einer unpfleglichen 
Ausnugung nicht fofort in die Augen fallen. 

Bei diefer Stellung des Gemeindegliedes zu dem Gemeindewalde ift eine 
angemeffene Bewirtbichaftung desfelben zur Erreichung des höchſten Geſammter⸗ 
trages ohne Zutreten der Staatsregierung ſchwer zu erreichen. Abgejehen davon, 
daß der Gemeindevertretung nicht felten die erforderliche Sachkunde abgeht, jucht 
das eine Gemeindemitglied den Vortheil der Gemeinde in diefer, das andere im 
jener Bewirtbichaftungsmethode, das eine will den Wald auf Holz, das andere 
auf Streu, das dritte auf Weide bewirtbfchaftet haben. Je öfter die Gemeinbe- 
vertretung wechſelt, und je weniger diefelbe von unbefangenen Sachverfländigen 
berathen und von einfichtigen Gemeindemitgliedern kontrollirt wird, deſtomehr 
wird ein derartiger Widerftreit der Meinungen dem Gemeindewalde zum Nad)- 
theil gereichen. 

Der Gemeindewalb ift ein Halb üffentliher Wald. Bei der geidilberten 
Stellung der jeweiligen Generation in der Gemeinde zur Walbausnugung genügt 
es aber nicht, der Staatsregierung eine Einwirkung auf die Verwaltung bloß 
fir die Fälle einzuräumen, wo es fih um Rodungen und Beräußerungen von 
Bemeinde-Waldgrund handelt. Die Staatsregierung muß auch in der Lage fein, 
auf die Behandlung und Ausnugung des Waldbeftandes felbft einwirken zu 
können. Den nicht geringften Theil der Subftanz des Gemeindewalbes bilden 
die auf dem Grund und Boden ftodenden Holzbeftände. Je größer die Ber- 
ſuchung ift, Diefes werbenbe, ftet3 bereite Material-Eapital fiber die Grenzen Des 
nachhaltigen Yruchtgenuffes hinaus zum Bortheil der gegenwärtigen Gemeinbe- 
mitglieder anzugreifen, um fo nothwendiger ift eine ftaatliche Einwirkung auf Die 
Regelung diefes Fruchtgenuſſes ſelbſt. Es darf nur darauf hingewieſen werben, 
welchen Nachtheil eine ungeregelte Nutung der Streu und ber Weide, ober Die 
Unterlaffung oder Kürzung der nothwendigen Ausgaben für die Wiederkultur, 
abgeholzter Flächen auf die Erhaltung des Material-Gapitals, alfo die Subftanz 
bes Waldes hat. 

Hiernach muß die Staatsregierung in der Lage fein, in die Bewirthichaf- 
tung und Verwaltung des Gemeinbewaldes einzugreifen, ohne daß diefe Berwal- 
tung von dem Ganzen der Gemeindeverwaltung getrennt zu werben braudht. 
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tung an dem Ganzen der Gemeindeverwaltung getrennt zu werden braucht. 
Rodungen uud Beräußerungen von Gemeinde-Baldgrund miüffen von ber Ge⸗ 
nehmigung der Staatsregierung abhängig fein, fie muß die Gemeinden nöthigen- 
falls zur Anftellung und ausreichenden Bezahlung gebörtg ausgebildeter Sachver- 
fändigen fiir den Betrieb und geeigneter Perſonen fiir den Forſtſchutz anhalten 
fönnen, ebenjo muß fie befugt fein, die Aufftellung eines allgemeinen Wirth- 
Ihaftsplanes zu fordern, von den jährlichen NRutungs- und Eulturplänen Einficht 
zu nehmen, auch die Ausführung diefer Pläne, ſowie den Zuftand der Waldun- 
gen durdy ihre technifchen Organe örtlich überwachen und prüfen und die hierber 
wahrgenommenen wirtbichaftlihen Mängel abftellen zu laffen. Ein in diefem 
Umjange abgegränztes ftaatliche8 Auffihtsrecht wird in der Regel zur Sicherung 
einer pileglichen Behandinng des Gemeindewaldes genügen, foweit nicht provin- 
zielle Berhäftniffe einer weiter gehende Theilnahme des Staats an der Gemeinde- 
forfiverwaltung begründen. 

Im Bergleich zu obigen Forderungen find die beſtehenden gefeglichen Vor⸗ 
fhriften in den 5 öftlihen Provinzen des Staats und in einem heile der 
Provinz Hannover unzulänglich, während fie in den Übrigen Landestheilen zwar 
ausreichend, aber mancher Berbefferung fähig find. 

Eine Revifton der Geſetzgebung darf deshalb wohl mit Recht als ein Be- 
durfniß bezeichnet werden. Eine andere Trage iſt e8 aber, ob die erforderlichen 
ebändernden und ergänzenden Borfchriften in dem vorliegenden Gejeßentwurfe 
zu erlaffen find. Diefe Frage ift um deswillen verneint worden, weil, wenn die 
ganze in den einzelnen Landestheilen beftehende Gemeindeverfafiung einer Revifion 
unterworfen wird, es fich jedenfalls mehr empfiehlt, in Verbindung mit ihr auch 
dieſe Gemeiside-Angelegenheit zu regeln, wobei insbejonde den in den einzelnen 
Landestheilen vorhandenen abweichenden Berhältniffen die zulommende Berück⸗ 
ſichtigung in höherem Grade zu Theil werden kann. 

In dem vorliegenden Geſetzentwurfe ift deshalb von einer anderweiten Re⸗ 
gelung des ſtaatlichen Aufſichtsrechts üuber die Waldungen ber Gemeinden abge- 
ſehen worden. 

Privat⸗Forſten. Iſt nach dem Vorſtehenden für den Gemeinde⸗uud Inſtituten⸗ 
wald als leitender Geſichtspunkt die Rückſicht auf Sicherung einer guten Ver⸗ 
mögensverwaltung anzuerfennen, fo wird bei den Waldungen der Privaten ein 
anderer Gefichtspunft in den Vordergrund zu ftellen fein. Zwar läßt fih nicht 
in Abrede ftellen, daß jehr viele diefer Waldungen nicht das erzeugen, mas fie 
bei einer geregelten Behandlung leiften fünnen. Es giebt eine Menge unwirth- 
ſchaftlicher Waldbefiger, welche durch augenblicliche Roth gedrängt, die nugbaren 
Holzvorräthe einſchlagen und den Wiederanhbau unterlaffen, oder den Boden durch 
rückſichts loſe Streu-Entnahme entlräften 2. In jeder Provinz finden fich hierzu 
zahlreiche Beläge. Bon den fehr parzellirten 362,300 Hectar PBrivatwaldungen 
der Rheinprovinz befinden ſich 3. B. circa 2/; in einem Zuſtande, bei welchem 
aur ein fehr geringer Theil der möglichen Bodenrente bezogen wird. Gleichwohl 
Arde es nicht zu rechtfertigen fein, den Privatbefiger blos aus dem Grunde, 
| il er von feiner Waldflähe nicht die höchft mögliche Bodenrente zieht, zu 
ı er beftimmten Waldbehandlung zu zwingen. Mit demfelben Rechte müßte die 
aats⸗Regierung auch jedem, der feinen Ader ſchlecht diingt, oder fein Ber- 
ı gen fehledht vermaltet, das zu thuen zwingen, was fie für ihn am zweddien- 
I fen hält. Dem Brivatwalde fteht der Staat in diefer Beziehung anders gegen- 
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- über, wie dem balböffentlicden Gemeinde-Walde. Unter Umſtänden kann der Privat- 


wald allerdings auch rüdfichtlich der Befriedigung des Holzbedarfs des ganzen 
Landes eine Bedeutung über die Intereſſen des VBefigers hinaus haben. Eine 
foihe Bedeutung fommt aber dermalen dem Privatwalde im preußifchen Staate 
nirgends zu. Der unter der Controle der Staatsregierung bereits ftehende Wald⸗ 
befit des Staates, der Gemeinden und der AInftitute macht einen fehr erheblichen 
Theil der gefammten Waldfläche der Monardie aus und ift tiber die einzelnen 
Theile derjelben im Ganzen günſtig vertheilt. Die Erleichterungen der Verkehrs⸗ 
wege, die Erweiterung der Eifenbahnverbindungen machen e8 zu dem möglich, 
aus den Lanbestheilen, in denen Holzreichthum herrfcht, den in diefer Beziehung 
minder günftig geftellten Gegenden auszuhelfen. Böhmifches, flandinavifches und 
rufliiches Bau» und Schnittholz gelangt bis zu den Holzmärkten unferer mittleren 
Provinzen. Ungariſches Eichenholz wird am Rhein und der Mojel zu Yaßdauben, 
zu Weinbergspfählen verwandt. Dazu kommt, daß die reichen Schäge der rheini- 
ſchen, weftfälifchen, ſchleſiſchen Bergwerke an Steinkohlen, die reichen Borräthe an 
Braunfohlen und die faum zu erjchöpfenden Lager von Torf in den Torfbrüchen 
des Flachlandes die Bejorgniß eines jemals denfbaren Mangels an Mitteln zur 
leichten Befriedigung des Brennbedürfniffes ausſchließen. Erwähnt muß auch wer- 
den, daß ein nicht geringer Theil des Brivatwaldbefiges in einzelnen Theilen der 
öftlicden Provinzen fith in den Händen großer Grundbeſitzer befindet, bei denen 
die Waldvermwitflung zur Ausnahme gebört. In den älteren 8 Provinzen tft der 
Privatwald bisher ohne jede ftaatliche Beauffichtigung geweſen und doch tft hier⸗ 
aus zu feiner Zeit, obwohl vielfach eine unwirthichaftliche Behandlung deffelben 
notorifch ift, ein irgend erheblicher Einfluß auf die Bewegung der Holzpreife be- 
merkt oder behauptet worden. Jedenfalls müßte e8 ganz zweifelloß nachgewieſen 
fein, daß ohne den Brivatwald die Befriedigung der Bedürfniffe des Landes an 
Nup-, Bau» und Brennholz umbedingt gefährdet fei, wenn hieraus eine Beran- 
lafjung zur ftaatlichen Beförſterung deffelben entnommen werden follte, venn es darf 
auch nicht außer Acht bleiben, daß cine ſolche Beförſterung von den Privaten als 
eine unangenehme Laft empfunden wird und daß die Ausführung derjelben, ab- 
gejehen von der fchwierigen Beichaffung der erforderlichen Aufſichtsbeamten, koſt⸗ 
ſpielig und ſchwerfällig ſein würde, 

Es wird hiernach anzuerkennen ſein, daß der in dem Cultur⸗Edict vom 14. 
September 1811 ausgeſprochene Grundſatz der ungehinderten Bewirihſchaftung 
und Benugung des Grundeigenthums auch bezüglich des Prvatwaldeigenthums 
ein berechtigter if. Aber ein berechtigter nur als Regel, welche ihre Ausnahnte 
erleiden muß. 

Nothwendigkeit gefegliher Beſchränkungen für die Bewirth. 
fhaftung der Waldungen Eine folde Ausnahme erſcheint hauptſächlich 
nach zwei Richtungen bin, und zwar ohne hierbei zwiſchen Staats-, Gemeinde- 
und Brivat-Waldungen einen Unterjchied zu machen, dringend geboten. 

Dur Genofjenfhaftsbildung Wo der Waldbeſitz ſehr zeriplittert 
ift, mie in manchen Gegenden der Rheinprovinz und Wefiphalens (im Regierungs- 
bezirk Coblenz find z. 8. 117,119 Morgen alten Maaßes [= 3017,65 H. A.] 
Holzungen in 166,846 Parzellen verjchiedener Beſitzer zeriplittert, von denen 
feine eine Größe von 20 Morgeu bat), wird der häufig ſchlechte Zuftand Der 
Waldungen befonders durch diefe Zerfplitterung verſchuldet. Wenn die einzelne 
Holzparzelle in ſchmalen Streifen zwiſchen anderen Parzellen liegt, Tann häufig, 
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em fein ordentlicher Holgbeftand erzogen und erhalten werben, 
olgbefand das Aufiommen der Cultur hindert, weil eine 
einen Flächen gegen den Weidgang unmöglich und weil auch 
dentliche Beſchuhung faum ausführbar ift. In ſolchen Fällen 
Bodenrente nur durch die einheitliche Ausführung der er- 
aftlichen Maßregeln und die Einrichtung eines gemeinfamen 
ielen. Erfahrungsmäßig ift aber die Vereinigung zu einem 
Birken nur in den feltenften Fällen aus dem freien Willen 
erreichen, weshalb ein forderliches Eintreten des Staats ge- 


Fall, in dem ſich eine Ausnahme von jener Regel rechtfertigt. 
riften zur Erhaltung und Begründung von Schug- 
andere Fall tritt da ein, wo bie unpflegliche Bewirthfejaftung 
S Waldes die Befiher benachbarter Eulturgründe an ihrem 
emeinde und Landftriche in ihren Intereſſen ſchädigt. 
rechnen: 
vo e& fi um Sanblänbdereien handelt, welche zum Fluchtig - 
ıf ſolchen Ländereien fann die unvorfihtige Wegnahme ber 
; Hofgbeftandes, ohne fofortigen Erfat, die größten Webelftände 
erbeiführen. Sobald der feine Sand, aus welchem ein folder 
ial beweglich geworben ift, hält es ſchwer, eine Begetation auf 
ı erzielen. Der Wind hat eine große Gewalt über denſelben; 
n und verihwinden und da der Wind das feine Sandkorn 
fortfüißet, fo if} die beweglich gewordene Fläche eine andauernde 
die benachbarten Grundftüde weithin mit Sand überfchüttet 
greicher die bewegliche Fläche if, defto größer iR Die Gefahr, 
Flachlande find auf diefe Weiſe ausgebehnte Flächen frucht- 
glos geworben. Im Regierungsbezirk Bromberg z. B. wurde 
: Fläde der vollftändig verlandeten Grundfüde auf 36,616 
ınd dabei fegeftellt, daß in ber Zeit von 1887 bis 1867 die 
mdung 250 pCt. betragen hat. Die Stände ber Provinzen 
ıd Brandenburg haben ſchon in ben dreißiger Jahren um 
In zur Abwendung berartiger Verfandungrn gebeten, und bie 
mover neuerdings wiederholt laut gewordenen Klagen beweiſen, 
3 ein ſolches Bedürfniß gefühlt wird. In dieſem Kalle bilrfte 
r Raatlichen Einwirfung auf die Behandlung folder Grund- 
e fein. Sie wird fi) aber, wenn fie wirkſam fein foll, nicht 
beicgränfen dürfen, welche einen Walbbeftand noch befigen, 
ch aud auf die öden Grundftüde erfireden mifien, welche 
nad) derartigen Gefahren bei unvorſichtiger Benugung ver- 


» verwandter Fall iR dem Berg · und Gebirgslande eigen. 
nm auf den Kuppen und Rüden der Gebirge unb an feilen 
Balbbeflodung das einzige Mittel, die bier ohnehin gewöhnlich 
üdtigfeit üiber dem Geftein liegende Nährfchicht des Bodens 
mmen bei ftarfen Regengüffen zc. zu bewahren. Eine unvor- 
des Bodens in folchen Dertlichfeiten ſetzt die tieferliegenden 
ide, Straßen ac. ber Gefahr, bei flarten Gewitterregen mit 
13* 
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öl oder Wafferftürgen überfchüttet zu werden. Der Boden ver- 
rſchicht, wird der Cultur ſchwer zugänglich und fomit eine an- 
Ue für derartige Beſchadigungen. Im den Gebieten des Rheines, 
deren Nebenflüffen fommen ſoiche Fäle erheblicher Beeinträchtigung 
»shultur-Interefen fat jedes Jahr vor. Auch hier iſt nöthigenfalls 
der Staatsregierung gereihtfertigt. Aber auch hier wird fie fih 
flegfiche Behandlung eines ſchon vorhandenen Walbbeftandes ber 
a, fondern ſich auf die Grundftiide erftreden miffen, welche bereits 
And. 
iterer Fall ſolcher berechtigten Einwirkung der Staatsregierung ift 
BWafferläufen, Flüffen, Strömen da vorhanden, wo der Maldbe- 
Rigung und Sicherheit der Ufer oder zum Schug nahe gelegener 
gen den Eisgang dient. Diefe legte Riüdfrht hat namentlich im 
den Gtromgebieten der Oder, Elbe zc. und ihrer Nebenflüffe eine 
19. Hierher find auch die Fäle zu rechnen, wo die Onellen von 
. in Waldbeftänden entfpringen. 
ıgen in den Duellgebieten führen nit nur eine abfolute Bermin- 
afferflandes herbei, befonders wenn in dem ganzen Flußgebiete 
todungen vorfommen, fondern es verändert fih auch der Wafler- 
nen Jahreszeiten der Art, daß im Frühjahr jehr große Waffer- 
em Dale dem Flußbette zugeführt und große Ueberſchwenmungen 
en, während Sommer und Herbft überaus Waflerarm werden. 
felbſt abgefehen von den directen Schäden der Ueberſchwemmungen, 
dei und Sanbes-Gultur fehr meientlich gefhädigt. Es braucht im 
gen mur hingewieſen zu werben auf die von Wafferfraft abhängigen 
nlagen, auf die Flußfciffiahrt, Bernäfferungsanlagen xc. 
wird eine Beihränfung der freien Berfügung über den Wald 
den Fall geforbert, wo demfelben eine Bedentung in weiterer 
iehung beigemefien wird. 
ım aud) gewiß nicht in Abrede geftellt werben, daß das Borhanden- 
Fehlen, der Umfang und bie Bertheilung einer beftimmten Wald- 
Gegend Einfluß auf den Gang der Temperatur und den Waffer- 
tofphäre, den Niederſchlag aus derjelben und die Bewegung der 
Der Begriff „Himatifhes Intereffe⸗ „Eimatifche Beziehung" iſt 
ch unbeftimmter, auch find die Unterfudungen und Beobachtungen 
fiuß noch nicht zu feftfiehenden Ergebniffen allfeitig abgeichloffen, 
$ nicht empfiehft, unter der allgemeinen und aud) vieldeutiger 
aatiſchen Einfluffes die freie Verfiigung über das Waldeigenthum 
Greifbar und in die Augen fallend ift aber der Einfluß des 
en Freilagen oder an ber Seetüfte, mo er benachbarten Feldfluren 
t zum Schu gegen kalte und heftige Winde dient. Hier ift es 
edenklich gerechtfertigt, feine Bewirthſchaftung nöthigenfalls umter 
jand der Staatsregierung zu flellen. 
thmwendigen ftaatlihen Einwirkung in allen diefen Fällen bietet 
beftehende Gefeßgebung nur eine ungenigende Handhabe. Im 
ıe des Eultur-Edictes vom 14. September 1811 fehlt e8 an jedem 
yalt, ſowohl um das Zuflandelommen von Waldgeuoffenfchaften zu 
die Berhältniffe diefelben wünſchenswerth machen, als auch um 
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c ber vorhin bezeichneten Gefahren erforderfißen wirthfgaftigen 
higenfalls zu erzwingen. 

rigen Sanbestheilen aber find bie gültigen gefeglichen Beftimmungen, 
entlichen 

Berbot der Waldrobung, 

ı Berbot der Walbbevaftation umb ber unpfleglichen Walbbehand- 
md 

Gebot bes Anbaues der Waldblößen 

unzulänglic, theils geben fie iiber das Bedürfniß hinaus. 

teines Rodungsverbot Hat daß Bedenken gegen fih, daß in vielen, 
gende Gultur-Intereffe ganz gleichgültigen Fälen der Walbbefiger 
‚mweife beläftigt, manche wohlthätige und vortheithafte Umwandlung 
der oder Wieſe wohl auch verhindert wird. Dies Bedenken wird 
jemindert, daß die Rodung mit der Genehmigung der Regierung 


s eine große Beläftigung empfunden werben, wenn ein jeder Wald- 
ır Sicherung dee ausnahmsweiſen Fälle, in denen die Erhaltung 
ı polfigeifiches Intereffe Hat, gezwungen if, fid) den Weitläufigkeiten 
fihen Prüfung und Unterſuchung auszufegen, ob die von ihm be» 
drodung andy eine gefahrlofe if. Dazu tommt die Schmwierigteit 
eit des Verfahrens. 

Aben Bedenken Laffen fi gegen das Verbot der Waldbevaftation, 
m Walbbehandlung geltend maden. Dazu kommt, daß die Be- 


ıgen Teine fenfiehenben find. Der eine nennt eine Walbbehanblung 


om, wo mehr al das nadjhaltige Jahresguantum gemugt wird, 
amt erſt eine Walbbevaftation an, wenn das Materiallapital an 
28 aufgezehrt wird zc. 

Gebot der Wiederkultur von Walbblößen zc. iſt in feiner Allge- 
angemeffen und wegen biefer Allgemeinheit auch kaum durchführbar. 
hit es nicht an Beſtimmungen, durch welche den ftaatlichen An- 
hdruch verjchafft werden kann. 
ayerifche Gefeggebung hat Straforferiften. 
vechtfertigt ſich die Befeitigung ber beftehenden Gefeßgebung über 
ungen und ber Erlaß ganz neuer Vorſchriften zur Erreichung des 
Baldfguges für ben Umfang der ganzen Monarchie nad) Mahgabe 
jenden erörterten Grumbjäge. Diefe Grundſätze find dahin zu- 
‚ daß: 

"Spige dieſer Borſqhriſten als Negel das freie Beſtimmungsrecht 
Baldeigenthlimer über die Benugung und Bewirthſchaftung feiner 
undſtücke anzuertennen, 

Ausnahme von diefer Regel eine Beſchränkung dieſes Beſtimmungs · 
nr da zuzulaffen if, wo: 
te Dritter, ober 

Gemeinde - Inftituten- und Corporations · und Genoſſenſchafts · 
dungen die gegenwärtig beftehenden und aufrecht zu erhaltenden 
ge fie bedingen, ober 

Beſchrantung zur Berflitung oder Befeitigung erheblicher Ge- 
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fahren von anderen Grundſtücken oder Liegenſchaften beziehungsweiſe 
im Landescultur · Intereſſe nothwendig ift, nnd daß 
) den Befitern neben und untereinander gelegener Grunbftüde bie Bildung 
von Genoſſenſchaften erleichtert wird in Fällen, wo diefe Grundſtüde nur 
durch) gemeinfames Wirken gefhligt und als Wald orbnungsmäßig be- 
wirthichaftet werden fönnen. 
Der vorliegende Gejeg-Entwurf. Nach diefen Geſichtspunkten 
ift der anliegende Gejeg-Entwurf ausgearbeitet. Derſelbe enthält: 
im erften Theil den unter 1 ausgefprochenen allgemeinen Grundſatz, 
im zweiten Theil die Vorſchriften über die zum Schuß fremder 
Cultur · Interefſen anzuordnenden Maßregeln, und im dritten Theil 
die zur Bildung von Waldgenoſſenſchaften förderlichen Vorſchriften. 
eber den fpeciellen Inhalt deffelben ift, foweit fi die Begründung nach 
3orftehenden nicht von felbft ergiebt, folgendes zu bemerken: 

1. Durch die Vorfchriften im $ 1 werben von der beftehenden Gefeggebung 

ie gefeglichen Beftimmungen über die Beauffichtigung, die Bewirthſchaftung 
3enugung der Staatd-, Gemeinde, Juftituten-, Corporations und Ge» 
ſchaftswaldungen aufrecht erhalten. Bezüglich der Gemeinde- und Inftituten- 
ingen rechtfertigt ſich diefe Worfchrift durd) die weiter oben verfuchte Aus- 
19 ber die Bedeutung diefer Walbungen, welche eine befondere Behandlung 
bt, bezüglich der Gorporations- und Genoſſenſchafts · Waldungen aber durch 
wägung, daß durch die wegen ihrer beitehenden Special-Gefehe, wozu 
tlich die Haubergsordnungen gehören, der Zied bereits ficher geftellt iſt, 
r in dem vorliegenden Gefeg-Entwirf angeftrebt wird. 
im Uebrigen werden durch die Vorſchriften im $ 1 die beftehenden geſetz ⸗ 
Vorſchriften über die Beauffichtigung, Bewirthſchaftung und Benugung der 
gen aufgehoben und die Eigenthiimer bezüglich; der Benugung und Ber 
ing derjelben nur mehr den Einſchränkungen unterworfen, welche der vor- 
ve Gefeg-Entwurf beftimmt. 

2 und 3. Die Beftimmungen in ben $ 2 und 3 haben den Ziwed, 

) die Fälle und die Weife feftzuftellen, in welchen eine folde Einſchränkung 

Blag greifen fol, und 
) die Frage zu regeln, ob die dieferhalb anzuorbnenden Maßregeln vor 

Amtswegen erfolgen follen, oder ob eine Provokation und von wen zu- 

äulaffen if. 

Nie im Jahre 1868 dem Abgeordnetenhaufe gemachte Gefeg-Borlage, welche 
ven Zwed, wie der vorliegende Gefeg-Entwurf verfolgte, ging 
1 1. von der Auffaffung aus, daß eine Beſchränkung des freien Berfügungs- 
in allen Fällen zuzulaſſen ſei, wo die Erhaltung umd Erziehung eines 
% duch „ein dringendes Bedürfniß der Landesfultur“ geboten 
iergegen ift bei ber Berathung jener Vorlage in der Agrar-Lommiffion 
zit Recht geltend gemacht worden, daß der Ausdrud: „ein dringendes Be- 
3 der Sandeshultur“ die Vorausfegung, unter welcher ein Zwang ſtatthaft 
, nicht ſcharf begrenzt. Daffelbe Bedenken ift gegen den Vorſchlag Der 
ifion geltend zu machen, jenen Ausdrud durch das Wort: „das Gemein“ 
zu erfegen. Die Grenze, two das Einzelintereffe aufhört und das Gemein- 
anfängt, ift vielfach eine unbefiimmte. Mo eine Dorfigaft, eine Stadt, 
einen vorliegenden Wald gegen den Eisgang geihligt wird, if, weil Der 


Schub jedem Einwohner zu Gute kommt, eine Betbeiligung des Gemeinwohls 
zweifellos nachweisbar. Wo es ſich aber um die Abwendung von Berfandungen 
handelt, ift Dies fchon jchwieriger, denn bier find in der Regel nur beftimmte 
Grundſtücke einzelner Intereſſenten zu ſchützen, und nit Gefahren abzumenden, 
weile jeden Einwohner des Ortes ꝛc. in deffen Gemarkung dieſe Grundftüde 
hegen, bedvroben. Gelsft wenn eine Mehrheit der fntereffenten betbeiligt ift, 
wirde nicht jeder Zweifel befeitigt fein, ob das „Gemeinwohl“ als gefährdet er- 
achtet werden kaun. Auf der andern Seite ift fein Grund erfihtlih, warum 
nicht fchon jedem Einzelnen ein Schuß gegen die Gefährdung feines landwirth- 
Khaftfichen Betriebes, feiner Wohnung 2c. gewährt werden foll, audh wo es fidh 
ausſchließlich um die Interefſen diejes Einzelnen handelt. Deshalb und da die 
weiter oben angegebenen vier Kategorien alle Fälle in der Hauptſache erichöpfen, 
fir weiche ein gefetsliche8 Einfchreiten überhaupt wünſchenswerth und nothwendig 
M, dürfte es gerechtfertigt fein, von einer allgemeinen Begriffsbeftimmung ab- 
ziehen und die Fälle, in denen das Geſetz Anwendung finden fol, nach jenen 
Kategorien beftimmt zu bezeichnen. 

Um ben erforderlichen Schuß gegen die Gefährdung nachbarlicher Intereſſen 
dauernd zu fchaffen, jchrieb die Vorlage vom Jahre 1868 ſodann die zwangs⸗ 
weile Bildung von Waldgenoſſenſchaften vor. Zur Erreihung blos jenes Zweckes 
geht die Vorſchrift aber zu weit. 

Wo in den unterſchiedenen Fällen durch die Beſchaffenheit und die Art der 
Vewirthſchaftung eines Wald⸗ reſp. öden Grundſtückes fremde Intereſſen ber be- 
zeichneten Art der Gefahr einer Schädigung ausgeſetzt werden, da muß dem 
Eigenthüümer, dem Servituts- und ſonſtigen Nutzungsberechtigten allerdings 
eine beſtimmte Benugungsweife diefes Grundſtücks vorgefchrieben, e8 muß auch 
nöthigenfalls die Ausführung von Waldkulturen und fonftigen Schuganlagen an- 
geordnet werden können, aber nur foweit die Abwendung diefer Gefahr folches 
erheiſcht. 

Alle über dieſen Zweck hinausgehende Maßregeln find überflüfſig. 

Auf Sandländereien z. B. ift das Verbot der Behütung des ſchon wunden 
Bodens, des Strockrodens auf demſelben, des Plaggenhiebes zc., die Anlage von 
Schutzzäunen, das Deden mit Plaggen 2c., der Anbau mit Holz ein nothiwen- 
diges Erforderniß, dagegen kann umbefchadet des gefeglich verfolgten Zwedes dent 
Eigenthümer des Sandlandes die Wahl der Holz und Betriebsart, des Umtriebes zc., 
überhaupt eine jede andere dergleichen wirthichaftliche Dispofttion, melde flir jenen 
Zwed unerheblich ift, iberlaffen bleiben. 

Die Ausführung aller diefer in der Hauptjadhe nur die Begründung und 
danernde Erhaltung einer Bodenbededung zc., eines Holzbeftandes, und nicht die 
Erhöhung der Holzproduftion bezwedenden Maßregeln, läßt ſich aber nicht felten 
auch gegen jeden Einzelbefig, wenn er in Meinen Parzellen im Gemenge liegt, 
erfolgreich durchführen. 

Die Bildung einer Waldgenoffenfchaft ift demnach für diefen Zweck nicht 
nethiwendig, wenn auch anerfannt werden muß, daß fie die Erreichung dieſes 
Zwedes erleichtert. Da nun der Zmang, das privative Befigthum in das Ber- 
mögen einer Genoflenjchaft einzumerfen, weit tiefer in die Rechte des Eigenthums 
eingreift, al3 alle lediglich die Benutzungsweiſe eines Grundflüds beſchränkenden 
Borichriften, fo rechtfertigt e8 fich, von der zwangsweiſen Bildung von Wald- 
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genoffenichaften zum Schuß fremder Cultur⸗Intereſſen aud in den Fällen ab» 
zufehen, wo die Gefahr bringende Fläche in viele Einzel-Beftgungen zerfällt. 

Zu 2 ging der im Jahre 1868 vorgelegte Gejeg-Entwurf von der Annahıne 
aus, daß die durch ein dringendes Landes-Kultur-Futereffie (Gemeinwohl) ge- 
forderten Beichräntungen der Waldwirthichaft nur von Amtswegen herbeigeführt 
werden follten. 

Eine derartige ausſchließende Berechtigung und Verpflichtung der Staats» 
regierung läßt ſich nicht feithalten. In vielen Fällen handelt e8 fi hauptſächlich 
nur um beftimmt abgegrenzte Einzel-ntereflen, für deren Träger zunädft und 
mehr oder weniger allein die Anordnung der Schutzmaßregeln von Nuten ift. 
Dazu fommt, daß durch die anzuordnnenden Mafßregeln unter Umftänden ben zu 
ſchützenden Intereſſeuten möglicherweife Koften auferlegt werden. 

Es wird deshalb mit Hecht zu verlangen fein, daß zunächſt in der Beur- 
theilung eben dieſer Intereſſentun überlaffen bleibt, ob und welde Schugmaß- 
regeln fie ertrabiren wollen. Wo ein wirklicher Nuten von folden Maßregeln 
zu erwarten ift, werden die Anträge auf Anordnung derjelben nicht augbleiben. 
Wo tein Antrag geftellt wird, da ift in der Regel anzunehmen, dag ein wejent- 
liches Intereſſe der Nachbarn zur Beichränfung eines Grundeigenthiimers nicht 
vorhanden ift. \ 

Hiernach erfcheint es gerechtfertigt, die Anwendung der gejeglichen Borfchriften 
in den einzelnen Fällen von der Stellung eines Antrages abhängig zu machen. 
Daß zur Stellung biefes Antrages nun aber nicht bloß jeder zu jchügende Einzel» 
Antereffent, jondern au der Kommunalverband (Gemeinde, Kreis ꝛc.) felbft für 
jolde in feinem Bezirke vorlommende Fälle, wo e3 fi nit um den Schuß von 
eigenen Kommunalgrundftüden handelt, ermächtigt fein fol, diefe Vorjchrift findet 
ihre Begründung in der Erwägung, daß ein Kommunal-Berband wohl in die 
Lage kommen kann, feinerjeitS Anträge zu ftellen, wenn fein eigenes oder das 
Intereſſe mehrerer Eingefeffenen oder einer ganzen Gemeinde betheiligt ift, die 
zunächſt berufenen Grundbefitzer aber aus dem einen oder audern Grunde fidh 
ſcheuen, mit einem Antrage bervorzutreten, 

Auch die Landespolizei-Behörde muß zu einem gleichen Vorgehen ermächtigt 
fein. Es können fonft gerade die wichtigften Fälle, wo e8 fi um das gemein- 
ſchaftliche Jntereffe einer großen Zahl von Grundbefigern bezw. ganzer Gegenden 
handelt, wo e8 aber den Einzelnen an der erforderlichen Einficht oder wegen des 
Umfanges der auszuflhrenden Anlagen ꝛc. an der nöthigen Unternehmungstuft 
fehlt, zum großen Nachtheile des öffentlichen Wohles unbeachtet bleiben. 

Als ſelbſtverſtändiich ift vorausgefetst, daß der Domainenfistus wegen der 
Domainen- und Forfigrundftiide, und die mit der Verwaltung der Landftraßen, 
Kanäle, Ströme und anderen öffentlichen Anlagen beauftragten fisfaliihen Be- 
börden wegen diefer öffentlichen Grundftlide ebenjo anzujehen find, wie jeder 
einzelne Privatintereffent, daß dieſe fisfaliichen Behörden daher zur Stellung des 
Antrages auf Anordnung entſprechender Schutmaßregeln für die ihnen unter» 
ftellten Grundftüde 2c. ebenfo befugt fein follen, wie jeder Private wegen der ihm 
gehörigen gefährdeten Grundſtücke. 

$ 4, 5, 6. Die anzuordnenden Schugmaßregeln können beitehen in einer 
bloßen Beſchränkung der Benugungsart des Gefahr bringenden Grundftüds, wo⸗ 
mit die Aufmwendung von Koften nicht verbunden ift (3. B. Verbot der Stodrodung, 
Beihräntung der Weideausübung, des Heide- und Plaggenhiebes 2c.), oder fie 
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Einnen beſtehen in der Ausführung von Waldkulturen und befonderen Schutz⸗ 
anlagen (3. B. Zäunen auf Sandländereien, Horizontalgräben, Verkrippungen 
ou Bergbängen), womit Koften verbunden find. 

Die Ausführung und Befolgung diejer Anordnungen darf von dem Willen 
des Eigenthilmers des Servituts oder fonftigen Nutungsberedhtigten des Gefahr 
bringenden Grundſtücks nicht abhängig jein; es rechtfertigt ſich deshalb die Bor- 
ſchrift, daß diefelben verpflichtet find, fich diefen Anorbuungen zu fügen reſp. deren 
Ausführung zu geftatten. 

Eine andere Frage ift die, 

a) ob dem Eigenthümer, Servituts- und fonftigen Nutungsberechtigten des 
Gefahr dringenden Grundftüds eine Entichädigung zu gewähren if, wenn 
durch die Anordnungen erweislih ein Berluft am Ertrage des Grund- 
ſtücks herbeigeführt wird, 

b) von wem die Koften zu tragen find, wenn ſolche zur Ausführung der 
Anordnung aufzumwenden find. 

ad a. Durd die angeorbnneten Schugmaßregeln, mögen fie in der Beichrän- 
Img der Nutungsweife, mögen fie in der Ausführung von Waldkulturen und 
fonftigen Schutanlagen beftehen, kann eine Schmälerung des Ertages des be- 
troffenen Srundftüdes nach zwei Richtungen herbeigeführt werden. Es kann der 
Eigenthümer dadurch entweder verhindert werben, das Grundftid in einer anderen 
nugbringenderen Rulturart als der bisherigen zu bewirtbidhaften, 3. 8. ein Wald» 
grandſtück in Ader oder Wiefe umzumandeln, oder der Eigenthümer, Servituts- 
md ſonſtige Nußungsberechtigte erleidet bei unveränberter Eulturart oder Nutzungs⸗ 
weile eine Einbuße au dem bisher bei diefer Eulturart sc bezogenen Ertrage von 
dem Srumdftüd, 3. B. durch den Verluſt der Stöde bei verbotenen Stodroben, 
dar die Einfchräntung der bisherigen Weidefläche ıc. 

Ju erfter Beziehung dürfte die Forderung faum haltbar fein, einen Grund⸗ 
befiger daflir und danach zu entichädigen, daß fein von den Schugmaßregeln ge 
troffenes Grundſtück vielleicht zur Bewirthichaftung in einer anderen ertragreicheren 
Eulturart als der bisherigen geeignet ift. 

Dagegen muß die Forderung als eine berechtigte anerfannt werden, daß jo- 
mohl dem Eigenthümer, als auch dem Servituts⸗ und fonftigen Nutungsberedh- 
tigten flir die Einbuße, welche fie an dem bisherigen Reinertrage ihrer Nutungen 

erleiden, volle Entihädigung, und zwar nad Maßgabe diefer Einbuße, gewährt 
wird. Dem es wäre unbillig, zu verlangen, daß fie die ihnen lediglich im 
Suterefie Anderer auferlegten Bejchränfungen mit eigenen peluniairen Opfern 
tragen follen. Hierbei muß aber geforbert werben, daß der Ertragsverluft nicht 
eiwa ein miomentaner, vorlbergehender, fondern daß er ein dauernder, den bis⸗ 
Berigen reinen Ertrag des Grundſtücks beeinträchtigender ift. 

ad 2. Was fodann die zweite Frage anlangt, wer die etwaigen Koften der 
Ausführung der Schuamaßregeln tragen foll, jo können bezüglich ihrer nur die 
zu jchligenden Interefjenten und der Eigenthiimer des Gefahr bringenden Grund» 
ſtüds, nicht aber die an dem letzteren etwa batheiligten Servituts- und fonftigen 
I zungsberechtigten in Betradht fommen. Dem Eigenthlimer des Gefahr bringen» 
d Grundftüds die Koften aber allein aufzuerlegen, würde unbillig jein. Denn 
d Gewinn und dad Motiv zu den Maßregeln ift nicht die Verbeſſerung des 
€ ndftiids, fondern allein der Schuß der benachbarten befjeren Grundſtücke, 
€ ßen x. Wenn dem Eigenthümer des Gefahr dringenden Grundftids aus 
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den Anlagen gleichzeitig Vortheile erwachſen, fo war dies nicht der nächſte Zwed 
ihrer Anordnung, fondern ift nebenbei erreicht worden. In fehr vielen Fällen 
hat der Eigenthiimer von den Anlagen auch gar feinen oder nur einen geringen 
Gewinn, während der beichligte Nachbar aus den Anlagen jährlich einen jeden⸗ 
falls größeren Bortheil zieht, wobei es fir die vorliegende Frage gleichgilltig ift, 
daß diefer Vortheil eigentlich in einem abgemendeten Schaden befteht. Wenn 
ein Sandgrumdftiid erft ſoweit gekommen ift, daß zur Verhinderung des Flüchtig- 
werdens die Beichränfung in der Benutzungsart nicht mehr genügt, wenn alſo 
Dedwerfe, Schutzäune, Bedeckung mit Straud, Plaggen nothwendig werden, jo 
koſten diefe Anlagen in der Negel mehr, als die Sandfläche je wieder einbringt. 
Auf fliegendem Sande wird der Holzanbau meift nur einen verfrlippelten Holz- 
beftand herbeiführen, der oft nur Werth als Bodenſchutzholz zur Verhütung des 
wiederholten Flüchtigwerdens des Bodens hat. Sehr oft läßt fih auch der an- 
geftrebte Schu durch Anlagen erreichen, welche auf den Ertrag des Gefahr 
bringenden Grundſtücks ganz einflußlos find, wie 3. B. Horizontalgräben an 
fteilen Berghängen. In manden anderen Fällen wird allerdings durch die an- 
geordneten Schutanlagen (Waldkulturen) der Heinertrag des Gefahr bringenden 
Grundftiids auch erhöht werden können, der Eigenthümer daher einen Nuten 
von denfelben haben. Jedenfalls aber ift das nächſte und größte Intereſſe an 
den Schutanlagen und unter allen Umftänden ein Vortheil von denjelben auf 
Seiten der gefchiittten Fntereffenten. 

Am natlrlichiten und billigften ift es hiernach, die Koften der Schukanlagen 
und deren Unterhaltung, mögen diefe Anlagen in Waldkultur oder fonftigen Her⸗ 
ftellungen beftehen, denjenigen aufzuerlegen, welche erweislich Vortheil von den- 
felben haben, und zwar nad Berhältniß diefes Vortheils. Zu diefen 
gehört der Beſitzer des betreffenden Grundſtücks nur in dem Maße und Ber- 
bältniß, als das Grundftid durch die Anlagen wirklich verbeffert wird. Hat der 
Eigenthümer von den Anlagen feinen Vortheil, jo trägt er zu den Herftellungs- 
und Unterhaltungstoften nicht bei, fordern geftattet nur den Nachbarn die Aus- 
führung der Anlagen auf feinem Boden. Hiernach rechtfertigt fich die Vorfchrift, 
diefe Koften dem Eigenthiimer des Gefahr bringenden Grundſtücks und den zu 
ſchützenden Intereſſenten gemeinjchaftlid nah) Maßgabe bes Vortheils, den ein 
jeder von den Anlagen hat, aufzulegen. 

Hierbei muß jedoch eine Einſchränkung gemacht werden, daß derjenige, von 
weldyem der Antrag auf Anordnung der Schugmaßregeln geftellt worden ift, zu 
dem Koftenbeitrag event. in Gemeinfchaft mit dem Beſitzer des Gefahr bringenden 
Grundftiid® berangerogen wird, kann weiter feinem Bedenken unterliegen. 

Ein anderes aber ift, ob auch diejenigen geſchützten Intereffenten, welche bet 
der Antragftellung gar nicht betheiligt find, billigerweife zu einem SKoftenbeitrag 
verpflichtet werden follen. 

Wo der Antrag nur von einem der ntereffenten ausgegangen ift, muß an— 
erfannt werden, daß es zu weit flihren wiirde, von dem Willen eines Einzelnen 
e8 abhängig zu machen, feine Nachbarn gegen ihren Willen in Weitläufigkeiten 
zu verwideln und ihnen Koften und Laften zuzuziehen. Dagegen wilde es nicht 
gerechtfertigt fein, eine foldhe Beſchwerung auch dann auszufchließen, wenn der 
Antrag von den gleihfalls betheiligten Beſitzern eines größeren Theiles der zur 
ſchützenden Flächen geftellt worden ift. 

In diefem Falle ſpricht die Bräfumtion daflir, daß die beantragten Maß- 
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einen Umfang nittzlich und vortheithaft find. Es wäre 

ı Falle die Koften der Vortheile, welche die bei der Bro- 

ı Jntereffenten aus den Schuganlagen ziehen, von den 

len zu laffen. Es kommt außerdem in Betracht, daß 

ıganlagen in der Regel feinen hohen baaren Koſten- 

en erfordert, indem in vielen Fällen die Betheiligten 

2.20% ober Spanndienſten baare Ausgaben ganz abwenden 

Einen (3. B. bei Dedung von Sandſchollen), und daß die gemeinfchaftlichen 

Berpffihtungen vorübergehend find, indem fie aufhören, fobald dur bie 

Schutanlagen ein geficherter Zuftand des Gefahr bringenden Grundftiids her- 
gefeit if. 

Aus diefer Erwägung rechtfertigt es fih, im alle der Antrag von einem 
oder mehreren Intereſſenten geftellt, oder auch die bei der Antragsftellung nicht 
beteiligten Intereffenten zu den Koften nad Maßgabe des Vortheils, den fie 
von den Anlagen haben, heranzuziehen, wenn der Antrag von den Befigern bes 
viren Theiles der geſchübten Fläche geftelt worden ift. Diefe legte Beftimmung 
megen des Maaßes der Fläche jchließt ſich der gleihartigen Beftimmung in der 
Berordnung vom 28. Juli 1838 (Gejeg-Sammi. ©. 429), betreffend die Be- 
dränfung des Provolationsredhts bei Gemeinheitötheilungen und der Gemein 
kitötheilung8-Ordnung vom 7. Juni 1821 an. 

Aus derfelben Erwägung erſcheint e8 begründet, in den fällen, wo der 
Antrag von einer Gemeinde, einem Kommunal-Berbande, ober der Landespolizei - 
nhörde geſtellt worden ift, die geſchützten Intereſſenten ſämmtlich zu den Koften 
heranzuziehen. 

Bezüglich des hiernach zu leiftenden Koftenbeitrags rechtfertigt ſich aber die 
veitere Einſchränkung, daß er nicht bloß nad dem Verhältniß des Vortheils, 
cn ſowohl der Eigenthitmer des Gefahr bringenden Grundftüds, als auch die 
dügten Intereifenten von den Schugmaßregein haben, fondern auch nur bis 
ur Höhe dieſes Vortheils obligatoriſch feftzufegen ift. Es ann der Fall vor- 
anmen, daß der Gefammtbetrag der Koften der Herftellung und Unterhaltung 
a Schuganlagen den in Geld ansgebrüdten Werthbetrag ſämmtlicher durch 
ieſelben erzielten Bortheile überfteigt. Im dieſem alle wäre es unbillig, unter 
dem Umfänden die Beitragspflihtigen zur Aufsringung auch diefes fiber» 
bießenden Theiles zu zwingen. Alsdann empfiehlt es fih, bie auszuführenden 
Shugmaßregeln zwar feftzuftellen, die Ausführung derſelben aber nicht gegen 
m Willen der Beitragspflichtigen, fonderu nur dann anzuorden, wenn jener 
berichießende Theil anderweitig gebedt ift (vergl. weiter unten zu $ 27. 

Daß übrigeus der Koftenbeitrag durch Fieferungen (3. B. Strauch, Plaggen 
ie Sandländereien 2c.) und Hand- und Spanndienfte geleiftet werben kann, 
weit dies die gute Ausführung der Schugamlagen geftattet, war zur Befeiti- 
mg eine3 jeden Zweifels in diefer Beziehung ausdrücklich auszufprechen. 

87618 9. Die Frage, ob einer der im $ 2 bezeichneten Fälle vorhanden 
' muß in jedem einzelnen alle der Erörterung und Entſcheidung unterworfen 

den. 


Dem Zwecke entiprehend, muß das Berfahren ſummariſch aber doch fo 
dnet fein. daß dem igenthlimer, ServitutS- und ſonſtigen Nutungsbe- 
figten de3 Gefahr bringenden Grundſtücks umd jedem der an der Befeitigung 
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der Gefahr betheiligten Intereſſenten volle Gelegenheit wird, ſeine Rechte, For⸗ 
derungen und Einwendungen zur Geltung zu bringen. 

Den Bezirksregierungen die nächſte Entſcheidung zuzuweiſen, kann ſchon aus 
dem Grunde nicht für rathſam erachtet werden, weil ihnen in ihrer Eigenſchaft 
als Landespolizeibehörde unter Umftänden eine mitiative zuftebt. 

In den verwandten Angelegenheiten der Borflutb-, Be- und Entwäfferung 
ift durch die Kreißorbnung vom 13. Dezember 1872 die nad Maßgabe der Ge- 
fege vom 15. November 1811 und 28. Februar 1848 in gewiffen Fällen zu er- 
laſſende reſolutoriſche Entfcheidung dem Kreisausichuffe zugewieſen. Es liegt 
nahe, die Entjheidungen auch in der vorliegenden Materie durch eine folde 
Inſtanz treffen zu laffen. In vielen der zu entjcheidenden Fälle find ganze Ge⸗ 
meinden betheiligt, in allen Fällen aber hat der Kreis ein indirectes JIntereſſe 


. zur Sache, er ift alfo der natürliche, zunächſt berufene Vertreter der gefährdeten 


Grundbefiter, wenigftens in gleichem Grade wie in Borfluth-, Be- und Ent» 
wäflerungs-Angelegenheiten. Eine derartige Entſcheidung hat auch den Vorzug, 
daß fie aus der Mitte der Kreiseingefeffenen kommt, zu denen die betheiligten 
Intereſſenten jelbft zählen. 

Die Kreisordnung hat allerdings in einem großen Theil des Staates feine 
Gültigkeit. In den Hohenzollernſchen Landestheilen ift aber in bem durch bie 
Amts- und Landesorduung vom 2. April 1873 (G.⸗S. ©. 145 fi.) Beſtellten 
Amtsausſchuß eine dem Kreisausfhuß conform organifirte Behörde vorhanden 
und die übrigen in Betracht kommenden Landestheile befigen in den Kreisitänden 
die Organe, durch welde nad) Analogie der Vorjchriften der Kreisordnung eine 
dem Kreisausſchuß entiprechende Behörde leicht bergeftellt werden Tann. 

Aus diefer Erwägung rechtfertigt ſich die Vorſchrift, daß die Eutjcheidung 
über die Frage, welche Anordnungen in jedem einzelnen alle zu treffen find, 
in den Landestheilen, in welden bie Kreisorbnung vom 13. December 1872 
nicht gilt, mit Ausnahme von Hohenzollern einer nach den PVorfchriften der 
Kreisordnung bezitglich des Kreisansichuffes zu wählenden Behörde, dem Wald- 
ſchutzgericht zugewieſen wird, und daß die Funktionen des Waldjchuggerichts in 
dem Bereiche der Kreisordnung dem Kreisausſchuſſe, in den Hobenzollernfchen 
Landestheilen dem Amtsausfhuffe übertragen werben. Die Beftimmung, daß 
die Mitglieder des Waldſchutzgerichts in den erfigenannten Landestheilen eine ihren 
baaren Auslagen entiprechende Entfhädigung aus Kreismitteln erhalten follen, 
entfpricht der desfallfigen Vorſchrift der Kreisorduung. 

8 10 bis 23. Das Beriahren vor dem Waldhſchutzgericht war für alle 
Landestheile gleihmäßig zu regeln. Die desfalffigen Vorſchriften find den Bor— 
ihriften der Kreisordnung über das Berfahren vor dem Kreisausſchuß nach⸗ 
gebildet vefp. aus der Kreisordnuug übernommen. Es empfahl fi dieſe 
Anlehnung dur die Rückſicht, daß der Kreisausſchuß die Functionen des 
Waldjhutgerichtes wahrzunehmen Hat, und daß auch kein ſachlicher Grund 
erfichtlich ift, das Verfahren grade in Waldjchugangelegenheiten anders einzu= 
ridten, al8 in den übrigeg zur Kompetenz des Kreisausichuffes gehörigen 
Materien. 

Eine bloße Berweifung auf die desfallfigen Vorfchriften der Kreisordnung 
ift aber theils wegen der Weberfichtlichteit, theils um desmillen unterblieben, 
weil der Natur der Sache nad die eine Beftimmung megbleiben fonnte, die 
andere eine weitere Ausführung erfahreu mußte So war ausdrücklich vorzu- 
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ſchreiben, daß von einem durch das Waldſchutzgericht zu beftellenden Commiſſar 
der geftellte Antrag in Abficht auf die Bebürfnißfrage örtlich zu prüfen und bie 
anzuordnenden Schug-Maaßregeln und Anlagen und bie Koften ihrer Aus- 
führnng und Unterhaltung nad fachverftändigem Ermeflen in einem befonderen 
Regulative zur Feſtſtellung vorzuichlagen find. 

Alle Streitigleiten über befondere auf fpeciellen Nechtstiteln beruhende 
Rehte und Berbinblichleiten müffen von der Entſcheidung des Waldſchutzge⸗ 
richtes ausgefchloffen bleiben. Hierher gehören z. B. Streitigleiten über das 
Figenthuw der betreffenden Grundfſtücke, über die Zuftändigleit einer Grund— 
gerechtigkeit und deren Umfang. Dergleichen gehören zur Entfcheidung der 
ordentlichen Gerichte. 

$ 24 bis 25. Die Beſtimmung, daß fämmtlihe Berhaudlungen von Ge- 
bühren und Stempeln frei zu laflen, und nur die baaren Auslagen des Verfahrens 
m Anſatz zu briugen find, findet ihre Nechtfertigung der Erwägung, daß das 
Verfahren in feinen Enbdzielen nicht den Zwed hat, privatrechtlichen Anſprüchen 
zur Galtung zu verhelfen, fondern wichtige volfswirthichaftliche Intereſſen zu 
ſchützen und zu fördern. 

- Die Beflimmung wegen der baaren Auslagen, Weife- und Behrungstoften 
der Sachverftändigen und Eommiffare ift analog der Allerhöchiten Cabinetsordre 
vom 17. Yanuar 1844 (Geſ. S. ©. 61) aufgenommen. Es ift zwar in diefer 
Beziehung jehr wünſchenswerth, daß die Berhandfungen mit der möglichften 
Kofteneriparni bewirkt werden, weil babei vielfach arme Gegenden betheiligt 
find und weil die Intereffenten durch hohe Sachverfländigengebühren 2c. leicht 
von dem Berfahren zurüdgeichredt werben. ine toftenfreie Bearbeitung diefer 
Angelegenheit läßt fich aber nicht erzwingen. Es bfeibt daher nur übrig, daß 
das Wildſchutzgericht fih bemitht, Commiſſarien und Sachverfländige zu beftellen, 
melde das Geichäft ala Ehrenſache betrachten und eine Nemuneration nicht in 
Aufprad) nehmen. Die Beftimmung wegen der Aufbringung der Koften des 
Verfahrens rechtfertigt fich nach allgemeinen Grundſätzen und aus weiter oben er- 
Örterten Erwägungen wegen Aufbringung der Entſchädigungen und Koften der 
Schutanlagen. 

5 26. Da die Entſcheidung des Waldſchutzgerichts überall Privatrechte und 
in manchen Beziehungen and) öffentliche Intereſſen berührt, Einzelne in der Be- 
mung ihres Eigenthums befchränft, andere zu Koftenbeiträgen verpflichtet, in 
weiteren Beziehungen wejentlide Rückſichten der allgemeinen Landeskultur be» 
rührt, fo muß auf der einen Seite ben einzelnen Betheiligten, auf der andern 
Seite dem Vertreter biefes öffentlichen Intereſſes es zuftehen, gegen dieſe Ent- 
Meidung beziehnugsweiſe gegen das durch fie feſtgeſetzte Negulativ feine Ein- 
wendungen geltend zu machen, wenn er das von ihm vertretene Intereſſe dabei 
mt beriidfichtigt oder verlett erachtet. Aus diefer Erwägung rechtfertigt ſich 
die Zulaffung der Berufung gegen die Entſcheidung des Waldſchutzgerichts. 
Daß die Entſcheidung über die Bernfung dem Berwaltungsgericht für den ganzen 
Staat zugewieſen ift, rechtfertigt fih aus der Erwägung, dag im Geltungs- 

ih der Kreisordnung dieſes Gericht die Berufungsinftanz für alle Entſchei⸗ 

igen des Kreisausichuffes ift und daß beabfichtigt ift, die Einrichtung dieſer 
maltungsgerichte auch im denjenigen Theilen des Staates geſetzlich vorzu- 
teiben, in welchen die Kreisordnung nicht gilt. 
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Ar die Anmeldung und Frift der Berufung und für das Verfahren in der 
Berufungsinftang müſſen diejenigen Borjchriften zur Anwendung gelangen, welche 
für das VBerwaltungsgericht überhaupt maßgebend fein werden. 

8 27. Die Ausführung und Handhabung des durch die rechtäfräftige 
Entſcheidung des Waldſchutzgerichts feſtgeſetzten Regulatives muß von Amts 
wegen erfolgen. In allen Fällen handelt es ſich bei dieſen Entſcheidungen um 
Anlagen, die mehr oder weniger fiber das Interefſſe des Einzelnen hinausgehen. 
Wenn daher durch die erfolgte Entſcheidung die Nothwendigkeit folder Anlagen 
feftgeftellt if, darf es nicht in das Belieben etwa des Antragftellers geftellt fein, 
ob nunmehr die Ausführung diefer Anlagen erfolgen jol. Eine Ausnahme 
rechtfertigt fih nur für den Fall, daß die Koften der Ausführung des Regula- 
tives den Werthbetrag der Bortheile überfteigen, welche die ſämmtlichen Beitrags- 
pflichtigen von diefer Anlage haben. Und zwar rechtfertigt fich diefe Ausnahme 
aus den weiter oben zu 88 4, 5, 6 entwidelten Gründen. In diefem Falle if 
es billig, die Ausführung des feftgeftellten Wegulatives nur dann anzuordnen, 
wenn jener überſchießende Theil der Koften anderweitig gededt ift. 

Die Ausführung und Ueberwachung des Regulatis ift übrigens Sache der 
Polizeibehörde. Der Vorſitzende des Waldichutgerichtes bat in der Regel in 
dem Kreife, in dem das Regulativ zu vollftreden ift, auch die geſammte Ver⸗ 
waltung zu leiten und die obere Aufficht fiber die örtliche Polizei zu führen. 

Es rechtfertigt ſich daher, ihn mit der Bollftredung der redhtsfräftigen Ent- 
jheidung zu beauftragen. 

Hierbei verfteht e8 fi von felbft, daß in Fällen, wo ihm z. B. eine 
träftige polizeiliche Ueberwachung nicht möglich ift, er eine der betreffenden Orts- 
polizei-Behörden, (Forftihugbeamten, Biirgermeifter, Amtmann, Oberförfter 2c.) 
an feiner Statt mit der Ausführung und Ueberwachung des Negulatives beauf- 
tragen Tann. , 

8 28. Sollen die durd die rechtskräftige Entſcheidung für volifiredbar 
erflärten Anordnungen nicht zu fpät kommen, fol dem Eigenthiimer, Serpituts- 
oder fonftigen Nugungsberedhtigten des Gefahr bringenden Grundſtücks nicht bie 
Möglichkeit bleiben, den Zwed der Entſcheidung von vornherein au bereiteln 
oder zum mindeften defien Erreichung zu erfchweren, jo muß dem Borfigenden 
des Waldſchutzgerichts die Befugniß eingeräumt werden, ſchon vor rehtsträftiger 
Entiheidung in Fällen, wo Gefahr im Berzuge ift, intermiftiiche Anordnungen, 
nöthigenfalls im Wege der Erecntion zu treffen. 

Solde Fälle find z. B. Holgeinfchläge, Abtrieb und Rodung mit Wald be— 
ftandener Flächen, Graben-Anlagen ze., überhaupt Unternehmungen, welche eine 
die Gefahr für die Nachbargrundftüide ferhöhende Beränderung des Zuſtandes 
des betreffenden Grundſtückes vorbereiten. 

8 29. Die in der rechtskräftigen Enticheidung liegende Erecutionsbefuguig 
reicht zur Sicherung der Ausführung diefer Entſcheidung nicht aus, namentlich 
was die ge» oder verbotene Art der Benutung des Gefahr bringenden Grund- 
ftüd8 anlangt. In diefer Erwägung findet die Androhung von Geldftrafen ihre 
Begründung. Dabei kommt aber in Betracht, daß der verbotswidrige Einjchlag 
von Holz fi durch einen beftimmten Betrag der Geldftrafe nicht in allen Fällen 
treffen läßt. Deshalb rechtfertigt e8 fich, den verbotswidrigen Einfhlag von 
Holz beſonders zu verpönen und die Strafe nad) dem Werthbetrage des einge- 
fhlagenen Holzes zu beftimmen. 


— 208 — 


Die Berhängung ber Strafen ſoll in dem gewöhnlichen Strafverfahren 
erfolgen, 

$ 31. Die Dünen am Meeresufer find, foweit es fi um Dedung der⸗ 
felben und Begründung ven Waldungen auf denfelben handelt, von dem Gegen- 
Rande diefeß Sefeges angenommen worden, weil die Dedung und Bewaldung 
die Kräfte der dabei betheiligten Intereſſenten überſteigt und eine eigenthümliche 
Behandlung erfordert. Dazu kommt, daß die Beſitzverhältniſſe der bier in 
Betracht kommenden Strandländereien vielfach fehr verwidelter und unbeftimmter 
Katur find, jo daß es fich rechtfertigt, demnädhft diefen Gegenfland im Wege der 
Geſetzgebung für fi) zu ordnen. 

5 32 bis 35. Nach den früheren Erörterungen ift die Bildung von Wald- 
genoffenfchaften zur Sicherung derjenigen Maßregeln, welche zum Schuß fremder 
Suterefien gegen Waldbefiger zu ergreifen find, nicht notwendig. Dagegen 
find ſolche Genoffenihaften unerläßlih, um eine dem (rtragövermögen des 
Bodens entiprechende VBodenrente zu erzielen, wo Waldgrundftlide oder Walb- 
boden in fehr vielen und Meinen Einzelbefigungen neben und untereinander 
liegen. Es mag nun allerdings vorlommen, daß derartige Genoflenfchaften aus 
freier Bereinigung der betheiligten Grundbefiger oder auch wohl durch die 
Bermittelung der Berwaltungs-Behörden zu Stande kommen. Häufig find derartige 
Hülle aber nicht. Je größer die Anzahl der betbeiligten Grundbefiker if, je 
Öiter it das Scheitern einer Bereinigung an dem Widerfpruch des einen oder 
anderen derſelben die Regel. 

Mu Rückſicht hierauf empfiehlt es fi, fiir die Fälle, wo der Nachweis 
geführt werden faun, daß eine ordnungsmäßige Bewirtbichaftung und wirkfame 
Beihligung im Gemenge liegender zur Holzzucht bdienlicher Wald- nder übe 
hegende Grundftide nır durch gemeinfames Wirken zu erreichen ift, und wo 
aus der Mitte der Befiger der Wunsch auf Herftellung eines ſolchen gemeinſamen 
Birtens laut und von’ der Mehrheit getheilt wird, diefe Mehrheit im Wege der 
Geſetzgebung zu unterftügen. i 

Wenn unter diefen Vorausjegungen eine Genoffenjchaft zu Stande kommt, 
fpridt die Vermuthung dafür, daß fie erſprießlich if. Da nun ihre Bortheile 
aud der Minderheit zu Statten kommen, da es ferner nicht erforderlich ift, zum 
Zweck des gemeinfamen Wirken die realen Eigenthumsverhältniffe, jelbft nicht 
einmal die Gulturart zu ändern, fo Tann es einem Bedenken nicht unterliegen, 
bad Zuſtandekommen eines nüglichen Unternehmens durch AZulaffung eines 
Bivanges gegenüber dem Widerſpruche einer Minderheit zu fichern. 

Hiernach rechtfertigt es fich, die Bildung einer Waldgenoſſenſchaft in geſetzlich 
vorzujchreibendem Verfahren zuzulaſſen, wenn: 

a, hierauf ein Antrag geftellt, 

b. der Nachweis geführt wird, daß eine orbnungsmäßige Bewirthichaftung 
neben und untereinander gelegener aus Waldgrundſtücken und üden 
Waldboden beftehenden Befigungen nur durch gemeinfames Wirken zu 
erreichen ift, und 

c. die Mehrzahl der betbeiligten VBefiger dem Antrage zugeftimmt. 

Daß ein jeder einzelne betheifigte Grundbefiger zur Stellung des Antrags 
nüdtigt fein mnß, bedarf keiner weiteren Begründung. 8 rechtfertigt ſich 
‚er auch weiter, diefe Ermächtigung einer jeden Gemeinde und jedem Kommunal- 
zbande flir die in ihren Bezirken vorkommenden Fälle, auch wo fie als Grund» 
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beſitzer nicht betheiligt find und außerdem der Landespolizei⸗Behörde zu ertheilen. 
Es iſt ſchon hervorgehoben worden, daß die Bildung einer Genoſſenſchaft zur 
Erreichung der im 2. Theile des Geſetzentwurfes verfolgten Ziele zwar nicht 
nothwendig ſei, daß ſie jedoch im gegebenen Falle die Erreichung dieſer Ziele 
erleichtern. Mit Rückſicht hierauf iſt es nicht unwichtig, eine Gemeinde oder 
einen. Kommunal⸗Verband, wo es ſich um Schätzung wichtiger, dem ganzen 
Bezirk derſelben mehr oder weniger berührender Culturintereſſen, und ebenſo die 
Landespolizeibehörde, wo es ſich um die Schützung noch weiter reichender 
Intereſſen handelt, in die Lage zu verſetzen, die Herbeiführung einer Genoſſen⸗ 
ſchaft wenigſtens zu verſuchen. Die betbeiligten Grundbefiger werden dadurch 
nicht anders und keinesfalls ſchlechter geſtellt, als wenn der Antrag von einem 
der ihrigen ausgeht. 

Da für das Zuftandefommen der Genoffenfhaft die Zuſtimmung der Mebr- 
zahl der Grundbefiger Bedingung ift, jo muß auch für die innere Einrichtung 
derjelben der in gemeinfamer Berathung herbeizuführende und in einem Statut 
zu beurfundende Beihluß der Mehrzahl enticheiden. Um für die Berathung 
aber einen beftimmten Anhalt zu gewähren und Zweifel, Weitläufigteiten und 
Streitigfeiten von vornherein abzufchneiden, muß allgemein vorgefchrieben werben, 
einmal der Maapftab für die Stimmabgabe und für die Theilnahme, Rechte 
und Pflichten und zum andern die Gegenftäude, über welche das Statut auf 
alle Fälle Beſtimmungen enthalten muß. In beiden Beziehungen find die des- 
fallfigen Vorſchriften den gleichartigen Beſtimmungen des Waldkulturgeſetzes für 
den Kreis Wittgenftein nachgebildet. 

Die weitere allgemeine Borfchrift, daß die auf Genoſſenſchaftsgrundſtücken 
zu Serpituten Berechtigten ſich diejenigen Einſchränkungen ihrer Rechte müffen 
gefallen laffen, welche im Intereſſe der Genoffenfchaft erforderlich find, bedarf 
feiner näheren Begriindung, ebenfo die Beftimmung, daß den Berechtigten fiir 
diefe Einſchränkung eine Entihädigung gewährt werden muß nad Maßgabe Der 
Einbuße, welche fie an dem bisherigen Reinertrage der Nukung erleiden. 

8 37 bis 45. Das zur Bildung von Waldgenoffenihaften vorgeichlagene 
Berfahren fchließt fih, mit den durch die Sache bedingten Modififationen, den- 
jenigen Beſtimmungen an, welche über das Berfahren in den Angelegenheiten 
des zweiten Theiles dieſes Geſetzentwurfs enthalten find. 

Es dürfte fih um jo mehr empfehlen auch die Verhandlungen und Ent- 
fheidungen iiber Waldgenoffenfchaftsbildung dem Waldſchutzgerichte zuzumeifer, 
als diejes nad} feiner Zufammenfegung in feinen Mitgliedern die geeignetiten 
Perfonen enthält, um mit fürderliher Lokal- und Berfonal-Kenntnig die Ange 
legenbeiten diefer Art in kürzefter und zwedmäßigfter Weiſe zu behandeln. 

$ 46. Eine ftaatlihe Eontrolle über die Verwaltung der gebildeten Ge— 
nofſenſchaft ift zur Sicherung des dauernden, orbnungsmäßigen Beſtandes 
berjelben unerläßlih. Die Pflicht und das Recht diefer Aufſicht der Bezirte- 
regierung zuzumeifen, rechtfertigt fih aus der Erwägung, aß diefer Behörde Die 
zur Führung der Aufficht nöthigen techniſchen Organe am erften zur Verfiigung 
fiehen, fie daher die geeignetfte Behörde, ihr übrigens auch fonft den Corpo- 
rationen, Geſellſchaften 2c. gegenitber ein gleiches Recht verliehen if. Das Maag 
ber Aufficht regelt ſich zunächft nach den Beftimmungen des Statuts. Im 
Mebrigen muß das Aufſichtsrecht, um die erforderlihe Wirkung zu erreichen, 
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mit der Befuguiffen ausgeftattet fein, wie fie den Bezirfsregierumgen unter 
änfihen Berhältuiffen den Gemeinden gegenüber zuftehen. 

$ 47. Einer nad) den Beſtimmungen des Geſetzes gebildeten Waldgenofien- 
Khaft durch das Geſetz ſelbſt, als von vorn herein, die Rechte der juriftifchen 
Berion zu verleihen, if für den orbnungsmäßigen Beſtand berfelben an fi 
ziht nothwendig. Es erichien daher angemefien, die Erwerbung diefer Rechte 
von dem Beichluffe der Genofienichaft felbft abhängig zu machen, die Diinifter 
fir die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten und der Juſtiz aber zur @r- 
teilung derſelben für den Fall einer desfallfigen Antragftellung allgemein zu 
mächtigen. 

8. 48. Für eine nad den Vorſchriften des Geſetzes zu Stande gelommene 
Baldgenoffenfchaft jpricht die Vermuthung, daß fie eine nügliche, dem Landes⸗ 
hitneinterefle förberlihe Einrichtung ift. 

Es darf deßhalb nicht zugelaffen werben, daß diefelbe ohne Weitere und 
wiltährlich nach dem Belieben jedes Betheiligten aufgelöft wird. In diefer Er- 
wigung findet die Beftimmung ihre Begründung, daß zu einer jolden Auflöfung 
die Juſtimmung der Mehrzahl der Genoſſen und der Auffichtsbehörde erforderlich 
km foll, 


Ahönderungs- Anträge der Kommiffion des Herrenhauſes zu dem 
Geſetzentwurfe betr. die Erhaltung und Begründung von Schutz⸗ 
waldungen ıc. fowie die Bildung von Waldgenoffenfchaften. 


Das Herrenhaus wolle bejchließen : 
L Zu $ 5 dem leiten Abfage hinzuzufügen: 
Iſt jedoch die Anlage nach dem Bejchluffe des Bermaltungsgerichtes 
im landespofizeifihen Intereſſe nothwenbig, jo trägt in dem alle 
der Staat die Mehrkoften. 
IL Dem 8 5 einen neuen Abjat wie folgt hinzuzufligen: 

Wenn fich bei der Ausführung des Regulativs heransftellt, 
daß die Koften den in legterem angenommenen Betrag und bie 
Bortheile der Anlage üiberfteigen, fo trägt der Staat den durch bie 
Bortheile der Anlage nicht gebedten vom Bermwaltungsgerichte feft- 
zufegenden Mehrbetrag der Koften. 

ID. Im 8 13 den zweiten Abjat wie folgt zu faffen: 

Zum Kommiſſar hat das Waldſchutzgericht einen Königlichen 
DOberförfter oder fonftigen höheren Königlichen Yorftbeamten zu 
ernennen. 

IV. 8 27 wie folgt zu faffen: 
Die Ausführung des Regulativs fowie die Aufficht darliber, daß 
die fpätere Verwaltung dem Regulativ entiprechend ftattfindet, 
erfolgt durch das Waldſchutzgericht von Amtsmegen. ' 

V. den Schluß des $ 32 wie folgt zu faflen: 
wenn die Mehrzahl derfelben ſich dem Antrage anfchließt und der 
Rataftral-Reinertrag ihrer Grundftiide zwei Drittheile des Reiner⸗ 
trages ſämmtlicher dabei betheifigten Grundſtücke beträgt. 

v. Kleift-Rebom. 
Jahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. VII. 14 
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Berathungen über den vorftehenden Gejeg-Entwurf. 


Präſident: Es liegen Abänderungsvorjehläge hierzu vor unter Nr. 88 der 
Druckſachen. (S. vorige Seite). 

Regierungstommiffarien find feitens des Miniftertums für landwirthfchaftliche 
Angelegenheiten der Herr Geheime Ober-Regierungsratd Marcard, ſeitens des 
Herrn Minifters des Innern Herr Landrath von Brauchitſch und feitens des 
Herrn Sinanzminifter8 Herr Tandforftmeifter Haas. 

Berichterftatter ift Graf Udo zu Stolberg, dem ih zunädft das Wort 
ertheile. 

Berichterftatter Graf Udo zu Stolberg. Meine Herren: Die dem vor- 
fiegenden Gefegentwurfe beigegebenen Motive find fo ausflhrli und fo über⸗ 
fihtlih gefaßt, daß ich außer dem ın Ihren Händen befindlichen chriftlichen 
Bericht Namens der Kommiffion demfelben hier eigentlich nichts mehr zuzufügen 
babe. Ich möchte aber mit einigen wenigen Worten glei von vornherein einer 
Beforgniß entgegentreten, die, wie ich glaube, vielfach im Lande Pla gegriffen 
bat, der Beforgniß, als ob durch diefen Gejegentwurf in direlter oder indirefter 
Weiſe der Berjuh gemacht werden fol, in Zukunft alle Walbbefiger einer 
ſtaatlichen Aufficht, einer fortlaufenden Kontrole von Seiten des Staates zu 
unterwerfen, einer Kontrole, ähnlich der, wie fie ja in anderen Ländern befteht, 
dahin gehend, daß die Beſitzer verhindert werden jollen an einer Devaſtirung 
des Waldes, und daß fie geziwungen merden follen, devaftirte Flächen wieder 
aufzuforften. Der vorliegende Gefetentwurf gebt nicht von einem fo allgemeinen 
Geſichtspunkte aus, er bejchränft ſich vielmehr darauf, in ganz befonders dringen- 
den Fällen Abhülfe zu ſchaffen. Es ift in den Motiven näher ausgeführt, daß 
in den öftlichen Provinzen des Staats die Brivatbefiger von Waldungen gänzlich 
unbeſchränkt in der Ausnugung ihrer Grundſtücke find, daß dagegen in allen 
anderen Landestheilen der Monarchie gefetliche Beſtimmungen über eine Auffiht 
des Staates beftehen, diejelben find theils meiter, theils enger. Es find nun 
in dem Gefegentwurfe zunächſt alle diefe Beftimmungen , die in den neu ermor- 
benen Landestheilen beftehen, aufgehoben worden; dagegen follen die Be— 
flimmungen, weiche itber die Staatsaufficht für Gemeindewaldungen befteben, 
vorläufig beibehalten werden, bis dieſe Angelegenheit zufammen mit der Revifton 
der Gemeinde-Berfaffung geregelt werden kann. 

Die durch diefen Geſetzentwurf neu einzuführenden Beſchränkungen find von 
zweierlei Art: zunächſt follen die Beſitzer derjenigen Grundftiide, die, ohne durch 
einen Holzbeftand oder durch eine Grasnarbe gededt zu fein, die Nachbargrund⸗ 
ſtücke jchädigen, gezwungen werden zur Aufforftung dieſer Grundſtücke oder zur 
Ausführung fonftiger Schuganlagen. Sodann foll eine freiwillige Bereinigung 
von Waldbefigern geregelt werden, die den Zwed bat, da, wo der Grundbefig 
parzellirt und zerfpfittert ift, eine rationelle Walbwirthichaft zu ermöglichen. Umt 
dag Zuftandelommen folder Waldgenoſſenſchaften möglih zu maden, fol die 
Minorität der Intereſſenten von Ver Majorität zum Anfchluß an eine Waldge- 
noffenfchaft gezwungen werben, wenn duch das Waldſchutzgericht anerfannt 
wird, daß das Unternehmen ein gemeinnitiges if. Ob es ſich empfiehlt, noch 
weitere Maßregeln zum Schub diefer Minorität zu treffen, wird der Spezial- 
bisfuffton vorbehalten bleiben können. Die Kommilfion war der Anfidht, mar 
müffe der Königlichen Staatsregierung dafür dankbar fein, daß fie es verſucht 
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habe, dieſe allerdings ſehr ſchwierige Materie in Angriff zu nehmen; die 
Lemmiſſion glaubt ihre Borſchläge, wenn fie auch in vielen Punkten der Ver⸗ 
beſerung bedürftig fein mögen, do im Großen und Ganzen der Annahme des 
Hohen Hanfes empfehlen zu dürfen. Im Uebrigen behalte ich mir vor, bei den 
anzeinen Paragraphen den Standpunkt der Kommilfion Marzulegen. 

Brafident: Ich eröffne die Generaldistuffion und ertheile dem Herrn 
Grein von Brühl das Wort. 

Graf von Brühl: Meine Herren! Ich würde im Ganzen ein Geſetz, 
welches ſich mit dieſer Materie beſchäftigt, mit Freuden begrüßen, kann mic 
aber mit dem vorliegenden Gefet nicht einverftanden erflären; es fcheint mir ben 
Fehler zu haben, zu allgemein zu fein und fi) auf Gegenden zu erfireden, wo 
es wahrfcheinlich niemals oder doch nur in beichränktem Maße Anwendung 
finden wird, und es ſcheint mir andererſeits nicht erſchöpfend genug zu fein. Ich 
würde glauben, daß diefer Gegenftand recht eigentlich eine Materie für die Pro⸗ 
vimzialgefeßgebung wäre und ich kann nur bedauern, daß immer und immer 
wieder generalifirt wird, ein Modus, der zwar für die Behörde große Bequem- 
hchleit, für die durch die Behörden Bermwalteten aber doch jehr große Schatten- 
feiten hat. Es werden durch ein derartiges Geſetz Wünſche rege gemadt, die 
eine Erfüllung durch daffelbe nicht finden werden, die wenigfiens eine Erfüllung 
nur finden werden mittelft übermäßig großer Opfer, und es werden Zuftände in 


"Frage geftellt, die bisher zu Klagen feine Beranlaffung gegeben haben. Ich 


würde daher glauben, daß man die Trage des Bedihrfniffes den einzelnen 
Provinzen überlafien kann; es lommt mir einigermaßen lächerlich vor, für bie 
Provinz Brandenburg ein Geſetz zu machen, welches fi auf die Entwalbung 
von Berggipfeln zum Schuß gegen Wollenbrücde, gegen das Austrocknen der 
Sebirgsgnellen bezieht. Ich glaube, das mag recht gut fein allenfalls für 
Schiefien und fir manche andere Theile, flir unfere flache Mark bat es aber 
wirklich ſehr wenig Intereſſe. 

Andererſeits ſcheint mir das Geſetz auch nicht erſchöpfend. Ich glaube, wir 
bedürfen nicht bloß eines Schutzes gegen die Entwaldungen, ich glaube wir 
bedürfen zum Theil eines Schutzes gegen bie Bewaldungen. Sn unſeren armen 
Laufitzer Gegenden z. B., und wohl auch in der Mark befinden ſich ſolche 
Stellen, 3. B. in der Nähe vou Frankfurt a. O. Da haben die einzelnen &e- 
meinden manchmal fehr große Feldmarken, die fie als Feld kaum benugen 
innen und die nur Einzelne fehr zwedmäßig mit Wald bepflanzen. Das ift 
für die Einzelnen recht gut. Dieſe Plantagen find aber mitunter eine halbe 
Stunde lang und äußerſt ſchmal, ein unglüdlicher Häusler hat zwiſchen zwei 
angeforfteten Grundſtücken einen ſchmalen Streifen, der fein einziger Brodermerb 
ft; nad) einigen Jahren, wenn die Nachbarforfien anwachſen, kann er auf diefen 
Flächen Yeldfriichte nicht mehr ziehen, kann aber das Feld auch nicht entbehren, 
und er fann auch, wenn der Wald 10 bis 15 Jahre aufgewachien ift, auf dem 
ſchmalen Streifen feinen Wald mehr aufbringen, weil derfelbe durch die benach⸗ 
barten Forſten unterdrückt wird, und er iſt vollftändig um fein Eigenthum ge- 
nadt. Das ift bloß ein einziges, aber ich glaube ein fehr ſchlagendes Beifpiel, 
m zu beweifen, daß das Geſetz nicht vollfiändig iſt. 

Ferner meine ich, daß das Geſetz feine Ausficht hat, in dieſer Situngs- 
eriode noch zur Annahme zu gelangen, denn da wir ung zuerft damit beichäftigen, 
o wird es ſchwerlich noch im Abgeordnetenhauſe zur Geltung kommen. Ich 
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würde daher meinerſeits wünſchen, daß wir das Geſetz, wenn es zuläſſig wäre, 
von der Tagesordnung abſetzten oder für diesmal einfach mit „Nein ſtimmten 
amd der Königlihen Staatsregierung Zeit ließen, daß Geſetz noch zu vervoll⸗ 
fländigen, um es dann in einer anderen Periode wieder vorzubringen. Ich glaube, 
daß gerade dieſes ein Geſetz ift, welches nicht übers Knie gebrochen werben darf, 
weil e8 fehr forgfältiger Prüfung unterzogen werden muß, und würde deshalb 
meinerfeits bitten, daffelbe im feiner jegigen Form zu vermwerfen. 

Präfident: Herr von Kleift hat das Wort. 

son Kleiſt⸗Retzow: Ich hatte mir eigentlich vorgenommen, die paar 
Worte, die ih jagen wollte, an den $ 5 anzufchließen, wo e3 fi) um die Heinen 
Beränderungen handelt, die ich vorgeichlagen habe; aber die Bemerkungen meines 
fonft hochveredrten Freundes Grafen Brühl veranlaffen mich do, das, was 
ih im Allgemeinen daran anknüpfen wollte, bier vorweg zu erwähnen Ich 
kann nicht anders, als in der That meine ausdridliche Freude und meinen 
Dank für eine derartige Geſetzgebung auszudrüden; fie beruht auf Prinzipien 
und Gedanken, die ih mid) bemüht habe, als Chef der Rheinprovinz zum Aus- 
drud zu bringen und, wie ich meine, wenn auch in mannigfah modifizirter 
Geftalt, mit überrafchend günſtigem Erfolge. Es Handelt ſich Dabei zum Theil um Prin- 
zipien, die uns nad) der römiſch⸗rechtlichen Eigenthumstheorie, welche in Deutjch- 
land gegenwärtig meit verbreitet ift, wenig anſprechen. Nach diefer Theorie 
harakterifirt fid das Eigenthum als das Recht, mit einer Sache machen zu 
können, was man will. Umgekehrt fteht e8 mit der gemanijchen und chriſtlichen 
Auffaffung. Nach der lebteren befite ich Alles, mas ich hab, als ein mir von 
Gott anvertrantes Gut, in feinem und des Nächſten Dienfte, und die germanifche 
Auffaffung des Eigenthums gebt dahin, bei bemfelben die Seite wejentlich her⸗ 
vorzufehren, dag das Gemeinweſen, der Staat, der Nächſte daran mejentlichen 
Antheil hat. Ganz befonders ift das ausgebildet bei dem Eigenthum an Wald 
und zwar mit Recht, weil ber Wald nad) feiner Natur ein gemeinjchaftliches, 
verfchieden gearteteß® Eigentum an dem Walde felbft, an dem Grund und Boden 
und an den Nubungen zuläßt, neben dem Hauptbeftand des Waldes das Naff- 
und Lejeholz, neben dem Holz die Weidegerechtigfeit und dergleichen. Bor allen 
Dingen aber, weil bei dem Wald eine Devaftation auf die Jahrhunderte hinaus 
wirft, und weil feine pflegliche Behandlung Liebe und Fürſorge auf Jahrhunderte 
hinaus in Anſpruch nimmt. Es ift nun überaus ſchwer für die Regierung,. 
zwiſchen dieſen beiden Auffafjungen den richtigen Mittelweg zu finden. Die 
erftere, römifch-rechtlihe Auffaffung, hat-fich in unferer Gefeßgebung fo breit ge⸗ 
madt in den Ablöfungsgefegen, in den Gemeinheitstheilungsgejegen, und ift fo 
weit verbreitet, daß jeder Anfang, nach entgegengejettter Seite wieder einzulenfen 
einen Schreden erregt, wie Herr Graf Udo zu Stolberg-Wernigerode 
vorhin mitgetheilt hat, daß fi) auch gegenwärtig im Lande der Gebante geltend 
gemacht bat, durch ein ſolches Gefe den Eigenthlimer zu verhindern, feine 
eigenen Waldungen frei zn benußen, zu devaftiren. 

Die Regierung hat nun den Mittelweg darin gefunden, daß fie nur zwei 
Geſichtspunkte hervorhebt, wo der Nachbar als folcher dabei betbeiligt ift, ein 
Intereſſe hat, oder mo das allgemeine Iandespolizeiliche Intereſſe mit in Rückſicht 
fommt. Ich glaube, daß es nicht angebradht und auch nicht möglich ift, die 
Prinzipien flir eine derartige Geſetzgebung fo lofal oder provinziell zu geftalten,. 
als der Herr Graf Brühl gemeint hat. Wenn man das Geſetz näher anfieht, 
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fo wird auch Herr Graf Brühl finden, daß gerade au auf feine Märkiſch⸗ 
Lanfiger Sandichollen ausdrüdiih Rückſicht genommen if; es fol eine An⸗ 
ſchenung des Waldes flattfinden, wenn fi) zu große Sandſchollen finden, die 
dem Nachbar Schaden bringen. Der zweite Theil des Geſetzes beichäftigt ſich 
recht eigentlich mit den Berbältniffen, die Herr Graf Brühl ala Beweife für 
kine Behauptung betreffs der Laufig geltend gemacht bat, nämlich die kleinen 
Eigenthümer, welche Parzellen haben, die an fi der Waldkultur nicht dienen 
innen, die aber zufammengelegt werden follen, um dadurch ein großes Grunbd- 
füd der Waldkultur zugänglid zu machen. Nun glaube ich freilich, daß die 
Frage die ift, — ſelbſt wenn man die allgemeinen Prinzipien einer derartigen 
geieglichen Behandlung, die durchaus für die ganze Monarchie gleichmäßig ſem 
fönnen und müfien, fefftellt, und dadurch die Möglichkeit der Abhilfe giebt, — 
ob das nicht bloß auf dem Bapier gebrudt bleibe, in den Alten und in ben 
Regifiraturen liegen bleibe oder ob davon wirklich ein lebendiger Gebrauch 
gemacht werden wird, und dba habe ich nun die Beſorgniß, daß vielfadh das 
Geſetz bloß auf dem Papier fiehe und in den Alten und Regiſtraturen liegen 
bleiben wird, ohne einen praftiihen Erfolg, wenn nicht die Staatsregierung 
ihrerjeits mit dem guten Entſchluß vorgeht, auch die Mittel nicht zu fchonen, die 
dazu nothwendig find. Es kommt mir fo vor, daß man, nachdem man Amts- 
bezirke eingerichtet und Amtsvorfteher ernannt hat, dadurd ein Mittel gefunden 
zu baben glaubt, das ganze Laud glüdlich zu machen und den Staat von aller- 
band Zahlungen zu entledigen, daß er nirgendwie nunmehr noch für die Amts- 
bezirte und für das Wohl der Staatseingefeflenen jeinerjeit8 Aufwendungen zu 
machen braude. So fteht es aber nicht, die Leute find in ihrer Gefinnung 
nicht ander geworden, ob fie Amtsbezirke und Amtsvorfteher haben oder nicht. 
Der richtige Weg in diefer Beziehung, und der gerade in der Rheinprovinz mit 
großem Erfolg betreten worden, ift der: man ſucht ſich erſt Die geeignete Perſon, 
deren Aufgabe und Beruf es ift, diefe Dinge zu ordnen. Wir wählten bei ber 
Regierung zu Köslin durch meine Bermittelung den gegenwärtigen Lanbdforft- 
meifter Haas, und feinen Talenten und feiner Treue ift e8 gelungen, die Eifel 
zu bewalden. Wir wählten den damaligen Waflerbaumeifter, gegenwärtigen Ober- 
Sandbaumeifter Grund, und feiner Treue und Energie ift es gelungen, die Erft 
und Niers zu Sutmwäflerungs- und Bemwäfferungsgenofjenfchaften zufammenzu- 
dringen. Wenn der Staat die rechte Perfon binftellt, wenn er von der dem 
Plan und den Anjchlag machen läßt, und menn er dann nicht fargt mit feinen 
Mitten, fo finden fi) die VBetheiligten als willig. Hier aber wollen Sie alles 
von den Betbeiligten ausgeben lafien, und dieje erwägen zunächſt, wie body 
werden die Koften nachher davon fi} belaufen, können fie dabei uicht über ben 
eigenen Vortheil hinaus zu Zahlungen verpflichtet werden, und unterlaſſen lieber 
die Anträge. 

Sie haben in 8 5 Feftfegungen, wo fie jelbfi davon ausgehen, daß die 
Koften größer find, wie das gefammte Intereſſe der Eigenthümer und fonftigen 
Betheiligten. Wie wird e8 dann? Es hat etwas Komiſches, wenn man den 
Saragraphen damit jchließt, daß man dann noch einmal den Antragfteller zu feiner 
eiftung auffordert, und wenn der, mie felbfiverftändlid, das verweigert, nichts 
13 der Sache wird, fo nützlich fie im Landesintereffe au fein mag. So kann 
et Sache nicht fteben bleiben. Es wird aus der entiprechenden Anwendung des 
zen Gefeges nur etwas, wenn auf der einen Seite der Staat nad Nr. 8 
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des 8 3 fich herbeiläßt, in zahlreichen Fällen der Antragfteller zu werden, und 
wenn Mafregeln getroffen werden, daß für den Fall, wenn die Koften höher 
find, wie die Vortheile- fein werden, oder wenn fi) auch im Laufe der weiteren 
Entwidelung berausftellt, daß dieje Koften dennoch falſch veranfchlagt waren, der 
Staat mit feinen Mitteln eintritt. Diefe allgemeine Antheilnahme des Stantes, 
aber auch die ausdriidliche Beſtimmung des BeitrittS deffelben zu den Koften in 
den zwei ganz beftimmt begrenzten Fällen find es, welche ih hauptfäcdhlic für 
nothwendig erachte, wenn Sie irgend wollen, daß aus bem Gefege in der That 
etwas werden fol. Das Detail will ich mir weiter vorbehalten. 

Präfident: Es hat Niemand mehr das Wort verlangt. Der Herr Handels- 
minifter hat das Wort. 

Handelsminifter Dr. Achenbach: Deine Herren! Geftatten Sie mir, an- 
Mmitpfend an die Bemerkungen der beiden Herren Vorredner, meine Anficht über 
die Sache auszuſprechen. Wenn befürchtet ift, daß durch diefes Geſetz möglicher⸗ 
weiſe eine Benachtheiligung der Grundeigenthiimer eintreten, daß die Staats- 
regierung zu einem Bevormundungsſyſtem rüdfichtlih der Benugung des Grund 
und Bodens ſich veranlagt ſehen könnte, fo glaube ich, ift dieſe Befürchtung, 
wenn man die Borfchriften dieſes Geſetzes, ſowohl was die erflen Paragraphen, 
wie die Bildung der Benoffenfchaften anbetrifft, anfieht, als unbegründet zu bezeichnen. 
Weit eher könnte man denjenigen Standpunft theilen, welchen der verehrte Herr 
Borredner eben eingenommen bat, nämlich den, daß man fi) in der erſten Zeit 
noch verhältnigmäßig geringere Wirkungen von diefem Gejege zu verſprechen 
babe. Man wird allerdings nicht von der Anficht ausgehen dürfen, daß uun⸗ 
mehr fofort, anf Grundlage diejes Gefetes, in allen Tandestheilen dazu liber- 
gegangen werde, unbewaldete Grundſtücke wieder zu bepflanzen oder Genofien- 
ſchaften herzuſtellen. Es wird vermuthlich noch eine geraume Zeit vergehen, 
ebe die Grundſätze dieſes Gefeßes in den verfchiedenen Provinzen fi zu Fleiſch 
und Blut geftalten. Es wird zunächſt nothwendig fein, daß einige Projefte 
gelingen, und an diefen gelungenen Refultaten man ſich in anderen Randestheilen 
ein Beijpiel und Muſter nimmt, und auf diefe Weife dasjenige, was das Geſetz 
beabfichtigt, durch ein gutes Beiſpiel inAdas ganze Land bineingetragen wird. 
Wenn man biervon ausgeht, kann gewiß nicht angenommen werden, Daß irgend 
wie eine Belaftnug des Einzelnen durch daffelbe erfolgen werde. Ebenſowenig, 
glaube ich, ift aber auch die Befürchtung begründet, daß durch dieſes Geſetz 
provinzielle Eigenthlimlichkeiten geihädigt werden würden, daß Einridtungen in 
einzelnen Provinzen ins Leben treten möchten, welche den Berhältniffen dieſer 
Provinzen nicht entiprehen. Wenn der erfie Herr Redner auf einzelne Nummer 
des Entwurfes hinwies, welche möglicherweife für Die Provinz Brandenburg 
feine Anwendung finden könnten, nun, fo find dieſe Beftimmungen eben für die 
Provinz Brandenburg unanwendbar, und nur diejenigen Vorfchriften, welche auf 
die Berhältniffe diefer Provinz paffen werden, finden hier Anwendung. Ich bin 
aber auch der Anficht, daß, wenn irgend etwas geeignet ift, provinzielle Ein- 


‚richtungen mit allen denjenigen Eigenthiimlichfeiten ins Leben zu rufen, welche 


die Bevölkerung liebgemonnen hat oder welche der Bewirthichaftung des Grund 
und Bodens entiprechen, fo ift dies gerade die Genoſſenſchaftsbildung. Durch 
diefe Genoſſenſchaften, wie fie das Geſetz im weiteren Verlaufe zuläßt, laffen fich 
alle diejenigen Rückſichten treffen, welche die fpeziellen Verbältniffe eines Landes- 
theils erfordern. Gerade jo wie Herrn von Kleift find mir einzelne Landestheile 
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belamt, wo durch folche genoffenfchaftliche Bildungen fo recht eigentlich die be- 
fonderen Berhältuiffe der erfteren zum Ausbrud gebracht find. Es if deshalb 
auch fein Vorwurf gegen die Vorlage, daß fie in gewiffer Weiſe aflgemein ge- 
halten iR. Gerade diefe Aligemeinheit ermöglicht es, dab man fih in den 
einzelnen Zanbestheilen fo einrichten kann, wie e8 bie befonderen Berhältnifie 
gefatten. 

Hear von Kleift bemerkte, daß, wenn dieſes Geſetz fofort ins Leben trete, 
oder, wie ich fagte, Fleiſch und Blut erhalten foll, e8 nothwendig fei, daß die 
Königliche Staatsregierung mit einem guten Beifpiele vorangehe. Ich habe die 
Zuverficht, daß, die wir den Gefegentwurf vorgelegt haben, wir aud) bie Abſicht 
bergen, fiir unjeren Theil Dazu mitzuwirken, daß dieſe Beftimmungen ins Leben 
treten fönnen. Etwas Anderes ift e8, ob die Königliche Staatsregierung in den- 
jenigen Füllen, wo das landespolizeiliche Intereſſe fo verftärkt vorliegt, daß der 
Staat glaubt, mit eigenen Mitteln binzutreten zu müſſen, ob der Staat, jage 
ih, jelbft fiber dieſe Borfrage entſcheidet, oder ob, wie der Vorſchlag des geehrten 
Herrn Borredners beabfichtigt, gegen den Staat ein Zwang durch einen Aus- 
ſpruch des Waldſchutzgerichtes oder vielmehr des VBerwaltungsgerichtes ausgelibt 
werden ſoll. Ich glaube, es ift zu weit gegangen, wenn foldhe ‚Anforderungen 
an deu Staat geftellt werden. Die Staatsregierung felbft wird darüber ent- 
Heiden müffen, ob der konkrete al der Gewährung einer Entihädigung aus 
Staatsmitteln vorliege oder nicht; fie wird ſich aber für Diefen Fall nicht binden 
laſſen können dur einen Ausipruch des VBerwaltungsgerichts. 

Es wird indeß fi noch Gelegenheit darbieten, auf diefen Gegenftand bei 
& 5 zurüdzufommen uud ich halte deshalb mit der weiteren Ausführung zurüd. 
Ich darf Ihnen demgemäß empfehlen, die Borlage anzunehmen. Sie werden 
dem Lande dadurch einen Dienft leiften, ohne daß ich auf der anderen Seite 
geneigt bin, die Bedeutung des Entwurfs zu überjhägen. Es handelt fih um 
eine fehr jchwierige Materie, in welcher man Erfahrungen machen muß. Es iſt 
aber das fein Gcund, das Gute, was man herftellen fann, abzulehnen, um vom 
erften Augenblid an das Befte zu leiten. Ich bitte, mit Wohlwollen auf bie 
Borlage einzugehen und diejelbe hiernach zu beurtheilen. 

Drafident: Wenn Niemand mehr das Wort verlangt, jo fchließe ich die 
Generaldistuifton. 

Ich frage, ob der Herr Berichterftatter das Wort verlangt? (Wird verneint.) 

Bir kommen zur Spezialdistufjion und mit Webergehung von Weber- 
fchrift und Eingang zu $ 1. 

Ich eröffne die Diskuſſion über 8 1. 

Da Niemand das Wort verlangt, fchließe ich die Diskuſſton. 

Bir fommen zur Abftimmung. 

Berlefung wird nicht verlangt werden. (Auf: Nein!) 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche den 8 1 anmehmen wollen, ſich 
erheben. (Geſchieht.) 

Er ift mit großer Majorität angenommen. 

Wir fommen zu $ 2, 

Ich eröffne die Diskuſſion. 

Da Niemand das Wort verlangt, jo fchließe ich die Diskuffion. 

Ich werbe nach dem Ausfall der vorigen Abflimmung in dem Falle, wenn 
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\ fein Widerſpruch erhoben wird, auch ohne Abftimmung annehmen, daß das 
Ze Haus den $ 2 annehmen will. 
En $ 2 ift angenommen. 

Ich muß nod nachholen, daß wir bei unferer fpeziellen Berathung bie 
Kommiffionsvorfhläge zum Grunde legen, daß aljo die Nummern und der Inhalt 
ber Paragraphen fich auf die Beichlüffe der Kommiſſion beziehen. 

Bir fommen zu $ 3. 

Wenn Niemand das Wort verlangt und fein Widerfpruch erhoben wird, fo 
werde ich auch hier die Annahme vorausfegen. 





J 8 3 iſt angenommen. 

In Ebenſo werde ich bei den folgenden Paragraphen verfahren, wenn Niemand 
e... : das Wort verlangt hat und fein Widerfpruch erhoben ift. 

2 8 4 — angenommen. 

Arie Wir fommen zu 8 5, zu meldem Abänderungsvorjchlage von Herru von 
N: Kleift vorliegen auf Nr. 88 der Drudfachen. 

N Ich eröffne bie Diskuffton über $ 5. 

El Berlangt der Herr Berichterftatter das Wort? (Der Berichterftatter wird 
— 


nachher darum bitten.) 

Herr von Kleiſt hat das Wort. 

von Kleiſt: Ich habe ſchon mit einigen einleitenden Worten meinerſeits 
hervorgehoben, wie viel davon abhängt, daß, wenn dieſe Sache überhaupt ge- 
lingen fol, der Staat feinerfeits fi bei derartigen Anlagen auf das wirkſamſte 
und freimwilligfte betheilig. Zunächſt kann er das allerdings nad Nr. 38 3, 
infofern er als Antragfteller auftritt. Allein verkennen Sie doch nicht, daß der 
Staat eine Perfönlichkeit ifl, die ihre Intereffen fehr wohl wahrzunehmen weiß. Der 
Herr Finanzminifter hat das nach allen Seiten glänzend bewährt. Wenn ber 
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* Staat in dem Geſetze ſieht, daß von dem Antrage ſo außerordentlich viel ab⸗ 
N. hängt, jo wird er erſt abwarten: tragen nicht die Anderen an, bie Korporationen, 
Be, die Intereſſenten? Ich habe fchon vorher bemerkt, diefe Betheiligten werden auch 
—* ſehr vorſichtig mit den Anträgen ſein, weil eben nicht, wie früher, von Seiten 
I des Staates der Plan Mar dargelegt wird, fondern weil fie erft den Plan beantragen 


müſſen, möglicherweife nur Koften haben, welche eutfteben, wenn fie nicht ver- 
fihert, daß etwa die Mebrkoften ihnen abgenommen werden und daß die Sache 
überhaupt einen or gang bat, nachdem fie eingeleitet if._Wenn Sie wollen, 
daß aus der Sache etwas werden fol, müſſen Sie dem Antragfteller wenigftens die 
Garantie geben die ich in dem Antrage zu $ 5 unter Nr. 1 und 2 vorgefchlagen 
babe. Der Herr Haudelsminifter hat ſchon erwähnt: gewiß werde ber Staat in 
folhen Fällen eintreten. Bergegenwärtigen Sie fi den Zufammenbang, fo ift 
es ein Äußerft feltener Fall, um den es ſich Handelt. Die Eigenthümer follen 
= die Koften tragen bis auf den letten Heller und Pfennig, die ihre Bortbeile 
deden; erft wenn die Koften größer find, wie die Bortheile, und ſich das landes- 
polizeiliche Bedürfniß herausgeſtellt hat, fol der Staat gehalten fein, Die Mebr- 
foften, nicht die Gefammtloften zu übernehmen. Ber Herr Handelsminifter hat 
gejagt, das wilrde er von felbft thun, er könne fich aber nicht dem unterwerfen, 
daß über diefe Frage ein Verwaltungsgericht entjcheide. Meine Herren! Das ift 
der alte Streit zwifchen den Kommunen oder Betheiligten und dem Fiskus, der 
nunmehr durch die Organe der Kreisordnung befeitigt if. Wir haben von jeher 
darüber geflagt, daß der Fiskus als folcher die Betheiligten beranziehen wolle, 
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ber feinerfeits frei Darüber entfcheiden wolle, ob er es thun wolle, ober nicht. 
Dazu iſt das Vermaltungsgericht hergeſtellt, damit bei gemeinfamen Intereſſen 
ein Organ vorhanden ift, welches aus Betheiligten des Staates und der Kom- 
men bergekellt wird, wo ber Staat bie größte Einwirkung hat durch den 
Berfigenden und den Inſtitiarius, die er darin hat. Sie können bei dem gegen- 
wärtigen Stande der Legislation nicht darauf zuriidfommen, von Seiten des 
Staats einen ſolchen Standpunkt einzunehmen, wie ihn der Herr Handelsminifter 
dargelegt hat, fondern Sie müffer es ſich auch gefallen laffen, daß der Staat 
dem Ausipruch des Gerichts fich feinerfeits unterwirf. Das allein mwedt das 
Bertranen der Beteiligten, überhaupt Anträge zu fielen; wie gejagt, ein 
Rinimum der Mebrloften, und dabei ein Gericht, welches gewiß das landes⸗ 
polizeiliche Intereſſe nicht anmehmen wird, wo e8 fi nur um Privatinterefien 
handel. Darum ift gleich die höhere Inſtanz von mir vorgeichlagen worden. 
Der zweite Yall, in dem id) ein ſolches Eintreten des Staates vorichlage, if 
ac viel prägnanterr. Das Ganze beruht auf einer Berechnung von Sachver⸗ 
köndigen. Machen Sie fi doch Mar, daß biefe Berechnung ſehr ſchwierig ift, 
and wenn die Techniler fo viel davon reden, fie fei unzweifelhaft, es glaubt 
ihnen doch Niemand. Sie ift darum ſchwer, weil fie auf ganz verichiedenen 
Infägen berußt. 

Der eine Aufat betrifft die Berechnung des Schadens der einen Seite, der 
audere die Berechnung des Vortheils der anderen, fie ift darum jo ſchwer, weil 
fe nicht die Gegenwart, fondern die Zukunft firiren ſoll, und weil zwifchen heute 
md der Zukunft nach vielleicht 80 Jahren des Umtriebes des Waldes eine Maſſe 
ven Raturereigniffen liegen kann, die aud der befte Techniker nicht mit Sicher⸗ 
beit voraus berechnen kann. Wenn die Betheiligten derartige Anträge gemacht 
haben, weil fie fi) auf das jachverftändige Gutachten verließen, und es fiellte 
fh beim Schluß heraus, die Berechnungen find dennoch irrig geweſen, wer foll 
bie Koften tragen? Ich olaube, daß in diefem Fall aus Intereſſe an der Sache 
und an dem Buftandelommen berjelben ans dem Intereſſe an der Wirkſamkeit 
der ganzen Geſetzgebung der Staat feinerjeits eintreten muß und die Koften 
dafür Herzugeben hat. Scheuen Sie fi nicht vor der Verwendung ber verhält- 
nißmäßig geringen Staatsmitte. Darin iſt ja wirklich unfer gegenwärtiger Herr 
Finanzminiſter oft genug großartig genug gewejen, daß er, wo es fi} darum 
gehandelt, irgend ein Tegislatives Bedürfniß zur Befriedigung zu bringen, fi) 
nicht gefchent bat. auch mehr Mittel dazu herzugeben. Wollen Sie, daß das 
Geſetz ins Leben tritt, fo müflen Sie von vorn herein die Betheiligten ficher 
fellen, daß fie in folhen Fällen durch den Staat gebedt find. 

Präfident: Herr Graf von Jtzenplitz hat das Wort. 

Graf von Itzenplitz: Ich kann mich doch der Anficht des geehrten Heren 
Borredners nicht anfchließen. Wir müffen zuerft, meine Herren, ins Auge faflen, 
mit welchem Fiskus wir e3 bier zu thım haben. Der Ausprud Fiskus wird 
in der Regel auf die Finanzverwaltung angewandt; hier haben wir es mit 
Keim Finanzſiskus oder Forffisfus nicht zu thun, wenigſtens nur theilweiſe. 
De Fall, wo die Landespolizeibehörde — fo heißt es in der Vorlage und in 
den Kommiffionsporichlage — provozirt, fann zuweilen im Privatintereffe des 
Fo Hishrs eintreten; in diefem Falle fieht er allen anderen Intereſſen gleich, 
abe die Landespolizeibehärde lann auch, und hoffentlich wird auch jehr 
hät ig provoziren, nicht um einen Bortheil für den Yorftfisfus herbeizuführen 
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fondern. um einem öffentlichen Uebelftande abzubelfen. Denn überhaupt, meine 
Herren, der erfte Abjchnitt dieſes Gejeges handelt ja nur von der gemeinen 
Gefahr, wenn eine erhebliche (3 1) Gefahr vorhanden ift, durch Abwaſchung der 
Höhen, was nicht gerade immer bei Gebirgen zu fein braudt, fonderu auch bei 
Sandhügeln, bei fliegenden Sandftellen geſchehen kann. In diefem Falle kann 
fehr füglich die Landespolizeibehörde die Einfiht haben: wir miffen die Mehr- 
toften deden, um dem Uebelftande abzuhelfen, weil die Sutereffenten dazu nicht 
im Stande find. Hier fteht alfo die Sache nicht fo, daß etwa der Forſtfiskus 
die Sanbdftelle deden müßte, weil fie ihm feine iibrigen Forſtkulturen befchädigt, 
fondern fo, daß der Staatsfistus zum Wohle des Landes eine Ausgabe machen 
will. Nun meine Herren, da paßt denn doch die Parallele, die bei den Chauffeen 
fo vielfah vorkommt, wo vom Staate Millionen verwendet werden, um Zuſchüſſe 
zu nütlichen Anlagen zu geben, die die Intereſſenten fich jelbft machen. Ich 
gebe mich alfo der Hoffnung bin, daß von diefer Anfiht aus auch die Landes⸗ 
polizeibehörde immer mehr aus den Mitteln, die ihr der Herr Finanzminifter 
im Budget zugeftanden Hat, aufwenden will — und in diefer Beziehung, das 
wiffen wir ja, tft der Yinanzminifter nicht geizig geweſen und wird es aud) 
nicht fein — und aus diefem Fonds alſo zuzufchießen, das, glaube ich, ift der 
Wunſch und aud die Pflicht der Staatsbehörden. Aber fo weit zu gehen, daß 
der Iandesherrlihe Fiskus duch ein. Forſtſchutzgericht und deffen Urtheil ge- 
zwungen werden foll, etwas zu thun, das, meine Herren, geht zu weit und 
ſcheint mir auch in die allgemeine Situation des Staates und feiner Behörden 
nicht zu paflen; ih würde alfo unmaßgeblich vorjchlagen, diefen Antrag Kleiſt 
zu $ 5 nicht anzunehmen. Weber ven zweiten Punkt, den Herr von Kleift vor- 
gebracht' hat, behalte ich mir vor, mich noch weiter zu äußern. 

Präftdent: Der Herr Hantelsminifter hat das Wort. 

Hantelsminifter Dr. Achenbach: Der Vorſchlag, welchen Herr von Kleift 
gemacht hat, ift eigentlich noch mehr vom allgemein prinzipiellen Standpunlt 
aus als vom finanziellen zu befämpfen. Ich glaube, es ift unzuläffig, da fiber 
die Ausübung von Hobeitsrechten und über die Frage, ob von dieſen rechten 
Gebraud zu machen fei, ein Verwaltungsgericht mit dem Effekt entſcheide, daß 
der Staat im einzelnen Falle Entjehädigungen zu zahlen habe. Durch den 
Borihlag ſoll das Verwaltungsgericht darüber befinden, ob Tandespolizeiliche 
Intereſſen vorliegen und bei Bejahung diefer Frage ſoll fih daran eine Ent- 
fhädigungspflicht des Staates den Intereſſenten gegenüber knüpfen. Ich ver- 
tenne feineswegs, daß, wenn das Hohe Haus einen derartigen Beſchluß Taßte, 


daß Geſetz wirffamer in feiner Ausführung werten könnte, als jet möglicher 


weife zu gemwärtigen ift; e8 würden viele Projekte mehr gefichert ericheinen, die 


Sutereffenten würden weniger Furt haben, den Antrag auf Erlaß der betreffenden 


Anordnungen zu ftellen. Auf der anderen Seite iſt indeß der eingeſchlagene Weg 
nicht ein folcher, ver fonzedirt werden kann. Es ift nicht zuläffig, daß der Staat 
eine allgemeine Entfhädigungspflicht in der proponirten Weije übernimmt und Daß bie 
Duelle diefer Pflicht gefunden wird in einem Urtheil des Verwaltungsgerichts. 
Ich glaube deshalb, troß der guten und anzuertennenden Abfidht des Antrag⸗ 
ftellers, ihnen empfehlen zu miüffen, dieſen Antrag abzulehnen. Andererſeits 
wird ja der Staat, wenn er felbft beantragt, daß eine foldde Regulirung vorge 
nommen merde, mit fi zu Rathe zu gehen haben, ob er den Betheiligten durch 
eine Unterftügung zu Hilfe fommen will. Es wirb Aufgabe der Staatsver- 
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waltung fein, namentlich wenn auf Grundlage diefes Geſetzes Schutzwaldungen 
im größeren Mafflabe hergeftellt werben follten, zu erwägen, ob ſie nicht ber 
fondere Fonds für derartige Zwede verfiigbar machen will. Es ift dies aber 
Seche der freien Eutſchliezung ber Staatsregierung, nicht Folge eines Zwanges, 
der auf fie durch das Berwaltungsgericht ausgeübt wird. 

Ich made außerdem darauf aufmerfjam, daß die Vorſchläge auch formell 
ht annehmbar fein würden; denn ich fann nicht vecht einfehen, auf Grund 
icher Progebur ber Beichluß des Bermaltungsgerichts herbeizuführen fein wird. 
t Kreisorbmung bietet feine Handhabe, um für ben vorliegenden Fall die Sache 
das Berwaltungsgericht zu bringen. Wollte man einen derartigen Vorſchlag 
das Gefe aufnehmen, fo wärbe daher noch eine weitere Ergänzung darilber 
dig fein, wie verfahren wird, in welder Weiſe der Staat ſeinerſeits vertreten 
ıden foll m. ſ. w. Rach diefer Seite find die Vorſchläge unvollftändig; ic 
e indeffen hierauf nur geringeres Gewicht und ſtelle die anderen Bebenten als 
kheibend in ben Bordergrund. 

Präfibent: Herr von Kleift hat das Wort. 

von Nleil-Heow: Meine Herren! Der Minifter hat ſelbſt am aller- 
mbigften fir den Borfchlag gejprochen. Er erklärte, er ertenne an, daß durch 
t derartige Beflimmung das Gejeg viel lebenskräftiger und viel ausführbarer 
ı witrde. Es ift nicht richtig, daß es ſich fahlih um eine Ausübung von 
heitsredhten handelt, ſondern nur um Geldzahlung, und dies nur, fo weit es 
Mehrkoſten betrifft. Die Erflärung des Berwaltungsgerichts ift nur die ein- 
änfende Bedingung dazu. Um es mbglich zu machen, das Berwaltungs- 
it in Thätigfeit zu ſeben, ift der Antrag der Intereſſenten oder der Antrag 
Waldſchutzgerichts nöthig, aber auch gentigend, — beide würden nach den 
kummmugen über das Verfahren von Seiten des Kreisausſchuffes und dieſes 
tichts. wenn die Beſtimmung hier aufgenommen wird, baß das Gericht ange- 
en werden Bann, zuläfftg fein. Es kommt vor allen Dingen darauf an, daß 
ı Imtereffenten Muth gemacht wird, Anträge zu ftellen,gerade auch im Intereffe 
Fistus, und wenn Sie das wollen, jo müffen Sie ihnen die Garantie geben, 
I die Mehrloften von Seiten des Staats getragen werden. 

Präfident: Herr Baron von Senfft hat das Wort. 

son Genfft: Ich will mir bloß erlauben, ein paar Bemerkungen an das 
uſchließen, was hier von einzelnen Rednern geäußert wurde. Ich dente, es 
t der Graf Brühl, welder darauf aufmerffam machte, daß in der Mark 
mdenburg die Wiederfultur der Waldgrundftüde ſehr fehwer, beinahe un- 
glich iR; das Faltum lan ich bezeugen und Beifpiele vorlegen. Ich möchte 
: noch die Bemerkung erlauben, daß ein großer Theil diefer unglüdtichen 
tzellen in ihrer Meinheit lediglich durch Beamte der Ablöfungen und Sepa- 
ismen herbeigeführt worben iſt. Das ift ein großes Unglüd fir das Land, 
3 das moralifche Intereſſe liegt vor, daß in ſolchen Fällen auch Staatsmittel 
jewendet werben. Ich gehe nicht darauf aus, an ben Herrn Finanzminifter, 
ich recht lange an ber Spike unferer Finanzverwaltung fehen möchte, viel 

rüde zu machen. Uber es giebt Fälle, mo es nicht anders möglich iſt, 

13 8. duch) Königliche Beamte ein großes Waldgrundftiid einer Gemeinde 

Kalt durchſchnitten it, daß die Wieberkultur unmöglich if. Da winiche ic, 

aud durch Staatsmittel eingetreten wird, und infofern befenme ich mich zu 

Antrage bes Herrn von Kleifl. 
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Präſident: Herr Graf von Brühl hat das Wort. 

Graf von Brühl: Meine Herren! Ich glaube, daß die Diskuffion, welche 
Sie gehört haben, beweift, daß das Gefe noch nicht genügend durchgearbeitet 
und nicht Har genug gelegt if. Die Grlinde, die von beiden Seiten fir und 
gegen die Berbefferungsanträge aufgeführt werden, zeigen jo recht, daß man fi 


noch nicht Mar ift über die Wirkung des Gejeges in feiner gegenwärtigen Faſſung. | 


Ich muß nun aber geftehen, daß ich glaube, daß auch das Amenvement des 
Herrn von Kleift eine größere Klarheit in die Sache nidyt bringt. Es wird 
einerfeit3 viele unnötbige und unausführbare Projekte ins Leben rufen, es wird 
Anträge ins Leben rufen, welche die Antragfteller vielleicht fpäter bereuen werden, 
weil fie in der Meinung beftärft werden, daß der Beitrag des Fiskus ein 
größerer ift, als er fpäter eintreten wird, uud es wird ſich herausftellen, daß 
eben die Borausberechnungen durchaus trüglich find, und daber ein richtiges 
Beitragsverhältnißg nicht gejchaffen werden kann. Wenn es fih um Abmwenbung 
derartiger Uebelftände handelt, jo werden fehr häufig verfchiedene Grund. und 
Bodenbefiter herangezogen werden müſſen zu derartigen Kulturen. Nun find 
mir ſolche fliegende Sandjchollen leider fehr wohl bekannt, da ich deren aud 
einige befite. In diejen fliegenden Sandſchollen befinden fich aber wieder Ber- 
tiefungen und in den Bertiefungen wachſen die Kulturen außerordentlich häbſch 
und frifeh, auf den oberen Stellen wachſen fie aber gar nicht, und man kaun 
4 bis 5mal pflanzen, fie wachfen immer wieder nicht. Den einen Forftbefiger trifft 
ein folder Grund der Kultur, der des Zufammenbanges wegen fultivirt werben 
muß, wenn er auch nicht gerade Flugſand ift, den anderen Forfibefiger trifft 
die Höhe. Ja, wie foll das vorher berechnet werben, welchen Erfolg wird die 


. Kultur der Höhe haben, welchen Erfolg wird die Kultur der Niederung haben? 


Auf der Niederung wird fih die Kultur reichlich bezahlt machen, auf der Höhe 
muß fie unbezahlt bleiben, denn wenn wirflid etwas wächſt, jo werden es nur 
ſchwache Sträucher fein. Ich bitte Sie, aber auch zu bedenken, daß es vem 
unmöglich ift, den muthmaßlichen Bortheil zu berechnen. Ich habe in meine 
Befitzeit die Erfahrung gemadt, daß einzelne Holzgattungen fehr im Preiſe 
geftiegen find, andere find fo gut wie werthlo8 geworden. Finden fih Koblen- 
lager, werden Eifenbahnen gebaut, die die Berbindung mit den Kohlenmerten 
herftellen, fo fallen gewiſſe Holzfortimente außerordentlid im Werth und der 
Bortheil, der vor der Auffindung des Kohlenlagers vielleicht auf 200 pCt. der 
Anlagetoften gerechnet worden war, ift nad) 80 Fahren nicht mehr 00 pCt. ber 
Anlageloften. Wir jehen aljo daraus, daß eine große Unficherheit in der Berech⸗ 
nung der Koften befteht und ich meinerfettS möchte deshalb, daß in dem Geſetz 
möglichſt jeder Zwang vermieden werde, und daß möglichft wenig Projelt Dabei 
induzirt werde, die nicht auf ganz fefter und gefunder Bafis beruhen. Darum 
wirde ich mid) auch meinerjeit3 nicht recht filr die Amendements des Herrn 
von Kleift entichließen Lönnen; ich bitte ihn, darin nicht eine Revanche zu ſehen 
für das Seban, das ich jegt eben erlitten habe durch feine Worte; aber ich 
ann eine pofitive Verbefferung in feinen Anträgen nicht fehen, ich jehe vielmehr 
die Gefahr darin, daß unzwedmäßige und abenteuerliche Projelte durch feine 
Amendements ind Leben gerufen werden, und ich muß mich deshalb gegen bie 
Anträge ausſprechen. 

Präftdent: Herr Graf von Itzenplitz bat das Wort. 

Graf von Itenplitz: Meine Herren! Ich möchte noch hervorheben, daß 
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' icch hier nicht um eine Verpflichtung des Staats handelt, fondern um eine 
Bohlthat. Der Staat lann gezwungen und verurtheilt werden, event. der Finanz⸗ 
Rufus, daß er das bezahlt, wozu er rechtlich verpflichtet ift; hier handelt es fich 

aber darum, im allgemeinen Landeslultnrinterefie eine Wohlthat zu erweifen, 

Id halte es für feinen Beruf, Wohlthaten zu erweifen, ich hoffe, daß er fie er- 
weiien wird, aber ich halte es fir prinzipwibrig, daß irgend eine Corporation 
md deren Organe den Staat verurtbeilen fünnen, bu mußt eine Wohlthat er- 
weiien, und deshalb muß ich mich gegen den Antrag des Herrn von Kleift 
uxbiprechen. 

Prafident: Der Herr Finanz Minifter hat das Wort. 

Bicepräfident des Staatsminiftertums, Finanzminiftier Camphaufen: Es 
zer nicht meine Abficht, mich an der Diskuffion über diefes Geſetz zu betheiligen; 
finde mich aber doch veranlaßt, nad Manchem, was hier vorgebracht worden 
# wenigftens einige Worte binzuzufligen. Herr von Kleift hat zwei Anträge 
gAät; der erfte unter L enthält einen Sat, daß, wenn nach dem Beichluß des 
Bemaltungßgerichtes die Anlage im landespolizeilichen Intereſſe nothwendig ift, 
"kl in dieſem Fall der Staat die Mehrkoften tragen. Was thut diefer An- 
m? Er fett eigentlich die Iandespolizeiliche Gewalt ab und fett an deren 
Ole den Beichluß eines Verwaltungsgerichtshofes. Mir fcheint, daß das 
wacipiell in feiner Hinficht als zuläffig anzuerkennen wäre. Der Autrag IL 
Kifft dann eine Borforge, wonach, wenn fi} bei der Ausführung des Regulativs 
kerausftellt, Daß die Koften den im Regulativ angenommenen Betrag und die 
Sertheile der Anlage überfteigen, der Staat den durch die Bortheile der Anlage 
ziht Edeckten, vom Verwaltungsgericht feftzufegenden Mehrbetrag der Koften 
deden fol. Run wird man im gewiffen Sinne zugeben fünnen, daß die Annahme 
eines jolcher Antrages das Geſetz ſelbſt wirffamer machen würde; aber, meine 
Seren, nach welcher Richtung bin? Es würde das Geſetz wirffamer machen nad 
der Richtung Hin, dag nunmehr viel leichter Projekte auftauchen, daß die In⸗ 
wreffenten bei der Antragftellung fich viel Leichter beruhigen über ihre Zukunft, 
mel fie wiffen, daß, wenn die Sache ſchief geht, der Staat die Koften davon 
wägt. Ueberdies treten Sie, meine Herren, mit einem ſolchen Borfchage in 
lirecteſten Widerjpruch mit dem PBrincip, was im Abſatz 4 des 8 5 angenommen 
nird. Im Abjat 4 des 8 5 wird vorgefehen, daß die Antragfteller, wenn fie 
mh näherer Feftftellung des Regulativs die Erfahrung maden, daß ihnen die 
Wesführung der Anlage nicht willtommen fein würde und fie dadurch in Nach⸗ 
Beil verfegt werden könnten, zur Zurücknahme ihres Antrages gegen Zahlung 
ker bis dahin erwachſenen Koften befugt find. Diefe Befugniß fol dagegen die 
Regierung nicht haben, wenn der Ausfpruch geichehen iſt, daß im landespolizei- 

lichen Intereſſe die Sache nothwendig fe. Das wilrde jafganz felbftrebend dahin 

Aibren müffen, daß in nicht feltenen Fällen unüberlegte Anträge geftellt werben 

möchten und der Staat verurtheilt werden wiirde, nachher die Koften dieſes un- 
| richtigen Berfahrens zu tragen. 

| Ich tann Sie daber nur dringend bitten, die beiden Anträge bes Heren 

| von ſele iſt abzulehnen‘ 

| Bräfident: Herr Shuhmann hat das Wort. (Derjelbe verzichtet). 

| ere von Kleift bat das Wort. 

| on Klein⸗Retzow: Sie wollen verzeihen, wenn ich noch einmal das Wort 

ı sehn - Meine Herren! In dem ganzen Geſetz wird davon ausgegangen, wie 
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es in der Faſſung der Kommiſſion vorliegt, daß alles das aus laudespolizei- 
lihem Intereſſe gefhieht. Der Gefeßgeber, alfo die Herren Minifter ihrer- 
feit$, veranlaffen ein Geſetz, wonach das Waldſchutzgericht, d. h. der Kreisaus- 
ſchuß und in höherer Inſtanz das Verwaltungsgericht, darüber entjcheiden follen, 
ob ein landespolizeiliches Intereſſe vorliegt oder nit; — und wir Betheiligte 
werden dann dazu gezwungen! Wenn ich das nun aber für den Fiskus verlange, 
beißt e8: Ya Bauer, das ift ganz was Anderes! Wenn es das trifft, fo ift es 
gut, daß der Kreisausſchuß über das Tandespolizeiliche Intereffe enticheidet; wenn 
aber Berlegenheiten eintreten und die Betheiligten über ihren Vortheil hinaus 
herangezogen werben, ımd zur Erleichterung der Sache der Fiskus herangezogen 
werden fol, diefe geringen Mehrkoften zu tragen, jo gilt das als ganz was Un⸗ 
erhörtes. Nun fagt man dagegen, was werden dann für unreife Projekte ent- 
fieben? Dann Hätte Herr Graf Itzenplitz als BVorfigender ber Commiſſion 
das ganze Geſetz nicht zulaffen müſſen. Wer hat denn zu entfcheiden über die 
Projefte? Das Waldſchutzgericht und in höherer Inſtanz der Berwaltungs- 
Gerichtshof. Geben Sie zu, daß diefe jo Teichtfertigte Projekte iiberhaupt feſt⸗ 
ftellen können, dann müſſen wir das ganze Geſetz vermerfen; nehmen Sie das 
aber nicht an, dann können Sie auch bier nicht entgegnen, daß durch Derartige 
Zuſätze ganz irrationelle und verwerflihe Projekte entftehen wilrben. Aber um 
eine Sicherheit zu geben, daß die Berechnung der Koften richtig erfolge, daß im 
Intereſſe des Staates verfahren mird, ift von mir der Antrag geftellt worden, 
daß der Commiffartus, auf den Alles ankommt, jedesmal ein Königlicder Beamter 
fein fol. Dadurch hat der Staat gewiß die Sicherheit, die Sie in meinem An- 
trage vermiffen! . 

Präfident: Herr Wildens hat das Wort. 

Wilden: Meine Herren! Es ift hier bisher immer von der Vorausſetzung 
ausgegangen, als würde dieſes Gejeg auf dem Bapiere ſtehen bleiben und nicht 
ind Leben treten, wenn man nicht noch ein bejonderes Golbgewicht aus ben 
Taſchen des Fiskus darauf legte. Ein befonderes Motiv flir diefe Vorausſetzung 
babe ich nicht gehört. Was wir heute berathen, ift ja aber nicht das erſte Geſetz, 
dag zwangsweife Meliorationen beſchaffen will: wir haben ſchon längſt die Deich⸗ 
ordnung, wir haben das Geſetz iiber Entwäflerungs- und Bewäſſerungs⸗Genoſſen⸗ 
ihaften. Nun möchte ich fragen, ob eins dieſer Geſetze zu wenig oder zu viel 
Projekten Anregung gegebeu bat. Diefe früheren Gejete find fofort nach ihrem 
Erlaffe, nach meiner Erfahrung, auf das Energifchfte ausgeführt und in einer 
Art und Weije in einer folden Maſſe von Fällen in Anwendung gebracht, wie 
nur die Induſtrie im Jahre 1872 ſich Erceffen bingegeben hat. Bei allen biejen 
früheren Geſetzen hat man wohl vermieden, dem Staate die Pflicht aufzuerlegen, 
mit Zuſchüſſen zu den Meliorationstoften feinerjeits beizutreten, geſchweige bemm 
die Staatskaſſe fiir regregpflichtig zu erflären in den Fällen, wo das veran⸗ 
ſchlagte Kapital nicht ausreiht. Eine ſolche Regreßpflicht wiirde leicht zu einer 
höchst erheblichen Belaftung der Staatskaſſe flihren, ja vielleicht gar zur Auf- 
ſtellung allzu niedriger Anjchläge reizen. 

Denken Sie nur, wenn der Fiskus in der Ihnen allen belannten Boderhaide- 
Angelegenheit dasjenige hätte nachzahlen follen, mas über den Nuten, den dieje 
fogenante Melioration gehabt bat, erforderlich geweſen if. Ich frage Sie, was 
hätte daraus werden follen in den Lintuhnen-Sedendorfer Eutwäflerungs-An- 
gelegenheit, deren Schattenfeite ja den Herren aus Preußen allgemein bekannt 
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fin wird? Ich halte das mit unſeren Berwaltungsgrunbjägen für durchaus 
mmereinbar, daß der Staatslaffe die Garantie für das Zutreffen ber technifchen 
Anſchläge über die Koften foldher Meliorationen auferlegt wird. Ich fehe auch 
darin Teine genügende Remedur, daß beantragt ift, den Vorftand ſolcher &e- 
uoflenfchaften aus dem Kreile der Staatsbeamten zu entnehmen. Die Staats- 
beamten find nicht unfehlbar, die Anfichten der Techniker wechjeln, und wir 
haben die Erfahrung gerade in Deich⸗ und Entwäfjerungs- und Bewäfferungs- 
Angelegenheiten zur Genüge gemacht, daß fonft ſehr belobte und beliebte Tech- 
süfer in der Praxis doch mitunter verfehlte Reſultate erzielt haben. 

Ih bitte Sie daher dringend, nehmen Sie den $ 5 in der Fafſung Ihrer 
Iommiflion an. 

Dräfident: Es hat Niemand mehr das Wort verlangt, Ich fchließe daher 
die Diskuffton und ertbeile dem Herrn Berichterftatter das Wort. 

Berichterkatter Graf Udo zu Stollberg: Ich fanıı natürlich tiber Diefe 
Frage feine Erflärung Namens der Commiſſion abgeben. Ich möchte nur auf 
den Unterfchied aufmerkſam machen, der zwiichen den beiden Anträgen des Herrn 
von Kleift zu IL und IL beſteht. Was I. betrifft, fo kann ich allerdings nur 
den Ausführungen beitreten, die gegen denfelben gemacht find. Anders verhält 
sfih zu H. Ich glaube, man kann fi nicht verhehlen, dag im $ 5 infofern 
eine Lücke beftebt, als wicht gejagt ift, wer den Mehrbetrag an Koften tragen fol, 
ber über den Anfchlag hinaus entſteht. Ich glaube, daß auf irgend eine Weile 
fetgefegt werden muß, ob entweder das Projeft dann nachträglich liegen bleiben 
fol, oder ob die Antragfieller oder Intereffenten gezwungen werden follen für 
die Mehrloften einzutreten. Ich glaube, daß, wenn ein Königlicher Oberförfter 
Sommiffar gewefen if, dadurch allerdings die Staatsregierung gewiffermaßen die 
Garantie übernehmen muß, daß die Anſchläge richtig find, und wenn ein der⸗ 
artiger Fehler in denſelben gelegen bat, fo fann ich e8 nur für billig erlennen, 
wenn nach dem Antrage II. dann der Staat den Mehrbetrag aufbringt. 

Brafident: Wir kommen zur Abflimmung. Es wird meines Erachtens zu- 
nädft abzuftummen fein iiber die beiden Anträge des Herm von Kleift unter 
L und U. für den Fall der Annahme des $ 5 und demmädhft, je nach dem Aus⸗ 
falle diefer beiden Abftimmungen, über den $ 5 im Ganzen, wie er fi) dann 
gefaltet Haben wird. 

Der Antrag L geht dahin, dem lebten Abſatz des 8 5 folgenden Zuſatz hin⸗ 
Bizuflgen: 

Iſt jedoch die Anlage nach dem Beichluffe des Berwaltungsgerihts im 
landespolizeilichen Interefſe nothwendig, jo trägt in dem Falle der Staat 
die Mehrloften. . 

von Kleiſt⸗Retzaw: Es ift duch ein Berjehen gebrudt: „dem legten 
Abſatz,“ es muß jedoch heißen: „dem vorletten Abfag.“ 

Brafident: Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche fiir den Fall der An- 
nahme des 8 5 dem vorleßten, alfo dem vierten Abſatz den eben verlefenen Zu- 
ſatz geben wollen, ſich erheben. (Gefchieht). 

Das ift die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. 

Der zweite Antrag des Herrn von Kleift geht dahin, dem 8 5 einen neuen 
Mag, alfo als leuten, hinzuzufligen in folgender Yaflung : 

„Senn fich bei der Ausführung des Regnlativs berausfiellt, daß bie 
Koften den in letterem angenommenen Betrag und die Bortheile der An- 
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se überfteigen, fo trägt ber Staat ben durch die Vortheile der Anlage 1 
ht gebedten, vom Berwaltungsgerichte feſtzuſetzenden Mehrbetrag der 
ften.“ 

bitte, daß diejenigen Herren, welche für den Fall der Annahme des 

eben verlefenen Zufag als letzten Abſatz Hinzufügen wollen, ſich er- 

Befdieht:. 

iR ebenfalls die Minderheit. Der Antrag ift abgelehnt. 

vurde nunmehr die Abſtimmung über den $ 5 nach der Vorlage der 

m zu erfolgen Haben. Die Berlefung wird wohl nicht mehr verlangt 
(Ruf: Rein!) 

ı bitte ich diejenigen Herren, welche den $ 5 in der Fafſung ber 

m annehmen wollen, fich zu erheben. (Geſchiehth. 

iR angenommen. 

— 86 ift angenommen; $ 7 — ift angenommen. 

; 8, reſp. zu 8 9 fiegt eim Antrag des Herem Grafen bon Brühl vor, 

ıbin gebt, das Herrenhaus wolle beſchließen: 

1 8 8 des Geſetzes, betrefiend die Erhaltung und Begründung von 

Hußgwaldungen 2c,, abzulehnen, dem 8 9 aber folgende Faffung zu 

jen: Bei eintretendem Bebilrfniß wird für jeden Kreis ein Waldihug- 

icht u. f. w. nad) Faffung der Gommiffion. 

»ürde fich hiernach wohl empfehlen, mit Rüdficht auf diefen Antrag die 

ı über $$ 8 und 9 zu verbinden. 

jabe zunachſt den Antrag des Herrn Grafen von Brühl zur Unter 

u bringen; ich Bitte alfo diejenigen Herren, ſich zu erheben, weldhe den 

aterftügen wollen. (Gefchieht). 

Unterftügung veicht nicht aus. Der Antrag wird alſo nicht mit zur 

ıng kommen. 

eröffne num die Diskuffion über $ 8 umd gebe zunächf® dem Herrn 

on Brühl das Wort. 

von Brühl: Ich bitte alſo einfach, meine Herren, den $ 8 zu ver« 

Ich glaube, es bedarf dazu feines befonderen (Antrages. Ich glaube 

vaß es durchaus nicht zwectmäßig erſcheint, bie Kreisausſchüſſe mit noch 

Hüften zu betrauen, als ihnen jet fon fiberwiefen find, und fo von 

: volfändige Alhoiffenheit zu verlangen. Meine Hercen! Denken Sie 

die Kreisausfgjitffe gewählt find ohne Rüdficht auf das vorliegende 

5 fie gewählt find mit Miüdficht daranf, dag man in den Freisauß- 

Tänner brauchte, die mit den Gefegen vertraut find, bie mit der Feder 

ind, die vielerlei Kenntniffe, namentlich aber die Fühigkeit befigen, fich 

i Gefchäfte Hineinzufinden. Nun ift das vorliegende Gefeg aber ein 

as nicht nur Geſchäftsgewandtheit, Geſetzeskenntniß verlangt, fordern 

große Erfahrungen, große techniſche Uebungen verlangt, um irgendwie 

Sachen, die entſchieden werden follen, urtheilen zu können. Ich halte 

» daß, wenn der $8 fällt, der $ 9 nothwendig eine andere redaktionelle 

halten muß. Ich würde das mit Nuhe der gutunſt überlaffen, Sie 
dringend bitten, den $ 8 zu verwerfen und dadurch eben befondere 

wählen zu laſſen, die die Ausführung des Geſehes im erſter Inftanz 
Sie würden dann ſolche Männer wählen können, bie praktiſche Forft- 

nd, und nicht folde Männer damit betrauen, die, weil fie ſchon ge- 
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wählt ſind, das Amt übernehmen wüffen, die vielleicht die vortrefflichten Männer 
And, vom Forſtfach aber nicht die mindeſte Kenntniß haben. Ich bitte Sie alfe, 
den 5 8 zu verwerfen; für 5 9 wird fidh ſchon bie gehörige Faffung finden. 

Präftdent: Berlangt noch Jemand das Wort zu 5 8? 

Dies iR wicht der Fall, dann ſchließe ih die Diskuffim. 

Der Herr Berichterflatter hat das Wort. 

Berichterſiatter Graf Udo zu Stolberg: Ic möchte Sie nur Bitten, dem 
$ 8 unverändert anzunehmen. Ich halte den Rreisausiguß für wohl geeignet, 
Aber dieſe Sachen zu entieeiben, beionbers ba ihm fteifteht, ſich is der Perſon 
da Gommiffars einen Sachverfländigen als Beirath zu nehmen; ich glaube, daß 
eine ummöthige Weitläufigfeit fein milrbe, für den all, daß ein Kreißans- 
Mn befteht, ein befonderes Waldſchuhgericht zu mählen. 

Präfident: Bir kommen zur Abftimmung. 

Berlefung der Paragraphen wird micht verlangt werben. (Ruf: Nein!) 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche den $ 8 annehmen wollen, ſich er- 
Seben. (Gefdjieht). 

&r if} angenommen. 

Bir kommen zu 59 — $10 — $ 11 — $ 12. — Die 85 9 bis 12 incl. 
fad angenommen. 

Bir kommen zu $ 18, zu welchem ein Wbänberungsantrag vorliegt auf 
®. 88 unter III 

36 eröffne die Disfuffion über $ 18 und frage, ob ber Herr Berichterſtatter 
%as Wort verlangt? (Derjelbe verzichtet). 

Hear von Kleift hat das Wort. 

von Aleiſt · Retow: Ich ziehe den Antıng zurüd, ber nur geftellt war 
wegen der beiben Anträge zu $ 5, um dem Staate die Garantie zu geben, daß 
die Rechnungen von einem feiner Beamten gefertigt werben. 

Vräfident: Herr Graf von Iyenplig hat das Wort. (Derfelbe verzichtet). 

Da Niemand weiter das Wort verlangt bat und ba feine befondere Ab- 
Fimrung verlangt ift, fo.werbe id) auch hier bie Annahme des Paragraphen an- 
aefmen. $ 18 iR angenommen. 

Bir tommen ug1k + 

Her Dr. Eiwanger hat das Wort, 

Dr. Elwanger: Ich wollte mir einige Bemerkungen erlauben zu Nr. 4 
x 514. Am Schluffe des Nr. 4 lautet e8: 

Der Koſtenanſchlag it nad) forſtwirthſchaftlichen Grundſützen zu fertigen 
und auch die Höhe des abzuwendenden Schadens und des zu erlangenden 
Vortheils danach zu berechnen (& 5). 

& tommen Hier night bloß Forfigrundftüde vor, fonbern es Lönmen and, 
andere Grundſtüce fein, wie Wieſen und Aeder, bei denen die Vorteile und 
Roqhtheile unmöglich nad) forſtwiffenſchaftlichen Grundfägen veranſchlagt werben 
!önnen. Ich trage daher baranf an, bie Nummer 4 zu theilen und über ben 
4 m Satz, den ih fo eben vorgelefen, beſonders abſtimmen zu laſſen. Ich 
u de mir den Antrag erlauben, den fetten Sat fortfallen zu laſſen. Die Ber 
F mmmg, die dann Nummer 4 enthält, ift immer noch ausreichend und trifft 
d  Riftige, 

Präfident: Der Herr Handelsminifter Hat das Wort. 
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Handelsminifter Dr. Achenbach: Seitens der Königlichen Staatsregierung 
kann ich mich mit dem Vorſchlage einverfianden erflären. 

Bräftdent: Ich fchließe die Diskuffion über $ 14 und ertbeile dem Herrn 
- Berichterftatter das Wort. 

Berichterftatter Graf Udo gu Golberg: Nach meinen Dafürhalten wärbe 
fih die Sommiffion mit dem Vorſchlage bes Herrn Dr. Elwauger einverſtauden 
erklären Tönnen. 

Bräfident: Wir fommen zur Abftimmung. Nach dem eben ausgeiprochenen 
Wunſche des Herrn Dr. Elwanger auf Theilung möchte ich die Frage fo flellen, 
daß ich zunächſt den letzten Abſatz in Nr. A des $ 14 für den eventuellen Yall 
der Annahme des Paragraphen zur Abſtimmung bringe, und demnächkt den $ 14 
ſelbſt. Das Haus ift wohl einverftanden damit. Der leute Abfat Tautet: 

Der Koftenanichlag ift nad forſtwirthſchaftlichen Grundſätzen zu fertigen 
und auch die Höhe des abzuwendenden Schadens und des zu erlangenden 
Bortheils danach zu berechnen. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche für den Fall der Aunahme des 8 14 im 
der Nr. 4 auch diefen legten Sat mitannehmen wollen, fih zu erheben. (Geſchieht) 

Diefer Sat iſt geftrichen. 

Es wirde nunmehr über $ 14 im Ganzen abzuftinmen fein, deſſen Ber- 
lefung in der jegigen Faſſung wohl nicht verlangt wird? (Huf: Rein!) 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche deu 8 14 nad) der Fafſung ber 
Commiſſion, mit Ausnahme des letten Sates in Nr. 4, annehmen wollen, fi 
erheben. (Geichieht). _ 

8 14 iſt angenommen. 

$15 —516 — 817 — 18 — 19 — DW — 12 — 3 — A — 
3 — 26. — Ich konſtatire, daß die 88 15 bis 26 incl nad den Borjchlägen 
Ihrer Commiſſion angenommen find. Wir kommen zu $ 27, zu welchem ber 
Antrag des Herrn bon Kleift unter IV. Nr. 88 der Drudjachen vorliegt. 

Ich eröffne die Disfuflion über $ 27 und gebe dem Herrn Berichterftatter 
das Wort. 

Berichterftatter Graf Udo zu Stolberg: Ich glaube, daß der Antrag bes 
Herrn von Kleift allerdings eine Verbefferung enthält, injofern als er jeglichen 
Zweifel dariiber befeitigt, daß auch für die fpätere Verwaltung das Waldſchutz⸗ 
gericht eine fortlaufende Aufficht führt. Ach würde bitten, ihn anzunehmen. 

Präftdent: Berlangt noch Jemand das Wort zu 8 27? — 

Das ift nicht der Fall, Ich fchliege die Diskuffion. 

Wir kommen zur Abſtimmung. Es wird zunächft über ben Antrag bes 
Heren von Kleiſt abzuftimmen fein; wird er angenommen, fo fällt die Vorlage 
der Commifſion; wird er abgelehnt, fo wird über die Yaflung der Commifſion 
abzuftimmen fein. — Das Haus ift mit der Tsrageftellung einverftanden. 

Herr von Kleift beantragt, $ 37 wie folgt zu fallen: 

Die Ausführung des Regulativs fowie die Aufftcht darliber, daß die fpätere 
Berwaltung dem Regnlativ entſprechend ftattfinbet, erfolgt durd) das Math. 
ſchutzgericht von Amtswegen. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche die eben verleſene Faſſung anneh m 
wollen, ſich erheben. (Geſchieht). 

Es iſt die Majorität; der Antrag des Herrn von Kleift it angenom m. 
Damit ift die Faſſung der Eommiffion gefallen. 
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Wir fommen zu 5 8 — 829 — 8 30 — 8 81. — Ich konftatire, daß die 
68 28 bis 31 incl. nach den Borfchlägen Ihrer Commiſſion angenominen worden find. 

Bir konmen zu 532, zu welchem der Antrag bes Herrn von Kleift unter 
Nr. V. zu Nr. 88 der Druckſachen vorliegt. 

Ich exöffne die Diskuffion über 8 323 und gebe dem Herrn Berichterftatter 
das Wort. 

Beridterftatter Graf Udo zu Stolberg: Meine Herren! Meine perfönliche 
Anſicht it die, daß allerdings der Antrag des Herrn von Kleift eine Berbefferung 
enthält. Ich Tamıı nicht leugnen, daß die Faſſung der Commiſſion zu einigem 
Bedenken Beranlaffung geben kann, nämlich, da die einfache Majorität aller 
Betheiligten, nad) dem Gataftral-Reinertrage der Grundftlide berechnet, die Min- 
berheit zwingen fol, fi} der Waldgenoflenichaft anzufchliegen. Es ift ſehr wohl 
der Fall denkbar, dag die Mehrzahl gebildet wird durch einen einzigen größeren 
Behger, und daß der dann die anderen zwingen können jol. Ich glaube, daß 
diefe ganze Waldgenoffenfchaften auf dem Princip der freien Vereinbarung be- 
ben follen, und daß beabfichtigt wird, daß da, wo einzelne Beſitzer theils aus 
Eigenfiun, theils fonft aus böfem Willen, um das Brojeft fcheitern zu machen, 
dem Antrage ſich wiberjegen, gezwungen werden können. Ich wiirde es aber 
wicht für glücklich Halten, wenn eine widerftrebende ſehr ſtarke Minorität durch 
eine etwas ſtärkere Majorität wider ihren Willen zum Aufchluß genöthigt werden 
bunte. Ich wiirde daher von meinem perfönlichen Standpunkte aus bitten, daß 
der Antrag des Herm von Kleift angenommen wird. 

Bräfident: Herr von Kleiſt-Retzow hat das Wort. 

son Kleiſt⸗Retzow: Meine Herren! Ich habe vorher im Eingange mid) 
damit einverftanden erklärt, daß man fich derartige Zwangsgeſetze gegen einzelne 
Eigenthiimer gefallen Iafien Tann, um ben Eigenfinn des Einzelnen zu brechen, 
aber joweit ift man doch noch niemals gegangen, daß die Minderheit die Majorität 
zwingen fol. Hier ſteht gar nichts davon, ob denn bie Mehrheit der Perfonen 
dafür nothwendig fein ſoll, eine ſolche Genoſſenſchaft zu bilden, jondern die Mehr- 
heit des Reinertrages foll dazu ausreichen. Der Reinertrag repräfeutirt das 
Suterefie, die Berfon repräfentirt den freien Willen. Es ift zunächſt nothwendig, 
daß Die Mehrheit der freien Willen vorhanden if, um die Genoſſenſchaft zu 
biden und nicht die Mehrheit des Intereſſes. Dann entfieht die zmeite Trage, 
sd man noch anferdem eine beftimmte Mehrheit nad Verhältniß des Neinertrages 
fordern fol. Ich habe vorgefhlagen, und in allen derartigen Entwilrfen ift mir 
das entgegengetreten, daß man in Bezug auf das Intereſſe, welches fich in dem 
Reinertrage ansfpricht, noch einen größeren Bruchtheil verlangt, als die einfache 
Nehrheit. 

Nicht das kann, wie geſagt, die Abſicht ſein, daß ſogar die Mehrheit der 
Einzelnen ſoll wider ihre Ueberzeugung gezwungen werben, ſondern man geht 
davon aus, daß wenn die Genoffenfchaft im Ganzen eine derartige Auffaffung 
bat, nicht ein Unberechtigter Widerſpruch erhebt, weniger Querköpfe es joll hindern 
5 m. Darum verlangt man mit Recht eine größere Majorität, als die einfache, 
yeit es fih um das bloße Intereſſe handel. Darum glaube ich, daß es 
vendig ift zur Sicherung der Minorität neben der Mehrheit der Perſonen 
verflärfte Mehrheit, etwa zwei Drittel oder einen anderen Bruchtheil von 
"einertrage zu fordern. 

‚äfident: Der Herr Handelsminifter hat das Wort. 
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andelaminiſter Dr. Achenbach: Seitens der Röniglien Staatsregierung 
ch mid mit dem Vorſchlage einderſta uden erflären. 

täfibent: Ich ſchließe die Diskuffion über $ 14 und ertheile dem Herrn 
erflatter das Wort. 

erichterſtatter Graf Udo zu Golberg: Rad meinem Dafürhalten wilde 
Commiffion mit dem Vorſchlage des Herrn Dr. Elwanger einverftanden 
n Können. J 

raſident: Wir kommen zur Abſtimmung. Nach dem eben ausgeſprochenen 
je des Heren Dr. Elwanger auf Theilung möchte ich die Frage fo flellen, 
} gunächft den legten Wbfat in Pr. 4 des $ 14 ſur den eventuellen deu 
mahme des Paragraphen zur Abſtimmung bringe, und bemnädjft den $ 14 
Das Haus if wohl einverflanden damit. Der legte Abſatz lautet: 

Der Koſtenanſchlag ift nach forftwirthfcaftlichen Grundfägen zu fertigen 
und auch die Höhe des abzumenbenden Schadens unb bes zu erlangenben 
Bortheils danach zu beredimen. - 

& bitte diejenigen Herren, welche fir ben Fall der Annahme des 5 14 im 
» 4 auch diefen legten Sat mitannehmen wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht) 
Nefer Satz ift gefrigen. 

8 würde nunmehr über $ 14 im Ganzen abzuſtimmen fein, deſſen Ber- 
in der jegigen Faſſung wohl nicht verlangt wird? (Muf: Nein!) 

& bitte, daß biejenigen Herren, welche ben $ 14 nach der aflung ber 
iffion, mit Ausnahme bes legten Satzes in Nr. 4, annehmen wollen, ſich 
m Geſchieht). 

14 if angenommen. 

15-516 -87-8-9-D- A-_2-B—-A— 
2%. — Ih tonftatire, daß die $$ 15 bis 26 incl nad den Vorſchlägen 
Commiffion angenommen find. Wir kommen zu $ 27, zu weldem ber 
ı des Herrn von Kleift unter IV. Mr. 88 der Drudjachen vorliegt. 
ch eröffne die Diskuffion über 5 27 und gebe dem Herrn Berichterſtatter 
Bort, 
erichterflatter Graf Udo zu Stolberg: Ich glaube, daß der Antrag bes 
von Kleift allerdings eine Verbefferung enthält, infofern als er jeglichen 
1 dariiber befeitigt, baß auch für bie fpätere Verwaltung das Waldſchutz - 
eine fortlaufende Auffiht führt. Ich würde bitten, ihn anzunehmen. 
hräfident: Berlangt noch Jemand das Wort zu 8 27? — 
v8 if nicht der Fall, Ich fhließe die Distuffion. 
Ar kommen zur Abſtimmung. Es wird zunächft über ben Antrag des 
don Kleift abzufimmen fein; wird er angenommen, fo fällt die Vorlage 
nmmiffion; wird er abgelehnt, jo wird über die Faſſung der Commiffion 
mmen fein. — Das Haus it mit ber Fragefellung einverftanden. 
err von Kleift beantragt, $ 27 wie folgt zu faffen: 

Die Ausführung des Regulativs fowie Die Aufficht darüber, daß die fpätere 
Verwaltung dem Regnlativ entſprechend Rattfinbet, erfolgt durch bas Wald- 
ſchutzgericht von Amtswegen. 
ch bitte, daß diejenigen Herren, welche die eben verleſene Faſſung annehmen 
‚ fih erheben. (Geichieht). 
Sit die Majorität; ber Antrag bes Herm von Mleift if angenommen. 
if die Faffung der Commiffion gefallen. 
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Wir tommen zn 3 28 — 8239 — 5 30 — 8 81. — Ich konflatire, daß bie 
63 28 bis 81 incl. nach den Borfchlägen Ihrer Sommiffion angenommen worben find. 

Bir Iommen zu $ 82, zu weldem der Antrag des Herrn von Kleift unter 
Ar. V. zu Nr. 88 der Druchſachen vorliegt. 

Ich exöffne die Diskuffion über $ 32 und gebe dem Herrn Berichterflatter 
das Wort. 

Berichterfiatter Graf Uds zu Etolberg: Meine Herren! Meine perfönliche 
Anficht iſt die, daß allerbings der Antrag des Herrn von Kleift eine Verbeſſerung 
exthält. Sch lann nicht leugnen, daß die Faſſung ber Gommiffion zu einigem 
Bedenfen Beranlaffung geben kann, nämlich, daß die einfache Majorität aller 
Betheifigten, nach dem Gataftral-Reinertrage der Grundſtücke berechnet, die Min- 
derheit zwingen fol, fi der Waldgenoſſenſchaft anzuſchließen. Es ift fehr wohl 
ver Fall denfbar, daß die Mehrzahl gebildet wird durch einen einzigen größeren 
Beſther, unb daß der danıı die anderen zwingen können joll. ch glaube, daß 
dieſe ganze Waldgenoffenichaften auf dem Princip der freien Vereinbarung be- 
raben follen, und daß beabfichtigt wird, daß da, wo einzelne Beſitzer theils aus 
Eigenftun, teils fonft aus böfem Willen, um das Projekt fcheitern zu machen, 
dem Antrage ſich wiberfegen, gezwungen werden können. Ich würde e8 aber 
richt Für glücklich Halten, wenn eine wiberfirebende ſehr flarfe Minvrität durch 
eine etwas färfere Majorität wider ihren Willen zum Anſchluß genöthigt werben 
Bunte. Ich würde daher von meinem perfünlichen Standpunkte aus bitten, daß 
der Antrag des Herrn von Kleift angenommen wird. 

Bräafident: Herr von Kleiſr⸗Retzow hat das Wort. 

von Kleiſt⸗Retzow: Meine Herren! Ich babe vorher im Eingange mid) 
damit einverflanden erflärt, daß man ſich derartige Zwangsgeſetze gegen einzelne 
Gigenthätmer gefallen laſſen Tann, um ben Eigenfiun des Einzelnen zu brechen, 
aber joweit ift man doch noch niemals gegangen, daß die Minderheit die Majorität 
zwingen fol. Hier ſteht gar nidhts davon, ob denn die Mehrheit der Perfonen 
dafr nothwendig fein foll, eine ſolche Genoffenfchaft zu bilden, fondern die Mehr⸗ 
beit des Neinertrages foll dazu ausreichen. Der Neinertrag repräfentirt das 
Intereſſe, die Berfon repräfentirt den freien Willen. Es ift zunächft nothwendig, 
daß die Mehrheit ber freien Willen vorhanden ift, um die Genoſſenſchaft zu 
biſlden und nicht die Mehrheit des Intereſſes. Dann entfteht die zweite Frage, 
sh ınan noch außerdem eine beſtimmte Mehrheit nach Verhältniß des Reinertrages 
fordern fol. Ich habe vorgefhlagen, und in allen derartigen Entwilrfen ift mir 


das enigegengetreten, daß man in Bezug auf das ntereffe, welches fih in dem 


Reinertrage ansipricht, noch einen größeren Bruchtheil verlangt, als die einfache 
Mehrheit. 

Nicht das kann, wie gejagt, die Abficht fein, dag fogar bie Mehrheit der 
Einzelnen foll wider ihre Ueberzeugung gezwungen werben, fondern man gebt 
davon aus, daß wenn die Genoffenfhaft im Ganzen eine derartige Auffaffung 
bat, nicht ein Unberechtigter Widerſpruch erhebt, weniger Querköpfe es joll hindern 
ff ‚en. Darum verlangt man mit Recht eine größere Majorität, als die einfache, 
inf: weit es fi um das bloße Intereſſe handelt. Darum glaube ich, daß es 


a9 wenbig ift zur Sicherung der Minorität neben der Mehrheit der Perfonen 


ein verflärkte Mehrheit, etwa zwei Drittel oder einen anderen Bruchtheil von 
den Reinertrage zu fordern. 


Präfident: Der Herr Handelsminifter hat das Wort. 
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Sanbelsminifter Dr. Achenbach: Das Princip, welches dem Vorſchlage des 
Herrn von Kleift zu Grunde liegt, findet in manchen Geſetzgebungen auf dem 
landwirthſchaftliche Gebiete Anwendung. Es ift namentlich daran zu erinnern, 
daß bei den fogenannten Gonfolidationen in denjenigen Deutſchen Provinzen, in 
welchen es fih um parzellirten Vefig handelt, man vielfach nicht bloß eine 
Majorität nah der Fläche oder nad) dem Neinertrage, fondern auch nad der 
Kopfzahl der Eigenthilmer verlangt. Meiftentheils find dies indeſſen Fülle, in 
denen eine Melioration von Grimbdftüden in Frage ift, und mo man daber von 
dem Befichtspunfte ausgeht, daß ein Benefizium den Einzelnen nicht aufgezwungen 
werben fol. Die Geſetzgebung befchreitet dagegen andere Wege, wenn es fid 
im öffentlichen oder, wie bier gefagt if, im Ianbespolizeilichen Intereſſe um Ab⸗ 
wendung von Schäden handelt. In foldhen Fällen kann man auch zur Bildung 
von Genofjenfchaften, zur zwangsweiſen Herftellung von Anlagen alsdann ge- 
langen, wenn andere Borausfegungen vorliegen, umd fo finb denn auch viele 
Geſetzgebungen in diefen Fällen von jenem erfien Brincip abgewichen und haben 
nicht gerade eine Majorität der Kopfzahl nach verlangt. Im vorliegenden Fall 
ift wohl nun eigentlich nicht zu fagen, daß Meliorationen im Vordergrund ftehen, 
ſondern e3 handelt fi} wefentlih um Abwendung und Bejeitigung von Schäden 
und Gefahren, wenn auch allerdings eine ſolche Befeitigung demnächſt eine weſent⸗ 
liche Culturverbeſſerung im Gefolge haben mag. Ich glaube daher, daß bie 
Grundlage, auf welcher der Entwurf beruht, feine unwidhtige if. 

Gegen den Borichlag des Herrn von Kleift möchte namentlich fprechen, daß, 
wenn berjelbe zur Annahme gelangen follte, Sie die Bildung folder Genoſſen⸗ 
ſchaften fehr weſentlich erfchweren werben. Nach den Erfahrungen, die ich ſelbſt 
auf diefem Gebiet gemacht habe, bat ſelbſt nicht einmal die im Entwurfe vor⸗ 
gejchlagene Beſtimmung 'ausgereidht, um die Bildung von Walbgenofienfchaften 
weſentlich zu fürdern. Es ift in Gegenden, wo parzellirter Beſitz herricht, in ber 
That außerordentlich ſchwer, nur die Mehrzahl der Beſitzer nach dem Gataftral- 
reinertrage zu vereinigen, um eine ſolche Genofienfchaft zu bilden. Ich wieder⸗ 
hole, e8 ftehen mir ganz pofitive Erfahrungen dariiber zu Gebote, daß ſelbſt die 
Beflimmung des Entwurfes noch die Bildung von Genoffenfchaften erſchwert Hat. 
Berlangen Sie nun außer der Majorität der Eigenthümer noch einen Cataftral- 
reinertrag von zwei Dritteln, jo glaube ich, werden fehr wenig Fälle eintreten, 
wo bie Genoffenfchaftsbildung überhaupt in Anwendung kommen kann. Es ft 
dies ein wejentliches Bedenken, welches ich dem Vorfchlage des Herrn von Kleiſt 
gegenüber geltend machen möchte. An fi könnte man ja vielleiht darüber 
flreiten, was theoretifh dem Grundfag nad das Nichtigere fein mag; aber wenn 
Sie praltiihe Erfolge auf diefem Gebiete erzielen wollen, jo glaube ih, werden 
Sie demjelben geradezu entgegenarbeiten, wenn Sie jene einfchräntenden Be- 
fimmungen annehmen. Mindeſtens möchte doch zu erwägen fein, ob, wenn man 
einmal die Kopfzahl mit einfügen wollte, es nicht räthlich wäre, nur die Hälfte 
des Gataftralreinertrages und nicht zwei Drittel beffelben zu verlangen. 

Präafident: Herr Graf von Brühl hat das Wort. 

Graf von Brühl: Ich bin in ber neueren Zeit fo felten in der glücklichen 
Lage geweſen, mich den Ausführungen der Königlichen Staatsregierung an- 
ſchließen zu können, daß ich e8 heute mit befonderer freude thue. Ich möchte 
doch glauben, daß die Bedenken, die Herr von Kleift und der VBerichterftatter 
geäußert haben, nicht fo weſentlicher Natur find und in nicht häufigen Fällen 
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Pat greifen werben. IR ein Forſtlompler an und für ſich größer, geht er ein⸗ 
mal in Tanfende von Morgen, jo wird das Bedürfniß zum Anfchluß an eine 
ſelche Genofſenſchaft nicht vorhanden jein. Der Beſitzer diefer größeren Forſt⸗ 
Innplerge wird ſich in ber Regel ſelbſt zwedimäßig:: ſchützen, als das durch bie 
Genoffenichaften gefchehen laun. Wenn aber diefe größeren Forſtbeſitzer herans- 
bleiben, fo werben bie Berbältniffe zwiichen ben einzelnen Beſitzenden meiftens 
sicht fo überans ungleichartig fein; es wirb fich meiftens um die Waldungen 
der einzelnen Gemeinden handeln, und da finden gleiche Verhäliniffe flatt. Will 
Herr von Kleiſt aber nur zwei Drittel des Reinertrages ald Majorität aner- 
lennen und einfache Majorität der Befiker, dann bin ich mit dem Herrn Handels» 
niniſter einverftanden, und würde allerdings glauben, daß ſolche Maßregeln faſt 
zie ins Leben treten. Denn, meine Herren, es ift eine außerordentlich ſchwierige 
Aufgabe, die kleinen und größeren Grundbefiger unter einen Hut zu bringen; 
gewöhnlich finden verjchiedenartige Intereſſen ſtatt und gewöhnlich findet fi auf 
der einen Seite der Haufen der kleinen Befiger, und auf der anderen Seite die 
wenigen großen. Ich würde wmenigftens glauben, daß eine Bernichtung des 
Beleges im Amendement liegt, die ich von meinem Standpunfte aus nicht gerabe 
ſchmerzlich bedauern würde. 

Bräfident: Herr Graf von Itz enplitz hat das Wort. 

Graf von Itzenplitz: Ich kann mid) dem Antrage des Herrn von Kleift, 
jo wie er geftellt if, nicht anfchließen, wenn man Zweidrittel-Majorität verlangt, 
jo werden wir damit wahrfcheinlidh einen Schlag ins Waſſer thun, wie der Herr 
Handelsminifter ſchon erwähnt hat. Wenn man das Kleiſtſche Amendement 
etwas anders faßt, dann würde es die Abficht, welche auch die Commiſſion ge- 
habt hat, noch präcifiren. Ich würde mir vorzufchlagen erlauben, als Sub- 
amendement den Schluß des Paragraphen fo zu faflen: 

Wenn die Mehrzahl berfelben fi dem Antrag anſchließt und der 
Gataftralreinertrag der Grundftüde der Mehrzahl mehr als die Hälfte 
des Reinertrages ſämmtlicher dabei betheiligten Srundftitde beträgt. — 

Ich würde aljo diefen Vorſchlag als Subamendement einbringen. 

Bräfibent: Herr Dr. Elwanger hat das Wort. 

Dr. Elwanger: Ich möchte mich gegen dieſes Subamendement erflären; 
ib halte daflir, daß diejes nachtbeiliger für das Buftandelommen von ſolchen 
Genoſſenſchaften ift, alg wenn Zweidrittel des Neinertrages angenommen wird. 
Des Subamenbement gebt doch dahin, daß einmal die Majorität der Perſonen 
sorhanden fein fol und außerdem die Majorität des Sataftralreinertrages. Nun 
fanı aber eine Anzahl ganz Meiner Grundbefiger, die einen jehr geringen Grund⸗ 
befig haben können, auf dieie Weife das Zuftandelommen der Genoffenfchaft ver- 
hindern. Alfo angenommen, e8 find 50 Heine Grundbefiger, die einen Flächen⸗ 
imbalt von 35 oder noch weniger Morgen haben, die fiehen gegenüber 50 großen 
Srundbefigern, die einen Flächeninhalt von mehreren Hundert Morgen haben, 
fo Können diefe die Genoſſenſchaft verhindern. Ich glaube nicht, daß das in ber 
AAcht des Eutwurfes gelegen hat und e3 Tann auch nicht in der Abſicht der 
& nmiffion gelegen haben. Ich würde bitten, ben $ 82 fo anzunehmen, wie 
er 8 der Commifſion hervorgegangen ifl. 

Prafideut: Der Herr Handelsminifter hat das Wort. 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Gegenüber den geftellten. Amendements 
m ſte ich meinerjeits betonen, daß principiell die Regierung an ber Borlage 
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feſthält, wie fie aus der Commiſſion hervorgegangen iſt. Ich wieberhole, daß 
ich meines Theiles auf Grund fpecieller Erfahrungen ſprechen kann, und ich 
glaube, daß fich diefelben bei Anwendung biefes Befeges bewahrbeiten würden. 
Eventuell, habe ich gejagt, wlirde die Sache allenfalls noch annehmbar werben 
können, wenn der Vorſchlag in der bezeichneten Weiſe mobificirt werben follte, 
aber ich betone, es fcheint erforderlich, daß, wenn man Waldungen diefer Art 
ins Leben rufen will, der Vorſchlag feftgehalten werde, wie er aus der Commiſſion 
hervorgegangen ift. 
Präftdent: Her Schuhmann hat das Wort. 


Shuhmann: Ich glaube, daß der Borichlag der Eommiffion ausreicht, 
um ülbereilte Anträge auf Bildung von Waldgenoſſenſchaften zuridzubalten. 
Würde man nad) dem Borfchlage des Herrn von Kleift oder nad) dem einge 
ſchränkteren Vorſchlage de8 Herrn Grafen von Itzenplitz in der Erſchwerung 
der Provofation weiter gehen, fo bin ich der Anficht, daß das Zuftandelommen 
bon Genoſſenſchaften in vielen Fällen, in denen daſſelbe erwünſcht fein würde, 
gehemmt wird. Ich will aber fonftatiren, daß die Berlidfihtigung der Kopfzahl 
ein Princip enthält, welches in der Preußifchen Agrargefeßgebung bisher noch 
nicht zur Geltung gelangt if, und es fcheint mir wichtig, an diefem Zuftanbe 
feftzubalten. Unfere Gejeggebung läßt in ſolchen Fällen das Intereſſe maßgebend 
fein, welches in der Flächenausdehnung oder in dem Reinertrage der betheiligten 
Grundftüde feinen Ausdrud findet. Die Berlidfihtigung der Zahl der Beſitzer 
aber enthält ein demokratifches Princip, welches auf diefem Gebiete feinen Bor- 
theil bringen dürfte. Ich will fchließlich noch bemerken, daß, wenn das Amende⸗ 
ment des Herrn von Kleift Annahme finden follte, dann aud) die 88 39 und 48 
des Geſetzentwurfes einer Abänderung bedürfen. 


Präafident: Wenn ich richtig verftanden habe, fo hat der Graf von Itzen⸗ 
plig auf einen förmlichen Antrag verzichtet. (Wird bejaht). 
Hear von Kleift bat das Wort. 


von Kleiſt⸗Retzow: Meine Herren! Die Beftimmungen des Gefegentwurfes, 
wie fte unter III. zufanrmengefaßt find, find recht eigentlich Melioratiorsgenofien- 
haften, die unter den anderen Baragraphen zufammengefaßten waren jolde zur 
Abwendung des Schadens. Das Geſetz befteht aus dieſen beiden Theilen. In 
den erfien Theil war von der Regierung die Beichränfung hineingenommen, daß 
wenigftens ein Biertel der Intereſſenten zuftimmen mußte, und ihre Commiſſion Hat 
zugelaffen, daß ein einziger Intereſſent fie alle bindet. Dagegen habe ich feinen Ein- 
wand erhoben bei jenem Theile des Gefetzes. Hier handelt es fi} darum, Welio- 
rationsgenoffenjchaften zu bilden. Das Unglitd ift nicht jo groß, wenn eine folche 
Genoſſenſchaft von allen Intereffirten nicht zu Stande kommt, e8 können immerhin 
einige der Heineren Intereſſenten fortbleiben. Hier unterfcheide ich mic) von Denen, 
die & tout prix melioriren wollen, ich will nur, daß der Widerfpruch einer Mi⸗ 
norität befeitigt werden Tanı, aber nicht, daß die Mehrheit im Intereſſe einiger 
großer Grundbefier geziwnngeu werden fann, fi) der Genoffenfchaft anzuſchließen. 
Wenn Herr Graf von Brühl fagt, daß ſich darunter Heine Grundbefiter mit 
einer geringen Morgenzahl befinden, fo braucht man nur die Heinen auszuſcheiden 
aus dem Gompler. Ich halte es für unvereinbar mit der aud) in biefen Gefege . 
geltend zu machenden Freiheit der Perfon, daß die Mehrheit von der Minderheit 
gezwungen werden kann. Dem will ich mich gern anfchließen, daß mau die von | 
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mir vorgeſchlagene Zweidrittelmajorität in die Hälfte verwandelt und nehme ich 
deſhalb Das Unteramendement bes Herrn Grafen von Itzzenplitz wieder auf, 
daß die Worte zwei Dritttheile in die Worte: „mehr als die Hälfte” vermanbelt 
werden. Uszweifelbaft ift Zweidrittel mehr als die Hälfte, das möchte ich Herrn 
Elwanger entgegenhalten, es iſt eine geringe Beſchränkung. Mein Antrag geht 
alſo dahin, im meinen Amendement die Worte: „zwei Dritttbeile” umznänbern 
m die Worte: „mehr als die Hälfte.“ 

Bräfident: Darf id) bitten, den Antrag fchriftlich einzureichen und dabei 
noch anzugeben, ob ber Antrag zu der Fafſung der Eonmiffion oder zu Ihrem 
Amendement geftellt wird? 

Der Herr Regierungs-Eommiffar hat das Wort. 

Geheimer Ober-Regierungsratd Marearb: Ich kann nicht ganz zugeben, 
daß der Fall, um ben es fich hier handelt, genan fo liegt, wie bei den Meliorationg« 
genoffenfchaften; ich bitte namentlich zu bemerken, daß filr die Bildung von Wald» 
genofienfchaften im $ 33 ganz andere, viel befchränfendere Vorausfegungen ge 
geben find. Waldgenofienichaften folltn nur gebildet merben können, wo bie forft- 
mäßige Benutzung vermengt gelegener Waldgrundftide nur durch die gemein- 
Maftlihe Benutzung zu erreichen if. Es ift bier alfo der Fall äußerfter Un- 
wirthichaftlichleit als Voransfegung für die Bildung von Waldgenoſſenſchaften 
berangefiellt. Die Frage, ob die Vorausſetzung zutrifft, entſcheidet das Wald⸗ 
ſchutzgericht, alſo ein Organ der Selbftverwaltung, nicht die Landespolizeibehörbe. 
Ih bin der Meinung, daß hiernach um fo weniger Grund vorhanden ift, die 
Bihung von Waldgenoſſenſchaften derart zu erfchweren, wie e8 Herr von Kleift 
vorgefchlagen hat und möchte meinerfeits dringend bitten, es bei ber Regierungs- 
vorlage, die auch die Billigung der Commiſſion gefunden hat, bewenden zu laſſen. 

Bräfident: Herr von Kleift bat feinen Antrag und nnter V. dahin ab- 
geändert, daß ftatt „zwei Dritttbeife” gefagt werden fol: „mehr als die Hälfte.” 

Hear Elwanger bat das Wort. 

Dr. Elwanger: Ich wollte mir eine Erwiderung erlauben in Bezug auf 
die Bemerkung bes Heren von Kleift, daß die Hälfte, ‚von der ich geſprochen 
Habe, in Wirklichkeit weniger wäre als zwei Drittel, Rein mathematiſch betrachtet 
iſt es ja felbfiredend, daß zwei Drittel mehr ift als die Hälfte, aber hier handelt 
& ſich um die Hälfte nach der Kopfzahl und da habe ich behauptet, daß bie 
Hälfte nady der Kopfzahl mehr fein Tann wie zwei Drittel nach dem Cataftral- 
Reinertrage. 

Präfident: Es hat Niemand das Wort weiter verlangt. Ich fchließe bie 
Disfuflion und frage den Herrn Berichterſtatter, ob er das Wort verlangt? 
(Bird verneint). 

Bir fommen zur Abfiimmung. 

Es liegt nur der jett modificirte Antrag unter V. der Druchſachen vor. 
Für den Fall ber Annahıne des 8 32 würde fiber diefe von Herm von Kleift 
beantragte Fafſung und, je nach dem Ausfalle derfelben, über die Faſſung des 
5 a2 ſelbſt abzuftimmen fein. Der Antrag des Herrn von Kleift lautet: 

Am Schluß des $ 82, alfo von dem großgedrudten Worte „Wenn die 
Mehrzahl” an, anftatt diefer Worte zu fegen: „wenn die Mehrzahl der- 
felben fi dem Antrage anſchließt und der Gataftral-Neinertrag ihrer 
Grundftide mehr als die Hälfte des Reinertrages Wenmitiher dabei be- 
tbeifigten Grundſtücke beträgt.“ 
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Ich bitte, daß die Herren, welche für den Fall der Annahme des 8 32 den 
Schlußſatz in der eben verlefenen Yaflung annehmen wollen, fich erheben. (Geichiebt). 
Es if die Minorität; der Antrag it abgelehnt. Es kommt nunmehr der 
8 82 nach der Faſſung der Sommiflion, deren Berlefung wohl nicht mehr verlangt 
wird, (wird verneint) zur Abſtimmung. Ich bitte, dag die Herren, welche den 
8 33 in der affung der Commiſſion annehmen wollen, ſich erheben. (Geſchieht). 

Der $ 32 ift angenommen. 

Bir lommmen nunmehr zum $ 83 — 4 — 35 — 386 — 37 — 38 — 
39 — 0 — 41 —. 

Ich eröffne die Diskuſſion über 8 41, nachdem ich konſtatirt habe, daß bie 
88 33 bis 40 nad den Vorſchägen Ihrer Commiſſion angenommen worden find, 
und ertbeile dem Herrn von Bernuth das Wort. 

von Bernuth: Geftatten Sie mir einige Worte, die ih an die Ar. 7 bes 
8 41 anfnüpfen möchte, wonach das Statut u. X. aud die innere Organijation 
der Genoſſenſchaft und ihre Vertretung nach außen enthalten foll. Meine Herren! 
Sie haben in den: $ 32, der uns vorher aus Anlaß der Anträge des Herrn von Kleift 
etwas länger beichäftigte, den Grundſatz ausgeiprocdhen, daß im Beginn einer 
ſolchen Waldgenoſſenſchaft der Beſchluß, welcher dazu nothwendig if, dee Mehr⸗ 
zahl aller Betheiligten nach dem Gataftral-Reinertrage bedarf. Das if 
dort die Norm für den Majoritätsbefhluß. Als ich den Geſegentwurf näher an⸗ 
fab, fand id — und Sie müffen geftatten, daß ich ſchon jetzt auf den 8 48 einen 
Blid werfe, den letten Paragraphen des Geſetzes — daß die Auflöfung einer 
nad) dem gegenwärtigen Geſetz errichteten Waldgenoflenichaft nur nach vorgängigem 
Beichluffe der Benofjenfhaft mit Genehmigung der Bezirksregierung zu⸗ 
laſſig if. Alſo, meine Herren, der 8 48 nimmt Beſchlüfſe in Ausficht, die auf 
die Auflöſung gerichtet find. Nun liegen zwiſchen Anfang und Ende doch 
eine Reihe von Fällen, wo eine ſolche Waldgenoſſenſchaft ebenfalls zu Beichlüffen 
Anlaß finden kann, und ich frage, nach weldden Principien wird danı während 
der Waldgenoſſenſchaft, und wenn es fih um die Auflöfung handelt, abgeflimmıt 
werden? Soll auch bort das Anfangsprincip, wie ich e8 nennen möchte, nämlich 
die Mehrzahl nad dem Gataftral-NReinertrage, das geltende Priucip fein, 
oder fol etwa im Laufe ber Verwaltung die Mehrzahl nach Köpfen enticheiben? 
Ich habe diefen Punkt, der nicht ohne Bedeutung ift, und ber ein weſentlich 
juriftifches Intereſſe hat, hier nicht unerwähnt laffen wollen. 

Ich verftebe die Sache fo, daß, wenn in 8 41 unter Nr. 7 die vou mir er- 
mwähnte Vorfchrift enthalten ift, daß die innere Organijation der Genoflenfchaft 
durch das Statut geregelt werben fall, ganz nothwendig dazu gehören wird, daß 
das Abflimmungsprincip auch für die Beſchlüſſe während bes Beſtehens der 
Waldgenoſſenſchaft bis zu ihrem Ende, daher auch bei dem Beichluffe auf Die 
etwaige Auflöfung eine fefte Regelung erhalten muß. Ich habe es für fo er- 
heblich gehalten, den PBunft Har zu ftellen, daß ich, ohne die Beſtimmungen bes 
Entwurfs anzufechten oder einen Antrag zu ftellen, doch diefe Bemerkungen micht 
babe unterlaffen wollen. 

Präfident: Verlangt no Jemand das Wort zu 8 41? 

Das ift nicht der Fall; dann fchließe ich die Diskuſſion und gebe das Wort 
dem Herrn Berichterftatter. 

Berichterftatter Graf Udo zu Stollberg: Ich glaube, daß die Sommiffion 
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die Nr. 7 des 8 41 ganz fo verſtanden hat, wie fo eben von dem Herrn Vor⸗ 
redner ausgefiihrt worden iſt. 

Praſibdent: Ein Wbänderungsantrag liegt nicht vor, ich würde daher auch 
hier, wenn fein Widerſpruch erfolgt, die Annahme des 8 41 konſtatiren. — 

3 41 iſt angenommen. 

Du ih 55 —5 6 - 5417-38-99. — 

Ich konſtatire, daß die 88 42 His 49 inclufive nach ben Anträgen Ihrer 
Commiffion angenommen worden find. 

Wir fommen nunmehr zu Ueberjchrift und Eingang des Geſetzentwurfs. 

Beun Hierzu das Wort nicht verlangt und fein Wiberfpruch erhoben wird, 
fo uehme ich auch Hier die Zuftimmung bes Haujes an, — Sie ift ebenfalls erfolgt. 

Meine Herren! Die Abänderungen, welche in der Berathung flattgefunden 
haben, dürften fo Leicht zu überſehen fein, daß wohl nichts im Wege ſieht, die 
Geſammtabſtimmung fiber das Geſetz im Anfchluß daran vorzunehmen. Ich be- 
merte, daß im 8 14 der Schlußfat der Nr. 4 abgelehnt und daß jodann im 8 27 
Ne Faffuug des Antrags des Herrn von Kleift unter IV. angenommen worden 
iſ. Das find die beiden einzigen Abänderungen, welche zu den Borfchlägen 
Fer Eommiffion vorliegen. 

Das Haus ift ‚damit einverftanden, daß wir die Gefammtabflinnmung vor- 
nehmen. Die Berlefung bes Geſetzentwurfs wird wohl nicht verlangt? (Nein!) 

Dann bitte ich, daß Diejenigen Herren, welche den Eutwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Erhaltung und Begründung von Schutwalbungen, fowie bie 
Bildung von Waldgenofienichaften, in der Faſſung, wie fie als Borjchläge Ihrer 
Sommmiffion in Rr. 81 der Druckſachen Ihnen vorliegt, mit Ausnahme der beiden 
eben von mir mitgetheilten Abänderungen, im Ganzen annehmen wollen, 
fi erheben. (Geſchieht). 

Der Geſetzentwurf iR angenommen. 
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Perſonalien. 
82. 
Beränderungen im Königl. Forft- und Yagd- Verwaltungs: Perfonal 
vom 1. October 1874 bis 18. Januar 1875. 
(In Anſchluß an ben Artikel 66 dieſes Bandes Geite 116). 


L Bel der Gentral-Yorft-Berwaltung und den Forſt⸗Akademien. 

Dem Oberf.-Kand. Runnebaum ifl vom 1. Mai 1874 ab in der Eigenſchaft 

als Affitent des Prof. Dr. Müttrich bei der Forft-Alademie Neuftabt 

Eberswalde die Leitung ber Uebungen im ‘yelbmeffen und Ninellicen, der 

Unterricht im Planzeichnen, fowie der Bortrag über das Preuß. Verfahren 

der Forfivermiefinng und fiber Wegebautunde libertragen worden. 

IL Bei den Provinzial-Berwaltungen ber Staatsforſten. 
A. Geſtorben. 


berfortmeifter von Bailliodz in Breslau. 
nftmeifßer Thilemann zu Idſtein, R.-B. Wiesbaden. 
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Oberförfter von Dobened zu Pfeil, R.B. Königsberg. 
n Plagge zu Oderhaus, Prov. Hannover. 
" Hartung zu. Scharnebed, Prov. Hannover. 
" Liers zu Ramuck, R.-B, Königsberg. 
" Schmidt zu Potsdam. 
| B. Benfionirt. 
Forſtmeiſter Allershaufen zu Eoppenbrügge, orft - Infpection Lanenflein, 
Prov. Hannover. 
Oberförfter Stamm zu Breitenbach, Oberförfterei Litdersborf, R.-B. Tafel, 


C. Ausgeſchieden rejp. in andere Verwaltungen übergegangen, 


Der Oberförfter von Chamiſſo zu Balfter, R.B. Eöslin, ift aus der Domainial- 
Forft Verwaltung geſchieden und auf die Oberförfterftele des Schulanıts 
Pforta im R.⸗B. Merfeburg verſetzt worden. 


D., Berfegt ohne Aenderung des Amts-Charakters (zugleich mit 
den Angaben liber neu gebildete Inſpections-, VBerwaltungs- und 
Schutzbezirke.) 

Der Forſtmeiſter Hauſchild iſt von Schleswig-Schleswig auf die Forſtmeiſter⸗ 

fielle Potsdam⸗Beelitz verjegt. 

Nah der Penfionirung des Forſtmeiſters Allershaufen zu Coppenbrligge, 
Prod. Hannover, ift die Forſt⸗Inſpection Lauenftein aufgehoben, die dazu 
gehörigen Oberförftereien Weenzen, Marienhagen nnd Goppenbrügge find 
der Forft-Fnfpection Hannover-Springe (Korftmeifter Schäffer) zugetheilt 
und dafür denfelben die Oberförftereien Pole, Grohnde und Aerzen abge- 
nommen mworden. Aus diejen drei Oberförftereien if die Forſt⸗Inſpection 
Hannover⸗Grohnde gebildet worden, melche der bisherige Oberförfter, jebt 
Forſtmeiſter Wallmann (fiehe unter E), unter einftweiliger Belaffung in 
feiner Stellung als Borfteher des Forfl-Einrichtungs-Bilreaus in Hannover 
erhalten bat. Bezüglich der Directionsgefchäfte ift Die Aenderung eingetreten, 
daß die Inſp. Grohnde dem Bezirke bes SForfidirectors und dagegen bie 
jegige Inſpection Walesrode dem Bezirke des Oberforfimeifterd Donner 
zugetheilt if. 

Der Oberförfter Krappe ift von Earlsberg, R.-B. Breslau, auf die Oberförfter- 
ftelle Dderhaus, Brov. Hannover, und 

der Dberförfter Goldmann von Belplin auf die OÖberförfter- Stelle Balfter, 
R.⸗B. Cöslin, verjett. 

Der Verwalter der Oberförſterei Königsberg im R.B. Wiesbaden, Oberförſter 
Neuenhagen zu Heuchelheim, hat feinen Wohnſitz nach Gieſſen verlegt. 

Der Nevierfürfter Hattendorf zu Wittmund in der Oberförfterei Sandhorfl, 
Prod. Hannover, ift auf die Nevierförfterftielle zu Barfinghaufen in der 
Opberförfterei Georgsplat verſetzt. 

Die Nevierförfterftelle Helja in der Oberförfterei Hottebreite, R.B. Kaſſel, if 
als foldhe eingegangen und fiber den interimiftifchen Bertreter derjelben, 
Oberf.-Kandidaten Staubefand, andermeit disponirt worden. 

Der Forſtmeiſter⸗Bezirk Stettin-Schwedt wird fortan Stettin-Stargard benannt. 

Der Name ber Oberförfterei Ernſthauſen, R.⸗B. Kaſſel, if nach dem Stations- 
Orte bes Oberförfters in „Wolfersborf“ umgeändert worden, 
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Den Förfter-Sichfiffement und Schutzbezirk Gorlitz IL. in ber Oberförfierei 
——— „R.B. Königsberg, iR der Name Schneiderswalde beigelegt 
worden. 

Der Ober förfter Hänfeler zu Taubenwalde, R.-B. Bromberg, ift auf bie 
Oberfgrfterftelle Altkrakow, R.⸗B. Cöoslin, und 

ger Oberförſter v. Marſchall von Brotterode nach Spangenberg, R.B. Kaſſel, 
verſedt. 

Der Revierförſter Klawe zu Trendelburg, Oberförſterei Hofgeismanu, R.-®. 
Kaſſel, iſt auf die Revierförſter⸗Stelle Ronshauſen, Oberförſterei Friedewald, 
verſetzt. (Die Revierförſter⸗Stelle Trendelburg geht als ſolche ein und bleibt 
blos Forſterſtelle. 

E Befördert reſp. verfegt unter Beilegung eines höheren Amts- 

Characters. 
Die Forſtmeiſter 
Hauſchild zu Potsdam, 
Guſe zu Trier und 
Küſter zu Marierwerder 
find zu Forſtmeiſtern mit dem Range der Regierungs⸗Räthe ernannt. 

Der Oberförfter Renno zu Spangenberg, R.-B. Caſſel, ift zum Forſtmeiſter ernannt 
md auf die Forft-Infpector-Stelle Arnsberg-Mefchebe verjeßt worden. 

Der Oberförfter und Borfteher des Yorft-Einrigtungs-Büreaus in Hannover, > 
Ballmann, if zum Forftmeifter befördert worden und bat unter einft- 
weilijer Belafjung in der legtern Function die Forſt-Inſpection Hannover⸗ 
Grohnde erhalten. (Siehe oben ımter D.) 

Der Oberförfter von Barendorff zu Altkrakow, R.-B. Cöslin, ift zum Forſt⸗ 
meifter befördert und auf die Forſt⸗Inſpectorſtelle Schleswig-Schleswig 
verjeßt worden. 


F. Zu Oberförfern wurden definitiv ernannt die Oberförfter- 
Kandidaten: 
von Wurmb, bisher Fürſtlich Schwarzburg-Sondershaufen’scher Forftmeifter 
zn Gehren, Oberförfter zu Glitersberg für Eroffen, R.-B. Frankfurt. 
Wiczynski, Lieut. im Reit. Feldj.Corps und int. Revierförfter zu Oſtſwine in 
der Oberförfterei Friedrichsthal, R.⸗B. Stettin, zum Oberförfter in Carla⸗ 
berg, R.-B. Breslau. 
von Blum, Regierungs- und Forft-Meferendar zu Minden, zum Oberförfter 
mit Vorbehalt der Ausfertigung der Beftallung und Feſtſtellung der An- 
ciennetät zu Neunkirchen, R.-B. Zrier. 
Berner, Hilfsarbeiter bei der Regierung zu Cöslin, mit Vorbehalt zc. zum 
DOberförfter fiir Pelplin, R.-B. Danzig. 
Koyen, desgl. bei der Regierung zu Bromberg, mit Vorbehalt zc. zum Ober⸗ 
förfter in Taubenwalde, R.-B. Bromberg. 
S qultz, Oberf.-Kand. und int. Verwalter der Oberförfterei Ratzeburg, R.-B. 
Königsberg, def. Oberförfter daf. 
le, Oberf.-Kand. und int. Berwalter der Oberförfterei Hainchen, R.-B. Arns⸗ 
berg, def. Oberförfter daf. 
jidner, Oberf.-Rand. und int. Verwalter der Oberförfterei Pfeilswalbe, R.-®. 
Bumbinnen, def. Oberförfter daf. 
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Die bei der definitiven Anftellung als Oberförfter vorbehaltene 
Befallung haben erhalten die Oberförſter: 

Tidow zu Rehrhof, Provinz Hanuover, 

Schmidtborn zu Rennerod, R.-B. Wiesbaden, 

Borgmann zu Thiergarten, R.-B. Kaffel, 

Hohenfee zu Kämmerzell, R.-B. Kaffel, 

Dans zu Witzenhauſen, R.-B. Kaffel, 

Logefeil zu Zerrin, R.-8. Cöslin, 

Richert zu Edftelle, R⸗B. Poſen, 

Siewert zu Lindenbufh, R.B. Marienwerder, 

Rüther zu Hardegien, Oberförfterei Ertinghaufen, Prov. Hannover, 

Dandelmann zu Rumbed, Grafſchaft Schaumburg, R.-B. Minden. 

G. Zu interimififhden NRevierverwaltern wurden berufen die 

Oberförftier-KRandidaten: 

Dem Oberf.Kand. und Nevierförfter Bidel zu Nonshaufen, Oberförfterei 
Friedewald, R.-B. Kaffel, ift die Oberförfteeftelle Brotterode in demj. R⸗B. 
interimiftifch übertragen worden. 


H. Zu Hülfsarbeitern bei der Gentral-Forfl-Berwaltung und 
bei den Regierungen wurden berufen: 


_ Oberf.-Kand. Graf von der Schulenburg zur Regierung in Wiesbaben, an 


Stelle des Oberf.-Raud. Zangemeifter. 
Oberf. Kand. Engelmann zur Regierung in Cöslin. 
F „ und Lieut. im Weit. Feldj.Corps Betzhold zur Regiernng im 
Minden. 
Oberf.-Kand. Schwieger zur Regierung in Bromberg. 
J. Bu Revierförſtern wurden definitiv ernannt. 
Förfter Tesky zu Damerau, Oberförfterei Födersdorf, R.⸗B. Königsberg. 

„ Hagen zn Albreihtshaufen, Oberförfterei Imten, R.B. Königsberg. 

„ Leonhard zu Wolfshagen, Oberförfterei Ehlen, R.⸗B. Kaſſel, 
Hegemeifter Beinmann zu Görlitz J., Oberförfterei Liebemühl, R.-B. Königsberg. 
Förſter Aumann zu Michelsrombach, Oberförfterei Kämmerzell, R.⸗B. Kaffel. 

» Müller zu Weißbruch, Oberförfterei Sobbowig, R.-B. Danzig. 


K. Als interimiſtiſche Revierförfter wurden bernfen: 
Förfter Lange zu Hausbruch, Oberförfterei Bafendorf, Prov. Hannover, int. 
Mevierförfter der Stelle Hohenhahn zu Wittmund, F.-R. Sandborft. 
Oberf.- Rand. W. Boden int. Nevierförfter für Siebertshaufen zu Gladenbach, 
Oberförfterei Gladenbach, R.-B. Wiesbaden. 
DOberf.-Kand. Kirchner int. Nevierförfter zu Oftfwine, Oberförfterei Yriedrichs- 
thal, R.-B. Stettin. 
L. Zum wirffiden Hegemeifter wurde ernannt: 
Der Förfter und int. Hegemeifter Milit zu Stritterhof in der Oberförfterei 
Reifferſcheidt, R.-B. Aachen. 
M, Den Character als KRönigliher Hegemeifter haben erhalten: 
Der Körfter Müller zu Röderitz, Oberförfterei Schönthal, R.-B. Marienwerder. 
n „Nabert zu Preuß, Oberförfterei Eupen, R.-B. Aachen. 
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88. . 
Orben-Berleihungen 
an Forſt⸗ und Yagd-Beamte vom 1. October 1874 bis 17. Januar 1875. 
(Am Anſchluß an den gleihnamigen Artikel 57 biefes Banbes, Geite 123). 

Bon Sr. Majeſtät dem Kaifer und Könige ift Allergnädigfi verliehen 
worden: 

A. Der rothe Adler-Orden zweiter Klaffe mit Eichenlanbd: 
Dem Landforftmeifter Ulrici zu Berlin. 

B. Der Rothe Adler-Drden dritter Klafje mit der Schleife: 


Dem Landforftmeifter von Baumbad zu Berlin. 


„Oberforſtmeiſter Tramnit zu Merjeburg. 
” ” Miller zu Königsberg i. Pr. 


C. Der Rothe Adler-Orden dritter Klaffe mit der Schleife und 
der Zahl 50: 
Dem Oberförſter Roſch zu Klodnitz R.-B. Oppeln. 
D. Der Rothe Adler-Orden vierter. Klaffe 


Dem Forſtmeiſter von der Deden zu Breslar. 
p Krohn zu Breslan. 
Freiherr von — zu Arnsberg. 
Oberfürfter Laage zu Kattenberg, R.-B. Schleswig. 
Dedert zu Schleufingen, R.-B. Erfurt. 
Denner zu Markenzell, R.B. Caſſel. 
Eyber zu Friedersdorf, R.-B. Potsdam. 
Fromm zu Peetzig, R.-B. Stettin. 
Sotzmann zu Fallenwahe, R.-B. Stettin, 
Paſchke zu Elſterwerda, R.B. Merfeburg. 
Schulemann zu Carzig, R.-B. Frankfurt. 
Schiller zu Naheim, R.B. Arnsberg. . 
E. Der Könglide Sronen-Drden vierter Klaffe 
Dem Oberförſter Hahn zu Peifterwig, R.-B. Breslau. 
„ NWevierförfter Habhnrieder zu Roſenberg, Oberförfterei Drusten, R.-2. 
Königsberg. 
Dem Hegemeifter a. D. Berdelwig zu Deutſchendorf, Oberförfterei Podanin 
R.-B. Bromberg. 
Dem Gchegereuter Küfter zu Göhrde, Prode Hannover. 


F. Der Königliche Kronen-DOrden vierter Klaffe mit der Zahl 50: 
Dem Hegemeifter Döde zu Kronhorft, Oberförfterei Abtshagen, R.-B. Stralfund 


G. Das Allgemeine Ehrenzeichen mit der Zahl 50: 
Dem Förfter Bartel zu Lauterbach, F. R. Carlsbruun, R.-B. Trier. 
„ n aD. Abel zu Ensdorf, FR Lebad, R.-B. Trier. 
„Forſtſchutzgehülfen Schmidt zu Wienfen, Oberförfterei Uslar, Prov. Hanuover. 
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HB. Das Allgemeine Ehrenzeichen. 
Dem Förfter a. D. Meifter zu Königsberg, Oberförfterei gleichen Ramens, 
R.⸗B. Wiesbaden. | 
Dem Unterförfter a. D. Apel zu Schwarzfelb, Oberförfterei Kupferhlitte, Prov. 
Hannover. 
Dem Yörfter NRoderbourg zu Wesdne, Oberförfterei Eupen, R.-B. Aachen. 
„» Mevierförfter Haſchke zu Kallmellen, R.-B. Gumbinnen. 
„ „ Bert II. zu Gieverslaufen, Kr. Ragnit. 
„ Hegemeifter Lumma zu Brandt, Kr. Fabian. 
» SOberjagdauffeher Jentſch zu Dolle, Oberförfterei Letzlingen. 
„ Börfer Behrend zu Kllein-Dölln, Oberförfterei Gr. Schönebeck 
» nn Doſſow zu Kungenborf, Kreis Mohrungen, 
„»  n  Trengel zu Friedrihsgrund, Kreis Glatz. 
" nn Broft zu PBermauern, Kreis Labiau. 
„ BGlauß zu Grlinlauden, Kreis Wehlau. 
"„ nn Grothe zu Zienau, Oberförfterei Jävenitz. 
"„  n  SHelbing zu Liedersdorf, Kreis Wehlau. 
n „ don Jacubomsfi zu Ludnainen, Kreis Sensburg. 
» no  Sofioned zu Preßen, Kreis Bitterfeld. 
„» NKoch zu Friedenshain, Kreis Deutſchkrone. 
» no  *ojewsti zu Karlsthal, Kreis Stuhm. 
n „» Neumann zu Starlin, Kreis Löbau. 
» Madloff zu Siedenbollentin, Kreis Demmin. 
» nn  Sadewaffer zu Schäferei, Kreis Danzig. 


I Die Allerhöchſte Genehmigung zur Anlegung fremdherrlider 
Drden erhielten: 

Der Dirigent der forſttechniſchen Abtheilung der Hauptftation für das forſtliche 
Berfuchsweien, Forſtmeiſter Beruhardt zu NReuftadt Eberswalde des Kaifer- 
lich Oeſterreichiſchen Orbens der Eifernen Krone III. Kaffe. 

Der Oberforftmeifter von Waldam zu Magdeburg das Comthurkreuz. 

„ Borftmeifter Cochius dafelbft das Ritterkreuz und 
„ „ Ballmann zu Hannover das Berdienftlreuz der Wendiſchen 
Krone (Medienburg). 
Der Oberforfimeifter von Maſſow zu Potsdam das Eomthurfreuz II. Klafie und 
„ LOberförfter Witte zu Groß - Schönebed das Ritterkreuz des Königlich 
Sädhfiihen Albrechts-⸗Ordens. 
Der Oberförfter Reitenftein zu Eolbig, 5 das Ritterkreuz IL Klaſſe des 
n „ Mehom zu Jävenitz, | Herzoglich An haltſchen Haus⸗ 
„ „ Salemon zu Leklingen, I ordens „Albrechts des Bären.” 


K. Anderweitige Auszgeihnungen. 


Bon Sr. Ercellenz dem Herrn Finanz-Minifter find in Anerkennung 
Iobenswerther Dienftfihrung Ehren-Portees verliehen worden: 
Dem Yörfter Hübner zu Domſchin, Oberförfterei Cotta, R.B. Königsberg. 
”„» nn Genf zu Giſoewen, Oberförfterei Corpellen, R.-B. Königsberg. 
„ n . Schwede zu Pupken, Oberförfterei Jablonken, R.⸗B. Königsberg. 
„» nn  Maurad zu Stentienen, Oberförfterei Kudippen, R.-B. Königsberg. 


Dan Forſter Habeck zu Guſtebieſe Oberförſterei Lietzegöride, R.-B. Frankfurt. 
„ GBartſchock zu Hangelsberg, Oberförfterei daſelbſt, R.B. Frankfurt. 
nn» Gallus zu Jänswalde, Oberförfterei Taubendorf, R.B. Frankfurt. 
„» nn Rofe zu Linow, Oberförfterei Oberfier, R.-B. Cöslin. 

"» uw Bid zu Damshagen, Oberförfterei Nentralow, R.-B. Cöslin. 
n  n Burmeiſter zu Jägerhorſt, Oberförfterei Linichen, R.-B. Göslin, 
» Sellwig zu Zofepbsthal, Oberförfterei Mauche, R.-B. Poſen. 
n» u Sauer zu Seelhorſt, Oberförfterei Buchwerder, R.B. Bofen. 
„ nn  Beinrid zu Clausthal, Oberförfteret Korichin, R.-B. Bromberg, 
„» nn  Bolframm, Hegemeifter zu Grüneberg, Oberförfterei Selgenau, 
R.-B. Bromberg. 
„» no *ampe zu Selgenau, Oberförfterei dafelbft, R.-B. Bromberg. 
» Nagel zu Lenkau, Oberförfterei Coſel, R.VB. Oppeln. 
„ nn  Broja zu Scallowig, Oberförfterei Boppelau, R.-B. Oppeln. 
n » DBagner zu Jägerhaus IL, Oberförfterei Chrzelitz, R.-B. Oppeln, 
n» nn Gabriel zu Sowade, SO:berförfterei Grudſchütz, R.-B. Oppeln. 
"» nr SDagenberg zu Langendamım, Oberförfterei Nienburg, 
» nn Blanke zu Hopels, Oberförfterei Friedeburg, 
n Schwabe zu Dottenftebt, Oberförfterei Beine, 
„ Delion zu WVollmüble, Oberförfterei Yubrberg. 
"„ nn  Grebe zu Grund, O:berförfterei daſelbſt, 
n" nn NLörieje zu Bramſche, Oberförfterei Osnabrid, 
n„ nn Rave zu Bohldamm, Oberförfterei Carrenzien, Provinz 
„Elten zu Nonnenholz, Oberförfterei Eſcherode, 
„ nn  Runnendbaum zu Dörpel, Oberförfterei Diepholz, Hannover. 
„» nn  Bollmer zu Bodenfelde, Oberförfterei Uslar, 
„»  n  8ichhof zu Leitſtade, Oberförfterei Röthen, 
» nn Kühne zu NReerenfett, Oberförfterei Diepholz, 
"» Steinhoff zu Bult, Oberförfterei Neubruchhauſen, 
n„ n» Dppermann zu Derble, Oberförfterei Yallingboftel, 
» nm Raifer zu Eichershaufen, Oberförfterei Knobben, 
”"» nn Fahney zu Wolbed, Oberförfterei Minfter, R.B. Minfter. 
”" nn  Bolbradt zu Eremitage, Oberförfterei Siegen, R.-®. Arnsberg, 
"» nn Mardand zu Ewig, Oberfürfterei Siegen, R.B. Wrnsberg. 
nn  Bimmermann zu Freudenberg, Oberförfterei Siegen, Reg.-Bez 
Arnsberg. 
”» nn  GSpribille zu Salmort, Oberförfterei Rheinwarben, R.⸗B. Düffelborf, 
”» un Lehmann zu Buſchdorf, Oberförfterei Saarburg, R.⸗B. Trier. 
”  # Megher zu Edershöhe, Oberförfterei Holt, R.-B. Trier. 
nn»  MRanfein zu Salm, Oberförfterei Daun, R.-B. Trier. 
”„» Steinborn Hegemeifter zuHentern, Oberförfterei Osburg, Reg.-Bez. 
Trier. 





84. 


Chronelogiſches Berzeidnih 
diefem VII. Bande des Jahrbuchs enthaltenen Geſetze, Kabinets⸗ 


3, Erkenntniſſe, Staatsminifterial » Befchlüffe, Inſtruktionen, 
Regulative und Minifterial-Verfügungen ꝛc. 

Im Anſqhluß an ben gleihmamigen Artifel im VI. Banbe, Geite 166. 
onologifhe Berzeichmiffe diefer Art vom Jahre 1851 an für 
© erflen acht Fahrgänge 18511858 des Jahrbuchs im orte und Fagb- 
lender fiir Preußen befinden fidh im VIII. Jahrgange 1868, Seite 77, von 
ı ab für bie eingelnen Jahrgänge IX—XVII (1869-1867) jedesmal am 
chluß bes Kalender · Jahrbuchs, die Hortfegungen in den Bänden I- VII 
3 vorliegenden, feit 1868 vom Kalender getrennten Jahrbuchs. 


1824. 
iguſt ©. 3. 
nenber ©. 3. 

1825. 

mi S. 64. 

1842. 
‚cember ©. 78. 

1848. 

mi S. 5. 64. 126. 

1850. 
ir ©. 9. 

1851. 
ai S. 10, 

1852. 

ili S. 61. 
vember ©. 64. 

1855. 

mi ©. 27. 

cember ©. 74. 
1857. 

mi S. 73. 

ı ©. 126. 

1858. 
bruar ©. 73, 

1860. 
ig ©. 97. 





1862. 
15. November ©. 27. 
1864. 
8. Juli ©. 88. 
1. December ©, 8, 
1866. 
9 März ©. 16. 
1867. 
31. Januar S. 4. 
12. Februar ©. 5. 8. 
3. März; ©. 1%. 
1868. 
17. Auguft ©. 66. 
10. December S. 62. 
1869. 
15. Januar ©. 1%. 
% u ©18. 
30. April ©. 188. 
30. October S. 143. 
1870. 
X. Juni ©. 27. 
23. November ©. 8. 
1872. 
14 Februar ©, 148. 


12. April S. 4. 
27. m ©. 188. 142. 





6. Juni ©. 77. 
30. Auguſt S. 5. 


m. „ ©. 
A. März ©.5. 64.656.126, 
12. Mai ©, 3. 61. 81. 


D nu S. 66 
6. Juni ©. 5. 
0 n © 3. 
19. Juli ©. 2. 
3 „ ©6872. 
21. Auguf ©. 88. 
8 „ ©.1% 
4. September ©. 64. 
7. October ©. 16. 
U. „S. 68. 
3. Rovember ©. 3. 
10. S. 16. 
6.8. 2. 
2. n © 3 
A „  &.20.21.81. 
3. ©. 14. 


7. December ©. 66. 
0. mn 861 
1874. 
7. Januar ©. 21. 


| _ 937 — 


12. Januar ©. 21. 77. April S. 9. 9. September &. 137. 
N. „ ©S.2. 16. Mai &.68.73.74.144. | 16. „ ©. 63. 68. 
12, Febrnar S. 68. | 7. „ SDR. 18. „ ©. 186. 
. 80. 24 n S. 1%. 
. 64. 26. „ ©. 66. 
57. 7. October ©. 139. . 
8. „ S. 127. 
9. m 8.19. AI 
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3. März ©. 17. 


I, 10. „ 138. 147 Be 
J. „ 27. ” . 147. I Bi : 
kb „ & 17. „ 87.18.|17. „ 143, J 


A 


* 
RRARARRR 
* 


We 
RRRARAARRAAR 


90 
⁊ 


. 62. ↄmal. S. Ii. 
MM. m ©. 34 0. u» ©. 18. 
74. 8. September S. %.145. | 10. December ©. 142, BE: - 
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Berihtigungen. Er 


Seite * kommt die Artikel⸗Rummer 24 doppelt vor. F 


30. Zeile 16 von oben ſtatt 14. April lies 4. April, 


120 | zweite Spalte im Kopf flatt Alter Name lies Neuer Name. « 53 
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Instruction 


| zu den 


chtungen der für torstliche Zwecke errichteten 


meteorologischen Stationen 


Königreich Preussen und im Elsass. 





5 re , x 

& en in. 
— un} . SM 3 Be 
9 

—8 

„Jahrbuch der Preussischen Forst- und Jagägesetzgebung.“ Be 

“ 

[1 ” 8* ** 








L Zweck der forstlich-meteorologischen Stationen. 


' Die Aufgabe der forstlich-meteorologischen Stationen besteht darin, vergleichende 
eobachtungen anzustellen : 


|) über die Temperatur der Luft in den Wäldern gegenüber der auf freiem 


Felde, 
3) über die Temperatur der Luft im Walde 1,5 M. über der Erdoberfläche 
| gegenüber der in der Baumkrone, 

| 3) über den Feuchtigkeitsgehalt der Luft in den Waldumgen und ausserhalb 

| derselben, 

| 4) über den Feuchtigkeitsgehalt der Luft im Walde 1,5 M. über der Erdober- 
fläche und in der Baumkrone, 

5) über die Wasserverdunstung innerhalb und ausserhalb des Waldes, 

6) über die Menge des in den Wäldern direkt auf den Boden gelangenden 
Regens und Schnees gegenüber der auf freiem Felde, 

7) über die Temperatur des Waldbodens in verschiedenen Tiefen von 0; 0,15; 
0,3; 0,6; 0,9 und 1,2 Meter im Vergleich zu der auf freiem Felde in 
denselben Tiefen. 

Ferner werden noch täglich beobachtet und in die Tabelle eingetragen: der 

des Barometers, die Richtung und Stärke des Windes, der Wolkenzug, die 

g des Himmels und der allgemeine Charakter des Tages. Unter den Be 

en werden die sonstigen meteorologischen Erscheinungen, wie Gewitier, Wet- 

ten, Regenbogen, Nordlicht, Hof um Sonne oder Mond, etc., verzeichnet. 

Amer den angeführten meteorologischen Beobachtungen werden noch einzelne 

im Thier- und Pflanzenleben verzeichnet. 















I. Allgemeine Vorschriften. 


; Um die an den einzelnen Stationen gemachten Beobachtungen unter sich ver- 

—* zu können, ist nothwendig: 

; 1) dass sie überall in derselben Art und Weise angestellt werden, 

| 2) dass die Apparate unter sich genau verglichen sind, 

Ä 3) dass die Instrumente an allen Stationen nach denselben Principien aufge- 
gestellt sind, 

| 4) dass die Beobachtungen zur festgesetzten Zeit angestellt werden und 

| 5) dass die Reduction der Beobachtungen nach denselben Regeln ausgeführt wird. 

| Die Einführung der fünftägigen Mittel nach Dove ist beibehalten, dagegen 

den fabweichend von Dove die Zahlenangaben bei den Temperaturen nach Graden 
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und alle Längen- und Raumangaben nach den metrischen } 
Das Jahr wird übereinstimmend mit dem bürgerlichen Jahr 
»cember gezählt, so wie es auf dem internationalen Meteorolog 
2. bis 16. September 1873 zu Wien getagt hat, beschlo« 

































ervirang der zur Beobachtung bestimmten Instrumente wird 
wenn sie sorgfältig behandelt und vor unberufenen Beobach 
Ite ein Apparat fehlerhaft werden oder gar zerbrechen, so 
ı Reserve-Instrament ersetzt und der Hauptstation davon Ana 
‚mit letzteres ergänzt werden kann. In allen Fällen, in wed 
reifel oder Schwierigkeiten aufstossen, hat sich derselbe an 
nden, die ihm die nöthigen Verhaltungsmaassregeln zuko 


ıgszeit muss gleichmässig auf allen Stationen um 8 Uhr Morg 
legs pünktlich eingehalten werden. Die dabei zu Grunde ga 
3 Zeit des Beobachtungsortes, so wie sie auf Post-, Eisenb 
ationen angegeben ist. Ein Tag wird von Mitternacht bis Mi 
verfällt in 12 Stunden Vormittag (V.M.) und 12 Stunden N 


ih ist es, dass jeder Beobachter eine oder mehrere Persö 
; und Weise der Beobachtungen instruirt, damit er für den 
rtreten werden kann. Sollte trotzdem ein einzelner Beobacht 
ten möglich sein, so ist in den Beobachtungstabellen eine 
einen Umständen dürfen willkührlich angenommene a 
‚gen werden, da dieselben fehlerhafte Resultate verursachen 
gleichung mit den Resultaten anderer Stationen als falsche 
, auch alle übrigen Beobachtungen dieser Station, selbst 
‚ellt sein sollten, als zweifelhaft erscheinen lassen. 
:n ist die äusserste Peinlichkeit, sowohl bei der Ausführu 
such beim Aufschreiben derselben anzurathen. Die Beol 
nmer in derselben Reihenfolge, sofort am Orte der Beol 
besonderes dazu bestimmtes Buch (s. Beilage 1) einge 
‚ womöglich täglich, ia die Haupttabelle (s. Beilage 2 ws 
nde jedes Monats wird die Haupttabelle geschlossen und 
nächstfolgenden Monate, spätestens bis zum 5. dessel 
geschickt. Ein genaues Einhalten dieses Termins ist erford 
ın Beobachtungen und ihre Reductionen controlirt und 
erden können. 

ır Beobachtungen aus dem Pflanzenleben besteht darin, 
nenhang zu erforschen, welcher zwischen der Entwickelung 
äusseren Lebensbedingungen, der Temperatur, der Feuchtigkeit 
schon eine grössere Anzahl derartiger Beobachtungen ange 
noch viel, um sichere Resultate ableiten zu können, 's 
wie die Beobachtungen zu verwerthen sind, ist noch n ht d 
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| gültig festgestellt. Ob nur die Wärme oder auch die Feuchtigkeit, ob allein die *— 
iaitlere Tages-Temperatur oder auch die täglichen Temperaturextreme zu berück-. Fi 
schtigen sind, ob die Wärmesummen der Temperaturen über 0° oder derjenigen 7 
über einer andern Anzahl Grade genommen werden müssen, ob die Wärme als.ein- ” 
hehe Summe der Temperaturen oder als eine andere Funktion derselben einzuführen % 
it, um einen entsprechenden Ausdruck für die Wärmemenge zu erhalten, welche 


fe Pflanze erhalten haben muss, um in ein gewisses Entwickelungsstadium ein- 

n, sind vorläufig noch ungelöste Fragen. Neues Material zur Lösung derselben 
ia liefern, ist die Aufgabe der anzustellenden Beobachtungen. 

Die Beobachtungen beziehen sich bei den wildwachsenden Pflanzen auf das 
Palm, an welchem das Schwellen der Knospen, das erste Blatt, die erste Blüthe, 
Rt kıife der Frucht und die Entlaubung beobachtet wird. Diese verschiedenen Stadien 
pe Entwickelung sollen für folgende 26 Pflanzen angegeben werden: 

Abies excolsa, Fichte; Abies pectinata, Weisstanne; Acer platanoides, Spitzahorn; 

als hippocastanum, Rosskastanie; Alnus glutinosa, Schwarzerle; Betula alba, 

ke; Calluna vulgaris, Heidekraut; Cornus mascula, Kornelkirsche; Corylus avellana, 
fans Haselnuss; Fagus sylvatica, Rothbuche; Galanthus nivalis, gemeines Schnee- 
Bekchen; Larix europaea, Lärche; Pinus sylvestris, gemeine Kiefer; Prunus avium, 
Be Kirche; Prunus padus, Traubenkirsche; Prunus spinosa, Schwarzdorn; Quercus 
Imenlata, Sommereiche; Ribes Grossularia, Stachelbeere; Salix caprea, Salweide; 
Dacus nigra, gemeiner Hollunder (Flieder); Sorbus aucuparia, gemeine Eberesche; 
küga vulgaris, spanischer Flieder; Tilia parvifolia, gemeine Linde; Ulmus cam- 
is (montana), Feldrüster; Vaccinium Myrtillus, Blaubeere; Viola odorata, 

Von den landwirthschaftlichen Kulturpflanzen wird ängegeben die Saatzeit, der 
5, an welchem die ersten Blätter, die Aehre und die Blüthe erschienen ist, sowie 

g der Reife und der Ernte. Diese Angaben sind zu machen für: 

Avena satira, gemeiner Hafer; Brassica campestris var. oleifera, Raps; Hordeum 
we, gemeine Gerste; Secale cereale aestivum, Sommerroggen; Secale cereale 
‚ Winterroggen; Triticum cereale aestivum, Sommerweizen; Triticum cereale 
Winterweizen. 
Die zar Beobachtung ausgewählten Erscheinangen des Thierlebens sind: die 
ker Ankunft der Ringeltaube, Columba palumbus; des Wachtelkönigs oder Wiesen- 
Burs, Crex pratensis und des Kukuks, Cuculus canorus; die Zeit der Ankunft 
des Wegzuges des Storchs, Ciconia alba; der Dorf- oder Rauchschwalde, Hirundo 
ta} der weissen Bachstelze, Motacilla alba; der Waldschnepfe, Scolopax rusticola 
des Staars, Sturaus vulgaris; die Zeit des ersten Gesanges der Feldlerche, Alauda 
is; des Buchfinken, Fringilla coelebs; der Nachtigall, Sylvia luscinia; und der 
tzärossel, Turdus merula. 
Ausserdem soll noch beobachtet werden der Beginn der Schwärmzeit des Borken- 
5, Bostrychus typographus; des grossen braunen Rüsselkäfers (Fichten-, Kiefern- 
käfer), Cureulio pini; des Kiefernmarkkäfers, Hylesinus piniperda und des 
rs, Melolontha vulgaris, und der Beginn der Brunftzeit des Rothwildes und 
Bammelzeit der Hasen. 
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Endlich ist noch das zeitweise Vorkommen der für die Nadelhölzer bedeuts 
schädlichen Schmetterlinge und deren Auftreten als Raupe, Puppe und Falte 
sonders zu bemerken und für den Fall, dass sie dem Beobachter unbekannt 
sollten, ist eine geeignete Auswahl derselben der Hauptstation zur genauerer 
stimmung einzusenden. , 

Am Anfange jedes J ahres wird die zum Aufzeichnen der Beobachtunge 
dem Pflanzen- und Thierleben bestimmte Tabelle (s. Beilage 4) gleichzeitig mi 
meteorologischen December-Tabelle des vergangenen Jahres der Hauptstation 
gesandt. 


II. Specielle Vorschriften. 
1. Das Psychrometer. 

Das Psychrometer dient dazu, die absolute und die relative Feuchtigke 
osphärischen Luft zu bestimmen. Dieselbe wird aus den Ablesungen an 
metern, einem trockenen und einem benetzten ermittelt. Zuerst i 
des trockenen und dann die des benetzten nach ganzen Graden 
Zehnteln eines des abzulesen. Letztere sind beim Notiren durch ein K 
von den Ganzen zu nen. Auf der Skala des Thermometers ist jeder ' 
in 5 gleiche Theile gethe so dass 0, 2, 4, 6, 8 Zehntel unmittelbar 3 
Eintheilung und 1, 3, 5, 7, ehntel darch Schätzung abgelesen werden ki 
Bei Temperaturen über O0 werden Mg Zehntel von unten nach oben und beij 
peraturen unter O von oben nach un gezählt und die Temperaturen übe 
unter 0 durch die vorgeschriebenen Zeichen -+ (plus) und — (minus) voi 
ander unterschieden. Das Auge des Beobachters muss sich beim Ablesen 
vor dem Instrument in gleicher Höhe mit dem obern Standpunkt des Queckf 
fadens befinden. 
Um zuverlässige Resultate zu erzielen, sind noeh folgende Vorsichtsmaasg 
zu beobachten. Zuerst vermeide man das Gesicht oder die Hand dem Thermf 
mehr zu nähern, als zur Ablesung erforderlich ist und suche dieselbe so rag 
möglich auszuführen, weil die Nähe des Körpers auf den Stand des Thermo 
nicht ohne Einfluss ist. Um diesen möglichst unschädlich zu machen, les 
zuerst die Zehntel und dann die ganzen Grade ab. \ 
Die Kugel des benetzten Thermometers wird dadurch dauernd feucht erhi 
dass dieselbe mit feiner Leinwand umwickelt ist, welche. oberhalb und unter 
der Kugel durch einen Faden zusammengeschnürt wird und mit ihrem freien | 
in ein mit Wasser gefülltes Gefäss eintaucht. Am besten giebt man der Leinı 
eine solche Form, dass die Thermometerkugel etwa zweimal :von ihr umhällt 
und dass das freie Ende derselben an Breite allmählich zunimmt. Besondeı 
beachten ist, dass die Leinwand stets biegsam und feucht bleibt. Sobald die 
anfängt hart und trocken zu werden, und die Feuchtigkeit nicht mehr genü 
aufzusaugen im Stande ist, muss sie durch neue ersetzt werden. Das Gefäss 
welchem die Feuchtigkeit aufgesogen wird, muss immer mit Wasser gefüllt 
und zwar ist dazu Regen- oder Schneewasser zu benutzen, welches vorher « 

leinenes oder wollenes Zeug filtrirt ist. 


5 — 


die Beobachtung in folgender Weise anzustellen. Etwa eine 
3eobachtung feuchtet man die Kugel des Thermometers, sowie, 
ısser an oder taucht sie in ein Glas mit Wasser, welches 
en nach oben in die Höhe hebt, so dass sich die Kugel des 
ner dünnen Wasserschicht bedeekt. Diese muss sich erst in 
ehe die Beobachtung angestellt werden kann. 

5 Thermometer, dessen Kugel trocken sein soll, durch anhal- 
oder durch Regen oder Schnee, der bei Sturm in den schüt- 
ıgen ist, feucht geworden sein, so muss dasselbe erst einige 
tung (etwa "4 Stunde) aufs sorgsamste abgetrocknet werden. 


2. Das Maximum-Thermometer. 

Temperatur zu bestimmen, welche innerhalb eines gewissen 
gewesen ist, bedient man sich des Maximum-Thermometers. 
faden des Thermometers ist das obere Stück, welches der In- 
getrennt und durch eine kleine Luftmenge geschieden. Sobald 
aunehmender Temperatur steigt, wird der Index nach oben ge- 
i abnehmender Temperatur an der höchsten Stelle, die er er- 
jeder Ablesung ist die Stelle der Skala zu notiren, an welcher 
es Index befindet. Die Skala ist nach ganzen Graden getheilt 
diese direkt abgelesen, während die Zehntel geschätzt werden 
rden bei Temperaturen über und unter O ebenso gezählt, wie 
ıtern des Psychrometers in No. 1 angegeben ist. 

ng muss der Index so viel wie möglich der Hauptmasse des 
werden. Dieses wird dadurch erreicht, dass man das Ther- 
nimmt und den Index durch kurze Stösse, die man dem In- 
ung nach der Kugel zu giebt, nach unten treibt. Ist derselbe 
irad der Skala von dem übrigen Quecksilber entfernt, so ist 
die folgende Beobachtung eingestellt und wird an seiner alten 
k 


3. Das Minimum-Thermometer. 
;# Temperatur zu bestimmen, welche innerhalb eines gewissen 
gewesen ist, bedient man sich des Minimum-Thermometers. 
istes, mit welchem das horizontal liegende Thermometer gefüllt 
Glasstäbchen, welches bei abnehmender Temperatur von dem 
geist mitgenommen wird und bei steigender Temperatur an 
', die es erreicht hat, liegen bleibt. Abzulesen und aufzu- 
» Punkt der Skala, an welchem das rechts liegende, oder bei 
}tellung des Thermometers das obere Ende des Glasstäbchens 
Thermpmeters ist in ganze Grade getheilt, so dass auch hier 
werden müssen und zwar sind diese bei Temperaturen über 0 von 
| bei Temperaturen unter O von rechts nach links zu zählen 











an 
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Nach gemachter Beobachtung hat man das Thermometer so zu neigen, dam 
die Seite mit der Kugel höher zu liegen kommt als die andere ohne Kugel. N 
dieser Stellung sinkt das Glasstäbchen im Innern des Alkohol bis an sein ** 
Sobald das geschehen und das Thermometer wieder in seine ursprüngliche horizom 
tale Stellung zurückgedreht worden ist, ist es für die folgende Beobachtung eingestellf 

Besonders zu beachten bleibt noch, dass das Minimum-Thermometer leie 
fehlerhaft wird, indem der Alkohol im Innern des Thermometerrohrs verdampft un 
sich an anderen Stellen der Röhre in flässigem Zustande miederschlägt. Befindet si 
an einer oder an mehreren Stellen der Röhre Alkohol, der von der Hauptmas 
getrennt ist, so ist derselbe sofort zu beseitigen und zwar dadurch, dass man di 
Thermometer von seinem Gestelle loslöst und durch kurze und ziemlich kräftig 
Stösse, die man demselben in der Richtung nach der Kugel zu giebt, den abg 
trennten Alkohol wieder mit der Hauptmasse vereinigt. Wird dieses unterlasse 
so sind alle Ablesungen, die seit der Abtrennung des Alkohols gemacht sind, fe 
lerbaft und deshalb muss der Beobachter täglich controliren, ob sich das Instrume 
in brauchbarem Zustande befindet. | 


























4. Erdbodenthermometer. 

Die Temperatur des Bodens wird an seiner Oberfläche und in den verschieder 
Tiefen von 0,15 M; 0,3 M; 0,6 M; 0,9 M. und 1,2 M. beobachtet. Die Quecksi 
gefässe der beiden Thermometer an der Oberfläche und in 0,15 M. Tiefe werdg 
an einem Gestell in Form eines Dreifusses in der erforderlichen Tiefe eingegral 
und muss der Stand des Quecksilbers an den feststehenden Skalen direct abgelesg 
werden. 

Für die vier grösseren Tiefen sind die Thermometer in dicke Holzleisten ei 
gelassen, welche bis zu den verschiedenen Tiefen in die Erde herabgelassen werds 
so dass das Quecksilbergefäss des Thermometers mit der umgebenden Erde in « 
mittelbare Berührung kommt. Durch einen oberhalb der Erde angebrachten Ve 
schluss ist das Eindringen von Feuchtigkeit und eine Luftcirculation in den 
schiedenen Ritzen um die BHolzleisten möglichst verhindert. Bei jeder Beobachtı 
ist der obere Verschluss zu öffnen und darauf ein Thermometer nach dem anı 
herauszuziehen, abzulesen und wieder herabzulassen. Auf der Skala ist jeder 
in 10 gleiche Theile getheilt, so dass die Zehntel noch unmittelbar abgelesen werd# 

Weil bei jeder Beobachtung die Thermometer in Umgebungen von verschiedemd 
Temperatur gebracht werden, so muss die Ablesung möglichst schnell ausgefül 
werden und dazu ist es wieder zu empfehlen, zuerst die Zehntel und dann die ga 
Grade abzulesen und beide, durch ein Komma getrennt, aufzuschreiben. 

Nachdem alle Thermometer beobachtet sind, wird der obere Verschluss wie 
möglichst fest aufgesetzt. 

5. Das Barometer. 

Neben dem Barometer befindet sich ein Thermometer, dessen Ablesung & 
des Barometers vorangehen muss. Die Thermometerskala ist in ganze Grade g 
theilt und es genügt die Ablesung bis auf halbe Grade auszuführen, die mit Leich 
tigkeit geschätzt werden können. | 
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; Nachdem die Temperatur bestimmt ist, hat man die Höhe der Quecksilbersäule 
„abzulesen und dabei folgendermassen zu verfahren. Zuerst giebt man dem Instrument 
«ige schwache Stösse, um den Einfluss der Adhäsion des Quecksilbers am Glase 
zu beseitigen und nähert dann den Metallring, welcher die Barometerröhre einschliesst, 
durch langsame Drehung der Schraube von oben her der convexen Oberfläche des 
Quecksilbers.. Sobald der Ring der Quecksilberkuppe nahe ist, bringt man das Auge 
‚is eine solche Stellang, dass der hintere Rand des Metallringes genau gedeckt wird 
üsrch den vorderen, sich also das Auge mit diesen beiden Rändern in derselben 
berizentalen Ebene befinden muss und lässt dann den Ring noch so weit herab- 
rücken, bis er den höchsten Punkt der convexen Quecksilber-Oberfläche gerade be- 
führt Um diese Einstellung mit Sicherheit zu erreichen, muss eine brennende 
tere hinter das Barometerrohr gehalten werden, so dass die Flamme zwischen 
tekiilber und Ring durchzusshen ist. Nähert man darauf den Ring dem Queck- 
übe, so wird er den obersten Punkt desselben gerade dann berühren, wenn die 
*anme an dieser Stelle nicht mehr zu sehen ist. 

Die Höhe des Baromemeterstandes kann nach erfolgter Einstellung bis auf 
8 Hundertel eines Millimeters abgelesen werden. Die Hauptskala von Milchglas ent- 
Mi nur die ganzen Millimeter verzeichnet. Deshalb beobachtet man zuerst, ober- 
Rh welches Theilstriches sich der 0 Punkt der kleinen Elfenbeinskala befindet, die 
ia Nonius oder Vernier nennt und welcher genau dem untern Rande des Metall- 
Siges entspricht. Um den Decimalbruch der Millimeter zu bestimmen, sieht man 
ih, welcher von den 20 Strichen der kleinen Theilung des Nonius am besten 
fi einem Strich der Hauptskala zusammenfällt oder gewissermassen mit ihm eine 
prxde Linie bildet. Je nachdem dieses beim ersten, zweiten, dritten u. s. w. 
Rich des Nonius stattfindet, hat man 0,05; 0,10; 0,15 u. s. w. zu den vorher abge- 
feren ganzen Millimetern hinzuzufügen. Steht also z. B. der Nullpunkt zwischen 
Rund 759 und fällt der dreizehnte Strich des Nonius mit einem Strich der Haupt- 
Ba zusammen, so wäre 758,65 als Barometerstand zu notiren. 

Das Barometer darf nie von dem Platz, den es ursprünglich erhalten hat, ent- 
Miöder aus seiner verticalen Lage gebracht werden. Am besten wird es in dem 
ar des Beobachters hinreichend weit vom Ofen vertikal aufgehängt, doch so, 
is es von den direkten Sonhenstrahlen nicht getroffen werden kann. 






















6. Der Verdunstungskasten. 


Ein Gefäss aus Zinkblech mit quadratischer Grundfläche von 2000 OCm. Inhalt 
#12 bis 13 Cm. Höhe wird unter einem Holzdach gegen die atmosphärischen 
Kerschläge geschützt aufgestellt, so dass die Luft frei zu ihm dazu treten kann. 
ersten jedes Monats wird bei der Morgenbeobachtung ein bestimmtes Quantum 
(Regen- oder Schneewasser) z. B. 3000 Ccm. in dem Messgefäss genau ab- 
und in den Verdunstungskasten eingefüllt. Wenn sich das Wasser nach 

na Tagen sehr vermindert hat, und zu befürchten ist, dass es bei weiterer 
ars den Boden des Gefässes nicht mehr vollständig bedecken könnte, wird 
Quantum Wasser abgemessen und in das Gefäss nachgefüllt. So verfährt 

kwäh end des ganzen Monats und notirt das jedesmal eingefüllte Quantum Wasser. 
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3 Monats d. h. bei der Morgenbeobachtung am ersten des folgenda 
sin dem Gefäss übrig gebliebene Wasser zu messen und aufzuschreibea 
ction erhält man die Anzahl Ccm. Wasser, die während des Monat 
dund durch Division durch 200 die Verdunstungshöhe in Millimetern 


. 7. Richtung und Stärke des Windes. 

ıtung des Windes wird durch die Stellung der Windfahne in Bey 
rhalb derselben angebrachte Orientirungskreuz bestimmt. Dabei sim 
a zu unterscheiden und durch folgende Abkürzungen zu bezeichnen: 


len . . Sin... .=S. 
I-Nord- Os. Süd Süd-West. . SSW. 
HOt .. . Säd-Wet . . . = SW. 
Nord-Ost . West-Säd-Wet . = WSW. 
oo. West. . .=W. 
Jüd-Ost West-Nord- West = WNW. 
Ost. . Nord-Wet. . .= NW. 
Büd-Ost Nord-Nord-West . = NNW. 





ke des Windes wird durch eine Zahl angegeben, die man der Bezeic 
ıe Richtung hinzufügt und die nach folgenden Regeln durch Schätzus 
d: 

tet Windstille oder einen so schwachen Wind, dass er kaum die Blätt 
ewegt. (Bei Windstille wird natürlich eine bestimmte Richtung d 
angegeben.) 1 
!et einen schwachen Wind, der die Blätter und kleinen Zweige d 
t; \ 
‚et einen mittelstarken Wind, der die Baumzweige bewegt und im Frei 
3 Sausen verursacht; 

tet einen starken Wind, bei dem sich starke Aeste und selbst die ver 
Gehen erschwert ist, stärkeres Sausen vernommen wird, und lei 

ı Luft gehoben werden; \ 
h bedeutet einen Sturm, bei dem die Bäume in steter Bewegung 
ige und Aeste gebrochen und Bäume entwurzelt werden, ein si 
eftigen Windstössen unaufhörlich bemerkt wird und das Gehen 

ır erschwert ist. 


8. Wolkenzug. 

3 möglich ist, notire man zu den festgesetzten Beobachtungszeiten ı 
Wolkenzuges im Zenith des Beobachtungsortes. Sollten die Wolk 
ıer Höhe nach verschiedenen Richtungen ziehen, so sind in der 1 
brik die beiden Bewegungsrichtungen über einander zu schreiben u 
ıorizontalen Strich zu trennen. So würde z. B. RS bedeuten, d 
Volken von SW. und die höheren von NO. her ziehen. 

tichtung des Wolkenzuges nicht erkennbar, so wird in die betreffeı 
vrizontaler Strich gemacht. 
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9. Himmelsansicht. 


Die Grösse der Bewölkung wird nach 10 Graden unterschieden ; 0 bedeutet 
isen völlig heiteren und wolkenfreien, 10 einen ganz umwölkten, und die Zahlen 

9 einen mehr oder weniger mit Wolken bedeckten Himmel. So wird z. B. 
9 bedeuten, dass 3 Zehntel des Himmels bewölkt und 7 Zehntel wolkenfrei sind. 

Damit auch gleichzeitig die Dicke oder Stärke der Bewölkung aus der Bezeich- 
ing zu erkennen geht, wird eine sehr dünne Bewölkung durch die kleine Zahl, 

sehr dicke Bewölkung durch die’ kleine Zahl ? ausgedrückt, welche rechts 
som der gewöhnlichen Bewölkungszahl hinzugefügt wird. 10° bedeutet z. B. die 
‚Bederkung des ganzen Himmels mit einer dünnen Wolkenschicht, 10? mit dicken 
Wolke. Eine mittlere Dicke der Bewölkung wird durch keine genauere Bezeichnung 
ügeirückt, 


10. Charakter des Tages. 


Der Charakter des Tages wird am Abend in die dazu bestimmte Rubrik ein- 
perigen und durch die gewöhnlichen Ausdrücke: klar, bewölkt, sehr bewölkt, ganz 
tigen, nebelig, regnerisch, stärmisch u. s. w. bezeichnet. 


rl. Regen- und Schneemesser. 


An jedem Tage wird bei der Beobachtung um 8 Uhr Morgens das in dem 
en Theile des Regenmessers angesammelte Wasser in eiu graduirtes Messgefäss 
gelassen und sein Stand abgelesen. Um das richtig auszuführen, muss das Gefäss 
Baontal gehalten, das Auge in die Ebene der Wasseroberfläche gebracht und dann 
Fit der gehobene Rand des Wassers, sondern der Stand der spiegeladen Wasser- 
liche an der Skala abgelesen werden. Die Eintheilung der Skala giebt Cubik- 
Blineter an und zwar ist ein Intervall von 20 Cem. in 10 gleiche Theile getheilt, 
dass die geraden Zahlen unmittelbar durch die Eintheilung und die ungeraden 
A Schätzung erhalten werden können. 
in Winter wird das gewöhnliche zum Auffangen des Regens bestimmte Gefäss 
A ein anderes ersetzt, welches durch seine ausgebauchte Form verhindert, dass 
Fa ihm befindliche Schnee durch den Wind herausgetrieben werden kann. Um 
gefallenen Schnee zu messen, ist es nöthig, ihn sorgfältig aus dem Schneebe- 
er in ein Gefäss zu füllen, ihn langsam aufthauen zu lassen und das Wasser 
zı messen, wie es oben angegeben ist. In der Beobachtungstabelle ist besonders 
bemerken, ob der Niederschlag als Regen, Schnee oder als Regen mit Schnee 
ischt, erfolgt ist. 
Die Oeffnung des Regen- und des Schnesmessers beträgt 2000 DCm. und be- 
# sich 1,5 M. über der Erdoberfläche. Dividirt man daher die beobachtete Zahl 
durch 200, so erhält man die Höhe des atmosphärischen Niederschlages in 
Bei ungewöhnlich starkem Regen oder Schneefall muss die Beobachtung zwei- 
des Tages ausgeführt werden, unter gewöhnlichen Verhältnissen ist eine ein- 
ige Beobachtung am Morgen ausreichend. 
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12. Bemerkungen. 


ie Bemerkungen sind alle meteorologischen Erscheinungen aufzunehme 
'e des betreffenden Tages beobachtet sind. Nach dem Vorschlage d 
ın Meteorologen-Oongresses zu Wien sind dabei folgende Bezeichnung 
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r Erscheinung ist durch eine kleine Zahl ° oder ?, die oben red 
ird, auszudrücken, ob dieselbe besonders schwach oder besonders sts 
ausserdem ist noch die Zeitdauer der Erscheinung (Anfang und Enı 

Dabei ist der Tag von Mitternacht bis Mitternacht zu zählen u 
Mitternacht bis Mittag mit V.M. und von Mittag bis Mitternacht ı 
ichnen. Ausserdem ist in den Wintermonaten täglich anzugeben, 
it Schnee bedeckt ist oder nicht und wie hoch ungefähr im erd 
eedecke liegt. 


teobachtungen aus dem Thier- und Pflanzenleben. 
Beobachtungen aus dem Pflanzenleben ist darauf Rücksicht zu nehm 
die Pflanzen in möglichster Nähe des Stationsortes wachsen, 

das zur Beobachtung ausgewählte Individuum bereits ausgewachı 
t und sich in einem blüthefähigen Zustand befindet, 

die zur Beobachtung ausgewählten Individuen möglichst gleiche La 
res Standortes gegen die Himmelsrichtung haben, 

die betreffenden Pflanzen in Folge ihrer individuellen Beschaffent 
ırs frühe oder späte Entwickelung haben und 

die Beobachtungen mehrere Jahre hinter einander an denselben Im 
duen gemacht werden. 


Monding . ..... = 


| Bei der Bestimmung des Zeitpunktes, zu welchem die Vegetationserscheinungen 

werden, ist Folgendes zu berücksichtigen: 

1) Als Schwellen der Knospen wird der Moment betrachtet, in welchem zwischen 
den dunkeler gefärbten Knospenschuppen in Folge der Streckung der 
Achsen lichtere Zonen sichtbar werden; 

2) Als Zeitpunkt des Erscheinens des ersten Blattes ist der Tag anzunehmen, 
an welchem ein Blatt seine Oberfläche frei und ausgebreitet dem Himmel 
zukehrt, bei den Nadelhölzern, wenn die Knospe die Hülse abwirft resp. 
die ersten Nadelspitzen aus den Scheiden oder der Knospenspitze hervor 
kommen; bei den Getreidearten, wenn die ersten beiden Blätter flächen- 
förmig ausgebreitet sind und seitwärts abstehen, während das dritte Blatt 
zusammengerolit noch senkrecht steht; 

$)der Tag der ersten Blüthe wird bei den Bäumen und Sträuchern durch 
das Stäuben der Staubbeutel oder durch eine Aenderung des Colorits 
derselben angedeutet, bei den Getreidearten durch das Hervortreten der 
Staubgefässe oder Griffel aus den Blütbenspelzen; 

4) Die Fruchtreife wird durch folgende Erscheinungen angedeutet: 

durch das Herabfallen der völlig gesunden Nüsse oder Eicheln bei Corylus 
avellana, gemeine Haselnuss, Fagus sylvatica, Rothbuche und Quercus 
pedunoulata, Sommereiche, (die zuerst abfallenden Früchte sind durch 
Insecten angestochen und sind nicht gesund), 

durch das Aufspringen der Samenkapseln bei Aesculus hippocastanum, Ross- 
kastanie und Salix caprea, Salweide, 

durch das Herabfallen der ersten Samen bei Abies pectinata, Weisstanne, 

durch das Abfallen der samenhaltenden Früchte bei Ulmus campestris, 
Feldrüster, 

darch Bräunung und Trockenwerden der Zapfenschuppen bei Abies excelsa, 
Fichte und Larix europaea, Lärche, 

durch Trockenwerden der Kapseln bei Tilia parvifolia, gemeine Linde, 

durch das Weichwerden der Früchte bei Prunus avium, süsse Kirsche, Ribes 
Grossularia, Stachelbeere und Vaccinium Myrtillus, Blaubeere, 

durch die schwarze Färbung der Früchte bei Prunus padus, Traubenkirsche, 
Prunus spinosa, Schwarzdorn und Sambucus nigra, gemeiner Hollunder 
(Flieder), | 

durch die bluthrothe Färbung der Steinfrucht bei Cornus mascula, Kornel- 
kirsche; 

bei den Getreidearten durch die Entfärbung in Folge des Vertrocknens 
der Halme. 

Bei den hier nicht angeführten, in der Tabelle verzeichneten Pflanzen ist die 

ife durch entschieden hervortretende Erscheinungen nicht angedeutet und 

ist dieselbe nicht zu beobachten. Ebenso fällt die Zeit der Entlaubung bei 
sdelhölzern, mit Ausnahme der Lärche, fort. 

für die Beobachtungen aus dem Thierleben ist eine genauere Angabe überflüssig 

aur nöthig, dass die dazu bestimmte Tabelle (s. Beilage IV.) rechtzeitig und 

r* ausgefüllt wird. 
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IV. Vorschriften über die Reduction der meteorologischen 
Beobachtungen. 


Die meteorologischen Beobachtungen, welche nach den vorhergehenden 
schriften angestellt sind, können erst, nachdem sie gewissen Reductionen unte 
worden sind, zur Vergleichung und zu Schlüssen über celimatische Verhältniss 
nutzt werden. Diese Reductionen erfordern keine grosse Mühe, wenn sie ti 
gemacht werden, verursachen aber, wenn sie für eine längere Zeitperiode ausge 
werden sollen, eine kaum zu bewältigende Arbeit. Deshalb ist es wünschens 
dass die Beobachter die Arbeit der Reductionen übernehmen, wobei noch der 
theil vorhanden ist, dass sich kurze Zeit nach der Beobachtung oft noch e 
Irrthümer in der Ablesung oder Schreibfehler corrigiren lassen, was längere 
darauf nicht mehr möglich ist. Wie diese Reductionen auszuführen sind, is 
folgenden Vorschriften ersichtlich: 


1. Correction der Temperatur-Angaben. 


Die Temperatur wird unmittelbar an der Skala des Thermometers abg 
und bedarf keiner weiteren Correction, wenn die Skala richtig angefertigt is 
ihr Nullpunkt der Temperatur des schmelzenden Schnees entspricht. Da sid 
der Nullpunkt mit der Zeit zu ändern pflegt, so ist es nothwendig, denselbe 
weilen, etwa alljährlich einmal zu controliren und seine Veränderung bei den 
peraturangaben zu berücksichtigen. Würde z. B. die Temperatur des schmelz 
Schnees durch + 0,8 der Skala angegeben werden, so müssten alle Ablesung: 
Thermometer um 0,8 erniedrigt werden und wenn sie z. B. durch — 0,7 ange 
würde, so müssten alle Ablesungen um 0,7 erhöht werden. Würden also z. 
ersten Falle folgende 3 Ablesungen gemacht werden: + 9,5; + 0,3; — 2 
hätte man statt derselben die reducirten Angaben: + 8,7; — 0,5; — 3,4 zu sch 
und ebenso wenn z. B. im zweiten Falle + 10,6; — 0,2; — 7,9 abgelesen 
so hätte man statt dessen zu schreiben: + 11,3; + 0,5; — 7,2. 


2. Correction und Reduction der Barometerangaben. 


Nachdem die Temperatur des Thermometers am Barometer auf die ange 
Art corrigirt ist, wird die abgelesene Barometerhöhe auf die Temperatur 0 
Nennt man diese gesuchte Höhe h, und die bei der Temperatur t beobachtete 
hi und bezeichnet man ferner den Ausdehnungscoefficienten des Quecksilbers für 
Grad Celsius mit q, den der Messingskala mit m, so erhält man: 


l+mt 
V—hlirgt 
‚ Setzt man m = 0,00001878 


und q = 0,00017993 wie er als Mittelwert' 
Temperaturen von 0° bis 35° aus der von Regnault gegebenen Gleich ıg 
q = 0,00017905. t + 0,0000000252316. t? 
folgt, so ergiebt sich 
h,=h: — bh. t. 0,00016115. 


Sollte ausnahmsweise die Temperatur unter 0 stehen, so müsste das zweite 
Bicd (Correctionsglied) addirt statt subtrahirt werden. 
- Der Werth des Correetionsgliedes kann unmittelbar aus Taf. I gefunden werden, 
bien man den abgelesenen Barometerstand unter den Ueberschriften und die re- 
irte Temperatur unter den vorgeschriebenen Zahlen aufsucht und die Zahl, welche 
| der dadurch bestimmten Vertikal- und Horizontalreihe steht, als Werth des Cor- 
Hicsgliedes benutzt. 
‚Die Tafel ist in Bezug auf ihre Form derjenigen nachgebildet, welche sich in 
Istructionen befindet, die für die meteorologischen Stationen der Schweiz und 
Pie gelten. Die Zahlenwerthe sind direkt aus den oben angegebenen Daten be- 
inet worden. 
f Der Barometerstand schreitet in der Tafel. fort nach je 10 Mm. und die Tem- 
Palır sch halben Graden. Sollten die Werthe für die Temperatur und für h. 
ki umittelbar in der Tafel stehen, so würde es vollständig ausreichen, die ihnen 
käst liegenden Werthe der Tafel zur Bestimmung der Correction zu benutzen. 
ı. B. der abgelesone Barometerstand = 754,3 Mm. und die beobachtete Tempe- 
r=21,3°, so hat man das Correctionsglied für t = 21,5° und hı = 750 Mm. 
chen und findet dasselbe = 2,6. Daher würde in diesem Fall die auf 0° 
} Barometerhöhe — 751,7 Mm. sein. 
&llte noch wegen der Capillarität eine Correction erforderlich sein, so würde 
ie dem Beobachter von der Hauptstation mitgetheilt werden und diese wäre 
in der auf 0° reducirten Barometerhöhe hinzuzuaddiren. 
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3. Absolute Feuchtigkeit der atmosphärischen Luft. 
Deabsolute Feuchtigkeit, d. h. die Spannkraft des in der atmosphärischen Luft 
fendeaen Wasserdampfes wird durch das Psychrometer aus der Temperaturdifferenz 
teckenen und des feuchten Thermometers in Verbindung mit der reducirten 
ferhöhe bestimmt. Bezeichnet man 
nit t die Temperatur des trockenen Thermometers, 
ıhı „ n „ feuchten n 
„ 1 den auf 0° reducirten Barometerstand, 

‚ eı das Maximum der Spannkraft des Wasserdampfes in Mm., welcher der 
Temperatur tı entspricht und 
» © die gesuchte Spannkraft, 
nach den von Regnault gegebenen Formeln mit Benutzung der von Moritz 
de PAcad. d. Sc. de St. Petersbourg XIII) angegebenen verbesserten Regnault’ 
Zahlen (s. Psychrometer-Tafeln von Jelinek, Wien 1871,): 
0,480 (t — tı) R 


' e = eı — an und 
| — 0,480 (t —tı) ho 
| 291 689 — tı 


Die zweite Gleichung gilt, wenn das Wasser auf der Kugel des feuchten Ther- 
* gefroren ist, die erste, wenn es nicht gefroren ist. 

man in diesen Gleichungen für tı im Nenner einen Mittelwerth, so er- 
* dieselben eine bedeutend vereinfachte Form. Wir substituiren, so wie es in 
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deon Instructionen für die meteorologischen Beobachtungen in der Schweiz und 


geschehen ist, in der ersten Gleichung statt t; den Mittelwerth + 10° und in 


“ » zweiten’den Mittelwerth — 5° und erhalten dann ’ | 


statt der ersten Gleichung: e = eı — 0,000800 (t —tı) hs 
und statt der zweiten Gleichung: e = e; — 0,000692 (t — tı) h.- | 
Um e zu finden, hat man zuerst e, für den beobachteten Werth von t; 
Tafel II abzulesen. Diese Tafel beruht auf den durch Moritz verbesserten Regnault 
Zahlen und ist in Bezug auf die Form den Jelinek’schen Tafeln nachgebildet. 
Zahlenwerthe sind direkt aus den Formeln von Regnault: 
log. eı =a—+b. at — c.ß! für t grösser als 0 und 
eı — a b. at*+% für t kleiner als O | 
berechnet worden, indem für die Constanten, die von Moritz angegebenen Werf 
(s. Wüllner Physik, 1. Ausg. II. 167) benutzt wurden. Die Einrichtung der 
ist an sich klar. Vorgeschrieben sind die ganzen Grade und übergeschrieben 
Zehntel derselben, so dass man den Werth von e, unmitelbar aus der Tafel: 
lesen kann, wenn die Temperatur bis auf Zehntel-Grade gegeben ist. 
Der Werth des Correctionsgliedes wird für den Fall, dass das Wasser auf: 
Kugel des benetzten Thermometers gefroren ist, in Tafel IV und wenn es nicht 
froren ist, in Tafel III aufgesucht. Man findet denselben in der durch die be 
Barometerhöhe bestimmten Vertikalreihe und in der durch die beobachtete T 
ratur-Differenz bestimmten Horizontalreihe. Subtrahirt man den Werth des 
tionsgliedes von dem schon früher gefundenen Werth von eı, so erhält man 
gesuchten Werth von e. . 
Steht bei starkem Nebel das feuchte Thermometer eben so hoch oder 
als das trockene, so ist die Luft mit Feuchtigkeit gesättigt und deshalb ist in di 
Fall e = dem Werthe von e, zu setzen, welcher der am trockenen Therm 
abgelesenen Temperatur entspricht. Der Gebrauch der Tafeln I, HL, IV wird 
folgenden Beispielen ersichtlich werden: 
Erstens sei: h, = 762,1; t = 15,35 tı = 9,7 
dann folgt t — tı = 5,6. Also e, aus Tafel II = 8,98. 
das Correctionsglied ergiebt sich aus Tafel II = 3,40 
und deshalb ist e = 8,98 — 3,40 == 5,58. 
Zweitens sei: bh. = 670,8; t = 32,5; tı = 19,7 
-dann ist t — tı = 12,8; e, = 17,07 
e = 17,07 — 6,86 = 10,21. 
Drittens sei: h, = 720,7; t = 0,3; tı = — 0,2 (ungefroren) | 
dann ist t— td, 0,5; o1 = 4,54 | 
e = 4,54 — 0,29 = 4,25. | 
Viertens sei: hu = 692,4; t = — 5,7; tı = — 7,2 (gefroren) | 
dann ist t— tı = 1,5; eı = 2,63 | 
e— 2,63 — 0,2 — 1,91. 


























4. Die relative Feuchtigkeit der atmosphärischen Luft. | 
Relative Feuchtigkeit der atmosphärischen Luft nennt man das Verhälti 
zwischen der Spannkraft des in, derselben befindlichen Wasserdampfes d h. ix 
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sit und der Spannkraft, welche der Wasserdampf im Zustande 
lie vorhandene Lufttemperatur haben würde. Deshalb ist die 
= dem eben gefundenen Werthe von e dividirt durch das der 
‚chende Maximum der Spannkraft des Wasserdampfes. Tafel V 
'euchtigkeit nach Procenten ausgerechnet. Die übergeschriebenen 
ie gefundene absolute Feuchtigkeit und die vorgeschriebenen 
ıperatur des trockenen Thermometers. 
the für absolute Feuchtigkeit und Lufttemperatur nicht unmittel- 
zeichnet stehen, so hat man wieder die ihnen zunächst liegenden 
ı nehmen und die denselben entsprechende relative Feuchtigkeit 
3 Interpolation wird in den allerwenigsten Fällen erforderlich sein. 
‚3 angegebenen Beispielen folgt die relative Feuchtigkeit: 
e = 5,58 
relative Feuchtgk. 


—E 





TR A 






relative Feuchtgk. 
e= 1,91 t 
relative Feuchtgk.: = 63%. 


iften über die Reihenfolge der anzustellenden 
ıtungen und über das Eintragen derselben 
in die Haupttabelle. 


A. Täglich wiederkehrende Beobachtungen. 
I. Morgens 8 Uhr. 


a. Feldstation. 
ren am Psychrometer. 
Temperatur im Schatten. 
n » in der Sonne. 
mperataren. 
o. 
28. 
. 
3. Graa aer Bewölkung. 
9. Richtung des Wolkenzuges. 
10. Bemerkungen. 
b. Waldstation. 
1. Temperaturen am Paychrometer 0,15 M. über der Erdoberfläche. 
. Temperaturen am Psychrometer in der Baumkrone. 
. Maximum-Temperatur im Schatten 1,5 M. über der Erdoberfläche. 
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cimum-Temperatur in der Baumkrone. 
Ibodentemperaturen. 
zenmenge. 
nerkungen. 

II. Morgens 8%. Uhr. 
nd des Thermometers am Barometer. 
nd des Barometers. 


IH. Nachmittags 2 Uhr. 

a. Feldstation. 
nperaturen am Psychrometer. 
imum-Temperatur im Schatten. 

» a » im Freien. 

bodentemperaturen. 
adrichtung. 
adstärke. 
ıd der Bewölkung. 
htung des Wolkenzuges. 
aerkungen. 

b. Waldstation. 
nperaturen am Psychrometer 1,5 M. über der Erdoberfläche. 
nperaturen am Psychrometer in der Baumkrone. 
ıimum-Temperatar im Schatten 1,5 M. über der Erdoberfläche. 
imum-Temperatur in der Baumkrone. 
ıimum-Temperatur bei freier Ausstrahlung 1,5 M. über der Erdoberfläch 
Ibodentemperaturen. 
nerkungen. 


IV. Nachmittags 2” Uhr. 
nd des Thermometers am Barometer. 
nd des Barometers. 


V. Abends 9 Uhr. 


gabe des Charakters des Tages. 
merkungen. 
Aufschreiben der Beobachtungen ist darauf Rücksicht zu nehmen, & 


zen am Maximum-Thermometer und am Regenmesser Morgens 8 U 
ım des vorhergehenden Tages, alle übrigen für das laufende Datum € 
rden. " 


B. Monatlich wiederkehrende Beobachtungen. 
ten jedes Monats wird des Morgens 8 Uhmdas Verdunstungsgefäss saul 
ad mit 3000 Cem. Regen- oder Schnee-, allenfalls auch aufgekocht 
gefüllt und die eingegossene Wassermenge notirt. Von Zeit zu 2 


g m 


muss Wasser nachgefüllt werden, damit der Boden des Gefässes dauernd mit Wasser 
bedeckt bleibt. Wie viel nachgegossen ist, muss jedesmal genau aufgeschrieben 
werden. Am ersten des folgenden Monats wird des Morgens 8 Uhr das im Gefäss 
weh vorhandene Wasser gemessen und notirt, worauf das Gefäss für die folgende 
Ionatsbeobachtung wieder in Stand gesetzt wird. 


C. Beobachtungen aus dem Thier- und Pflanzenleben. 


Die Art der anzustellenden Beobachtungen aus dem Thier- und Pflanzenlebeu 
kt aus I. 13 an und für sich verständlich. Es ist demnach nur das für diese 
Beobachtungen bestimmte Formular gewissenhaft und rechtzeitig auszufüllen. 


D. Das Eintragen in die Haupttabelle. 


Im die von Dove eingeführten fünftägigen Mittel nehmen zu können, ist es er- 
firderlich in jede Haupttabelle neben den betreffenden Buchstaben a, b, c, etc. das 
zugehörige Datum einzutragen, so wiees in Tafel VI angegeben ist. Hat der Februar 
ineinem Schaltjahr 29 Tage, so besteht das Intervall vom 25. Februar bis 1. März 
aus 6 Tagen und desshalb ist in diesem Ausnahmefall ein sechstägiges statt eines 
‚finftägigen Mittels zu nehmen. 

Besonders zu bemerken ist noch, dass die fünftägigen Mittel nur von den voll- 
ständigen Colonnen und nicht von denen aus 1, 2 oder 3 Tagen bestehenden ge- 
bildet werden. Die Monatsmittel sind von allen zu dem Monat gehörigen Tagen 
zu nehmen. 


4 





Jahrbuch 


der 
Prenßiſchen Forft- und Jagd Geſetzgebung 
und Verwaltung. 


Herausgegeben 
von 


Bernhard Dandelmann, 
Königl. Breub. Oberforftmeifter und Direktor der Forſtakademie zu Reuftabt-Eberäiwalbe. 





Im Anſchluß an das Jahrbuch im Forſt⸗ und Jagdkalender für Preußen 
I. bis XVII. Jahrgang (1851 bis 1867). 


—— 


Achter Band. 


— — —ñ — ⸗ — 


Berlin 1876. 


Verlag von Julius Springer. 
Monbijouplag 8. 








won 


Inhalts-Verzeichuiß. 
Anterrichts- und Prüfungsweien. E cite, 
*8 õhere Schulanſtalten. .. 259. 
tatuten für die Studirenden der Königlichen Korft-Alademien zu 
Reuftadt-Ehw. und Münden (5. April 1875). - - 2220. 259. 


Organifation. „ Dienk:Iufruktionen. 


eranziehung des Fiskus zu den Kreisabgaben (25. Februar 1876) . 271. 
enfelben Gegenftand betr. (15. Inni 1875). 277 


46. Uniform der Forſtbeamten bei Hofiagden (30. Dezember 1875) . .. 366. 


19, 


Yerwaltungs- und ISchubperfonal. Gehalte, Emolumente umd 
Penfionirungen. 
Stellenzulagen und Dienflaufwandsentihädigungen der Oberförſter 
find künftig nach Abflufungen von 100 DI. zu beftimmen (11. Jan. 1875) 278. 
Brennholz der Ferftbeamten (22. Januar „1875) ren 279. 
Denfelben Gegenftand betr. (23 April 1875) . . . . . 279. 
Gelbverglitigungen für freies Brennholz und Miethsentſchädi unge 
an Forſibeamte find monatlich praen. zu zahlen (BU. Apri 1875) 279. 
Normal: und Perjonal-Befoldungsplan der 346 und —* 
(16. Juni 187153.. . nee 280. 
Dienſteinlommen der als Forſthülfsaufſeher beſchäftigten Reſervejä 
während der Einberufung zu kurzen militair. Uebungen (19. Juni 1875) 284 
Beichränfung neuer Notirungen forftverforgungsberechtigter Jäger bei 
mehreren Konigl. Regierungen (13. September 1875) . . - .. . - 28. 
Andermeite Senletung ber emuneration der Sergeanten des Jäger⸗ 
Corps während des 7. und 8. Monats ihrer Beurlaubung zum 
e— —— (22. April 1876.).......5 ... 385. 
änderung ber 88 38 und 39, Abi. ; des Regulativa über Ausbildung, 
Prüfung Hab Anftelung für die unteren Stellen des Forftdienftes “ 
vom 3. Januar 1873, betr. die Berpflichtung Ai Jägerklafſe A. I, 
nad dreijähriger Militairdienfizeit (10. Juni 1876)... 2... . 386. 


Diäten und Reifekoflen. 


Geſetz, betr. eine Abänderung des Geſetzes vom 24. März 1873 über 
die Zagegeiber und Reifeloften der Staatsbeamten (28. Juni 1875) . 285. 
Denjelben Gegenftand betr. (4. Auguft 1875). - - - - - - - 287. 

ehlihren ber Forſtbeamten in Serihtfißen Unterfuchungsfadhen 
5. Januar 1876) . - >»: 2 Como ne 387, 

täten der ſHneiager bei Reifen zu den Forſtgerichts⸗Terminen 
(20. März 1876) > 22 2 2 3. 
——— Fe die Tagegelder und die Reiſekoſten der Staatsbeamten 91 
el 1876). 2 2 220 ne . 
* age are) nt Neifeloften der Beamten der Forſtverwaltung 398 
ai -. 08 8 182 8 CF Tr Frhr Tr Tr Te TB TE EL TB CD CL I 8 4 “ 


— inemigen und verpachmugen von Domainen- und 
Forſtgrundſtücken. 
Abſchätzung des Kaufpreiſes reſp. des Miethszinſes für Grundſtücke 
des Preuß. Staates, welche dem Deutſchen Reiche überlaſſen werden 
ollen (1. Februar 1875) 2 2 0er. 2837. 


gerechtigungen und Ablöfungen. Gemeinheitstheilung. 
Befugniffe der Königlichen Re jerungen zur Beftätigung der Rezefſe 
in Ablöhmgsfaden (29. April 1 Gy gung der Rezeſſt nn 
Betr. die —* bisher eärumerandg geleitete Abgaben in 
Amortifationsrenten- (25. Februar 1876) - - - nn ern ne 419. 


Art. 


Gefhäfts-, Kaſſen und Rehunngswefen. Seite. 


Verrechnung der Durch Läuterungshiebe entftehenden Koſten (9 Jan. 1875) 288. 
—— der Koſten, welche die Vermeſſung der Forftgrenzen, Forſt⸗ 
flächen, Pacht- und Dienſtländereien verurſacht (26. Januar 1875) . 280. 
Koften derjenigen Läuterungs- 2c. Hiebe, welche unverwerthbares und 
nicht aufzuarbeitendes Material ergeben, find aus Kulturfonds zu be- 
fireiten (23. März 1875) - » - 22 Er ee - 291. 
Nachweiſung und Verrechnung der Unterftigungen an penfionirte Be⸗ 
amte und an Wittiwen und Waifen der Sorfivermaltung (94. März 1875) 292. 
Anfprechen des erlegten Schwarzwildes behufs der Berrechnung 


(6. Aprıl 1875) > > .. ... . 292. 
Einftellung der Leiftungen aus Staatmitteln fiir die römijch-fatho- 
liſchen Bisthlimer (6. Mai 1875). - - 22 nn 293. 
Berechnung der Diäten für Forfthillfsaufjeher nach Monats- reip. 
Tagesfägen (7.Mai 1875) - - - >: 2 nme 294. 


dem Abjchluffe für das II. Onartal erfichtlich au machen (11. Diai 1875) 295. 
Derrehnung der Einnahmen aus dem Verkaufe von Yorftproduft 


(10. Juni 1875). > 22 on nn. 2. 
Berwendung von Hölzern fir Kulturzwecke (18. Januar 1875). . . 3%. 
Aufftellung der Liquidationen über die Koften des Sammelns ſchädlicher 

gorhinfetten (27. November 1875). en 395. 


arberechnung für meibliches Roth-, Damm: und Rehwild (9. Fan. 1876) 396. 
Anfertigung der Berwaltungs » Rechnungen in genauer Webereinftim- 
mung mit den eingereichten Yinal - Ertracten (1. Februar 1876) 397. 
Berrehnung der Stellenzulagen der Förfter und Waldwärter 
(17. Mai 1876). 2 > 22 on 398. 


nn 3%. 
Etatsmefen und Statifik. 
Etat der FForftverwaltung für das Jahr 1875... . 2 22. . 296. 
Die etatSmäßigen Som ächen, ſowie der etatsmäßige Natural- Ertrag 
flir das Jahr 1875 und Einnahme Titel 1 für Ho. ..... 301. 
Verhandlungen des Hauſes der Abgeordneten über den Etat der 
Staats⸗ werwalmng für das Jahr 1875... . 303. 
Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes über die Aufbeſſerung der 
materiellen Lage der Forftiihußbeamten -. . . » 220 20m. 322. 
Etat der Yorftverwaltung für das Jahr 1876... 2. 2... 2... 400. 
Die etatsmäßigen dorgagen ſowie der etatömäßige Natural-Ertrag 
für das Jahr 1876 und Einnahme Titel 1 für Ho . . . . 2... 405. 
——— des Hauſes der Abgeordneten iiber den Etat der Staats⸗ 
ger erwaltung fiir das Jahr 1876. - - - 2 2 22000 407. 
efei, betr. die Verlegung des Etatsjahres und die Feſtſtellung des 


Staatshanshalts-Etats für das Bierteljahr 1. Januar bis 31. März 
1877 (Bom 29. Juni 1876). - 2 200 Er nn 417. 


Taxationsweſen, Material-Abnubung, Führnng des Controlbuchs. 
uch, gejonderter Abnugungsfäge für Hauptnugung und Bor- 


mutung Mai 1875) 2»: 2 rn 325. 
Neue Anmweifung zur Anlegung und Führung des Controlbuchs 
(6. Juni 1875). .... ... ne 332. 


Anweiſung zur Anlegung und Führung des Controlbuchs (6. Juni 1875) 332. 
Einführung gleicher Holzſortimente und einer gemeinſchaftlichen Rech⸗ 

nungseinheit für Holz im dentſchen Reiche (1. Oltober 1875) . : . 340. 
Umrechnung des Nupreifigs von Feftmaaß in Raummaaß (21. April 1876) 418. 


Sorf-Wegebau. 
Unterhaltung der Wege in den Staatsforften (20. April 1876) . . . 422, 


67. 


Sorf- und Jagdſchutz und Strafweſen. 
Ein König. Forſtaufſeher, welcher, indem er feine in der Königl. Forſt 
zur Erareifung eines Jagb-Rontravenienten begonnene Amtsthätgteit 
durch Berfolgung des Kontravenienten auf ein fremdes Jagdrevier 
fortjegt, diejes NHevier mit unverbundenem Gewehr betritt, macht fidh 
dadurch einer zur gerichtlichen Ahndung geeigenten Amtsüberfchreitung 
nicht ſchuldig. Erfenntniß des Könıgl. Gerichtshofes für Kompetenz- 
Konflilte (12. Juni 187559.......... .. . ............ 
Wacht der Finder eines Hirſchgeweihes, welches naturgemäß von dem 
Wilde abgeworfen worden iſt, ſich dadurch ſtrafbar, daß er das Geweih 
ſich aneignet? Eutſcheidung des Obertribunals (Ohne Datum) ... 
Ueber den berechtigten Waffengebranch Seitens eines Forſtſchutzbeamten, 
gegen welchen ein perfönlicher Angriff erfolgt oder welcher wenigftens 
mit einem ſolchen Angriffe bedroht ıft. Erfenntniß des Königl. Gerichts- 
bofes für Kompetenz-Konflitte (8. Januar 1876). ........... 


Gefeh, betr. Ichugwaldungen und Waldgenoffenfchaften. 
ae taurf nebft Motiven betr. Schugwaldungen und Waldgenoffen- 
en ren 
Berbandlungen des Abaeordnetenhaufes tiber der Geſetzentwurf betr. 
Schugwaldungen und Waldgenofienfchaften... ... ur. eu..- 
Berhandlungen des Herrenhaufes über den Gejeh-Entwurf betr. 
Schutwaldungen und Waldgenoffenfchaften 


Geſetz, betr. Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften (6. Juli 1875) 
Yerfuchswefen. 
SpezialsArbeitspläne fiir Rulturverfuhe oo 0200er 


Statiftifhe Erhebungen über den Ausfall der Holzfamen-Ernten 
(99, Sannar —— .. A ie Si . F F Profeſt 
erbreitung der forſtlich⸗ meteorologiſchen Monatsſchrift des Profeſſors 
Dr —* (13. April 1875) > 22m. 


Das forſtliche Berſuchsweſen und die forftliche Statiſtik im Königreich 
Bayern (27. April 1875) » 22: 220er ...... 
Denſelben Gegenſtand betr. (27. April 1875) . . .- 220... 
Allgemeiner Arbeitsplan für forftlihe Kulturverfuhe . ........ 
Anleitung fie Durchforſtungs-⸗Verſuche............. 


Anleiturg zur Unterfuhbung des Waldftreu - Ertrages fowie zu 
Berfuchen über den Einfluß der Streunugung auf den Wuchs der 
Dlzbeflände ... 200er en 


Derfonalien. 
Beränderungen im Königlichen Forft- und Jagdverwaltungsperſonal 
vom 19. Januar bis 31. Mai 1875 .... er ren pe ... 
Desgl. vom 1. Juni bis 15. October 1875............. . 
Desgl. vom 16. October 1875 bis 1. Juli 1876........... 
DOrdens-Berleihungen an Forft- und Jagd⸗Beamte vom 18. Januar 
be 1. Juni 1875 .... ....... Doreen nn ....... 
Desgl. vom 1. Juni bis 15. Oktober 1875........... .. 
Desgl. vom 16. October 1875 bis 1. Juni 1876... ... nn 


Chronologiſches verzeichniß 
der in dieſem (VIII.) Bande des Jahrbuchs enthaltenen Geſetze, Kabinets⸗ 


Ordres, Erkenntniſſe, Staatsminiſierial⸗Beſchlüfſc, Inſtructionen, Regu⸗ 
lative und MiniſterialVerfügungen ꝛc........... ..5.. 


Seite. 


424. 


425. 


38. 


344. 
861. 


Geſetz betr. Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften. 


1. 
Geſetzentwurf nebſt Motiven betreffend Schutzwaldungen und 
Waldgenoffenfchaften*). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, fiir 
den ganzen Umfang derielben, was folgt: 

L Allgemeine Befimmung. 

81. Die Benupung und Bewirtbihaftung von Waldgrundſtücken unter- 
fiegt nur denjenigen landespolizeilichen Bejchränkungen, welche durch das gegen- 
wärtige Gejeg vorgejchrieben oder zugelaffen find. 

Die über die Beauffihtigung, Benutzung und Bewirthſchaftung der Staats-, 
Gemeinbe-, Korporationg-, Genoſſenſchafts⸗ und Inſtituten⸗Forſten beftehenden 
befonberen Vorſchriften bleiben jedod in Kraft. 

U. Schngmaßregeln zur Abwendung von Gefahren. 

5 2. m Fällen wo: 

a) Durch die Beichaffenheit von Sandlänbereien benachbarte Grundftüde, öffent» 
tiche Wege, natitrliche oder künftliche Wafferläufe der Gefahr der Berfandung, 

b) dur das Abſchwemmen bes Bodens oder durch die Bildung von Wafler- 
ſtürzen in hoben Freilagen, auf Bergrüden, Bergkuppen und an Berg⸗ 
hängen, die unterhalb gelegenen nutzbaren Grundftüde, Straßen oder Ge⸗ 
bäude der Gefahr einer Ueberſchüttung mit Erbe oder Steingeröll, oder 
der Ueberfluthung, 

c) durch die Zerfiörung eines Waldbeftandes in dem DQuellgebiet und an den 

Ufern natürlicher Wafferläufe, fowie an den Ufern von Kanälen, der Stand 


der Wafferläufe der Gefahr einer Verminderung, oder Ufergrundftiide der 


Gefahr des Abbruches oder die im Schute der Waldungen gelegenen Ge⸗ 
bäude u. |. w. der Gefahr des Eisganges, 

d) dur die Zerflörung eines Waldbeftandes in den Freilagen und in der 
Seenähe benachbarte Feldfluren und Ortichaften den nachtbeiligen Einwir- 
tungen der Winde, 

in erheblichem Grade ausgefegt find, Tann Behufs Abwendung diefer Gefahren 

ſowohl die Art der Benutung der gefahrbringenden Grundftüde als aud) die 

Ausführımg von Walblulturen oder fonftigen Schuganlagen auf Antrag ($ 3) 

ordnet werden. 

Hierbei find die beiderfeitigen Intereffen möglichft zu vereinigen. “Die 

T fung und Aufforftung der Meeresbiinen kann auf Grund dieſes Gefeges nicht 

g dert werden. 


) ©. Jahrb. Bo. VII. ©. 174, Art. 81. 
ſahr. 5b. Pr. Sorſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzgg. VIII. 1 
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$ 3. Der Antrag auf Erlaß der im 8 2 vorgeſehenen Anordnungen kann 
geftellt werden: 
a) von jedem gefährdeten Intereſſenten, 
b) von Gemeinde-, Amts-, Kreis- und fonftigen Kommunalverbänden in allen 
innerhalb ihrer Bezirke vorfommenden Fällen ($ 2). 
c) von der Landespolizeibehörde. 

8 4. Die Eigenthümer, Servituts- und fonftigen Nutzungsberechtigten der 
gefahrdrohenden Grundftiide find verpflichtet, fich allen Beſchränkungen in ber 
Benugung der letteren zu unterwerfen, welche in Gemäßheit des 8 2 dieſes Ge- 
feße8 angeordnet werden und die Ausführung der auf Grund diefer Vorſchrift 
angeordneten Walbkulturen oder Schugmaßregeln zu geftatten. Wenn fie durch 
die Nutzungsbeſchränkungen an dem bisher bezogenen Meinertrage eine Einbuße 
erleiden, ift ihnen dafür eine Entſchädigung zu gewähren. 

85. Die Koften der Herftellung und Unterhaltung der angeordneten Wald- 
fulturen oder fonftigen Schuganlagen, ſowie die nad) 8 4 zu leiftende Entfchä- 
digung, haben die gefährdeten Intereſſenten nad) Berhältniß und bis zur Werths- 
höhe des abzumendenden Schadens zu tragen, beziehungsmweife zu leiften. 

Erwachſen den Eigenthiimern der gefahrbringenden Grundftlide durch die 
Anlagen Bortheile, welde fie ohne diefe Anlagen nicht bezogen haben würden, 
fo haben bviefelben nach Verhältniß jund bis zur Höhe diefer Bortheile zu den 
Koften der Herftellung und Unterhaltung beizutragen. 

Inſoweit auf diefe Art die Koften nicht gededt werden, fällt der Mehrbetrag 
den Antragftellern, alfo im Falle des $ 3, sub c, dem Staate zur Lafl. 

Sind die Antragfteller nicht gemillt, diefen Mebrbetrag aufzubringen, fo find 
fie binnen 14 Tagen nad erfolgter Feſtſtellung des Regulativs ($ 11) zur Rüd- 
nahme des Antrages gegen Zahlung der bis dahin erwachjenen Koften befugt. 
Die Ausführung des Regulativs unterbleibt in diefem Falle, wern nicht ein an- 
derer nach $ 3 zur Stellung des Antrages Berechtigter die Sache aufnimmt. 

Die Beiträge find zu leiften, fobald fie zur Dedung der Ausgaben gebraudgt 
werden, wenn auch die Abmwendung des Schadens und die Erlangung des Vor⸗ 
theils erft flir eine fpätere Zeit in Ausficht ſtehen. 

8 6. Der Koftenbeitrag ($ 5) kann dur Naturaldienfte und Lieferungen 
geleiftet werben, fomeit dies ohne Beeinträchtigung des Zweckes angeht. 

87. Die Entſcheidung darüber, ob und melde Maßregeln in jedem ein- 
zelnen Falle anzuordnen find, fowie die Entiheidung tiber Entihädigung und 
Koften (8 5) erfolgt durch den Kreisausfhuß, in den Hohenzollern’ihen Landes⸗ 
theilen durch den Amtsausſchuß. Der Kreis- beziehungsmeife Amtsausſchuß führt 
in dieſen Fällen die Bezeichnung Waldſchutzgericht. 

Auf das Verfahren vor dem Waldſchutzgerichte, auf die Berufung gegen die 
Entſcheidung deſſelben und auf das Verfahren in den Berufungsinſtanzen finden 
die Vorjchriften des Geſetzes, betreffend die Verfaffung der VBerwaltungsgerichte 
und das Verwaltungsftreitverfahren, Anwendung. 

Es treten jedoch für das Berfahren vor den Waldſchutzgerichten folgende 
befondere Beſtimmungen in Kraft. 

.8& 8. Der Antrag auf Abmendung einer Gefährbung im Sinne des $ 2 
ift bei dem Waldſchutzgericht desjenigen Bezirkes (Kreijes, Amtsverbandes in Hohen: 
zollern) zu Händen feines Borfigenden zu fetten, in welchem dag gefahrbringend: 
Grundftiid gelegen ift. 
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Liegt daſſelbe im zwei oder mehreren Bezirken, fo ift das Waldſchutzgericht 
desjenigen Bezirkes zufländig, welchem der größte Theil des Grundftüds ange- 
hört. Geht der Antrag von dem Bezirke felbft ans, fo ift er gegen biefen gerichtet, 
fo beitimmt das Berwaltungsgericht das zuftändige Waldſchutzgericht. Daffelbe 
gilt, wenn bie gefabrbrohenden Grundftide innerhalb eines ſelbſtſtändigen Stadt- 
freifes liegen. 

89. Das Waldſchutzgericht hat die Thatfachen, welche für feine Entjchei- 
dung erheblich find, von Amtsmwegen zu erforschen und feftzuftellen, ſowie ben 
Beweis in vollem Umfange zu erheben. Es hat zu biefem Behufe den bei ihm 
geftellten Antrag durch einen Kommiffar örtlich unterfuchen und grüfen zu laffen. 

Zum Kommiſſar faun das Waldfhutgericht ebenſowohl feinen Borfigenden 
oder eins feiner Mitglieder, als auch einen andern geeigneten Sachverfländigen 
ernennen. 

$ 10. Der Kommiffar bat die gefahrbringenden Grundftide und den Um- 
kreis feftzuftellen, innerhalb deffen Beihädigungen anderer Grundftüde zu be- 
fürdten find. Er hat die Eigenthümer, Servituts- und fonftigen Nutzungsberech⸗ 
tigten jener Grundſtücke, ſowie die zur Sache betheiligten gefährdeten Intereſſenten 
zu ermitteln. Nach Anhörung derfelben bat er ein fchriftliches Gutachten abzu- 
faffen, welches fich über folgende Punkte äußern muß: 

1. ob eine Gefahr im Sinne des 8 2 obwaltet, 
2. ob und welde Einſchränkungen in der Benutung der gefahrbringenden 

Grundſtücke nothwendig und welche Entihädigungen dafür zu zahlen, 

3. ob und welche Waldkulturen und fonftige Schuganlagen erforderlich und 
4. von wem, nach welchem Berhältnig und bis zu welchem Betrage die Koften 
der Anlagen ad 3 und der Entihädigung ad 2 aufzubringen find. 

8 11. Wenn der Kommiffar die Gefährdung als vorhanden erachtet, fo hat 
derfelbe ein Regulativ zu entwerfen, welches alle erforderlichen Fefiſetzungen, ins- 
befondere auch über die künftige Nutzung, Unterhaltung und Beauffichtigung der 
Schutanlagen enthalten muß. 

8 12. Der Kommiffar hat das Gutachten und das Regulativ zur Einficht- 
nahme der Eigenthiümer, Servituts- und ſonſtigen Nutungsberedhtigten der Ge- 
fahrbringenden Grundſtücke, ſowie der gefährdeten Intereſſenten 14 Tage lang 
in den Gemeinden, in welchen der betbeiligte Grundbefi belegen ift, bei dem 
Gemeindevorſteher offenzulegen und daß dies gejchehen, zur Kenntnignahme der 
Imtereffenten zu bringen. Demnächſt hat er die legteren mit ihren Erflärungen 
zu hören, die etwa erhobenen Widerſprüche zu erörtern, und fodann die Ber- 
handlungen dem WBalbfyutgericht vorzulegen. Geht der Antrag von Gemeinde- 
md Kommmunalverbänden oder von der Landespolizeibehörde aus, jo ift das 
Gutachten und das Negulativ dem Antragfteller zuzufertigen, und derjelbe eben- 
falls darüber zu Hören. Auch find feine Widerfprüche zu erörtern. 

8 13. Gewinnt das Walbjchutgericht die Ueberzeugung, daß eine Gefähr- 
dung im Sinne des 8 2 nicht zu beforgen ift, fo kann daſſelbe ohne weiteres 
Beriahren durch einen mit Gründen verjehenen Beſcheid den geftellten Antrag 

ickweiſen. 

Gegen einen ſolchen Beſcheid iſt binnen 10 Tagen nach deſſen Zuſtellung 

Antrag anf mündliche Verhandlung vor dem Waldſchutzgerichte geſtattet. 

d der Antrag nicht geftellt, fo gilt auch in Anfehung der Zuläjfigfeit der 


ufung der Beicheid als Entſcheidung. 
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5 14. Ebenſo fann das Waldſchutzgericht ohne weiteres Verfahren das ent- 
worfene Negulativ feftjegen und vollfiredbar erflären, wenn kein Widerſpruch 
erhoben ift, und fich auch im öffentlichen Intereffe nichts dagegen zu erinnern findet. 

8 15. Iſt ein Antrag auf mündliche Verhandlung ($ 13) geftellt, ober 
ift gegen das Regulativ Wiberfpruch erhoben worden, fo ift das mündliche Ver⸗ 
fahren einzuleiten. 

8 16. Erfolgt die Einleitung der mündlichen Verhandlung, fo find die ge- 
fährbeten Intereſſenten, die Eigenthiimer, Servituts- oder ſonſtigen Nutungsbe- 
rechtigte der gefahrbringenden Grundftüde, und die Antragfteller (85 4, 5 und 
10 Nr. 4) durch befondere VBorladungen, alle die fonft ein Intereſſe zur Sache 
zu haben vermeinen, durch einmalige Öffentliche Belanntmadhung im Amts- und 
Kreisbshlatte unter der Verwarnung vorzuladen, daß der nicht Erfcheinende nicht 
weiter werde gehört werben. 

Den Betbeiligten ſteht es frei, ihre Erklärungen vor dem Termine fhriftlich 
abzugeben. 

Die mündliche Verhandlung, bei welcher die Betheiligten mit ihren Ein- 
wendungen gegen das fommiffarifhe Gutachten oder gegen das Regulativ zu 
hören find, und das Waldfehutgericht Liber diefe Einwendungen zu enticheiden, 
beziehungsweife das Regulativ feftzufegen hat, erfolgt ebenfo wie bie Berfün- 
digung der Entſcheidung in öffentlicher Sitzung. 

Das Waldſchutzgericht kam auf Grund der mindlihen Verhandlung eine 
nohmalige Unterfudhung, nöthigenfall® dur einen anderen Kommiffar oder 
Sacdverfländigen, vor der Entfcheidbung zur Sache anordnen. 

Der gerichtlichen Entſcheidung verbleiben alle Streitigkeiten über die Eriftenz 
und den Umfang von Privatredhten. 

8 17. Sämmtlide Berbandlungen des Verfahrens find gebübren- und 
fiempelfrei; e8 werden nur die baaren Auslagen in Anja gebradit. 

Die Kommiffare und fonft zugezogene Sachverſtändige haben Anfprud auf 
Erfag ihrer baaren Auslagen, ſowie auf Reife- und Zehrungskoſten nad) Maß- 
gabe des $ 3 des Koftenregulativs vom 25. April 1836 und der fpäter dazu 
ergangenen oder noch ergebenden Borfchriften. 

8 18. Die Koften des Verfahrens, welche erforderlichen Falls aus Kreis- 
fommunalmitteln oder, wenn der Antrag von der Landespolizeibehörde ausgeht, 
durch diefe vorgefchoffen werden milffen, Haben der oder die Antragfteller allein 
zu tragen, wenn der Antrag zuriidgewiefen oder zurüdgezogen if; andernfalls 
finden auf diefe Koften diejenigen Vorfchriften Anwendung, welche in den SS 4 
und 5 diefes Geſetzes über die Aufbringung der zu Teiftenden Entfchäbigung, be- 
ziehungsweije itber die Beftreitung der auf die angeordneten Anlagen zu ver- 
wendenden Koften, ertheilt find. 

8 19. Die Ausführung des Regulativs, fowie die Aufficht darüber, daß 
die jpätere Verwaltung dem Regulativ entſprechend ftattfindet, erfolgt dur das 
Baldfhuggeriht von Amtswegen. 

5 20. In Fällen, wo Gefahr im Berzuge if, kann der Borfigende des 
Waldſchutzgerichts ſchon vor rechtsfräftiger Entſcheidung proviforifche Anordnungen 
treffen zur Verhinderung folcher Unternehmungen, welche eine die Gefahr ver- 
größernde oder begünftigende Veränderung in der Bewirthichaftung des Grund» 
ſtücks vorbereiten. Er ift befugt, diefe Anordnungen dur Erekutivmaßregeln 
zur Ausführung zu bringen. 
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8 21. Wenn im Laufe der Zeit eine Abänderung der Beftimmungen bes 
veihtöverbinbfich feftgeftellten Regulativs nothwendig wird, fo ift Diefe Abänderung 
in demfelben Verfahren, wie die urfprüngliche Feſtſezung zu bewirken. 


IT. Befimmungen betreffend die Bildung von 
Waldgenoſſenſchaften. 

8 22, Wo die forſtmäßige Benutzung neben einander oder vermengt gele⸗ 
gener, aus Waldgrundſtücken oder üben Flächen beftehender Befigungen nur durch 
gemeinfchaftliche Bewirthſchaftung zu erreichen ift, können auf Antrag 

8) jedes einzelnen Beſitzers, 
b) des Gemeinde beziehungsweife Amts», Kreis» oder fonftigen Kommunal- 
verbandes, in deffen Bezirke die Grundſtücke liegen, 
c) der Landespolizeibehörde 
die Eigenthümer biefer Befigungen zu einer Waldgenoflenfchaft vereinigt werben, 
wenn die Mehrzahl aller Betheiligten, nach den Kataftralreinertrage der Grund⸗ 
ſtücke berechnet, fi) dem Antrage anfchließt. 


8 23. Die Nechtsverhältniffe der Genoffenichaft und deren Mitglieder wer- 


den durch ein Statut geregelt. 

Für viefe Regelung ift der Grundſatz maßgebend, daß in den Eigenthums⸗ 
und Befigverhältniffen der einzeln Betheiligten keine Aenderung eintritt, die Be⸗ 
augung der Grundſtücke aber nach einem einheitlichen, fir die ganze Genoffen- 
Ihaftsfläche fefgeftellten Plane gemeinschaftlich betrieben wird. 

5 24. Das Theilnahmemaß jedes Waldgenofien an den Nugungen, den 
Koflen und Laften diefer gemeinſchaftlichen Bewirthſchaftung ift in Ermangelung 
anderweiter Berabredung der Betbeiligten zu bemeffen: 

1. nad) dem Berhältnig bes Kataftralreinertrages oder, wenn dadurch eine 
erhebliche Berlegung entftehen jollte, nad dem Verhältniß des zu biefem 
Behufe befonder® zu ermittelnden Reinertrages der einzelnen Grımd- 
ſtücke und . 

2. zugleich nad) Berhältniß des auf denjelben vorhandenen Holzbeftandes. 

Diefes Berbältnig ift in dem Statut für die Dauer der Genoffenichaft 
feftzuftellen. 

8 25. Die Beitragspflicht haftet als Reallaſt untrennbar auf den zur Ge⸗ 
noffenfchaft gehörigen Grundſtücken und ift den öffentlichen Laften gleichzuachten. 

Bei Parzellirungen müſſen die Genoflenichaftslaften auf ale Trennftiide 
verhälttnigmäßig vertheilt werden. 

Rückſtändige Beträge können auch von den Pächtern und fonftigen Nutz- 
nießern der verpflichteten Grundftiide, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die 
eigentlich DVerpflichteten, im Wege der abminiftrativen Erefution beigetrieben 
werben. 

82% Sind Genofjenihaftsgrundftiide mit Servituten belaftet, jo milffen 
die Berechtigten fich diejenigen Einfchräntungen gefallen laſſen, welche im In⸗ 
tereffe der Genoffenichaft erforderlih find. Für diefe Einfchränfung muß den 
»-echtigten eine Entfhädigung gewährt werden nach dem Verhältniß der Ein- 

Be, welche fie an dem bisher bezogenen Reinertrage erleiden. 

8 27. Die Bildung einer Waldgenoffenichaft erfolgt durch den Kreisaus- 

aß, in den Hohenzollern'ſchen Yandestheilen durch den Amtsausihuß. 

Der Kreis: beziehungsmeife Amtsausſchuß führt in diefen Fällen die Be- 

dnung: Waldſchutzgericht. 
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Der Antrag iſt bei dem Waldſchutzgericht des Bezirks zu Händen ſeines 
Borfigenden zu ſtellen, in welchem die zu vereinigenden Grundſtücke ſämmtlich 
oder der Fläche nach zum größeren Theile gelegen ſind. Liegen ſie in einem 
ſelbſtſtäändigen Stadtkreiſe, oder geht der Antrag von dem Kreiſe (Amtsverbande 
in Hohenzollern) ſelbſt aus, ſo bezeichnet das Verwaltungsgericht das zuſtändige 
Waldſchutzgericht. In dem Antrage ſind die zu vereinigenden Grundſtücke, deren 
Beſitzer und Kataſterbezeichnung einzeln aufzuführen. 

828. Das Waldſchutzgericht hat nad) Maßgabe der Vorjchrift in 8 9 den 
Antrag dur einen Kommiffar örtlih unterſuchen zu laffen. 

Der Kommiflar hat nach Feitftellung der zu vereinigenden Flächen die be- 
theiligten Grundbefiger fiber den Antrag zu vernehmen. 

Die Borladuug zu dem desfallfigen Termine erfolgt fchriftlich unter der 
Berwarnung, daß die Nichterjcheinenden dem Mehrheitsbeſchluſſe der Erfcheinen- 
den fir zuftimmend erachtet werden follen. 

8 29. Wenn die Mehrzahl aller Betheiligten, nach dem Kataftralreinertrage 
der Grundfliide berechnet, fi) dem Antrage nicht anjchließt, reicht der Kommiffar 
bie Terminsverhandlung mit feinem Gutachten über die Bedürfnißfrage und den 
Borladungsbefcheinigungen dem Waldſchutzgericht ein, welches folchen Falls einen 
Abweiſungsbeſcheid zu ertheilen bat. 

5 30. Im andern Falle bat der Kommifjfar nad) Maßgabe der Borfchriften 
des gegenwärtigen Geſetzes und unter Berüdfichtigung der befonderen Verhält⸗ 
nifje der zu bildenden Genoſſenſchaft, unter Zuziehung der Betheiligten oder 
eines von ihnen gewählten Ausfchuffes, das Genoffenichaftsftatut zu entwerfen, 
auch die erforderlichen Einfchränfungen der Servitutbereddtigungen, — infofern nicht 
deren gänzliche Ablöfung nad den darliber geltenden Gefetzen beichloffen wird, 
— fowie die für diefe Einfchräntungen zu gewährenden Entfhädigungen gut- 
achtlich feftzuftellen. 

8 31. Das Statut muß enthalten: 

1. eine jpecielle Angabe des Umfanges des genofjenihaftlichen Bezirkes und 
deffen genoffenjchaftlicden Zwecke, 

2. die Wirtbichaftsart und den Betriebsplan, fowie die Formen, in welchen 
eine Abänderung derfelben bejchloffen oder bewirkt werden Tann. 

3. die den Waldgenoffen aufzuerlegenden Bejhränfungen und Verpflichtungen, 

4. das Verhältniß der Waldgenoffen zu den Serpitutberedhtigten, 

5. das Verhältniß der Theilnahme an den Nutungen und Laften ($ 24), 

6. die Formen und Friften, in denen die Bertheilungsrollen offen zu legen 
und etwaige Reflamationen anzubringen und zu prüfen find, 

7. die innere Organifation der Genoſſenſchaft uud ihre Vertretung nad) außen. 

8 32. Der Kommiffar hat das entworfene Statut, fowie fein Gutachten 
über die nothwendigen Einſchränkungen der Serpitutberecdhtigten und über die 
dafür zu gewährenden Entihädigungen allen Betheiligten vorzulegen, etwaige 
Widerſprüche zu erörtern und fodann ſämmtliche Verhandlungen nebft feinem 
Gutachten über die Bedlirfnißfrage dem Waldſchutzgericht einzureichen. 

8 33. Das Waldſchutzgericht entfcheidet fiber die Bebürfnißfrage und prüft, 
ob das Stafut den Vorichriften entſpricht und kein öffentliches Intereſſe verletzt. 
Waltet in allen diejen Beziehungen ein Bedenken nicht ob, und hat die Mehrzahl 
der Betheiligten nad) dem Kataftralreinertrage der Grumdftiide berechnet, dem 
Statute zugeftimmt, fo fett das Waldfhutgericht dag Statut feft, wodurd Die 
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Baldgenoffenfchaft gegründet wird. Daffelbe entſcheidet zugleich über die etwa 
erhobenen Widerſprüche gegen die begutachteten Beſchränkungen der Servitutbe- 
rerhtigten, beziehungsweiſe über die Höhe der zu gewährenden Entſchädigungen. 

FR keine Majorität fir das Statut erlangt, fo bat das Waldſchutzgericht 
eine abweifende Entſcheidung zu treffen. 

5 34. Bezliglich der Koften finden die Beftinnmungen in den 88 17 und 18 
Anwendung. 

Sie fallen, foweit fie nicht durch die ergangene Entſcheidung dem unterlie- 
genden Theile zur Laſt gelegt find, den Waldgenofien nach den im $ 24 dieſes 
Gefeges vorgefchriebenen, beziehungsweife im Statute ausgebrüdten Berhältniffe 
zur Lafl. 

8 35. Das Berfabren vor dem Walbfchuggerichte, die Berufung gegen bie 
Entſcheidung beflelben und das Berfahren in den Berufungsinftanzen richtet ſich 
auch in diefen Fällen nad den Borjchriften des Geſetzes, betreffend die Ber- 
fafſung der Berwaltungsgerichte und das Bermaltungsftreitverfahren. 

Auf das Berfahren vor den Waldſchutzgerichten finden die bejonderen Bor- 
friften in den 88 18 bis 16 diefes Gefeges Anwendung. 

8 36. Die Minifter für die Iandwirthichaftlicden Angelegenheiten und der 
Juſtiz find ermächtigt, einer nad) den Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
gebildeten Waldgenoffenfchaft auf ihren Antrag die Rechte einer juriftifchen Perſon 
zu verleihen. 

8 37. Die auf Grund vorfiehender Vorſchriften errichtete Waldgenoffenfchaft 
iR der Aufficht des Staates unterworfen. Diefe Auffiht wird von der Landes- 
pofizeibehörde, in deren Bezirk die Genofſſenſchaftsfläche Liegt, nad) Maßgabe des 
Statuts, Übrigens in dem Umfange und mit den Befugniffen gehandhabt, welche 
gejeglich den Auffichtsbehörden der Gemeinden zuftehen. 

8 38 Die Auflöfung einer nad) dem gegenwärtigen Gefe errichteten 
Waldgenoſſenſchaft ift nur nach vorgängigem Beſchluſſe der Genoſſenſchaft mit 
Genehmigung der Landespolizeibehörde zuläfftg. 


IV. Zheilung gemeinfhaftlider Waldungen. 


8 39. Einen nad den beftehenden Vorſchriften zuläffigen Antrage auf 
Raturaltbeilung eines gemeinfchaftlich bejeffenen Waldgrundſtücks, darf fortan nur 
dann Folge gegeben werben, wenn die Mehrzahl der Miteigenthiimer, nach den 
Zheilnabmerechten berechnet, dem Antrage zuftimmt. 


V. Uebergangsbeſtimmungen. 


$ 40. In denjenigen Theilen der Monarchie, in welchen zur Zeit Verwal⸗ 
tungsgerichte nad den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend Die Verfaffung der 
Berwaltungsgerichte und das Berwaltungsftreitverfahren nicht beftehen, werden 
bis zur Einrichtung von ſolchen die in dieſem Geſetze den Berwaltungsgerichten 
übertragenen Funktionen in erfter Inſtanz durch befondere Waldſchutzgerichte, 
welche bei eintretendem Bebürfniffe flir jeden Kreis, mit Ausſchluß der felbfiftän- 
m Stadtkreife, nad) den Vorfchriften der folgenden Paragraphen gebildet wer- 
, in zweiter Inftanz durch die Deputation für das Heimathsweſen (8$ 40 und 
des Geſetzes, betreffend die Ausflihrung des Bundesgeſetzes fiber den Unter- 
‚ungswohnfis, vom 8. März 1871, Geſetz⸗S. Seite 130 ff.) in dem durch 
es Geſetz vorgefchriebenen Berfahren wahrgenommen. 
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8 41. Das Waldſchutzgericht wird aus dem Landrathe (Kreishauptmann) 
als Borfigenden und 6 Mitgliedern gebilbet, welche von der Sreisver- 
jammlung nad abfoluter Stimmenmehrheit gemählt werben. Wählbar als 
Mitglied ift jeder felbftftändige Angehörige des Deutichen Neiches, mit Ausnahme 
der nicht angeſeſſenen fervisberechtigten Militärperfonen, welcher 

a) in dem Kreife einen Wohnſitz hat, 
b) fih im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 

Als felbfiftändig wird derjenige angeſehen, welcher das 21. Lebensjahr voll- 
endet bat, fofern ihn das Recht, über fein Vermögen zu verfiigen und baffelbe 
zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnungen entzogen ifl. 

Geiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer können nicht Mitglieder bes 
Waldfchutgerichts fein; richterliche Beamte, zu denen jedoch Die techniſchen Mit- 
glieder der Handels- oder Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, 
nur mit Genehmigung des vorgeſetzten Minifters. 

Die Wahl der Mitglieder erfolgt auf 6 Jahr mit der Maßgabe, daß bei 
Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedſchaft bis zur Wahl des Nachfolgers fort- 
dauert. Alle zwei Jahre fcheidet ein Drittel der Mitglieder aus. Die das erfte 
und zweite Mal Ausiheibenden werden durch das Loos beftimmt. Die Ausge- 
ſchiedenen können wieder gewählt werben. 

Die Mieglieder des Waldjchußgericht3 werden von dem Borfitenden ver- 
eidigt. Sie können durch Beſchluß der Deputation für das Heimathsweſen ihrer 
Stellung enthoben werden. 

Diefelden erhalten eine ihren Auslagen entiprechende Entſchüdigung aus 
Kreistommunalmitteln. 

Ueber die Höhe derſelben beichließt der Kreistag. 

8 42. Das Waldichuggericht ift befchlußfähig, wenn drei Mitglieder mit 
Einfluß des Vorfigenden anweſend find. 

Die Beſchlüfſe werden nah Stimmenmehrheit gefaßt. 

Iſt eine grade Zahl von Mitgliedern anwejend, jo nimmt das dem Lebens- 
alter nach jüngfte gewählte Mitglied an der Abftummung nicht Theil. Betrifft 
der Gegenftand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Waldfchuggerichts, oder 
deren Verwandte oder Berfchwägerte in auf- oder abfteigender Linie, oder bis 
zu dem dritten Grade der Seitenlinie, fo dürfen biejelben an der Berathung 
nieht Theil nehmen. 

Wird dadurd das Waldſchutzgericht beichlußunfähig, fo tritt nach der Be⸗ 
fiimmung der Deputation für das Heimathmejen das Waldſchutzgericht eines be⸗ 
nachbarten Bezirkes an feine Stelle. 

8 43. So lange in einzelnen Kreifen ein Waldſchutzgericht nicht gebildet 
ift, find die nach $ 3 beziehungsmeile 8 22 zuläfftgen Anträge an den Landrath 
(Kreishauptinann) zu richten, welcher verpflichtet ift, fofort die Bildung des Wald⸗ 
ſchutzgerichts herbeizuführen. 

Fu Fällen, wo Gefahr im Berzuge ift, kann der Landrath (Kreishauptmann) 
die im $ 20 vorgefehenen vorläufigen Anordnungen treffen. 

VI. Strafbeftimmung. 

8 44. Die Eigentbümer, Serpituts- und fonftigen Nutungsberedtigter 
find, wenn fte den Beflimmungen des Regulativs (8 19) zuwider Holz einjchlagen, 
mit einer Geldftrafe zu belegen, welche dem doppelten Werthbetrage des gefällter: 
Holzes gleichkommt. 
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Ben fie die ſonſtigen Feſtſetzungen bes Regulativs, durch welche eine be⸗ 
ſtimme Art der Benugung vorgefchrieben oder verboten wird, fibertreten, find fie 
mit einer Geldbuße bis zu 100 Markt zu beftrafen. 

Beglanbigt. 
(L. 8.) 


Der Finanzminiſter. Der Minifter bes Innern. 
Camphauſen. Graf zu Eulenburg. 


Der Minifter für die la udwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
Friedenthal. 


Aotive zu dem Geſetzentwurfe, betreffend Schutzwaldungen und 
Waldgenoffenfchaften. 


Hiſtoriſche Einleitung. 

Die erheblichen Gefahren, welche der Landeskultur unter gewiffen örtlichen 
Serhältuiffen, namentlich im Gebirge, an der Seelüfle, auf Flugſand zc. aus 
der Bernichtung der Waldungen erwachien, find fchon feit Jahren Gegenftand 
der Aufmerkſamkeit, ſowohl der Landesvertretung als auch der Staatsregierung. 
Die in diefer Beziehung bis in die neuefte Zeit laut gewordenen Klagen laffen 
alennen, Daß weder Belehrungen noch die gegenwärtig zu Gebote ftehenden ge- 
jeglichen Mittel in allen Fällen die nothwendige Erhaltung und Widerfultur der 
im Befit von Gemeinden und Privaten befindlichen Waldungen fihern. - 

Die Staatsregierung bat deshalb ſchon wiederholt verſucht, im Wege ber 
Geſetzgebung Abhilfe zu fchaffen. 

Sie Hat fhon in den 3er Jahren einen Gefeentwurf wegen Abwendung 
bon Berfandungen und wegen Befeftigung der Sandſchollen im Binnenlanbe und 
fat gleichzeitig in einer auf das Bedürfniß des ganzen Landes berechneten all- 
gemeinen Yorft- und Jagdordnung Vorſchriften über die Beauffihtigung der 
Privatwalbungen vorbereitet. Sie ift mit diefen Verſuchen damals nur deshalb 
zu leinem abſchließenden Ergebniffe gelangt, weil durch die Ereigniffe des Jahres 
1848 die Berathung der ausgearbeiteten Geſetzentwürfe, mit deren Richtung bie 
Provinziaflände fih im Wefentlichen bereits einverftanden erflärt hatten, unter- 
brochen wurde. Unabhängig hiervon hat fie die Anhaltspunkte, weldye die be- 
Rebende Geſetzgebung in einzelnen enger abgegrenzten Bezirken darbot, zum enb- 
gältigen Abſchluß von Spezialgefeken benutzt. In diefer Weife find 

unter dem 24. Mai 1821 für den Kreis Olpe, 
= = 6. Dezember 1834 flir den Kreis Siegen, 
» = 21. November 1836 fiir die Aemter Freusburg und Friede⸗ 
walde im Kreife Altenkicchen 

neue Haubergsordnungen entftanden. Auch hat bie Staatsregierung als die 
Berfuche einer generellen Geſetzgebung gefcheitert waren, den Weg der Spezial- 
ge ;gebung weiter verfolgt, und unter dem 1. Juni 1854 ein Waldkulturgeſetz 
fü den Kreis Wittgenftein erlaffen. Sie hat endlich, da’ fie ſich überzeugen 
m ste, Daß diefer Weg der Spezialgefeßgebung nicht zum Biele führt, weil das 
B ürfniß in allen Landestheilen ſich mehr oder minder geltend macht, im Jahre 
1E t den urſprünglichen Verſuch einer allgemeinen Regelung der Yrage meder 
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aufgenommen und dem Haufe der Abgeordneten einen Gejegentwurf, betreffend 
die zwangsweiſe Bildung von Waldgenoffenfchaften, vorgelegt. Wegen Schluffes 
der Seffton ift diefer Gefeßentmurf damals nur in der Kommifflon für die 
Agrarverhältniffe zur Durchberathung gelangt. | 

Auch die Yandesvertretung hat die Nothwendigkeit einer geſetzlichen Regelung 
der Trage wiederholt anerlannt. Im Anfange bes Jahres 1853 bat die da- 
malige L Kammer den Antrag von Steffens 

„im Intereſſe der Lundeskultur einen Gefeßentwurf iiber das Verbot der 

Rodung von Gebirgsmaldungen vorzulegen“, 
der Staatsregierung zur näheren Prüfung überwieſen; es hat ferner das Hans 
der Abgeordneten im Jahre 1860 aus Anlaß des von den Abgeordneten Kaifer 
and Genoffen geftellten Antrages anerkannt, daß den durch Abbolzung der Forft- 
grundftitde erwachſenen vielfachen gemeinen Gefahren dur Zwangsmaßregeln 
entgegen zu treten ſei; e8 bat endlich das Haus der Abgeorbneten zu dem Etat 
der Forfiverwaltung pro 1873 die Refolution bejchlofien, 

die Staatsregierung aufzufordern, ein allgemeines Waldſchutz⸗ und Kultur⸗ 

gejeß dem Landtage baldthunlichſt vorzulegen. 

Aus Anlaß diefer lekten Refolution ift der im Jahre 1868 nicht zum Ab⸗ 
ſchluß gelangte Gejegentwurf vollftändig umgearbeitet und als ganz neuer Ent- 
wurf den beiden Häufern des Landtages in der GSitnngsperiode 1873/74 vor- 
gelegt worben. 


Derfelbe ift aber nur in dem Herrenbaufe zur vollftändigen Durchberathung 
gelangt. Auch bei diejer Berathung ift das Bedürfniß und die Nothwendigkeit 
einer gejetzlichen Regelung der Frage anerfannt worden. Es rechtfertigt fich 
deshalb in vollem Maße, diefe Negelung zum endlichen Abſchluſſe zu bringen, 
und aus diefer Erwägung ift der vorliegende Gefegentwurf, für welchen es nach 
dem Borftehenden einer weiteren Begründung der Bedürfnißfrage nit bedarf, 
hervorgegangen. 

Der vorliegende Entwurf fimmt im Wejentliden mit der im Jahre 1873,74 
umerledigt gebliebenen Vorlage überein, jedoch find die Beichlliffe des Herren⸗ 
hauſes zu der leßteren berüdfichtigt und einige fonftige Abänderungen und Zu- 
ſätze gemadt, welche nad nocdhmaliger Erwägung der in Betracht lommenden 
Berhältniffe fiir zwedmäßig erachtet werden mußten. 

Zur Erläuterung der in dem vorliegenden Gefeßentwurfe zum Ausdrucke 
gelangten allgemeinen Gefihtspunkte, fowie der einzelnen -Beftimmungen deffelben 
ift Folgendes zu bemerken, wobei e8 angemeffen erjcheint, auch die beſtehen de 
Geſetzgebung megen des ſtaatlichen Auffichtsrechts über die Maldungen in ben 
Kreis der Betrachtung zu ziehen. 

Gegenwärtige Rage der Gefetgebung. 

Diefe Geſetzgebung iſt eine jehr ungleiche; fie iſt ſowohl in den einzelnen 

Theilen des Staates, als auch nad dem Befitftaude eine verſchiedene. 
Gemeindeforften. “ 

1. Zunächſt ift bezüglich der Waldungen der Gemeinden ein ftaatlich 3 
Auffichtsrecht über ihre Verwaltung zwar in der ganzen Monardie gejegli h 
anerkannt, der Umfang diejes Rechtes ift in den einzelnen Landestheilen ab x 
nach weſentlich von einander abweichenden Grundfägen geordnet, Es laffen fi 9 
in diefer Beziehung vier Hauptunterfcheidungen machen. 


3. In den Provinzen Preußen, Pommern, Pofen, der Mark und Schlefien ift 
das ſtaatliche Auffichtsrecht befchränft auf die den Bezirksregierungen vor- 
behaltene Genehmigung zu Veräußerungen und Beränderungen in bem 
Genuffe der Nutzungen bei den ftäbtifchen und zu Mobungen und außer- 
ordentlichen Holzichlägen bei den Waldungen der Landgemeinden (Stäbte- 
ordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen von 80. Mat 1858, Landge- 
meindeorbnung in den ſechs öftlichen Provinzen vom 14. April 1856). 

Auch in der Provinz Hannover mit Ausnahme der weiter unten ge⸗ 
nannten Theile derjelben, fol ſich die Oberaufficht des Staats nicht weiter, 
als auf die Erhaltung des Waldvermögens erfireden (Berfaffungsgefeg 
vom 5. September 1848). In diefen Landestheilen verwalten daher die 
Gemeinden ihre Waldungen im Wefentlichen unbefchränft. 

b) In den Provinzen Sachſen, Weftfaler und der Rheinprovinz find in den 
Gemeinden ihre Forſtländereien zwar ebenfalls zur eigenen Bermaltung 
überlaffen, fie find aber nicht nur wegen deren Veräußerung und Rodung 
und wegen außerordentliher Holzfällungen an die Genehmigung der Be- 
zirfsregierung gebunden, jondern fie find auch verpflichtet, die ganze tech- 
niſche Wirthfchaft nach den von diejer Behörde genehmigten Etats zu fiihren 
mb zur Berwaltung und zum Schuß der Waldungen gehörig ausgebil- 
dete, don der Regierung zu prüfende und zu beflätigende Beamten anzu- 
fielen. Die Bezirksregierung ift befugt den techniſchen Wirthichaftsbetrieb 
duch ihre Organe örtlich unterfuchen zu laffen, die jährlichen Nutzungs⸗ 
und Rulturpläne zu prüfen und feftzuftellen, und deren ſachgemäße Aus- 
führung durch örtliche Revifionen zu überwachen (Königliche Verordnung 
vom 24. Dezember 1816). 

In gleicher Weile ift das ſtaatliche Auffichtsreht in den vormals 
bayerifchen Landestbeilen und im Wefentlichen auch in den Graffchaften 
Hoya und Diepholz der Provinz Hannover geregelt (Forfigefeg für das 
Königreich Bayern vom 28. Mai 1852 Art. 6, Verwaltungsordnung für 
die Forften der Landgemeinden in ber Landbroftei Hannover vom 1. Sep- 
tember 1830). 

ec) In den ehemaligen Fürftenthiimern Galenberg, Göttingen uud Gruben- 
bagen der Provinz Hannover, ebenfo in dem vormaligen Herzogthum 
Naſſan ift die technifche Verwaltung der Gemeindeforften in die Hände der 
Staatsforfibeamten (Oberforftbeamten und Oberförfter) gelegt. Diefe 
Beamten haben nad) der Anweiſung der Bezirksregierung die allgemeinen 
Wirthſchaftspläne, die jährlichen Yällungs- und Kulturpläne aufzuftellen 
und ihr zur Genehmigung vorzulegen, fiir die Ausführung diefer Pläne 
zu forgen, die Ueberweifung der Erträge zu bewirken und die etwa zuläf- 
figen Nebennutungen von Maft, Laub, Gras und Weide anzumeifen. Yiür 
diefe Bermwaltung haben die Gemeinden einen beftimmten Betrag pro 
Morgen ihrer Waldfläche in die Staatskaſſe zu entrichten. Eine Mitwir- 
fung bei der Anftellung der Bermaltungsbeamten fteht ihnen nicht zu. 

In beiden Landestheilen find die Gemeinden außerdem zur Beftellung 
und Bezahlung befonderer Beamten für die Ausübung des Forſtſchutzes 
verpflichtet, deren Anftelung in Naflau von der Auffichtsbehörde erfolgt, 
in den Hannoverjchen Landestheilen dagegen den Gemeinden nach näherer 
Beftimmung der Betrieböverwaltung liberlaffen ift. 
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In beiden Landestheilen ift die Mitwirkung der Gemeinden bei der 
technifchen Verwaltung darauf beſchränkt, bei der Feſtſtellung der allge 
meinen und jährlichen Wirthſchaftspläne mit ihren Wünſchen gehört zu 
werden. Auch haben die Gemeinden die zur Ausführung der jährlichen 
Faällungs⸗ und Kulturpläne erforderlichen Arbeiten und Geldmittel bereit 
zu fielen. Die VBeftimmung über die Berwendung bes eingeichlagenen 
Holzes if ihnen felbiiftändig überlaſſen. (Hannoverſches Geſetz vom 
10. Zuli 1859, die Verwaltung der Gemeindeforft in den Fürftenthlimern zc. 
betreffend. — Naffauifches Edit vom 9. November 1816.) 

d) Zn dem vormaligen Kurfürftenthum Heffen endlich fteht die Einleitung und 
Ausführung des Forfibetriebes in den Walbungen der Gemeinden ber 
Staatsforfibehörde in demjelben Maße zu, wie in den lanbesherrlichen 
Waldungen. 

Die Staatsrevierförſter (Oberförſter) haben die allgemeinen Betriebs⸗ 
und die jährlichen Nutungs- und Kulturpläne aufzuftellen, bie Forſt⸗ 
injpettoren haben diefe Bläne zu prüfen und das Oberforfilollegium (Re⸗ 
gierung) als Auffichtsbehörde hat diefelben zur Ausführung feftzuftellen. 
Der Revierförfter (Oberförfter) hat die Pläne auszuführen und die ge- 
mwonnenen Forftprodufte den Ortsvorftänden zu überweifen, welche hin⸗ 
fihtlich ihrer Verwendung unbefchräntt find. Das Oberforftlollegium (die 
Bezirksregierung) ftellt die zur Ausübung des Forſtſchutzes erforderlichen 
Horftdiener an und hat die Discıplinargewalt über diefelben. Die Ver⸗ 
waltung der Gemeindeforſten ift hieruach mit der ftaatliden Oberaufſicht 
in der Hand der Staatsforfibeamten vereinigt und die Mitwirkung der 
Gemeinden bei diefer Berwaltung auf ein Minimum befchränlt. 

e) Zn der Hauptjadhe ift in dieſer Weife auch die Gejeßgebung in den bor- 
mals Großherzoglich Heffiichen und Heſſen⸗Homburg'ſchen Landestheilen 
geordnet, nur daß bier den Gemeindevorſtehern das Recht eingeräumt ift, 
gegen beabfichtigte Wirthſchaftsmaßregeln VBorftellungen zu maden (Kur- 
heſſiſches Organifations- Edit vom 29. Juni 1821 und Regulativ vom 
5. März 1840, — Heſſen-Homburgiſches Forftorgantfationsgefeg vom 
6. Februar 1835, — Großherzoglich Heſfiſche Verordnung vom 1. April 1822, 
bom 29. Dezeniber 1823 und 23. Juni 1831). 

Snftitutenforften. 

2. Was die Verwaltung der den Inftituten (Kirchen, Schulen 2c.) ge⸗ 
börigen Waldungen angeht, fo ift in den fünf öſtlichen Provinzen ein ftaatliches 
Auffichtsrecht gejetzlich nicht befonders vorgefchrieben, in den übrigen Theilen 
des Staats find dagegen die beziiglichen liber die Gemeindewaldungen gegebenen 
Beſtimmungen ausdrücklich auch auf diefe Waldungen ausgedehnt. 

Privatforften. 

3. Rückſichtlich aller übrigen im Privatbeſitz befindliden Waldungen ift 
die Gefeggebung nicht minder verjchieden, wie bei den Gemeinde- und Anflituten- 
forften. 

In den vormal® Bayeriſchen Landestheilen dürfen die Privaten auf 
Bergluppen und Höhenzügen an fteilen Bergwänden und fogenannten Leiten auf 
Steingeröll des Hochgebirges 2c., in Ortslagen, mo von dem Beftehen des Waldes 
die Berbütung von Sandſchollen oder die Erhaltung der Quellen oder Flußufer 
abhängt, ihre Waldungen nicht roden und nicht fahl abtreiben. Sie dürfen 
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ferner die der Holzzucht zugewendeten Grunbfiiide nicht verwüſten und müſſen 
Waldblößen aufforften, alles bei Bermeibung von Strafen und ber Ausführung 
ber erforderlichen Kulturen auf ihre Koften. Im Uebrigen find fie in der Be- 
withihaftung ihrer Waldungen nicht befchräuft. (Bayeriſches Forſtgeſetz vom 
3. März 1862.) 
Ju dem vormaligen Herzogthum Naffau iſt dem Eigenthümer die Ber- 
weltung und Benugung feiner Waldungen zur freien Verfügung überlaflen. Die 
Staatsbehörde ift jedoch ermächtigt, Borkehrungen gegen die Zerftörung oder 
gaͤnzliche Ausrottung derfelben zu treffen. Die Eigenthlimer find verpflichtet 
dem Oberforfibeamten über die jährlichen Fällungen und Kulturen Auskunft zu 
geben, fie find jeboch 
„nicht verbunden, abändernde Vorſchriften berjelben, infofern fich diefelben 
auf mehr als die Bejeitigung devaſtirender Maßregeln erfiredien, anzı- 
nehmen und zu befolgen.“ 

Rafjauifches Edikt vom 9. November 1816) 

Zu dem vormaligen Kurfürſtenthum Heffen joll die Oberforſtbehörde 
fine forfiwidrige Behandlung und keine Devaftation der Privatwälder zulaffen, 
wogegen in den vormals Hefjen-Darmftädtifhen Landestheilen das 
Roden der Privatwaldungen unterfagt und der Staatsregierung die Befuguiß 
ertheilt ift, bei Devaftationen einzufchreiten, die Füllungen zu fiftiren, auch bie 
Eigenthiimer zur Wiederkultur abgetriebener Flächen anzubalten. (Verordnung 
vom 26. Januar 1838.) 

In der Sraffhaft Hefifen-Homburg iſt das Devaftiren ber im Privat- 
bei befindlichen Waldungen ohne Ausnahme verboten und außerdem dem Be- 
Äter bei einem Befig von mehr als 20 Morgen die Berpflichtung auferlegt, die 
Hallungs- und Kufturpläne der Auffichtsbehörde einzureichen. 


In der Provinz Schleswig-Holftein find nur die fogenannten Bonden- 
bölger (Waldungen, welchen bäuerlichen Befigungen von Staatswegen zur Be- 
fiedigung ihres Yenerungsbedarfs zugelegt worden find) einer Bejchränfung 
dahin unterworfen, daß die Eigenthümer fie haushälteriſch benugen und nicht 
ehue Genehmigung der Staatsregierung roden follen. (Forſt- und Jagdordnung 
vom 2. Juli 1784. Batent vom 15. Juni 1785.) 

In der Rheinpropvinz endlich if die Rodung von Privatwaldgrund ohne 
Genehmigung der Staatsregierung unterfagt nnd der Staatsforfibehörde die Be⸗ 
faguif ertbeilt, in den Waldwirthfchaftsbetrieb einzugreifen, wenn die Waldungen 
mtwirtbichaftlich behandelt werden. (Gonvernementsverordnung vom 17. Auguft 
1814 Kreuznacher Verordnung vom 15. Dezember 1814, Kurlölnifche Yorft- 
ordnung vom 15. Dezember 1814, Kurkölnifche Forftordnung vom 9. Juli 1759, 
Aurtrierfche Forftordnung vom 3. Dezember 1720, 31. Juli 1786) Dieſe Bor- 
ſchriften find jedoch ſchon fei langen Jahren aufer Anwendung gekommen, fo 
dag zur Zeit in der Rheinprovinz die Bewirthſchaftung der Privatwaldungen 
thatfächlich eine unbefchräntte if. 

In allen vorfiehend bezeichneten Landestheilen ift hiernach eine ftaatliche 
En virkung anf die Bewirtbichaftung des Privatwaldbeſitzes ziemlich liber- 
ein immend dahin zugelaffen, daß die Waldrobung von der Genehmigung der 
Et atsregierung abhängig gemacht und die Staatsregierung ermächtigt ift, gegen 
ein ınpflegliche Waldbehandlung, namentlich gegen Walddevaſtation einzufcreiten. 
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In den übrigen Theilen der Monarchie iſt dagegen eine ſolche Einwirkung 
ganz ausgeſchloſſen. 

Hier darf jeder Eigenthümer ſeinen Privatwald nach Gutdünken benutzen, 
parzelliren und urbar machen, ſoweit nicht Rechte Dritter entgegen ſtehen. 

Eine Ausnahme beſteht nur bezüglich der Genoſſenſchaftshauberge im vor⸗ 
maligen Fürſtenthum Siegen, in dem Kreife Olpe des Regierungsbezirk Arns- 
berg und in dem Kreife Altenfirchen des Regierungsbezirk Koblenz, für welche 
durch die in den Jahren 1821, 1834 und 1836 ernenerten und revidirten Hau- 
bergsordnungen der Staatsregierung das Hecht eingeräumt ift, die Erfüllung ber 
Vorſchriften diefer Ordnungen zu libermachen. 

Allgemeiner Ritdblid. 

In diefen zur Zeit in den verfchiedenen Theilen der Monarchie beftehenden 
gejeglichen Borfchriften ift zunächſt ein grundjätlicher Unterfchied zwiſchen ber 
Behandlung der Waldungen der Gemeinden einer- und den Privaten andererjeits 
auffällig. 

Während die Walbwirtbichaft der Gemeinden itberall einer ftaatlichen 
Aufficht bald in größerem, bald in geringerem Maaße unterworfen ift, find bie 
Privaten in einem fehr großen Theile des Staates einer ſolchen Auffiht ganz 
enthoben. 

Ein anderer Unterfchied tritt hervor, je nachdem dieje Gejeggebung bie ſechs 
öſtlichen Provinzen oder die feit 1815 erworbenen Landestbeile betrifft. In Den 
leßteren gelten in der Regel ein eingehendes Auffichtsrecdht der Staatsregierung 
über die Gemeindewaldungen und umfangreiche Befugniffe derjelben bezüglich der 
Privatwaldungen, in den erfteren das geringfte Maaß der ſtaatlichen Aufficht auf 
die Waldungen der Gemeinden und vollfländige Freigebung der Privatiwaldungen. 

Es darf der Grund fir dieſe Unterſchiede gewiß nicht in dem verſchiedenen 
Umfange und der verichiedenen Bedeutung der Waldungen der betreffenden Ge⸗ 
genden, ebenjowenig in der größeren Sachkunde oder dem größeren Waldintereffe 
der Bevölkerung der einen Gegend oder der andern gejucht werben. 

Sn allen diejen Beziehungen laſſen fich erhebliche Verſchiedenheiten nicht 
nachweijen. 

Wohl aber wird ſich mit Hecht die dargelegte Verſchiedenheit zurückführen 
laffen auf den die ganze altpreußifche Agrargefeßgebung beberricdenden, in dem 
Eulturedilte vom 14. September 1811 zum Ausdrude gelangten und der Geſetz⸗ 
gebung in den feit 1815 erworbenen Landestheilen fremden Grundfag, den Privat- 
grundbefig tiberhaupt der unbedingt freien Verfiigung des Eigenthilmers zu über⸗ 
Iaffen und von allen dieje freie Verfügung bindernden Feſſeln unbefchadet Der 
Rechte Dritter zu entbinden. 

Generelle Grundfäge für weitere Gefeggebung. 

Unter der Mehrzahl der laut gewordenen Stimmen herrſcht Uebereinſtimmng 
in der Annahme, daß diefe Verſchie denar tigkeit der Geſetzgebung durch bie 
Berhältniffe und Bebürfniffe der einzelnen Landestheile nicht gerechtfertigt wird, 
insbeſondere befteht darliber kein Zweifel, daß die vollftändige Freigebung Der 
Brivat- und die geringe Einwirkung der Staatsregierung auf die Bemeindewal - 
wirthſchaft in den dftlichen Provinzen des Staats nit im öffentlichen Je - 
eſſe liegt. 

Die vielerorts notorifde Zunahme der Walbverwäftung und damit im 3 - 
fammenhang die nicht feltene Schädigung wichtiger Landeskulturintereffen z 


- 15 — 


zweifellos zum nicht geringften Theil biefer fehlen 

lichen Einwirkung zuzuſchreiben. Es braudt in bis 

is in die neueſte Zeit aus ben Provinzen Preußen ı 

lagen über die zunehmende Berfandung des landiwir 
I mreruny wrogeen wuwcud in Folge unvorfichtiger Abholzung benachbarter W 
! dungen hingewiefen zu werben. 

Die Frage nun, worin im Einzelnen die Mängel der Geſetzgebung beftel 
amd nad) welcher Richtung ihnen abzuhelfen ift, wird verfdieben zu beantwor 
kein, je nachdem . 

& die Sicherung einer guten VBermögensverwaltung, oder 

} b. bie Förderung des allgemeinen Landeskultur -Interefſes 

«4 das eutfcheidenbe Kriterium ins Auge zu faſſen ift. 

Gemeinde und Infitutenforften. 

Bei der Bermaltung der Waldungen der Gemeinden und Inſtituten n 
pweiſellos der erfte Gefihtspunft vorzugsweiſe in Betracht kommen. Denn n 
. zanächft die Forften der Juſtituten anlangt, fo if der Staat zur Pflege 
Bleibenden Intereſſen berfelben berufen. Er hat bie Pflicht, darliber zu wach 
deß das Bermögen der Inftitute feiner Beftimmung erhalten und nicht zum B 
teil der jeweiligen Nußnießer über den nachhaltigen Fruchtgenuß hinaus v 
wendet wird. Es muß ihm deshalb eine im Erfolg gefiherte Einwirkung ı 
Die Bewirthſchaftung dieſer Forſten zuftehen, um etwa verfuchten Berfdhledhteri 
gen der Subftanz borzubengen. . 
! Bei den Gemeinden hat ber Staat ein ebenfo ſtarkes und berechtigtes { 
|  taefle daran, daß deren Waldvermögen orbnungsmäßig und nachhaltig bewir 
! Mhaftet wird. 
! Es kommt in diefer Beziehung in Betracht, daß bie jeweiligen @emein 
|  gfieder nur die Nugnießer am Gemeinbewalde find, daß dieſer Wald fir die ( 

haltung der Leiftungsfähigkeit der Gemeinde eine große Bebeutung befigt, d 

ıber bezüglich der Ausnugung beffelben das dauernde nachhaltige Intereffe 

deſaunntheit mit den Intereſſen der jeweiligen Generation nicht felten im Wib 
kreite fiegt. In der Regel hat das jeweilige nutzungsberechtigte Gemeinden 

eb für die Befligung und Erhaltung der Subfanz und bie Erlangung 1 

Höfen nachtheiligen Ertrages von derſelben nicht das Gefühl und das {| 

treſſe des Eigenthümers. 

Sein Intereſſe wird gewöhnlich durch den perſönlichen Vortheil bedingt; 
irebt, ſich den Wald ohne Rüchicht auf andere fo nutzbar wie möglich zu mach 
je ärmlicher die Verhältniſſe einer Gemeinde und deren Mitglieder find, dei 
aehr tritt diefe Erſcheinung hervor. Das Verlangen macht fid) geltend, daß 
Bemeindewald nicht mur die gewöhnlichen, fondern aud die außergemöhulid 
ebärfniffe bes Gemeindehaushalts beden und daneben den wirthſchaftlichen 8 
af der jeweiligen Gemeindemitglieder an Holz, Streu und Weide fo reich! 
nie möglich befriedigen, dagegen möglichft wenig baare Aufwendungen verurfad 
BL Diefes Streben wird durch den Umftand beglinftigt, daß die Vorräthe I 
des an Holz, Streu und Gras mit einem verhältnigmäßig geringen W 

atoſtenaufwand behaftet find und daß die Nachteile einer mupfleglichen Aı 

«ng nicht fofort in die Augen fallen. 

Bei biefer Stellung des Gemeindemitgliedes zu dem Gemeindemalbe ift e 

nefiene Bewirthichaftung defjelben zur Erreichung des höchften Geſammt 
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trages ohne Zutreten der Staatsregierung ſchwer zu erreichen. Abgeſehen davon, 
daß der Gemeindevertretung nicht felten die erforderliche Sachkunde abgeht, fucht 
das eine Gemeindemitglied den Bortheil der Gemeinde in diefer, das andere in 
jener Bewirtbichaftungsmethobe, das eine will den Wal auf Holz, das andere 
auf Streu, das dritte auf Weide bewirtbichaftet haben. Ye öfter die Gemeinbe- 
vertretung wechfelt, und je weniger diefelbe von unbefangenen Sachverſtändigen 
berathen und von einficätigen &emeindemitgliedern Tontrolirt wird, defto mehr wird 
ein derartiger Widerfireit der Meinungen dem Gemeindewalde zum Rachtheil 
gereichen. 

Der Gemeindewald ift ein halb öffentlicher Wald. 

Bei der gejchilderten Stellung der jeweiligen Generation in der Gemeinde 
zur Waldausnugung genügt es aber nicht, der Staatsregierung eine Einwirkung 
auf die Verwaltung bloß für die Fälle einzuräumen, mo es fih um Rodungen 
und Beräußerungen von Gemeindewaldgrund handelt, die Staatsregierung muß 
auch in der Lage fein, auf die Behandlung und Ausnugung des Walbbeftandes 
jelbft einwirken zu können. Den nicht geringften Theil der Subflanz des Ge⸗ 
meindewaldes bilden die auf dem Grund und Boden ftodenden Holgbeftänbe. 
Je größer die Verſuchung ift, dieſes werbende, ftet3 bereite Materiallapital über 
die Grenzen des nachhaltigen Fruchtgenuffes hinaus zum Vortheil der gegen- 
wärtigen Gemeindemitglieder anzugreifen, um fo nothiwendiger ift eine ftaatliche 
Einwirkung auf die Regelung diefes Fruchtgenuſſes ſelbſt. Es darf nur darauf 
bingewiejen werben, welchen Nachtheil eine ungeregelte Nutzung der Streu und 
ber Weide, oder die Unterlaffung oder Klirzung der nothwendigen Ausgaben für 
die Wieberkultur abgeholzter Flächen auf die Erhaltung des Materiallapitals, 
alfo die Subftanz des Waldes hat. 

Hiernach muß die Staatsregierung in der Lage fein, in die Bewirthſchaftung 
und Verwaltung des Gemeindewaldes einzugreifen, ohne daß diefe Verwaltung 
von dem Ganzen der Gemeindeverwaltung getrennt zn werden braucht. Robun- 
gen und Beräußerumgen von Gemeindewaldgrund miüffen von ber Genehmigung 
der Staatsregierung abhängig fein, fie muß bie Gemeinden nöthigenfalls zur 
Anftellung und ausreichenden Bezahlung gehörig ausgebildeter Sachverftändigen 
für den Betrieb und geeigneter Berfonen für den Forſtſchutz anhalten können, 
ebenfo muß fie befugt fein, die Aufftelung eines allgemeinen Wirthichaftsplanes 
zu fordern, von den jährlichen Nutungs- und Kulturplänen Einfiht zu nehmen, 
auch die Ausführung diefer Pläne, ſowie den Zuftand der Waldungen durch ihre 
technifhen Organe örtlich überwachen und prüfen und die hierbei wahrgenom- 
menen wirtbichaftlihen Mängel abftellen zu laffen. Ein in diefem Umfange ab- 
gegrenztes ftaatlıches Auffichtsredht wird in der Regel zur Sicherung einer pfleg» 
lihen Behandlung des Gemeindewaldes genügen, foweit nicht provinzielle Ver⸗ 
bhältniffe eine weiter gehende Theilnahme des Staats an der Gemeindeforftver- 
waltung begründen, 

Im Vergleich zu obigen Forderungen find die beſtehenden gejeglichen Bor- 
fhriften in den 5 öftliden Provinzen des Staats und in einem Theile der Pro« 
vinz Hannover unzulänglich, während fie in den fibrigen Landestheilen zwar aus 
reichend, aber mancher Verbeſſerung fähig find. 

Eine Revifion dieſer Gejetgebung darf deshalb mit Recht als Bebürfnt 
bezeichnet werden. Eine andere Frage aber ift die, ob die erforderlihen Vor 
ſchriften in dem vorliegenden Gejetentwurfe zu erlaffen waren. Dieje Frag 
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‚ weil, wenn bie ganze in bem einzelnen 
faffung zur Zeit einer Revifion unterworfen 
ehlt, im Anſchluſſe hieran eine andermeite 
htes über die Verwaltung des in Wal- 
ns vorzunehmen, wobei ben in den einzelnen 
den Berhältniffen die gebührende Berückſich- 
werben fan, als dies in dem vorliegenden 


yatforften. 

Beziehung auf den Gemeinde» und Inſti- 
* die Rüdficht auf Sicherung einer guten 
fo wird bei den Waldungen der Privaten 
tdergrund zu ftelfen fein. 

den, daß fehr viele dieſer Waldungen nicht 
yeften Behandlung leiften fönnen. Es giebt 
dhefiger, welche durch augenblickliche Noth 
tiongtrieb bewogen, die nutzbaren Holzvor- 
au unterlaffen oder den Boden durch rüd- 
x. In jeder Provinz finden ſich hierzu 
zellirten 362,300 Heftar umfaffenden Privat- 
1 fi 3. ©. ca. 2/, in einem Zuftande, bei 
der möglichen Bodenrente bezogen wird. 
htfertigen fein, ben Privatbefiter blos aus 
Jaldfläche nicht die höchfte mögliche Boden- 
ildbehandlung zu zwingen. Mit demfelben 
uch jeden, der feinen Ader ſchlecht düngt, 
das zu thun zwingen, was fie für ihn am 


ıt in dieſer Beziehung anders gegeniiber wie 


atwald allerdings auch riüdfichtlic der Be- 
ıgen Landes eine Bebeutung tiber die In» 
Eine ſolche Bedeutung fommt aber dermalen 
a Staate nicht in Frage. Der unter ber 
3 Mehende Waldbefih des Staates, ber Ge⸗ 
nen fehr erheblichen Theil der gefammten 
vift über die einzelnen Theile derſelben im 
ichterungen ber Verkehrswege, bie Erweite- 
ichen es zudem möglich, aus den Landes- 
cht, den in dieſer Beziehung minder gunſtig 
dhmiſches Siandinaviſches und Rujſiſches 
den Holzmärkten unferer mittleren Provinzen, 
fin und der Mofel zu Faßdauben und zu 


Hen, Weſtfäliſchen, Schleſiſchen Steintohlen- 
caunfohlen umd die kaum zu erſchöpfenden 
des Flachlandes bieten außerordentlich große 
Brennbedürfniſſes. 

von. 2 
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Ermwähnt muß aud werden, daß ein nicht geringer Theil des Privatwalb- 
befiges in einzelnen Theilen ber öftlichen Provinzen fih in den Händen großer 
Grunbbefiger befindet, bei denen die Waldverwäftung zur Ausnahme gehört. 
Jedenfalls müßte e8 ganz zweifellos nachgewiefen fein, daß ohne Beichrän- 
fung der Dispofition iiber den Privatwald die Befriedigung der Bedürfniffe des 
Landes an Nuß-, Bau- und Brennholz unbedingt gefährdet fei, wenn hier- 
aus eine Beranlaffung zur ftaatlichen Beförſterung deffelben entnommen werden ſoll. 


Denn es darf nicht außer Acht bleiben, daß eine foldhe Beförfterung von 
den Betheiligten als eine ſchwere Laſt und als ein empfin dlicher Eingriff in das Privat- 
eigenthum angejehen werden und daß bie Ausführung derfelben, abgefehen von 
der ſchwierigen Beichaffung der erforberlihen Auf fichtsbeamten, koſtſpielig und 
den mannigfachften Bedenken unterliegend fein würde. 

Es wird demnad) der in dem Kulturedilt vom 14. September 1811 ausge- 
ſprochene Grundjat der ungebinderten Bewirthſchaftung und Benugung des Grund- 
eigenthums auch bezüglich bes Privatwalbeigenthums noch heute als Regel des öffent- 
lichen Rechtes anzuerkennen fein. Aber nur als Hegel, welche ihre Ausnahme da 
zu finden bat, wo das nämliche öffentliche Hecht, auf welchem fie berubt, Schran- 
fen gegen die Ausbeutung des Privateigenthums zum Schaden der Gejammtheit 
wie der einzelnen fördert. 


Nothwendigkeit gefegliher Bejhräntungen für die Bewirth- 
ſchaftung der Waldungen. 
Solde Ausnahmen erjcheinen hauptſächlich nach zwei Richtungen Hin, und 
zwar ohne Unterjcdhied der Staats-, Gemeinde- und Privatwaldungen, dringend 
geboten. 


Durch Genofjenfhaftshildung. 
Wo der Waldbeſitz fehr zeriplittert ift, wie in manchen Gegenden der Rhein⸗ 
provinz und Weftfalen (im Regierungsbezirk Coblenz find 3. 8. 117,119 Morgen 


alten Maße [= 3017,85 Hect.] Holzungen in 166,846 Parzellen verichiedener 
Befiger zerfplittert, von denen feine eine Größe von 20 Morgen erreicht) wird der 


schlechte Zuftand der Walbungen befonders durch diefe Zerfplitterung verſchuldet. 


Wenn die einzelne Holzparzelle in ſchmalen Streifen zwifchen anderen Parzellen 
liegt, fan auch bei gutem Willen faum ein ordentlicher Holzbeftand erzogen und 
erhalten werden, weil der Nachbarholzbeftand das Auffommen der Kultur hindert, 
weil eine Schonung folder Heinen Flächen gegen den Weidgang unmöglih und 
weil auch ſonſt eine ordentliche Beſchützung kaum ausführbar if. In ſolchen 
Fällen ift die einheitliche Ausführung der erforderlichen wirtbichaftlichen Maß- 
regeln und die Einrichtung eines gemeinſamen Forſtſchutzes die unerläßliche Bor- 
ausfegung der Abwehr der durch die Waldverwäftung entftehenden Beſchädigung 
der Sintereffen der gefammten im nachbarlichen Berbande fiehenden Wald⸗ 
befiter. 

Erfahrungsmäßig ift aber die Bereinigung zu einem foldhen gemeinfamen 
Wirken nur in ben jeltenften Fällen aus dem freien Willen der Betheiligten zu 
erreichen und deshalb ein fürderliches Eintreten des Staats zum Schuge ber 
Nachbarrechte angezeigt. 

Dies ift der eine Fall, in dem ſich eine Ausnahme von jener Hegel recht- 
fertigt. 
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Durch Vorſchriften zur Erhaltung und Begründung von Schutz- 
waldungen. 

Der andere Fall liegt da vor, wo die unpfleglihe Bewirthichaftung und 
Benntzung eines Waldes die Befiter benachbarter Kulturgründe an ihrem 
Bermögen, ganze Gemeinde und Landfiriche in ihren Intereſſen durch 
Deterioration des Kulturzuftandes und der natürlihen Verhältniffe ſchädigt. 

Solder tritt ein: 

a) wo Sandländereien vorlommen, welche zum Flüchtigwerden neigen. 
Auf ſolchen Ländereien kann die unvorfidhtige Wegnahme der Bodendecke 
oder des Holzbeftandes, ohne fofortigen Erjak, die größten Uebelftände für 
die Nachbarn herbeiführen. Sobald der feine Eand, aus welchem derar- 
tiger Boden befteht, einmal beweglich geworden ift, hält es fchwer, eine 
Begetation anf demfelben wieder zu erzielen. Der Wind bat eine große 
Gewalt tiber denfelben; Sandhügel entftehen und verſchwinden und da der 
Wind das feine Sandlorn auf weite Streden fortführt, jo ift Die beweglich 
gewordene Fläche eine andauernde Duelle, aus welder die benachbarten 
Grundftüde weithin mit Sand liberfchiittet werden. Je umfangreicher die 
bewegliche Fläche ift, defto größer ift die Gefahr und es liegt auf ber 
Hand, daf hierdurch die Ertragsfähigkeit landwirthichaftlich benugter Grund» 
ſtücke erheblich beeinträchtigt und die Benutzbarkeit natürlicher oder künſt⸗ 
licher Waſſerläufe, fowie öffentlicher Wege erheblich geſchmälert werden 
kann. Im norddeutſchen Flachlande find auf dieje Weife ausgedehnte Flä⸗ 
hen fruchtbaren Bodens ertragslos geworden. Im Regierungsbezirt Brom- 
berg 3. B. wurde im Jahre 1857 die Fläche der vollfländig verfandeten 
Grundſtücke auf 36,616 Morgen ermittelt und dabei feftgeftellt, daß in dem 
Zeitraum von 1837 bis 1857 die verjandete Fläche um das 21/afache ver- 
größert if. Die Stände der Provinzen Preußen, Pojen und Brandenburg 
haben ſchon in den dreißiger Jahren um Legislative Maßregeln zur Ab- 
wendung derartiger Berfandungen gebeten, und die aus der Provinz Hannover 
neuerdings wiederholt laut gewordenen Klagen bemweifen, daß auch ander- 
wärts ein folches Bedürfniß gefühlt wird. Die Forderung einer ftaatlichen 
Einwirfung auf die Behandlung folder Grundſtücke wird als eine beredh- 
tigte anzuerfennen fein. Sie wird ſich aber, wenn fie von Erfolg begleitet 
fein ſoll, nicht auf die Grundftüde beſchränken dürfen, welche einen Wald⸗ 
beftand noch befiten , jondern fie wird fi auch auf die öden Grundftüde 
erſtrecken müſſen, welche ihrer Beſchaffenheit nach derartige Gefahren bei 
unvorfihtiger Benugung verurfachen fünnen; 

b) in dem Gebirgslande unter folgenden Vorausfegungen: 

In hohen Freilagen auf den Kuppen und Rüden der Gebirge und 
an fteilen Berghängen ift die Waldbeftodung das einzige Mittel, die bier 
ohnehin gewöhnlich nur in geringer Mädhtigkeit über dem Geftein liegende 
Nährichicht des Bodens vor dem Herabſchwemmen bei ſtarken Regengüffen 
c. zu bewahren. Eine unvorfichtige Entblößung des Bodens in folchen 
Dertlichleiten feßt die tiefer liegenden Grundftüde, Gebäude, Straßen ıc. 
der Gefahr aus, bei ſtarkem Gewitterregen mit Schutt uud Geröll oder 
Wafferfilirzen itberjchüttet zu werden. Der Boden verliert feine Nährichicht, 
wird der Kultur ſchwer zugängli und es entfieht ſomit eine andauernde 
Beranlaffung für derartige Beſchädigungen. 

2% 
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In den Gebieten des Rheines, der Mofel und deren Nebenflüffen er- 
eignen fich ſolche Begebenheiten, verbunden mit erheblicher Beeinträchtigung 
wichtiger Landesfulturintereffen, faft jedes Jahr. Auch bier ift ein Ein- 
ſchreiten der Staatsregierung gerechtfertigt. 

Aber auch bier wird ſich daffelbe nicht auf die pflegliche Behandlung 
eines fchon vorhandenen Waldbeftandes beſchränken bitrfen, fonbern fich 
auf die Grundftitde erftreden müffen, welche bereits öde geworden find; 
J— e) bei natürlichen Waſſerläufen, Flüffen, Strömen, inſoweit der 
J Waldbeſtand zur Befeſtigung und Sicherung der Ufer oder zum 
2 Schuß nahe gelegener Gebäude zc. gegen den Eisgang dient und injo- 

fern die Duellenvon WafferläufeninWaldbeftändenentfpringen. 
Die erftere Rüdfiht fällt namentlih im Flachlande in den Stromgebieten 
der Oder, Elbe 2c. und ihrer Nebenflüffe ins Gewicht, während die Be- 
deutung der letteren fi) tiber daS Gebiet der geſammten Landesintereffen 
erfiredt. 

Entwalbungen in den Duellgebieten führen nicht nur eine abfolute 
Berminderung des Waflerftandes herbei, bejonders wenn in dem ganzen 
Flußgebiete zahlreiche Ausftodungen vorlommen, fondern e8 verändert fich 
auch der Wafferftand der einzelnen Jahreszeiten der Art, daß im Frühjahr 
fehr große Waffermaffen mit einem Male dem Ylußbette zugeführt und 
große Ueberſchwemmungen veranlaßt, während daffelbe im Sommer und 
Herbft überaus wafferarm wird. Hierdurch wird, felbft abgefehen von den 
direften Schäden der Ueberſchwemmungen, Induftrie, Handel und Landes- 
fultur ſehr weſentlich geſchädigt. Es braucht in dieſen Beziehungen nur 
hingewieſen zu werden auf die von Waſſerkraft abhängigen gewerblichen 
Anlagen, auf die Flußſchifffahrt, Bewäfferungsanlagen ꝛc.; 

d) endlih, wo Veränderungen des Waldbeftandes nachweisbar eine Ber- 
ſchlechterung der Himatifhen Verhältniſſe bewirken. 

Es wird nicht in Abrede geftellt werden Können, daf das Borhanden- 
fein oder das Tsehlen, der Umfang oder die Bertheilung einer beftimmten 
Waldmaffe in einer Gegend Einfluß auf die Temperatur und den Waffer- 
gehalt der Atmofphäre, den Niederihlag aus derjelben und die Bewegung 
der Luft ausübt. Der Begriff „Kimatifches Intereſſe“, „klimatiſche Be⸗ 
ziehung“ ift aber ein ziemlich unbeftinmter, auch find die Unterfuchungen 
und Beobachtungen über jenen Einfluß noch wicht zu feitftehenden Ergeb- 
niffen allfeitig abgefchloffen, weshalb es ſich nicht empflehlt, unter der all- 
gemeinen, und auch vieldeutigen Firma des klimatiſchen Einfluffes die 
freie Berfigung über das Waldeigenthum ungehörig zu bejchränten. 

Nur da, wo in hohen Freilagen oder an der Seeküſte, ein vorftehender 
Walbbeftand benachbarten Feldfluren und Ortſchaften zum Schuß gegen 
lalte und heftige Winde dient, läßt ſich ſchon jetzt rechtfertigen, die Bewirth- 
Ihaftung dieſes Waldes unter Aufficht zu ftellen, weil in diefen Fällen die 
vortheilhafte Einwirkung des Waldes direlt nahmeisbar ift. 

Zu der nothiwendigen ftaatliden Einwirfuug in allen diefen Fällen biete 
die beftehende Gejekgebung nur eine ungenlügende Handhabe. Im Geltungsbe 
reiche des Kulturedikts vom 14. September 1811 fehlt e8 an jedem gejetzlicher 
Anhalt, jowohl um das Zuftandelonnen von Waldgenoffenichaften zu erleichtern 
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wo die Berhäftniffe diefelben wilnjchenswerth machen, als auch um bie zur Ab⸗ 
wehr der vorhin bezeichneten Gefahren erforderlichen wirtbichaftlichen Maßregeln 
nöthigenfalls zu erzwingen. 

Fu den übrigen Landestheilen aber find die gültigen geſetzlichen Beſtimm⸗ 
angen, welche im Weſentlichen 

a) in dem Berbot der Walbrodung, 
b) in dem Verbot der Walddevaftation und der unpfleglichen Walbbehand- 
Img und 
c) in dem Gebot des Anbaues der Waldblößen 
befteben, theil8 unzulänglich, theils gehen fie iiber das Bedürfniß hinaus. 
Ein allgemeines Rodungsverbot hat das Bedenken gegen ſich, daß in vielen 
für das zu ſchützende Kulturinterefie ganz gleichgültigen Fällen der Waldbeſitzer 
unnöthiger Weiſe beläftigt, manche wohlthätige und vortheilhafte Umwandlung 
von Bald in Ader oder Wieje wohl auch verhindert wird. Dies Bedenken wird 
dadurch nicht gemindert, daß die Rodung mit der Genehmigung der Regierung 
Ratifinden kann. 
Es muß als eine große Beläftigung empfunden werden, wenn ein jeder 
Waldbeſitzer, blos zur Sicherung der ausnahmsweiſe vorfommenden Fälle, in 
deuen die Erhaltung bes Waldes ein öffentliches Intereſſe hat, gezwungen ift, 
fh den Weitläufigfeiten der oberauffichtlicden Prüfung und Unterfuhung ans- 
zuſetzen, ob die von ihm beabficätigte Waldrodung and) eine gefahrlofe fl. Dazu 
kommt die Schwierigfeit und Koftipieligleit des Berfahrens. 
Ganz diefelben Bedenken laſſen fich gegen das Verbot der Walbdevaftation, 
der unpfleglichen Walbbehandlung geltend machen. Dieſe Begriffsbeftunmungen 
Reben keineswegs fefl. Der eine nennt eine Waldbehandlung ſchon Devaftation, 
wo mehr als das nachhaltige Jahresquantum genugt wird, der andere nimmıt 
af eine Walddevaftation an, wenn das Materiallapital an Holz ohne Erſatz anf- 
gezehrt wird ac. 
Auch das Gebot der Wiederkultur von Waldblößen zc. ift in feiner Allge- 
meinbeit kaum angemeffen und wegen diefer Allgemeinheit ſchwerlich durchführbar. 
Zudem fehlt es meift au Beſtimmungen, durch melde den ftaatlichen An⸗ 
orbnungen Nachdruck verſchafft werden Tann. 
Nur die Bayeriihe Geſetzgebung hat Strafvorfchriften. 
Hiernach rechtfertigt fi die Beſeitigung der beftehenden Geſetzgebung über 
die Brivatwaldungen und der Erlaß neuer Borfchriften zur Erreihung des er- 
forderlichen Waldſchutzes für den Umfang der ganzen Monarchie nad) Maßgabe 
der im Vorſtehenden erörterten Grunbfäte, welche dahin zufammenzufaffen find daß: 
1) an der Spige dieſer Borfchriften als Negel das freie Beftimmungsrecht 
jedes Waldeigenthümers über die Benugung und Bewirthſchaftung feiner 
MWaldgrundftüde anerkannt wird, 
2) als Ausnahme von diefer Regel Einfchränfungen des freien Beftimmungs- 
rechtes nur da zugelaffen find, wo 
a) Rechte Dritter, oder 
b) bei Gemeinde-, Inſtituten⸗ Korporationg- und Genoffenshaftswaldungen 
die gegenwärtig beftehenden und aufrecht zu erhaltenden Geſetze fie 
bedingen, oder 

c) ſolche Einſchränkungen zur Abwendung ober Befeitigung erheblicher 
Schäden und Gefahren für andere Grundſtücke beziehungsmweife Tiegen- 
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jchaften oder für beſtimmte Landeskulturintereſſen nachweisbar erfordert 

werden. 

Die Beichräntungen der letzteren Art werden zur Verwirklichung ge- 
bracht, entweber 

A. als unmittelbarer Zwang zur Erhaltung und Begründung von 

Schutmwaldungen, oder 
B. in der Form zu befördernder"und eventuell gegen den Wiberfprud 
einer Minorität zwangsweiſe zu bildender Waldgeuofienjchaften, oder 
C. durch die Berbinderung der Naturaltheilung gemeinfan bejeffener 
Waldgrundſtücke ohne einen die Ziele des vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurfs ficherftellenden Vorbehalt. 
Der vorliegende Gefegentwurf. 
Nach diefen Geſichtspunkten ift der vorliegende Gejegentwurf gearbeitet. 
Derielbe enthält: 
im erften Theil den unter 1 ausgefprochenen allgemeinen Grundſatz, 
im zweiten Theil die Borfchriften über die zum Schutze ber befonderen, 
wie der allgemeineren Kulturintereflen anzuordnenden Maßregeln, 

im dritten Theil die der Bildung von Genoſſenſchaften förderlichen und 

im vierten Theile die auf die Theilung gemeinfam befeffener Waldgrund- 
ftüde bezüglichen Beſtimmungen. 

In einem fünften und ſechſten Theile ſind dann die erforderlichen Ueber⸗ 
gangs⸗ und Strafbeſtimmungen angeſchloſſen. 

Ueber den ſpeziellen Juhalt des Geſetzentwurfes iſt, ſoweit ſich die Begrün⸗ 
dung nach dem Vorſtehenden nicht von ſelbſt ergiebt, Folgendes zu bemerken. 

8 1. Durch den 8 1 werben alle beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
über Bewirtbichaftung und Benutzung von Waldgrundſtücken mit Ausnahme der 
Beftimmungen über die Beauffihtigung, die Bewirthichaftung und Benutzung 
der Staats-, Bemeinde-, Jnftituten-, Korporationg- und Genoffenfchaftswaldungen 
aufgehoben und die Benugung und Bewirthſchaftung der Waldgrundftitde mit 
diefer Ausnahme nur mehr den Borfchriften des gegenwärtigen Geſetzes unter» 
worfen. Diefe Ausnahme bezüglich der Gemeinde- und Inſtitutenwaldungen 
rechtfertigt fich Durch die oben verjuchte Ausführung tiber die Bedeutung diefer 
Waldungen und bezüglich der Korporationg- und Benoffenfchaftswaldungen durch 
die Erwägung, daß durch die fie betreffenden Spezialgefege, wozu namentlich 
die Haubergsordnungen gehören, der in dem vorliegenden Geſetzentwurf auge- 
firebte Zweck bereits ficher geftellt iſt. 

88 2 und 3. Die Beftimmungen in den 88 2 und 3 haben den Zwed 

1) die Fälle zu prägiftven, in welchen im Wege des unmittelbaren Zwanges 
eine Beſchränkung in der Benutzung und Bewirtbichaftung von Waldgrund- 
ſtücken Pla greifen foll, und 

2) die Frage zu regeln, ob die dieſerhalb anzuordnenden Maßregeln von Amts- 
wegen erfolgen jollen, oder ob eine Provolation und von wen zuzulaffen ift. 

Die im Jahre 1868 dem Abgeordnetenhaufe gemachte Geſetzesvorlage, welche 
denfelben Zweck, wie der vorliegende Geſetzentwurf verfolgte, ging zu 1 von der 
Auffaffung aus, daß eine Beſchränkung des freien Berfligungsrechtes allgemein 
in allen Fällen zuzulaffen jei, wo die Erhaltung und Erziehung eines Waldes 
dich „ein Dringendes Bedürfniß der Landeskultur“ geboten fei. Hier- 
gegen wurde nicht zu Unrecht geltend gemacht, daß dur den Ausdrud „ein 
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bringendes Bebfirfniß der Landesfultur” die Borausfegung, unter welcher ein 
Zwang ftatthaft fein ſoll, nicht ſcharf genug begrenzt fei. Daffelbe Bedenken in 
noch höherem Maße mwaltet ob gegen ben bei der Berathung jener Geſetzesvor⸗ 
lage gemachten Borfchlag, jenen Ausdrud dur) das Wort: „das Gemeinwohl“ 
zu erfegen, Die Grenze, auf welcher die Intereſſen vieler Einzelnen, ja jelbft 
das Intereffe eines Einzelnen beginnen, ſich als Gemeinwohl zu charalterifiren, 
M ſchwer zu befiimmen. Wo 3.9. eine Dorfichaft, eine Stadt durch einen vor- 
fiegenden Wald gegen den Eisgang geſchützt wird, ift, weil der Schub jedem 
Einwohner zu Gute kommt, hierbei das Gemeinwohl zweifellos intereffir. Wo 
es fih aber um die Abwendung von Berjandungen handelt, ift die Beurtheilung 
der Frage ſchon fehwieriger, denn bier find in der Regel nur beftunmte Grund⸗ 
ide einzelner ntereffenten zu ſchützen und nicht Gefahren abzuwenden, welche 
jeden Einwohner des Ortes zc., in beffen Gemarkung diefe Grundſtücke liegen, 
bedrohen. Selbſt wenn eine Mehrheit der Intereſſenten betheiligt ift, würde 
nicht jeder Zweifel bejeitigt fein, ob das „Gemeinwohl“ als gefährdet erachtet 
werden kann. 

Auf der anderen Seite folgt e8 aus ber Natur der Sache und flimmt mit 
anerlannıten Grundjägen aller Rechtsſyſteme überein, dem Einzelnen einen Schuß 
gegen die Gefährdung feines Privateigenthums und ber mit demjelben verbun- 
denen Interefſen zu gewähren, infofern diefe Gefährdung durch Gebrauch fremder 
EigenthHumsrechte fiber ein gewiffes von den Geſetzen zu flatnirendes Maaß hin- 
aus erfolgt. Jedoch wird, da dieſer Schuß als Ausnahme beziehungsmweife Ein- 
griff in das Privateigenthbum Anderer ſich charalterifirt, es fich ftetS empfehlen, 
allgemeinere Ausdrüde zu vermeiden und jenes Maaß durch zu präziftrende be- 
ſtimmte Fälle der ſtaatlichen Intervention der fonft zu beflirchtenden Willkühr 
zu entlkeiden. 

Deshalb und da die im $ 2 angegebenen vier Kategorien der Hauptſache 
nad) diejenigen Borlommenheiten erfhöpfen, filg welche ein gejetzliches Einfchreiten 
wünſchenswerth und nothwendig erjcheint, dürfte es gerechtfertigt fein, von einer 
allgemeinen Begriffsbeftimmung abzufeben. 

Hierbei waren aber die Meeresdiinen, ſoweit e8 fih um deren Dedung und 
Aufforftung Handelt, ausdritdiid auszunehmen. 

In der Regel überfteigt die Dedung und Bewaldung der Dünen, fiir welche 
überdies die für Sandländereien im Binnenlande genügenden Schugmaßregeln 
nicht ausreichen, die Kräfte der dabei betheiligten Antereffenten, wozu fommt, 
daß die Befigverhältniffe der Strandländereien vielfach fehr verwidelter oder 
unbeflimmter Natur find. Bezüglich der Meeresdiinen ift e8 angezeigt, den Ge⸗ 
genftand im Wege befonderer Gefegebung zu ordnen. 

Um den erforderlihen Schuß gegen die Gefährdung nachbarlicher Intereſſen 
dauernd zu fchaffen, fchrieb die Vorlage vom Jahre 1868 ganz allgemein die 
jwangsweife Bildung non Waldgenoffenichaften vor. Zur Erreihung blog jenes 
Zweckes geht diefe Borfchrift aber zu weit. 

Wo in den unterfchiedenen Fällen durch die Beichaffenheit und die Art der 
wirthichaftung eines Wald⸗ reſp. öden Grundftiides fremde Intereſſen der be- 
hneten Art der Gefahr einer Schädigung ausgejettt werden, da muß dem Ei- 
ntbümer, dem Servituts- und fonftigen Nutungsberechtigten allerdings eine 
finımte Benutzungsweiſe diefes Grundftiid vorgefchrieben, es muß auch nö- 
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In den übrigen Theilen der Monarchie iſt dagegen eine ſolche Einwirkung 
ganz ausgeſchloſſen. 

Hier darf jeder Eigenthümer feinen Privatwald nad Gutbinfen benutzen, 
parzelliren und urbar machen, ſoweit nicht Nechte Dritter entgegen fteben. 

Eine Ausnahme befteht nur bezüglich der Genoffenichaftshauberge im vor⸗ 
maligen FürftentHum Siegen, in dem Kreife Olpe des Regierungsbezirk Arns- 
berg und in dem Kreiſe Altenkirchen des Regierunsbezirks Koblenz, für welche 
durch die in den Fahren 1821, 1884 und 1836 erneuerten und revidirten Hau⸗ 
bergsordnungen der Staatsregierung das Recht eingeräumt ift, die Erfüllung der 
Vorſchriften diefer Ordnungen zu überwachen. 

Allgemeiner Ritdblid. 

In diefen zur Beit in den verfchiedenen Theilen der Monarchie befiebenden 
geſetzlichen Vorſchriften ift zunächſt ein grundfätlicher Unterſchied zwiſchen ber 
Behandlung der Waldungen der Gemeinden einer⸗ und den Privaten andererſeits 
auffällig. 

Während die Waldwirtbfchaft der Gemeinden überall einer flaatlichen 
Aufficht Bald in größerem, bald in geringerem Maaße unterworfen ift, find die 
Brivaten in einem fehr großen Theile des Staates einer folden Aufficht ganz 
enthoben. 

Ein anderer Unterſchied tritt hervor, je nachdem dieſe Geſetzgebung die ſechs 
öſtlichen Provinzen oder die feit 1815 erworbenen Landestheile betrifft. In den 
letsteren gelten in der Regel ein eingehendes Auffichtsrecht der Staatsregierung 
fiber die Gemeindewaldungen und umfangreiche Befugniffe derjelben bezüglich der 
Privatwaldungen, in den erfteren das geringfie Maaß der ſtaatlichen Auffiht auf 
die Waldungen der Gemeinden und vollftändige Freigebung der Privatwaldungen. 

Es darf der Grund fir diefe Unterfchiede gewiß nicht in dem verjchiebenen 
Umfange und der verjchiedenen Bedeutung der Waldungen der betreffenden Ge- 
genden, ebenfowenig in der größeren Sachkunde oder dem größeren Waldintereffe 
der Bevölferung der einen Gegend oder der andern gejucht werden. 

Sn allen diefen Beziehungen laſſen fich erhebliche Verſchiedenheiten nicht 
nachweiſen. 

Wohl aber wird ſich mit Recht die dargelegte Verſchiedenheit zurückführen 
laſſen auf den die ganze altpreußiſche Agrargeſetzgebung beherrſchenden, in dem 
Culturediktte vom 14. September 1811 zum Ausdrucke gelangten und der Geſetz⸗ 
gebung in den jeit 1815 erworbenen Landestheilen fremden Grundjag, den Privat- 
grundbefig überhaupt der unbedingt freien Verfiigung des Eigenthiimers zu itber- 
Yaffen und von allen diefe freie Verfügung Hindernden Fefleln unbeſchadet der 
Rechte Dritter zu entbinden. 

Generelle Orundfäße für weitere Gefeßgebung. 

Unter der Mehrzahl der laut gemorbenen Stimmen berricht Uebereinftinmmmg 
in der Annahme, daß diefe Berfhiedenartigleit der Gejeßgebung durch Die 
Berhältniffe und Bedürfniffe der einzelnen Landestheile nicht gerechtfertigt wird, 
insbefondere befteht darliber fein Zweifel, daß die vollftändige Freigebung der 
Brivat- und die geringe Einwirkung der Staatsregierung anf die Bemeindewal - 
wirthſchaft in den öftlichen Provinzen des Staats nit im öffentlichen Inte » 
effe liegt. 

Die vielerorts notoriihe Zunahme der Walbverwäftung und damit im 3 - 
fammenbang die nicht feltene Schädigung wichtiger Tanbeskulturintereffen ° ı 





— 5 — 


‘heilen find zweifellos zum nicht geringften Theil diefer fehlenden 
lien ſtaatlichen Einwirkung zuzufcreiben. Es braucht in diefer 
r auf die bis im Die neuefte Zeit aus den Provinzen Preußen und 
worbenen Lagen über bie zunehmende Verſandung des Iandwirth- 
sten Bodens in Folge unvorfihtiger Abhoizung benachbarter Wal- 
viefen zu werden. 

je num, worin im Einzelnen die Mängel ber Gefegebung beftehen 
Her Richtung ihnen abzubelfen ift, wird verfdieben zu beantworten 

fein, je nachdem . 

a die Sicherung einer guten Bermögensverwaltung, ober 

b. die Förderung des allgemeinen Landeskultur · Imiereſſes 
als das entſcheidende Kriterium ins Auge zu fafjen if. 

Gemeinde- und Infitutenforften. 

Bei der Berwaltung der Waldungen ber Gemeinden und Inſtituten muß 
wmeifelloß der erfte Gefichtspunft vorzugsweiſe in Betracht kommen. Denn was 
zunähf die Forften der Imflituten anlangt, fo ift der Staat zur Pflege der 
bleibenden Intereſſen berfelben berufen. Er hat die Pflicht, darüber zu machen, 
daß das Bermögen ber Inſtitute feiner Beſtimmung erhalten und nicht zum Bor- 
teil der jeweiligen Nutnießer über den nachhaltigen Fruchtgenuß hinaus ver- 
wendet wird. Es muß ihm deshalb eine im Erfolg gefierte Einwirtung auf 
die Bewirthſchaftung biefer Forften zuſtehen, um etwa verfuchten Verſchlechterun - 
gen ber Subftanz vorzubeugen. . 

Bei ben Gemeinden hat der Staat ein ebenfo ftarfes und berechtigtes In⸗ 
terefie daran, daß deren Waldvermögen orbnungsmäßig und nachhaltig bewirth- 
haftet wird. 

& kommt im diefer Beziehung in Betracht, daß bie jeweiligen Gemeinde 
glieder nur die Nutnießer am Gemeindewalde find, daß dieſer Wald für die Er- 
haltung der 2eiftungsfähigfeit der Gemeinde eine große Bedeutung befikt, daß 
aber bezüglich der Ausnugung beffelben das bauernde nachhaltige Interefie der 
Geſammtheit mit den Intereffen der jeweiligen Generation nicht jelten im Wider- 
Rreite liegt. In ber Regel hat das jeweilige nugungsberehtigte Gemeindemit» 
gied für die Befligung und Erhaltung der Subfanz und bie Erlangung des 
chen nachtheiligen Ertrages von derfelben nicht bas Gefühl und bas In⸗ 
tereffe des Eigenthümers. 

Sein Imereffe wird gewöhnlich durch den perfönlichen Vortheil bedingt; es 
ſttebt, fi den Wald ohne Rückſicht auf andere fo nutzbar wie möglich zu machen. 
Je ännliher die Verhältniffe einer Gemeinde und deren Mitglieder find, defto- 
mehr tritt dieſe Eriheinung hervor. Das Verlangen macht ſich geltend, daf ber 
Gemeindewald nicht nur die gewöhnlichen, fonbern auch die außergemöhulichen 
Bebärfniffe des Gemeindehausgalts deden und daneben den wirthſchaftlichen Be- 
barf der jeweiligen Gemeinbemitglieder an Holz, Streu und Weide fo reichlich 
wie möglich befriedigen, dagegen möglichſt wenig baare Aufwendungen verurſachen 
Il. Diefes Streben wird durch den Umftand begünftigt, daß die Vorräthe bes 
U 8 am Holz, Streu und Gras mit einem verhältnigmäßig geringen. Wer« 
b Boflenaufwand behaftet find und daß bie Nachtheile einer unpfleglichen Aus« 
n ng micht fofort in die Mugen fallen. 

jei dieſer Stellung des Gemeindemitgliebes zu bem Gemeindewalde ift eine 
a eeſſene Bewirthichaftung deſſelben zur Erreichung bes höchften Gejammter« 
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ohne Butreten der Staatsregierung ſchwer zu erreichen. Abgeſehen davon, 
: Gemeindevertretung nicht felten die erforderliche Sachkunde abgeht, ſucht 
‚e Gemeinbemitglied den Vortheil der Gemeinde in diefer, das andere in 
jewirthſchaftungsmethode, das eine will den Wald auf Holz, das andere 
ren, das dritte auf Weibe bewirthfchaftet haben. Je öfter bie Gemeinde- 
ng wechſelt, und je weniger diefelbe von unbefangenen Sachverſtändigen 
n und von einfihtigen @emeinbemitgfiebern Tontrolirt wird, defto mehr wird 
artiger Wiberftreit ber Meinungen dem Gemeinbewalbe zum Rachtheil 


m 
er Gemeindewalb ift ein halb öffentlicher Wald. 
i ber geſchilderten Stellung ber jeweiligen Generation in der Gemeinde 
ıbausnugung genügt es aber nicht, der Staatsregierung eine Einwirkung 
Verwaltung bloß für die Fälle einzuräumen, mo es fih um Rodungen 
räußerungen von Gemeindewaldgrumb handelt, die Staatsregierung muß 
ı der Lage fein, auf die Behandlung und Ausnugung des Walbbeftanbes 
inwirken zu lönnen. Den nicht geringften Theil der Subftanz des &e- 
malbes bilden die auf dem Grund und Boden ftodenden Holzbeſtände. 
Ber die Berſuchung ift, dieſes werbende, ſtets bereite Materiaffapital über 
engen de3 nachhaltigen Fruchtgenuſſes Hinaus zum Vortheil der gegen- 
m Gemeindemitglieber anzugreifen, um fo nothwendiger if eine ftaatfiche 
tung auf die Regelung diefes Fruchtgenuffes ſelbſt. Es darf nur darauf 
iefen werben, welchen NachtHeil eine ungeregelte Nutung ber Streu und 
eide, ober die Unterlaffung oder Kürzung ber nothwendigen Ausgaben für 
ederkultur abgeholzter Flächen auf die Erhaltung bes Materialfapitals, 
e Subftanz des Waldes hat. 
iernad) muß die Staatöregierung in ber Lage fein, in bie Bewirthichaftung 
erwaltung des Gemeindewaldes einzugreifen, ohne daß diefe Verwaltung 
ım Ganzen der Gemeindeverwaltung getrennt zn werben braucht. Rodun⸗ 
d Beräußerungen von Gemeinbewaldgrund müffen von der Genehmigung 
aatsregierung abhängig fein, fie muß die Gemeinden nöthigenfalls zur 
ang unb ausreichenden Bezahlung gehörig ausgebilbeter Sachverſtändigen 
1 Betrieb unb geeigneter Perfonen für den Forftſchutz anhalten fönnen, 
muß fie befugt fein, die Aufftellung eines allgemeinen Wirthichaftsplanes 
»ern, von den jährlichen Nugungs- und Kulturplänen Einfiht zu nehmen, 
ie Ausführung biefer Pläne, ſowie ben Zufland der Waldungen durch ihre 
hen Organe örtlich überwachen und prüfen und die hierbei wahrgenom- 
wirthſchaftlichen Mängel abftelien zu laffen. Ein in biefem Umfange ab» 
ztes ſtaatliches Auffichtsrecht wird in der Regel zur Sicherung einer pfleg⸗ 
Behandlung des Gemeindewalbes genügen, foweit nicht provinzielle Ber- 
fe eine weiter gehende Theilnahme des Staats an ber Gemeindeforfiver- 
g begründen. 
m Bergleich zu obigen Forderungen find die beftehenden gefeglihen Vor- 
n in den 5 öftlichen Provinzen des Staats und in einem Theile der Pro« 
annover unzulänglic, während fie in den übrigen Landestheilen zwar aus- 
d, aber mancher Verbefferung fähig find. 
ine Revifion dieſer Gefetgebung darf deshalb mit Recht als Bedirfnig 
net werben. Eine andere Frage aber ift die, ob die erforderlichen Bor- 
na in dem vorliegenden Gefegentwurfe zu erlaffen waren. Dieſe Frage 
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mußte um deswillen verneint werben, weil, wenn bie ganze in ben einzelnen 
Landeötheilen beſtehende Gemeindeverfaffung zur Zeit einer Revifion unterworfen 
wird, es fich jedenfalls mehr empfiehlt, im Anfchluffe hieran eine anderweite 
Regelung des flaatlichen Anffichtsrechtes über die Berwaltung des in Wal- 
dungen beftehenben Gemeindevermögens vorzunehmen, wobei den in den einzelnen 
Landestheilen vorhandenen abweichenden Berhältniffen die gebührende Berückſich⸗ 
Kgung in höherem Grade zu Theil werden kann, als dies in dem vorliegenden 
Gejegentwurfe möglich geweſen wäre. 
Privatforften. 

Iſt, wie vorfiehend motivirt, in Beziehung auf den Gemeinde- und Inſti⸗ 
tutenwald als leitender Gefichtspunkt die Rückſicht auf Sicherung einer guten 
Bermögensverwaltung anzuerkennen, fo wird bei den Waldungen der Privaten 
ein anderer Geſichtspunkt in ben Vordergrund zu ftelfen fein. 

Freiſich kann nicht geleugnet werden, daß fehr viele diefer Waldungen nicht 
daB erzeugen, was fie bei einer geregelten Behandlung leiften können. Es giebt 
eine Menge unwirthſchaftlicher Waldhefitzer, welche durch augenblidliche Noth 
gebrängt oder durch falſchen Speculationstrieb bewogen, die nugbaren Holzvor- 
räthe einfchlagen umd den Wiederanbau unterlaffen oder den Boden durch rüd- 
fichtsloſe Streuentnahme entkräften ꝛc. In jeder Provinz finden fi) hierzu 
zahlreiche Beläge. Bon den ſehr parzellirten 362,300 Hektar umfaffenden Privat: 
waldıngen der Aheinprovinz befinden fich 3. B. ca. 2/, in einem Zuſtande, bei 
welchen nur ein fehr geringer Theil der möglichen Bodenrente bezogen wird. 

Gleichwohl würde e3 nicht zu rechtfertigen fein, den Privatbefiker blos aus 
dem Grunde, weil er von feiner Waldfläche nicht die höchfte mögliche Boden- 
vente zieht, zu einer beftimmten Waldbehandlung zu zwingen. Mit demfelben 
Rechte müßte die Staatsregierung auch jeden, der feinen Ader fchlecht düngt, 
oder fein Bermögen ſchlecht verwaltet, da8 zu thun zwingen, was fie fir ihn am 
zweddienlichften häft. 

Dem Privatwalde fteht der Staat in biefer Beziehung anders gegenüber wie 
dem bafböffentlichen Gemeindewalbe. 

Unter Umftänden kann der Privatwald allerdings auch ritdfichtlich der Be⸗ 
friedigung des Holzbebarfes des ganzen Landes eine Bedeutung tiber die In— 
terefien des Befiges hinaus haben. Eine folche Bedeutung fonımt aber dermalen 
bei dem Brivatwalde im Preußifhen Staate nit in frage. Der unter der 
Kontroie der Staatsregierung bereits ſtehende Waldbefiz des Staates, der Ge⸗ 
meinden und ber Inſtitute macht einen fehr erheblichen Theil der gejammten 
Baldflähe der Monarchie aus und ift über die einzelnen Theile derſelben im 
Ganzen günftig vertheilt. Die Erleichterungen der Verkehrswege, die Ermeite- 
rung der Eifenbahnverbindungen machen es zudem möglih, aus ben Landes- 
theilen, in benen Holzreihthum herricht, den in diefer Beziehung minder günftig 
geftellten Gegenden auszuhelfen. Böhmiſches, Standinavifches und Ruſſiſches 
Bau- und Schnittholz gelangt bis zu den Holzmärkten unferer mittleren Provinzen, 
nnqgariſches Eichenholz wird am Nhein und der Mofel zu Faßdauben und zu 

mbergspfählen verwanbt. 

Die reihen Schäte der Rheinifchen, Weftfälifchen, Schleſiſchen Steinkohlen- 

ben, die reichen VBorräthe an Braunlohlen und die kanm zu erfchöpfenben 
er von Torf in den Torfbrüchen des Flachlandes bieten außerordentlich große 
: tel zur leichten Befriedigung des Brennbediirfniffes. 

Jahrb. d. Pr. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg VILL. 2 
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Erwähnt muß auch werden, daß ein nicht geringer Theil des Privatwald- 
befites in einzelnen Theilen der öftlihen Provinzen fi in ben Händen großer 
Grundbefiger befindet, bei denen die Waldverwüflung zur Ausnahme gehört. 

Jedenfalls müßte e8 ganz zweifellos nachgewiefen fein, daß ohne Beichrän- 
fung der Dispofition tiber den Privatwaldb die Befriedigung der Bedürfniſſe des 
Landes an Nut-, Bau- und Brennholz unbedingt gefährdet fei, wenn bier: 
aus eine Beranlafjung zur ftaatlichen Beförfterung deffelben entnommen werden ſoll. 

Denn es darf nicht außer Acht bleiben, daß eine foldhe VBeförfterung von 
den Betheiligten als eine ſchwere Laſt und als ein empfin dlicher Eingriff in das Privat- 
eigenthum angefehen werden und daß die Ausführung derjelben, abgejehen von 
der fchwierigen Beſchaffung der erforderlichen Auf fihtsbeamten, koſtſpielig und 
Pe den mannigfachſten Bedenken unterliegend fein würde. 

Es wird demnach der in dem Kulturebilt vom 14. September 1811 ausge- 
ſprochene Grundfag der ungehinderten Bewirthſchaftung und Benugung des Grund⸗ 





3 eigenthums auch bezüglich bes Privatwaldeigenthums noch heute als Regel des öffent⸗ 
E- lichen Rechtes anzuerkennen fein. Aber nur als Regel, welche ihre Ausnahme da 
KB zu finden bat, wo das nämliche öffentliche Recht, auf welchem fie beruht, Schran- 
\ R fen gegen die Ausbeutung des Privateigenthums zum Schaden der Geſammtheit 
—J wie der einzelnen fördert. 

— Nothwendigkeit geſetzlicher Beſchränkungen für die Bewirth— 


ſchaftung der Waldungen. 


— Solche Ausnahmen erſcheinen hauptſächlich nach zwei Richtungen hin, und 
Ei zwar ohne Unterjchted der Staats-, Gemeinde- und Privatwaldungen, dringend 
geboten. 


Durch Genoſſenſchaftsbildung. 


49 Wo der Waldbeſitz ſehr zerſplittert iſt, wie in manchen Gegenden der Rhein⸗ 
provinz und Weftfalen (im Hegierungsbezirt Coblenz find z. 8. 117,119 Morgen 
J— alten Maßes [= 3017,65 Hect.] Holzungen in 166,846 Parzellen verſchiedener 


Befiter zerfplittert, von denen feine eine Größe von 20 Morgen erreicht) wird der 
ſchlechte Zuſtand der Walbungen beſonders durch diefe Zerfplitterung verſchuldet. 
Wenn die einzelne Holzparzelle in ſchmalen Streifen zwifchen anderen Parzellen 
liegt, kann auch bei gutem Willen faum ein ordentlicher Holzbeftand erzogen und 
erhalten werden, weil der Nachbarholzbeſtand das Auflommen der Kultur hindert, 
weil eine Schonung folcher Heinen Flächen gegen den Weidgang unmöglih und 
weil auch fonft eine ordentlihe Beſchützung kaum ausführbar if. Zn ſolchen 
Fällen ift die einheitliche Ausführung der erforderlichen wirthichaftliden Maß- 
R. regeln und die Einrichtung eines gemeinfamen Forftihuges die unerläßliche Vor⸗ 
i ausjegung der Abwehr der durch die Waldverwiftung entftehenden Beihädigung 
der Sintereffen der gefammten im nachbarlichen Berbande ftehenden Wald⸗ 
en. befiger. 

Erfahrungsmäßig ift aber die Bereinigung zu einem folden gemeinfamen 
Wirken nur in den feltenften Fällen aus dem freien Willen der Betheiligten zu 
a erreichen und deshalb ein fürderliches Eintreten des Staats zum Schuge der 
R- Nachbarrechte angezeigt. 

5 Dies ift der eine Fall, in dem ſich eine Ausnahme von jener Hegel recht- 
* fertigt. 
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Durch Borfhriften zur Erhaltung und Begründung von Schug- 


waldungen. 


Der andere Fall liegt da vor, wo die unpfleglidhe Bewirtbichaftung und 
Benutzung eines Waldes die Befiger benachbarter Kulturgründe an ihrem 
Bamögen, ganze Bemeinde und Landfiridhe in ihren Intereſſen durch 
Deterioration des Kulturzuflandes und der natürlihen Verhältnifſe ſchädigt. 

Solder tritt ein: 


8) 


wo Sandländereien vorkommen, welche zum Flüchtigwerden neigen. 
Auf folden Ländereien kann die unvorfichtige Wegnahme der Bodendede 
oder des Holzbeftandes, ohne fofortigen Erjag, die größten Uebelſtände fir 
die Nachbarn herbeiflihren. Sobald der feine Eand, aus welchem derar- 
tiger Bobeu befieht, einmal beweglich geworden ift, hält e8 fchwer, eine 
Begetation auf demfelben wieder zu erzielen. Der Wind hat eine große 
Gewalt über denjelben; Sandhügel entftehen und verjchwinden und da ber 
Wind das feine Sandlorn auf weite Streden fortführt, fo ift die beweglich 
gewordene Fläche eine andauernde Duelle, aus welcher die benachbarten 
Grundftiide weithin mit Sand überfchüittet werden. Je umfangreicher die 
bewegliche Fläche if, deſto größer ift die Gefahr und es liegt auf der 
Hand, daß hierdurch die Ertragsfähigkeit landwirthſchaftlich benutzter Grund⸗ 
ſtücke erheblich beeinträchtigt und die Benußbarleit natlirlicher oder künſt⸗ 
licher Wafferläufe, fowie öffentlider Wege erheblich geſchmälert werden 
kaun. Im norddentſchen Flachlande find auf dieſe Weife ausgedehnte Flä⸗ 
chen fruchtbaren Bodens ertragslos geworden. Im Regierungsbezirk Brom⸗ 
berg z. B. wurde im Jahre 1857 die Fläche der vollſtändig verſandeten 
Grundftücke auf 36,616 Morgen ermittelt und dabei feſtgeſtellt, daß in dem 
Zeitraum von 1837 bis 1857 die verjandete Fläche um das 2i/sfache ver- 
größert ifl. Die Stände der Provinzen Preußen, Pojen und Brandenburg 
haben ſchon in den dreißiger Jahren um legislative Maßregeln zur Ab- 
wendung derartiger VBerfandungen gebeten, und die aus der Provinz Hannover 
neuerdings wieberholt laut gewordenen Klagen beweifen, daß auch ander- 
wärts ein folches Bebürfniß gefühlt wird. Die Forderung einer ftaatlichen 
Einmirfung auf die Behandlung folder Grundftüde wird als eine beredy- 
tigte anzuerkennen fein. Sie wird fi} aber, wenn fie von Erfolg begleitet 
fein ſoll, nit auf die Grundftüde beſchränken dürfen, welche einen Wald⸗ 
beitand noch befitien , fondern fie wird fi) auch auf die öden Grundſtücke 
erftredten müſſen, welche ihrer Bejchaffenheit nach derartige Gefahren bei 
undorfichtiger Benugung verurfachen können; 


b) in dem Gebirgslande unter folgenden VBorausfegungen: 


In Hohen TFreilagen auf den Kuppen und Rüden der Gebirge und 
an fteilen Berghängen ift die Waldbeftodung das einzige Mittel, die bier 
ohnehin gewöhnlich nur in geringer Mädhtigleit über dem Geftein liegende 
Nährſchicht des Bodens vor dem Herabſchwemmen bei ſtarken Regengüſſen 
ꝛc. zu bewahren. Eine unvorſichtige Entblößung des Bodens in ſolchen 
Dertlichleiten fegt die tiefer liegenden Grundftüde, Gebäude, Straßen zc. 
der Gefahr aus, bei ftarkem Gewitterregen mit Schutt uud Geröll oder 
Waflerfilirzen üiberjchlittet zu werden. Der Boden verliert feine Nährſchicht, 
wird der Kultur fchwer zugänglich und es entſteht jomit eine andauernde 
Beranlaflung fitr derartige Beſchädigungen. 
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* In den Gebieten des Rheines, der Moſel und deren Nebenflüffen er⸗ 
= eignen ſich ſolche Begebenheiten, verbunden mit erheblicher Beeinträchtigung 
u wichtiger Landeskulturintereſſen, faft jedes Jahr. Auch bier if ein Ein- 
2 ſchreiten der Staatsregierung gerechtfertigt. 

* Aber auch hier wird ſich daſſelbe nicht auf die pflegliche Behandlung 
” eines ſchon vorhandenen Walbbeftandes beſchränken dürfen, ſondern ſich 
Eu auf die Grundftüde erftreden müffen, welche bereit8 öde geworden find; 

J e) bei natürlichen Waſſerläufen, Flüſſen, Strömen, inſoweit der 
Waldbeſtand zur Befeſtigung und Sicherung der Ufer oder zum 
Schutz nahe gelegener Gebäude ꝛc. gegen den Eisgang dient und info- 
u fern die Ouellenvon Wafjerläufenin Waldbeftänden entfpringen, 
. Die erftere Rückſicht füllt namentlih im Flachlande in den Stromgebieten 
GE der Oder, Elbe ꝛc. und ihrer Nebenflüffe ins Gewicht, während die Be- 
Sg deutung der leßteren fich über das Gebiet der gefammten Landesintereflen 
en erftredt. 

en. Entwaldungen in den Quellgebieten führen nicht nur eine abfolute 
h. - Berminderung des Wafferftandes herbei, befonders wenn in dem ganzen 
:- \ Flußgebiete zahlreiche Ausftodungen vorkommen, fondern es verändert ſich 
ee auch der Waſſerſtand der einzelnen Jahreszeiten der Art, daß im Frühjahr 
Zn 


jehr große Waffermaffen mit einem Male dem Ylußbette zugeführt und 

große Ueberſchwemmungen veranlaßt, während daffelbe im Sommer und 

Herbft überaus waſſerarm wird. Hierdurch wird, felbft abgefehen von ben 

direften Schäden ber Ueberſchwemmungen, Induftrie, Handel und Landes- 

fultur ſehr weſentlich geſchädigt. Es braudt in diefen Beziehungen nur 
hingewiefen zu werden auf die von Waflerkraft abhängigen gewerblichen 
Anlagen, auf die Flußſchifffahrt, Bewäfferungsanlagen zc.; 

d) endlich, wo Veränderungen des Waldbeftandes nachweisbar eine Ber- 
ſchlechterung der klimatiſchen Verhältniſſe bemirken. 

Es wird nicht in Abrede geſtellt werden können, daß das Vorhanden⸗ 
fein oder das Fehlen, der Umfang oder die Bertbeilung einer beftimmten 
Waldnaffe in einer Gegend Einfluß auf die Temperatur und den Waffer- 
gehalt der Atmofphäre, den Niederſchlag aus derfelben und die Bewegung 
der Luft ausübt. Der Begriff „Mimatifches Intereſſe“, „klimatiſche Be⸗ 
ziehung“ ift aber ein ziemlich unbeſtimmter, aud) find die Unterfuchungen 
und Beobachtungen über jenen Einfluß noch wicht zu feftitehenden Ergeb- 
niffen alljeitig abgejchloffen, weshalb es fich nicht empfiehlt, unter der all⸗ 
gemeinen, und auch vieldeutigen Firma des klimatiſchen Einfluffes die 
freie Verfügung über das Waldeigenthum ungehörig zu beſchränken. 

Nur da, wo in hohen Freilagen oder an der Seefüfte, ein vorftehender 
Waldbeftand benachbarten Feldfluren und Ortichaften zum Schuß gegen 
kalte und heftige Winde dient, läßt ſich ſchon jetzt rechtfertigen, die Bewirth⸗ 
Ihaftung diefes Waldes unter Aufficht zu ftellen, weil in dieſen Fällen Die 
vortheilhafte Einwirkung des Waldes direlt nachweisbar if. 

Zu der nothwendigen flaatlichen Einwirkung in allen diefen Fällen bietet 
die beftehende Gejehgebung nur eine ungeniügende Handhabe. Im Geltungsbe- 
reiche des Kulturedikts vom 14. September 1811 fehlt e8 an jedem gejeglichen 
Anhalt, ſowohl um das Zuftandelommen von Waldgenoffenichaften zu erleichtern 
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wo bie Berhäftniffe Diefelben wilnjchenswerth machen, als auch um bie zur Ab⸗ 
wehr der vorhin bezeichneten Gefahren erforderlichen wirthichaftlichen Maßregeln 
nochigenfalls zu erzwingen. 

In den fibrigen Landestheilen aber find die gültigen gefetlichen Beſtimm⸗ 
ungen, welche im Weſentlichen 

a) in dem Berbot der Waldrodung, 
b) in dem Berbot der Walbbevaftation und der unpfleglichen Waldbehand⸗ 

Ing und 

c) in dem Gebot des Anbaues der Walbblößen 
beſtehen, theils umgulänglich, theils gehen fie iiber das Bedürfniß hinaus. 

Ein allgemeines Rodungsverbot bat das Bedenken gegen fi, daß in vielen 
für das zu ſchützende Kulturintereffe ganz gleichgüiltigen Yällen der Waldbeſitzer 
umöthiger Weiſe beläftigt, manche wohlthätige und vortheilhafte Umwandlung 
von Wald in Ader oder Wiefe wohl auch verhindert wird. Dies Bedenken wird 

| dadurch nicht gemindert, daß die Rodung mit der Genehmigung der Regierung 

Rattfinden kann. 

| Es muß als eine große VBeläftigung empfunden werden, wenn ein jeder 
Balvbefiger, blos zur Sicherung der ausnahmsweiſe vorfommenden Fälle, in 
denen die Erhaltung des Waldes ein öffentliches Intereffe hat, gezwungen ift, 
fi den Weitläufigfeiten der oberauffichtlihen Prüfung und Unterfuhung aus- 
jujehen, ob die von ihm beabfichtigte Waldrodung auch eine gefahrlofe iſt. Dazu 
Iommt die Schwierigfeit und Koftipieligleit des Verfahrens. 

Ganz diefelben Bedenken lafien fi) gegen das Verbot der Walbdevaftation, 
der unpfleglichen Walbbehandlung geltend machen. Dieſe Begriffsbeſtimmungen 
Reben keineswegs feſt. Der eine nennt eine Waldbehandlung ſchon Devaftation, 
wo mehr als das nachhaltige Jahresquantum genutt wird, der andere nimmt 
eat eine Walddevaftation an, wenn das Materiallapital an Holz ohne Erſatz anf- 
gezebrt wird zc. 

Auch das Gebot der Wiederkultur von Waldblößen ꝛc. ift in feiner Allge- 
meinheit kaum angemeflen und megen diefer Allgemeinheit ſchwerlich burchflihrbar. 

| Budem fehlt es meift an Beſtimmungen, durch weldhe den ftaatlichen An- 
| irdnungen Nachdruck verſchafft werden Tann. 

Nur die Bayeriſche Geſetzgebung hat Strafpvorſchriften. 

| Hiernach rechtfertigt ſich die Beſeitigung der beftehenden Geſetzgebung über 
die Privatwaldungen und der Erlaß neuer Vorſchriften zur Erreichung des er- 
forberlichen Walbfchuges für den Umfang der ganzen Monarchie nad) Maßgabe 
der im Borftehenden erörterten Grunbfäge, welche dahin zufammenzufaffen find daß: 
1) an ver Spige diefer Borjchriften als Regel das freie Beſtimmungsrecht 
jedes Waldeigenthiimers über die Benugung und Bewirtbichaftung feiner 
Waldgrundſtücke anerfannt wird, 
2) als Ausnahme von diefer Regel Einſchränkungen des freien Beftimmungs- 
rechtes nur da zugelaffen find, wo 
a) Rechte Dritter, oder 
b) bei Gemeinde⸗, Inftituten-, Korporations- und Genofſenſchaftswaldungen 
die gegenwärtig beftehenden unb aufrecht zu erhaltenden Geſetze fie 
bedingen, oder 
c) ſolche Einſchränkungen zur Abwenbung oder Befeitigung erheblicher 
Schäden und Gefahren fr andere Grundſtücke beziehungsweife Liegen⸗ 
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Einigung der Betheiligten nicht ſtattfindet, und zum andern die Gegenſtände, 
über welche das Statut auf alle Fälle Beſtimmungen enthalten muß. Ju bei- 
den Beziehungen find die desfallfigen Borfchriften den gleichartigen Beſtimmun⸗ 
gen bes Waldkulturgefeges für den Kreis Wittgenftein nachgebildet. 

Die weitere allgemeine Borjchrift, daß die auf Genoſſenſchaftsgrundſtücken 
zu Servituten Berechtigten fich diejenigen Einfchränktungen ihrer Rechte müſſen 
gefallen laſſen, welche im Intereſſe der Genoſſenſchaft erforderlich find, bedarf 
feiner näheren Begründung, ebenjo die Beſtimmung, daß ben Beredtigten für 
diefe Einſchränkung eine Entihädigung gewährt werden muß nah Maßgabe der 
Einbuße, welche fie an dem bisherigen Reinertrage der Nutzung erleiden. 

85 27 bis 35. Das zur Bildung von Waldgenoffenfchaiten vorgefchlagene 
Berfahren jchliegt fih mit den durch die Sache bedingten Modifikationen denje⸗ 
nigen Beftimmungen an, welche tiber das Berfahren in den Angelegenheiten bes 
zweiten Theiles dieſes Geſetzentwurfs enthalten find. 

8 36. Einer nad den Beitimmungen des Geſetzes gebildeten Waldgenoffen- 
haft durch das Geſetz felbft, alfo von vornherein, die Mechte der jurifliichen 
Berfon zu verleihen, ift fiir den orbnungsmäßigen Beftand derjelben an ſich nicht 
nothwendig. Es erjchien daher angemeffen, die Ermwerbung dieſer Rechte von 
dem Beichluffe der Genoffenjchaft felbft abhängig zu machen, die Minifter filr 
die landwirthichaftlichen Angelegenheiten und der Juſtiz aber zur Ertheilung der⸗ 
jelben für den Fall einer desfallfigen Antragftellung allgemein zu ermächtigen. 

$ 37. Eine ftaatlihe Kontrole iiber die Verwaltung der gebildeten Geno]- 
ſenſchaft ift zur Sicherung des dauernden ordnungsmäßigen Beſtandes derjelben 
unerfäßli die Pflicht und das Hecht dieſer Aufftcht der Landespolizeibehörde 
zuzumeijen, rechtfertigt fich aug der Erwägung, daß diejer Behörde die zur Führung 
der Aufficht nöthigentechnifchen Organe zur Verfügung ftehen, ihr übrigens auch fonft 
den Ward befigenden Gemeinden, Rorporationen 2c. gegenüber ein gleiches Recht ver- 
tieben if. Das Maaß der Aufficht regelt fi) zunäckhft nad den Beſtimmungen 
des Statuts. Im Uebrigen muß das Auffichtsrecht, um bie erforderliche Wir- 
fung zu erreichen, mit den Befugniffen ausgeftattet fein, wie fie den Landes⸗ 
polizeibehörden unter ähnlichen Berhäftniffen den Gemeinden gegenüber zuftehen. 

$ 38. Für eine nach den Vorfchriften des Gefehes zu Stande gelommene 
Waldgenoffenfchaft fpricht die Bermuthung, daß fie eine niitliche, dem Landes⸗ 
fulturintereffe fürderliche Einrichtung if. Es darf deßhalb nicht zugelaflen wer⸗ 
den, daß diejelbe ohne Weiteres und willkürlich nach dem Belieben jedes Be⸗ 
theiligten aufgelöft wird. In diefer Erwägung findet die Beftimmung ihre Be- 
gründung, daß zu einer foldhen Auflöfung die Zuftunmung der Mehrzahl der 
Genoffen und der Auffichtsbehörde erforderlich fein fol. 

Zu $ 39. Dem $ 39 des Entwurfes könnte das formelle Bedenken entge- 
gengeftellt werden, daß die darin ausgeiprochene Beſchränkung der Naturaltheilung 
gemeinſchaftlich befeffener Waldgrundftüde in die beftehende Theilungsgefeßgebung 
eingreift und daher an dieſer Stelle nicht am richtigen Orte fei. Allein, wenn 
der Entwurf e8 zu feiner Aufgabe macht, die Eigenthümer von Waldgrundftiidlen 
da, wo die forftmäßige Benugung derſelben nur durch gemeinfchaftliche Bewirt' - 
ſchaftung zu erreichen ift, genofjenfchaftlich zu einigen, wenn er für die Minbe 


‚heit der Eigenthiimer den zuftimmenden Beſchluß der Mehrheit verbindlih mad : 


und wenn er endlich fiir die Auflöfung der gebildeten Waldgenoſſenſchaft nebe 
bem Mebrheitöbeichluffe der Genoſſen die Genehmigung der Landespolizeibehörd 
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$ den Fortbeſtand der bereits vorhandenen gemeinfchaftlichen 
ficher zu ftellen fucht. 

orfehrift im 939 ſqließt ſich der beſtehenden Tpeilungsgefeg- 
t irgend einer Weife zu veriwirren; indem fie im Uebrigen die 
riften über die Zufäfligfeit der Naturaltheilung von Wald» 
üßrt laht, fügt fie derfelben in Uebereinfiimmung mit den 
ıbfägen des Entwurfs in Beziehung auf die Bildung von 
n die Beſchränkung Hinzu, daß fortan in feinem Falle dem 
raltheilung eines gemeinfchaftlich befeffenen Walbgrundftüds 
ben fol, wenn nicht die Mehrzabl der Miteigenthlimer, nach 
ıten berechnet, dem Antrage zuftiimmt. 

chränkung ift die Vorfhrift formell unbedenklich und fachlich 


e im der rechtöfräftigen Entſcheidung liegende Erekutionsbe · 
Sicherung der Ausführung biefer Entfcheidung nicht aus, na- 
ge- ober verbotene Art der Benugung bes gefahrbringenden 
je In diefer Erwägung findet die Androhung von Gelbftrafen 
Dabei kommt aber. in Betracht, daf der verbotswidrige Ein- 
h durch einen beftimmten Betrag der Geldſtrafe nicht in allen 
t. Deshalb rechtfertigt es fich weiter, ben verbotswidrigen 
befonderß zu derpönen unb bie Strafe nach dem Werthbetrage 
ı Holzes zu beftimmen. 

„mg ber Strafen foll in dem gewöhnlichen Strafverfahren 

erfolgen. 


J 2. 
Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes über den Geſetz Entwurf 
betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoffenfchaften. 


A. Grfte Berathung. 
4. Sigung am 1. Februar 1875. 

Präfident: Ich eröffne die erſte Berathung, bitte, mit der Berlofung der 
Namen der Rebner vorzugehen, und ertheile zunächſt das Wort dem Herrn Mi- 
niſter für die Lanbroirthfchaftlichen Angelegenheiten. 

Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenbeiten Dr. Friedeuthal: 
Der zur Berhandlung flehende Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Erhaltung 
und Begründung von Schugwaldungen fowie die Bilbung von Waldgenofien- 

vereitS im der verflofienen Seffion bei dem Landtage der Monardie 

nd von dem Herrenhaufe durchberathen worben.*) Die gegenwärtige 

obueirt im Weſentlichen den früheren Entwurf unter Aufnahme der 

8 Herrenhaufes unter Hinzufügung einiger Bufäge, welche mit dem 

_ en diejes gefeßgeberifhen Altes zufammenhängen, und unter Anleh- 

g an bie fortſchreitende Organifation der Selbftverwaltung beziehungsweife 
Bermaltungsjufiz, wie fie namentlich in dem Ihnen gegenwärtig vorliegen- 
Geſetze über die Verwaltungsgerichte zu weiterer Verwirklichung gelangt. 

an ich mir geftatte, die Vorlage mit einigen Worten bei Ihnen einzuführen, 


*) ©. Jaheb. Bd. VII S. 174. Mt. 81. 
Jahrb. d. Br. Gorft- u. Jagd-@ejepg. VIIL 8 
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fo geſchieht es hauptſächlich, um Mißverſtändnifſen von vornherein entgegen zu 
treten, welche leicht ſich finden und verwirrend wirken, wo es fih wie hier um 
die Beſchränkung der individuellen Berfligungsfreibeit handelt. Ich werde dabei 
möglichſt abfehen vor der Erörterung dogmatifcher Gegenſätze zwiſchen romanti- 
ftifcher und germaniſtiſcher Rechtsanſchauung Hinfichtlic des Eigentyumsbegrifis. 
Ich werde abſehen von einer theoretiichen Auseinanderfegung gegenüber jener 
Wirthſchaftslehre, welche die unbedingte und fchranfenlofe Freiheit des Privat- 
etgenthums von rechtlichen und wirtbichaftlichen Gefichtspuntten aus forbert. 
Bielmehr werde ich mich bemühen, möglihft die konkreten Verhältniffe zum Aus- 
gangspunkt zu nehmen, um die Borlage Ihnen gegenüber, meine Herren, furz 
zu rechtfertigen. Ich kann von jenen theoretifchen Ausführungen um fo eher 
Abftand nehmen, als die Landesvertretung, namentli das Abgeordnetenhaus, 
in einer fortgejettten Reihe präjudizielleer Beichlüffe ſich dafiir entjchieden Hat, 
den Waldſchutz anzuftreben, und zwar entgegen jener Theorie anzuftreben durch 
Aufrichtung von Schranten gegen die Ausbeutung des Poivatwaldeigentbums, 
infoweit lettere mit fich führt die Schädigung nachbarlicher Intereſſen wie des 
allgemeinen Laudeswohls. Schon im Jahre 1861 ift ein dahin gehender Be⸗ 
ſchluß auf ſehr eingehenden Bericht des verewigten Abgeorbneten Lette gefaßt. 
Wiederholt find Petitionen in diefem Sinne der Staatsregierung liberwiejen 
worden. Der im fahre 1868 dem Abgeordnnetenhaufe vorgelegte Entwurf ift 
von deffen Agrartommiffion durchberathen und, wenn auch unter Amendirungen, 
doch feinem Hauptgedanken nach angenommen. Die Verhandlung im Haufe um- 
terblieb wegen Ablauf der Seffton. Endlih noch ganz Fürzlich in der Seffton 
1872/73 iſt auf Antrag des Abgeordneten Miguel unter lebhafter Befürwortung 
feitens des Abgeordnieten von Benda und des gegenwärtigen verehrten Präfidenten 
des hohen Haufes der Beſchluß gefaßt worden, die Regierung aufzufordern, 
baldthnnlichft ein Geſetz behufs des Waldſchutzes beziehungsweile der Wald⸗ 
fultur dem Landtage der Monarchie vorzulegen. Wenn biernach liber den gejetz- 
geberifhen Zweck Uebereinſtimmung zwiſchen der Staatsregierung und dem 
Hohen Haufe befteht, wenn in der, wie ich annehmen darf, fommiffarifhen 
Beratbung die Pritfung der Einzelheiten diefes Entwurfs zu erfolgen haben 
wird, Tann ih mich darauf befchränfen, das gewählte Syften vor Ihnen zu 
rechtfertigen. Bevor ich Dies aber thue, möchte ich Ihnen einige Zahlen mit- 
theilen, welche dazu dienen follen, die Stellung darzulegen, welche die preußifche 
Monarchie beziebentlich des Waldbeftandes unter |den europäifchen Staaten ein- 
nimmt, und zweitens einige Zahlen, welche die Bertheilung des Walbbeflandes 
innerhalb der preußischen Monarchie lennzeihnen. Unter den europäifchen 
Staaten — ich werde diejenigen meglaffen, aus welchen mir unzuverläfftge 
oder widerſprechende Mittheilungen vorliegen und mich darauf bejchränfen, Das 
einigermaßen zuverläffige Material vorzutragen — kommt -an erfler Stelle der 
Staat Schweden, in welchem der Walbbeftand 43 Prozent feiner Geſammtfläche 
beträgt, fodanı das europäifche Rußland mit 37 Prozent, Bayern mit 32, Die 
Oeſterreichiſch⸗ Ungariſche Monarchie mit 30 Prozent, die Deutichen Bundesflaaten 
mit Ausflug von Preußen und Bayern, mit 27 Procent, und nun Preußen 
mit etwa 231 Prozent. Hierauf folgt die Schweiz mit 18 Prozent, Jtalie: 
mit 17, Frankreich mit 15—16 Prozent, Belgien mit 13—14, Holland mit 7 bi⸗ 
8, Spanien mit 7, Dänemark mit 5, Großbritannien und Irland mit 4 um! 
Portugnl mit 11/5 Prozent. Preußen ſteht hiernach etwa in der Mitte, und e 
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führt dies zn der, wenn auch nicht ſtrikt nachzuweiſenden Annahme, daß wir 


zur Zeit einen Waldbeſtand beſitzen, welchen in der Hauptfache auf der gegen- 


wärtigen Höhe zu erhalten, dem Durcchichnitte der verfchiedenen hierbei in Frage 
lommenden, an gewiſſen Punkten einander gegenüberftehenden Intereſſen ent- 
fpreden möchte. 

Bas die Bertheilung des Waldes innerhalb Preußens betrifft, 
fo zerlegt fi auch bier, wie in den meiften Kulturſtaaten, der Walbbeftand, 
wenn man die Beichaffenheit des Befiges in's Auge faßt, in drei große Grup- 
peu: in die Gruppe der öffentlihen Waldungen, des Waldeigenthumes 
de3 Staates und der Krone, ſodann des, ich möchte fagen, halb öffentlichen 
Baldes, in Eigenthum der Gemeinden , Korporationen uud Stiftungen 
uud was fonft noch dahin gehört, und endlich in die Gruppe des Privat- 
waldes. In diefer Beziehung ift das Berhältniß folgendes: Die .281/, % der 
Geſammtfläche an Wald, welche wir in Preußen befigen, vertheilen ſich mit 71/, 
Hiervou auf den öffentlichen, mit 3, auf den halböffentlichen und mit 121/, auf 
den Brivatwald. Die Unterfuhung, wie diefe Waldfläche fih auf die Provinzen 
verteilt, ergiebt, daß Heflen-Naffau — die Zahlen geben wiederum das Ber- 
daltniß zwiſchen Gefammt- Areal und Wald- Areal — 40%, Rheinland 37%, 
Brandenburg 32%, Schlefien 80% Weftphalen 28% enthalten — es find das 
diejenigen Provinzen, welche tiber dem Durchſchnitt ſtehen — fodann Poſen mit 
223, Preußen, Bommern und Sachſen ca. 20%, Hannover 13 und Schleswig-Holftein 
4%. Die legtgenannten Provinzen find Diejenigen, welche unter dem Durchjchnitt ftehen, 
Hannover erheblich und Schleswig-Hofftein in befonders auffallendem und ungünſti⸗ 
gem Maße. Natürlich find diefe zahlenmäßige Waldbeftände jehr verichiedenartig ver- 
teilt: ungleihmäßig der Fläche nach innerhalb der Provinzen und ungleihmäßig nach 
deneinzelnen Gruppen. In diefer Hinficht Details zu geben, würde zu weit führen und 
zur Klarlegung bei dieſer Verhandlung gewiß nichts beitragen, wohl aber kann ich 
bervorheben, daß im Oſten das Berhältnig des Staatsmalbs überwiegt, im 
Beten das des Gemeinde- und Privatwaldes, dag im Often die Landgemeinden 
fo gut wie gar keinen Wald, die Stadtgemeinden aber große gefchloffene Forften 
befigen, daß im Weften dagegen die Fandgemeinden fehr erheblich an dem Walb- 
eigenthume betheiligt find. 

Wenn ich von diefen Zahlen ausgehend verſuche, das Syſtem zu rechtferti- 
gen, welches Ihnen der gegenwärtige Entwurf bietet, fo beginne ich damit, mich 
gegen diejenige Auffafjung zu wenden, welde aud in dieſem Haufe verfchiedent- 
Üih geäußert wurde, daß, um die Intereffen zu wahren. für welche der Wald 
nothwendig ift — welche das find, darf ich als belannt vorausjegen — es ge- 
müge, den öffentlichen Wald zu ſchützen, zu pflegen und beziehungsweije zu 
vermehren. Ich halte dieſe Auffaflung für unrichtig. Wollen Sie ſich vergegen- 
Wärtigen, daß in Preußen der öffentliche Waldbeftand nur 71/, Prozent der Ge- 
jemmtflähe ausmacht, und daß, wenn wir auf diejen allein angewiejen wären, 
wir in die Reihe der mwaldarmen Länder Europas zuridfinfen würden, dieſe 
Thatiache vor anderen zeigt, wohin wir gelangen wilrden, wenn wir den nicht 

utlihen Wald der Berwäftung Preis geben wollten. Wendet man aber ein 

md man bat es eingemendet — es handle ſich nicht blos Darum, den vor- 

denen Wald zu konſerviren, fondern darum — und das ſei die leichtefte 

, forreftefte Art des Waldſchutzes — den StaatSbefis zu vermehren, 

8 durch Erwerbung von beftandenem Wald, theil durch Erwerbung von 

3* 
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Debländereien und deren Anforftung, fo ift das bis zu einem gewiſſen Punkte, 
innerhalb einiger Schranken richtig, fo richtig, daß die preußiſche Staatsregie- 
rung fich von jeher bemüht hat, diefem Gedanken möglichſt gerecht zu werden. 
Ich bemerkte, daß während der Verwaltung des gegenmwärtigen Herrn Finanz⸗ 
Minifters die hier fiir jährlich etatirten Geldmittel fich verfünffacht haben. Un⸗ 
wichtig aber ift diefe Einwendung, fofern fie dahin zielt, progentweife in großem 
Berhältniffe den Beſtand der öffentlichen Waldfläche zu vermehren. Dann ftellen 
fih dem entgegen große Schwierigkeiten, Schwierigleiten nad) der finanziellen 
Seite und Schwierigfeiten von Seiten derjenigen, bon welchen der Erwerb er- 
folgen mußte. Was die finanzielle Seite betrifft, fo werden Zahlen am ſchla⸗ 
gendften meine Behauptung unterftügen. Um den Beftand des Preußifchen öffent- 
lichen Waldes um ein Prozent zu erhöhen, ihn von 7!,, auf 81, Prozent zu 
bringen, unfere Lage fo zu geftalten, daß, wenn wir fonft feinen Wald hätten, 
wir nicht mit Spanien, fondern etwa mit Holland und weit hinter Belgien in 
der Reihe der waldbeſitzenden europäiſchen Staaten rangirten, wirden wir, wenn 
wir den Wald erwerben, beziehungsweife berftellen ſollten und für den Morgen 
diejes Waldes, möchte er nun angelauft oder angeforftet werden, etwa 100 Thlr. 
aufiwenden müßten — eine gewiß nicht zu hohe Annahme — etwa 140 Millionen 
Thaler auszugeben Haben. Um allein mit üffentlidem Walde einen Zuſtand Ä 
aufrecht zu erhalten, wie den gegenwärtigen, dazu würden wir Summen ge- | 
brauchen, bie noch weit über das Maß hinausgehen, an welches wir in der 

Zeit der Milliarden denfen Tonnten, ohne zu erfchreden. Diefe Theorie alfo, 

meine Herren, fcheitert von vornherein an den finanziellen Schwierigkeiten, 

fie würde aber auch, fobald fie im großen Maßſtabe durchgeführt werden follte, 
fcheitern an dem Widerfpruch der Privatbefiger. Ich habe die Meinung, daß 

fih Hauptfächlich nur diejenigen bereit finden würden, freiwillig ihr Eigenthum 

an den Staat abzutreten, die werthloſes Eigenthum befiben oder erhebliche Vor- 

theile von der Abtretung haben, Eigenthilmer, die dabei beabfichtigen, ſich auf 
Staatsfoften eine mehr als gewöhnliche Bereicherung zu verihaffen; ein ſehr 
erheblicher Theil von Privatwaldeigenthümern würde ſich überhaupt nicht dazu 
verftehen, fein Eigentfum an den Staat abzutreten, felbft nicht gegen hohe 

Preiſe. Es müßte alfo zu einem großartigen Syftem der Erpropriation gefchritten 

werben, und nichts nach meinem Dafürhalten widerfpricht mehr den Anſchauungen 

unferes Volkes, als ein ſolches. Jede Enteignung ift eine bei ung lebhaft an- 
gefochtene und mwiderwillig ertragene Maßregel. Ich meine aljo, auf diefem 

Wege wird man das Ziel nicht erreichen können, einen angemeffenen Waldbeftand 

zw fihern. Selbft dann nicht, wenn man dem öffentlidhen Wald, noch den Ge⸗ 
meindelorporationg- und Stiftungsmwald, den ich als halböffentlich bezeichnet habe, 
binzurechnete, denn felbft unter Hinzutritt der bezüglichen 3%, Prozent wilrden 

wir mit 11 Prozent noch eine fehr niedrige Stufe unter den malbbefibenden 
Staaten einnehmen, wir würden weit Hinter Belgien, Frankreich, Stalien zurück⸗ 

ftehen, die Staaten noch nicht eimmal erreichen, aus denen die lebhafteften Klagen 

iiber Waldarmuth laut werden. Der Gejegentwurf bat deßhalb die Pflege und 
Vermehrung des öffentlichen Waldes an und für ſich nicht in? Auge gefaßt; ſo— 

weit nach diefer Richtung hin eine verftärkte Thätigfeit im Landesintereffe liegt, 

würde bei ®elegenbeit der Etatberathung mit dem Landtage der Monardhie das 
Erforderliche zu vereinbaren fein. Zum Gegenftande einer befonderen Legislation 

möchte diefer Gegenftand fi kaum eignen. 
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Bas den halböffentlihen Wald betrifft, jo ift feine Erhaltung von 
großem Intereſſe für den Landeswaldihug. Sein Flächeninhalt ift etwa halb 
fo groß als der des öffentlichen Waldes. Den Gemeindewalb devaftiren zu 
loffen, hieße eine große unausfüllbare Lüde in unferem gefammten Walbbefland 
herbeiführen. Für ihn beftehen gegenwärtig binfichtlich der Verwaltung und der 
Dispofition über die Subftanz in der Monarchie verjchiedenartige Geſetze und 
in ihnen befchräntende Beſtimmungen von größerer und geringerer Kraft; mit 
größerer Tragweite im Weften, mit geringerer, theils bis zur Unwirkfamleit im 
Dften. Die Staatsregierung bat. allerdings die Meinung, daß eine Revifion 
der bezüglichen Gefeßgebung betreffend die Aufficht fiber die kommunalen, Kor- 
porationd- und Stiftungswälder ſich empfiehlt, fie ift mit einer ſolchen Reviſion 
beichäftigt, zunächft mit der Sammlung von Material. Sie meint aber ferner 
diefen Gegenftand einem befonderen Alte ber Geſetzgebung vorbehalten zu follen, 
weil neben den Gefichtspuntten des Waldſchutzes, ich möchte jagen, in entichei- 
henderer Weile der kommunale Gefichtspunft Bierflir maßgebeud fein wird. So 
bleibt für den vorliegenden Entwurf als eigentlidhe® Hauptobjekt der Privat⸗ 
wald übrig. j 

Mas diefen betrifft, fo befteben hinfichtlich feiner innerhalb der preußifchen 
Monarchie wie allgemein in den Eulturftaaten zwei Syfteme. Das eine Syſtem 
M das der ausgedehnten Staatsoberaufſicht, der Staatsoberaufficht 
nit der Wirkung der Beſchränkung der Berfügungsfreiheit über die 
Subflanz; ein Rechtsverhältniß, welches einem getheilten Eigenthum ſehr nabe 


fommt; das andere Syſtem fiellt das Privateigenthum an Wald unter die all» 


gemeine Regel des Privateigenthums, das Syſtem, welches im öftficden Theile der 
preußiichen Monarchie gilt, und hier feinerzeit von dem Landeskulturedikt zur @eltung 
gebracht wurde. Die gegenwärtige Vorlage, meine Herren, ftellt fi) ganz und 
voll anf die Seite diefes letzteren Syſtems, fie bricht nicht im entfernteften mit 
ihm oder mit Traditionen der altländischen Landeskulturgeſetzgebung der erften 
Dezennien dieſes Jahrhunderts; fie bemüht ſich vielmehr, an diefe Traditionen 
anknüpfend, aus dem Grundgedanken, den mar damals adoptirte, Folgerungen zu 
ziehen, welche damals uur nicht gezogen wurden, weil bie konkreten Berhältniffe 
feinen Anlaß hierzu boten. 

Zu einer Zeit, wo Wald mehr als gut vorhanden war, wo man nicht daran 
dachte, daß Waldmangel eintreten könnte, um fo weniger, als bei den mangel- 
haften Bertehröwegen das Holz zum Theil völlig werthlog erfchten, fehlte der 
Anlaß zu waldſchützenden Ausnahmen von der gemeinvechtlichen Hegel. Dein 
Gedanken, daß das Privateigenthum am Walde ein Recht, wie die übrigen Mechte 
ſei, widerſpricht es keineswegs, daß dieſes Eigenthum wie jedes Recht befchräntt 
wird durch andere konkurrirende Rechte. 

Solchen konkurrirenden Rechten zur Geltung zu verhelfen 
durh als Ausnahmen gefaltete Beſchränkungen des erften Rechts 
in das Biel des gegenwärtigen Entwurfes. Cr bemüht fich Hierbei, 
ſowohl was die Geftaltung diefer Ausnahmen, als auch was das Maß derfelben 

trifft, Alles zu vermeiden, was wie in früheren Entwürfen durdy bie Dehn- 
irkeit, durch die Allgemeinheit der gewählten Kriterien und Bezeichnungen ben 
barafter der Ausnahme verwifchen fönnte. 

Die eine der konftruirten Ausnahmen betrifft die unter gewiſſen Boraus- 

ungen erfolgende Charafterifirung eines Yorftes als Bann- oder Schutz⸗- 











— 38 — 


waldes. Das Recht des Privateigenthümers ſoll da beſchränkt fein, wo hin- 
fihtlih eines folden Schugwaldes die freie Perfügung des einen Nachbarn 
erfauft werden müßte damit, daß eine Reihe anderer Nachbarn ihr Eigenthums- 
recht gemindert ſehen oder gar verlieren würden, Die zweite Ausnahme tritt 
ein bei der Bildung und Konfervirung von Majoritätsgenofjenichaften, 


wo durch die zerjplitterte und vermengte Lage des Befites bei ſchrankenloſer 


Freiheit der Verwaltung und Nutung des Wenigen eine Nutzung feitens der 
andern Nachbarn nicht möglich ift, oder mindeftens in fo verringertem Maße, 
daß ihr Eigenthum den Werth verliert. Bei der Methode des Entwurfes han⸗ 
delt e3 fi weniger um ein Eintreten des Staates gegenliber dem Einzelnen im 
allgemeinen Intereffe, als um einen Ausgleich zwijchen dem Rechte und 
den Intereſſen einer größeren Anzahl von Nachbarn, deren Sache allerdings zu- 
fammenhängt mit den Intereſſen der Gefammtheit, und dadurch verftärkt wird. 
Der Entwurf fleht davon ab, in Abweichung von dem Entwurfe von 1868 fidh 
auf das allgemeine Landeskufturinterefie, auf das Gemeinwohl, wie feinerzeit die 
Kommilfion des Abgeordnetenhaufes redigiren wollte, zu berufen, fondern er 
fpezialifirt diejenigen Borausfegungen, unter denen bei der Konkurrenz der Rechte 
eine Entſcheidung in den von mir gefennzeichneten Richtungen für Erhaltung, 
beziehungsweife Begründung eines Schugwaldes, fir Bildung einer Genoffen- 
ſchaft, zu erfolgen bat. Danach aber, meine Herren, beftimmt ſich auch in fefter 
und gefiherter Weife dag Maß der Beſchränkung. In jedem einzelnen 
Falle Taffen fih die gegen einander beftehenden Berhältniffe unter das Geſetz 


‚[ubfumiren, abwägen, und das Facit mit Sicherheit ziehen. 


Den früheren Entwürfen, beziehungsmweife Borfchlägen wurde ferner baupt- 
fählih die Einwendung entgegengehalten, daß es bei ihnen an Garantien wegen 
Mißbrauch fehle. Solche Garantien feien, wenn irgendwo, ba erforderlid, wo 
die Berfligungsfreiheit des Eigenthiimers beſchränkt werde. Die damals ver- 
mißten Garantien bietet der vorliegende Entwurf in materieller und formeller 
Beziehung. In materieller Beziehung durch diejenigen Vorfchriften, welche er 
iiber die Entfhädigungspfliht und bei den Genoflenfchaften hinfichtlich des Er- 
forderniffes der Majorität enthält. Wenn, meine Herren, die Entfhädigungs- 
pflicht jo wie die Pflicht, die Koften der Herftellung und Pflege der Schugmwal- 
dungen zu tragen, den gefährdeten Intereſſenten auferlegt wird, fo Tiegt es ganz 
auf der Hand, daß nur, wenn und wo wirklich erufte Gefährdungen obwalten, 
fi diefe Intereſſenten bereit erklären werden, folche Koften und Laften zu tragen, 
und wenn ferner bei der Genoſſenſchaft, bei der Frage über Bildung einer Ge⸗ 
noſſenſchaft oder über Theilung eines gemeinſchaftlich beſeſſenen Waldeigenthums 
eine Mehrheit ſich findet, welche geneigt iſt, fich ſelbſt Beſchränkungen zu unter- 
werfen, die die genoſſenſchaftliche Verwaltung mit fi bringt, fo liegt darin im 
hohem Maße eine materielle Garantie, daß freimillige Opfer nicht unbedacht ge— 
bracht werden und daß vermuthlich die Intereſſen der widerwilligen Minorität 
in Wirklichkeit diefelben find tie der Majorität. Eine formelle Garantie, welche 
diefer Entwurf — die früheren konnten e8 nicht — bietet, liegt darin, daß Die 
Verhandlung und Entſcheidung ber geſammten Angelegenheit den Selbfiverwal« 


. tungsbebörden, den neugefchaffenen Organen der Verwaltungsjuftiz fibertragen 


wird. Wer möchte wohl mehr geeignet fein, eine Entjcheidung zu treffen, welche 
doch in der Hauptſache einen billigen Ausgleich enthält zwifchen dem Widerſpruch 
des einen und den Anträgen mehrerer Nachbarn , al$ gerade diejenige Inſtanz, 
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welche, ans den Nachbarn hervorgegangen, das lebhafteſte Gefühl dafür haben 
muß, ſowohl das Recht des Einzelnen zu ſchützen, als das Interefſſe Mehrerer 
und der Geſammtheit zur Verwirklichung zu bringen. 

Rad alledem, meine Herren, möchte ich glauben, daß die Einwendung, dieſer 
Entwurf befchränfe die Berfligungsfreiheit des Einzelnen über Gebübr, in feiner 
Beije gerechtfertigt fein wird. Biel eher könnte man — und auch diefen Ein- 
wurf babe ich bereit? und von verjchiedenen Seiten gehört — der Behauptung 
eine gewiſſe Berechtigung zufchreiben, daß der Gejegentwurf in feiner Ausführung 
nit weit genug gehende Reſultate erreichen werde und zwar deshalb, weil bie 
zu erfiillenden Bedingungen, die ich Ihnen darlegte, namentlid um ber getrof- 
fenen Spezialifirung halber außerordentlich jchwierige find, weil an der Ent- 
Mädigungspflicht und was damit zufammenbängt, die Durchführbarkeit des 


Zwanges in vielen Fällen jcheitern werde. Meine Herren, ich meinerfeits Tann ° 


diefer letzteren Befürchtung wie gejagt, allen Grund nicht abſprechen. Wenn ich 
nicht hoffte, DaB die Kommunalverbände, denen in dem Geſetze eine initiativifche 
Wirkſamkeit eingeräumt ift, fi der Sache lebhaft annehmen werden, fo trüge ich 
in ber That Bedenken, ob. die Wirkungen diefes Geſetzes fi als weittragende 
berausftellen werden. Ich babe die Meinung, daß unfere Kommunalverbände 
in der That in demjelben Grade als fie an frifcher Bewegung und thatfräftiger 
Burffamfeit überhaupt wachfen, auch die wichtige Frage des Waldſchutzes in den 
Bereich ihrer Thätigkeit ziehen und unterſtützend und fördernd dafür wirken 
werden. Sch bin endlich der Ueberzeugung, — und das ift für mich ein Haupt- 
grund, weshalb ich mir von dem Geſetze Erfolg verſpreche, — daß es vor Allem 
die Aufgabe des Staates fein wird, mit feiner Initiative, feiner unterftügenden 
Mitwirkung, einzutreten und den erforderlichen Nachdruck auszuliben, wo Schwie- 
rigkeiten namentlich in Yolge der Entſchädigungspflicht oder aus anderen Grün⸗ 
den hindernd entgegenftehen. In Summa babe ich das Vertrauen, daß der tief 
in der deutſchen Volksſeele wurzelnde Grundzug, die Liebe zum Walde, das be- 
wegende Moment fein wird, welches die Ausführung des Gefees und vorher 
die Beratbung im Hohen Haufe durchdringt, an melde in diefen Sinne heran- 
zutreten ich Sie bitte. 

Bräfident: Meine Herren! Durch die Verloofung hat fih folgende Red⸗ 
nerlifie ergeben. Gegen die Vorlage find eingefchrieben; die Herren Dr. Seelig, 
v. Loeper-Roepersdorf, Dr. Braun (Waldenburg), Wiffelind, Dr. Reichenfperger 
und Mühlenbed; für die Vorlage: die Herren Freiherr dv. Schorlemer- Alf, 
Schmidt (Sagan), Schellmig und Dr. Bening. 

Das Wort enthält zunächft der Abgeordnete Dr. Seelig. 

Abgeordneter Dr. Seelig: Meine Herren! Der Bortrag des Herrn Mi- 
uifters bat Ihnen vorher gejagt, daß in der Provinz Schleswig -Holftein daß 
Baldareal nur vier Prozent der Gefammtfläche beträgt. In einem fo fpärlih 
bewaldeten Lande ift gewiß der Waldichug von der allerheruorragendften Bedeu⸗ 
tung, und das um fo mehr, als biejes Land aus einer ſchmalen Halbinfel beftebt, 
die fi von Süden nah Norden erftredt, zwifchen zwei Meeren gelegen ift, 
“be von beiden Seiten ihre Winde über die Halbinfel hinſchicken, ein Yand, 

hes zudem auf einer meteorologifchen Wetterfcheide liegt. Der Waldſchutz 

n der That für uns eine wahre Lebensfrage. 

Wenn ich mich num gegen das vorliegende Geſetz gemeldet habe, jo ift es 

aus dem Grunde geichehen, weil mir dag Gejeg in gewiffer Beziehung nicht 
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weit genug Gebt, wie der Herr Minifter jelbft das ja ſchon als möglich ange⸗ 
deutet hat. Es ift das nicht etwa meine perſönliche Anſchauung, ſondern id) 
darf mich darauf berufen, daß diefe Anfchauung von der Provinzialvertretung 
in ihrer überwiegenden Majorität getheilt wird. 

Der in diefem Winter verfammelt geweſene Schleswig-Holfteinifhe Provin⸗ 
ziallandtag bat Propofitionen mit großer Dajorität angenommen, die eine Ver⸗ 
ſchärfung der Beltimmungen verlangen, durch weldde der Wald beſtand aufrecht 
erhalten werden fol. Es ift für uns von ganz hervorragender Bebeutung, dag 
auch die Heinen Waldkomplexe erhalten werden. Wenn iiberhaupt nur 4 Prozent 
Wald vorhanden find umb der jogenannte abfolute Waldboden meiftentheils fehlt, 
fo ift e8 ja begreiflich, daß die vorhandenen Waldungen der Mehrzahl nad nur 
aus Heinen Parzellen beftehen können. Dieje Heinen Barzellen, fo unbedeutend 


. jede einzelne an und für fich erjcheint, haben in ihrer Gefammtheit doch eine 


jehr große Bedeutung. Es wird freilich im einzelnen Falle oft außerordentlich 
ſchwer nachzumeijen fein, daß das Hinwegnehmen einer einzelnen Parzelle jogfeich 
unmittelbar eine merfbare Verſchlechterung der Schußverhältniffe bervorbringen 
wird; aber eben fo ficher ift, daß, wenn alle dieſe Heinen Parzellen verfchwinden 
follten, daraus eine fehr bedeutende Verſchlechterung der klimatiſchen Berbältniffe 
und der Fruchtbarkeit des Bodens hervorgehen muß. Es ift mir zmeifelbaft, 
ob die Königliche Staatsregierung dieſen Berhältniffen nah allen Richtungen 
hin die volllommen genügende Aufmerkfamteit gejchentt Hat, Wir Haben es 
allerdings mit Freuden gejehen, daß die Regierung in den legten Jahren daranf 
bedacht geweſen ift, den Waldbeſtaud zu vermehren durch Ankäufe von Haibe 
und Ähnlichen wenig oder gar nicht benligien Ländereien zum Bmede ber Auf- 
forftung. Wir haben das dankend anerlannt, und begen nur den Wunſch, daß 
in diefem Berfahren noch weiter fortgefchritten werden möchte. Mit dieſem Be- 
fireben flehen dann aber andere Maßnahmen der Königlichen Staatsregierung in 
einem Widerſpruch, den wir uns nicht recht erklären können. Der Widerfpruch 
giebt fi einmal dadurch Fund, daß ein Theil folder einzelner Waldkomplere, 
die dem Staate gehören, jetzt gerade in den letzten Jahren verlauft worden find, 
natürlich verkauft worden find, um der Abholzung zu unterliegen. Es hat diefer 
Berfauf der dem Staate gehörigen Waldungen, der vom rein finanziellen 
Standpunkt aus ja vielleicht etwas für fi haben kann, in unferer Provinz das 
allergrößte Erftaumen und, ich muß es wohl jagen, eine fehr ſtarke Mißbilligung 
hervorgerufen. Daran knüpft fich der weitere Umftand, daß die Staatsregierung 
gegen den Ausſpruch der Lokalbehörden in vielen Fällen an Privatbe- 
figer, die das beftehende Geſetz an der Abholzung ihrer Waldgrundftüde be- 
hinderte, die Erlaubniß dazu ertheilt har. Im Widerſpruch ſteht ferner das ge- 
genmwärtige Geſetz, welches die noch beftehenden Beſchränkungen fir gemifle Pri- 
vatwaldungen ohne Weiteres aufhebt. Es ift in Schleswig-Holftein ein nicht 
unbeträchtlicher Waldbefig in den Händen der Heinen Bauernftellen, die foge- 
nannten Bondenholzungen, welde von den 75,000 Heltaren Walbboden, Die 
überhaupt in .Schleswig-Holftein vorhanden find, 23,000 Heltare einnehmen, 
aljo ungefähr 31 Prozent. Diefe Bondenholzungen find durch die beftehende 
Gefeggebung in gewiffen Beziehungen gegen Devaftation und Abholzung geihligt. 
Diefelben müſſen nah der Forft- und Jagdordnung von 1784 haushälterifch 
and wirthichaftlich benugt werden, fie müffen nad) der in dem folgenden Sabre 
erlaffenen Berorbnung von der Weidenugung befreit werden. Es ift überhaupt 
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dafür Sorge getragen, daß die Abholzung berjelben verhindert wird. Dieſer 
Schutz würde durch den vorliegenden Gejegentwurf, wenn er unverändert zur 
Annahme gelangen follte, ohne weiteres aufgehoben werden. Eine nähere Un- 
terſuchung der VBerhältuiffe wird vielleicht darthuu, daß das Eigentum an diejen 
Bondenhofzungen urfprünglich unter oneröfen Beftimmungen erworben ift, die 
eben im allgemeinen Sntereffe auferlegt worden find, daß aljo den jetzigen Be⸗ 
ſihern durch den Gejegentwurf ein Geſchenk auf Koften der Landesintereffen ge« 
macht werben würde. Die allgemeine Meinung, fo darf ich wohl jagen, gebt 
in unferer Provinz dahin, daß diejenigen Beſtimmungen des Gefegentwurfs, 
welche den Waldſchutz bervorbringen follen, bei uns nicht ausreichen werden, um 
diefe Heinen Waldparzellen zu erhalten. Es bat fih deshalb der Provinzial- 
landiag dahin ausgeſprochen, daß viel weiter gehende Maßregeln bei uns noth- 
wendig werden, um die noch vorhandenen Waldungen zu konſerviren. 

Aus diefem Grunde erlaube ich mir den Antrag zu ftellen, den gegenmwärti- 
gın Gefeßentwurf einer Kommiſſion zu überweifen. 

Bräfident: Für die Borlage bat das Wort der Abgeordnete Freiherr 
von Schorlemer- Alf. 

Abgeordneter Freiherr von Echorlemer -Alft: Deine Herren! Da id 
ein Sohn der rothen Erbe, meiner heimathliden Provinz Weftfalen, die fi) eines 
jo ſchönen Walbbeftanbes erfreut, werben Sie es begreiflich finden, daß ich einer 
Borlage, bedingt wenigſtens, meine Zufiimmung gebe. die darauf gerichtet ifl, 
den Bald zu erhalten. Wenn ich mich für die Vorlage gemeldet babe, jo kann 
ih mir damit natürlich nicht verjchließen laſſen, daß ich auch Bedenken gegen 
diefelbe äußere. Ich will aber gleich nach zwei Seiten rechtfertigen, daß id 
mid für die Vorlage gemeldet habe, indem ich für dieſelbe eintrete einmal 
dem Herrn Miniſter felbft gegeniiber, der das Bedenken geäußert bat, ob dieſe 
Borlage wohl „meit genug greifend“ fein würde. Ja, meine Herren, das, glaube 
ih, wird fie ficher fein, werm fie fo angenommen wird, wie fie if. Eben baj- 
felbe möchte ich auch dem Herrn Vorredner bemerken, der das Bedenken hatte, 
dab fie nicht weit genug ginge: ganz gewiß in der Beziehung wiirde bie 
Vorlage nichts zu wünſchen übrig Laffen. 

Diefelbe if, wie auch der Herr Minifter hervorgehoben hat, allerdings im 
Befentlichen eine Reproduftion ſchon früher gemachter Vorlagen, gleichwohl ent- 
hält fie doch fehr viel neues Material, und ich glaube von folder Bedeutung, 
daß es eines forgfältigen Studiums und einer eingehenden Erwägung bebarf. 
Ich möchte mich deshalb bei der erſten Lefung nicht zu fehr in die Materie jelbft, 
namentlich nicht in Details vertiefen. 

Die Borlage bewegt fih nad drei Richtungen hin, nämlich einmal: Schuß- 


waldungen zur Abwendung von Gefahren und Schäden ins Leben zu rufen; 


zweitens: Waldgenoffenjchaften zu bilden Behufshöherer Ausnugung und beffere 
Ertrages des. Bodens; drittens: die Beſchränkung der Naturaltheilung zu be- 
wirfen, 

Bas den erften Punkt betrifft, die Schugwaldungen zur Abwendung von 
€ abren, fo bewegt fich ja der Gefegentwurf auf einem Gebiet, wo wir fchon 
€ :gänge auf anderen von faft ganz gleicher Art haben, und ich halte e8 prinzipiell 
fi gerechtfertigt, daß man zur Befeitigung der Schäden auch Zwang gegen eine 
D aderheit eintreten läßt. Ebenfo glaube ich auch, daß fich eine Formel finden 
K ‚die eine fchäbliche, zu weit gehende Naturaltheilung der Waldungen ver- 


— 2 — 


hindert. Ob aber die in dieſem Geſetz gewählte Form ſchon die zutreffende iſt, 
will ich nicht unbedingt jetzt hier ausſprechen. 

Große Bedenken erregt jedenfalls der zweite Abſchnitt, der mit 8 22 beginnt 
und der darauf gerichtet if, Zmangsmwaldgenoffenfchaften zu bilden, zu dem Zwed 
einer höheren Ausnugung des Bodens, Wir haben allerdings ähnliche Bor- 
gänge auf anderen Gebieten, aber fo weit gehende, wie in diefer Geſetzvorlage 
doch nicht. Und es darf nicht unerwähnt bleiben, daß die Vorgänge auf anderen 
Bebieten in diefer Richtung mit Zwangsgenoffenfhaften nicht gerade ſehr auf- 
muntern, in ähnlicher Weife vorzugehen. Es ift Ihnen ja bekannt, und id 
brauche deshalb wohl feine Beiſpiele anzuflihren, wie mancher, der in eine folche 
Zwangsgenoſſenſchaft behufs höherer Ausnützung des Bodens gebracht worben ift, 
zulett fo fand, daß fein Grundftüd jo lange meliorirt wurde, bis er als Eigen- 
thümer durch die Koften erproprürt war. Dieje Gefahr könnte beim Zwange 
zur Waldfultur noch mehr eintreten, und ich glaube, wir werden fehr vorfichtig 
fein miffen, namentlich die kleinen Befiger zu ſchützen haben, denn bei foldher 
Zwang smwaldfultur könnten gerade die Heineren Beftger durch die Inter⸗ 
effen der größeren benachtheiligt werden, und ich bezweifle jehr, daß, das Prinzip, 
welches bisher 3. B. bei Bewäfferungsanlagen zur Geltung kam, fich gleicher 
Weiſe auf die Walblultur anwenden läßt. Gleichwohl bin ich der Meinung, 
daß man den Gedanken der Waldfulturgenoffenjchaften nicht gleich unbedingt 
zuriidmweifen muß. Es wird erft einer näheren Erwägung bedürfen — und die 
wird ja ftattfinden —, in welcher Weife diefem Gedanken näher zu treten if 
und welche paffende Form fich dafür finden läßt. Deshalb bin ich der Meinung 
und beſchränke mich für jeßt darauf, Ihnen vorzufchlagen: die Gejegvorlage, welche 
ja noch einige oder vielleicht viele Punkte enthält, welche Bedenken erregen, einer 
Kommiffion zur Borberathung zu überweiſen, und ich möchte empfehlen, dazu 
die um 7 Mitglieder verftärkte Agrarkommiſſion zu wählen. 

Man könnte das Bedenken geltend machen, daß die Agrarkommiſſion ſchon 
ſehr viel zu thun hat und überhaupt eine Kommiffton ad hoc beffer wäre. In—⸗ 
beffen die Agrarlommiffion ift noch nicht gewählt, alfo kann bei der Wahl gleich 
auf dieſe Gejeßvorlage Rüdfiht genommen ‚werben; und wenn Sie für jede 
Geſetzvorlage eine befondere Kommiffton wählen wollen, dann wiirde gerade im 
dieſem Falle das eintreten, was leider fo häufig der Fall ift, nämlich daß Die 
Mitglieder der einen Kommiffion aud in einer anderen figen müflen und dann 
- gerade mit Arbeiten iiberlaftet werden. Deshalb erlaube ich mir den Antrag zu 
ftellen, die Vorlage der verftärkten Agrarkommiſſion zu überweiſen. 

Vräfident: Der Abgeordnete v. Köper-Töpersborf hat das Wort. 

Abgeordneter v. Köper-Röpersborf: Meine Herren! Wenn ich mich zum 
Worte gegen das Geſetz gemeldet habe, fo veranlaßt mich doch die eben gehörte 
Nede, das Gefeh in Schuß zu nehmen. 

Ich wundere mich darliber, daß gerade ein Vertreter der weftlichen Provinzen 
den Abfchnitt des Gefees, welcher die Schutzwaldungen betrifft, angreift, Denn 
fo viel ich ans den Verhandlungen der Rheinlande gelefen Habe, ift gerade das 
Berlangen nach dieſem Gefege von dort aus ergangen; gerade am Ahein beſtehen 
fehr große Parzellenwaldungen, wo eine Waldung von 1000 Morgen vielleicht 
1000 Barzellenbefiger hat. Jeder, welcher die Waldwirthſchaft fennt, wird ſich 
einen Begriff davon machen können und wiffen, daß die Einzelwirthſchaft da un- 
möglich ift, daß das Prinzip, mas auch fonft ſchon in unferer Verwaltung Tegi- 
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timirt if, das Prinzip der Zwangsgenoſſenſchaft, ber Majoritätsgenoffenfchaft, 
airgends fo angebracht ifl, wie gerade in der Waldwrrtbichaft, die ja zweckmäßig 
mr mit großen geſchlofſenen Maſſen arbeiten kann. Meine Herren, wem aber 
diefer Zwang zu hart erjcheinen follte, den kann man, glaube id), auf das Bei- 


. hiel eines ſehr freien und fehr hoch kultivirten Landes verweifen, nämlich auf 
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dab Veiſpiel der Schweiz. Im der Schweiz beſtehen in einzelnen Kantonen — 
z B. im Kanton Zürich, wenn ich nicht irre — von’ Alters ber geſetzliche Feſt⸗ 
ungen, wonach bie Intereffentenwaldungen, die dort in reichlihem Maße vor- 
handen find, einer fehr firengen flaatlichen Aufficht unterworfen find; und man 
fm der Schweiz damit durchaus zufrieden. 

Ih glaube alſo, daß dieſes Prinzip aud hier mit Recht in Anwendung ge- 
beat it, und daß man gerade am Ahein diefes Geje in biefer Beziehung mit 
lebhafter Freude begrüßen wird. 

Ih babe mich meinerfeitd zum Worte gemeldet, um meinen Diffend auszu⸗ 
fmehen nicht gegen den technifchen Theil des Geſetzes, fondern gegen den an⸗ 
deren, auch ſehr wichtigen Theil — wenn ich ihn fo nennen darf, den po- 
liiſchen Theil des Geſetzes, gegen die Orgayifation der mitwirlenden Behörden, 
gegen die Uebertragung der walbichugrichterlichen Funktionen in erfter Inſtanz 
an die Kreisorgane, in zweiter Inſtanz an die Berwaltungsbehörben. 

Meine Herren, das nimmt fid) ja im Geſetz ganz gut aus, das ift ganz 
regelrecht dem neuen Berwaltungsorganismus eingefügt. Deſſenungeachtet 
halte ich e8 für keinen lüdlichen Griff und für feine fachgemäße Behandlung, 
md ich ſehe nicht ein, weßhalb wir, die wir erft die Selbfiverwaltung ordnen 
zu wollen im Begriff find, nicht heute Modifilationen befchließen wollten, wenn 
wir und davon Überzeugen, daß fie durch die Natur der Sache bedingt find. 

Meine Herren, wer fi mit diefer Materie vertraut gemacht hat, wer fi 
de Iangjährigen Klagen der öftlichen, insbefondere der weftlichen Provinzen, na» 
umtlich der Rheinlande näher angejehen hat, wird mir darin zuftimmen mülſſen, 
wem ich bebanpte, es handelt fich bier um einen ſebr großen Nothſtand, um 
eine wahre Landeskalamität, eine Kalamität, die, je länger das gefetliche Reme⸗ 
Yım ausgeblieben ift, mehr und mehr zu großen Dimenfionen angewachien ‘if. 
hente kommt e8 darauf an, entihloffen und mitt Kraft diefer Kalamität entgegen- 
itreten, und e8 kommt darauf an, dazu denjenigen Weg zu wählen, der fich als 
der erfolgreichfte zeigen wird. Als diefen erfolgreichften Weg betrachte ih nun 
nt die lokale Berfplitterung in die engeren Kreife, fondern allein die Zuſam⸗ 
menfaffung aller dahin einfchlagenden Tragen unter die provinziellen Gejammt- 
iehörden. Ich würde deshalb mir vorzufchlagen erlauben, zunächſt die wald⸗ 
Mutrichterlichen Funktionen provinziellen Waldkulturbehörden zu übertragen, 
Behörden, gegen deren Entjheibnng im ftreitigen Fällen eine Berufung an das 
höhere Berwaltungsgericht, welches allenfalls durch höhere Forſtbeamte zu er- 
Sänzen wäre, zuläfftg ift. 

Meine Herren, ich halte die provinziellen Behörden einmal für die richtigeren, 


‚wel es doch zweifelhaft erjcheint, ob diejenigen Kreife, auf die fich dieje Arbeiten 


Baturgemäß konzentriren werden, die erforderlichen Organe befiten oder doch fidh 


Waffen können. Ich meine, die Regierung denft fi die Sache zu leicht. Es 


wird meines Erachtens viele Fälle geben, in denen ein durchaus geſchulter Kommiffarius 


mit Hülfe eines tüchtigen Forſttechnikers viele Wochen lang beichäftigt fein wird, 


au "m das nothmendige Negulativ oder das Statut zu entwerfen. Gerade in jolchen 
Ga . meine Herren, in. denen man leicht geneigt iſt, ex aequo et bono zu 
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entjcheiden, einen Knoten nicht zu Töfen, fondern ihn durchzuhauen, — gerade 
in diefen Sachen, in denen man doch vielleicht in manchen Fällen mit Hunderten 
von Sntereffenten zu verhandeln haben wird, mit Intereffenten, deren Intereſſen 
ſich vielfach kreuzen und einander widerſprechen, gerade da wird es ber aller- 
Torrekteften, forgfältigften, umfichtigften Prüfung bebirfen, und es wird einen 
großen Zeitaufwand erfordern. An geſchickten Kommiffarien, meine Herren, und 
ebenfo an disponiblem Staats- und Kommunalforfiperjonal herriht — in vielen 
Gegenden wenigſtens — notoriih ein fehr großer Mangel. Weiterhin aber, 
meine Herren, bin ich der Meinung, daß Angelegenheiten wie diefe von fo her- 
vorragendem Lanbeskulturinterefje, Angelegenheiten, in welchen meteorologiſche 
und bydrographifche Fragen von nit leichter Natur zu entſcheiden find, Ange 
Iegenheiten, in denen eine Frage vielleicht eine Reihe von Kreiſen berührt oder 
auch die ganze Provinz, beſſer provinziell abgemacht werden, in ber ganzen Pro- 
vinz einheitlich, wenn ich fo fagen ſoll, im großen Stil, von gleichen Grundfäten 
aus. Dazu kommt nun nod ein Drittes. Der Zwang, den der $ 5 gegen die 
Intereſſenten vorjchreibt und der ja an ſich unvermeidlich if, dürfte doch in ein- 
zelnen Fällen zu hart erjcheinen. Wo es fich, meine Herren, um den Wiederanbau 
bon großen Flächen Handelt, von Flächen, die vielleicht Zahrzehnte in der Sonne 
gebrannt haben, oder wo der Regen die letzte Nährerde abgeipült hat, wo ſolche 
Flächen auf Koften der Intereſſenten wieder angebaut werden follen, da wird 
es doch mitunter nöthig fein, daß die Provinzen oder der Staat mit Beihülfen 
eintreten, ja ich glaube, man wird, wenn man bie Sade überhaupt mit Kraft 
durchfegen will, nicht umhin können, mitunter ein Erpropriationsrecht fich zu 
Schaffen und in Anwendung zu bringen. Auch für diefe Fälle, meine Herren, 
halte ich eine vermittelnde Provinzialbehörde für die befte. 

Nun aber handelt ſichs weiter um eine andere ſehr wichtige Frage, das ift 
die Auffichtsfrage, die Auffichtsfrage ſowohl bei Genoffenjchaftswaldungen wie 
bei Schugwaldungen. Der Gefegentwurf will für die erfteren, für die Genoſſen⸗ 
ſchaftswaldungen, die Aufficht der Landespolizeibehörde in $ 37 vorbehalten, für 
die Schugwaldungen foll die Auffiht den Waldfchußgerichten bleiben. Dieſer 
Unterjchied, meine Herren, mag wohl theoretiſch richtig fein, praltifch ift er nicht; 
praktiſch wird es fich in vielen Füllen um bdafjelbe Maß von Auffiht Handeln, 
und die Aufficht wird von derfelben Wichtigkeit fein. Denten Sie fih den Tall, 
wo es fih um Konjervirung von Ouellen in einem Gebirgsgebiet handelt, wie 
wird man da zwedmäßig zu verfahren haben? Dan wird ein ganzes Waldgebiet 
als Schutwald erklären und, meine Herren, den Schub wird man nicht finden 
in Rodungsperboten, fondern man wird ihn finden miüffen darin, daß man die 
Walbbefiger zwingt, diefe Wälder nun nicht willkürlich fondern nad) feften forft- 
lichen Grundfägen zu behandeln. Das wird man aber wiederum nur erreichen 
können durch eine dauernde, ſachverſtändige, techniſche Aufficht, zu einer folcdyen 
Aufſicht aber wiederum werden den Kreifen die Mittel fehlen. Ich würde vor- 
Ihlagen, aud) diefe Sachen in einer Hand zu lafien, für beide Zälle, für Walb- 
genofjenihaften ſowohl wie für Schugmälder die Auffiht den von mir vorge 
jchlagenen provinziellen Waldkulturbehörden zu übertragen. Diefen Waldkultur⸗ 
behörden, welche die laufende Aufficht durch von- der Provinz angefiellte Forſt⸗ 
beamte zu führen hätten, würde ich auch die Aufficht über die Bemeindewaldungen 
übertragen. Ich berühre dies nurnebenbei, weileseigentlich mitdem Geſetze in direktem 
Zuſammenhang nicht fteht; ich berühre es aber, meil ich darin erftens eine ge- 
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sehte Forderung der Seibftvermaltung erblice, und zweitens, weil ic) bie Heutige 

Reffortvertgeilung der Forſttulturſachen an brei Refforts, an den Finanzminifter, 

an den Minifter des Innern und an den landwirthſchaftlichen Minifter, für einen 

! Fehr greflen und ſchädlichen Ueberfluß halte. Meine Herren, ich verfpreche mir 

+ der That von einer ſolchen propinziellen Behörde, die ihre Aufgabe in diefer 

Beziehung mit Iebendigem Eifer und voller Sachkunde erfaßt, ſehr weſentliche 

Bortfeile für unfere Waldkultur, und um Sie anf die Größe diefer Aufgabe 

| aufmerffomm zu machen, will ich nur aus dem Rheinlande ein Datum anführen; 

| das iR das, daß nad) faghverfländiger Schäyung von fänmtlichen rheiniſchen 

!  Brivatwolbungen 2/3, fage zwei Drittel, rund eine Milion Magdeburger Morgen 

Ad in dem allerverwahrfofeften, troſtloſeſten Zuftande befinden. Deine Herren, 

| in großer Theil dieſer Fiachen Hat zu Beiten die ſchönften Saubwätber getragen; 

| keate gewähren fie Schafen und Schweinen eine jehr Himmerliche Weide oder 

eine mehr und mehr verfagende Waldftreu, und wenn da feine Hülfe geichieht, 

| fo werden Sie in einer gemwiffen Reihe von Jahren eine öde Steinfluft fehen. 

Reine Herren, welch großes Nationalvermögen geht auf diefe Weiſe verloren! 

Igs intenbire micht, daß Sie biefe Geſichtspunkte fi} fofort aneignen, indeffen 

+ a8 Bater dieſer Vorſchiäge verzeihen Sie es mir, wenn id} ba das Kind nicht 

Fa für ein todtgeborenes halte, fondern Sie bitte, die Sache in der Kommil- 

fan weiter zu erwägen. 

Präfldent: Der Abgeordnete Schmidt (Saga) hat das Wort. 

Abgeordneter Schmidt (Sagan): Meine Herren! Ich kann den foeben vom 

dem Herrn Vorredner geäußerten Bedenken und Borfdlägen eine gewiſſe 

echtigung nicht abfprechen, allein ic meine, daß der Regel nach doch die Kreis- 

irde und fpeziell der Kreisansihuß, das Waldſchutzgericht diefes Geſetzes, die 

mete Behörde fein wird, um bie vorfommenden Fälle zu erledigen, welche 

meiftens, wie Sie zugeben werben, mehr Iofaler Natur find ober wenigftens 

en Bereich eines Kreifes fallen. Ich glaube entſchieden, daß die überwiegende 

mahl von Fällen das Gebiet des Kreifes nicht überſchreitet; einzelne Fälle 

yem allerdings eine größere Ausdehnung gewinnen, und e8 wird fid dann 

fehlen, eine Anlehnung an die Behörbe des größeren Bezirks, vielleicht auch 

movinzielle Behörben zu gewinnen. Sollte es nöthig fein, fo kann ja aber 

ws Erachtens im dieſer Hinficht durch einen Zuſah im bem Gefee die nöthige 

fe geihafft werden, in dem meiften Fällen wirb aber dieſe Anlehnung an 

iere Bezirke umd Bezirtsbehörden wohl auch im Wege der freien Berfländi« 

3 fich von felber machen. Ich kann alſo das Bedenken, welches der Herr 

tedner geäußert hat, nicht als ein durchaus durchgreifendes erachten. Das 

enten, was ber erfte Herr Redner in Bezug auf die Verhältniffe in Schleswig ⸗ 

Rein geäußert hat, bin ich, wie ich befennen muß, außer Stande zu wiber- 

", da ich die dortigen Verhäftniffe nicht fenne, ich glaube aber, man wird 

anderen Theil auch hören mitffen, nämlich die bortigen Befiger, gegen welche 

Here Borrebner aufgetreten ift, und es in ſehr möglich, baß deren Reben, 

rungen und Winfehe ganz anders fauten als diejenigen bes Herrn Bor- 

3. Sodann if ferner mod; geäußert worden das Bedenken, daß das Geſetz 

weit genug gebt. Ja, meine Herren, ich bin der Meinung, baß das Geſetz 

»e einen fehr großen Vorzug dadurch Hat, daß es den befannten allgemeinen 

ummungen des Allgemeineri dandrechts Theil I. Tit 9 88 29-34 genau ent» 

t umd daß es fich genau in der Linie dieſer fehr verftändigen Vorjſchriften 
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hält. Mir gebt das Geſetz durchaus gerade weit genug. Ich wünſche nicht, 
daß es noch weiter gehen möchte. Ich bin mit den allgemeinen Prinzipien, denen 
das Geje folgt, faft durchweg einverftanden. Namentlich bin ich damit einver- 
ftanden, daß das Geſetz Abfland genommen hat von allgemeinen Borfchriften, 
3 B. von einem allgemeinen Berbot der Rodung, der fogenannten Walbdevafta- 
tion, der nicht pfleglihen Behandlung des Waldes, ſowie von einem allgemeinen 
Gebote ber Wieberkulter. Ich bin auch damit einverftanden, daß von allgemeinen 
und verſchwommenen Ausdrüden wie Gemeinwohl, gemeine Gefahr, erhebliches 
Intereſſe der Landeskultur u. ſ. w. Abftand genommen ift, daß man dagegen 
die einzelnen Kategorien von Yällen, in meldhen die Anorbnung einer Schub- 
waldkultur und von Schugmaßregeln überhaupt fiir nothwenhig zu erachten find, 
fpeziell Hingeftellt Hat. Nur bin ich der Meinung, meine Herren, daß die Frage, 
ob diefe Fälle wirklich umfaffend genug Hingeftellt find, allerdings noch eine ein- 
gehendere Erwägung bedarf, die natürlih auch in der Kommilfion flattfinden 
wird. Ich mache beifpielsweife aufmerffam auf einen Yall, welcher, obſchon die 
Motive mit einer gewiffen feinen Selbfigentigfamleit jagen, daß die Fälle er- 
ſchöpft ſeien, doch vergeffen if. Sm 8 2 sub b. ift nur von ben Fällen die 
Rede, wo unterhalb gelegne nutbare Grundftüde, Straßen oder Gebäude der Ge⸗ 
fahr der Ueberſchüttung oder der Ueberfluthung ausgefekt find. An die oberhalb 
belegenen Grundftlide, Straßen oder Gebäude ſcheint Niemand bei Abfaffung des 
Geſetzes gedacht zu haben, und doc) fommt es nicht felten vor, daß die oberhalb 
gelegenen Grundftlide, Straßen oder Gebäude durch fogenannte Abrutihungen 
ber Berge äußert gefährdet find. Ich kann aus meinen Erfahrungen von meinem 
Gute, welches am Bober ımd einem andern Flüßchen, deren hohe Ufer aus Lehm 
befteben, Liegt, mittheilen, daß dort häufig die oberhalb belegenen Grundftüde in 
Zolge von Abgleitungen unterhalb belegener Schichten gefährdet find, und es 
war erft vor einigen Jahren die Gefahr vorhanden, daß die Sorau⸗Grünberger 
Chauſſee in nicht unerhebliher Ausdehnuug in die Tiefe rutfchte. Alfo auch dieſe 
Fülle werden mit in den Bereich diefes Geſetzes gezogen werden milffen. Die 
Generalifirung in allgemeinen Ausdrüden halte ich im höchften Grade gefährlich, 
diejelbe würde in fehr vielen Fällen die Entſcheidung im Einzelnen aufs Höchſte 
erſchweren und zu fehr großen Ungleichheiten führen. Mir erjcheint die Gefahr, 
die in der Möglichkeit des Zuviel in den allgemeinen Ausdrüden liegt, viel ſchwerer 
und bedenflicher als die Gefahr des Zumenig, die möglicherweije in der Auffüh⸗ 
rung der einzelnen Fälle liegt. Allgemeine Berbote. und Gebote aber, mie die 
vorhergehenden, bin id) der Meinung. wirlen doch fo tief einfchneidend in Das 
freie Selbftbeftimmungsrecht des Einzelnen, daß die Gejeggebung davon in der 
Negel Abftand nehmen muß. Die Geſetzgebung hat die dringende Pflicht, nicht 
weiter in das Selbfibeftimmungsrecht des Einzelnen einzugreifen, als die äußeren 
Umftände abfolut erfordern, und ich bin der Meinung, daß in diejer Hinficht das 
vorliegende Geſetz gerade ein durchaus richtiges Maß hält. Ich bin auch ferner 
damit einverftanden, daß nach dem Geſetze die Anordnung der notbwendigen 
Maßregeln nicht von Amtswegen, fondern nur auf Antrag der betbeiligten Pri- 
vaten und Verbände reip. ber Landespolizeibehörde zu erlaffen iſt. So viel i ı 
gehört habe, hat der Herr Miniſter fih Hente nicht weiter über diefen Punlt g : 
äußert; aber ift ſtimme mit dem, was in den Motiven dariiber gejagt if, gai . 
und durchaus itberein. 
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Was die Waldgenoſſenſchaften in dem zweiten Theil des Geſetzes betrifft, 
fo finde ih, daß das Prinzip, welches dort feinen Ausdrud gefunden hat, doch 
aud nur ein fehr mildes, zahmes if, und ich glaube, daß das Bedenken, welches 
der Herr Abgeordnete Freiherr v. Schorlemer-Alft geäußert hat, Doch kaum zutreffend 
erſcheinen kann. Wenn der Herr Abgeordnete Freiherr v. Schorlemer-Alft fich nur das 
einzige Wort „nur“ recht anfehen wollte, was in dem $ 22 fteht, ſo würde er fehen, daß 


wirklich ſchon das Inslebentreten folder Genofſenſchaften genug erſchwert iſt. Blos 


da, wo die forſtmäßige Benutzung nebeneinander oder vermengt gelegener, aus 
Waldgrundſtücken oder öden Flächen beſtehender Beſitzungen nur durch gemein— 
ſchaftliche Bewirthſchaftung zu erreichen iſt, können ſolche Genoſſenſchaften ge- 
bilbet werden. Mit Rückſicht darauf wird alſo ſchon von Haufe aus nur in 
verhältnigmäßig feltenen Fällen, wie ich fürchte, eine ſolche Genoffenichaft ins 
Leben treten Können, und unter diefen Umftänden noch weitere Erfchwerungen 
hinzuzufügen, da8 möchte wohl gar nicht am Plate fein. Ich bin namentlich 
ganz damit einverftanden, daß man fi auf Grund der Mehrheit bios nad) dem 
Rataftralreinertrage einen Majoritätsbejchluß zur Begründung der Genoffenfchaft 
zu Stande fommen laffen will, 

Meine Herren, auch ih bin der Meinung, daß das Gefet einer Kommiſſion 
zuzumeifen ift und ſchließe mich dem Antrage des Herrn Abgeorbneten Freiherr 
v. Schorlemer⸗Alſt an, daß diejes Gefe der: um fieben Mitglieder zu verftärken- 
den Agrarkommiſfion zu überweiſen jei. 

Präftdent: Der Abgeordnete Dr. Braun (Waldenburg) Hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Braun (Waldenburg): Bisher find alle Redner darüber 
einig, daß das Geſetz an eine Kommiffton verwiefen werden fol. Einige jchlagen 
die verflärfte Agrarlommiffion vor, Andere eine befondere Kommiffion von 14 Mit- 
gliedern; ich würde das letztere vorziehen. Eine folche Kommiffion fol den Ent» 
wurf prüfen nad den allgemeinen, rechtlichen und mwirthichaftlichen Grundſätzen 
amd von dem Standpunkte der Gemeinnützigkeit für Alle, während die Agrar- 
fommiffion doch wohl vorzugsweife die landwirthfchaftlichen Interefſen im Auge 
haben würde, die allerdings bier auch in Betracht kommen, aber keineswegs die 
allein maßgebenden find. Es kommt namentlich eine Reihe von höchſt wichtigen 
Rechtsfragen in Betracht: die Ausgleihung des Gefammtinterefies mit den wohl» 
berechtigten Anfprüchen des Eigenthitmers, die Frage der Konftruftion diefer Ge- 
noffenſchaften, namentlich ihres Selbftverwaltungsrechtes. Das find keineswegs 
fpezifiich agrarifche Dinge, und im Allgemeinen kann man nicht jagen, daß die 
Baldwirthichaft und die Landwirtbichaft identifch find, fie ftehen manchmal jogar 
iu einem gewiſſen Gegenfag, dem die Landwirthſchaft reklamirt oft das Laub, 
wo der Verwalter des Waldes es nicht hergeben will u. f. w. Ich bin um jo 
mehr veranlaßt, eine befondere Kommiſſion zu wünſchen, al® ich in der ausge- 
zeichneten Rede, womit der Herr Minifter für die landwirthichaftlichen Angelegen- 
beiten das Geſetz eingeleitet hat, einige bedenkliche Anklänge gefunden babe. 

Nachdem der Herr Minifter gejagt hatte, er wolle ſich nicht einlaffen auf 
den Streit verfchiedener wirthſchaftlicher Schulen, auf ben Unterjchied zwiſchen 
iſch rechtlichem und deutſch⸗rechtlichem — foll heißen genofjenfchaftlichem Ge⸗ 
nteigenthum, zwiſchen römifchen Kondominium und germaniſchem Gefammt- 
tthum, — bat er ſich denn Doch mit einer fehr jchneidenden Entſchiedenheit 
n jene wirtbichaftlichen Theorien ausgeſprochen, die die unbedingte und 
mienlofe Freiheit des Eigenthums wollen. Er verfichert, entgegen dieſer 
arie ſei dieſer Geſetzentwurf konſtruirt. Nun, meine Herren, ich gehöre zu 
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Denjenigen, welche ohue Zweifel für die Befreiung des Grundeigenthums ſind. 


Wer die Beſchränkung des Grundeigenthums verlangt, der muß meiner Meinung 
nach den Beweis der Nothwendigkeit derſelben führen. Ein ſchrankenloſes Grund⸗ 
eigenthum giebt es auf der weiten Welt nicht, denn das Allerfreieſte hat das 
Damoklesſchwert der Erpropriation über ſich, iſt daher keineswegs von einer un- 
bändigen Freiheit beſeſſen, von der man Gefahren zu befürchten Hätte. Alſo 
bleiben wir bei der gewöhnlichen Theorie der Achtung des Eigenthums, aus dem 
man nicht einen poſitiven Inhalt nach dem andern loslöſen kann, ohne ſchließlich 
zu befürchten, daß das Eigenthum ſelbſt ſchließlich zu einem weſentlichen Schatten 
dahinſchwindet. Ich gebe zu, wenn man einen Strand ſieht, wo der Sand hin⸗ 
und hergeweht wird, wenn man 3. B. das Glüd hat, die kurifche Nehrung aus 
eigener Anſchauung zu kennen, wie ich fie fenne, die ein Bild bietet, das wirklich 
beinahe dem der Wüfte Sahara gleihlommt, wenn man die Entwaldung unferer 
Gebirge beobachtet hat, jo muß man jagen, es ift irgend etwas nöthig. Aber auf 
der anderen Seite bedenken Sie doch die umgefehrten Sünden, wie fie nament- 
ich in Weftdeutichland verlibt worden find. Dort befand fi das Eigenthum 
in gefammter Hand, es gehörte großen Marfgenoffenichaften, die, jo lange fe 
lebensträftig waren, eine mufterbafte Verwaltung führten und den Wald befier 
geihiitt Haben als irgend eine dritte Perfon, ein Nichteigenthiimer, auch wenn 
derjelbe Obrigleit if. Diefe fehöne Geftaltung des WaldeigenthHums hat man 
muthwillig zerftört und bat nicht allein die Verwaltung der Kommumnalmaldungen, 
die fich gebildet haben aus den Fragmenten diefer Waldgenoffenichaften, jondern 
auch die Privatmaldungen zum Theil dritten Verfonen, das beißt der Obrigfeit, 
in die Hand gegeben, jo daß fte fich geftaltet haben, mie es früher im Bergban 
der Fall war: der Technifer regiert und der Eigenthiimer bezahlt. Dadurch iſt 
fehr viel Schlimmes geftiftet worden. Der Herr Minifter jagt ung, daß in ber 
germanischen Seele die Liebe zum Walde wurzele. Das ift ridtig, aber man 
hat vielfach die Wurzel diefet Liebe ausgeriffen dadurd, daß man den Gemeinden 
gar feine Macht in Betreff ihres Waldes mehr ließ, fondern das ausschließlich 
den Technifern übertrug, fo daß die Gemeinden fi) gewöhnten, den Wald als 
etwas Fremdes zu betrachten und in den Beichligern dieſes Waldes ihre Feinde 
zu erbliden. Das ift ein jehr gefährlicher Zuftand, den man auf die Dauer nicht 
fefthalten fol. Nun glaube ich allerdings, daß der Gefekentwurf im Ganzen 
ben richtigen Weg wählt, er will nicht die abfolute Bevormundung, er will nicht 
die individuahfirende Berfplitterung des Waldeigenthums, er will Waldgenoffen- 
haften. Diefe Idee ift ohne Zweifel richtig, nur darf man das Inſtitut ber 
Schutwaldungen nicht fonfundiren mit dem der Walbgenofienihaf. Schuß- 
waldungen find eine abfolute Nothwendigkeit, und da ift auch Zwang geredt- 
fertigt; Waldgenofjenichaften werden ſich, wenn das Gejeg im übrigen den ver- 
nünftigen, wirthſchaftlichen und freiheitlicden Vorausſetzungen entfpricht, auch 
bilden, ohne daß man denjenigen Grundfag von Zwang anwendet, der für die 
Schutzgenoſſenſchaft nothwendig iſt. Deswegen, meine Herren, will ich da diffe⸗ 
renziren und will in Betreff der Bildung und Verwaltung der Waldgenoffen: 
ihaften andere Grundfäge aufftellen, als diejenigen, die beiſpielsweiſe beziiglid 
der Schugmwaldungen für nothwendig werden gefunden werden. Ich kann mid 
daher nur für die Grundidee des Geſetzentwurfs erflären. Im einzelnen werben 
wir vielfach daran zu ändern und zu beffern finden; denn es geht in der That 
Vieles zu weit, Wenn ich den Grundeigentbiimer bejchränte, wenn ich ihn er- 
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proprüre, jo muß ich ihn auch entihädigen, das erfordert die Heiligfeit des Ei⸗ 
genthums. Wenn ich Genoſſenſchaften bilde, werm ich zurückkehre zu jener glor- 
reichen Juſtitution der Markgenoffenfchaft, wie fie ehedem im Weſten beftanden 
bat, welche autochthone Gemeinden und nicht Kolonifationen hatte, dann muß 
ih den Waldgenofienfchaften auch einen pofitiven Inhalt geben, d. 5. ich muß 
ihnen das Selbfiverwaltungsrecht geben. Nun wird man fagen, das fiihrt wieder 
zur Devaflation. Meine Herren, das iſt ein großer Irrthum. Die Devaftation 
bat in Deutſchland erſt angefangen von dem Augenblide an, wo dieſe Mark⸗ 
genofienfchaften Hinfällig wurden und zerfplitterten; fo lange fie beftanden, haben 
fe den Wald geſchützt. Ich muß dabei bemerken, daß Die Zeit des Holzmangels 
keineswegs erft ans dieſem Jahrhundert datirt, wie der Herr Minifter glaubt, 
fonderu daß wir in den Waldrodungen der vheingauer Markgenoſſenſchaften ſchon 
Borichriften gegen Devaftation unter Berufung auf Holzmangel finden, das heißt 
um jechszcehnten und fiebzehnten Jahrhundert, theilwetfe noch früher. Diefe Ge⸗ 
nofienfchaften haben einen konſervativen Sinn deshalb, weil der Eigenthlimer, 
der nur eine Meine Parzelle befittt, darauf angewieſen ift, aus der Parzelle wo- 
möglich etwas in jedem “Jahre berauszufchlagen; wenn aber zehn, zwölf, fünf- 
zehn, zwanzig Gemeinden vereinigt find zu einer Genofjenichaft mit einem großen 
Waldkomplerx, fo vertheilt es ſich auf die verfchiedenen Jahre Der Geſammt⸗ 
lompley trägt immer etwas ein, denn wenn der eine Schlag ruht, kommt der 
andere zur Ausbeute. Es iſt mit einem fo großen Ganzen wirtbichaftlich beffer 
zu operiren al3 mit einem Heinen Fragment. Das ift der Grund, warum dieſe 
Genoflenfchaft volle Gewähr bietet gegen Devaftation und ſonſtige waldfeindliche 
Gelüfte. Bietet fie aber diefe Sicherheit, dann muß man meiter geben, als ber 
Entwurf will. Daß diefe Genofienichaftsnorflände fi) bei ihrer Verwaltung des 
techniichen Beiraths und der technifchen Hülfe bedienen werden, verſteht fih von 
ſelbſt, umd je beffer der Yorfitechniler ift, defto höher wird er von dieſen &e- 
nofienfchaften geachtet. Will man änaftlich fein, fo fan man unter beftimmten 
Boransfegungen dieſen Forſttechnilern eine Seite einräumen, aber diefe Ge 
noffenichaftstechnifer werben, das wieberhole ich, ihrem Beruf, den fie damals 
Ketten, nur Darm entfprechen, ihrer Aufgabe nur dann genügen, wenn man and) 
im Prinzip, nicht bloß in der äußeren Formation, zurlidtehrt zu jener urgerma- 
niſchen Infitution der Wald» und Marfgenoffenichaften, wie fie ehedem zur Beit 
der Blüthe in Deutichland befand. Das ift kein römisch-rechtliches Kondominium, 
es iſt eine deutſch⸗ rechtliche Genoffenfchaft, wo eben der Geſammtvorſtand der 
Eigenthümer iſt und der Einzelne eigentlich kein Eigenthum hat, fondern nur 
eine antheilsweife Nutzungsberechtigung. Nun kann man freilich die alten Mark⸗ 
genoſſenſchaften nur inſoweit wieder herſtellen, als man den jetzigen Eigenthtimern 
iht Eigenthum nimmt; man fan feine Martgenofſenſchaft herſtellen quoad con- 
dominium, wohl aber quoad usum, und hier möchte ich in Vertretung des Ge⸗ 
ſamntintereſſes uoch etwas weiter gehen, als es der Entwurf thut. Dann möchte 
ih mich mit Herrn v. Löper darin einverftanden erflären, daß die Oberaufficht 
die Oberverwaltung dieſer Genoffenfchaften einer Provinzialbehörde gegeben 
d, und nicht den Kreisausichäffen. Der Kreis ift ein zu feiner Berband, 
ſolche große Dinge, hthonographiihe und hydrographiſche Berhältniffe fiber- 
n zu können. Außerdem fürchte ich auch, daß Sie diefen Kreisausichuß 
ehr mit den heterogenften Gefchäften überladen und daß er eines ſchönen 
rgens Strike macht, weil er das Alles nicht risfiren will, denn das liberfteigt 
Jahrb. d. Br. Sorft- u. Jagd⸗Geſetg. VIII. 4 
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liche Kräfte. Und wenn Sie die Kreisausſchüſſe fo überladen, dann kommt 
leicht dahin, daß fie fi) ein großes Beamtenperfonal beigeben laffen, denn 
om Wege der Selbfiverwaltung laffen fi fo komplizirte Dinge nicht 


ch habe mich abfichtlich nur auf einige Gefichtspunkte beſchränkt; id; will 
die zahlreichen Bedenken, die ich gerade bei dem michtigften Paragraphen 
seges habe, eingeln nicht vorführen. Ich hoffe, meine Herren, ih Habe 
verzeugt, daß das Gele, fo Löblih es in feiner Tendenz ift, doch ebenfo 
bar ift in feiner Anwendung. Es lohnt fi) daher der Mühe, eine Spe- 
uniffion nieberzufegen, die nichts zu thun hat, als diefes Gefeß.zu begut« 
und ihm diejenige Aufmerkſamkeit zuzuwenden, die es feiner Tendenz nach 
ıt, aber auch diejenige Aufmerkſamkeit, die es bedarf, weil es in vielen 
en Dingen Höchft verbefferungsbebürftig if. Das if der Grund, warum 
ien vorfchlage, den Gefegentwurf an eine befondere Rommiffion von 14 Mit 
n zu verweiſen. 

träfibent: Es if der Schluß der Diskuffion beantragt durch den Abger 
m Hoppe. Ich erfuche diejenigen Herren aufzuftehen, welde den Antrag 
lügen. Geſchieht.) 

ie Unterfliigung reicht aus. 

uf ber Rednerlifte find noch eingefchrieben für: Die Abgeorbneten Schell- 
. Bening, gegen die Vorlage: bie Abgeorbneten Meichensperger, Wiffe- 
Nüplenbed. 

iejenigen, welche jegt die Diskuſfion fehließen wollen, erſuche ich aufzuſtehen 
ehen zu bleiben. (Geſchieht.) 

108 ift die Majorität; die Diskuffion ift gefcjloffen. 

u einer perfünlichen Bemerkung hat der Abgeordnete v. Schorlemer- Alſt 
dort. 

bgeorbneter v. Echorlemer-Alft: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete 
er-Löpersborf hat im Eingange feiner Rebe fein Erftaunen darüber ausge 
daß ich mi gegen die Schuttz waldungen ausgeſprochen. Cr hätte fich 
rſtaunen erjparen können, denn ich Habe mich gegen die Schugmwalbungen 
usgeſprochen. 

raſideut: Zu einer perſönlichen Bemerkung hat ber Abgeordnete v. Löper- 
dorf das Wort. 

bgeordneter v. Löper ⸗Löpersdorf: Ich glaube, meine weitere Ausfüh- 
yat bewiefen, wie ich Herrn v. Schorlemer-Alft verftanden Habe. Es war 
m Beripredien von mir; gegen bie Genoffenfhaftsmwaldungen haben Sie 
& ausgefproden? (Zuſtimmung des Abgeordneten v. Schorlemer-Alft.) 
‚a8 habe ih aud nur gemeint. 

wäfdent: Meine Herren! Es ift von verichiedenen Seiten die Vorberathung 
r Kommiffion beantragt, ein Antrag geht dahin: 

die zu wählende Agrarfommiffion behufs ber Berathung biefes Geſetzes 
um 7 Mitglieder zu verftärten. 

ieſer Antrag ift geftellt vom Abgeorbneten v. Schorlemer- ft. 

er Abgeordnete Braun (Waldenburg) und auch Dr. Seelig, wenn id richti 
den habe, haben beantragt: 

eine befondere Kommiffion von 14 Mitgliedern zu wählen. 

ur Geſchäftsordnung hat der Abgeordnete v. Schorlemer-Alft das Wort. 
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Abgeordneter v. Schorlemer-Alft: Ich ziehe meinen Antrag, nachdem ich 
erfahren habe, daß die Majorität des Hauſes — wenigſtens die Partei, welche 
die Rajorität hat — bereits eine beſondere Kommiſſion in ihrer Fraktionsſitzung 
beichloffen hat, zurück. (Heiterkeit.) 

Präflbent: Es liegt alſo nur noch ein Antrag vor; ich werde einfach die 
Frage ſtellen auf eine befondere Kommiffion von 14 Mitgliedern zur Borbe- 
ratbung dieſes Geſetzentwurfs und erfuche diejenigen Herren, welche fir eine 
ſolche Kommiffion ſich entſcheiden, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das iſt die Majorität des Hauſes. 


B. Bericht der IX. Kommiſſion über den Geſetzentwurf, betreffend 
Schutzwaldungen und Waldgenoffenichaften. 
Berichterftatter: Abgeordneter Bernhardt, 


Die mit der Vorberathung des genannten Geſetzentwurfes betraute Kom- 
mifton hat ihrer Anfgabe in 21 Sitzungen genügt. An denfelben uahmen als 
Regierungstommiffare Theil: 

für den Herrn Finanzminifter Herr Landforftmeifter Haas, 

für ben Herrn Minifter bes Innern Herr Geheimer Regierungsrath 
v. Brauchitſch, 

fir ben Herrn Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Herr 
Minifterialdiretor Marcard, 

für den Herrn Juftizminifter der Herr Geheime Juſtizrath Schmidt. 

Die Kommiffion beſchloß den Gefegentwurf in zwei Leſungen durchzube⸗ 
rathen und beſtellte den Abgeordneten Bernhardt zum Referenten. 

Die Berathung über Abſchnitt I. (8 1) des Geſetzes wurde zunächſt vertagt. 

In der Generalbiskuffion über Abfchnitt II. des Gejegentwurfs (88 2—21), 
welche mit ber Sperialberathung über 8 2 verbunden wurde, famen bie allge- 
meinwirthfchaftlichen und ftaatsrechtlichen Motive, welche zum Erlaß eines ſolchen, 
die freie Dispofition der Waldeigenthlimer befchränfenden Gefeges Anlaß geben, 
zu eingehender Beſprechung; ebenfo wurden die wiffenfchaftlichen Grundlagen der 
Lehre von der Mimatifchen und Kulturbedeutung der Waldungen überhaupt furz 
entwickelt. 

Die beſondere Art des hier in Rede ſtehenden Geſetzentwurfs, der nicht einer 
allgemeinen Rechtsanſchauung Ausdrud verleiht oder einem von Allen empfun⸗ 
denen oder anerkannten Rechtsbedürfniß genügt, vielmehr durch finguläre Ver- 
Bäftmffe und die Eigenart eines einzelnen Wirthfchaftszweiges, der Walbwirth- 
ſchaft, nothwendig gemacht wird, bedingt das flete Zurückgreifen auf konkrete 
Berhättniffe, welche allein ein ſolches Geſetz berechtigt erfcheinen laſſen. Diefe 
Berhältniffe aber find vielfach nur mit Hilfe von wiſſenſchaftlichen Unterfuchun- 
gen jo Har zu flellen, daß fie als Grundlagen der Geſetzgebung benußbar find 
mh es können deshalb bei Berathung diefes Geſetzentwurfes technifche und wiſ⸗ 

‚aftlihe Erörterungen nicht ganz vermieden werden. 

Der Regierungsentwurf zieht die allgemeine klimatiſche und hygieniſche Be⸗ 

ung der Waldungen als Motive zur Beſchränkung der Privatwaldwirthſchaft 

beran. Es mußte als eine Aufgabe der Kommiffion betrachtet werben, die 
ſläglichen Verhältniſſe forgfältiger Priifung zu unterziehen, un zu einem 
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begründeten Urtheile darüber zu gelangen, ob der Entwurf bei der Begrenzung 
des Begriffes der Schutzwaldungen nicht wichtige allgemeine Juterefſen über⸗ 
ſehen oder über das berechtigte Maaß hinausgegangen ſei. 

Was zunächſt die allgemeine klimatiſche Bedeutung der Waldungen anbe⸗ 
langt, ſo haben exalte Verſuche der Neuzeit unzweifelhaft ergeben, daß die 
mittlere Jahrestemperatur im Walde um 1!/ bis 1 Grad R. geringer iſt, als 
im gleichgelegenen mwaldlojen Gelände, daß dies Verhältniß jebocdh in ben ver⸗ 
ſchiedenen Jahreszeiten ein verjchiedenes ift, indem die Walbtemperatur im Yrlih- 
ling um 0,43°, im Sommer um 0,9° geringer, im Herbfte um 0,24° Höher ift 
als die Feldtemperatur, während im Winter ein nennenswerther Einfluß der 
Bewaldung auf die Luftwärme nicht nachweisbar if. Die Wärmemarima uud 
Minima liegen während bes ganzen Jahres im Walde um 4 bis 8° näher bei 
einander als im Felde. 

In allen Jahreszeiten vermehrten die Wälber bie relative Luftfeuchtig- 
Leit fehr bedeutend, am meiften in den heißen Monaten. Die wäfferigen Nie- 
derichläge find deshalb und wegen der größeren Kühle der Waldluft im Wald- 
gelände viel bedeutender als im freien Felde (nach Unterfuchungen von 2. Fau⸗ 
trat und 9. Sartiaur fielen in den Monaten Februar bis Yuli 1874 in dem 
franzöſtſchen Domainenwalde Halatte 15,5 mm. Regen mehr, als über dem be- 
nadbarten Felde; dies entipricht einer Waflermaffe von etwa 46,000 Kilo- 
gramm). 

Die Berdunftung einer freien Waſſerfläche ift im Walde um mehr als 
60 Prozent geringer, wie im freien Felde; aus einer mit Waffer kapillariſch ge⸗ 
fättigten 14 Gent. tiefen Bodenſchicht verbunften 

im Walde mit Streudede im Walde ohne Streubede 
15 38 
Bolumtheile Wafler, wenn aus der gleichen Bodenfchicht im freien Gelände und 
ohne Pflanzendede 100 Bolumtheile Waſſer verbunften. 

Diefe Ergebniffe der wiflenfchaftlichen Forſchung vermögen nad) der liber- 
einfimmenben Anficht der Mitglieder der Kommiffton nicht, gefeggeberifhe Maß- 
regeln zu begründen, welche etwa zur durchgreifenden Regulirung der klimatiſchen 
Berbältniffe von Preußen eine Vermehrung der Gefammtbewalbung diejes Lart- 
des ind Auge faßten. Man erlannte vielmehr allgemein an, daß der Regierungs- 
entwurf dem Bedlrfniffe der Jetztzeit vollkommen entfpreche, wenn er, ohne die 
allgemeine klimatiſche Bedentung der Wälder als Motiv der Eigenthumsbe⸗ 
ſchränkung heranzuziehen, den Begriff der Schugwalbungen fo, wie er gethan, 
beichränte. 

Das oben über die atmofphärifchen Nieberfchläge und die Berbunftung im 
Walde und freien Felde Gejagte, fo wurde in der Kommiffion ausgeführt, jet 
jedoch bebeutungsvoll für die Frage des Eiufluffes, welchen die Wälder auf Die 
Duellenbidung und den Wafferftand der Flüffe äußern. In diefer Beziehung 
jei zu Eonftatiren, daß genaue Pegelmeffungen feit lange eine fletige Abnahme 
bes mittleren Wafferftandes der Preußifchen Ströme ergeben haben. Seit 50 
Jahren babe diefe Abnahme betragen 
beim Rhein 56 Gent. 
bei der Elbe N , 
bei der Oder 40 „ 
bei der Weichfel 61 „ 


Dan fei gendthigt zu großartigen Korrektionen gu greifen, um der Schiff- 
fahrt das benöthigte Yahrmwafler zu beichaffen. Die Entwaldung der Quellge- 
biete und der die Waſſerläufe umgebenden Höhen fei ohne allen Zweifel — dies 
beweife jede Duellenmefiung — in hohem Maße als Urſache diefer Waflerver- 
minderung anzufehen, wenngleich e8 unzweifelhaft fefifiehe, daß die Flußbetten 
nm etwa bie Hälfte ihrer Waſſerfüllung aus fihtbaren Wafferrinnen, die andere 
Häffte durch das in unſichtbaren unterirdifchen Ninnfalen, welche überall im Bo⸗ 
den niedergeben, abfließende Waſſer empfangen. 

Ungweifelhaft liege auch fpeziell fir Preußen ein zwingenbes Motiv vor, 
den Waldungen in den Onellgebieten gejeßlihen Schuß zu gewähren, wenngleich 
die Urfprungs-Duellgebiete unferer großen Ströme nicht innerhalb des Staats- 
gebietes liegen und der Schub derfelben nur durch Vereinbarungen mit anderen 
dentichen Staaten oder — wie bieß bei Rhein und Weichjel der Fall — fogar 
anr durch internationale Verträge erreichbar fe. Bon größter Bedeutung ſeien 
alle die zahlreichen Quellgebiete der Flüſſe zweiter und niederer Ordnung, welche 
in Preußen felbft Tiegen ; die Waſſerfülle aller Zu- und Nebenflüffe der großen 
Gtröme bedinge den Waflerreihtum der letteren felbft. 

Bas die fanitäre Bedeutung der Wälder anbelange, fo babe der Entwurf 
berieben Berlidfichtigung nicht geſchenkt. Es fei dies zu billigen, weil die wiſ⸗ 
fenichaftliche Forſchung auf dieſem Gebiete, welche allein die Grundlage ber 
Geſetzgebung bilden fünne, zu abichließenden Ergebniffen noch nicht gelangt jet, 
Es dürfe die große Wichtigkeit der Wälder für den Gefundheitszuftand ganzer 
Landſtriche ebenjomohl wie namentlich größerer Städte Teineswegs geläugnet 
werben; jchon jetzt feien die Unterfuchungen über den Ogongebalt der Luft im 
Walde und in waldloſem Gelände bis zu einem Punkte gediehen, daß die Aus- 
Acht auf intereffante Ergebnifje fi eröffue. Allein zur Rechtfertigung eines 
Eiugriffes in das Waldeigenthum miffe eine feftere Grundlage gefunden werben, 
die zur Zeit noch fehle. 

Kar vor den Augen aller liege die Bedeutung der Wälder fiir bie mecha- 
niſche Befeftigung von Bodenſchichten, welche durch den Stoß bemwegter Lufttheile 
oder des Waflers einer Fortbewegung unterliegen, alfo namentlich von beweg- 
lichen Sanbländereien (Flugſand) und von der Erbdede an fleilen, abſchwemm⸗ 
baren Gehängen, auf ſcharfen Bergrüden und fteilen Bergfuppen. Hier bebürfe 
es eines weiteren wiffenjchaftlichen Nachweijes nicht; eine ausreichende Erfahrung 
oft fehr trüber Art liege vor, die längſt Gemeingut aller Verftländigen ge 
worden jei. 

Daß man in manchen Fällen aud die Bewaldung der Ufergelände an 
Slüffen und Kanälen unter gefeglihen Schu ftellen müſſe, um Uferbeichädi- 
gangen und Schäden durch Eisgang zu vermeiden, jet ebenjo unzweifelhaft. 

In allen biefen Füällen fei der technifche Theil des Verfahrens, welches zur 
Begrändung von Schugwalbungen führen ſolle, auch ohne wejentlihe Schwie- 
rigfeit. Jeder gebildete Techni ker werde hier das Richtige treffen und beftimmte 
Indizien leicht auffinden können. Dies fei auch betreffs der Duellgebietswal- 

agen zutreffend; viel ſchwieriger werde freilich unter Umftänden das technifche 
ttachten da fein, wo es fih um bie Frage handle, ob ein beftimmter Wald⸗ 
ipleg benachbarte Ortſchaften oder Feldmarken vor den nachtheiligen Einwir- 
gen akuter Luftftrömungen in erheblichen Maße ſchütze. Zwar gebe auch in 
jem Falle das gefammte Verhalten der Baumvegetation in einer ſolchen Orts⸗ 
e einen Anhalt für die Beantwortung diefer Yrage und die Erfahruugen der 
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Ackerbauer ſeien neben der allgemeinen Beurtheilung der Geſammtheit der Orts- 
verhältniffe von nicht geringer Bedeutung; aber es müffe gewiß zugegeben wer⸗ 
den, daß bier Vieles von der ſubjektiven Anficht des Sachverſtändigen abhängig 
fei und eine allgemeine Norm gleihmäßiger Beurtheilung kaum aufgefunden 
werden könne. 

Dies dürfe aber nicht abhalten, auch in Füllen dieſer Art die ſchützenden 
Waldungen unter den Schutz des Geſetzes zu ftellen. Ya vielen Gegenden der 
Monarchie — es ſeien befonders die Berhältniffe von Schleswig-Holftein, des 
Hannöverjchen jeenahen Flachlandes, vieler VBergländer im Weften, des Pren⸗ 
Bifchen Litorals u. ſ. w. in Betracht zu ziehen — feien ausgedehnte Dertlichkeiten 
dem verderblichen Einfluß fehr heftiger und konſtanter Luftftröme ausgeſetzt und 
dadurch in ihrer Kulturentwidelung und wirthſchaftlichen Blüthe wejentlich be» 
einträchtigt. Ein ftartes allgemeines Intereſſe fordere bier den gejeßlichen Schutz 
der ſchützenden Wälder. Neben diefen techniſchen und naturwiſſenſchaftlichen 
Erörterungen kamen ın der Kommijflon auch die Ergebniffe der ſtatiſtiſchen Er⸗ 
bebungen in Bezug auf die Bewalbungsverhältniffe Preußens zur Beſprechung. 
Diefelben find für Die vorliegende gejeggeberische Aufgabe von großer Bedeutung 
und man barf behaupten, daß ein Gejeg über Schugwaldungen überhaupt ent- 
behrt werden könnte, wenn die Möglichleit vorläge, daß der Staat, der natür⸗ 
liche Hüter der Landeskulturinterefien, das Eigenthum an allen Waldgrundftiiden, 
denen die Eigenjchaften der Schutzwaldungen innewohnen, erwerben könnte. 

Preußen ift reich an Staatsforften; eine lebhafte Agitation, welche zu An⸗ 
fang biefes Jahrhunderts den Verkauf derfelben anftrebte, um fchweren finan- 
ziellen Bedrängniſſen Abhülfe zu verichaffen, hat zum Heile des Landes nicht zu 
ausgedehnten Staatswaldveräußerungen geführt. Regierung und Lanbesvertre- 
tung find heute darüber einig, daß Waldwirthichaft das Einzige für den Staat 
geeignete bodenmwirthichaftlihe Gewerbe und daß ber Staatswalbbefik cher 
zu vermehren, als zu vermindern ift. Aber die Vertheilung der Staatswaldın- 
gen in den einzelnen Provinzen des Staates ift eine ganz ımgleiche. 23,4 Pro> 
zent der Geſammifläche des Landes find mit Wald bebedt; aber nur 30 Prozent 
aller Waldungen ftehen im Eigenthume des Staats, 16 Prozent in dem der 
Gemeinden und Stiftungen, 54 Prozent in dem ber Privaten. Wird die Staats- 
waldfläche in ihrem BVerhältnig zur Geſammifläche des Landes betrachtet — 
was für Die bier vorliegende Unterfuhung von Bedeutung ift — fo ergiebt fidh. 
daß von der Geſammtfläche Staatswald find 

23 Prozent im Regierungsbezirk Kaffel, 


12 ⸗ ⸗ ⸗ Gumbinnen, 
11— ⸗ Danzig, 
10 = in den Bezirken Potsdam, Marienwerder, Erfurt, Wiesbaden, 
9 u ⸗⸗ Stettin, Frankfurt a. O., Trier, 
82—2 Königsberg und Bromberg, 
7 ⸗ ⸗⸗ ⸗ Merſeburg und Aachen, 
6 > Hannover und den Bezirken Stralfund und Oppeln, 
5 > im Negierungsbezirt Magdeburg, 
4 ⸗ ⸗ ⸗ Breslau, Minden, Koblenz, 
3 2 . ⸗ Poſen, Cöslin, Köln, Dufſeldorf, 
2 irn Schleswig⸗Holſtein, Liegnitz, Arnsberg, 
02 ⸗im Regierungsbezirk Münſter, 


während in Hohenzollern gar fein Staatswalbbeftg eriſtirt. 


— 55 — 


Ohne auf die ſchwierige Frage der ſogenannten Normalbewaldung hier 
näher einzugehen, darf doch im Hinweis auf obige Zuſammenſtellung behauptet 
werben, daß der Staatöwaldbefih in vielen Theilen der Monarchie ein viel zu 
geringer if, um auch nur annähernd einen Schuß gegen Kulturfchädigungen ber 
mebrbezeichneten Art zu gewähren. Dazu kommt, baf der Schuß, welchen bie 
Baldungen gewähren, ein fireng örtlicher ift und daß uns zur Zeit jede Kenntniß 
fehlt, wo und in welcher Ausdehnung Waldgrundftlide, denen die @igenfchaften 
der Schutzwaldungen immewohnen, vorhanden find. Es if alfo nicht möglich zu 
überfehen, im weſſen Eigenthum diejelben fich befinden und welche finanziellen 
Aufwendungen der Staat machen müßte, um das Eigentbum an bdenfelben zu 
erwerben. 

Das Fehlen einer feſten Organifation, welche nad einem ſyſtematiſchen 
Blaue vorzunehmende forftftatiftiiche Erhebungen ermöglichte, wurde als ein 
ſchwerwiegender Mangel der Preußiſchen Staatseinrihtungen in der Kommiſſion 
beklagt. Es jei in Ermangelung aller ſtatiſtiſchen Spezialangaben über die 
Schutzwaldungen die Tragweite des vorliegenden Geſetzentwurfes nicht zu be⸗ 
urtheilen. Es ſei dringend zu wimſchen, daß mit einer feften Organifation der 
forſtlichen Statifiif in Preußen — wie dies in Bayern neuefter Zeit geichehen 
— mgefäumt vorgegangen und dadurch für ähnliche gejeßliche Regelungen eine 
pofttive Grundlage gewonnen werbe. 

Nach Allem, was angeführt, wurde das Bebürfniß zum Erlaß eines Schutz⸗ 
waldgefees in der Kommiffion alljeitig anerkannt. 

Zahlreiche wirthſchaftliche Mifftände und Kulturfchäden find durch Wald⸗ 
jerftörung in vielen Theilen Preußens herbeigefiihrt worden; das öffentliche In— 
tereffe fordert Schuß gegen folhe Schäden; der Staat als Waldbefiger allein ift 
außer Stande, ihn zu gewähren; es erübrigt daher nur, einen gemeinſchädlichen 
Gebrauch des Privatwaldeigenthums durch Geſetz zu verbieten. 

Wurde fo in Uebereinftimmung mit früheren Beſchlüſſen des Abgeorbneten- 
hauſes das Bedürfniß zum Erlaß eines Schutzwaldgeſetzes allgemein zugegeben, 
jo traten doch über Art und Maß der den Eigenthümern von Schugmwaldungen 
aufzuerlegenden Befchräntungen mwiderjprechende Anftchten hervor. 

Das Nähere bierüber wird weiter unten bei $ 2 berichtet werden. Es 
folgte die Spezialbistuffidn. 


I. Allgemeine Beftimmung. 

8 1. Gegen die Beflimmung des Gefeentwurfs, daß bie iiber die Beauf- 
fitigung, Benugung und Bewirthfchaftung der Staatd-, Gemeinde-, Korpora- 
tions-, Genoſſenſchafts⸗ und Inſtitutenforſten jet beftehenden befonberen Bor- 
ſchriften in Kraft bleiben follen, wurden Einwendungen nicht erhoben. 

Bon einer Seite wurde beantragt, auch alle diejenigen gejeglichen Bor- 
ſchriften, welche zur Zeit fiber die Privatwaldungen beftehen, in Kraft zu er- 
halten. Hiergegen erflärten ſich die Vertreter der Staatsregierung, indem fie 

führten, daß e8 dringend nothwendig erfcheine, eben jene zahlreichen im Weften 

Monarchie (meift nur formell) noch zu Recht beftehenden, das Privatwald- 

athum generell und oft fehr mweitgehend bejchränfenden Vorfchriften zu befei- 

mm, weil diefelben mit unferen heutigen Rechtsanſchauungen abfolut nicht mehr 
Einklang ftehen. Der Antrag wurde nicht meiter verfolgt. 
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Ein anderer Antrag betraf die Aufrechterhaltung älterer Vorſchriften über 
die Bewirthſchaftung der ſogenannten Bondenholzungen in Schleswig-Holftein. 

Diefe, meift in kleineren Parzellen in ber genannten Provinz zerftreut lie- 
genden bäuerlichen Waldftiide bilden faft ein Drittel der gefammten Waldungen 
der Provinz, welche nur noch 74,800 Heltaren Wald bat (4 Prozent der Ge 
fanumtflädhe). Der Staat befitt in diefer Provinz 27,002 Heltaren, die Stäbte 
und Stiftungen befigen 1,731 Heltaren, die größeren Gutsbeſitzer 23,228 Hel- 
taren, die Hleineren Grundbeſitzer 22,861 Heltaren. Ein großer Theil der bäuer- 
lichen Waldungen befteht in fogenannten Bondenholzungen, weldye den Bauern- 
höfen vom Staate zur Befriedigung des eigenen Holzbedarfes unter der Ber- 
pflichtung der Benugung nad) Art eines guten Hausvaters zugelegt worben find. 
Ein freies Eigenthum an diefen Holzungen bat nie beftanden. Die Forſtordnung 
vom 2. Juli 1784 und das Iandesherrliche Patent vom 15. Juni 1785 unter- 
fagen jede devaftirende Benutzung und ordnen die Einfchonung der Bondenhol- 
zungen gegen das Weidevieh an. 

Bei der großen Waldarmuth von Schleswig-Holftein ift die Erhaltung 
diefer Waldſtücke von bedeutendem allgemeinen Intereſſe. Eine von ber Direction 
des Landwirtbichaftlichen Generalvereins der Provinz und von dem Borftande 
des bortigen Haidekulturvereins ausgegangene Petition (II. 281) bittet, dem 
Gefegentwurfe für die Provinz Schleswig-Holftein Geſetzeskraft nicht zu geben 
und die Materie fiir diefe Provinz durch ein Spezialgeieg zu ordnen Die ge 
nannten Bereine motiviren ihre Petition hauptſächlich dadurch, daß die Bonden⸗ 
holzungen beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes der Zerftörung anheimfallen wür⸗ 
den. Eine zweite, von einem Bondenholzbefier ausgegangene Petition (TL 966) 
verlangt das Gegentheil und führt aus, daß dies Gefet den Bodenbolzbefitern 
fehr ginftig fei, weil es die Beſchränkung bes freien Eigenthums, welche jetzt 
beftebe, bejeitige. Die Vertreter der Provinz Schleswig-Holftein im Haufe der Ab- 
geordneten endlich find der Anfiht, daß die Erhaltung der Bondenholzungen, 
deren rafche Berftörung zu beflirchten ſtehe, fobald den Befigern die freie Dis⸗ 
pofition gegeben werbe, von erheblichem Intereſſe fiir die Provinz fei. 

Die Mehrheit der Kommilfion fchloß ſich diefer Anfiht an und e8 wurden 
fomit die Bondenholzungen denjenigen Kategorien von Waldungen binzugefiigt, 
fiir welche die beſtehenden befonderen Borjchriften in Kraft bleiben follen. . 

8 2. Derfelbe enthält die Definition der Schugwaldungen, 

Bon mehreren Mitgliedern der Kommifflon wurden Bedenken gegen bie 
Yaflung der Negierungsvorlage erhoben, welche nicht Har genug erfennen lafſe, 
daß es fich in Wahrheit bier lediglich um Beſchränkungen des Privatwaldeigen- 
thums aus Gründen des öffentlichen Wohles handle. Die Trage fei, ob man 
dem Grundeigentbum Beichräntungen unterlegen wolle im privaten oder öffent- 
Iihen Intereſſe. Wolle man das Erftere, jo fchaffe man ein neues Civilrecht 
und zwar in der Form eines Sonderrechtes, während man auf allen anderen 
Gebieten der Geſetzgebung beftrebt fei, gemeines Recht zu fchaffen. Wolle man 
das letztere, ſo müſſe dies in dem Geſetze unzweideutigen Ausbrud finden. 

Ein Abänderungsantrag, welcher bezwedte, hinter den Worten „in erheblichem 
Grade ausgefegt find“ die Worte einzufligen: 

„und dadurch ein Überwiegendes Landeskulturintereffe gefährdet wird“, 
wurde eingebradt. 
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Bon anderer Seite wurde ein Ähnlicher Antrag geftellt, welcher hinter „Tann“ 
anfügen wollte „im öffentlichen Intereſſe“. 

Regierungsfeitig wurden dieſe Anträge mit aller Beſtimmtheit bekämpft. 
$ 2 enthalte diejenigen Yälle, in welchen der Schug und die Pflege der Landes- 
Inltır zum Abwendung gemeiner Gefahr eine Beichränktung des Waldeigenthums 
fordere. Die Staatsregierung wolle den Zwang nur in foldhen Fällen, wo das 
Öfientliche Intereſſe wefentlich betbeiligt fei; e8 gebe dies ſchon aus der Fafſung 
des $ 1 hervor, wo nur von lanbespolizeilichen Beſchränkungen die Rede 
ki. Die Regierungsvorlage trete aus dem Kreife unferer Rechtsanſchauungen 
in leiner Weiſe berans. Hier, wie bei den Gemeinheitstbeilungen, müſſe im 
Allgemeinen vorausgejegt werben, daß das öffentliche Intereffe konkurrire, ſobald 
Gefährdungen der Landeskultur durch Entwalbung Herbeigeführt würden ober 
bevorfländen ($ 22 G. Th. O. v. 1821). 


Man könne bei Formulirung des $ 2 nur einen doppelten Weg gehen; ent- 
weder müffe man ein allgemeines Prinzip ausfpredhen, welches die Erkennung 
derjenigen Fälle, in denen der Zwang geftattet fein folle, möglich mache oder 
man müfle diefe Fülle jo präzife als möglich im Einzelnen bezeichnen. Die 
Regierung habe den letzteren Weg gewählt, weil die in Frage kommende allge- 
meine Nomenklatur „öffentliches Intereffe”, „Lanbesfulturintereffe", „Bebürfnig 
ber Landesfultur”, „gemeine Gefahr“ und dergleichen mehr, vieldentig fei und 
faltifch mit affen diefen Ausdrücken fehr verfchiedene Begriffe verbunden würden. 

Wenn nun die einzelnen Fälle fpezialifirt würden, in denen das öffentliche 
Intereſſe als betheiligt angenommen werbe und daneben noch das allgemeine 
Prinzip zum Ausdruck gelange, fo entftehe eine Doppelfinnigfeit, welche nur zur 
Unklarheit führen könne, 

Die Anträge erlangten demnächſt nicht die Stimmenmehrheit. — 

Bon anderer Seite wurde die Auffaffung vertreten, daß es fich in Den Fällen 
des $ 2 um Eigenthumsbeſchränkungen handele, weldhe nad den Grundjägen 
des Enteignungsgeſetzes zu beurtheilen fein. Man fei an die ſchon befte- 
denden Geſetze gebunden nnd dürfe hier nicht ein ganz neues Princip zur Wir- 
tung dringen. 

Antragfteller wollte den 8 2 des Entwurfes durch zwei Paragraphen des 
folgenden Inhaltes erjetst wiffen: 

82. „Wenn durch die Zerſtörung eines Waldes ein erheblicher unb über- 
wiegender Nachtheil für die Landeskultur oder für öffentliche Anlagen 
dur Berfandung, dur Abſchwemmung des Bodens, Bildung von Waj- 
ſerſtürzen, Ueberfhlittung mit Erde und Steingeröll, durch Abbruch von 
Ufergrimdftüden, endlich durch Ueberfluthung zu befürchten, fo kann der 
Eigenthlimer des Waldes in der Benutzung infomweit beſchränkt werden, 
als es zur Verhütung jener Nachtbeile erforderlich iſt.“ 

„Ebenio kann der Eigenthiimer eines ſolchen Nachtheile bringenden 
Grundſtücks, wenn es nit mit Holz beftanden ift, genöthigt werben, 
zur Bejeitigung oder Verhütung der obengedachten Nachtheile die Er- 
ziehbung eines Waldes, fowie die Ausführung von fonfigen Schuganlagen 
anf feinem Grundftüde fih gefallen zu Laffen.” 

8 3 „Die Entihädigung des Eigenthümers des Gefahr bringenden Grund- 
füds fiir die ihm aufzuerlegende Beſchränkung wird nad den Grundfägen 
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des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 
($ 8—14) beſtimmt.“ 


Gegen diefen Antrag wurde feitens der Vertreter der Staatsregierung und 
von mehreren Mitgliedern der Kommilfton geltend gemacht, daß die Borans- 
fegungen des Enteignungsgefeges in den Fällen des S 2 fehlten und daß man 
mit Annahme dieſer Abänderung das ganze Geflige diejes Gefeentwurfes durch⸗ 
löchere. Diefer letztere wolle nichts weiter, als eine gemeinſchädliche Benutzung 
des Waldeigenthums verhindern. Es ſolle nicht eine fruchtbringende, im allge 
meinen Intereſſe wünſchenswerthe oder nothwendige Anlage geſchaffen, es ſolle 
Niemandem durch Beſchränkung des Eigenthums Vortheil zugewendet, ſondern 
lediglich Schaden verhütet werden. Um eine Enteignung handle es ſich überall 
nicht; der Privatwaldbefitzer bleibe nad) wie vor Eigenthümer feiner Grund⸗ 
filide, die er, foweit Died ohne Gefährdung benachbarter Grundftüde möglich 
fei, frei benuten dürfe. Die Grundfäge des Enteignungsgejeges ſeien darum 
nicht anwendbar. Der Antrag wurde bei der Abflimmung mit allen gegen drei 
Stimmen abgelehnt. 


Bon mehreren Mitgliedern der Kommiffion wurde die Streidung ber 
Alinea c. und d. der Vorlage beantragt. Es ſei — fo wurde ausgeführt — 
faum möglih zu beftimmen, melden Einfluß überhaupt die Bewaldung der 
Duellgebiete auf den Wafferreihthum der Flüffe übe; man dürfe fogenannten 
wiſſenſchaftlichen Unterfuchungen nicht unbedingtes Vertrauen ſchenken. Noch 
weniger ſei zu ermitteln, wer in den Fällen der Alinea c. und d. den Bortheil 
von der Schußanlage habe. Der Zwang, meldher fi gegen die Waldungen au 
den Flußufern und in den Flußthälern richte, werde in vielen Fällen ein un- 
erhört harter’ fein, weil gerade biefe Waldungen vielfach auf fehr fruchtbarem 
Boden ftodten. Der Schuß, welden die Wälder erponirten Ortslagen gegen 
rauhe und aushagernde Winde gewähren, jet weder nachweisbar, noch könne fein 
Wirkungsgebiet begrenzt werden; kein Techniker werde im Stande fein anzugeben, 
wie weit die behauptete Wirkung fich erſtrecke. Mean verliere fi, wenn diefe 
beiden Sätze beibehalten würden, in einem Meere von Willkür und Unficherbeit 
und ſchaffe für die Spruchbehörden (Kreisausſchüſſe) eine Reihe unslösbarer 
Aufgaben. 

Diefer Auffaffung wurde von anderen Mitgliedern der Kommiſſion lebhaft 
widerjprodhen. Um die Bedeutung diefer beiden Kategorien von Schäden durch 
Entwaldung Marzuftellen, wurde auf den finfenden Waſſerſtand unferer Ströme, 
auf vorgenommene Duellenmeffungen, auf Hannover, Schleswig-Holftein, dem 
Mefterwald, die Eifel Hingewiefen. Die technifchen Schwierigkeiten wurden über⸗ 
(hätt; e8 fei zugegeben, daß joldye in einzelnen Fällen vorhanden fein könnten; 
diefe Fälle würden aber die Ausnahme bilden. 

Nach eingehender technifcher Erläuterung der Wirkung, welde geſchloſſene 
Holzbeftände auf ſtark bewegte Luftftröme üben, wurde darauf hingewiejen, daß 
in den Fällen der Alinea c. und d. der Antrag meift von der Landespolizei- 
behörde ausgehen und daß diefe die Mittel haben werde, die Sadjlage forgfältt 
zu prüfen. Gegen leichtfinnige Anträge in diejer Richtung ſchütze die Beſtimmum 
über die Koftenzahlung durch die Antragfteller im Falle ‚ver Ablehnung bei 
Antrags. Streiche man Alinea c. und d., fo entziehe man dem Gefeke De 
größten Theil feiner Wirkung. 
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Bei diefer Gelegenheit wurde unter Zuftimmung ber Regierungskommiſſare 
onftatirt, daß die Beftimmungen bei c. und d. des 8 2 in erfter Linie die Er⸗ 
haltung fchon beftehender Schutzwaldungen ins Auge faflen. 

Die Kommmiffion entfchied ſich mit großer Majorität fiir die Beibehaltung 
des Abſatzes c. des Fegierungsentwurfs (c. und d. des Kommiffionsentwurfs) 
mit einer Stimme Majorität für die Beibehaltung des Abfates d. des Negierungs- 
entwurfs (e. des Kommiffionsentwurfs). 

Neben dieſen principiellen Abänderungsvorichlägen wurden eine größere 
Zahl deffaratiner ober redaktioneller Abänderungsanträge eingebracht. 

Zu Alinea a. wurde vorgefihlagen, die Sandländereien fpeciell als foldhe zu 
Dezeichnen, welche zum Fllichtigwerben geneigt feien, und es erlangte diefer An- 
irag bei der erflen Lefung die Majorität, wurde jedoch in zweiter Leſung abge- 
Iehnt, weil ein folder Zufa als überflüffig erfaunt wurbe. 

Bei Berathung des Alinea b. wurde darauf hingewieſen, daß Yälle denkbar, 
feien, im welchen durch die Zerftörung eines Waldes an fleilen Gehängen und 
Boͤſchungen ein ſtarkes Nachrutfchen darüber liegender Erdmaſſen und die Zer- 
Rötung von höher liegenden Wegebämmen oder Schlittungen eintreten könne. 
Die Mojorität der Kommiffion flimmte einem auf Grund diefer Erwägungen 
eingebrachten Abänderungsantrage hinter „Ueberfinthung” zu fegen: „ingleichen 
etwa oberhalb gelegene Grundftiide, öffentlihe Anlagen oder Gebäude der Ge- 
fabr des Nachrutichens“ bei. 

Alinea c. der Regierungsvorlage ftellt zwei Kategorien von Schäden durch 
Baldzerftörung zuſammen, welche, verjchiedenen Urſachen entipringend, wenig 
Gemeinfames haben: Starke Veränderungen des Wafferfiandes und Uferbejchä- 
digungen beztehungsweife Eisgangfhäden. Einem Antrage, diefe beiden Katego- 
tieen in zwei Abfäten c. und d. zu prägifiren, wurde von feiner Seite wider: 
fproden. Demnächſt wurde der neue Abſatz d. an die Stelle des Abſatzes c. gejekt. 

Beiter wurbe darauf aufmerffam gemacht, daß die Gefahr, welche durch die 
Entwaldung der Duellgebiete herbeigefithrt werde, nicht allein in einer ftarfen 
Berminderung, fondern auch in plößlichem, periodifch eintretendem Anſchwellen 
md Austreten der Waffermaffen beftehe. Es müſſe dies in dem Geſetze bejon- 
dern Ausdrud finden. Auch entſpreche es der Abficht des Geſetzes, nur dann 
den Zwang zu geflatten, wenn eine ſtarke Verminderung des Wafferftandes ein- 
trete oder zu erwarten fei. Die Kommilfion nahm die beantragten Zuſätze in 
eeſter Berathung an, beichloß jedoch in zweiter Berathung eine veränderte For⸗ 
Bnlirung des nunmehrigen Abſatzes d., welche von ber Gefahr des raſchen Aus- 
tretens abfieht und die offenbar bedeutendſte Gefahr der Verminderung des Wafler- 
fandes allein in das Auge faßt. 

Zu Altnea c. des Kommiffionsentwurfes wurde vorgefchlagen, an die Stelle 
des „u. |. w.“ der Megierungsvorlage (Alinea c. letzte Zeile) zu feßen: „ober 
landwirthſchaftlich benutzten Grundftüde“, weil es nicht zwedmäßig erfcheine, 
durch Geſetz neben präzife bezeichneten Fällen noch unbeftimmte Fülle analoger 
Rote auzulaffen. 

Die Mehrheit der Kommiſſion ftimmte dem zwar Anfangs zu, liberzeugte 
| ber fpäter, daß es zu weit gehe, wenn man dieſe Faſſung beibehalte und 
I oß in zweiter Berathung die jetige Yormulirung des Entwurfs. 

Zei Berathung des Alinea d. des Regierungsentwurfes (Alinea e. des Kom- 

nsentwurfes) wurde beantragt, ftatt „in den Freilagen“ zu ſetzen „in hoben 
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Freilagen“ und ftatt „ber Winde“: „Lalter und heftiger Winde“; der erflere An- 
trag fand jedoch nicht die Mebrbeit, der letztere wurde nicht weiter verfolgt. 

Die Frage, ob der Zwang in allen Fällen und auch dann zuläffig fein folle, 
wenn der Nachtheil, welcher aus der Eigenthumsbeſchränkung erwachſe, 'größer 
fei, al3 der abzumendende Schaden, wurde eingehend erörtert und verneint. Ein 
dies ausbrüdender Zufag wurde vorgefchlagen, regierungsfeitig fiir prinzipiell 
richtig, wenn auch vielleicht nicht nothwendig erflärt und von der Kommiſſion 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Gegen die Fafſung des letzten Alinea des 8 2 des Regierungsentwurfes 
wurde angeführt, daß der Sag: „Hierbei find die beiderfeitigen Intereſſen mög⸗ 
HR zu vereinigen“ überflüffig fe. Dem wurde von keiner Seite widerſprochen, 
und demgemäß beichloß die Kommilfion, diefen Sat zu ftreichen. 

8 2 in der Faffung des Kommiffionsentwurfes wurde endlid mit Stimmen⸗ 
mebrheit angenommen. 

Antragsbefugniß. 

8 3. Bon einem Mitgliede der Kommiffion wurde der immerhin denfbare 
Fall zur Sprache gebracht, daß die Landespolizeibehörde den Antrag ftelle, wäh- 
rend ſämmtliche Privatinterefienten demfelben widerjprechen. Ob auch in diefem 
Falle der Antrag flatthaft fein folle, jei doch zweifelhaft. Ein Antrag wurde 
jedoch wicht geftellt und 8 3 ohne weitere Debatte einftimmig angenommen, 

Entſchädigung. 

84. Die Frage der Entſchädigung gab zu widerſprechenden Meinungsäuße⸗ 
rungen Anlaß. Die Diskuffion gipfelte in der Trage, ob volle Entſchädigung im 
Sinne des Erpropriatiousgejeges oder nur eine ſolche für die eintretende Einbuße 
an dem bisher bezogenen Neinertrage zu gewähren, daß heißt, ob für den ent- 
zogenen Gewinn und den unmittelbaren Schaden o der nur für letzteren entſchädigt 
werden folle. 

Bon einem Vertreter der erfteren Anſicht wurde als Beifpiel der Fall au⸗ 
geführt, daß ein auf Weigenboden in einem Flußthale ftodender Wald auf Grund 
des $ 2 Alinen d zum Schugwald erflärt und zwangsweiſe in forſtwirthſchaft⸗ 
licher Benugung erhalten werde, während der Beſitzer fonft durch Rodung ber 
Fläche und landwirthſchaftliche Benutung eine weit höhere Bobenrente erzielen 
Könne. Hier werde er nad) der Intention der Regierungsvorlage eine geringe 
oder gar feine Entfchädigung erhalten, während er einen bedeutenden Berluf 
erleide. 

Bon der anderen Seite wurde hervorgehoben, daß es fich in den allermeiften 
allen um abfoluten Waldboden, das heißt um ſolchen Boden handele, der nur 
bei walbwirthfchaftlicher Benutzung nachhaltig den höchſten Ertrag gewähre, daß 
alſo meift die Unterſcheidung von unmittelbarem Schaden und entgangenem Ge⸗ 
winn gegenſtandslos fei. Dabei fei es fehr bedenklich, dem nachläffigen Wirthe, 
der durch Mißhandlung feine Grunbftüide fomweit herabgebracht habe, daß aus 
ihrer Beichaffenheit Gefahren fiir die Nachbargrundftüide erwüchſen, ein Recht 
des Entihädigungsanfpruches auf Grund irgend einer imaginären künftigen Nutzung 
zu verleihen. Es würden dadurch unberechtigte Prätenfionen wachgernfen; auch 
fei Die Berechnung des entgehenden Gewinnes in vielen Allen überaus jchwierig 
and unficher. 

Die Vertreter der Königlichen Staatsregierung blieben bei der Auffafiung 
der Regierungsvorlage ſtehen; die Kommilfion jedoch nahm mit großer Mojorttät 
das Prinzip der vollen Entſchädigung an. 
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Es wurbe ferner zur Sprache gebracht, ob man nicht dem Eigenthümer des 
gefahrbringenden Grundſtücks ausdrücklich das Recht wahren miffe, bie Schutz⸗ 
anlagen ſelbſt und auf eigene Koſten auszuführen, ſofern er ſich nur verpflichte, 
Sch der durch das Geſetz angeordneten Aufficht zu unterwerfen. Dies ſcheine ber 
Wortlant des Entwurfes auszuſchließen. 

Die Lommiffion nahm einen dem entſprechenden Sat an, beſchloß auch, bei 
Bezeichnung derjenigen Berfonen, welche fih Einſchränkungen gefallen laſſen miiflen, 
etwas mehr zu fpezialifiren, als dies der Entwurf thut und nahm Hierauf den 
$4 in der fo veränderten Fafſung an. 

55. Berpflihtung zur Tragung der Koflen und zur Leiflung der Entſchä⸗ 
digung 


In Bezug auf die ſehr wichtige Frage der Koſtentragung und Entſchädi⸗ 
gangsleiſtung traten im der Kommiſſion ſehr widerſprechende Anſichten hervor. 
Der Regierungsentwurf geht von der Auffaffung aus, daß die Schutzanlagen in 
erſter Linie den gefährdeten Grundftüiden, von benen Schaden abgewendet werden 
fol, zum Bortheil gereihen und will alſo von den Eigenthiimern diefer Grund⸗ 
füde Koften und Entihädigung getragen wiffen. Dabei foll jedoch der Eigen- 
thümer des gefahrbringenden Grunpftiides nicht etwa einen Bortheil beziehen, 
den er ohne die Schuganlage nicht bezogen haben würde, ohne auch zu den 
Koften nad Berhältniß diefes Vortheils herangezogen zu werben. 

Werden auf dieje Weife Koften und Entſchädigung nicht gebedit, fo follen bie 
Antragfteller vor die Alternative geftellt werden, ob fie den verbleibenden Reſt 
diefer Beträge beden oder von dem Antrage zurüdtreten wollen. Setteren Falles 
anterbleibt die Herſtellung der Schutzanlagen. 

Es erhellt, daß die Grundſätze der Regierungsvorlage nur fo lange zutreffend 
find, als der weitere Grundſatz feftgehalten wird, daß in den Eigenthumsverhäft- 
niffen durch die in Rebe fiehende Regelung Veränderungen nicht eintreten. Iſt 
daS Letztere der Fall, erwerben namentlich die Eigenthiimer der gefährbeten Grund⸗ 
Rüde durch die Tragung der Koften und der Entſchädigung das Eigenthum der 
Säutanlagen, fo kann folgerichtig von einer Heranziehung des Eigenthümes des 
gefahrbringenden Grundſtücks oder der Antragfteller nicht wohl die Rebe fein. 

Bon dem Prinzip der Enteignung ging ein Antrag aus, der von einem 
Pitgliede der Kommiffion eingebracht wurde und folgende Faſſung der bezüg⸗ 
lichen Baragrapben wollte: . 

„$ 5. Im Falle des 82 (5 3 Alinea a. und b. der Kommiſſions⸗ 
vorlage) werben bie Entſchädigung ($ 4), ſowie die Koften der Anlegung 
der Schußanlagen und deren Unterhaltung von den Eigenthümern der- 
jenigen Grundftide und öffentlichen Anlagen aufgebracht, welchen ein Bor- 
theil aus der Schutanlage erwähft und zwar nach Verhältniß dieſes 
Bortheils. 

In demjelben Berhältniffe werben fte gemeinfchaftliche Eigenthimer 
der neuen Anlagen und nehmen an den Nutzungen berfelben Theil. Der 
Eigenthlimer des Grumdſtückes, auf welchem die Schuganlagen ausgefiihrt 
werden, kann wider feinen Willen nur in fo weit zu den Koften ber Her- 
ftellung und Unterhaltung derfelben herangezogen werden, als ihm auch 
obne fein Zuthun daraus Vortheile erwachſen.“ 

„Ss 6. Wenn die Majorität der bei einer Schuganlage nad) $ 5 be- 
theiligten Eigenthlimer, nad) dem Werthe ihres Befiges berechnet, fich mit 
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der Beſchränkung, Herſtellung oder Erhaltung einer ſolchen Anlange ein⸗ 
verſtanden erklärt, ſo muß ſich die Minorität der betheiligten Eigenthümer 
unterwerfen. 


Iſt eine ſolche Majorität nicht vorhanden, ſo kann die Minorität weder 
zu einem Beitrage zu der Entſchädigung, noch zu einem Beitrage zu den 
Koſten der Schutzanlagen genöthigt werden. Der Werth des betheiligten 
Grundeigenthums wird nach dem Kataſtralreinertrag und, wenn ein ſolcher 
nicht vorhanden, nach ſachverſtändiger Schägung bemeſſen.“ 

„$ 7. In dem Falle des $ 3 (8 2 Alinea c. d. e. der Kommifftons- 
vorlage) müffen die, Entfhädigung, fowie die Koften der neuen Anlage 
und deren Unterhaltung ledigli von dem Antragfteller aufgebracht wer- 
den. Derielbe wird Eigenthlimer diefer Anlage. Wegen Heranziehung 
des Eigenthiimers hierzu beiwendet e8 bei der Beftimmung des 8 5.” 


Diefer Antrag, auf dem Prinzip der Enteignung fußend, gewann in der 
Kommiffion nur eine geringe Minorität, während die große Mehrheit der Kom- 
miffionsmitglieder aus ſchon oben entwidelten Gründen das Enteignungsprinzip 
ſelbſt und damit auch die obigen Anträge für diefes Gefe nicht ala anwendbar 
erachtete. 

Daß betrefis der Beiträge zu den Koften und der Entſchädigung ein fafti« 
fcher Unterfchied zwifchen den Fällen Alinea a. b. und c. und denen Alinea d. und e, 
des 8 2 beftehe, daß es namentlich in den erfteren Fällen fi um Verhältnifſe 
fireng örtlicher Natur handele, welche eine ziemlich fichere technifche Beurtbeilung 
der Wirkung, welche die einzelnen Schutanlagen auf die gefährdeten Grundftilde 
üben, geftatten, während in den durch Alinea d. und e. bezeichneten Yällen dieſe 
Beurtheilung oft fehr fehwierig fein werde, wnrde ſodann von mehreren Kom⸗ 
mifftonsmitgliedern ausgefiihrt und ziemlich allgemein anerkannt. 

Da nun der Regierungsentwurf die Beitragspflicht zu Koften und Entſchä⸗ 
digung in erfter Linie nach dem Vortheile bemeffen wiffen will, der den gefähr- 
deten Grundſtücken durch die Schuganlagen erwächſt und zwar nad) einem durch 
abgewendeten Schaden erlangten Bortheil, — ein Prinzip, bei dem die Mehr⸗ 
beit der Kommiſſion ftehen bleiben zu mliffen glaubte — fo ergiebt fih als noth- 
wendige Vorausſetzung, daß es möglich fein muß, jenen Bortheil techniſch genau 
zu bemefien. Hierzu ift e8 unumgänglich, das Wirkungsgebiet der jchädigenden 
Naturkräfte, welche durch die Schutanlagen gebannt werden follen, räumlich feft- 
zuftellen. Gelingt dies nicht, jo fehlt die faktiihe Grundlage, auf welcher Die 
Bertbeilung der aus der ganzen Regelung fi} ergebenden Laften in gerechter 
Weiſe erfolgen kann. 

Es darf uun nicht verfannt werden, daß jene Grundlage in den Fällen bei 
a. b. und c. des $ 2 immer mit ausreichender Genauigkeit zu beichaffen fein 
wird, nicht aber in allen Yällen der bei d. und e. bezeichneten Art. 

Wo es fih um die Erhaltung des Wafferftandes der Flüffe und die Ab⸗ 
wendung bon Ueberfluthungen durch die Erhaltung der Schutswaldungen in den 
Urfprungsgebieten unferer Ströme und ihrer Zuflüffe Handelt, wird von allı n 
unterhalb diefer Gebiete gelegenen Thalgeländen ein mittelbarer oder unmitte - 
barer Schaden abgemenbet. 

Wo die Walderbaltung erziwungen wird, um fehr erponirten Oertlichfeitı n 
Schuß gegen heftige, kulturſchädigende Luftffrömungen zu gewähren, da ift De. 
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täumfihe Abgrenzung bes zu ſchutzenden Gebietes oft eine unlöshare techniſche 

Aufgabe. 

Könnte jedoch felbft in diefen Fällen die techniſche Aufgabe mit ausreichender 
Genauigteit gelöft werden, fo wilrde ihre Bewältigung immerhin zu fehr um« 
feffenden, toftipieligen Vorarbeiten und Unterfuhungen Anlaß geben, das Ber- 
fahren in unangemeflener Weife in die Breite treiben und dadurch die Wirkung 
des Geſetzes im ſolchen, für die Landeskultur hochwichtigen Fällen bedeutend ab» 
qhwãchen. 

Das dringendſte Interefſe, daß in dieſen Fällen der Laudeskultur Schutz zu 
Theil werde, haben offenbar die zur Kulturpflege berufenen größeren Korpora- 
tionen, die Kreife, Provinzen, der Staat. Wo es fi) um bie bei d. und e. be- 
richneten Schäden Handelt, konkurrirt das öffentliche Intereffe in eminenter Weife. 
& darf deshalb mit Sicherheit erwartet werden, daß hier als Antragfteller in 
den aflermeiften Fällen jene Korporationen, vor Allen bie Sandespoligeibehörben 

} auftreten werben. Sie werben in erfter Linte fähig fein, alle einfchläglichen Ber- 
hältniffe zu fiberbfiden und zu beherrichen, fie werben die Mittel befigen, die 
Squhanlagen raſch und volftäinbig berzuftellen und die Abwendung bes Schadens, 
der fonft tief in die gefammtwirthfchaftfichen Verhältniffe eines größeren Gebietes 
fingreifen wiirde, wirb ihnen mittelbar die aufgervendeten Ausgaben erfegen. 

Ohne zu vertennen, daß das Prinzip ber Geſetzesvorlage bei einer Trennung 
der Fälle Alinea a., b. und c. von ben in Alinea d. und e. bezeichneten in Be- 
ang anf ‚die Verpflichtung zur Tragung ber Laften nicht fireng gewahrt werde, 
entidjied ſich doch die große Mehrheit der Kommiſſion auf Grund der vorſtehend 
kurz dargeftellten Erwägungen, unb aus praktifchen Gründen baflir, diefe Schei- 

durng vorzunehmen und ben in biefer Richtung geftellten Anträgen zuzuftimmen. 

| Seitens der Vertreter ber Königlichen Staatsregierung wurden zwar gegen 
Diefe Abänderung feine erheblichen Bedenken erhoben, aber auch feine zuffimmen- 
den Erflärungen abgegeben. 

Bon einigen Mitgliedern der Kommifflon wurde die Frage angeregt, was 
sehhehen folle, wenn der Eigenthiimer eines gefahrbringenden Grundftides, um 
#h den ihm drohenden Beſchränkungen und Laſten zu entziehen, es vorziehe, daß 
Eigentum an dem betreffenden Grundftüde gegen Entſchädigung dahin zu geben. 
Die Mehrheit der Rommiffion war in erfter Leſung der Auficht, daß der Eigen- 
thüimer de gefahrbriugenden Grunbftüdes in diefem Falle die gefegliche Befugniß 
haben mäffe, zu verlangen, daß der Antragfteller das Eigenthum bes gefahr« 
bringenden Grundſtückes erwirbt. Es wurde zwar dagegen eingewenbet, daß 
man anf diefe Weiſe eine Prämie auf die Devaftation des Bodens fee und daß 
mandper unordentliche Wirth feinen armen Sandboden ſehr bald zum Flüchtig · 
werden bringen und bann bie Eigenthlimer der gefährbeten Grunbftüde zwingen 
werbe, ihın fein faſt werthlofes Grunbfiid noch abzufaufen. In zweiter Leſung 
erlangten dieſe Bedenken Anertennung in der Kommiffion und e3 wurde ein 
Biesbezüglicher, in erfter Lefung angenommener Antrag abgelehnt. 

Berfcjiedenartige Bebenfen erregte der Ausprud „Bortheile”. Bei ber ber 

zen Natur der hier in Frage kommenden Anlagen, welche meift in Auffor- 

gen beflehen werden, war es mehreren Mitgliedern der Kommilfion ſehr 

“eipaft, 'ob der Ausdrud „Bortheile” Har genug werde erfennen laſſen, um 

es fich hier eigentfich handele. Daß in den meiften Fällen durch die Schutz 
aen der gemeine Werth ber Grundftüce erhöht werde, fei zwar nicht zu ber 
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zweifeln; allein dieſe Wertherhöhung werde doch unter Umſtänden ſchwer nach⸗ 
weisbar fein, weil fie nur ſelten in einem ſofort eintretenden höheren Ertrag 
Ausdrud finden könne. 

Wenn 3. B. eine Ylugjandfläde aufgeforftet werde, fo fei der Ertrag erft 
fehr ſpüt zu erwarten, wenn ein folcher in nennenswerthbem Maße überhaupt ein- 
trete; ein Bortheil aber erwachſe dem Eigenthiimer ſchon jetzt durch den Holz- 
zuwachs und die allmählich eintretende Befeftigung des Bodens, wenn auch der 
erftere zur Zeit einen Kaufwerth nicht befige und die Abfchätung des letzteren 
Vortheils jchwierig fei. Es frage fih, wenn der Vortheil als vorhanden ange- 
nommen werben folle, in dem Augenblide der Werthserhöhung des Grundſtückes 
oder in dem Augenblicke des vermehrten Ertrages. 


Bon einer Seite wurde vorgeſchlagen, zu ſagen „ſofort nachweisbarer Bor⸗ 
theil“; von einer anderen, das Wort „Vortheil“ durch Mehrwerth zu erſetzen. 
Letztere Faſſung wurde von der Mehrheit der Kommiſſion angenommen. 

Bon allen Jntereſſenten übernimmt nad) der Intention des Geſetzes der Au⸗ 
tragfteller die weiteſtgehenden Verpflichtungen; denn er muß für die Geſammt⸗ 
jumme der durch die den übrigen Intereſſenten aufzuerlegenden Beiträge nicht 
auflommenden Koften der Schutanlagen eintreten. Es fchien deshalb redaktionell 
richtig, bei Aufführung der zur Leiſtung der Entſchädigang und Koſtenbeiträge 
verpflichteten Perſonen in erſter Linie den Antragſteller aufzuführen; hieraus 
ergab ſich die nunmehrige Gruppirung ber einzelnen Abſätze des 8 5. 

Daß eine freie Vereinbarung aller Intereſſenten über die Vertheilung der er⸗ 
wachſenden Laſten zuläſſig ſein müſſe, darüber waren alle Kommifftonsnritglieder 
mit den Vertretern der Königlichen Staatsregierung einig, Die Kommiſſion be⸗ 
ſchloß, eine entiprechende Beftimmung in das Geje aufzunehmen, obwohl von 
einer Seite darauf bingewiejen wurde, daß dieſelbe überflüffig erjcheine, weil es 
jelbfiverftändlich fei, daß freie Vereinbarung zuläffig fein müfle Noch wurde 
das Alinea 4 der Negierungsporlage, welches von der Zurliduahme des Antrages 
handelt, al$ bejonderer $ 5a angefügt, worliber weiter unten das Nähere berichtet 
werben wird. 


Endlich entſpann fich eine lebhafte Disktuffion darüber, wie die Beitreibung 
der Beiträge fichergeftellt werden folle. Es wurde hervorgehoben, daß die Re 
gierungsporlage in dieſer Beziehung eine Lücke enthalte. Die Kommiffion be- 
ſchloß, in einem befonderen Abſatze, der in erfter Leſung dem $ 5 zugefligt, in 
zweiter jedoch in etwas veränderter Form dem $ 168 eingefllgt wurde, auszu⸗ 
ſprechen, daß die Beiträge auf den verpflichteten Grundftüden ruhen und den 
öffentlichen gemeinen Laften gleichgeachtet werden follen. Die Vertreter der König- 
fihen Staatäregierung ftinnmten diefem Zufate bei. 

S 5a. Die Frage, in welchen Stadien des Verfahrens und unter welchen 
Bedingungen der Antragfteller befugt fein jolle, von dem Antrage zuriidzutreten, 
fowie die fernere Frage, ob es geftattet jein fol, daß ein anderer, nad $ 3 zur 
Stellung des Antrages Berechtigter in das Verfahren als Antragfteller eintritt, 
wenn der erfte Antragfteller zurücktritt, befehäftigte die Kommiffion längere Zeit. 

Doß der Antragftellee feinen Antrag nur unter Zahlung der bis dahin er- 
wachſenen Koften des Verfahrens zurückziehen diirfe, wie dies in $ 18 vorge 
fhrieben, wurde allgemein als nothwendig anerfannt. Zugleich wurde e8 im 
Hinblid auf 8 18 für unnöthig gehalten, dies im 8 5a auszuſprechen. 


— 65 — 


FR der Antragfteller zugleich Eigenthümer eines der gefährdeten Grundſtücke, 
jo famı der Fall leicht vorkommen, daß er nur in diefer letzteren Eigenfchaft, nicht 
aber als Antragfteller zu der Entfchädigung umd den Koften der Anlage beizu- 
tragen bat. In diefem alle, fo wurde von mehreren Kommiffionsmitgliedern 
ansgeführt, fei kein Grund vorhanden, den Antragfiellee mit der befonderen 
Befugniß auszuftatten, den Antrag zuriidzuziehen, da diefe Befugnig nur be 
gründet werden könne durch die befonderen Verpflichtungen des Antragfiellers in 
diefer feiner Eigenfchaft. 

Die Kommijftion bejchloß, diefen Erwägungen Folge gebend, in den Fällen 
bei a., b. und c. des $ 2 die Befugniß des Antragftellers, den Antrag zuriidzu- 
ziehen, in der angegebenen Richtung zu befchränten. 

Eine weitere Beſchränkung diefer Befugniß erichien da nothwendig, mo die 
Zurücknahme des Antrags durch Vereinbarung oder Entfcheidung ausgeichlofien 
if, das Heißt nad) abgefchloffener Vereinbarung der Intereſſenten, wenn dieſelbe 
dem öffentlichen Intereſſe nicht entgegenfteht und nach rechtsträftiger Feititellung 
des Regulativs. Auch diefe Beſchränkung wurde in den $ 5a aufgenommen. 

Gegen den Eintritt eines neuen Antragftellers in das eingeleitete Verfahren 
wurden vielfache Bedenken laut. | 

Der Regierungsentwurf hatte eine Friſt, binnen welcher der zurüdgezogene 
Antrag mit der Wirkung, daß das erfte Verfahren wieder aufzunehmen fei, wieder 
aufgenommen werben kann, nicht beftimmt. Eine ſolche Friftbeftimmung erichien 
ieboh ganz unerläßlich. Es wurde darauf hingewiefen, daß die Befig- und 
Kulturverhältniffe, die Befchaffenheit der Grundftüde 2c. oft raſchem Wechſel unter- 
worjen feien und daß man deshalb doch unmöglich geftatten fünne, daß der Au⸗ 
trag zu einer beliebigen Zeit nach der Zurücknahme des erften Antrages mit 
der Wirkung wieder aufgenommen werden fünne, daß bie Bedürfnißfrage als 
entſchieden angefehen und das erfte Regulativ, welches vielleicht nicht entfernt mehr 
pafiend fei, dem weiteren Verfahren zu Grunde gelegt werde. 

Ueberhaupt fei auf das Eintreten eines zweiten Antragftellers nur geringer 
Berth zu legen. Werde in Bezug auf diejelben Grundftiide und dieſelbe Ge- 
fährdung ein nener Antrag geftellt, fo werde das Waldjhuggericht ein neues 
Berfahren einzuleiten und in jedem einzelnen Falle frei zu ermeſſen haben, im 
wie weit die früher gewonnenen Grundlagen noch jest etwa brauchbar und wieder 
ZI verwenden feien. Es wurde unter Zuftimmung der Herren Vertreter der 
Königlichen Staatsregierung die Streihung des legten Satzes (Alinea 4 $ 5 
Regierungsporlage) in 8 5a befchloffen. 

8 6. Es wurde angeregt, ob nicht ein Mißbrauch zu fürchten fei, wenn Die 
Koftenbeiträge durch Naturalleiftungen präftirt würden. Dan könne fih den Fall 
Ionftryiven, daß Heine Beſitzer, welche zu diefem Zwecke einen zum Schugwald 
erflärten Theil eines größeren Waldlompieres wiederholt aufzufuchen hätten, 
die Gänge durch den leßteren zu unbefugten Handlungen benugten. Dem gegen- 
über wurbe jedoch auf den Schlußſatz des 8 6 hingewieſen, der e8 ja dem Be- 
finden des Waldſchutzgerichtes anheimftelle, ob die Naturalleiftung zuzulaſſen fei 

7 nicht. Das angeregte Bedenken wurde nicht weiter verfolgt, Dagegen gewann 

zweiter Leſung bie Anſchauung, daß der ganze Paragraph überflüſſig fei, weil 

freie Vereinbarung über den Modus der Koftenaufbringung ja ausdrücklich 

3 5 zugelaffen fei, die Mehrheit. Die Abftimmung über $ 6 ergab Stimmen- 
ı heit und damit den Wegfall des Paragraphen. 

Jahrb. d. Pr. Korft- u. Fagd⸗Geſetzg VIIL 5 


— 66 — 


$ 7-16. Die 88 7—16 treffen Beſtimmung über die Spruchbehörden und 
das Berfahren vor denſelben. 

Begen die Regierungsvorlage wurden in doppelter Richtung prinzipielle Be⸗ 
denfen laut; einmal in Betreff der Ueberweiſung der erftinflanzlichen Entſcheidung 
an den als Waldſchutzgericht fungirenden Kreisausſchuß; fodann gegen die Her- 
einziehung des Berwaltungsftreitverfahrend überhaupt in ein jet, alfo vor ge- 
feßlider Regelung des letzteren felbft, zu erlaffendes Geſetz. In erfierer Bezie⸗ 
hung wurde geltend gemacht, daß es bedenklich fcheine, den Kreisausſchuß, eine 
noch wenig eingelebte Inſtitution, der e3 oft genug an den geeigneten Kräften, 
ebenfo zunächſt an einer den ganzen Geſchäftsgang fefligenden Tradition fehlen 
werde, mit jehr wichtigen, bisweilen recht ſchwierigen, tief in das Eigenthum ein- 
greifenden Entjcheidungen zu betrauen. Es ſei zu fürchten, daß manche Fälle 
fhwieriger Art von dem Waldſchutzgericht überhaupt nicht bewältigt werden wür⸗ 
den. Es werde an fachverfländigen Kommiffarien jehlen; in diefer Beziehung 
möüffe doch zunächft auf die Königlichen Oberfürfter gerechnet werden; ob diefelben 
aber geneigt und in der Lage fein würden, derartige Arbeiten zu übernehmen, 
jet zweifelhaft. Es erjcheine bedenklich, den Kreisausſchuß in die Lage zu bringen, 
daß er derartige Regelungen überhaupt nicht zu einem angemeffenen Abſchluß 
führe, weil dies ſein Anſehen ſchmaͤlern müſſe. 


Bon einer Seite wurde vorgeſchlagen, die Entſcheidung über die Bedürfniß⸗ 


frage dem Walbfchutgerichte zu überlafſen, in Bezug auf Koften und Entſchädi⸗ 


gung, aber diefer Behörde nur eine interimiftiihe Entjheidungsbefugniß einzu. 
räumen, die definitive Entſcheiduug aber in die Hand der Auseinanderfegungs- 
behörden zu legen; von einer auderen, auch die erfiinftanzliche Enticheibung dem 
Bezirtsverwaltungsgerichten oder befonderen, aus dieſen hervorgehenden Sprud)- 
bebörden zu übertragen; von einer dritten endlich, die Entfcheibung über Koften 
und Entihädigung auf den ordentlichen Rechtsweg zu verweiſen. Dem gegen⸗ 
über wurde jedoch von anderer Seite hervorgehoben, daß e8 fih um Bermaltungs- 
ftreitfachen handele umd nicht abzufehen ſei, warum die einmal gefchaffenen oder 
noch zu errichtenden Berwaltungsgerichte nicht mit diefen Dingen betraut werden 
follten. Habe man einmal Organe der Selbfiverwaltung mit richterlicden Funk⸗ 
tionen geichaffen, jo dürfe man nicht fchon jetst ihnen mit ſolchem Mißtrauen ent- 
gegentreten. Hierdurch werde dad Anfehen derſelben geſchmälert und ihre Stellung 
im öffentlichen Leben gefährdet. Es werde fich, dies fei mit Sicherheit anzunehmen 
und fchon jet erfeunbar, eine Fülle tlichtiger Kraft in den Kreisausſchüſſen ent- 
wideln. Man tbertrage ihnen Entfcheidungen auf anderen Gebieten, die von 
gleicher Erheblichkeit feien,; warum dieje nicht, ſei nicht abzufehen. 

Betreffs der Gewinnung ſachverſtändiger Gutachter wurde von dem Vertreter 
des Herrn Finanzminifters darauf aufmerkſam gemadht, dab die Königlichen Ober- 
förfter angewiefen ſeien, derartigen Requifitionen Solge zu geben. Mit Sicherheit 
fei zu ermarten, daß das Intereſſe dDiefer Beamten an der Sache jelbft eine raſche 
und befriedigende Erledigung der ihnen zufallenden Geſchäfte bewirken werde. Die 
Königliche Staatsregierung hege in diefer Beziehung keine Bedenken. Wo König. 
lihe Oberförfter nicht in der Nähe wohnten, würden Gemeindeoberförfter ober 
gebildete Privatforfiverwalter verwendbar fein. 


Für die Heranziehung der Auseinanderfegungsbehörden erhob fi} in der Kom⸗ 
miffion feine Stimme. Es wurde angeführt, daß man im Lande diefe Behörden 
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zu Erledigung ſolcher Geſchäfte wegen des fohrmerfälligen Berfahrens und der 
morrhältnigmäßigen Koften nicht fiir geeignet eradhte. 

Auch für die theilmeife Verweiſung des Verfahrens an die ordentlichen Ge⸗ 
riste war feine Sympathie in der Kommiffion. Man dürfe das Berfahren nicht 

in zwei Theile mit verfhiedenem Forum fpalten; es fei Tendenz unferer gau⸗ 
zen Geleßgebung, die Gerichte mehr und mehr auf das Bebiet der reinen Recht⸗ 
ſprechung zu verweifen. Die Entſcheidung darüber, ob ein Bedürfniß für die 

WBegrimdung eines Schutzwaldes in concreto vorliege und welche Eigenthums- 

becſchränkungen zu diefem Zwede aufzuerlegen feien, könne nicht getrennt werden 
von ber Entfcheidung über Eutihädigung und Koften der Schuganlagen. Man 
mäfle beide den Bermwaltungsgerichten üherlafſen. 

Ein Antrag, die Berathung der 88 7—16 inklufive auszufeten, bis das Ge⸗ 
ke fiber die Bermwaltungsgerichte im Haufe durchberatben fei, wurde abgelehnt. 

Die genannten Paragraphen fanden demnächſt faft unveränderte Annahme. 

Bei Beratbung ded 8 12 war die Mehrheit der Kommiſſion der Anficht, daß 
die Zrift von 14 Tagen zu kurz fei. Im Cinverfländniß mit den Regierungs⸗ 
tommifferien wurde diejelbe auf 4 Wochen bemeffen. Bon einer Seite wurde 
deranf aufmerffam gemacht, daß der Kommiffar gar nicht in der Lage fei, die 
Offenlegung des Gutachtens und Regulativs felbft zu bewirken. Er könne nur 
die betreffende Gemeiudebehörbe beauftragen, dies zu thun; er könne aljo die von 
ifm ansgehende Benachrichtigung der Interefſſenten auch nur biefer feiner An- 
ordnung folgen laflen. Es wurde beſchloſſen das Wort „geſchehen“ durch „an⸗ 
geordnet“ zu erjegen und dadurch einen treffenderen Ausdruck zu gewinnen. 

Bon anderer Seite wurde eine Umftellung der einzelnen Süße des 8 12 be- 
antragt. Zugleich wurde daranf bingemwiefen, daß es tolinfchensmwerth jei, ben 
Kommiffar durch Geſetz anzırmeifen, vor allen Dingen In dem Termine eine bie 
allſeitigen Intereſſen wahrende Vereinbarung der Betheiligten oder wenigfiens ein 
Ablonmen darüber zu Stande zu bringen, in welcher Weife für den Yall, daß 
das Waldſchutzgericht den Antrag für begründet erachten follte, Entichädigung 
md Koften aufzubringen feien. 

Die Regierungslommiffare und mehrere Mitglieder der Kommiſfion hielten 
einen dem lettteren Antrage entiprechenden Zuſatz zu $ 12 für fiberflüffig, weil 
biefe Beſtimmung inſtruktionell fei und es fi) ganz von felbft verfiehe, daß ber 
Kommiffar ſich bemühe, eine freie Vereinbarung herbeizuführen. Der Antrag 
wurde nicht weiter verfolgt. — 

Bu ehr umfafjenden Debatten gaben demnächſt diejenigen ragen Anlaß, 
weiche ſich auf die rechtliche Natur der von den Eigenthümern der gefahrbrin- 
genden umd der gefährdeten Grundſtücke zu leiftenden Beiträge, die Einziehbarkeit 
derfelben, die Eintragung der Eigenthumsbefchräntungen und Beitragsverpflich- 
hmgen im Grundbuche bezogen. 

Dan war in der Kommiffion darüber einig und die Regierungdlommiffarien 
finmten dem zu, daß in allen diefen Beziehungen der Geſetzentwurf einer Er- 
gänzumg bedürfe. Es wurbe befchlofien, die genannte Materie in einem $ 16a 
in 'egeln. 

Man war allerjeit3 darüber einig, Daß die Beitragspflicht, welche den Eigen- 
thi nern der gefahrbringenden umd gefährdeten Grundflüde durch das Regulativ 
au! rfegt werde, dinglicher Art fei und den Öffentlichen gemeinen Laften gleichge- 
ad t werden müfſe; daß ferner bei Parzellirungen — was eigentlich felbftver- 
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ſtändlich — die Beitragspflicht auf alle Trennſtücke pro rata zu vertheilen jet; 
daß endlich rückſtändige Beiträge auch von Pächtern und ſonſtigen Nutzungsbe⸗ 
rechtigten einzuziehen feien, unter Vorbehalt des dieſen Letzteren zuſtehenden Re 
grefies an die eigentlich Verpflichteten. 

Nur in Betreff der Eintragungen in das Grundbuch trat eine Meinungs⸗ 
differen; zwiſchen den Regierungskommiſſaren und den meiften Mitgliedern der 
Kommiffion hervor. 


In leßterer Beziehung führte namentlich der Bertreter des Herrn Juſtiz⸗ 
minifterS aus: es feien Zweifel darliber laut geworden, ob im Bereiche der Grund⸗ 
buchordnung vom 7. Mai 1872 die dringlide Wirkung der den Eigenthimern 
durch das Regulativ auferlegten Beſchränkungen und Laften auch ohne Eintragung 
im Grundbuche gefihert ſei. Seitens der Regierung müſſe dieje Frage bejaht 
werten, weil jene Beſchränkungen und Laften nicht auf einem privatrechtlichen 
Titel fondern auf einem Titel des öffertlichen Nechts, auf der Entſcheidung des 
Waldſchutzgerichts beruhen und weil außerdem die Beichränfungen, foweit die⸗ 
felben anf den gefahrbringenden Grundflüden zum Vortheil der gefährdeten 
Grundftiide Taften, unter die Kategorie der „Grundg erechtigkeiten“ zu rechnen 
feien ($ 12 des Geſetzes fiber den Eigenthumsermwerb zc. vom 7. März 1872). 
Jedoch empfehle es fi zur Sicherung des Vorzugsrechts für die Beiträge im 
Falle einer nothwendigen Subhaftation analog der Beftimmung im $ 25 der Re- 
gierungsporlage ausdrücklich eine Beftimmung dariiber einzufchalten, daß die durch 
das Negulativ den Eigenthümern auferlegte Beitragspflidt den öffentlichen ge⸗ 
meinen Laften gleich zu achten ei. ($ 49 der Konkursordnung vom 8. Mat 1855). 


Drie Kommiſſion trat im Weſentlichen diefen Ausführungen bei, war jedoch 

der Anfıdht, Daß ſich in den meiften Fällen die Eintragung der Beſchränkungen 
und Laſten ſchon deshalb empfehlen würde, um diefelben durch das Grundbuch 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, daß aber auch von einer Grundgerechtigkeit, 
die allerdings der Eintragung nicht bebürfe, in denjenigen Yällen nicht die Rede 
fein fünne, wenn die gefährdeten Grundftüde gar nicht ermittelt würden, wie dies 
in den unter d und e bezeichneten Fällen nicht jelten vorfommen werde. Wenn 
die Tandeöpolizeibehörde beantrage, einen Wald im Duellgebiete eines Fluſſes zum 
Schupwald zu erflären, fo werde lediglich ein Rechtsverhältniß zwiſchen der 
öffentlichen Gewalt und, dem gefahrbringenden Grundſtücke begründet, welches mies 
mals als Grundgeredhtigleit aufgefaßt werden könne. 


Abgefehen hiervon, fei es immerhin zwedmäßig, die Art und Weiſe der Eir- 
tragung zu regeln, insbefondere zu beflimmen, daß die Eintragung auf Erfuchen 
des Borfigenden des Waldſchutzgerichts und ohne Specialifirung unter Bezugnahme 
auf die näheren Beſtimmungen des Regulativs zu erfolgen habe. Anf diefen Ge⸗ 
fihtspunlten beruht die Faſſung des $ 16a des Kommiffionsentwurfs, mit welcher 
fi) die Regierungskommiſſarien einverftanden erflärten. Die Entſcheidung der 
Trage, ob es zwedmäßig fei, die Eintragung im Grundbuche herbeizuführen, fol 
in jedem einzelnen alle dem BVBorfigenden des Waldſchutzgerichts obliegen. Der 
Ausdrud „Grundbuch“ fol um Allgemeinen diejenigen Bücher bezeichnen, melde 
nad) der Grnndbuchverfaffung in den verfchiedenen Landestbeilen der Monarchie 
zur Eintragung dinglicder Rechte beftimmt find, alfo nicht nur die Grundbücher 
im Geltimgsbereiche der Grundbuchordnung, fondern 3. B. auch die Stodblicher 
in den vormals Naffau’fchen Landestheilen. j 
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Die in 8 17 bewilligte Koſtenfreiheit glaubte die Mehrheit der Kommiſſion 
auch auf die Eintragung in die Grundbücher ausdehnen zu ſollen ſo daß auch 
hier nur die baaren Auslagen zu bezahlen ſeien. Ein dies ausdrückender Zuſatz 
m $ 17 wurde, wie bier gleich erwähnt werben mag, angenommen. 

$ 17. Die Regierungsvorlage will den Kommiffaren und Sachverfländigen 
nur den Erfag ihrer baaren Auslagen, fowie Reife- und Zehrungstoflen nad 
Maßgabe des Koflenregulativs vom 25. April 1836 zubilligen. Hiernady würden 
die Sachverſtändigen aljo für etwaige häusliche Arbeiten überhaupt Nichts 
erhalten. 

Diefe Auffafſung fand vielfeitigen Widerfprucd in der Kommilfton. Es wurde 
darauf Hingewiefen, daß in manchen Fällen auch umfafiende Stubenarbeiten noth- 
wendig fein würden, denen fich die Sachverſtändigen nicht unterziehen würden, 
wenn ihnen nicht eine ausreichende Entfhädigung für ihre Mühewaltung gewährt 
würde. Betreffs der Kommiffare treffe daſſelbe zu, fofern fie nicht etwa Mit- 
glieder des Waldſchutzgerichtes feien, in welchem letzteren alle man, in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der Kreisorbnung, es bei der Negierungsvorlage bewenden laffen 
Tonne. 

Die Regierungslommiffare traten dieſer Auffaflung entgegen und hielten die 
Regierungsvorlage als zutreffend aufredht. Die Kommiffion beſchloß jedoch mit 
großer Mehrheit, dem 8 17 die jegige Faſſung zu geben. 

$ 18 wurde mit einer geringen redaktionellen Aenderung angenommen. 

$ 19. Derſelbe regelt die Aufficht über die Ausführung des Regulativs. 

Die Negierungsvorlage begnügt fi mit der allgemeinen Beſtimmung, daß 
diefe Auffiht dem Waldjchuggericht von Amtswegen zuftehen ſolle. Hierbei kann 
es zweifelhaft bleiben, welches Verfahren bei Ausfchreibung und Einziehung der 
Beiträge zu der Entihädigung und den Koften der Schutanlugen einzufchlagen 
fl. Bon mehreren Mitgliedern der Kommiffion wurde eine präzifere Faſſung des 
Baragraphen namentlich in diefer Richtung gewünſcht. 

Die Bertreter der Staatsregierung traten diefer Auffaffung bei. 

DaB der Vorfitende des Waldſchutzgerichts und nicht das Letztere als Behörde 
mit der Ausführung des Regulativs und der Auffiht über die Schubanlagen 
betraut werden folle, wurde ebenfalls alljeitig als korrekt anerlamnt. 

Der von einem Mitglied der Kommiffion geftellte Antrag, die Ausführung 
des Reyulativs lediglich den betheiligten Intereſſenten zu überlaffen, wurde ab- 
gelehnt. Der von einem anderen Mitgliede eingebrachte Antrag, gegen die Maß⸗ 
regeln des Borfigenden des Waldſchutzgerichts die Beſchwerde an das Lebtere zu. 
zulafien, falls jene Maßregeln mit dem Inhalte des Megulativs nicht überein- 
Rimmen, wurde von der Mehrheit der Kommiffion angenommen. 

Noch wurde bier die Frage angeregt, an wen die Entihädigung gezahlt 
werden folle? Bon einem Mitgliede der Kommiffion wurde ausgeführt, daß die 
Gläubiger umd andere Realberechtigte erheblich gefchädigt werden könnten, wenn 
die Entihädigungsfumme ohne Weiteres an den Eigenthümer des gefahrbringen- 
don Grundſtückes ausgezahlt würde. Man müſſe auf die einfchläglichen Beftimmun- 

des Enteignungägefeges ausdrüdlich Bezug nehmen. 

Diefer Auffaffung wurde fowohl von den NRegierungstommiffaren, als von 
breren Mitgliedern der Kommilfion widerſprochen. Da es ſich um Enteignung 
rall bier nicht handele, jeien die Beftimmungen des Enteignungdgefeges nicht 
effend. Wolle mar im Negulativ die NRealgläubiger berüdfichtigen, fo wiirde 
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das Berfahren zu weitläufig. Eine erhebliche Schädigung berfelben fei auch nicht 
zu fürchten. Die Sache wurde nicht weiter verfolgt. 

8 XD. Die Befugniß des Borfigenden des Waldſchutzgerichtes zum Erlaß 
vorläufiger Anordnungen im Falle augenblidlicher Gefahr wurde im Princip ohne 
Widerfpruch von der Kommiffion anerfannt. Dagegen erjchien es mehreren Mit. 
gliedern derſelben bedenklich, die Eigenthlimer ſolchen vorläufigen, vielleicht tief 
eingreifenden Anordnungen gegenliber ohne irgend ein Rechtsmittel zu laffen. Mau 
müſſe mindeftend die Beſchwerde an das Waldfchußgericht zulaffen. Die Regie 
rungs⸗Kommiſſare widerſprachen dem nicht. 

Die Kommiffion befchloß, die Bejchwerde zuzulaffen, auch hier, wie im $ 19, 
eine zehntägige Berufungsfrift fefzuftellen und der Beſchwerde eine aufſchiebende 
Wirkung nicht beizulegen. 

8 21 wurde in etwas veränderter Faflung, materiell jedoch unverändert an⸗ 
genommen. 

II Befimmungen, betreffend die Bildung von 
Wald genoffenfhaften. 

Bevor die Kommiffion in die Berathung fiber diefen Theil des Geſetzent⸗ 
murfes, beffen befondere Bedeutung namentlich für diejenigen Theile der Mo- 
nardhie, in welchen eine weitgehende Berfplitterung des Walbbefiges vielfach zur 
Waldzerftörung geführt bat, alljeitig anerkannt wurde, eintrat, wurden zwei An- 
träge genereller Natur zur Debatte geftellt. 

Der eine Antrag bezmwedte, die Berathung über diejen Theil des Entwurfs 
auszujegen, und wurde durch Zwedmäßigleitsgründe motivirt. Das Haus fei 
überlaftet mit wichtigen Borlagen; werde der III. Theil des Entwurfs ausgefchie- 
den, fo jet die Durchberathung der übrigen Theile im Haufe mit Sicherheit zu 
erwarten; diejelbe werde faum noch möglidy fein, wenn die Borlage in ihrem 
ganzen Umfange vorliege; der innere Zuſammenhang zwiſchen Theil II und III 
ſei nicht jo organifch, daß beide Theile nicht getrennt werden könnten; die Bor. 
lage eines allgemeinen Gemeindewaldgeſetzes jei bald zu erwarten und nad) Der 
übereinftimmenden Anficht der Regierung und Landesvertretung nothiwendig. Der 
Genoſſenſchaftswald ftehe der Staatsgewalt ähnlich gegenüber, wie der Gemeinde- 
wald. Es erjcheine zwedmäßig, die Berhältniffe beider Kategorien von Waldırn- 
gen in einem Geſetze zu regeln. 

Die Vertreter der Staatsregierung widerfprachen diefer Auffaffung., Ob die 
Negierung fich den jo überaus verfchiedenen Berhältniffen des Gemeindewaldbe⸗ 
fige$ in den einzelnen Provinzen gegenüber zur Borlage eines allgemeinen Ge— 
meindewaldgeſetzes entjchließen werde, fei zweifelhaft. Zwiſchen Theil II und IH 
dieſes Gefegentwurfes beftehe doch ein orgamifcher Zufammenhang; die Regierung 
müffe die Durchberatbung beider dringend wilnfchen. 

Auch die Mehrheit der Kommiffton vermochte fich der Auffaffung des Antrag. 
fteller8 nicht anzufchließen und der Antrag wurde verworfen. 

Der zweite Antrag war nur formeller Natur und beabfichtigte eine Trennung 
ber Theile I undII des Geſetzentwurfs einerfeit3 und des Theils III andererfeits, 
alfo die Formung von zwei Gefegen, von denen das eine die Schutiwaldungen, 
das zweite die Waldgenoffenfchaften betreffen würde. Auch Ddiefer Antrag wurde 
von der Kommiffion nicht angenommen. Bei der Spezialberathung über 

5 22 wurden zahlreiche Verbefferungsanträge eingebracht. Dieſelben be- 
trafen 
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1) die Bezeichnung der Grundſtücke, melde zur Genoſſenſchaftsbildung beran- 
gezogen werben follen; 

2) die Genofſſenſchaftszwecke, 

3) die für die Genoffenfchaftsbildung zu erfordernde Mehrheit. 

Zu 1 faßt die Regierungsvorlage nur „Waldgrundftüde* und „öde Flächen“ 
ins Ange. Dem gegemüber wurde von einem Dlitgliede der Kommiffion darauf 
aufmerfjam gemacht, daß der Ausdrud „öde Flächen“ nicht prägife fei und zu 
Nikdentungen Anlaß geben kEnne. Beiſpielsweiſe werde man die Haideländereien 
nicht umter die „Öden Flächen” rechnen können und es werde demnach das Geſetz 
für diefe Flächen, deren Wiederbewalbung durch genoſſenſchaftliche Verbände drin- 
gend wünſchenswerth erfcheine, nicht anwenbbar fein. Wenn unter „öden Flächen“ 
mr das „Oedland“ des Grundſteuerkataſters verfianden werden foll:, jo fei der 
Begriff viel zu eng gefaßt, weil das Katafler viele ber untaltivirten Flächen, um 
welche es fich hier handle, unter der Rubrik „Weiden“ begreife. Bon diefem 
Mitgliede wurde vorgefchlagen, ftatt „öde“ „unkultivirt“ zu felgen. ' 

Die Regierungskommifſare erklärten, daß letzterer Ausdrud der Negierung 
als zu weitgehend nicht annehmbar erfcheine; gegen die ausdrückliche Benennung 
der Haibeländereien neben den Waldgrundftliden und öden Flächen malte dagegen 
Seitens der Regierung ein Bedenlken nicht ob. 

Die Mitglieder der Kommiffion fchloffen fi in fiberwiegender Mehrheit der 
letztgedachten Formulirung an. 

Zu 2 gingen die Anſichten bei Beginn der Debatten weit auseinander. Bon 
einem Mitgliede der Kommiffion wurde die Anficht vertreten, daB man jedem 
Barzellenbefiger auch nach Bildung der Benoffenfchaft die Bewirthſchaftung und 
Abnugung der auf feiner Parzelle vorhandenen Holzbeftände, die Wiederkultur 
2. |. w. überlafien müſſe; nur folle dies Alles nad einem beftimmten Plane, der 
alle einzelnen Parzellen umfaffe, geſchehen. Diefer Betriebsplan fei fofort definitiv 
durchzuführen, wo die Berhältniffe Dies geftatten; andernfalls ſei er allmählig an- 
zubahnen. Man dlirfe nicht zu tief in dad Eigenthumsrecht eingreifen, wolle 
man das Geſetz zur vollen Wirkung gelangen laffen. Mancher bäuerliche Beſitzer 
werde ſich auf das Aeußerfte der Genoſſenſchaftsbildung entgegenftemmen, wenn 
er einen ibm Tiebgewordenen, von feinen Boreltern erzogenen Holzbeftand dem 
Genoſſenſchaftsintereſſe opfern müſſe. 

Dem wurde entgegnet, daß eine ſolche Wirthſchaftsführung, wie fie hier ge⸗ 
dacht ſei, techniſch unmöglich ſei. Motiv und Weſen der Genoffenfchaftsbildung 
ſei Geſammtwirthſchaft, gemeinſchaftliche Betriebsführung nach einem einheitlichen 
Plane. Das Verſchwinden der einzelnen Nutzungsparzellen als wirthſchaftlicher 
Einheiten ſei unumgänglich, wenn der Hauptzweck der Genoſſenſchaft erreicht 

werden ſolle. 

Ein aus der kurz bezeichneten Anſchauung hervorgegangener Antrag wurde 
abgelehnt. 

Die Kommiſſion trat denmächſt darüber in Berathung, ob bei allen Genofſſen⸗ 
haften ein einheitlicher Wirtbfchaftsplan nothwendig fei und nicht Yälle vorfä- 

en, wo die forfimäßige Benutzung vermengt gelegener Parzellen lediglich des⸗ 
rald unmöglich fei, weil ein ausreichender Schug der einzelnen Parzellen gegen 
krafbare Handinngen nicht erreichbar fei. Daß ſolche Fälle vortommen können 
nd daß dann die Genoſſenſchaftsbildung eine wirthfchaftliche Wohlthat jei, wurde 
m keiner Seite beftritten. Ya, man glaubte in der Kommilfion noch einen 
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Schritt weiter gehen und Zwangsgenoſſenſchaften auch dann geſtatten zu follen, 
wenn e3 fih um die gemeinſchaftliche Schaffung einzelner wirthſchaftlicher Ein⸗ 
richtungen handelt, ohne welche eine forſtmäßige Benutzung der Parzellen nicht 
möglich ſei, beifpielsweife von Holzabfuhrwegen, Entwäfferungen, Einhegungen 
gegen Weidevieh zc. 
Die Kommiffion beſchloß im Einverjtändniß mit den Vertretern der Staats- 
regierung, zwei Kategorien von Zwangsgenofſenſchaften zuzulaffen: 
1) folche, deren Zwed die Einrihtung und Durchführung einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Beſchützung oder anderer der forfimäßigen Benugung des Genoffen- 
ſchaftswaldes förderlicher Maßregeln ift, 


— Schutzgenoſſenſchaften); 
F 2) ſolche, deren Zweck außer gemeinſchaftlicher Beſchützung die Bewirthſchaftung 
— des Benofienfchaftswaldes nach einem einheitlichen Plane einſchließt. 


. (Wirthſchaftsgenoſſenſchaften.) 
GR Zu 3 will die Megierungsporlage lediglich das wirthſchaftliche Intereſſe zur 
— Sache, welches feinen Ausdrud in dem Antheil eines jeden Intereſſenten an dem 
x gefammten zur Genoſſenſchaftsbildung beftimmten Areal findet, entſcheiden Laffen, 
J der Art, daß die Genofſſenſchaftsbildung erzwungen werben kann, wenn die Eigen- 
3 thümer der Mehrheit des Kataftralreinertrages derfelben zuftimmen und es fand 
4 diefe Auffaffung bet mehreren Mitgliedern der Kommiffton lebhafte Zu ffimmung 
Ya, e8 wurden von mehreren Seiten in bderfelben Bedenken laut, ob man 
das Geſetz überhaupt lebensfähig made, wenn man eine andere Mebrheit er- 
fordere. 
B:- Dem gegenliber wurden aber Fälle angeflihrt, in welchen ein einziger Inter⸗ 
— efient, deſſen Grundbeſitz mehr als die Hälfte des geſammten Kataſtralreinertrages 
- repräfentire, eine große Zahl von Kleinbefiern majorifiren könne. Dies ſei doch 
— bei den Wirthſchaftsgenofſenſchaften, deren Zweck es erfordere, daß an die Stelle 
— aller Einzelwirthſchaften eine Geſammtwirthſchaft trete, ſehr bedenklich. Werde 
irgend eine beſtimmte Kopfzahl erfordert, welche zuſtimmen müfſe, wenn die Ge⸗ 
u nofjenichaftsbildung erzwingbar fein folle, fo ſchwinde dies Bedenken. 
J In dieſer Richtung wurden drei Anträge eingebracht, welche vorgeſchrieben 
wiffen wollten, dad die Mehrzahl, ein Drittel beziehungsweife ein Viertel der 
betheiligten Grundbefiger, deren betheiligtes Grundeigentum gugleih die Mehr: 
heit des Kataftralreinertrages darftellen müffe, dem Antrage zuftimmen follen, 
— ehe ein Zwang zuläſſig ſein ſolle. 
IJ Die Kommiſſion entſchied ſich bei Wirthſchaftsgenoſſenſchaften für ein Drittel. 
A Die Regierungskommiſſare hielten dem gegenüber an der Regierungsvorlage feſt. 
Einem Untrage, au für die Bildung von Schutgenoffenjchaften diefelbe 
BF Diehrheit zu fordern, fchloß fiy die Majorität der Kommiffion nicht an, indem 
fie von der Erwägung ausging, daß hier jeder Waldgenoffe feine Parzelle ferner- 
. bin unverändert fortbewirtbichafte, ein das Eigenthum erheblich befchräntender 
e- Zwang nicht geübt werde und fomit ein Motiv, Vergewaltigungen Bieler durch 
R.- einen Einzelnen vorzubeugen, nicht vorliege, 
J Der jo veränderte Inhalt des $ 22 erforderte eine redaktionelle Umformung 
J deffelben. Es erſchien zweckmäßig, die Beſtimmungen über die zur Genofſen⸗ 
ſchaftsbildung zu erfordernde Mehrheit dem 8 22 in einem beſonderen 5 22a 
foigen zu lafſen. 
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$ 23. Eine erweiternde Abänderung des Grundſatzes, daß durch die Ge— 
noffenſchaftsbiſdung in den Eigenthumsverhältniſſen keine Aenderung eintreten ſoll, 
wollte ein von einem. Mitgliede der Kommiſſion eingebrachter Antrag, welcher die 
Anfnahme folgender Beftimmung bezwedte: 

„Die Bereinigung zu einer Waldgenoffenfchaft, bei welcher jeder Genoffe 
den Grund und Boden, fei e8 mit dem barauf befindlichen Holzbeitande, 
jet e8 nad Abräumung defielben, zur gemeinfchaftlihen Herflellung und 
Bewirthſchaftung des Genofjenfchaftswaldes in die Gemeinſchaft einzumerfen 
und nad tem Berhältniß des eingeworfenen Werthes am Gewinn und 
Berluft tHeilzimehmen bat, ift zuläffig; allein in diefen Fällen können die 
gegen ihren Willen zur Genofjenfchaft herangezogenen Eigenthümer ver- 
langen, daß die Senofjenfchaft oder deren Mitglieder das Eigentyum ihres 
Grundſtücks erwerben.“ 

Diefer Antrag fand lebhaften Widerfprudh aus der Kommiffion umd feitens 
der Regierimgslommiffare. Er wurde nicht weiter verfolgt. 

$ 23 wurde mit unmejentlihen Aenderungen angenommen, 

8 24. .Die Trage, nach welchem Maßſtabe die Theilnahme der einzelnen 
Baltgenofien an Nutzungen und Laften zu bemeſſen fei, if} eine nach verjchiedenen 
Rihtungen überaus ſchwierige. 

Während bei anderen Meliorationsgenoſſenſchaften eine gewiſſe Gleichartigkeit 
and Gleichwerthigkeit der einzuwerfenden Grundſtücke vorhanden iſt, tritt bei den 
Baldgenofjenichaften das Borhandenfein von Holzbeftänden ganz verfchiedenen 
Alters und Werthes als flörendes Element ein. Es können Fälle vorkommen, 
wo der Holzbeftandswerth das Zehnfache des Bodenwerthes beträgt, wo alſo, 
wenn beide Werthe bei Bemeffung des Theilnahmrechtes gleichberechtigt neben 
einander geftellt werden, 9/10 dieſes Nechtes erworben wird durch Einmerfen von 
Holzbeftandswerthen, nur 1/,, durch ſolches von Bodenwerthen. 

Hält man an dem Grundſatze feft, daß die Theilnahme an den Nutzungen 
nad derfelben Ziffer bemeilen werben foll, wie diejenige an den Laften, und kon⸗ 
ſtrnirt man fich den Leicht denkbaren Fall, daß bei Bildung einer Genofſenſchaft 
nur ein Eigenthümer ältere Holzbeftände einwirft, alle Anderen nur öde Flächen, 
deren Aufforftung der Genoffenichaft obliegt, jo ergiebt ſich für den vielleicht 
zwangsweife in die Genofſenſchaft gebrachten erften Befiter ein doppelter Nach» 
theil, 

1) das ihm gehörige Holzbeſtands kapital geht ihm als ſolches verloren. 
Allerdings wird ihm daffelbe in Form einer ewigen Rente zurüderitattet; 
aber dieſe Ummandlung eines ſofort verwerthbaren Glterftodes in eine 
Rente, wenngleich beide mathematiſch äquivalent find, ift fehr häufig ein 
bedeutender wirthſchaftlicher Nachtheil; 

2) er wird deshalb, weil er den höchſten Werth eingeworfen hat, gezwungen, 
zu der Aufforſtung der Blößen aller anderen Genoſſen ſehr hohe Beiträge 
zu leiften. 

Das hier berührte Mißverhältnig beruht darin, daß in dem bezeichneten 
»e don den einzelnen Genofien nicht allein quantitativ verfchiedene, ſondern 
3 berfhiedenartige Werthe eingeworfen werden. Daffelbe verliert jeine 
rärfe, wenn jeder Waldgenofie neben dem Bodenwerth noch einen Holzbeftands- 
5 einbringt und wenn e8 Jedem freifteht, die ihm gehörigen verwerthbaren 
jbeflände vor der Genoſſenſchaftsbildung oder binnen einer beitimmten Frift 
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nach derjelben, unter der Bedingung der Wiederkultur der Fläche aus eigenen 
Mitteln, für fih zu nuten. 

Nun werben nicht allein von allen Genoſſen Werthe derjelben Gattung, wenn 
auch quantitativ verfchieden, eingeworfen, fondern auch die Grenzen einander er 
beblich genähert, innerhalb deren die von den Einzelnen einzumerfenden funma- 
rifhen Werthe fich bewegen. 

Eine folche Grundlage der Genofienfchaftshildung aber wird erreicht, wenn 
jeder Genofje verpflichtet ift, feine Grundſtücke felbft zu kultiviren und aljo ein 
zumerfen: 

&. den ihm gehörigen Bodenwerth, ausgedrückt durd den als Verhälmißzahl 
brauchbaren Kataftralreinertrag; 

b. den I—njährigen Holzzuwachswerth oder den auf 1I—n Sabre vernad)- 
wertheten Beftandsbegründungswerth (das prolongirte Kulturkoftenlapital), 
jenachdem man bie eine oder andere der — im Uebrigen zu dem gleichen 
Ergebniß führenden — forfl-technifchen Berechnungsweiſen wählen will. 

Es bedurfte diefer furzen einleitenden Anführumgen, um den technifchen Theil 
der Frage Marzuftellen. 

Die Regierungsvorlage wollte das Theilnahmemaß einfach nach Berhältuiß 
der eingeworfenen Boden» und Holzbeftandsmwerthe beſtimmt wiffen, ließ jedoch 
andermeitige freie Bereinbarung der Genoffen zu. 

Gegen diejelbe wurden die oben furz berührten Bedenken, denen fi) auch die 
Bertreter der Staatsregierung keineswegs verfchloffen, von mehreren Mitgliedern 
der Kommiffion erhoben. Zahlreiche Abänderungsanträge wurden eingebracht, 
iiber welche das Folgende zu berichten ift: 

a. Ein Mitglied der Kommiffton ſchlug vor, zu beftimmen, daß in dem alle 
des 8 22 unter 1 jeder Waldgenofje fein Grundftück ſelbſt bewirtbichaftet 
und die Koften dafiir trägt, daß aber die Koflen der gemeinſchaftlichen 
Einrichtung nach dem Grundfteuerreinertrage der vereinigten Grundftüde 
unter Zurechnung des Kapitalwerthes des auf demjelben befindlichen Holz« 
beftandes aufgebracht werden auf Grund einer Schäkung, welche in fla- 
tutarifch feftzuftellendben Friften nach den inzwijchen erfolgten Qeränderun: 
gen zu berichtigen ift; 

daß in den Fällen des $ 22 unter 2 die Koften und Laften der einheit- 
lichen Bewirthſchaftung, foweit fie ale Grundftüde treffen, nad) dem Ber: 
hältniffe des Grundfleuerreinertrages der vereinigten Grundſtücke aufzu⸗ 
bringen, dabingegen die jedes einzelne Grundftlid treffenden Koften, ein- 
ſchließlich der Aufforfiung und des Abtriebes, von dem Waldgenoffen zu 
tragen, beziehungsmeife von demfelben der Waldgenoffenfchaft zu erftatten 
find, wogegen ihm auch die Erträge des Grundftüds nach dem Betriebs. 
plane zufallen. 

b. Bon anderer Seite wurde beantragt, die einfchlägliche Beftimmung dahin 
zu faffen, 
daß in den Fällen des 8 22 unter 2 die Koften und Taften der gemein- 
ſchaftlichen Bewirtbfchaftung des Genofſenſchaftswaldes nad dem Verhält⸗ 
niß der Fläche, welche die einzelnen Waldgenoffen befiten, die Nutz umn⸗ 
gen dagegen nad dem Berhältniß des Kapitalwerthes des von jedem 
Baldgenofjen eingerorfenen Grund und Bodens und des darauf fiehenben 
Holzbeſtandes vertheilt werben. 
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e. Ein dritter Antrag ging dahin: 

daß in den Fällen bes $ 22 unter 2 die Koflen des erſten Holzanbanes 
dem Eigenthlimer bes eingewworfenen Grund und Bodens zur Laft fallen, im 
Uebrigen aber die Nutungen, Koftlen und Laflen der gemeinfchaftlichen Be⸗ 
wirtbfhaftung des Genoffenfchaftswaldes nad dem Verhältniß des Ka⸗ 
taftralreinertrageß, oder, wenn dadurch eine erhebliche Berleung entftehen 
follte, nach dem Berbhältui des zu dieſem Behufe befonders zu ermitteln- 
den Neinertrages der einzelnen Grundſtücke auf die ſämmtlichen Betheilig- 
ten vertheilt werden. 

Der Geldbetrag der miteingebrachten Holzbeflände wird nach einer auf- 
zunehmenden Zare, nach Abzug der Anſchonungskoſten dem Eigenthiimer 
aut gefchrieben, nnd fobald dieſe Beſtände geichlagen werden, vorweg er- 
ſtattet; find aber bergleichen Holzbeftände forfiwirthichaftlich ſogleich ſchlag⸗ 
bar, fo ift der Eigenthlimer beredhtigt, biefelben vorweg zu fchlagen und 

® für fi wegzunehmen. 

d. Bon anderer Seite wurde endlich beantragt, bei Feſtſtellung des Theilnah⸗ 
memaßes die miteingewworfenen Holzbeftände überhaupt nicht zu beriidfidh- 
tigen und dem 8 24 folgenden Bufat anzufügen: 

Berfhiedenheiten in dem auf ben betheiligten Grumdfitiden vorhandenen 
Holgbeftande find in geeigneter Weife auszugleichen. Soweit dies nicht 
dadurch zu bewirken ift, daß fchlagbare Holgbeftände von den Eigenthiimern 
vorweg abgeräumt werden, ift in Ermangelumg fonftiger Vereinbarung der 
durch Schätzung zu ermittelnde Mehrwerth der werthuolleren Beflände ge- 
| gen die anderen Beitände aus den Erträgen des Genoſſenſchaftswaldes zu 
| vergüten. 
| Keiner diefer Anträge fand die Zuflimmung der Mehrheit der Kommiffion. 
Dieſelbe beſchloß vielmehr: 
a. bei den Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 
1) die Abräummmg verwerthbarer Holzbeftände durch die Eigenthlimer zu ge» 
j ftatten, 
2) jeden Genoſſen zur Aufforftung feiner Flächen auf eigene Koflen zu ver- 


| 
| 


pflichten und dadurch die qualitative Gleichheit der eingeworfenen Werthe 
zu fihern, 
3) das Theilnahmemaß an Nutungen und Laften demnächſt nad) dem einge- 
worfenen fummarifhen Werthe zu bemeffen, 
b. bei den Schutgenoflenfchaften das Theilnahmemaß lediglich nach dem ein- 
| geworfenen Bodenwerthe zu beflimmen. 
| Aus diefen Prinzipien ergab fi) Die Faſſung des 3 24 der Kommiffionsvor- 
| lage, welcher die Bertreter der Staatsregierung zuftimmten. 
| 8 25. Bon einem Mitgliede der Kommiffion wurde beantragt, den Abſatz 
2 dieſes Baragraphen, welcher tiberflüffig fei and zu Mißdeutungen verleiten könne, 
' gm freien. Die Kommiffion lehnte den Antrag ab. 
Die Frage, ob die den Genofſenſchaftsgrundſtücken aufzuerlegenden Laflen und 
' 1: bu die Genofienjchaftsbildung bedingte Eigenthumsbeſchränkung in das 
€ rundbuch einzutragen jei, wurde auch hier erörtert. 
Ein Hierauf bezüglicher Zuſatz zu 8 25 wurde, auf Grund gleicher Erwägun⸗ 
g nn wie bei 8 16a beichloffen, aus redaktionellen Gründen aber in zweiter Lefung 
a 5 5 33c dem Entwurfe eingeflgt. 
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8 26. Die Kommiffion war im Hinblick auf den zu $ 4 gefaßten Beſchluß 
einftimmig der Anftcht, daß den Serpitutberecdhtigten fiir die im Jutereſſe der Ge⸗ 
nofſenſchaft ihnen anferlegten Beſchränkungen volle Entſchädigung zu bewilligen 
fei und nahm mit einer dies Flarftellenden Abänderung den 8 26 an. 

& 27 wurde unverändert angenommen. | 

8 28. Eine eingehendere Debatte wurde durch die in diefem Paragraphen 
enthaltene Befimmung über die Präliufion der im Termine nicht Erjchienenen 
veranlaßt. 

Die Negierungsvorlage will, daß in Bezug auf die Nichterfeheinenden ange- 
nommen werden foll, daß fie dem Beſchluſſe der Erjcheinenden zuftimmen. 

Bon einem Mitgliede der Kommiſſion wurde die Auffafjung vertreten, daß die 
Negierungsvorlage zu weit gebe, von den Nichterfcheinenden müſſe man billiger- 
weile annehmen, daß fie der Genoſſenſchaftsbildung widerſprechen. 

Ein anderes Mitglied der Kommilfion wollte noch meiter geben, als die Re 
gierungsporlage und wilnfchte beftimmt zu fehen, „daß die Nichterfcheinenden als 
der Genofienfhaftshildung zuſtimmend angefehen werden follen“. 

Ein Antrag, Abſatz 3 des 8 28 überhaupt zu fireihen und eine Präkluſion 
nicht zuzulaffen, wurde nicht weiter verfolgt. 

Die Mehrheit der Kommilfion biieb bei der Kaflung der Regierungsporlage 
Reben, indem fie von der Erwägung ausging, daß eine Präffufion aus praktifchen 
Gründen nicht entbehrt werden könne, man aber von den Nichterfheinenden ur 
annehmen dürfe, daß fie fi dem Beichluffe der im Termin Anmwejenden au— 
fchließen. 

8 29 wurde in fürzerer Fafſung, ljedoch ohne materielle Abänderung an- 
genommen. 

$ 30 unverändert angenommen. 

$ 31. Derfelbe enthält die Beftimmungen tiber den nothiwendigen Inhalt 
des Statuts. 

Bei Berathung derfelben wurde eine principielle Frage von einem Mitgliede 
der Kommiffion angeregt, welche zu weitgehenden Erörterungen Anlaß gab, die 
Trage nämlih, ob es nicht im eigenften Intereſſe der ins Leben zu rufenden 
Genoſſenſchaften nothwendig fei, fpeziellere Beftinnmungen tiber die innere Or- 
ganifation derfelben und ihre Vertretung nad außen in das Geſetz aufzunehmen. 

Es wurde dabei ausgeführt: Nah den Motiven folle der $ 31, unter 
Nachbildung der Beftimmungen des MWaldkulturgefees fir den Kreis Wittgen- 
fein, die Gegenftände aufführen, „iiber melde das Statut auf alle Fälle 
Beſtimmungen enthalten müſſe.“ Leider ſei diefe Abficht nicht ausgeführt: Zu 
den nothwendigen Gegenftänden des StatutS gehörten auch Beitimmungen iiber 
Rechte und Pflichten des Vorſtands und fiber die Verſammlung der Genoffen 

und ihr Stimmredt. Sole fänden ſich auch in dem Wittgenfteiner Geſetz; 
bier aber würden fie nicht verlangt. Ferner aber jet e8 mindeſtens zweckmäßig, 
in einem Geſetze, welches eine neue Form der Genoffenfchaften fonftituirt, fich 
in jenen Beziehnngen nicht mit der Hinweifung auf den Inhalt des Statut zu 
begnügen, fondern gewiffe Normativbeftimmungen gleih in das Gefeß aufg ;- 
nehmen; ein in dieſer Richtung ftatuirter Zwang gemwähre den einzelnen S% :- 
tereffenten die Sicherheit, daß fie nicht in eine für fie gänzlich unüberfehbare B := 
einigung hineingeflihrt würden. 

Eine Reihe fpezieller Anträge trug der foeben berührten Auffaffung Recdnumn y. 


8 
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Zu dem vorliegenden Paragraphen wurde vorgefchlagen: flatt des Abfates 1 

zu ſetzen 

1) Rame, Sig und Zwed der Waldgenofienfchaft, 

2) eine genaue Angabe des Umfanges des genoffenfchaftlichen Bezirkes 

den Abſatz Nr. 2 zu ftreichen und durch einen 

$ 3la folgenden Jubalts zu erfeben: 

Das Statut muß im Falle des 8 26, 2 ferner enthalten: 

1) die Wirthichaftsart und den VBetriebsplan und die Formen, in welchen 
eine Abänderung deffelben befchloffen und bewirkt werden fam und 
die Beitimmungen über die bis zur Durchführung des Betriebsplans 
anzuordnende Bewirthichaftung; 

2) die Grundfäge, nach welchen bie jährliche Gewinnberechnung aufzu⸗ 

ſtellen ift und die Art und Weiſe der Prüfung derjelben. 

Diefem $ 31a follten dann, die redaktionelle Anordnung vorbehalten, nad 

der Abficht deffelben Antragftellers noch die nachſtehenden Paragraphen folgen. 

8 3ib. Für die Beftimmungen des Statuts in Anfehung des Borftandes 

find folgende Beftimmungen maßgebend: 

1) Jede Waldgenoffenfhaft muß einen aus der Zahl der Genoſſenſchaften zu 
wählenden Borftand haben. Derfelbe kann aus einem oder mehreren Dit- 
gliedern beiteben. 

2) Der Borftand vertritt die Waldgenoffenfchaft in allen ihren Angelegenheiten, 
auch in denjenigen Gefchäften und Rechtshandlungen, für welche nach den 
Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich if. Zu feiner Legitimation bei 
Allen das Grundbuch betreffenden Gejchäften geniigt eine Beſcheinigung 
des Waldſchutzgerichts. 

3) Dem Borftand liegt die Ausſchreibung und Einziehung der Beiträge, die 
Anftellung und Beauffihtigung der Beamten, und im all des $ 19a die 
geſammte Bewirthichaftung des Genoſſenſchaftswaldes ob. 

Er ift dabei an diejenigen Beſchränkungen gebunden, weldye ihm durch 
dieſes Sefek, durch das Statut und durch Beichlüfie der Generalverfamm- 
fung auferlegt find. 

4) Dem-Borftande kann dur das Statut die Befugniß ertheilt werden, ge- 
gen diejenigen Waldgenoſſen und Beamten, welche gegen feine Anordnungen 
im Walde verftoßen, Ordnungsftrafen bis zur Höhe von zehn Mark an⸗ 
zudroben und fefzujegen. Die Strafen fließen, im Mangel anderer ftatu- 
tariſcher Beſtimmung, in die Genoſſenſchaftskaſſe.“ 

8 31e. Der Beſchluß der Berſammlung der Waldgenoffen muß eingeholt 

werden 

1) zu Abänderungen der Wirthichaflsart, des Betriebsplans und des Statuts; 

2) über die Art der Ausübung der Waldnebennugungen; 

3) iiber die Nothwendigkeit der Anftellung von Genofjenihaftsbeamten und 
iiber die Höhe der Beſoldung derfelben; 

£) über die Aufnahme von Darlehnen; 

ı Über die Bedingungen, unter denen die Genofjenfchaft derjenigen Waldge- 
noffen, welchen die Koften des erſten Holzanbaues oder des Wiederan- 
banes der abgetriebenen Fläche im Falle des 8 24 obliegen, dieſe Koften 
vorzufchießen bat; 
außerdem in allen Fällen, in denen es das Statut vorjchreibt. 
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$ 31d. Die Verſammlung der Waldgenofjen wird durch den Vorſtand, oder 


im alle des $ 310 durch den han ' des Waldſchutzgerichts in ber 


durch das Statut beftimmten Weije berufen. 


Das Stimmenverhältnig für diefe Berfammlung ift durch das Statut nad 
Berhältniß der Theilnahme der Waldgenoffen an den Nutzungen und Laften zu 
regeln. Im Mangel anderweiter Vereinbarung ift dabei als Einheit der Betrag 
des am geringften Betheiligten zum Grunde zu legen; jedem Genoffen find fo 
viele Stimmen zu gewähren, als die Divifion feiner Betheiligungsfumme durch 
die geringfte Betheiligungsfumme ganze Zahlen ergiebt. 

Feder Waldgenoffe bat mindeftens eine Stimme und fein Waldgenoffe barf 
mehr als zwei Fünftel aller Stimmen vereinigen. 

Die Beichliiffe werden, jomweit nicht das Statut ($ 31 Nr. 10) anderes be» 
fiimmt, durch einfache Mehrheit aller Stimmen gefaßt. 

Zur Begründung diefer Anträge wurde auch auf die 88 14, 15, 16, 17 des 
Waldkulturgeſetzes fiir den Kreis Wittgenftein vom 1. Juni 1854 (Gefegfammt. 
Seite 329) Bezug genommen. 

Daffelbe Mitglied der Kommijfion beantragte ferner, flatt 3 und 4 des 8 31 
zu feßen: 

3) die Zeitdauer der Genoffenfchaft, im alle diefelbe auf eine beftimmte Zeit 
beſchränkt werden foll, 
4) die den Waldgenofien aufzuerlegenden Beſchränkungen und Verpflichtungen 
und ihr Berhältniß zu den Serpitutberechtigten; 
weiter 

der Nr. 5 des $ 31 folgende bejondere Sätze beizufligen (oder an paflen- 

der Stelle als bejonderen Paragraphen einzufligen): „Diefes Verhältniß 

ift duch die nah $ 24 zu ermittelnden Kapitalwerthe der vereinigten 

Grundftiide, beziehungsweife mit dem Holgbeftandswerthe und den Kultur- 

toften, darzuftellen. Die flr jedes einzelne Grundſtück ermittelten Beträge 

find auf volle durch zehn ohne Bruch theilbare Marfbeträge abzurunden, 
. in ber Weife, daß Ueberſchüfſe unter flinf Mark nicht gerechnet und Ueber⸗ 
fhüffe fiber fünf Mark mit zehn Mark in Rechnung geftellt werben ;“ 
weiter eventuell ftatt Nr. 6 zu feßen; 
6) „die Grundfäße, nad denen die Sahresrechnung, beziehungsmeife Gewinn- 
berechnung aufzuftellen und zu prüfen ift;“ 
Nr. 7 dahin zu faffen: | 
N „vie Bedingungen, unter denen die Eigenthümer angrenzender Grundſtücke 
als freiwillige Genoffenfchafter aufgenommen werden und wieder austreten 
können.“ 
Im $ 31 Nr. 8 einzufügen: 
8) die Art der Wahl und Zufanmmenfegung des Borflandes und die Formen 
fiir die Legitimation der Mitglieder defjelben (8 31b).” 
Im $ 81 Nr. 9 einzufügen: 
9) „die Form, in welcher die Zufammenberufung der Waldgenoflen gejhieht, 
die Bedingungen des Stimmrechts derjelben, und die Form, in welcher 
daffelbe ausgelibt wird ($ 31.d).” 


Ä 
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9a 5 31 Nr. 10 einzuſchalten: 

10) „bie Gegenſtände, tiber welche nicht jchon durch einfache Stimmenmehrheit 
der erfchienenen Waldgenofjen, fondern nur durch eine größere Stimmen- 
mebrheit oder noch andere Erforberniffe Beſchluß gefaßt werben Tann 
($ 31c).* 

Die Kommiſſion Hatte fich allen diejen Anträgen gegeniiber jchlitifig zu machen, 
ob fie bei ben generellen Beftimmungen der Negierungsporlage ftehen bleiben 
oder fpezielle Normatinbeftimmungen in das Gefe aufnehmen wolle. 

Die Bertreter der Staatsregierung traten flir das Princip der Hegierungs- 
vorlage ein und erflärten, daß fie den Waldgenoffenichaften, welche unter weſent⸗ 
fiher Mitwirfung der Behörden des Staats und der Selbfiverwaltung zu 
Stande kämen, auch naturgemäß in einfachen Berbältniffen fi) bewegten und 
re Grundlage in dem Grundeigenthum der Genoffen fänben, das volle Hecht 
der freien Selbſtbeſtimmum über ihre innere Organifation und ihre Vertretung 
nach außen gewahrt wiſſen wollten. Die Prüfung des Statut durch die Ber- 
waltungSgerichte, endlich die Superrevifton deſſelben in der Minifterialinftangz, 
ehe den Genoſſenſchaften die Rechte einer juriftiihen Perſon ($ 36) verliehen 
würden, bieten nach der Auffaffung ber Staatsregierung alle Garantie, daß das 
Gtatnt alles das enthalte, was zur wirthichaftlihen und rechtlichen Eriftenzfä- 
Bigfeit der Genoffenjchaften erforderlich je. Daß man in $ 31 unter Nr. 1 den 
Kamen, Sig und Zweck der Genoſſenſchaft voranftelle, dagegen fei Nichts zu er- 
mern. Ebenſo erfcheine nunmehr, wo eine Trennung von Wirthichafts- und 
Schntzgenofſenſchaften befchloffen fei, eine veränderte Yaflung der Nr. 3, welde 
zur für die erftere Bedeutung habe, zweckmäßig. Die Staatsregierung babe 
auch Nichts dagegen, wenn in Nr. 6 ausgedriidt wiirde, daß im Statut Beftim- 
mung fiber das Stimmrecht der Genoffen zu treffen ſei. Sie werde fich endlich 
dem nicht widerſetzen, daß in einem befonberen $ 31a oder fonft an geeigneter 
Stelle fpezielle Beftimmung darüber getroffen wilrde, daß das Stimmverhältnig 
der Genoffen in einfadder Weife und unter Zugrundelegung desjenigen Betrages, 
iweldder das Theilnahmerecht des Mlindeftbetheiligten ausdriide, als Einheit ge- 
regelt werde. Dabei aber lege die Staatsregierung entjchiedenen Werth darauf, 
daß das Prinzip der NRegierungsporlage im Ganzen beibehalten werde. 

Die Mebrheit der Kommiffion entjchied fich für das Letztere. Ohne in eine 
erſchöpfende materielle Diskuffion über obige Anträge einzugehen und unter 
voller Anerleunung, daß diefelben ficherlich vieles Werthvolle enthalten, glaubte 
Re doch bei den generellen Borfchriften der Regierungsporlage um Allgemeinen 


ſtehen bleiben und fpezielle Normativbeftimmmungen über die Organifation und 
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Bertretung der Genoſſenſchaften nicht in das Geſetz aufnehmen zu follen, be- 
ſloß jedoch 

a) Abſatz 1 und 2 nad) obigen Anträgen umzuformen, 

b) in Abjag 6 zuzufügen „ſowie am Stimmrechte“, 

c) Den Abſatz 3 ausbrüdlich als nur für die Wirtbichaftsgenoffenichaften zu- 
trefiendb durch einen Zuſatz im Eingange zu bezeichnen und am Schluß 
zugleich e8 erfennbar zu maden, daß nicht allein der definitive Betriebs. 
plan, fondern auch der fr einen etwaigen Einrichtungszeitraum aufzuftel 
ende vorläufige Wirthſchaftsplan bier verftanden jei. 

Rit dieſen Abänderungen wurde $ 31 angenommen. 
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$ 31a wurde demnächſt im allgemeiner Anlehnung an den 8 31d der obigen 
Anträge mit Zuftimmung der Regierungstommiffare eingefligt. 

5 32. Die NRegierungsvorlage ſchreibt nur vor, daß der Kommiffar den 
Statutentwinf allen Betheiligten vorzulegen und etwaige Widerſprüche zu er- 
Örtern bat, ohne fiir den Fall Beſtimmung zu treffen, daß die Betheiligten nicht 
erfcheinen. i 

Auch bier jchien der Mehrheit der Kommiffion eine Beſtimmung für diefen 
Fall uothwendig. In Mebereinftimmung mit den Anfichten der Regierungstom- 
miffare wurde die jetzige Faſſung des S 32 angenommen. 


8 33. Die Negierungsvorlage faßt den nun folgenden Theil des Verfahrens 
dahin auf, daß nad) Entſcheidung der Bedürfnißfrage durch das Waldſchutzgericht 
ein Beihluß der Intereſſenten über das Statut herbeigeführt und demnädift, 
wenn die Mehrheit der Intereſſenten fich für daffelbe ausſpricht, durch das 
Waldſchutzgericht geprüft werden foll, ob das Statut den gejelichen Borfchriften 
entſpricht und fein öffentliches Intereſſe verletzt. 

Waltet in allen diefen Beziehungen ein Bedenken nicht ob, fo fol durch dag 
Waldſchutzgericht das Statut feftgefegt und damit die Genoſſenſchaft begründet 
werden. 

Diefer Auffaffung vermochte die Kommiffion nit in allen Stücken beizu- 
treten. Bon mehreren Mitgliedern wurde ausgeführt, daß ein nochmaliger 
Mehrheitsbeſchluß über das Statut eine unnöthige Erfäwerung fe. Wenn die 
etwaigen Widerfprüche der Betheiligten gegen das Statut erörtert feien, müffe 
das Waldſchutzgericht entfcheiden. 

Diefe Entſcheidung aber, gegen welche Rechtsmittel zuläffig feien, könne die 
endgültige Konftituirung der Genoſſenſchaft nicht begründen. Es ſei vielmehr 
nothmwendig, iiber diefe Konftituirung bejondere Beſtimmung zu treffen. Das 
Waldſchutzgericht könne ſeinerſeits zunächſt nur den Beſcheid ertheilen, daß die 
Genoſſenſchaft nah dem von ihm feitgefegten Statut zu begrlnden ſei. Erſt 
nach eingetretener Mechtsverbindlichkeit des Statuts könne daffelbe durch das 
Waldſchutzgericht endgültig beftätigt und damit die Waldgenoffenfhaft begriinbet 
werden. 

Mehrere einander naheftehende Anträge auf dementſprechende Abänderung 
des 8 33 wurden eingebradt. Die Kommiffion, von den vorbezeichneten Erwä⸗ 
gungen ausgehend, wählte im Anſchluß an die meientlichen Theile eines der 
eingebrachten Anträge die jegige Yaflung des $ 33, indem fie die befonderen 
Beftimmungen über die endgültige Begründung der Genoffenfchaft einem befon- 
deren $ 33b liberwies. 

Ein Antrag, dem $ 33 den letzten Abfa des 8 16, welcher die Entſcheidung 
itber Privatrechtsftreitigfeiten betrifft, beizufligen wurde abgelehnt, weil ein folcher 
Zufag mit Rüdficht auf die ausdrüdliche Bezugnahme auf $ 16 fir überfltiffig 
gehalten wurde. 

5 33a. Es ſchien vedaltionell richtig, den $ 35 der Negierungsporlage mit 
einer Abänderung, welde im Hinblid auf $ 7 der Kommiffionsvorlage einer 
weiteren Motivirung nicht bedarf, hier als $ 33a einzufligen. 


$ 33b. Derjelbe enthält nunmehr die Beftimmung liber die endgültige 
Begründung der Genoffenfhaft und damit den formellen Abſchluß des Berf: ıh- 
tens, fowie die nächften rechtlichen Wirkungen diefer Begründung felbft. 
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chluß des Verfahrens ſchlug ein Mitglied der $ 

daß nach eingetretener Rechtskraft der Enticheil 

Baldgenoffen zur Wahl des Borflandes und Kc 

m berufen feien. Das Statut folle feinem we 

n Auszuge, welder jedenfalls 

us, 

» Ziwed der Genoffenfchaft, 

hnort der zeitigen Vorſtandamitglieder 

und Kreißblatte befannt gemacht, zugleich auch 
gegeben werben, daß das Statut im Bureau des Waldſchutzgerichts eingef 
werben könne. 

Jede Aenderung in dem Perfonal der Borftandamitglieder folle dem We 
ſchutzgericht angezeigt und in gleicher Weife von dieſem veröffentlicht werber 

Die Mehrheit der Kommiffion vermochte die Nothmendigfeit, ſolche Bel 
mungen in das Geſetz aufzunehmen, nicht anzuerkennen. Für Erwerbsgeno 
ſchaften wurde dieſe Nothwendigkeit mit Hinblid auf den oft raſchen We 
ifrer Mitglieder und die große Beweglichteit des genofſenſchaftlichen Kap 
zugegeben, nicht aber fir Walbgenoffenfhaften, welche bei un Allgemeinen 
fügen Berhältnifſen gleichfam mit dem Grund und Boden verwachſen find. 
Anträge fanden nicht die Zufimmung der Mehrheit der Kommiffion. — 

Um die BVollſtreckbarkeit dr durch das Statut feſtgeſetzten Maßregeln 
die Anmendbarfeit von Zwangsmitteln ganz Mar zu fiellen, erihien es r 
wendig, dem beftätigten Statute ausdrüdlich die Wirkung einer gerichtlichen 
tunde zuguerfennen. “ 

8 33c. Im Bezug auf diefen Paragraph vergleiche das oben bei | 
Geſagte. 
$ 34 wurde unverändert angenommen, 

& 35 (ift bier weggefallen). 

$ 36. Schon bei der Berathung über $ 31 und die dort eingebraı 
Anträge, deren Zwed dahin ging, die allgemein gehaltene Beftimmung des 
Rr. 7 im Anſchluß an die Beftimmungen des Reics-Genoffenfchaftsgeieiges 
4 Juli 1868 und des Waldfulturgefeges für den Kreis Wittgenftein 
1 Juni 1854 fowie des Handelsgeſetzbuches und Berggeſetzes näher auszufü 
und zu ergänzen, dagegen ben $ 36 ganz zu fireichen, wurbe betont: die W 
genoffenfchaften feien nicht Iebensfähig, wenn nicht das Geſetz wenigftens dar 
Beftimmung treffe, daß die Waldgenoffenfchaften in allen ihren Rechtögeihä 
ud) in denienigen Geichäften, für welche gefeglid eine Spezialvollmacht e 
derfich jei, von einem Vorſtande vertreten werde, daß ferner bie Waldgeno 
ſchaſten auf ihren Namen Rechte erwerben und Verbindlichteiten eingehen, Ei 
thum und andere dingliche Rechte an Grundſtücken erwerben, vor Gericht Mi 
und verflagt werben fönnten. Die Beſtimmung in $ 36 der Regierungsvor 
genige dem prattiſchen Bedürfniſſe nicht. Die Grunbfäge aud ber höc 
Rerwaltungsbehörden fein dem Wechſel jeweiliger Anfichten untertorfen 
3, aud) bie Meinfte, Genoſſenſchaft fei dem befiehenden Rechte gegenfibe 
ir Thatigteit und Wirhfamfeit gehemmt, wenn nicht wenigftens in dem 
ı  meten Umfange ihre juriſtiſche Perſönlichteit im Geſetze ausdrückich a 
1 t werde. 

E8 wurbe beantragt, dem $ 36 folgende Faffung zu geben: 
Brb. d. Br. Gorft- u. Jagd-Gefebg. VIIL 
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„Die Waldgenoſſenſchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und 
Berbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dinglidhe Rechte au 
Grundftüden erwerben, vor Gericht lagen und. verklagt werben. Ihr 
ordentlicher Gerichtſtand ift bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk fie ihren 
Sig hat.” 

Hiergegen wurde Seitens der Negierungstommiffarien bemerlt: Das 
Zutreffende einer analogen Uebertragung der -Beftimmungen des Reichsgeſetzes 
vom 4. Juli 1868 könne nicht anerkannt werden. Bei den Wirtbichaftsgenoffen- 
ſchaften handle es fih um freiwillige Genoffenfchaften, gebildet ohne Konkurrenz 
der StaatSbehörden lediglich im Privatintereffe zu den verichiedenartigften Zwecken 
bei ſtets mechjelnder größerer Mitgliederzahl. Bei den Waldgenoſſenſchaften da- 
gegen handle es fi um Zmwangsgenoffenfchaften gebildet unter wejentlicher Kon⸗ 
furrenz der Behörden, im öffentlichen Intereffe und im Anfchluß an das Grund⸗ 
eigenthum. Mit Rüdficht auf diefe abweichenden Berhältniffe liege kein DBe- 
dürfniß vor, im Geſetze nähere Normativbeftiimmungen für die Statuten ber 
Waldgenoſſenſchaft, insbefondere für ihre innere Organifation und für die Ver— 
tretung nach außen zu geben. Auch die gejegliche Anerkennung der juriftifchen 
Perfönlichkeit aller Waldgenoffenfchaften, wenn aud nur in beſchränktem Um⸗ 
fange, empfehle fi nicht, da für kleine Genoffenfchaften befchränktteren Zweckes 
3. 8. für Heine Forſtſchutzgenoſſenſchaften die Beilegung korporativer Befugnifſe 
nicht paffe. Der zur Begründung der entgegenſtehenden Anſicht geſchehene Hin⸗ 
weis auf die Beftimmungen des Gejeges vom,1. Juni 1854 treffe nicht zu, weil 
jenes Gefeß die Organifation beftimmter, auf leicht überſehbare lokale Berbält- 
niffe beſchränkter Waldgenoffenfchaften int Auge gehabt habe, während der vor⸗ 
liegende Gejegentwurf dem verfchiebenartigften Bedürfniffe wie es fih erft aus 
der Praris berausftellen werde, Rechnung zu tragen babe. Wolle man bem 
praktiſchen Bedürfniß nad) allen Seiten genitgen, jo empfehle es fi, den Mi- 
nifter der Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten und der Juſtiz in jedem einzelnen 
Falle die Prüfung zu überlaffen, ob nad dem Zwed, dem Umfang und ber 
Organifation der Genoſſenſchaft es angezeigt fei, derfelben die Rechte einer ju- 
riftifchen Perjon beizulegen. Die Ertheilung diefer Rechte werde gewiß nicht 
verweigert werden, wenn dadurch die Intereſſen der Genoffenichaft wejentlich 
gefördert und durch das Statut die erforderlichen Garantien gegeben würden. 

Die Aufnahme der Normativbeftimmungen über die innere Organijation Der 
Genofjenfhaften und deren Vertretung nach außen fei von der Kommnifflon bereits 
abgelehnt. Damit müffe nach der Anfichtder Staatsregierung auch der hier ein- 
gebrachte Antrag fallen; flir die Negierung wenigſtens fei er ohne die Aufnahme 
ganz vollftändiger Normativdeftimmungen — die in den zu $ 31 eingebradhten 
Antägen enthaltenen Beftimmungen feien nicht vollftändig — gänzlich) unannehmbar. 
Die Mehrheit der Kommiffion nahm unter Ablehnung des oben angeführten Au- 
trages die Regierungsvorlage an. Es murbe dabei aber konftatirt, daß nach Den 
vorliegenden Erfahrungen namentlih aus dem SKreife Siegen, wo feit langer 
Zeit jehr zahlreiche Waldgenoſſenſchaften (Haubergsgenoffenichaften) ohne Kor- 
porationsredhte beftehen, die Verleihung der Korporatiogsrecdhte für die Walbge- 
noffenfchaften eine Lebensfrage jei. 

Dasjenige Mitglied der Kommiffton, welches den zulegt erwähnten Antrag 
geftellt hatte, bemerkte bier, daß im ganzen Geſetzentwurf jede Beſtimmung dariiber 
fehle, in wie weit die einzelnen Waldgenoffen in den verfchiedenen Arten von 
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Waldgenofſenſchaften (Schutz genofſenſchaften — Wirthſchaftsgenofſenſchaften; mit 
den Rechten einer jnriſtiſchen Perſon — ohne ſolche) für Verbindlichkeiten der 
Genoffenfchaft mit ihrem Grundſtück und mit ihrer Perſon haften follen. Eine 


. -folde Beſtimmung fei aber um fo nothwendiger, als ohne dieſelbe die Frage 


nach der Haft in den verfchiedenen Nechtsgebieten fehr ſchwer und nicht unter 
Ansihlug bedenklicher juriftiiher Kontroverfen zu beantworten fei. Einen Antrag 
zu fielen, verzichtete das betreffende Mitglied unter Hinweis auf die Berwerfung 
feiner früberen Anträge. 

837. Die Trage, innerhalb welcher geſetzlichen Grenzen das Auffichtsrecht 
des Staates ſich bewegen folle, ift durch die Regierungsvorlage dahin beantwortet, 
daß das Aufſichtsrecht nur in dem Umfange beſtehen ſoll, wie ſolches dem Staate 
in Bezug auf die geſammte Gemeindeverwaltung in den einzelnen Theilen der 
Monarchie zuſteht. 

Ein Mitglied der Kommiffion beantragte, das Aufſichtsrecht über die Ge⸗ 
nofſenſchaftswaldungen ebenfo zu bemeflen, wie das fiber die Gemeindbewaldungen. 

Die Regierungslommiffare widerfpradhen dem, indem fie ausführten, daß die 
außerordentliche Berjchiedenheit der die Aufficht des Staates über die Gemeinbe- 
waldungen regelnden Gejeggebung in den einzelnen Theilen der Monarchie zu 
Ichhaften Bedenken Anlaß gebe. Die Staatsregierung könne nicht die Hand bieten, 
dieſelbe Rechtsungleichheit, welche jetzt beyitglich der Gemeindbewalbungen beftehe, 
auf die Genoflenfhaftswaldungen zu Übertragen. So lange nicht die dringend 
nothwendige neue Regelung der Gemeindewaldgefeßgebung durchgeführt fei, er- 
feine eine Bezugnahme auf dieſelbe unzuläffig. 

Der Antrag wurde hierauf zurildigegogen. 

8 38. Die Regierungsvorlage trifft in diefem Paragraphen nur Beflimmung 
über die Auflöfung einer nach Maßgabe diejes Gejetses begründeten Waldgenoffen- 
ſchaft, ohne der etwa nöthig werdenden andermeiten Veränderungen, namentlich 
der Abänderung des Statuts, Erwähnung zu thun. Die Kommiffion war der 
Anſicht, daß der letztere Gegenftand, analog der in $ 21 getroffenen Beftimmung, 
der Regelung bebürfe und die Megierungstommiflare jchloffen fi diefer Auf- 
feffung an. 

Ebenſo ſchien es zwedmäßig, die auf die Anflöfung bezügliche Beſtimmung 
etwas präzifer zu faflen. 

Bon einem Mitgliede der Komm iffton wurde vorgefchlagen, dem $ 38 folgende 
zwei neue Abjäte anzufügen: 

„Das Waldſchutzgericht darf die Genehmigung nicht verſagen, wenn 
die Waldgenoſſen mit einer Mehrheit von dreiviertel der Stimmen die 
Auflöſung beſchließen. 

Die Auflöſung iſt durch das Waldſchutzgericht öffentlich bekannt zu 
machen.“ 

Dieſer Antrag erhielt nicht die Mehrheit der Stimmen und $ 38 wurde 
denmädft in ber Yaffung der Kommiffionsvor lage angenommen. 

8 388. Durch die Annahme des Grundſatzes, daß bei Bemeffung des An- 
td 8 der einzelnen Genoffen an den gemeinfchaftlichen Nutzungen und Laften 
ne m dem Bodenwerth aud der Holzbeftandswerth in Rechnung geftellt werben 
fi wurde die Erwägung begründet, mas gefchehen folle, um im Fall der Auf- 
8 ng der Genoſſenſchaft diejenigen Waldgenoffen vor Schaden zu bebiiten, welche 
wm hyolle inzwijchen vielleicht Tonfumirte Holzbeftände eingemorfen haben. 

6* 
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ſchaften vereinigt werden möchten. Sie trieben meiſt eine ertenfive Niederwald⸗ 
en Ä wirthſchaft und entnehmen aus ihren Waldparzellen vielfach Streu. 


—— Ein Petent wünſcht, daß die Genoſſenſchaftsbildung nur dann zuläffig ſein 
A ſolle, wenn alle Betheiligte einſtimmen. 

F Die Kommiffion beſchloß, zu beantragen, 

J „das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die ſämmtlichen in dem 
Berichte aufgeführten Petitionen durch die Beſchlußfafſung iiber den vor⸗ 
—* | ſtehenden Gefegentwurf fiir erledigt zu erflären. 

B- Schlußabfiimmung. 


Bei Beginn der zweiten Lefung war von einem Mitgliede der Kommiſſion 
der Antrag eingebracht worden, "den Haufe der Abgeorbneten die Ablehnung des 
Geſetzentwurfs zu empfehlen. 


2. 


A Derſelbe iſt nebſt Motiven in Anlage a abgedruckt. 
“3 \ Der Antrag wurde demnächſt durch die Schlußabftimmung erledigt. 


Bei derfelben wurde der Gejegentwurf in der Faflung der Kommijfion 
mit 7 gegen 2 Stimmen angenommen. 
Die IX. Kommilftion beantragt demgemäß 
das Haus der Abgeorbneten wolle befchliegen: 
dem Gefegentwurf in der Faſſung der Kommilftonsvor- 
lage feine Zuſtimmung zu ertheilen. 
Die IX. Kommifffon. 
Schellwitz, Borfigender. Bernhardt, Berichterſtatter. Dr. Bening. Dr. Braun 
(Waldenburg. Brüggemann. Delius. v. Loeper-Xoepersdorff. 
J Graf v. Matuſchta. Mühlenbeck. Pariſius. Pfafferott. Schmidt 
— (Sagan). Freiherr v. Schorlemer-Alſt. Dr. Thiel. 





3. Antrag zu ben Geſetzentwurf, betreffend Die Erhaltung und 
— Begründung von Schutzwaldungen u. ſ. w. 


Be Die Kommiffton wolle beichließen: 

Bi; Den Gefegentwurf abzulehnen und dem Haufe ber Abgeordneten eben⸗ 
5 falls deſſen Ablehnung zu empfehlen. 

IJ Motive. 

— Wenngleich man ſich mit den im Geſetzentwurf ausgeſprochenen Grundſätzen 
J— über Beſchränkung der Waldbeſitzer zur Abwendung gemeiner Gefahr und über 
Bildung von Waldgenoſſenſchaften einverſtanden erklären, auch anerkennen muß, 
daß der Entwurf durch die in erſter Leſung der Kommiſſton vorgenommenen Ab- 
-3 änderungen erheblich gewonnen hat, fo find doc) bezüglich der Ausführung Diejer 
EN: - Grundjäge, wie fie im Gefegentmurf beabfichtigt wird, große Bedenken, welche 
J ſchon in der erſten Leſung angeregt worden, beſtehen geblieben." Insbeſondere iſt 
J von dieſer Seite angeführt worden: 

— 1. daß es nicht zuläſſig ſei, den Verwaltungsgerichten die reſolutoriſche Ent- 
J ſcheidung von Streitigkeiten über reine Privatrechte zu übertragen, und Daß 
3— überhaupt die Kreisausſchüſſe nicht dazu geeignet ſeien, größerere Gefchäfte 
ee: der vorliegenden Art zu Ende zu fiihren, 

N } " 2. daß für eine Eintragung der Beichränfung des Berfügungsrechtes der Eigen- 
* thümer in das Grundbuch im Geſetzentwurf nicht Sorge getragen worden, 
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daß ferner die im Simme des Entwurfs über bie auszuführenden Schub- 

maßregeln aufzuftelleuden Regulative und die über die Bildung von Wald» 

genoffenichaften feftzuftellenden Statuten, eine Urkunden feien, auf deren 

Grund Eintragungen in das Grundbuch vorgenommen und Nechtsverhäft- 

niffe unter den Interefienten rechtsverbindlich feftgeftellt werden könnten. 

Zur näheren Begründung diefer Bedenken wird Folgendes angeführt: 

Daß bie Berwaltungsgerichte (Kreis-, Ausſchuß⸗, Bezirksverwaltungsgerichte 
«.) nicht dazu berufen find, über Privatrechte, fondern nur über ftreitige Ver⸗ 
woltungsangelegeuheiten zu tutſcheiden, bedarf feiner weiteren Ausführung, weil 
eigentlich ein Streit dariiber gar nicht obwaltet. Es wird jedoch auf die befannte 
Rebe, mit welcher der damalige Abgeordnete Dr. Friedenthal in der Sigung 
des Abgeorbnnetenhaufes vom 16. März 1872 die Debatte über die Kreisorbiyung, 
jo wie auf die Motive zu dem gegenwärtig vorgelegten Gejegentwurf die Ber- 
jefung der Berwaltungsgerichte betreffend, Bezug genommen. Nirgends tritt 
bier die Abficht hervor, ftreitige Privatrechte den Gerichten zu entziehen und den 
Berwaltungsgerichten zu fibertragen; es foll vielmehr auch das öffentliche Recht 
sicht mehr nach „Staatsraifon“ und „VBerwaltungsmarimen”, fondern nach Ge⸗ 
ſetzen und nach den traditionellen Formen der Mechtspflege gehandhabt, deshalb 
für die Streitigkeiten des öffentlichen Rechts ein beftinnmtes Verfahren, ein be- 
Rimmter Inftanzenzug und ein Berwaltungsgericht gefchaffen werden. 

Der vorliegende Gejeßentwurf weift nun $ 7 die refolutorifhe Ent- 
Kheidung, nicht nur darüber, ob und welche Schugmaßregeln anzuordnen, jondern 
auch fiber die Höhe ber Entichädigung, welche dem Eigenthiimer der fich eine 
Einſchränkung gefallen laffen muß, erhalten fol, jo wie tiber die Repartition der 
Entſchädigung, und der Koften zur Errichtung und Unterhaltung der Schupan- 
lagen, unter diejenigen, welche durch die Anlagen einen Bortheil erhalten, refp. 
über die Höhe diefes Bortheils, den Verwaltungsgerichten zu. Er überträgt ferner 
diefen Gerichten die refolutorifche Entſcheidung nicht nur über das Bedürfniß der 
Erriätung einer Waldgenoffenfchaft, ſondern auch 

a. über die Widerfprüche der Servitutberechtigten gegen die ihnen aufzuer- 
fegenden Beichränkungen, 

b. fiber die Höhe der dafiir zu gewährenden Entſchädigung ($ 38), 

c. über das Theilnahmemaß der einzelnen Waldgenoffen an den Nutzungen, 
den Laften und Koften der gemeinfchaftlihen Bewirthſchaftung (8 24). 

Es mag zweifelhaft fein, ob man in dem Fall des $ 7 die Entſcheidung 
über die Höhe der Entſchädigung und der Repartition derjelben, fo wie der Koften 
und Unterhaltung der Anlagen auf die gefährdeten Eigenthlimer, die vielleicht 
überdies in ihrer Gefammtheit der ganzen Anlage und einer zu gewährenden 
Entihädigung widerfireben, als eine Berwaltungsftreitigfeit anfehen fann. Den 
bisherigen Auffaffungen widerſtrebt eine ſolche Annahme unbedingt. 

In der Kreisordnung wird zum Beifpiel $ 135 II bei Wegeangelegenheiten 
dem Kreisausfchuß die reſolutoriſche Entjcheidung darüber übertragen, „was im 
Antereffe des. öffentlichen Verkehrs gefchehen muß” während er interimiftifch 

rüber entfcheidet: i 
von wen, und auf wefjen Koften das Erforderliche geſchehen, und in Ver⸗ 
bindung hiermit, ob und in welcher Höhe Entſchädigung zu leiften ift; 
m Betheiligten bleibt hiergegen der ordentliche Rechtsweg offen. Ganz ebenfo 
ird in Schulfachen ($ 135 sub X.) desgleihen im Enteignungsgejeg vom 
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11. Juni 1874 (8 24 und 8 30) der Rechtsweg bezüglich der Entſchädigung zu⸗ 


gelaffen. 

Nicht dem mindeften Bedenken kann e8 aber unterliegen, daß es fi in dem 
obengedachten Fall der 88 24 und 33 des vorliegenden Entwurfs um reine Pri- 
vatrechte handelt. Denn bei der Errichtung von Waldgenoſſenſchaften tritt das 
landespolizeiliche Intereſſe überdies viel mehr in den Hintergrund, indem es fid) 
in erfter Linie um einen höheren Ertrag der Grundftiide handelt. 

Allerdings verordnet $ 16 des Entwurfs. daß der gerichtlichen Entſcheidung 
alle Streitigkeiten über die Eriftenz und den Umfang von Brivatrechten verbleiben 
follen. Allein bei der pofitiven Beftinnmung der angegogenen 88 33 und 24 fann 
es hierauf nicht anfommen. Nah den Worten und der unzweifelhaften Abſicht 
des Entwurfs follen die Verwaltungsgerichte über die dort aufgefitärten reinen 
Privatrechte entjcheiden; man fieht alfo vor der Frage, ob dieſes zuläffig? und 
diefe Trage muß unbedingt verneint werben. 

Es kann bierbei nicht darauf anlommen, ob die Berwaltungsgerichte zur 
Entſcheidung einzelner Privatrechtsftreitigleiten beffer geeignet find, als bie Ge⸗ 
richte, fondern lediglich darauf, daß ein ſo wichtiges Prinzip, welches die Baſis 
für die Zuftändigfeit der Gerichte und der Verwaltung bildet, nicht willtürlich 
durchbrochen werden darf. Würden aus Zwedmäßigfeitsrüdfichten einzelne Privat- 
rechtSfireitigleiten den Berwaltungsgerichten und umgekehrt Verwaltungsſtreitig⸗ 
teiten ben ordentlichen Gerichten gefeßlich übertragen werden, jo wiirde die Un- 
fiherheit in den Kompetenzverhältniffen. die überdies fchon in hohem Maße vor» 
handen, -fehr bald eine allgemeine Nechtsunficherheit herbeiführen. Es kommt num 
aber noch Hinzu, daß die Kreisausichliffe zur Bearbeitung der hier in Rebe ſtehen⸗ 
den Angelegenheiten, wenn fie eine größere Ausdehunng erlangen, überhaupt nicht 
geeignet find. Es kann dies ſchon bei Errichtung von Schugwaldungen und von 
Schußanlagen vorlommen, namentlich wenn e8 ſich um eine große Zahl von Fn- 
tereffenten handelt, auf welche die Entihädigung, die Beiträge zur Anlage und 
Unterhaltung zu vepartiren und die fiir die einzelnen Intereſſenten zu erzielenden 
Bortheile ſehr verjchieden find. 

Befonders gilt diefes aber bei Errichtung von Waldgenoffenfchaften. Die Be: 
ſchaffung und genaue Prüfung der Legitimation einer großen Zahl von unter: 
efienten, der Prüfung und Entſcheidung über fomplizirte Berechnungen über Die 
Theilnahme an den Nugungen und Koften, die Prüfung der Legitimation der zu⸗ 
zuziehenden Gervitutberechtigten, die Ermittelung des Umfangs der Servituten, 
die Feſtſtellung der erforderlihen Einfchränkung derfelben und die dafür zu ge- 
währende Entihädigung ꝛc. find Arbeiten, die in umfangreichen Sachen einen ge⸗ 
übten Berufsbeamten wochenlang befchäftigen und die von den meiften Kreisaus- 
ſchüſſen nit werden bewältigt werben fünnen. Die Kreisausſchüſſe find ſchon 
gegenwärtig zum Theil mit Arbeiten überladen und ed würde nichts geeigneter 
fein, ihre Wirffamfeit zu diskreditiren, al3 wenn man ihnen Gejchäfte übertra⸗ 
gen wollte, zu deren Durchführung fie zum großen Theil weder gewillt noch ge: 
eignet fein würden. 

Dagegen erjheint der Kreisausſchuß ganz dazu geeignet und berufen, zu 
prüfen und zu entfcheiden, ob und in welcher Weife eine Schuganfage berzuftellen, 
und ob die Gründung einer Waldgenoffenihaft ein Bedürfniß if. Hier liegt 
eine wirkliche Bermwaltungsftreitigfeit vor. Entſtehen aber dabei Streitigkeiten 
über die Höhe der Entfchädigung, die der eine zu leiften, der andere zu empfangen 
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hat, über die Beiträge hierzu, über die Theilnehmungsrechte bei der Genoſſen⸗ 
ſchaft, über die Einſchränkung und Entihädigung der Servitutarien zc., fo treten 
hierbei überall Brivatrechte in den Bordergrund. Michtig iit es allerdings, daß 
die odentlichen Gerichte in allen ſolchen privatrechtlichen Tragen, deren Eutfchei- 
dung fi lediglich auf technische Gutachten ftüßt, mehr als die Berwaltungsge- 
richte in Die Hand der Techniker gegeben find und ebenfo richtig ift es, daß ed 
für den Fortgang einer Sache von dem größten Radıtheil fein muß, wenn fie 
wegen der inzwifchen zu enticheidenden Privatrechtöftreitigkeiten durch das ordent- 
fihe Gericht, vielleicht Jahre lang fiftirt werden muß; allein e8 eriftiren bereits 
in dem Prenßiſchen Staat, mit Ausnahme weniger Landestheile, richterliche Be⸗ 
hörden, welche zur Negulirung uud Entſcheidung folcher Angelegenheiten berufen 
uud geeignet find, nämlich die Auseinanderjegungsbehörden. Es find diefe Ber 
hörden nicht als Berwaltungsgerichte für DVerwaltungsftreitigkeiten, fondern zur 
Entiheivung aller in den vor ihnen anhängigen Sachen vorlommenden Rechts⸗ 
freitigleiten ohne Unterſchied eingefegt, zu diefem Zweck auch ald richter: 
lide Behörden ausgeflattet. 

Die Enticheidung liegt in I. Inſtanz einem Kollegium ob, welches aus min⸗ 
beftens 5 Mitgliedern, deren Mehrzahl zum Nichteramt qualiftcirt fein muß, be- 
ſteht. Der Inſtanzenzug ift vollfländig geregelt; in LI. Inſtanz entfcheidet ein 
Gerichtshof, nämlich das Reviſionskollegium für Landeskulturfachen, welcher eben- 
falls der Mehrzahl nad) aus richterliden Beamten und aus techniſch gebildeten 
Mitgliedern befteht, in III. Inſtanz das Obertribunal. Die Kompetenz der Aus- 
einanderſetzungsbehörden erftredtt fi) nicht nur bereit3 auf Ablöfungen und Ge- 
meinheitstheilungen, fondern auch, ohne Nüdficht darauf ob eine Ablöfung anhän- 
gig if, auf Regulirung ähnlicher Berhältniffe; 3. B. Feſtſtellung der Theilnahme 
anf ein beſtimmtes Maaß bei allen Dienftarbeiten (Gemeinheitstheilnugsordnung 
vom 7. Inni 1821 8 166) Entſcheidung der Frage, ob Wiefen mit Hütung zu 
verfhonen, od Sandſchollen zu deden, Subftitwirung eines anderen verpflichteten 
Srumrflids zc. (85 172 bis 180 ibid. 8 7 letztes Alinea der Verordnung vom 
HD. Juni 1834). Ebenſo find ihr in fpäteren Gefegen die Ordnung und Ent- 
ſcheidung ähnlicher Berhältniffe einfach übertragen worden. Namentlich ift diejes 
ganz analog dem vorliegenden Fall — geichehen in dem Waldkuliurgejeß für den 
Kreis Wittgenflein vom 1. Juni 1854 $ 18 seq. und in der Kreisorbnung vom 
13. Dezember 1872 8 42 seq. In beiden Fällen geht, wenn in dem vor dem 
Landrath, vefpective vor dem Kreisausfchuß fchwebenden Verfahren Streitigkeiten 
privatrechtlicher Natur entfiehen, die weitere Regulirung auf die Generallommiffion 
jur Kortfeßung und endgültigem Abſchluß über. Es ift dieſes auch ganz den 
bei Errihtung der Generallommiffionen vorgewalteten' Zmeden entiprechend. In 
allen größeren Regulirungen von Berwaltungsangelegenbeiten, in denen Privat« 
rechtsſtreitigkeiten der Natur der Sache nach häufig vorzufommen pflegen, muß 
nothwendig der Fortgang der Sachen ein fchrerfälliger ja kaum burchführbarer 
fein, wenn ſtets die eine Behörde auf die Erledigung des bei der anderen ſchwe⸗ 
benben Berfahrend warten muß; dieſes zu vermeiden, die ganze Durchführung 
% ft äußerſt umfangreichen und ſchwierigen Gefchäfte in eine aber fjady- und 
re itundige Hand zu legen, war der Zwed der Organifation der Auseinander- 
fe ugsbehörden und jelhft nach Urtheilen von Ausländern, die die Lanbestultur- 
gı 'gebung der fünmtlichen Deutſchen Staaten auf das Eingehendfte ſtudirt und 
a rt umd Stelle geprüft, Liegt gerade in diefer Einrichtung der Grund, wes⸗ 
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halb die in Preußen erreichten Refultate, die anderer Länder qualitativ und quan- 
titativ, meift weit fiberfteigen (Peyrer. Die Zufammenlegung der Grundftüde, die 
Regulirung der Gemeingründe und die Ablöfung der Forſtſervituten in Oeſter⸗ 
reich und Deutfchland. Wien 1873.) . 

Je mehr nad) der herrſchenden Richtung die ordentlichen Gerichte auf die ei» 
gentliche Nechtsiprechung bejchränft, der Gang ded Prozeſſes in ftarre Formen 
eingezwängt, die Zuziehung des Rechtsanwalts unentbehrlich wird, deftomehr muß 
das Bedürfniß hervortreten, ſolche Streitigkeiten, bet welchen eine große Menge 
von Berfonen betheiligt ift, mit denen zur Erörterung des Sachverhalts perſön⸗ 
lid und an Ort und Stelle nothwendig verhandelt werden muß, die fich eben 
deshalb in jene Formen nicht einzwängen laffen, aber doch wegen ihrer unzwei⸗ 
felhaft privatrechtliden Natur prinzipiell dem VBerwaltungsgericht nicht Übertragen 
werden fünnen, vor die Auseinanderfegungsbehörde zu verweijen, wozu ſich auch 
außer dem vorliegenden Geſetz "in dem Wegegefeßentwurf zc. Gelegenheit bieten 
dürfte Es würde das auch unter den gegenwärtigen -Berbältniffen, wodurch eine 
große Menge nener Gefege und Behörden, verjchiedener neuer Formen und Friften, 
eine gewiffe Unficherbeit der Bevölkerung fich bemächtigt hat, den großen Vortheif 
haben, daß an eine alte gewohnte Auftitution angefchloffen werden könnte. 

Verkennen läßt ſich nun aber durchaus nicht, daß namentlich bei Ausführung 
bes 2. Abſchnitts des vorliegenden Geſetzes eine große Anzahl von Sachen vor 
fommen fann und wird, welche wegen ihres geringen Umfangs, wegen der ein« 
fachen und Mar vorliegenden Berhältniffe zc. fehr zwedmäßig von dem Kreisaus- 
ſchuß erledigt werden können. j 

Es empfiehlt fich daber, es in fo weit bei dem Geſetzentwurf zu belaffen, Daß 
die Anträge auf Herftelung von Schußanlagen, fowie auf Bildung von Wald» 
genoffenfchaften ftetd bei dem Kreisausſchuß anzubringen. 

Derfelbe witrde fodann die Frage, ob und welde Schugmaßregeln zweckmä⸗ 
Big auszuführen, reſp. das Bedürfniß der Bildung von Waldgenofienjchaften un⸗ 
terfuchen zu laffen, zu prüfen und darliber refolutorifch zu entjcheiden haben. 

Der Kreisausſchuß müßte ferner befugt fein, die weiteren Verhandlungen 
fortzufegen und bis zu Ende zu führen. Entſtehen aber dabei Streitigleiten tiber 
die Höhe der Entfchädigung, über deren Bertheilung, über das Beitragsverhält- 
niß bei den Waldgenoffenfchaften oder über fonftige Privat: und Vermögensver- 
hältniffe, fo würde der Kreisansfhuß die Sache zur weiteren Berhandlung au 
die Augseinanderfegungsbehörte abzugeben haben. Es entipricht diefes im Wefent- 
lien ganz den Beſtimmungen der $$ 42 bis 45 der Kreisorbnung, welche auch, 
joweit nothwendig, in das vorliegende Gefet mit aufgenommen werden müßten. 

Außerdem müßte e8 aber dem Kreisausfhuß auch freifiehen, in jebem 
Stadium die Sache zur weiteren Bearbeitung an die Auseinanderjegungsbehörbe 
abzugeben, um auf diefe Weife zu vermeiden, daß der Kreisausfchuß mit Sachen 
von folhem Umfang belaftet wird, die nach feiner eigenen Auffaffung feine Kräfte 
überfteigen. 

Die oben sub 2 angeregten Punkte hängen eng zufammen. Das Gejchäft 
der Herftellung von Schubanlagen nad dem 2. Abfchnitt, fowie der Bildung von 
Waldgenoffenfchaften nah) dem 3. Abjchnitt muß unter allen Umſtänden einen 
rechtsverbindlichen Abſchluß erhalten, dergeftalt, daB jeder der gegenwärtig Be—⸗ 
theifigten und deren Nechtönachfolger zur Erfüllung der ihm auferlegten Pflichten, 
nöthigenfallg im Wege des Zwanges angehalten werben kann, es may nun eine 
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Eintragung im Grundbuch erforderlich fein, oder nicht. Iſt letztere aber erfor⸗ 
derlich, ſo muß die betreffende Urkunde auch fo beichaffen fein, daß auf Grund 
derfelben die Eintragung erfolgen kann. 

Im Gefeentwurf ift aber, ganz abgefehen von der Eintragung im Grund⸗ 
bad, für den rechtsnerbindlichen Abſchluß der Geſchäfte nicht Sorge getragen. 
Bezüglich der Herftellung von Schutzanlagen wird, nach Anhörung der In⸗ 

tereffenten und Entfcheidung über deren Einwendungen, ein Regulativ aufgeftellt 
and für volifredbar erklärt, ohne daß die Jutereſſenten baffelbe vollziehen. &o- 
weit es fi) um rein polizeiliche Maßregeln — alfo die erforderlichen Anftalten 
zur Erhaltung der öffentlichen Nuhe, Sicherheit und Ordnung, desgleihen zur 
Abwendung der dem Publikum oder einzelnen Mitgliedern deſſelben bevorftehen- 
den Gefahren — handelt; alſo auch um die Herftellung einer Schukanlage zu er⸗ 
zwingen, würde ein ſolches Regulativ vielleicht gentigen, aber es handelt fidh bei 
den vorliegenden Geichäften nicht blos um polizeiliche Maßregeln. Die Schu 
anlagen erfolgen nur auf Antrag, nur wenn die Betheiligten für die Abwendung 
der Gefahr mit ihrem Vermögen auflommen; es kommen alfo ihre Privatinter- 
effen bier wejentlih mit in Betracht. In noch höherem Maße ift e8 bei Bildung 
der Waldgenoſſenſchaften der Tall. Die Ferftellung ſolcher Verhältniſſe kann nicht 
durch ein polizeifiches „Regulativ“ oder „Statut“ allein geregelt werden, jondern 
muß fih auf Einwilligung der Snterefienten, oder auf die rechtsgültig ergänzte 
Einwilligung derfelben, fei es durch rechtsfräftiges Erfenntniß, ſei e8 durch einen 
legislatoriſchen Alt, (durch Königliche Verordnung feftgeftellte Statuten) gründen. 
Der Geſetzentwurf geht auch von diefen Grundfäten aus, indem er anordnet, daß 
über die Widerſprüche entjchieden werben joll, mithin allerdings Einwilligung ober 
Entſcheidung vorausfegt. Allein das nicht vollgogene, fondern nur von der Be- 
hörde feitgejeßte Regulativ oder Statut bat, fomweit ed Privatrechte ordnet, nur 
fo weit verbindliche Kraft, als e8 auf rechtsperbindlichen Erklärungen oder Ent- 
ſcheidungen beruht. Es wird daher fein Intereſſent auf Grund eines Regulativs 
oder Statuts, wie fie der Gefeßentwurf voransfegt, zu einer Leiftung verurtheilt 
werden können, fondern nur auf Grund der von ihm in dem Verfahren abgege- 
benen Erflärungen oder der gegen ihn ergangenen Entſcheidungen. Es liegt auf 
der Hand, daß hiernach, wenn ed bei den Beftimmungen des Entwurfs verbliebe, 
die auf Grund deffelben hervorgerufenen Unternehmungen geradezu in Trage ge- 
fellt werden würden. Weift der. neue Eigenthiimer eines zu einer Schuganlage 
beitragspflichtigen Grundftiids nad), daß fein Borbefizer, der die Zuftimmung zu 
der Leiftung ertheilt hat, als Eigenthümer nicht legitimirt gewejen, jo ift er zu 
dem Beitrag firher nicht verpflichtet und Tann hierzu im Rechtsweg nicht verur- 
theilt werden. Hat ein Sntereflent feine Genehmigung zur Bildung einer Genof- 
fenfchaft ertheilt und ift hierdurch die Majorität der Yuftimmenden zur Bildung 
der Genoffenfchaft erreicht, alfo nur hierdurch diefe Bildung möglich geworden, 
es wird jpäter aber dargethan, daß die Erllärung jenes Interefienten ungilltig 
gemwejen, weil jeine Ehefrau Miteigenthümerin gewejen aber nicht zugezogen wor⸗ 
Kon, oder daß die betreffende Verhandlung an einem weſentlichen Yormfehler ge- 

ten, fo ift die Genofjenfchaft nicht rechtsbeftändig zu Stande gelommen und be- 

dt überhaupt nicht, troß des „feftgeitellten” Statuts. Diefe wenigen Beifpiele 

rben genügen, um die Nothwendigfeit darzuthun, daß am Schluß des Berfah- 

ns eine redhtöverbindliche Urkunde tiber das Unternehmen aufgenommen werben 

uß, weil außerdem daffelbe ſtets in der Luft fchwebt. | 
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Die Geſetzgebung iſt bisher auch ſtets von dieſen Grundſätzen ausgegangen. 
Wenn Genofſenſchaften zu Bewäfſerungs⸗- oder Entwäſſerungs⸗ oder zu Deichan⸗ 
lagen ohne Zuſtimmung aller Intereſſenten gebildet werden, fo muß das Statut 
dur Königliche Verordnung, alfo durch einen Akt der Gefeggebung, feftgeftellt 
werden, wodurd der Rechtsweg gegen die Beitinmungen des Statuts ausge 
fchlofien wird. ($ 56 seq. des Geſetzes vom 28. Februar 1843, 8 11 sog. des 
Deichgejetzes vom 28. Januar 1848.) - 


Nah dem Geſetz vom 1. Juni 1854 können in dem Kreife Wittgenftein um- 
ter ähnlichen Berhältnifien, wie im gegenwärtigen Geſetzentwurf ebenfalls Ge. 
noſſenſchaften zwangsweiſe gebildet werden. Es muß dann aber nad) 8 19 zeg. 
bes eritgedachteri Geſetzes auf Grund der Verhandlungen ein Rezeß aufgenommen 
und beftätigt werden, welcher gleich dem durch Königliche Verordnung feftgefetten 
Statut, die Verhältniffe der Genoſſen für diefelben und deren Nachfolger im Be- 
fig rechtsverbindlich feſtgeſtellt. 


Die Errichtung einer rechtsverbindlichen Urkunde über die nach Abſchnitt 2 
und 3 des vorliegenden Geſetzentwurfs auszuführenden Geſchäfte erſcheiut hiernach 
eine unabweisliche Nothwendigkeit. 


Was nun die Eintragung in das Grundbuch in Folge der hier in Rede 
ftebenden Geſchäfte anlangt, jo bedarf es nad) $ 11 Nr. 1 der Grundbuchordnung 
‚und nad) $ 49 der Konkursordnung vom 8. Diai 1855 einer Eintragung der Bei- 
träge der Waldgenoſſen nicht; zweifelhafter ift es, ob die Eintragung der Beiträge 
der Eigenthümer der gefährdeten Grundſtücke nach Abfchnitt 2 nothwendig if. 
Sie gehören eigentlich zu keiner der Kategorien, welche von der Eintragung aus⸗ 
geichloffen find. Allerdings follen fie nach dem Zuſatz zu $ 5 des Entwurfs 
„den Öffentlichen Abgaben“ gleich geachtet werden, allein nad $ 11 der Grund⸗ 
buchordnung find nur die an den Staat zu entrichtenden öffentlihen Abgaben 
und Leiftungen ausgefchloffen. Es wird die Eintragung hiernach im eigenen In⸗ 
tereffe der Schubanlagen erforderlich fein. 

Dagegen erſcheint die Beichränfung des Eigenthlimers in der freien Bewirth⸗ 
ſchaftung feines Waldes nicht nur beziiglih der zu einer Waldgenofienichaft ge⸗ 
börigen Grumdftlide, fondern auch bezüglich der durch die Schutanlage erfolgten 
Beſchränkung nad 8 11 des Gefees über Erwerb ded Grundeigenthums und 
nah 8 11 Rr. 2 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 (Bergl. auch An⸗ 
merlungen zu erfterem Paragraph in Bahlmann „das Preußiſche Grundbuchrecht“) 
unbedingt erforderlih, namentlich in denjenigen Yandestheilen, in welchen das 
Kultur:Edilt vom 14. September 1811 Gültigkeit hat und damit die völlig "freie 
Berfügung über Waldgrundftiide dem Privatbefizer gefetlich zufteht. Es handelt 
fih hier nit um Grundgeredtigfeiten, welche der Eintragung allerdings nicht 
bedürfen — fondern um eine Beſchränkung in der freien Bewirthſchaftung des 
Waldes, welche nicht einmal immer zu Gunften eines beftimmten Grundſtücks, 
fondern auch im Intereſſe einer Korporation oder im landespofizeilichen Intereſſe 
erfolgt, zum Theil wie bei Waldgenoffenichaften den eigenen Vortheil des Eigen- 
thümers beziwedt. Bedingung der Eintragung ift aber, daß die Einwilligung des 
Eigenthümers oder die Verpflichtung deffelberi, fih die Eintragung gefallen zu 
laffen, dem Ornndbuchrichter in beglaubigter Form dargelegt wird. 

($$ 13 und 14 Gefet über den -Eigenthumsermwerb, 88 33, 41, 46, 91 der 
Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872.) 
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Daß die Negulative und Statuten, wie fie der Geſetzentwurf im Sinne bat, eu 

dieſe Bedingungen nicht erfüllen, daß fie in biefer Form nicht einmal fir die Be⸗ 5 

tbeiligten verbindliche Kraft haben, ift oben bereits dargethan. Es würde alfo, 

um auch nur die Eintragung herbeiführen zu können, die Herfiellung einer formell 

rehtsnerbinblichen Urkunde durchaus erforderlich fein. 

Die Abficht, diejenigen Ergänzungen, des Gefeßentwurfs, welche, bei Auer: 

lemung der Nichtigkeit der vorftehenden Ausführungen ad 1 und 2, nothwendig 

fund, durch Abänderungsanträge herbeizuführen, feheiterte an der lieberzeugung, J 

daß ſolche Abänderungsanträge eine vollffändige Umarbeitung des gan- BL: 

zen Gefegentwurfs nad) fich ziehen müßten, eine ſolche aber beffer und vol» * 

RKändiger von der Staatsregierung, als in einer Kommiſſion vorgenommen wer⸗ I 

den kann. . 

Es bat dieſes um jo mehr zu dem oben geftellten Antrage führen milffen, als 

3. etne Hinausfchiebung der Berathung des vorliegenden Geſetzes bis zur 

| nähen Seffion fi} ſchon deshalb empfiehlt, weil nah Emahation des Geſetzes 

über die Berfaffung der VBerwaltungsgerichte und das Berwaltungsftreitverfahren 9 
| das erftere fich jehr vereinfachen, ein Hinweis auf das Gejek über das Verwal⸗ u - 
| tungsitreitverfahren im Wejentlichen genligen und jo die SS 8 bis 16 wahrjchein« Be: 
Kb in einen einzigen zujammengefaßt werben könnten. Ein folder Erfolg ift a 
wicht zu gering zu veranfchlagen, weil dadurch wenigftens der Anfang zur Beſei⸗ — 

tigung des Uebelſtandes, für jedes Geſetz ein beſonderes Verfahren zu konſtruiren, A 
gemacht werden würde. 44 

Berlin, den 7. April 1875. Schellwitz. 


Geſetzentwurf, 
betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften, nad; den 3 
Beſchlüſſen der Rommillion. J 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
derordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unjerer Monarchie, für 
den ganzen Umfang derjelben was folgt: 

I Allgemeine Befimmung. 

$ 1. Die Benugung und Bewirtbihaftung von Waldgrundfliden unterliegt ' 
nur denjenigen Iandespolizeilichen Beſchränkungen, welche durch das gegenwärtige BE - 
Geſetz vorgefchrieben oder zugelaffen find. - m 

Die über die Beauffihtigung, Benutzung und Bewirthſchaftung der Staats-, | 
Gemeinde-, Korporationg-, Genoſſenſchafts- und Snftituten- Forften ſowie der 
Schieswig-Holfeinifhen fogenannten Bondenholzungen beftehenden befonderen 
Borfchriften bleiben jedoch in Kraft. | $ 

1. Schutzmaßregeln zur Abmwendung von Gefahren. 3 

82 In Fällen wo: * 

durch die Beſchaffenheit von Sandländereien benachbarte Grundftiide, öffent⸗ 4 

| liche Anlagen, natürliche oder künſtliche Wafferläufe der Gefahr der Ber- r 
fanbung, 

durch das Abſchwemmen des Bodens oder durch die Bildung von Wafler- 

ſtürzen in hohen Freilagen, auf Bergrüden, Bergkuppen und an Berg- 
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&11. Wenn der Kommiffar die Gefährdung als vorhanden erachtet, fo 
hat derfelbe ein Regulativ zu entwerfen, welches alle erforderlichen Feſtſetzungen 
insbefondere auch über die Art der künftigen Benugung der gefahrbringenden 
Grundftiide und fiber die Unterhaltung und Beanffihtigung der Schutanlagen 
enthalten muß. 

8 12. Der Kommifjar Hat das Gutachten und das Regulativ zur Einficht- 
nahme der Eigenthlimer, Nutungs-, Gebraudyd- und Servitutberechtigten und 
der Pächter der gefahrbringenden Grundftiide, jowie der gefährdeten Intereſſenten 
vier Wochen lang in den Gemeinden, in welchen der betheiligte Grundbeflg be 
legen ift, bei. dem Gemeindevorfteher offenzulegen und daß dies angeordnet, zur 
Kenntnißnahme der Intereſſenten zu bringen. 

Geht der Antrag von einem Kommunalverbande oder von ber Landespolizei⸗ 
behörde aus, fo iſt dem Antragſteller das Gutachten und das Regulatw zuzu- 
fertigen. 

Demnädft bat der Kommiſſar die jämmtlichen Betbeiligten mit ihren Er- 
Märungen zu bören und die etwa erhobenen Widerſprüche zu erörtern. 

8 13. Gewinnt das Waldſchutzgericht die Ueberzengung, daß eine Gefähr- 
dung im Sinne des 8 2 nicht vorhanden ift, fo kann daffelbe ohne weiteres Ber- 
fahren dur einen mit Gründen verjehenen Beſcheid den geftellten Antrag zu- 
rüdmeifen. 

Gegen einen ſolchen Beſcheid ift binnen 10 Tagen nach deffen Zuftellung 
der Antrag auf mindlide Verhandlung vor dem Waldſchutzgerichte geftattet. 
Wird der Antrag nicht geftellt, fo gilt au in Anjehung ber Sultingteit der 
Berufung der Beſcheid als Entfcheidung. 

8 14. Unverändert. 

8 15. Fällt fort. 

8 16. Erfolgt die Einleitung der mündlichen Verhandlung, fo find die ge , 
fährdeten Intereſſenten, die Eigenthlimer, Nutungs-, Gebrauchs- und Servitut⸗ 
berechtigten, fowie Pächter der gefahrbringenden Grundftüde, und der Antrag- 
fteller (88 4, 5 und 10 Nr. 4) dur befondere Borladungen, alle die fonft ein 
Sntereffe zur Sache zu haben vermeinen, durch einmalige öffentlide Belannt- 
mahung im Amts- und Kreisblatte unter der Verwarnung vorzuladen, daß der 
nicht Erfcheineude nicht weiter werde gehört werden. 

Den Betheiligten ſteht es frei, ihre Erflärungen vor dem Termine ſchriftlich 
abzugeben. 

Auf Grund der minblichen Verhandlung, bei welcher die Betheiligten mit 
ihren Einwendungen gegen das kommifſariſche Gutachten oder gegen das Regu⸗ 
lativ zu bören find, hat das Waldſchutzgericht über diefe Einwendungen, be⸗ 
ziehungsweife über die Feſtſetzung des Regulativs Entjheidung zu treffen. Die 
Berhandlung und die Verkündigung der Entfcheibung erfolgen in öffentlicher 
Sitzung. 

Das Waldſchutzgericht kann auf Grund der mündlichen Verhandlung eine 
nochmalige Unterſuchung, nöthigenfalls durch einen anderen Kommiſſar oder Sach⸗ 
verſtändigen, vor der Entſcheidung zur Sache anordnen. 

Der gerichtlichen Entſcheidung verbleiben alle Streitigkeiten über die Exiſtenz 
und den Umfang von Privatredten. 

8 168. Die durch das Regulativ den Eigenthlimern gefährdeter oder gefahr⸗ 
bringender Grundſtücke auferlegte Beitragspflicht zur Entfhädigung oder zı Den 
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Loſten der Schutzanlagen (8 5) ruht auf dieſen Grundſtücken und iſt den öffent⸗ 
lichen gemeinen Laſten gleich zu achten. 

Bei Parzellirungen muß die Beitragspflicht auf alle Trennftüde verhältniß⸗ 
mäßig vertheilt werden. 

Rückſtändige Beiträge können aud) von den Pächtern und fonftigen Nugungs- 
berechtigten der verpflichteten Grundftide vorbehaltlich ihres Regrefies an die 
eigentlich Berpflichteten, im Wege der abminiftrativen Erelution beigetrieben 
werden. 


Auf Erfuchen des Borfigenden des Waldſchutzgerichtes ift die dem Eigen⸗ 
thümer des gefahrbringenden Grundflüds auferlegte Beſchränkung und die dem 
Eigenthümern der gefahrbringenden und der gefährdeten Grundftüde auferlegte 
Beitragspflicht, unter Hinweis auf die näheren Beftimmungen des Regulativs, 
im Grundbuche einzutragen. 

8 17. Sämmtlidhe in dem Berfahren vorlommende Berhandlungen und Be- 
ſchäfte, einfchlieglich der Eintragung in die Grundbücher und der von den Ge- 
risten oder anderen Behörden zu ertheilenden Auskunft, find gebiihren- und 
fiempelfrei; e83 werden nur die baaren Auslagen in Anſatz gebradit. 


Die Kommiſſare, foweit biefelben nicht Mitglieder des Waldichutgerichtes 
find, und die fonft zugezogenen Sachverftändigen erhalten für ihre Arbeiten, fiir 
ihre baare Auslagen, jowie fitr ihre Reife und Zehrungskoſten Entfhädigungen 
nah Maßgabe des Koftenregulativs vom 25. April 1836 unb der jpäter dazu 
ergangenen oder noch ergebenden Borfchriften. 

HM ein Mitglied des Waldfchuhgerichtes zum Kommiffar ernannnt, fo hat 
derfelbe nur Anſpruch auf Erfa der Reife- und Zehrungstoften nad Maßgabe 
vorgedachten Koftenregulativs. 

5 18. Die Koften des Verfahrens, welche erforderlichen Falls aus Kreis⸗ 
fonrmunalmitteln oder, wenn der Antrag von der Tandespolizeibehörde ausgeht, 
durch diefe vorgefchoffen werden milffen, bat der Antragfteller allein zu tragen, 
wenn der Antrag zurückgewieſen oder zuriidgezogen ift; andernfalls finden auf 
diefe Koften diejenigen Vorſchriften Anwendung, welche in den SS A und 5 dieſes 
Gefetes tiber die Aufbringung der zu leiftenden Entihädigung, beziehungsweife 
über die Beftreitung der auf die angeordneten Anlagen zu verwendenden Koften, 
ertbeilt find. 

8 19. Die Ausführung bes NRegulativs, insbefondere die Ausſchreibung und 
Einziehung der feftgefehten Beiträge zu der Entihädigung und zu den Koften 
der Schußanlagen, die Auszahlung der Entſchädigung und die Aufficht darliber, 
daß die angeordneten Schutanlagen vegulativmäßig bergeftellt und unterhalten, 
auch die fonftigen im Regulativ feftgefehten Anordnungen befolgt werden, Tiegt 

dem Borfienden bes Waldfchutgericht von Amtswegen ob. 

Ueber Beichwerben, welche darauf gerichtet find, daß die Art der Ausfüh- 
rung mit dem Inhalte des erlaffenen Regulativs nicht übereinſtimme, enticheidet 
d Waldſchutzgericht. 

Solde Bejchwerden miüffen längftens binnen 10 Zagen nach Behändigung 
d amnzugreifenden Verfügung angebracht werden. 

8 2. In Fällen, wo Gefahr im Berzuge ift, Tann der BVorfigende des 
T ıldfchußgerichts ſchon vor rechtsfräftiger Entſcheidung vorläufige Anordnungen 
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zur Verhinderung folder Unternehmmmgen, melde eine bie Gefahr ver- 
ide oder begünftigende Veränderung in ber Bewirthſchaftung des Grumd- 
worbereiten. Er fann dieſe Anorbuungen duch Anwendung von Zwangs- 

durch ſetzen. 

owohi gegen eine ſolche Anordnung, als gegen die Feftfegung der Strafe 
nnerhalb zehn Tagen nad; Zuftellung des Erlaffes Berufung eingelegt 
» Die Berufung erfolgt an das Waldſchutzgericht. Sie hat feine auf- 
ıde Wirkung. 

21. Ein rechtöverbindfich feſtgeſtelltes Megulativ Tann fpäter wieder ab- 
* werben. Die Abänderung erfolgt auf Antrag eines Betheifigten und 
vemfelben Verfahren, wie die urfprüngliche Feſtſetzung zu bewirken. 

I. Beftimmungen, betreffend die Bildung von Wald- 

genofienfgaften. 

2. Wo die forfimäßige Benugung neben einander ober vermengt gele- 
Baldgrumdftüde, Über Flächen oder Haibeländereien mur durch das Zu- 
wvirten aller Beteiligten zu erreichen iſt, fönnen auf Antrag 

!des einzelnen Beſitzers, 

es Gemeinbe- beziehungsweife Amts-, Kreis- ober fonfligen Kommunal 
erbandes, in defien Bezirfe die Grundftüde liegen, 

ex Sandespolizeibehörbe 

enthümer biefer Befigungen zu einer Waldgenoſſenſchaft vereinigt werben. 
a3 Zuſammenwirken Tann gerichtet fein entweder 

me auf die Einrichtung und Durchführung einer gemeinfchaftlichen Be- 
hutzung oder anderer der forfimäßigen Benupung bes Genoffenfhaftswal. 
es förberlichen Maßregeln ober 

ugfeidh auf die gemeinfchaftliche forfimäßige Bewirthſchaftung des Benoj- 
enſchaftswaldes nad; einem einheitlich, aufgeftellten Wirthichaftsplane. 

228. Die Bereinigung zu einer Waldgenoffenfhaft ift nur zuläffig 

ı den (Fällen des $ 22 bei 1, wenn die Mehrheit der Betheiligten, nach 
em Kataftral-Reinertrage der Grundftiicde berechnet, dem Antrage zuftimmt, 
n den Fällen bes $ 22 bei 2, wenn minbeftens ein Drittel der Bethei- 
gten dem Antrage zuftimmt und bie betheiligten Grundftüde derſelben 
tehr als bie Hälfte des Nataftrafreinertrages fünmtlicher betheiligter 
Srunbftüde haben. 

3. Das Rechtsverhältniß der Genoſſenſchaft und deren Mitglieder wird 
in Statut geregelt. " 

tr diefe Regelung if in allen Fällen der Grundfag maßgebend, daß in 
zenthums · und Befitverhältniffen ber einzelnen Betheiligten feine Wen- 
eintritt, 

%4. Das Theilnahmemaß jebes Waldgenoffen an der gemeinſchaftlichen 
tung ift im Statute fir die Dauer der Genoffenfchaft feftzufegen. 

eſe Feſtſetzung ift in Ermangelung anderer Berabredungen der Bethei- 
yahin zu regeln: " 

aß in den fällen des $ 22 unter 1 jeder Walbgenoffe fein Grundfiäd 
tbft bewirthſchaftet und die Koften dafür trägt, daß aber die Koften Der 
emeinſchaftlichen Einrichtung nach dem Berhältniffe des Kataftral-Reirrer- 
ages der vereinigten Grundſtüde von ben Waldgenoffen gemeinſchaftlich 
gebracht werben; 
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b. daß in den Fällen des 8 22 unter 2 die Nutzungen, die Koſten und die 
Laften der gemeinſchaftlichen Bewirthſchaftung des Genoſſenſchaftswaldes 
nach dem Berbältniffe des Kapitalwerthes des von jedem Waldgenoffen 
eingeworfenen Bodens und des baranf ſtehenden Holzbeftandes auf ſämmt⸗ 
liche Betbeiligte vertbeilt werden. 

Bei der Feſtſetzung des Theilnahmemaßes unter b foll es jedoch den Eigen- 
thümern verwerthbarer Holzbeftände, welche diefelben in die Genoffenichaft nicht 
mt einwerfen wollen, unbenommen fein, diefelben vorweg abzuräumen und flir 
Id zu benntzen. Sie baben aber dann die Koften des erfien Wiederanbau’s 
ihrer Flächen allein zu tragen. Ebenſo follen, wenn einzelne Grundftüde bei 
dildung der Genoffenfhaft mit Holz nicht beftanden find, die Koften des erften 
holzanbau's den Eigenthiimern vorweg zur Laft fallen. In beiden Fällen ift 
zur Feſtſetzung bes Theilnahmemaßes diefer Walbgenofjen der Betrag der auf- 
gewendeten Kulturfoften als Holzbeftandswerth in Anrechnung zu bringen. 

$ 25. Die Beitragspflit zu den Genoffenidhaftslaften ruht auf ben zur 
Genofſenſchaft gehörigen Grudſtücken und ift den öffentlichen Laften gleichzuachten. 

Bei Parzellirungen müſſen die Genofjenihaftslaften auf alle Trennſtücke 
verhältnigmäßig vertheilt werden. 

Rückſtändige Beiträge können aud von den Pächtern und fonfligen Nutungs- 
berechtigten der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die 
eigentlich Berpflichteten im Wege der abminiftrativen Erefution beigetrieben 
werden. 

5 26. Sind Genoffenfhaftsgrundftide mit Serpituten belaftet, fo müffen 
die Berechtigten fich diejenigen Einfchränkungen gefallen laſſen, melde im In— 
terefie der Genoſſenſchaft erforderlich find. Tür diefe Einſchränkung muß den 
Beredtigten volle Entihädigung von der Waldgenoſſenſchaft gewährt werden. 

8 27. Unverändert. 


88. Das Waldfchutgericht hat nach Maßgabe der Vorſchrift im $ 9 den 


Antrag durch einen Kommiffar an Ort und Stelle prüfen zu laffen. 


Der Kommiffar hat nach Feſtſtellung der zu vereinigenden Flächen die be- 
theifigten Grundbeſitzer fiber den Antrag zu vernehmen. 

Die Vorladung zu dem desfallfigen Termine erfolgt fchriftlih unter der 
Berwarnung, daß die Nichterjcheinenden dem Beichluffe der Erfcheinenden für 
zuftimmend erachtet werden follen. 

$ 29. Wird die Bildung der Waldgenoffenfhaft nicht bejchloffen (68 22, 
223, 28), jo reicht der Kommiffar die Verhandlungen dem Waldihuggericht ein, 
weiches folchenfalls einen Abweifungsbeicheid zu ertheilen hat. 

8 30. Unverändert. 

8 31. Das Statut muß enthelten: 

1) Rame, Sig und Zwed der Waldgenoffenjchaft, 

2) eine genaue Angabe des Umfanges des genoffenfchaftlichen Bezirkes, 

3) bei allen Wirthichaftsgenofienichaften ($ 22 Nr. 2) die Wirthſchaftsart und 
den Betriebsplan, die Formen, in welchen eine Abänderung berjelben be» 
fchloffen oder bewirkt werben Tann, fowie die Beftimmungen über die bis 
zur Durchführung des Betriebsplan 3 anzuordnende Bewirthſchaftung, 

b die den Waldgenofjen aufzuerlegenden Befchränkungen und Berpflichtungen, 

) das Berhältniß der Waldgenoffen zu den Servitutberechtigten, 

7* 
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6) das Verhältniß der Theilnahme an den Nubungen und Laften (5 24), 
fowie am Stimmrechte, 

7) die Formen und Friften, in denen die Vertheilungsrollen offen zu legen 
und etwaige Reklamationen anzubringen und zu prüfen find, 

8) die innere Organifation der Genoffenihaft und ihre Vertretung nad) außen. 


8 3la. In Ermangelung einer andermweitigen Bereinbarung ift das Stimm- 
verhältnig der Waldgenoſſen nach dem Berhältniffe der Theilnahme derfelben 
an den Nutungen und Laften zu regeln. Dabei ift als Einheit der Betrag des 
am geringften Betheiligten zum Gunde zu legen. Nur volle Einheiten gewähren 
eine Stimme. Jeder Waldgenoffe hat mindeftens eine Stimme. 


8 32. Der Kommiffar hat das entworfene Statut, fowie fein Gutachten 
iiber die nothwendigen Einfchränfungen die Servitutberechtigten, und liber bie 
baflir zu gewährenden Entfhäbigungen allen Betheiligten vorzulegen und etwaige 
Widerſprüche zu erörtern. 

Die Borladung zu dem desfallfigen Termine erfolgt fehriftlicd unter ber 
Berwarnung, daß die Nichtericheinenden einen Wiberfpruch nicht erheben wollten. 

Der Kommiffar reicht die Verhandlungen nebft feinem Gutachten iiber Die 
Bebürfnißfrage dem Waldſchutzgericht ein. 

5 33. Das Waldfehutsgericht entjcheidet, ob ein Bedürfniß zur Bereinigung 
der betheiligten Eigenthümer zu einer Waldgenoffenichaft vorhanden ift und ob 
das Statut den gefelichen Borfchriften entipricht und fein öffentliches Intereſſe 
verlegt. Waltet in allen diejen Beziehungen ein Bedenken nicht ob, fo ertheilt 
das Waldſchutzgericht den Beicheid, daß die Waldgenoſſenſchaft nad) dem Statut 
zu begründen fei. 

Zugleich enticheidet das Waldſchutzgericht über die Widerſprüche gegen Die 
im Gutachten vorgefchlagenen Beſchränkungen der Servitutberechtigten, beziehung3- 
weife tiber die Höhe der zu gemährenden Entſchädigungen. 

8 338. Das Verfahren vor dem Waldfchubgerichte, die Berufung gegen die 
Entſcheidung deffelben und das Berfahren in den Berufungsinftanzen richtet fich 
auch in diefen Fällen nach den gefeglichen Vorjchriften, betreffend die Verfaſſung 
der Berwaltungsgerichte und das Verwalt ungsftreitverfahren. 

Auf das Verfahren vor den Waldfchutgerichten finden die befonderen Vor⸗ 
ſchriften in den 88 13—16 diefes Geſetzes Anwendung. 

(Vergleihe $ 35 der Regierungsvorlage.) 

$ 33b. Nachdem das Statut dur Anerfenntniß oder rechtsfräftige Ent- 
ſcheidung fiir ſämmtliche Betheiligte rechtöverbindlich geworden, wird baffelbe 
von dem Waldſchutzgericht betätigt und dadurch die Waldgenoffenichaft begründet. 

Das beftätigte Statut hat die Wirkung einer gerichtlichen Urkunde und fann 
auf Grund deffelben die Erefution vollftredt werden. 

(Bergleihe $ 33 der Regierungsvorlage.) 

$ 33c. Auf Erfuchen des Vorfigenden des Waldſchutzgerichtes find die den 
Eigenthlimern der zur Genoffenjchaft gehörigen Grundftüde auferlegten Beſchrän⸗ 
tungen und Laften unter Hinweis auf die näheren Beftimmungen bes Statuts 
m Grundbucdhe einzutragen. 

$ 34. Unverändert. 

8 35. Fällt bier fort. cfr. $ 33a der Kommiffionsbefchlüffe, 

8 36. Unverändert. 
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8 37. Die auf Grund vorftehender Vorſchriften errichtete Walgenoſſenſchaft 
iR der Aufficht des Staats unterworfen. Diele Aufficht wird von dem Borfiten- 
den des zuftändigen Waldſchutz gerichtes, unter Berufung an das Waldſchutzgericht, 
nach Vorſchrift des 8 19 jund nad Maßgabe des Statut, übrigens in dem 
Umfange und mit den Befugniffen gehandhabt, welche gejetlich den Auffichtsbe- 
börden der Gemeinden zuftehen. 

5 38. Wenn im Laufe der Zeit eine Abänderung des rechtäfräftig feflge- 
fellten Statuts notwendig wird, fo ift diefe Abänderung in demſelben Ber- 
fahren, wie die urfprüngliche Feſtſetzung, zu bewirken. 

Die Auflöfung einer nad dieſem Geſetze begriindeten Waldgenoflenichaft 
iſt nur zuläffig, wenn die nach $ 228 zur Bildung einer Genoffenfchaft erfor- 
berfiche Mehrheit der Betheiligten berjelben zuftimmt. Solche Beſchlüfſe be- 
dürfen der Genehmigung der Auffihtsbehörde (8 37). 

& 38a. Bei der Auflöfung einer der im $ 22 unter 2 bezeichneten Walb- 
genoffenfchaften erhält jeder Waldgenoffe die eingeworfenen Grunbfilide zur 
eigenen Bewirthſchaftung zurüd. Außerdem find, wenn das Statut nicht ein 
Anderes beffimmt, die in dem Genoffenfchaftswalde vorhandenen Holzbeſtände 
nah dem Berbältniffe des Kapitalmerthes der zur Zeit der Errichtung der Ge⸗ 
unfienfchaft eingeworfenen Holzbeftände unter die Genoſſen zu vertheilen. 

Ueberfleigt der Werth des nach dieſem Berhältniffe ermittelten Antheils eines 
jeden derfelben den Werth des auf dem zurlüderhaltenen Grundftlide vorhandenen 
Holzbeſtandes, fo ift der Mehrwerth von denjenigen Waldgenofien zu erftatten, 
welche auf ihren Grundftüden einen Ueberſchuß an Holzbeftandsmerth erhalten haben. 

IV. Theilung gemeinjhaftlider Waldungen. 

& 39. Sofern eine nach den beftehenden Vorſchriften zuläffige Naturalthei- 
lung eine gemeinfchaftlich bejeffenen Waldgrundſtücks ſolche Trennſtücke ergeben 
wärde, deren forftimäßige Benutung nur durch gemeinfchaftliche Bewirthſchaftung 
zu erreichen wäre, fo darf dem Antrage auf Therlung feine Folge gegeben 
werden. 

V. Uebergangsbefimmungen. 

8 40. In denjenigen Theilen der Monarchie, in welchen zur Zeit Verwal- 
tungsgerichte nicht beftehen, werden bis zur Einrichtung von folcden die in dieſem 
Geſetze den Berwaltungsgerichten übertragenen Funktionen in erfter Inſtanz durch 
befondere Waldſchutzgerichte, welche bei eintretendem Bedürfnifſe fiir jeden Kreis, 
mit Ansſchluß der felbfiftändigen Stabtkreife, nach den Vorſchriften der folgenden 
Baragraphen gebildet werden, in zweiter Inſtanz durch die Deputationen für 
das Heimathsweſen (88 40 und 41 des Geſetzes, betreffend die Ausführung bes 
Bundesgeſetzes Aber den Unterfügungsmohnfig, vom 8. März 1871, Geſetz⸗ 
Sammlung S. 180 ff.) in dem durch diejes Geſetz vorgefchriebenen Verfahren 
wahrgenommen. 

$ 41. Unverändert. 

8 42. Unveränbert. 

8 43. Unverändert. 

VI Strafbefiimmung. 

8 4. Die Eigenthümer, Nutungs-, Gebrauchs⸗ und Serpitutsberechtigten 
wie Pächter find, wenn fie den Beftimmungen des Negulativs ($ 19) zumider 
‚olz einfchlagen, mit einer Geldftrafe zu belegen, welche dem doppelten Werth⸗ 
trage des gefällten Holzes gleichkommt. 
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Wenn fie bie fonftigen Seftfegungen des Regulativs, durch welche eine be- 
ſtimmte Art der Benugung vorgefchrieben oder verboten wird, übertreten, find 
fie mit einer Geldbuße bis zu 100 Mark zu beftrafen. 

$ 45. Der Minifter für die Iandwirtbfchaftlichen Angelegenheiten ift mit der 
Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Reſolution. 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 
durch die Beſchlußfaſſung über den vorftehenden Geſetzentwurf die Pe: 
titionen 
I. 281. 318. 3183. 318b. 8318c. 8318d. 318e. 319. 321. 32. 
363. 415. 441. 463. 464. 465. 466. 717. 966. 1362. 
für erledigt zu erflären. 


C. Bweite Berathung. 
60. und 61. Sitzung am 4. Mai 1875. 
(Vormittagsfigung.) 

Präfident: Verichterftatter ift der Abgeordnete Bernhardt. Ich erſuche 
denfelben, neben mir Pla zu nehmen. 

Ich eröffne die Diskuffion über den $ 1, zu weldem der Abgeordnete Ba- 
rifius unter Nr. 314 ad I einen Zufat”) zum zweiten Abja beantragt hat. Ich 
ertheile dem Abgeordneten Pariſius das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Der Antrag, den ih zu 8 1 ge 
fiellt habe, wird Ihnen wohl etwas befremdlich vorgekommen fein, und ich er 
faube mir deshalb, denfelben zu motiviren. 

Wenn Sie die erfte Vorlage der Regierung in den Motiven nachfehen, dann 
finden Sie dort eine fehr überfichtliche Zufammenftellung der gegenwärtigen Ge⸗ 
jeßgebung in Preußen in Betreff des ſtaatlichen Auffichtsrechts über die Waldın- 
gen der Gemeinden. Diefe Gefetgebung ift eine propinziell durchaus verfchiedene; 
fie if} in den älteren öftlichen Provinzen Preußen, Pommern, Pofen, der Mart 
und Schlefien derartig, daß die Gemeinden fehr gering bejchränft find in der Be: 
wirthſchaftung ihrer eigenen Waldungen, dahingegen fieht die Sache ganz anders 
in den ehemaligen Fürſtenthümern Calenberg, Göttingen und Grubenhagen der 
Provinz Hannover, ebenfo in dem vormaligen Herzogthum Naffau und in dem 
ehemaligen Kurfürſtenthum Heffen. In den Haunoverfchen Bezirken und in Raffau 
ift die technifche Verwaltung der Gemeindeforften in die Hände "der Staatsforf- 
beamten gelegt, außerdem geht in Naffau die Beſchränkung der Gemeinden noch 
weiter. Dort find nicht blos wie in Hannover die Gemeinden zur Beltellung 
und Bezahlung befonderer Beamten für die Ausübung des Forſtſchutzes ver- 
pflichtet, fondern diefe Beamten werden in Naffau auch von der Auffichtsbehörde 
angeftellt, aljo die Gemeinden haben nicht einmal die Wahl des Förſters, welcher 
ihre Waldungen zu beſchützen hat. In dem ehemaligen Kurfürftenthum Heffen 
gehen die Beſtimmungen noch weiter; da ift die Einleitung und Ausführung 
Forftbetriebes in den Waldungen der Gemeinden der Staatsforfibehörde in 
jelben Maße zugewiefen, wie in den Iandesherrlihen Waldungen. Nun lieg! 


*), Der Zufaß lautet: „Diejenigen, welche die Beſchränkung ber Gemeinden fu der Br“ 
Ihaftung ihrer Horften betreffen, nur bis zum 1. Sanuar 1873.” 
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glanbe ich, wohl auf der Hand, dag Beſchränkungen in dieſem Maße weit tiber 
das Ziel hinausfchießen. Die Regierung hat nun in ben Motiven angeführt, 
daß eine Reviſton der Geſetzgebung Bedürfniß fei, fie bat aber angedeutet, — 
und es ift in der Kommiffion, wenn ich mich recht erinnere, fogar direct gejagt, 
daß vorläufig die Meinung der Regierung dahin geht, daß ein allgemeines Ge⸗ 
je fir den ganzen Staat in diefer Beziehung nicht zu erlaffen ſei. Es fcheint, 
ald ob die Staatsregierung davon ausgeht, daß jene jehr weiten Beſchränkun⸗ 
gen ber Gemeinden in den weſtlichen Provinzen nicht gemindert werden follen 
und daß man im Often nicht fo weite Beſchränkungen einführen Tann. Meine 
Herren, das halte ich für meine Perfon nicht für angemeffen, ich glaube, es läßt 
fi) eine allgemeine Gefeßgebung über den ganzen Preußiſchen Staat herftellen, 
die dem wirklichen Bedürfniß des Landes entſpricht. Da ich der Meinung war, 
daß gewiffermaßen ein Drud nach diefer Ricptung Hin auf die Regierung ausgeübt 
werben müffe, jo babe ich beantragt, zu dem zweiten Abjag des $ 1 die Worte 
binzuzufligen, daß diejenigen Borjchriften, welche die Beſchränkungen ber Ge⸗ 
meinden in der Bewirthichaftung ihrer Forſten betreffen, nur bis zum 1. Ja⸗ 
mar 1878 gelten jollen. Ich gebe dabei von der Borausficht aus, daß es big da⸗ 
bin leicht gelingen wird, ein neues Geſetz berzuftellen, welches dieſe Sache für dem 
ganzen Preußiſchen Staat ordnet. 

Nun muß ich aber gefteben, daß derjenige Weg, nach diefer Richtung bin 
einen Drud auszuüben, deu ich in meinem Antrage gewählt habe, doch feine er- 
heblichen Bedenken bat, und da mir felbft von naheftehenden Freunden dieſe Be- 
denfen noch ſchärfer hervorgehoben find, als ich fie ſchon ſelbſt erfannte, da man 
namentlich darauf Hingewiefen hat, daß wir ja zwei Bertretungslörper im Land» 
tag haben, daß alfo, wenn eine Bereinigung zwifchen der Staatsregierung und 
dem Abgeordnetenhaufe auch leicht zu erzielen fei, wir doch nicht wiffen, wie das 
Herrenhaus zu diefer Gefeßgebung ftehen könnte, aus dieſem Grunde habe ich mid) 
entichloffen, den Antrag bier zuriidzuziehen und behalte mir vor, den geeigneteren 
Bey einer Reſolution bei der dritten Lefung zu bejchreiten. 


Präfident: Der Abgeordnete Dr. Bening hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Bening: Der Antrag des Herrn Vorredners ft allerdings, 
wie er hier geftellt wurde, mir befremblich erichienen. 

Ich würde allerdings glauben, daß eine auch nur halbwegs bejonmene Ge⸗ 
jeßgebung nicht fo vorfchreiten dürfte, unbeſehens eine Gefegebung über einen 
höchſt wichtigen Gegenſtand mit einem Schlage aufzuheben, ohne zu jagen, mas 
an die Stelle treten fol. Ich will, da der Antrag zurüdgezogen ifl, auf denjelben 
zur Zeit nicht eingehen, indeſſen da der geehrte Herr eine Reſolution in Ausficht 
geſtellt bat, folgendes bemerken. 

Es ift allerdings die Geſetzgebung tiber die Gemeindeforften nach den ver- 
jdiedenen Gegenden ungemein verfchieden, allein dieſe Verſchiedenheit beruht nicht 
etwa auf Yufälligkeiten, ſondern auf Berjchiedenheiten der Zuſtände. Es iſt ja 
upf"ghar, daß in den Hügel⸗ und Gebirgslanden die Forfien, namentlich die Ge⸗ 
m ‚eforften, eine ganz andere Bedentung haben, als im Flachlande, daß dort 
au die Bewirthichaftung in Bezug auf die Holzbeflände eine viel fchmierigere, 
be itendere ift umd eine größere Weauffichtigung, eine größere Mitwirkung bes 
5 "erfonalg erfordert, als auf dem Flachlande. Ich würde daher glauben, daß, 
mw Mh ein allgemeines Geſetz über die Gemeindeforften erlaffen wird, auf 
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ſolche Berfchiedenheiten entſchieden Hüdficht genommen werden muß, daß eine 
völlige Gleichmäßigleit fiir die ganze Monardie fi nicht empfiehlt. Indeſſen 
daran folgt noch nicht, daß nothwendig Propinzialgefege gefchaffen werden milffen; 
die Verſchiedenheiten laſſen ſich auch in einem allgemeinen Geſetz wohl berildfidh- 
tigen. Ich märbe das fiir wilnfchenswerther Halten als das Borfchreiten auf 
dem Wege der Provinzialgeſetzgebung. Man weiß nicht, wohin man auf biefem 
Wege gelangt und zu welchen umnötbigen Berjchiedenheiten man gelangt. 


Ferner erlaube ich mir auf den Eingang diefes Paragraphen aufınerffam zu 
machen. Es find damit, obgleich das nicht ausgeſprochen ift, alle diejenigen Be⸗ 
ſchränkungen befeitigt, die jett in Bezug auf die Forſten der Privaten beftehen : 
diefe find auch fehr verfchieden nach den verjchiedenen Provinzen und ſelbſt in den 
einzelnen Theilen der Provinzen. Ich will nicht wiederholen, was über bie Be- 
griindung von Seiten der Königlichen Staatsregierung gejagt worden iſt; ich will 
nur das hervorheben: es ift diefe Aufhebung der Beſchränkung binfichtlich der 
Privatforften eine höchſt wichtige für mehrere Landestbeile, namentlich für Die 
neuerworbenen Landestheile. Es hat dort im Allgemeinen der Gruubjaß einer 
gewiffen Beauffichtigung von Staatswegen beflanden, namentlich ein Erforderniß 
der Genehmigung bei Waldrodungen. Dieſe Borfchriften find zum Theil aller. 
dings veraltet, werben nicht genau beobadıtet und haben einen großen Nuten 
wohl nicht. Indeſſen, meine Herren, es if Doch nicht zu verfennen, daß mit ber 
Aufhebung diefer Beſchränkungen in Bezug auf die Privatforften eine Aenderung 
entfteht, eine namentlich im Hügel- und Berglande wefentliche Aenderung, daß 
hieraus ein gewiffes Bedenken hervorgeht. Dieſem Bedenken will die Staatsre⸗ 
gierung num nad) diefer Vorlage begegnen durch verjdhiedene Gruppen von Be— 
fimmungen, die im Entwurfe getrennt vorliegen, die aber in ihrem Urfprunge 
einen innigen Zufammenbang haben, nämlich durch die Befimmungen für Schuß» 
waldungen fiir Fälle, wo auch die Privatforften nothwendig beftehen bleiben, 
vielleicht erweitert werden müffen, und fitr ſolche Fälle, wo in Folge einer zu 
weit gehenden Zerftüdelung der Waldgrundftlide eine richtige Forſtwirthſchaft nicht 
möglid if. Diefe beiden Theile des Geſetzes ftehen in engem Zufammenhang 
mit einander und mit dem erfien Grundſatz des Entwurfs. Ich bemerle dies 
fon hier, weil ja ein Antrag vorliegt, einen Theil dieſes Gefeges, nämlih den 
Theil, der fi) auf Waldgenofjenjchaften bezieht, abzulehnen. Ich bemerke vor⸗ 
läufig, anfchließend an dieſen Paragraphen, daß ich darin eine Ablehnung bes 
ganzen Geſetzes nicht finden wiirde, indem eben der erfte Satz diejes Geſetzes fi nur 
vollfommen rechtfertigt in Verbindung mit den übrigen Beftimmungen deffelben. 
Dann babe ih in Bezug auf einen Sag in biefem erften Paragraphen, in Bezug 
auf die fogenannten Bondenholzungen in Schleöwig-Holftein nur hervorzuheben, 
daß anf die Erhaltung der Beſchränkung Hinfichtlich dieſer Bondenholzungen bie 
MWünfche der Provinz Schleswig-Holflein ſehr entfchieden gerichtet find, daR vie 
Anſichten der Mitglieber des Haufes aus Schleswig-Holftein damit zuſammen⸗ 
treffen, und daß auch die Provinzialvertretung von Schleswig-Holftein ſich in 
diefem Sinn ausgeſprochen hat. Ich glaube, daß hierin wohl ein genügender 
Grund vorliegt, vorerfi wenigftens dieſe Beſchränkungen feftzuhalten. 


Prafident: Der Abgeordnete Dr. Seelig hat das Wort. 


(Panfe.) 
Derfelbe verzichtet. 
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Es if Niemand weiter zum Worte gemeldet, die Diskuffion über $ 1 if 
geſchloffen. 

Der Herr Berichterſtatter verzichtet. 

Ich bringe den 8 1 der Kommiſſionsvorſchläge, deſſen Verleſung Sie mir 
exlaffen, zur Abſtimmung und erjuche diejenigen Herren, welche den Paragraphen 
annehmen wollen, aufzufiehen. (@ejdiebt.) 

Der 8 1 der Kommiſſtonsvorſchläge it angenommen. 

Ich eröffue die Diskuffion Über $ 2, zu welchem ber Abgeorbnete Pariſius 
unter Nr. 314 II beantragt bat, im Abfat 1 Hinter den Worten: 

„ausgejett find, kann“ einzufügen „im öffentlichen Intereſſe.“ 

Der Abgeordnete Pfafferott Hat das Wort. 

Abgeordneter Pfafferott: Meine Herren! Ich wollte mir erlauben, einige 
Borte gegen die Vorlage zu ſprechen. Ich verfichere zunüchſt, daß ich ungern 
gegen die Borlage ſpreche, denn ich bin felbft ein Tyreund des Waldes und würde 
mich freuen, wenn ich einer Borlage meine Zuftimmung geben könnte, welche bie 
Abſicht hat, der Zerflörung von Waldungen vorzubeugen und neue Wälder zu 

Wenn ich bei dem 8 2 des Entivurfs, wie mir wohl geftattet fein wird, 
anf andere Paragraphen des Entwurfs übergreife, jo möchte ich in dieſer Be⸗ 
zebung im vorans bemerken, daß ich diejenigen VBeftimmungen bes Geſetzentwurfs 
anschließen will, welche iiber die Waldgenoflenfchaften handeln. Ich Hätte gern 
gefehen, wenn die Beftimmungen über die Waldgenoffenfchaften zum Gegenſtande 
eines beſonderen Gejegentwurfes gemacht worden wären. Ich hatte auch nach 
dieſer Richtung hin in der Kommiffion einen Antrag geftellt; der Antrag ift aber 
abgelehut. Der S 2 des Entwurfs verfolgt, wie bereits bemerkt, zwei Richtun⸗ 
gen. Einmal will der Entwurf der Zerftörung von Waldungen vorbeugen und 
anbererjeits neue Wälder fchaffen, beides im öffentlichen Intereſſe. Meine 
Herten, von dem öffentlichen Suterefle fteht in der Borlage nun allerdings fein 
Bart Bon mehreren Mitgliedern der Kommiffion find dahin zielende Anträge 
eingebracht, um als eine der Borausfegungen der Anwendung diefes Geſetzes das 
Bffentliche Intereſſe bineinzubelommen. Die Anträge find abgelehnt. Die Herren 
Negierungslommiffare haben aber trotzdem betont, es verftehe fich ganz von ſelbſt, 
fei wenigftend durchaus nicht zmeifelhaft, daß eine dieſer VBorausfegungen das 
Öffentliche Intereſſe fei, mit anderen Worten, daß ber Gefegentwurf überall nicht 
augewenbet werben bürfe und könne, wenu ein Öffentliches Intereſſe nicht in Frage 
Rebe. Ich Habe lange danach gefucht, mir zu reimen, daß die Herren Bertreter 
der Regierung fagen: „eine nothwendige Vorausſetzung der Anwendbarkeit bes 
Entwurfs ift das öffentliche Intereffe”, und auf der andern Seite die Thatfache, 
„Laß diefem Gedanken in dem Entwurf ſelbſt fein Ausdrud gegeben if“. Ich 
glaube die Löfung gefunden zu haben, ich glaube nämlich, daß auf Grund des 
Geſetzes weder ein Privater noch eine Gemeinde u. f. w. überall einen Antrag 
nach $ 3 des Entwurfs fiellen, daß der Entwurf, wenn er jpäter @ejek geworden 
if, eine praktifche Anwendung nicht anders finden wird, als wenn die Landespo- 
Fizeibehörbe den Antrag ftellt, und die Landespolizeibehörde wird natürlich eben 

ur im Öffentlichen Intereſſe den Antrag ihrerfeits zu fiellen in der Lage fein. 

Bern ich num frage, ob die Vorlage den Zwed erreichen läßt, fo möchte ich 

iefe Frage kurz erledigen und zunächft nur beantworten im Hinblid auf die 
rälle c und d des 8 2 der Vorlage. Da bin ich allerdings der Meinung, daß 
* Entwinf die Berftörung von Wäldern verhindern wird. BeisBejahung diefer 
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Frage nehme ich jedoch an, daß der Kreisausfchuß, in diefem Entwurfe Wald- 


ſchutzgericht genamnt, im Stande ift, diejenigen Tragen zu entjcheiden, welche ent 


chieden werden müffen, um zur Anwendung des Geſetzentwurfs in den Fällen 
des 8 2 c und d zu kommen. Ich glaube aber, daß man zu dem Zwecke, welchen 
der 8 2 in feinen Pofittonen c und d verfolgt, auf eine weit einfachere und fehr 
viel zwedinäßigere Weife gelangen Tann. Die Wälder, welche nicht zerſtört werden 
jollen, find ſchon befannt; wir können heute fchon diejenigen Wälder fünben, 
weiche nach der Borfchrift des $ 2 unter c und d im öffentlichen Intereſſe er- 
halten bleiben mäffen. Ich glaube, e8 wäre nun fehr viel einfacher und zwed- 
entfprechender, wenn nad einem Geſetze eine Kommilfion ernannt würde mit der 
Befugniß und der Verpflichtung, diejenigen Wälder, welche nad) S2 c und d der 
Borlage in Trage kommen, flir das ganze Gebiet des Preußifhen Staats aus» 
zufcheiden, und nachdem die Ausſcheidung erfolgt ift, bie einzelnen Waldkomplere 
unter die bewährte Aufficht der Forſtbehörden zu ftellen. Ich würde babei von 
der Boransfekung ausgehen, daß die forfimäßige Nutung diefer alfo ausgeichie- 
denen Waldlomplere den Waldeigenthlimern bliebe. Weiter wiirde ih in ben 
Fällen c und d in 8 2 der Borlage nicht gehen. Ich perfönlich hätte allerdings 
durchaus nichts dagegen zu erinnern, wenn alle Wälder unter flaatlichen Forſt⸗ 
ſchutz gefiellt witrden, aber ich glaube nicht, daß ich fo weit gehen darf, ich möchte 
wenigftens einen Antrag bier im Haufe nicht wiederholen, nachdem ein von mir 
in der Kommiffion geftellter, dahin zielender Antrag einftimmig abgelehnt wor 
den iſt. 

Ich komme nun zu der Frage: läßt die Vorlage den Zwed erreichen in den 
Fällen des $ 2, a b der Vorlage? Ich fehe hier ab von Kleinen Schuganlagen, 
von Aufforftungen Meiner Parzellen, Ziehen von einzelnen Gräben, Aufwerfen 
von Dämmen u. f. w., ih halte lediglich die Neufchaffung von Wäldern als 
Zweck des Geſetzes im Auge und ftelle die Syrage: „werden nad) der Regierungs«- 
vorlage in den Fällen a und b cit. große Wälder entftehen ?“ Die Möglichkeit 
gebe ich zu. Zweifelhaft war auch bier der Herr Minifter für Landwirthſchaft, 
wenn ich die Rede, mit welcher der Herr Minifter diefe Vorlage einflihrte, anders 
richtig verflanden habe. Der Herr Minifter fagte damals, es wäre ihm von der 
einen oder anderen Seite der Einwand gemacht, ob große Nefultate fi ergeben 
würden aus der Anmwenbung diejes Gejetes, und wenn ich anders die Betonung 
Seitens bes Herrn Miniſters richtig verftanden habe und in feiner Rede richtig 
zwifchen den Zeilen gelefen habe, fo ift der Herr Minifter über die Tragweite 
diefes Geſetzes, was die Nefultate anlangt, im Hinblid auf die Fälle des S 2a 
und b des Entwurfs wohl noch heute nicht fo ganz ficher. Sch glaube zwar, 
dag in den Fällen a und b cit. ganz erftaunlich große Nefultate erzielt werden 
fönnen, bin aber der Ueberzeugung, — und daß ift der Hauptpunft, weshalb ich 
gegen das Geſetz fprechen zu müffen glaube — daß folche Refultate nur damız 
zu erreichen find, wenn die Randespolizeibehörbe bei Anwendung des Geſetzes im 
großem Mafftabe md mit rüdfichtSlofer Energie vorgeht. Wenn in diefer Weife 
aber vorgegangen wird, fo werden davon derartig tiefe Eingriffe in Privatrechte 
die Folge fein, daß ich meines Orts die Verantwortung für ein foldhes Geſetz 
nicht mit übernehmen mag. 

Meine Herren, wenn der Herr Minifter für Landwirthſchaft in der gedachten 
Rede dem Hohen Haufe die Erklärung hat abgeben müſſen, daß der Staat nicht 
Geld genug babe, den entſprechenden Staatsbefig an Waldungen berzuftellen durch 
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Anlauf von Waldungen und Debfändereien, legtere zum Zwecke ber Aufforftung, 
jo möchte ich der Meinung fein, daß man jegt auf einem Ummege zum Biele 
tommen will. Man beabfichtigt im öffentlichen Sntereffe auf Betreiben der Lan. 
bespolizeibehörde große Wälder entfiehen zu lafſen; der Staat will, wenn ich mid) 
fo ausdrücken darf, fiir den Riß ftehen; die erſten und Hauptausgaben follen aber 
Yrivate tragen. 

Meine Herren, ich komme jegt zu den Mitteln im fpeziellen, die den Zweck 
dieſer Geſetzesvorlage erreichen laffen follen, und erlaube mir da zumächft, eine 
ganz kurze juriſtiſche Eharakteriftiit der Befegesnorlage zu geben. Meine Herren, 
die Prinzipien diefer Vorlage knüpfen ſich an fein bislang anerkanntes Rechts⸗ 
verhältniß in der Weife an, dag wir ein durchlaufendes beftimmtes Nechtsprinzip 
in der Borlage haben. Ich fehe hier, wie gejagt, von dem Entmwurfe, injomeit 
er die Waldgenoſſenſchaften betrifft, ab. Meine Herren, wir haben e8 bier mit 
feinen ftaatlichen Hoheitsrechten zu thun; denn lettere verfolgen feinen anderen 
Zwei als den, es zu ermöglichen, daß der Wald forfimäßig und nachhaltig be- 
nugt werben kann. Wir fünnen bier auch feine Servitutrechte konftruiren. Wir 
könnten zwar die gefahrbringenden Grundftlide als dienende und die gefährdeten 
Grunditüde als herrſchende Grundftüde nehmen, aber wir kommen, wenn wir 
bier Servituten konſtruiren wollen, auf servitutes in fariendo. Außerdem bat 
der Entwurf im Gefolge, daß ber Beſitzer des gefahrbringenden Grundſtücks von 
der Nutzung und dem Gebraude feines Grundftlids oder eines Theils Davon 
unter Umftänden ganz ausgejchloffen wird, eine Folge, die es verbietet, bier eine 
Analogie aus der Gervitutenlehre zu ziehen. Ach Hlaube, der Herr Referent hat 
in diefer Beziehung meine Anficht vollftändig getheilt, wenn er im Bericht Seite 
1 fagt: 

Die befondere Art des bier in Rebe fiehenden Geſetzentwurfs, der nicht 
einer allgemeinen Rechtsanſchauung Ausdruck verleiht oder einem von Allen 
empfundenen oder anerlannten Rechtsbedürfniß genügt, vielmehr durch 
finguläre Verhältniſſe und die Eigenart eines einzelnen Wirthſchaftszweiges, 
der Waldmwirtbichaft, nothwendig gemacht wird, bedingt das flete Zurüd- 
greifen auf konkrete Verhältniffe, welche allein ein ſolches Geſetz berechtigt 
erſcheinen laſſen. 

Wenn wir nun dieſes Geſetz nicht juriftifch konſtruiren können, — aus mel: 
ber Thatfache allein ſchon ein gemwichtiges Bedenken gegen die Borlage entnommen 
werden follte — fo möchte ich diefe meine Bedenken auch nody an einem praktiſch 
greifbaren Beifpiele klar ftellen. Ich denke mir einen Berghang, welcher fich eine 
Stunde lang binzieht; der Hang ift öde und kahl, aber body; es fammeln fidy 
Waſſer, und dieſe ftürzen in ftarlen Strömen auf unterliegendes Kulturland. Un⸗ 
im am Hang entlang zieht fi das Kulturland in Aderländereien und Wiefen 
bin. Es erjcheint der Landespolizeibehörde, der Regierung, wünſchenswerth, die- 
fen öden, gefahrbringenden fiundenlangen Hang zu bewalden. Die Landespolizei- 
bei "rde ſtellt den Antrag, denfelben aufzuforften. Meine Herren, ſämmtliche Be⸗ 
fit des mmterliegenden Landes find vieleicht gegen die Aufforfiung; aber ihre 
Ei sendungen finden keine Beachtung; die Vorausſetzungen der Anwendung die: 
ſes Geſetzes liegen vor; die Beſitzer der gefährdeten Grunditide mögen fagen, 
wo fie wollen, die Landespolizeibehörde ftellt im öffentlichen Intereſſe den An⸗ 
rc und es wird aufgeforftet. 
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Wie werden nun die fehr bedeutenden Koften, die diefe Aufforftung macht, 
aufgebracht? Zunächſt wird berechnet, welchen Bortheil haben die Befitzer des 
Hanges dadurch, daß diefer Hang aufgeforftet wird? Die Summe wird gut ge 
fohrieben; — dann wird berechnet, welddem Schaden entgehen bie Befißer der um. 
terliegenden Ländereien, und es wird vielleicht berausgerechnet, der Morgen wird 
50 oder 100 Thaler mehr werth, wenn er den Ueberfluthungen und beren Fol⸗ 
gen nicht mehr ausgefett if. Damit haben wir die zweite Summe. 

Nun, meine Herren, bin ich der Meinung, daß ſolche Abſchätzungen nicht 
allein äußerft fchmwierig, jondern, ich möchte fagen, beinahe willkürlich find. Wird 
nun der Hang aufgeforftet, fo find zwei Fälle denkbar: Die Aufforftung gelingt, 
es entfieht an dem Hange ein ftundenlanger Wald, der allen forftlichen Auſprüchen 
genügt; oder der andere Kal, daß die Kulturen nicht auflommen wollen; es wird 
jahrelang, vielleicht durch 10 Jahre und länger, immer weiter und vergeblich nach 
geforftet. In dem erfteren Falle haben die Befitter des Berghanges möglicher- 
weife einen ſolchen Bortheil, daß fie durch die Aufforftung deſſelben wohlhabend 
werden; das werden fie vorwiegend auf Koften der Beſitzer der unterliegenben 
Ländereien. Ob die unterliegenden Ländereien im Laufe der Fahre, nachdem die Be- 
forftung des Hanges gelungen war, nun einen entfprechenden jährlichen Mebrertrag ge 
ben, das ift mir mehr als zweifelhaft, und wenn der Wald erfi größer wird, dann fon 
men durch Feuchtigkeit, durch Beichattung vielleicht Verhältniſſe zu Tage, die den Er- 
trag der nächftgelegenen unterliegenden Ländereien, deren Befiter der Natur der Sache 
nad) am meiften zu den Koften der Aufforftung beitragen mußten, im Durchſchnitt auf 
eine geringere Höhe bringen, als früher. Nun können die Befiger der gefährbeten 
Ländereien nicht einmal derelinguiren, fie müffen die Koften und Laften der Auf. 
forftung auf fi nehmen und haben nicht die Gewißheit, daß fie nad) einer Reihe 
von Fahren dafür entjchädigt werden. Ich bin der Meinung, meine Herren, daß 
die Mißlichkeit der Werthſchätzungen qu. allein ſchon genügt, die Vorlage nnan⸗ 
nebmbar zu machen. 

Nun, meine Herren, erlauben Sie mir noch wenige Worte über das Ber- 


. fahren. Es ift mir jehr zweifelhaft, ob der Kreisausfchuß, fogenanntes Wald⸗ 


fhußgericht, in der Lage ift, den Anforderungen gerecht zu werden, weldhe ber 
Entwurf an das Waldſchutzgericht ſtellt. Daffelbe muß äußerſt ſchwierige Fra⸗ 
gen beantworten, die ohne ganz bedeutende techniſche Kenntniffe genligenb zu be: 
antworten nicht möglich find. Nun wird man mir einwenden, es fei nicht nöthig, 
daß der betreffende Kommifjar, der. das Negulativ auszuarbeiten habe, Mitglied 
des Waldſchutzgerichts ſei; das Waldſchutzgericht fei ja in ber Lage, fih ben 
beften Sachverfländigen, den ganz Preußen und vielleicht das Ausland biete, zur 
Beantwortung befonders fchwieriger Tragen zu engagiren, ihn angemeflen zu Ho- 
noriren und auf diefe Weife die Fragen zu enticheiden und dad Negulativ ent- 
ſprechend ausarbeiten zu laffen. (Rufe: Zur Sade!) 

Präfident: Herr Abgeordneter, ich habe Sie bislang nicht unterbredyen 
wollen, weil Niemand „zur Sache” gerufen hat, Sie haben jedoch längere Zeit 
fiber die Bertheiluug der Koften geiprocdyen, das gehört zu den 85 4 bis 6, und 
jest ſprechen Sie zu dem 8 6 u. ff., während der $ 2 lediglich von den Boraus. 
fegungen handelt und von den Yällen, unter denen die Unterlaffung von Waldan- 
lagen gefahrdrohend werden kann; ich muß alfo bitten, auf $ 2 zurfdzulommen. 

Abgeordneter Pfafferott: Meine Herren! Ich komme zu dem $ 2 zurück. 

(Heiterfeit.) 
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Ich Hatte nur kurz fagen wollen, daß, werm das Negulativ da fei — ge 5 
nehmigen Sie die eine Bemerkung, Herr Präfident — es auch fehr darauf an- 5 
komme, daß das Regnlativ auch richtig ausgeführt werde, Ich muß die weitere A 
Ausführung hier jetzt unterlaſſen. HR 

Deine Herren, um kurz zu refümiren, fo glaube ich, in den Yällen des $ 2, “ 
d ind e der Vorlage können wir den Zwed des Entwurfs einfacher und zwed- — 
entſprechender erreichen. Was die Fälle des $ 2 sub a und b der Vorlage an- — * 
langt, ſo bin ich der Meinung, — ich wiederhole es — daß nach dieſer Richtung 
der Geſetzentwurf feine Neſultate geben wird, wenn die Landespolizeibehörde nicht Br 
in großem Maßftabe und mit rüdfichtsiofer Energie zur Schädigung ber Pri- m - 
vaten und der Privatrechte vorgeht. Im Hinblid auf diefe letzteren Fälle möchte 3 
ih glanben, es wäre das praftifchfte, daß der Staat, nachdem dieſes Hohe Haus Ms 
fährlih die entfprechende Summe bewilligt bat, alljährlich eine Maſſe Debländer Bi. 
anlaufi, ſolches durch fein bewährtes Forſtperſonal aufforfien und verwalten Täßt. J 
hierdurch würde der Zweck auch bier ausgiebiger und entſprechender erreicht J 
werben. Ei: 
Meine Herren, aus diefen Gründen erfuche ich Sie, den 8 2 abzulehnen. = 

Bräfibent: Der Abgeordnete Dr. Bening hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bening: Deine Herren! Ich möchte Sie bitten den $ 3 
anzunehmen. Daß gejetliche Beftimmungen für den bier vorliegenden Gegen⸗ Ben. 
Rand nothwendig find, ift, glaube ich, im allgemeinen nicht zu bezweifeln. Es u 
lann aber die Geſetzgebung auf zwei verfchiebenen Wegen vorgehen. Sie kann F 
einen allgemeinen Grundſatz ausſprechen oder aber die einzelnen Fälle feſt⸗ 9 
ſtellen. Eine Vorlage der Königlichen Staatsregierung vom Jahre 1868 ſchlug a. 
den erfien Weg ein. Die damalige Gefeßesporlage über Schutzwaldungen ftellte 9 
den Grundſatz auf: wo ein dringendes Landeskulturintereſſe vorliege, da ſolle zur Bi: 
Bildung von Schutzwald vorgefchritten werben können. Alſo die Bedingung be- IJ 
ſtand nur in einem dringenden Landeskulturintereſſe. Ja, meine Herren, „Lan⸗ Be; 
desfulturintereffe” ift ein fehr allgemeiner Ausdruck. Der Staat hat das In⸗ 3 
tereſſe für die Bodenkultur allein. Das iſt kein Grundſatz, am welchen ſich jo i 
wichtige einſchneidende Beftimmungen knüpfen laffen, von welchen diefe Beftunmun- | 
gen abhängig gemacht werden dürfen. =; 





Ich babe damals in der Agrarkommiſſion als Korreferent mich dagegen er- 5. 

Hört und bin auch gegenwärtig der Meinung, daß auf diefem Wege, wie mar , 3 

den allgemeinen Grundſatz auch faßt, das Nichtige nicht erreicht werden Tann, g 
weenigſtens nicht die nothwenbige Sicherheit des Eigenthlimerd. Dan wird noth- u: 


wendig die einzelnen Fälle aufftellen müſſen. 

| Dies ift nun Hier in der Regierungsvorlage gefchehen. Nun kann man ja J 

allerdings Hinfichtlich der einzelnen Fälle verſchiedener Anſicht fein, und gewiß = 
die wichtigften Fälle find die zuerft gemeinten a, b, c. Auf bie Litera d „wenn Er 

durch die Zerſtörung eines Waldbeſtandes bei lüffen die Gefahr einer Vermin⸗ J 


derung ihres Waſſerſtandes eintritt“ iſt praltiſch wohl fo viel Werth nicht zu 4 
legen; der Nachweis wird auch wohl oft ſchwer fein. Aber Litera e „Gefahr J 
d Wirkung des Windes in der Seenähe u. ſ. w.“ kann wiederum ſehr erheblich * 
h ben. ’ SER 

Der erſte Sat Litera a „Gefährdung von Sanbländereien“ ift von großer J 
entung in Norddeutſchland, im Norddeutſchen Flachlande, wo ja Sandboden —— 
f| verbreitet iſt. Dieſer Sandboden iſt in älterer Zeit — dies gilt insbeſondere F 

ji 
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von Haidgegenden — mit Holz, namentlih Eihwald, beflanden gewejen, indeſſen 
im Lauf der Fahre ift das Holz von diefen Flächen, die früher oft gemeine 
Weide bildeten, allmählich geſchwunden. Es heißt wohl, das fei in Folge des 
dreißigjährigen Krieges geſchehen, indeffen, meine Herren, der Krieg verwüſtet 
zwar Häufer, allein Waldungen nicht; es ift dies gefchehen in Folge der Ber- 
mebrung der Schafzucht, jowie des Plaggen- und Haidhiebes. Das aber der 
Wald da, wo er kümmerlich gehalten wird, vielleicht fchwindet, auf Sandlände- 
reien oft Gefahr droht durch Sandwehen, ift jedem befannt, der überhaupt den 
Begenftand kennt. Daß dagegen Borjorge getroffen werden muß, ift vollftändig 
Mar. Fir das Berg- und Hügelland ift wiederum die Litera b widtig. Es 
droht die Gefahr daraus, daß Berghänge unzeitig, unrichtig vom Waldbeſtand 
entblößt werden, es muß bier befannterweife mit großer Vorſicht verfahren wer: 
den. In diefen Gegenden ift aljo hierauf großes Gewicht zu legen; daß ferner 
in manchen Gegenden auch die natürlichen Wafferzüge und Kanäle durch Wald- 
zerftörung leiden können, das wird auch als richtig anzunehmen fein, obgleich ich 
die aus der Erfahrung weniger kenne. 

Ich glaube alfo, im allgemeinen rechtfertigen fich die Beftunmungen, die von 
der Staatsregierung in diefem Paragraphen aufgeftellt find; im ganzen find fie 
von der Kommiffton angenommen, jeboch mit einigen Zuſätzen, welche den Eigen- 
thümer noch mehr gegen Schaden ſichern jollen, namentlich durch den Zujag am 
Schluß, daß der abzumendende Schaden ein größerer fein muß, als der aus ber 
Einſchräukung des Eigentums entfiehende Nachtheil. 

Run if von dem Herrn Vorredner' darauf bingewiefen, daß die Aufbringung 
der Koften etwas fehr Schwieriges fein werde. Das Tann unter manchen Umftänden 
richtig fein. Im Allgemeinen ift zu wünſchen, daß bei größeren Anlagen der 
bier in Frage ftehenden Art aus Staatsmitteln erhebliche Beihilfen erfolgen 
werben, und ich glaube annehmen zu können, daß dies auch in der Abficht der 
Königlichen Staatsregierung liegt, foweit denn die verfügbaren Geldmittel reichen. 
Ich Halte daflir, daß eine Aufwendung in diefer Richtung eine fehr lohnende ift. 
Mebrigens möchte ich glauben, daß die Beitimmungen tiber die Koftentragung im 
Entwurf richtig aufgeftellt worden find, indem nämlich in dem folgenden Para- 
graphen darauf hingewieſen ift, daß zunächſt der Antragfieller die Koften tragen 
müſſe, daneben derjenige, der außer dem Antragfteller den Bortheil hat, endlich 
aber auch derjenige, der Eigenthiimer des gefahrbringenden Grunbftüds if, — 
das fcheint alles in fi völlig richtig zu fein; daß es in der Ausfülhrung nicht 
ganz leicht ift, ift gewiß. Es wird hierbei ein gewiffes Ermefjen walten müffen. 
Ein gewiffer Raum für Ermeffen ift nöthig, wie man die Beftinnnung auch auf» 
ſtellt. Es muß daflir geforgt werden, ein Organ zu fchaffen, das eben dieſes 
Ermeffen angemeffen ausübt, richtig geltend macht, ein Organ, das der Sache 
nahe fteht, ein Organ, melches die Dinge kennt, ein Organ aus der Selbfiver- 
waltung hervorgegangen. Das ift eben, wie man angenommen hat, der Kreis- 
ausſchuß. Ich glaube, meine Herren, man kaun fi) im Allgemeinen dabei be- 
ruhigen. Wenn namentlich der Eigenthümer des gefahrbringenden Grundſtücks, 
um noch darauf zuriidzufommen, auch noch zu den Koften beitragen foll, fo mw” > 
das unter manden Umftänden durchaus ridtig fein. Vergegenwärtigen € 
fi) zum Beifpiel, meine Herren, eine Sanbdfläcdhe, die eben in Sanbmwehen f } 
aufzulöſen droht, ſchwach beftanden oder auch nicht beftanden it. Es wird n t 
verhältnigmäßig großen Koften ein Kiefernwald darauf angebaut, der faun, wı ? 
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auch erfi im Laufe der Jahre, doch dem Eigenthämer Gewinn bringen, vielleicht, 
wenn die Fläche bedeutend iſt und der Boden fich befefigt bat, einen bebeuten- 
den Gewinn. Daß der Eigenthiimer zu den Koften beitragen foll, liegt in ber 
Ratur der Sache. 

BPräfident: Der Abgenordnete Barifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifins: Meine Herren! Ich habe zu 8 2 einen Berbefle- 
nıngsantrag geftellt, in dem Abſatz 1 hinter den Worten: „ausgefetst find, kann“ 
einzuffgen: „im öffentlichen ntereffe.” 

Der Gegenſtand ift bereit3 von dem erften Herrn Rebner erwähnt und be- 
haubelt worden. Mein Antrag ift nicht neu, er ift in der Kommiſſion zuerft 
sicht von mir, fondern don einem anderen Seren, den ich leider nicht hier ehe, 
von dem Abgeordneten Braun geftellt, während ein ähnlicher Antrag, geftellt von 
den Abgeordneten v. Löper-Löpersdorf, wie Sie auf Seite 6 des Berichts fehen, 
bier einfchieben wollte: „und dadurch ein überwiegendes Landeskulturinterefſe ge- 
fährdet wird.” Daß diefe Anträge in der Kommiſſion nicht durchgingen, mar 
ein reiner Bufall; der eine ift mit Stimmengleichheit abgelehnt, und zwar nur 
dadurch, daß ein beftimmtes Mitglied — ich weiß genau, dem ich war es jelbft 
— dagegen ſtimmte, weil es glaubte, der andere Antrag wiirde eher durchgehen. 
Ein erhebliches Bedenken gegen diefe Einfchiebung kann meines Erachtens kaum 
herausgefunden werben; es ift Seitens der Staatsregierung allerdings wider⸗ 
ſprochen worden, obfchon dabei, wie Sie and) auf Seite 6 des Berichts leſen können, 
un Allgemeinen vorausgeſetzt if, „daß das öffentliche Intereffe konkurrire, ſobald 
Gefährdungen der Lanbeskultur durch Entwaldung herbeigeführt würden oder 
bevorftänden.” 

Das weitere Bedenken nun, baß, wenn man einmal eine Spezialfirung zu- 
läßt, man dann nicht vom öffentlichen Sintereffe fprechen kann, halte ich nicht 
für gerechtfertigt. Die Kommiffion hat die einzelnen Punkte, wie fie vorliegen, 
angehommen, obſchon bei einzelnen ſich recht erhebliche Bedenken geltend machen, 
3.8. zu e, wo Wälder zu Schutzwälder erflärt werden können, wenn durch Ber- 
Rörung eines Walbbeftandes in den Yreilagen und in der Seenähe benachbarte 
Feldfluren und Ortichaften den nachtheiligen Einwirkungen der Winde in erheb- 
lichem Grade ausgefegt find. Diefe Nummer ift in der Konmiſſion auch, troß- 
dem biejelbe gewiß feinen prinzipiellen Gegner der Schugwalbungen enthielt, nur 
mit einer Stimme Majorität angenonmmen worden, wie Sie aus bem Bericht 
erjehen können. Nun, meine Herren, fage ih, wem wirklich in biefem Yalle 
ein Landeskulturintereſſe oder ein öffentliches Intereſſe vorliegt, fo muß meines 
Erachtens die entjcheidende Behörde, alfo das Verwaltungsgericht, dies in ben 
verſchiedenen Inſtanzen ansdrüdiich ausiprechen, und es muß im Geſetze ftehen, 
damit nicht aus Irrthum ein Waldſchutzgericht annimmt, daß, wenn es ſich wirf- 
ich um reine Privatintereffen handelt, auch da ſchon eim öffentliches Interefie 
vorliegt, denn felbft ſolche Fälle, wo es ſich um kleinliche Privatintereffen handelt, 
men vorkommen; für Jeden, der den Paragraphen genau anfleht, kann dies 
feinem Bweifel unterliegen. Ich wunſche aljo, daß das Verwaltungsgericht aus- 

icklich fi) darliber Außert, und in jedem alle zu unterfuchen hat, ob bier 
werhalb des Rahmens, den die Nummern a bis e angeben, Thatſachen vor- 
gen, aus welchen in dem einzelnen Falle ein öffentliches Intereſſe erfennbar 

Dies Innen Sie nur ausdrüden, wenn Sie ein Amendenent annehmen, 

2 ih es geftellt Habe. Ich will mich der weiteren Begründung des Antrages 
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enthalten, indem ja von ben beiden Herren Vorrebnern hervorgehoben ift, daß 
es fich bier wahrjcheinlich um wichtige, in das Privateigenthum einfchneidenbe 
Beftimmungen handelt. Wenn dieſe im ntereffe des Staates fiir nothwendig 
gefunden werben, fo glaube ih, muß man aber doch minbeftens Fürjorge treffen, 
daß fie nicht durch eine falſche Auffafiung der Geſetze viel zu weit ausgebehnt 
werden fünnten. 

Bräfident: Der Herr Minifter für die Landwirthſchaft hat das Wort. 

Minifter der Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten Dr. Sgriedenthal: Dem 
erften Herrn Redner will ich nur Weniges erwidern, um nicht in die General- 
diskuſſion zurückzufallen. Derjelbe Hat mit Recht aus meinen einleitenden Be⸗ 
merkungen bei der erften Leſung die Ausführung citirt, wonach ich zugebe, daß 
e3 zweifelhaft fein könne, ob dieſes Geſetz weittragende Wirkungen, in der Rich⸗ 
tung der Erhaltung des Maldbeftandes ausüben werde. In der That find Diefe 
Zweifel nicht ungeredtfertigt. Daraus folgt aber etwas Anderes ala das, was 
der Herr Redner daraus gefolgert hat. Es folgt daraus, daß dieſes Gefeh nur 
als ein erfier Schritt auf dem Wege gelten kann, den Wald im öffentlichen 
Intereſſe zu fonferviren, und daß, wenn biefer Schritt nicht zum Biele führen 
follte, die Gejeßgebung vorausfichtlich fich genöthigt fehen wird, weitere Schritte 
zu thun, Schritte, die tiefer eingreifen in das Privateigenthum, die größere Be- 
ſchränkungen der Berfligungsfreiheit der Einzelnen mit fi) bringen. Ich meine, 
meine Herren, daß, wenn der Nachſatz des erften Herrn Redners richtig iſt, näm- 
ih, daß er diefem erften Schritte feine Zuftimmung geben zu können nicht glaubt, 
weil zu ftarfe Beſchränkungen des Privateigentbums fih an denjelben knüpfen. 
dann gewiß die Auffaffung nicht zutreffend ift, wonach er weitergehende Maß- 
regeln wünſcht, die natürlich auch meitergehende Beſchränkungen der Berfügungg- 
freiheit zur Yolge haben müſſen. Ich frage Sie, meine Herren, wenn die Staat3- 
regierung ben Vorſchlag des erften Herrn Redners in einen Geſetzentwurf ge- 
Heidet hätte, den ganzen Waldbeſtand unferes Staates fihten zu laffen, zn unter- 
ſuchen, wo Wälder find, an deren Beftande ein öffeutliches Intereffe in höherem 
oder geringerem Maße obwaltet, und wenn dann die Staatsregierung von Ihnen 
die Vollmacht gefordert hätte, alle diefe Wälder unter behördliche Aufficht zu 
ftellen, würde fie wohl bei Ihnen bereitwilliges Entgegenfommen gefunden haben, 
oder würde nicht gerade von Seiten der näheren Freunde des Herrn Nebners 
darin eine unmäßige Stärlung der Machtvollkommenheit des Staates, eine um- 
gehörige Einmifhung des letzteren in Privatverhältniffe gefunden worden fein? 
Ich kann nit annehmen, daß diefer Weg ficherer zum Ziele geführt Hätte, als 
die bejcheideneren Yorderungen, melde in diefem Geſetze niedergelegt find, und 
ich meine deshalb, dag den Einwendungen des erflen Herrn Redners ein gar zu 
großes Gewicht nicht wird beigelegt werden fünnen. 

Was den Antrag des Herrn Abgeordneten Parifius betrifft, fo ift der Ge 
danke, der in dieſem Antrage ausgebriüdt ift, wie auch die Herren Rommiffarien 
bei der Kommiffiosberathung anerkannten, fein unrichtiger. Trotz deffen glanbe 
ih, daß diefer Gedanke nicht in die gefeggeberifche Formel gehört, es ift vielmehr 
ein gefeßgeberifches Motiv, keine Dispofition. Der Grund, aus dem das 
Geſetz in beftimmt bezeichneten Fällen eine Beſchränkung des Privateigentbums 
mit ſich fiihrt, ift das öffentliche Intereffe, welches in dieſen einzelnen Fällenvorhanden 
ift, und der Geſetzgeber Hat dieje Fälle konſtruirt nach dem Kriterium des öffent- 
lichen Intereſſes. Das letztere kann ein unmittelbares oder mittelbareß fein. Es 
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lann ein unmittelbares fein, wo der Staat als Gefammtheit betheiligt ift, ober 
ein mittelbares, wo Angehörige des Staates in ihren Rechten verkürzt würden, 
wo Gefahren für Angehörige des Staates entitehen durch Zerſtörung beziehent- 
ih Nichtvorhandenſein von Waldftreden. In diefem Sume bat man ſich bemüht, 
beftimmte Kategorien von Fällen in dem Geſetze niederzulegen, um hierdurch 
eine fihere Richtſchnur für die enticheidende Behörde, für das Vermwaltungsge- 
rit, zu geben. Ich, meine Herren, erblide hierin einen befonderen Vorzug 
diefes Gefeges, und ich meine, daß frühere Vorlagen gerade deshalb geicheitert 
find, weil, wie ſchon der Herr Abgeordnete Bening hervorgehoben bat und wie 
dies in dem Berichte der Kommilfion des Abgeordnetenhauſes von 1868 aus» 
drüädli angeführt iſt, man dort nur ſich auf ſolche allgemeine Beſchreibungen, 
wie öffentliches Intereſſe, Zandesfulturintereffe und dergleichen bejchränft hatte. 
Nehmen Sie nach dem Antrage des Herrn Abgeordneten Pariſius das öffentliche 
Intereſſe wieder in die geießgeberifche Formel auf, fo zwingen Sie den entſchei⸗ 
denden Richter in jedem einzeluen alle nach dieſem allgemeinen Kriterium zu 
urtbeilen, und ich behaupte, das ift eine Aufgabe, die der enticheidende Richter 
nicht mit Sicherheit erfüllen kann, weil e3 Ihm an den erforderlichen charafteri- 
fiihen Merkmalen fehlen würde. Sie rufen einen ferneren Nachtheil hervor, 
indem Sie die Parteien gewiffermaßen provoziren, ebenfalls das Borhandenfein 
des öffentlicher Intereſſes zum Gegenftande ihrer Blaidoyers zu machen, während 
auch hierzu die nothwendigen Borausfegungen fehlen. Sie witrden endlich nad) 
meivem Dafürhalten praktiſch wenig erreichen, denn jeder Nichter würde nad) 
feiner individuellen Anſchauung vom öffentlihen Intereffe in jedem einzelnen 
Falle ein folches finden können. Der Herr Abgeordnete Pariſius hat das in feiner 
Deduktion auch gewiffermaßen geflihlt; er jagt: es foll nicht reines Privatin- 
tereffe obwalten, es follen nicht kleinliche Interefſſen als öffentliche behandelt 
werden. In der Unbeflimmtheit diefer Ausdrücke läßt fich erkennen, daß e8 ihm 
nicht gelungen if, in fcharfer Weiſe die Begriffsbeſtimmung defien, was er aus- 
fliegen will, zu firtren, wie dies doch nöthig wäre. Das, meine Herren, wird 
der Richter viel beffer an der Hand der gejeßgeberifchen Konftruftion der Yälle 
des 8 2, als an der Hand allgemeiner Beſtimmung zu thun vermögen, und be8- 
halb bitte ih Sie, dem Autrage Ihre Zuftimmung nicht zu geben. 

Bräfident: Der Abgeordnete Schlieper hat das Wort. 
Abgeordneter Schlieper: Meine Herren! In dem Berichte der Kommiffton 
finde ich zu dem $ 2 die Bemerkung: 

Bon mehreren Mitgliedern der Kommiffion wurde die Streihung der 
Alinea c und d der Borlage beantragt. Es jet — fo wurde ausgeführt 
— kaum möglich zu beſtimmen, welchen Einfluß überhaupt die Bewaldung 
der Ouellgebiete auf den Wafferreichthum der Flüffe übe, man dürfe fo- 
genannten wiffenjchaftlichen Unterfuchungen nicht unbedingtes Vertrauen 
ſchenken. 

Erlauben Sie mir, meine Herren, dieſen wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen 
3 auf Erfahrungen Beruhendes in wenigen Worten gegenüberzuſtellen. Fu 
ner Heimatbprovinz Weftfalen, wenigftens in ben füblichen und weftlichen 
ifen derſelben, fowie in den angrenzenden Kreifen der Rheinprovinz ift die 
Merkraft der Gebirgsbäche flir gewerbliche Zwede bis zum Aeußerſten ausge- 
t. Kaum findet ſich dort irgendwo ein nubbares Gefälle, das nicht das 
Terrad eines Bolirwerkes, einer Schauerrolle, einer Drabtzieherei, einer Me- 
ahrb. d Pr. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg VIIL 8 
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herei, ober fo etwas in Bewegung fett; fie ift alfo volkändig ausgemugt. 
nun von den Taufenden der Arbeiter, die auf biefen gewerblichen Fnfi- 
beſchäftigt find, befonders die älteren Ihnen fagen, daß fie feit längeren 
n bie Beobachtung machen, der mittlere und beftändige Waflerftand ber 
nimmt ab, fobald in deren Ouell- oder Flußgebiet mit den bort vorhan- 
Waldungen unwirthſchaftlich und unvernünftig gewirthſchaftet wird, wenn 
dieſelben Leute ferner ſa gen, und es Ihnen aus alten Schicht» und Lohn. 
n nachweiſen Können, daß der Waſſerſtand derjenigen Bäche, deren Wal⸗ 
m geſchützt find, ſei es, daß fie eutweder im Befig von Gemeinden oder 
en Gutöbefigern find, die wirthſchaftlich verfahren, daß der Beftand folder 
nicht allein ſich nicht werfchlechtert, fondern meiſtens noch gebeffert habe, 
meine id, meine Herren, ift das doch aud ein Beweis, ber, wenn auch 
in ber Wiffenfchaft, doch durch bie Erfahrung begründet if, der man un- 
ıt Vertrauen fejenten darf. Ich bitte Sie, meine Herren, geben Sie biefem 
‚ wie überhaupt dem ganzen Paragraphen, Ihre Zuflinunung. Ich ber 
» e8 meinerfeit nicht al8 Eingriff in das Eigentfumsrecht, fonbern e8 wird 
Holzbeſtand feiner Zeit durch eine vernüfti ge Bewirthichaftung eine größere 
hmequelle für den Befiger gewähren, als jetzt. 
räfident: Es iſt niemand weiter zum Wort gemeldet; die Diskuſſion ift 
fen. 
der Herr Verichterftatter hat das Wort. 
Jerichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Geftatten Sie 
unächſt eine perfönliche Bitte. Es if mir in Folge einer ſtarlen Erkältung 
möglich, mit ber fonft gewohnten Kraft ber Stimme zu fprechen. Wenn 
aeinen Danf erwerben wollen, fo bitte ich um etwas Ruhe; id werde Ihre 
ennung mir dadurch zu erwerben fuchen, daß ich fo wenig wie irgend 
& vede. Ich glaube, bei dieſem Palt werden ſich beide Theile gut ftehen. 
Reine Herren, der $ 2 giebt Ihnen die grundlegende Begriffsbeftimmung 
chutzwaldungen und fließt fi) unmittelbar an eine große Bewegung, bie 
elen Jahren alle Kreife der bürgerlichen Gefellichaft, die fi überhaupt für 
otultur intereffiren und zu erwärmen vermögen, durchdrungen hat. In dem 
ıblid, wo wir an die Formulicung eines Gefegentwurfs herantreten, der 
ı längft gefühlten, und wie ich glaube fonftatiren zu dürfen, allgemein an- 
ıten Bebürfnig Rechnung tragen foll, finden wir, daß Schtwierigfeiten über 
ierigfeiten emportauden, und id) glaube, wir miffen zu dem Entſchiuß 
en, mit einem gewiſſen politifchen Muthe, meine Herren, in biefen Dingen 
Entſchliehung zu faffen. Es ift ja in der Kommiffion das ſpezifiſch juri⸗ 
Bedenken gegen dieſes und jenes zu reichlichem Ausdrug gelangt, freilich 
: in ber Kommiffion — dies hat der Herr Kollege Pariſius mit Recht her» 
joben — recht warme Freunde der Schugwalbungen, aber er wirb mir 
m, es waren in ber Kommiffion auch redit warme freunde der minutiöfen 
ſchen Betrachtungen diefer Dinge. Beides wollte nicht immer fo ganz zu- 
em ſtimmen, und ber Bericht giebt Ihnen ja einigen Aufſchluß fiber die 
ierigfeiten, die durch die Kollifion beider Richtungen ung erwachſen find. 
zu biefem Paragraphen liegt Ihnen nur ein einziger Antrag vor; es fol 
ffentliche Intereffe, aus beffen Pflege die Geſetzbeſtimmung hervorfließt, aus - 
ch in dem Gefege benannt und der Richter alfo darauf hingewieſen werben, 
wenn er über dieſe Dinge entſcheidet, er nur entfcheibet auf dem Grunde 
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des Sffentlichen Intreſſes in Berückfichtigung dieſes Intereſſes ſelbſt. Die Gründe, 
warum ein ſolcher Zuſatz nicht nothwendig iſt, meine Herren, ſind Ihnen wieder⸗ 
holt entwickelt worden, auch der Bericht enthält die Gründe; warum ein ſolcher 
Zuſatz ſchädſich und verwirrend wirken kann, weil er Dinge nebeneinander ſtellt, 
die nicht gut nebeneinander geſtellt werden können, iſt auch heute hier zur Sprache 
gelommen. Ich möchte die eine Bitte an Sie richten, meine Herren: denken Sie 
daran, daß dieſer Geſetzentwurf viele traurige Erfahrungen, die wir gemacht 
haben, die Ihnen jeder fpezifiziren kann, der ſich um dieſe Dinge bekümmert hat, 
befeitigen will; denken Sie daran, daß das Eigenthum doch unter allen Umftänden 
ur da feinen Werth umd feine Bebeutung hat, wo die öffentlihe Ordnung als 
ein viel höheres Prinzip fiber ihm fieht. 

Befigen Sie den politifhen Muth, meine Herren, ein Gele zumachen, 
welches, ohne fi in die Tiefen der Spitzfindigkeit nach dieſer oder jener Seite 
Bin zu verlieren, großen volfswirthichaftlichen und wirthichaftspolitiichen Kragen 
eine endgültige und für die Landesfultur mohlthätige Geftaltung geben fol, und 
auf Grund diefer Betradgtung, meine Herren, bitte ich Sie, nehmen Sie in ber 
Kommilfionsfaffung den 8 2 an. 

Präfident: Wir werden abſtimmen zunächſt eventuell fiber den Vorſchlag 
Barifins umd dann tiber den Paragraphen. 

Ich erfuche alfo Diejenigen von Ihnen, welche in Gemäßheit des Antrages 
Parifius nach dem erften Abfag hinter dem Worte: „ausgeſetzt find, kann“ ein- 
fügen wollen die Worte: „im öffentlichen Intereſſe“ aufzuftehen. (Gejchiebt.) 

Das ift die Minderheit, der Antrag Parifius ift abgelehnt. 

Ich bringe den $ 2 zur Abflimmung und erjuche diejenigen Herren, melche 
denfelben nach dem Kommiffionsvorichlage annehmen mollen, aufzuftehen. (Ge⸗ 
ſchieht.) 

Es iſt die Majorität: der $ 2 iſt angenommen. 

Ich eröffne die Distuffion über den $ 3. Es ift Niemand zum Wort ge- 
meldet; ich fchließe die Diskuſſion und konftatire die Annahme des Paragraphen 
ohne formelle Abſtimmung. 

Beim $ 4 hat der Abgeordnete Dr. Naffe das Wort. 

Abgeordneter Dr. Raffe: Meine Herren! Die Kommiffion Hat an biejem 
Beragraphen eine Aenderung vorgenommen, von der id) glaube, daß fie nicht 
ohne Wiberfpruch aus diefer Berfammlung bleiben darf. Die Staatsregierung 
ſchlng vor, eine Entfhädigung flr jene Grundftüde, die zu Schugwaldungen 
erllärt werben, in dem alle zu gewähren, daß der Neinertrag, welcher bisher 
ans diefem Grundſtücke gezogen ift, gejchmälert werde. Die Kommiffton Dagegen 
will eine Entſchädigung zum vollen Werthe, .alfo auch für ben Schaden der da- 
durch entſteht, daß der Eigenthiimer an einer anderweitigen Benutzung feines 
Srundftädes, die ihm einen höheren Vortheil als die bisherige gewährt, verhin- 

dert wird. Es handelt ſich dabei namentlich um die Möglichkeit einer Ausrodung 
des Waldes. Diefe Ausrodung des Waldes mird duch Erklärung zur Schutz⸗ 
weſdung gehindert, und eine folhe Rodung kann unter ſolchen Umftänden dem 
€ jentbimer hindern, an einer vortheilhaften Ausbeutung des Grundftüdes. Des⸗ 
hi 6 glaubt die Kommiffion, daß für diefe Unterfagung der vortheilhafteren Nugung 
ei : Entſchädigung gewährt werden fol. Die Kommiffion hat dabei überſehen, 
d,e8 fich in diefem Falle um Unterfagung folder Benutungen handelt, bie 
9 neinfchänlich find, die den Nachbarn und möglicherweife auch im weiteren Kreife 
8* 
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einen Schaden verurfachen. Das Eigenthumsrecht, meine Herreu, ſchließt feines- 
wegs ein unbedingtes Gebrauchsrecht des Eigenthums im fh, fondern es bleibt 
dem Staate das Recht und die Pflicht, den Eigenthlimer daran zu bindern, daß 
er einen gemeinſchädlichen Gebrauch von feinem Eigenthume madt. Das gejhieht 
in zahlreichen Fällen fchon jettt durch den Staat; der Staat fließt ungejunde 
Wohnungen in der Stadt ohne jede Entihädigung des Eigenthümers, wenn die 
Befundbeitspolizeit das verlangt, und der Staat hat ebenjo das Recht, eine Eut- 
waldung zu hindern, wenn diefe Entwaldung anderen Grundftiiden wejentlichen 
Schaden zufügt. Denken Sie fich einfach den Fall, daß irgend ein Wald auf 
t.. ſchlechtem, unfruchtbarem Sandbuden eriftirt, der fi), wie es häufig vorkommt, 
Bi. mit 2 oder 21/5 Prozent bei regelmäßiger Nußung rentirt. Wenn in dieſem Fall 
: der Holzbeftand rafch gefällt und das Kapital heransgezogen wird, was namentlich 
bei glnftiger Konjunktur der Holzpreife leicht möglich ift, jo kann der Eigenthiimer 
das Kapital, welches er herausgezogen bat, zu 5 oder Al/s Prozent auf eine au- 
X dere Weiſe benutzen. Nach der Meinung der Kommiſſion muß dieſer Werth dem 
Bi Eigenthümer alſo erjegt werben, den er durch plötzliche Entwaldung eines Grund- 
u ſtückes, welches fich fchlecht als Wald rentirt, realiſtren kann. Nun wird e8 in 
= ſehr vielen Fällen vortommen, daß ein ſolches Grundftüd, wie es in dem öſtlichen 
jr Provinzen der Monarchie oft geſchehen ift, wenn dieſe Entwalbung vorgenommen 
A wird, fih in reinen Flugſand verwandelt, der den benachbarten Grundftücken 
Ei: nachtheilig ift und weit hinaus eine fulturfchädliche Wirkung hat. Nach der Mei- 
IJ nung der Kommiſſion muß dieſer Eigenthümer alſo entſchädigt werden dafür, 
daß er dieſen gemeinſchädlichen Gebrauch nicht macht. Meine Herren, wohin 
Be, fommen wir, wenn wir den Grundſatz aufftellen, daß der Eigenthilmer entſchädigt 
D- werden muß, wenn er verhindert wird, von feinem Eigenthum einen Gebrauch 
J— zu machen, der ſeinen Nachbarn und der Landeskultur ſchädlich und nachtheilig 
J iſt. Ich glaube, daß eine ſolche Theorie, wenn ſie in unſerer Geſetzgebung fich 
4 verbreitete, der Achtung des Eigenthums nicht gerade förderlich fein wiirde; in⸗ 
— deſſen, nach der Stimmung, wie ich fie glaube im Hauſe beobachtet zu haben, 
möchte ich einen Antrag auf Wiederherſtellung der Regierungsvorlage nicht ſtellen. 
Ich lege ein ſo großes Gewicht auf das Zuſtandekommen dieſes Geſetzes, daß ich 
jede Aenderung der Kommiſſion, von der ich glaube, daß ſie dem Geſetze eine 
B* größere Majorität fichert, annehme. Aus diefem Grunde verzichte ich, weitere 
>. Anträge zu ftelen, weil ich glaube, daß diefe Kommiffionsvorlage, obwohl ich 
F dieſe Bedenken gegen fie hege, doch mehr Ausficht hat, dem Geſetzentwurf die Ma⸗ 
A | jorität zu fichern, als die urſprünglich von der Regierung beabfichtigte Seflung. 
Er Präfident: Der Abgeordnete v. Benda hat das Wort. 


4 Abgeordneter v. Benda: Meine Herren! Nach den Ietten Erklärungen des 
Kr: Herrn Vorrebners känn id mich auf die Bemerkung bejchränten, daß ich glaube, 
F daß die Annahme der Kommiffionsvorlage mancherlei entgegengeſetzte Bedenken 





= befeitigen wird, welche fich beziehen auf die Befürchtung, daß das Privateigen- 
IJ thum zu ſehr beſchränkt werden könne. Die Kreisausſchußgerichte werden bafür 
FJ forgen, daß die Bäume auf dieſem Gebiete nicht in den Himmel wachſen us 
= ich Bitte Sie daher im Intereſſe des Gejeges, den Kommifftonsporfchlag anzı 
— nehmen. 
Präfident: Die Diskuffton über 8 4 iſt geſchloſſen. 

Be Der Herr Berichterſtatter verzichtet. 
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Ich bringe den $ 4 zur Abflimmung und erfuche diejenigen Herren, weldye 
gegen ben Paragraphen flimmen wollen, aufzuftehen. (Geſchieht.) 
Der Paragraph ift angenommen. 
Zu den 85 5 und 6 ift Niemand zum Wort gemeldet; die Dishufflon iiber 
beide Baragraphen ift gefchloffen und diefelben find ohne formelle Abftimmung 
angenommen. 
Bei 87 liegt ein Handichriftlicher Antrag vor von den Abgeordneten Bariflus, 
Windthorſt (Bielefeld) und Brüggemann. ° 
Ich bitte den Antrag zu verlefen. 
Schriftführer Abgeorbneter Gruetering: 
Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
a den erfien Sat bes erften Abjates des 8 7 dahin abzuändern: 
Der Kreisausſchuß, in den Hohenzollfernfchen Landen der -Amtsaus- 
ſchuß, hat 
1) vorbehaltlich der Berufung in dem für das Berwaltungsftreit- 
verfahren vorgefehenen Inſtanzenzug die endgültige Entfcheidung 
darüber, ob und welche Maßregeln in dem einzelnen alle an- 
zuordnen find, 
2) vorbehaltlich der Beſchreitung des ordentlichen Rechtsweges die 
vorläufige Entſcheiduug itber Entihädigung und Koften 
zu treffen. 
b. im zweiten Abjat des $ 7 hinter 
„gegen die Entſcheidung deffelben” 
einzufügen: 
„in dem all zu 1”; ' 
c. zwiſchen das erfte und zweite Alinea folgendes Alinea einzufchteben: 
„Hinfichtlich des Rechtsweges über Entihädigung und Koften finden 


die Vorſchriften des S 30 des Geſetzes tiber die Enteignung von“ 


Brundeigentfum vom 11. Juni 1874 entiprechende Anwendung.” 

Bräfident: Ich will, um Mißverfländniffe zu vermeiden, noch Harftellen, 
dag wir foeben ohne Abftimmung angenommen haben die Paragraphen, die in 
der Zuſammenſtellung mit 5 und 5a bezeichnet find, während der uriprünglidhe 
$ 6 weggefallen ift. 

Der Abgeordnete Barifins bat i in der Diskuffton über $ 7 und das ſoeben 
verlejene Amendement das Wort. 

Abgeorbneter Parifins: Meine Herren! Das Bedenken, was vorhin 
der Abgeorbnete Dr. Naffe ausgeiprochen hat, dem meines Erachtens mit vollem 
Rechte der Abgecrdnete von Benda gegenübertritt, fommt bier in umgelehrter 
Weiſe durch Den Antrag, den ich mit mehreren Freunden geftellt habe, zum Aus— 
druck. Sie können aus dem Kommijfionsberichte jehen, daß große Bedenken in 
der Kommiffion darüber obwalteten, ob es möglich ift, die definitive Entfcheidung 
fiber eine Entihädigung, welche dem Befiger des gefährdeten Grunbftüdes, fei 
e3 von dem Antragfteller, jei es von Eigenthümern der gefährdeten Grundſtücke 

leiſten ift, feftzuftellen dur) Berwaltungsgerichtee Meine Herren, damit wird 
ı volllommen neues PBrincip in unjere ganze Verwaltungsgerichtsgefetgebung 
bradt, wenn wir Entihädigungsflagen iiber Mein und Dein der Privatper- 
sen enticheiden laffen von Bermwaltungsgerichten. In dem Kommiffionsbericht 
den Sie mehrere Seiten lange Ausführungen darüber, und in der Hoffnung, 
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dag Sie den Kommiſſionsbericht geleſen haben, kann ich mich weſentlich nur 

darauf berufen. Es ift dort auch geltend gemacht, gewiß auch mit Recht, daß 

es bedenklich erfcheint, den Kreisausſchuß in die Lage zu bringen, derartige Ke⸗ 

gelungen überhaupt nicht zu einem angemefienen Abjchluß zu führen, weil fie 

fein Anſehen ſchmälern müſſen. Ih glaube, daß diefes Bedenken fidh dadurch 

noch erheblicher herausftellt, als das Hier Borgefchlagene vollkommen entgegen 

ift den Beſtimmungen des Enteignungsgeſetzes, welches nach fehr forgfältigen 

Berathungen bier im Abgeordnetenhanfe erfi vor kaum einem Jahre beichlofien 

ift. Nach dem Geſetz tiber die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 

kann das Grundeigenthum nur aus Gründen des öffentlichen Wohls, für Unter 
nehmen :c., deren Ausführung die Ausübung des Enteiguungsrechtes erfordert, 
gegen vollſtändige Entjhädigung entzogen oder beſchränkt werden. Die volle 
Entjhädigung hat die Kommilfion in das vorliegende Geſetz hineingebracht, ent- 
gegen der Anfchauung des Herrn Abgeordneten Naffe, der fich zu meiner Ber- 
wunderung zu der Behauptung verftieg: wohin kommen wir, wenn wir einen 
Eigenthiimer verhindern, von feinem Eigenthum einen Gebrauch zu machen, der 
ſchädlich iſt, und der das Beifpiel nahın, wenn Jemand einen Wald herunter 
jhlägt, der auf Sandboden gewachſen ift, von dem nachher der Sand auf die 
benachbarten Fluren fliegen könnte Ich fage: wohin kommen wir, wenn bei 
uns in Preußen die Landesvertretung derartige Grundjäte durch ein Geſetz zur 
Ausführung brächte? Ich Hoffe nicht, daß ein Zeitpunkt kommen wird, wo die 
Landesvertretung den Wünſchen des Herrn Abgeordneten Naffe nachgiebt; ich 
wäre der Meinung, daß wir darf zu böchft wunderbaren, ich kann es nicht an⸗ 
der3 ausbrüden als fommuniftifhen, Anfchauungen über das Privateigenthum 
gelangten, die, Gott fei Dank, bei uns in Preußen bisher doch nur in fehr ver- 
einzelten Klaffen vertreten find. 
"” Mint, menge frpren, wir meinen, daf der Grundſatz, den das Enteignungs- 
recht feftftellt, daß tiber era Eutſchadigung in Enteignungsfällen die endgültige 
Entſcheidung nur im orbentlichen nee nivege erfolgen Tann, viel zu wichtig if, 
als daß wir Hier davon abgehen könnten, Vefr von ums geftellte Antrag ift in 
der Kommiffion in der zweiten Lefung weientnen. in gleicher Faſſung geſtellt 
worden, nachdem in der erſten Leſung ähnliche Antrihpe bereits verworfen waren. 
Nach diefem Antrage foll die endgültige Entſcheidung dulküber, ob und melde 
Mafregein in den einzelnen Fällen anzuordnen find, ledigin? den Verwaltungs- 
gerichten verbleiben, aljo darüber auch die Berufung an. bie hohern Verwaltungs 
gerichte der verſchiedenen Inſtanzen zuläſſig fein; mit dieſer Frakge Toll alſo das 
ordentliche Gericht gar nichts zu thun haben. Dahingegen ſoll Die vorläufige 
Entſcheidung über die Entfhädigung und die Koften — nämlich \Die Beitrags 
foften zu den verfchiedenen Schugmaßregeln — der Kreisausfhuß, eipeltive das 
Waldſchutzgericht zu treffen haben, natürlich ohne Beſchreitung eine 
an das höhere Berwaltungsgericht. Diefe vorläufige Entſcheidung font, aber nicht 
ausſchließen die Bejchreitung des ordentlichen Rechtsweges fiber äbigung 
und Koften. Wenn dagegen der Antrag, der leider Ihnen noch nicht 
vorliegt (e8 wurde mir vor einer halben Stunde gejagt, daß die Drud 
jeden Augenblid aus der Druderei erwartet würden) angenommen und fPanade 
der erfte Abſatz geändert wird, fo bedingt das, daß fie in dem zweiten \, Abſat 
deſſelben Paragraphen hinter „gegen die Entſcheidung deſſelben“ einfligei! „im 
Fall ad 1,” nämlich die Berufung in dem Falle, wo eine Berufung din bie 
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höheren Berwaltungsgerichte vorher zugelaffen if. Dann weiter foll gleich Hinter 
dem erften ein zweiter Abfat eingefchoben werben: „Hinfichtlich des Nechtsweges 
über Entſchüdigung und Koften finden bie Vorſchriften des 8 30 über Enteignung 
von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 entipredhende Anmwenbung.” Diefer 
Paragraph jagt: 
Gegen die Entjcheidung der Regierung fieht fowohl dem Unternehmer als 
den übrigen Betheiligten innerhalb ſechs Monaten nad Zuftelling des 
Negierungsbeichluffes die VBefchreitung des Rechtsweges zu. Ein Streit 
über das Antheilsverhältnig eines Nebenberechtigten au der für das Eigen- 
thum feftgeftellten Entihädigungsfumme ift lediglich zwiichen dem Neben- 
berechtigten und dem Eigenthümer anszutragen. 

Eines vorgängigen Sühneverſuchs bedarf es nicht. 

Zufändig ift das Gericht, in beffen Bezirk das betreffende Grundftüd 
belegen if. 

Sind die PBartheien über die Sachverſtändigen nicht einig, fo ernennt 
das Gericht diefelben. Wird von dem Unternehmer auf richterliche Ent- 
ſcheidung angetragen, fo fallen ihm jedenfalls die Koften der erften Inſtanz 
zur Laſt. 

Meine Herren, diefer Paragraph kann nur finngemäß oder, wie wir fagen, 
entiprechend angewendet werden. Wir verbehlen uns nicht, daß wenn Sie un⸗ 
ferem Antrage folgen, dann in ben jpäteren Paragraphen des Geſetzes Heine 
Aenderungen noch nothwendig werden, es würde aber nur zu einer Verwirrung 
geführt haben, wenn wir dieſe kleinen Aendernngen Ihnen ſammt und ſonders 
wieder mit vorſchlügen. Dazu würde fiir die dritte Leſung noch reichlich Zeit fein. 

Ich bitte Sie aljo dringend, den Antrag in der von ung geftellten Faſſung 
anzunehmen. 

Bräfldent: Der Abgeordnete Dr. Bening bat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Bening: Ih möchte bitten, diefen Antrag abzulehnen. 
Zunächſt bemerfe ich, die Analogie des Enteiguungsgeſetzes paßt bier nicht; dort 
find die Berwaltungsbehörden thätig, es ift daher etwas Natürliches, daß da ein 
Borbehalt in Bezug auf gewiffe Fragen filr die ordentlichen Gerichte flattfindet. 
Hier Tiegt es anders, für dieſes Verfahren in Bezug auf Schugwaldungen und 
demnähft auch auf Waldgenoffenfchaften find in dieſem Geſetze bejondere Be⸗ 
Bördeu beftellt; wenn dieſe auch nicht vollftändige Gerichte find, fo haben fie 
doch eine Zufammenfegung und Verfahrensvorſchriften, welche eine ähnliche 
Sicherheit bieten wie die Gerichte; nämlich zunächft das Waldſchutzgericht, dann 
das PBrovinzialverwaltungsgericht, endlich das höchſte Berwaltungsgeriht. Es 
fiegt alfo die Sache in ganz anderen Hänben, in fidheren und richtigen Händen. 
Es kann fehr wohl auch Über die Koften, fiber die Entſchädigung von dieſen 
Behörden geurtheilt werben, die volfländig dazu angethan find. Ich möchte 
faR glauben, ein Ermeffen, welches hierbei nothwendig eintreten muß, wird beffer 
gewahrt durch diefe Behörde als durch die ordentlichen Gerichte. Dieſe find 

:hr an fefte Formen gebunden und auf beftimmtere geſetzliche Borfchriften hin⸗ 
viefen. Hier aber kommt es weſentlich anf ein Ermeflen an, man braucht 
e den $ 5 zu lefen, um fih davon zu überzeugen. Es find dort Anhalts- 
ste aufgeftellt fiir die Tragung der Koften, wonach der Antragfteller beitragen 
‚ derjenige, der Nuten bat von der&chuganlage, dann auch der Eigenthümer 
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der gefahrbringenden Grundftüde, — alles unbeftimmt. Das find Anhaltspunkte 
für verfländiges Ermeſſen, aber nicht Säge für gerichtliches Erkenntniß. 

Dann möchte ihTim Allgemeinen bemerken: vertrauen wir die Eutſcheidung 
über die Hauptfache diefen Behörden an, fo würde es in der That ſehr inkon⸗ 
fequent und unrichtig fein, die Beurtheilung der Nebenfachen ihnen nicht zu 
geben. Daß in diefem Geſetz ein Eingriff in das Privateigenthum liegt, ja wer 
wollte das verfennen. Es wird ohne Frage die Benußung des Eigenthums 
beſchränkt, allein ans öffentlichen Gründen, . aus Gründen des Staatswohls, oder 
wie e3 im Geſetze beißt, aus Iandespolizeilihden Gründen, zur Abwendung ge- 
wiffer Gefahr; e8 liegt hier alfo nicht eine privatrechtliche Srage vor iiber Mein 
und Dein, die von den Gerichten zu entfcheiden iſt, fondern nur die Öffentliche 
rechtliche Frage: liegen bier diejenigen Gefahren, die das Geſetz vorausſetzt, vor? 
Wenn über die Hauptjache, fiber diefe fehr wichtige und eingreifende Frage die 


. Berwaltungsgerichte zu enticheiden Haben, dann müſſen Sie nothwendig aud) 


fiber die daran fich Inlipfenden Nebenfragen die Entſcheidung zu treffen haben. 
Meine Herren, ein Gefeg, welches die Entſcheidung über die Hauptſache an diefe 
Behörde giebt und dann die Entfcheidung fiber die Koftenentfhädigung an andere. 
Behörden erweitert, ift praktiſch werthlos. Das ift es, was gegen den Antrog 
ſpricht. Ich wiederhole, eine Gefährdung kann in der Beftimmung nicht liegen, 
zumal bei dem Beſchluß der Kommijfion auf volle Entihädigung. Ich will 
auf diefen Beichluß zwar nicht weiter eingehen, bemerfe aber, daß eine volle 
Entihädigung noch nicht nothwendig dahin führt, wie allerdings in dem Kom⸗ 
miffionsbericht gefagt ift, daß noch Vortheile, die mögligerweife hätten erricht 
werden können, darunter fallen. 

Bräfldent: Der Abgeordnete Dr. Thiel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Ehiel: Nah dem, was ber Herr Abgeordnete Bening 
gejagt hat, habe ich nur noch wenige Worte binzuzufligen, indem ic Sie eben» 


‚ fals bitte, das Amendement Barifius abzulehnen. 


Zunächſt möchte ich mich gegen die Bemerkung wenden, die der Herr Ab- 
geordnete Parifius in Bezug auf diejenigen Anfichten gemacht bat, welche ber 
Herr Abgeordnete Naffe tiber das Eigenthum ansgefprochen hat. Er hat gefragt: 
wohin fommen wir, wenn ſolche Anfhauungen Pla greifen, die kommuniſtiſchen 
Anfichten fehr nahe verwandt find? Die Frage ift fehr einfach mit der Gegen⸗ 
frage zu beantworten, wohin lommen wir, wenn ber flarre Eigenthumsbegrif 
in allen Angelegenheiten der Landesfultur gegenüber bis in feine letzten Kon« 
fequenzen jo feft gehalten wird? .. Wir kommen dann ganz fiher zum Kommur- 
nismus, indem dann ber Begriff der Heiligkeit des Eigenthums Plag machen 
wird dem Begriff der Gemeinfchädfichkeit des Eigenthums, daß als Plage be⸗ 
tradtet wird, was urſprünglich Wohlthat war. Gerade wenn wir nicht zum 
Kommunismus kommen wollen, müſſen wir e3 unterlaffen, dem allgemeinen 
Beten gegenüber aus dem ftarren Eigenthumsbegriff diejenigen legten Konſe⸗ 
quenzen zu ziehen, die das Eigenthum zu einer gemeinſchädlichen Einrichtung 
maden würde, ftatt zu einer gemeinnitigen. Es muß im Jutereſſe der Landes- 
tultur und der Landeswohlfahrt hier immer ab- und zugegeben werden. 

Was nun fpeciell das Amendement PBarifius anbetrifft, jo möchte ih Sie 
bitten, die Frage der Feſtſetzung der Entfhädigung dem Kreisausichuß reipeftive 
dem Waldichußgericht zu überlaflen, ebenfo wie die übrigen Theile des Ber- 
fahrens und diefen Theil nicht an die ordentlichen Gerichte zu weiſen. Es ift 


dieſe Sache entfcheiden laſſen. Ich bitte deshalb, das Amendement Parifius 


— 121 — 


diefe Trage weitläufig in der Kommiffion verhandelt worden und ift man. dabei 
zu der Ueberzeugung gekommen, daß, wenn man das mehr ſummariſche Ver⸗ 
fahren, wie e8 in dem Geſetze niedergelegt ift, nicht aumimmt, fondern wenn 
man die ordentlichen Gerichte für die Entihädigungsfragen als Zwiſcheninſtanz 
Bineinbringt mit ihren fo und fo viel weiteren Inſtanzen, insbefondere zu einem 
‚Beitpumft des Verfahrens, mo über bie Yeftfegung bes Statuts, reipeltive ob 
überhaupt irgend welche Maßregeln ergriffen werden follen, von den Intereſſenten 
noch fein Entſchluß gefaßt iſt und nicht gefaßt werden Tann, weil eben die Höhe 
ber Koften noch nicht feſtſteht — daß dann e8 beinahe unmöglich wird, irgend 
eine ſolche Eimichtung zu Stande zu bringen, da fi) Niemand engagiereu kann, 
ebe die ordentlichen Gerichte in ihren verjchiedenen Inſtanzen entjchieden haben 
und fi danach die eventuelle Koſtenhöhe überſehen läßt. Da bie faktijche 
Schwierigkeit vorliegt, fo möchte ich um fo mehr bitten, das Amendement abzu- 
lehnen, weil nicht recht einzufehen ift, warum nicht das Waldſchutzgericht genau 
diefelben Garantien fiir eine unpartbeiifche Entſcheidung in der Entihädigungs- 
frage bieten foll, wie das ordentliche Eivilgericht, ja es bietet vielleicht mehr 
Garantien, weil e8 mit fachverftändigen Männern befegt if, während das ordent- 
liche .Gericht immer im Weſentlichen in ſolchen Fällen nur urtbeilen kann nad 
ben, was binzugezogene Experten ihm ausſagen. Da ift es boch beſſer, man 
macht dieſe Erperten gleich zu Richtern ſelbſt. Nun klingt das ſchlimm, wenn 
man jagt, an Stelle der ordentlichen Gerichte würden hier bie Bermwaltungsbe- 
hörden eingefett. Allein die Bermaltungsbehörde ift ja in diefem Falle von ben 
Iutereffenten frei gewählt, ift eine aus dem Bertrauen des Kreiſes bervor- 
gegangene Körperichaft, und fo gern Sie geneigt fein würden, ſolche Fälle von 
Geihworenen entſcheiden zn laſſen, fo können fie auch den Kreisausfhuß über 


abzulehnen. 

Bräfident: Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Meine Herren! Ich bitte Sie, das Amende- 
ment Barifius im Gegenfag zu dem von ben beiden Vorrednern Gehörten an- 
zunehmen. Ich gehe von dem Grundfag aus, daß ein Spezialgejeg nur in den 
allerdringendften Fällen von den Grundjägen abweichen fol, welche in den all- 
gemeineren Geſetzen niedergelegt find. Nun haben wir im vorigen Jahre ein 
Enteignungsgefeg gemacht. Dieſes Enteignungsgefeg fehreibt ausdrücklich vor, 
daß in den Provinzen, wo die Kreisordnung gilt, die Feſtſtellung der Entichä- 
digung vorläufig erfolgen ſoll durch das Berwaltungsgericht. Allein gegen dieſe 
vorläufige Feſtſtellung der Entjhädigung gewährt daffelbe ausdrücklich den 
Rechtsweg vor dem ordentlichen Gerichte. Deine Herren, bier ftehen wir nun 
vor einem Enteignungsfall; durch welche Motive derfelbe bedingt ift, ift nicht 
entfcheidend; es ift eine Erpropriation wie jede andere, e8 handelt ſich, nachdem 
der Erpropriationgfall feftgeftellt ift, darum, wie die privatrechtlicde Frage nun- 
mehr zur Entſcheidung fommen fol; denn jede Yrage der Entfhädigung ift rein 
privatrechtliher Natur (Widerſpruch), der Grund dafiir if öffentliches Hecht. 
kennt aber das Gefe die Entſchädigungspflicht an, fo iſt die Trage, wie hoch 

Summe ſich beläuft, eine rein privatrechtliche Frage. 

Ich wiederhole: Wir find in dem Enteignungsgejeg von dem Grundſatz 

gegangen, daß tiber diefe privatredtliche Frage die odentlichen Gerichte die 
Hheidung haben. Warum follen wir. nun bier bei einem Spezialgejeg eine 
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Abweichung Tonftatiren? — Ich muß allerdings jagen, daß die Art und Weife, 
wie jetst die Behörden in unferem Enteignungsverfahren konftruirt find, mir felbft 
Zweifel erregt riidfichtlich der Nichtigkeit. Es ift mir fehr zweifelhaft, ob zu 
geftatten ift, von dem Berwaltungsgeriht und das will nicht einmal der Antrag 
Pariſtus — zu provoziren an das ordentliche Gericht. Allein, meine Herren, 
das würde eine Revifion unferes ganzen Enteiguungsverfahrens vorausjegen, und 
ich fehe nicht ein, warınm wir bei diefem Spezialgefeg von den Grundfägen ab- 
weichen follen, die wir erft, wie gejagt, vor einem Sabre feftgeftellt haben. 

Bräfident: Der Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegen- 
heiten Hat das Wort. 

Minifter fir die Ianbwirthichaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Ich will auf die Frage des Kommunismus mid nicht einlaffen, fondern konſta⸗ 
tiren, daß ich den Standpunkt, von dem der Herr Dr. Hänel ausgegangen 
it, als vollkommen korrekt anerlenne, nämlich, daß man von dem allgemeinen 
Gedanken, tiber die Entjchädigungsfrage in Enteignungsfällen die ordentlichen 
Gerichte entfcheiben zu laſſen, nur abweichen fol, wenn zwingende Gründe vor- 
liegen. Abmeichend aber von dem Herrn Abgeordneten Dr. Hänel behaupte ich, 
daß bier ſolche zwingende Gründe, ſolche Unterfchiede vorliegen, welche eine 
Spezialgefeßgebung rechtfertigen. Diefe Unterfchiede finde ich in Folgendem: 
Zunächſt handelt es ſich nicht wie bei ber Enteignung um einen beftimmt ab- 
gegrenzten Streit zwifchen A. und B, — dem A., der enteignet, dem B., der 
enteignet wird, — fondern in ben allermeiften Fällen um eine höchſt fomplizirte 
Auseinanderfegung zwiſchen einer zahlreichen Reihe von Intereſſenten, zwiſchen 
denen Kompenfationen ftattfinden, zwiichen denen Beiträge und Entfhädigumgen 
gegen einander aufgemogen und von einander in Abzug gebracht werden milffen. 
Es handelt fi um die Feſtſtellung eines Regulativs, welches nad der Natur 
der Sache als ein zufaminenhängendes Ganze zu behandeln fein wird. Ich 
meine, und die Herren Zechnifer werden mir das beftätigen, es würde praftifch 
die Ausführbarfeit unendlich erfchweren, aus einer folden Auseinanderfegumg, 
einem derartigen Regulativ einzelne Bunfte herauszureißen und zum Gegenftand 
gejonderter Entjheidung zu machen, bergeftalt, daß ihr Austrag keinen Einfluß 
haben würde auf die Feſtſetzung der übrigen Punkte, die von der erften Behörde 
mit Nüdfiht auf die interimiftifche Hegelung der Entfhädigungsfrage geordnet 
wurden. 

Denn man jenen Weg verfolgen wollte, und ich geftehe dem Herrn Ab⸗ 
geordneten zu, dag wir uns hiermit befchäftigt haben, dann müßte man weiter 
geben, man müßte von einem Interimiſtikum abjehend das ganze Verfahren 
ausfegen und die Geſammtentſcheidung vor die ordentlichen Gerichte bringen. 
Das aber würde die Schwierigkeiten in unüberfteiglicher Weiſe häufen. 

Es tritt ferner als wefentlih unterjcheidendes Moment hinzu, wie id bet 
der erften Lefung andeutete, daß in vielen Fällen von dem Gejeg ein Erfolg 
nur dann abzufehen if, wenn der Antragfteller die Meinung bat, fir die Ent- 
ſchädigung aufzulommen, wenn der Antragfteller gewiffermaßen als Organ bes 
öffentlichen Intereſſes fungirt, mit Rückſicht Hierauf die Initiative ergreift und 
biefer Initiative dadurch Nachdruck giebt, daß er die Koften auf feine Schultern 
nimmt. 

Diefen Gedanken hat das Geſetz Ausdrud gegeben in der Konſequenz, weldhe 
$ 5a enthält, wonach dem Antragfteller die Möglichkeit gegeben ift, wenn er die 


er 





— 13 — 


Koften überfieht nnd findet, daß fie über das Maß beffen hinausgehen, was er 
für das öffentliche Wohl zu opfern bereit ift, daß er bann von feinem Antrag 
jurädtreten kann. Diele Procedur, welche ihre große praftifche Bedeutung bat, 
erſchweren Sie in hohem Grade, wenn Sie der erſten Feftfegung die Wirkung 
nehmen, daß nad ihr mit Sicherheit bemeffen werben kann, wie weit die Bela- 
Rung des Antragftellers am legten Ende geben wird. Muß der Antragfieller 
fürdten, daß die Gerichte fpäter hierüber eine andere Enticheidung treffen, fo 
werden fie feine Neigung zur Antragftellung auf das Erheblichſte ſchwächen. 

Es läßt fich fehr jchwer der bei dem Erpropriatiousgefeh gewählte Weg 
des Juterimiſtikums und des hiervon getrennten Definitivums hier einfchlagen. 
Dann würde dazu gelangen, die ganze Sache in Trage flellen zu müſſen, bis 
das Definitivum erreicht if. Hierdurch aber würde nach meinem Dafürbalten 
die Beitläufigkeit bes Verfahrens eine fo große, daß ber Effeti des ganzen Ge⸗ 
ſehes in Frage geſtellt wäre. 

Ich komme zu der Schlußfolgerung, daß dieſe ſptziellen Gründe die vorge⸗ 
ſchlagene Abweichnug von dem allgemeinen Prinzip rechtfertigen. 

Wenn der Herr. Abgeordnete Parifius aber geſagt bat, es fehlte an Analo- 

gien fitr folche Abweichung, fo beziehe ich mich auf ein Geſetz, welches ſtets — 
obwohl es zur Zeit noch nicht verfaffungsmäßiger Zuflände erlaffen war — 
diefem Punlte alljeitige Billigung fand, das Borfluth-Edilt von 1815. Diefes 
Gefeg ordnet für gewiffe Meliorirungen — Sie werden mir bier die Details 
erlaffen — die Entfhädbigungsfrage auf dem Wege jchiedsrichterlicher Yeftfegung. 
Es ernennt der eine Theil einen Schiedsrichter, der gegneriſche Theil ebenfalls 
einen folchen; der Obmann wird von der Landespolizeibehörde beſtimmt, und 
dieſes Schiedsgericht hat bisher in einer langen Reihe von Zahren der Regel 
nah zur Bufriedenheit der Betbeiligten die Entichädigung feſtgeſetzt. Allerdings 
werden die Schiedsrichter aus dem Kreiſe der Intereffenten genommen, und be- 
Äten das Bertrauen, daß fie das Intereſſe ihrer Kreisgenoffen unbefangen und 
gerecht wahruehmen werden. Daſſelbe Vertrauen, meine Herren, verlange und 
erwarte ich für den Kreisausfchuß. Der Kreisausfhuß geht aus der Wahl der 
Kreiseingefeffenen hervor, und wenn Sie mit Mecht ſich dagegen wehren würden, 
einer unmittelbaren Staatsverwaltungsbehörbe die definitive Entſcheidung fiber 
die Entfchädigungsfragen einzuräumen, jo meine ich, können Sie dies mit voll- 
lommener Sicherheit gegenüber einer aus der Wahl der Kreisgenofien berbor- 
gegangenen Selbftverwaltungs-AInftanz unternehmen. Ich bitte Sie, dem Be- 
ſchlufſe Ihrer Kommiſſion zuzuftimmen. 

PBräfident: Der Abgeorbnete Graf Bethufy-Huc Hat das Wort. 

Abgeordneter Graf Bethufg-Huce: Meine Herren! Ich bitte Sie das 

"Amendement abzulehnen, umfomehr, als ich mid mit den Abfichten des Abge- 
srhneten Barifius volllommen in Uebereinftimmung erflären kann. Auch ich 
wüniche, abweichend von meinem verehrten Freunde Naſſe ben gejhädigten In⸗ 
tereſſenten, welche in der Dispofition über ihr Eigenthum befchränft werden follen, 
nicht blos den zugefügten Schaden, fondern auch den entgangenen Gewinn nad) 
Mı ‚gabe der Kommiffionsvorjchläge zu 8 4 entichädigt zu wiſſen. Und wenn 
aui diefem Umftand der Herr Abgeordnete Thiel die Befürchtung herleitet, daß 
dan 5 Die Konftituirung eines foldyen unbefchränften Eigenthumsrechtes der Eigen- 


ta 1abegriff überhaupt aus Wohlthat in Plage verwandelt werden wilde und 


das Eigentum als ein gemeingefährlicher Begriff betrachtet werden könnte, jo 


{de nt mir, Hat er verwechfelt das Recht der Allgemeinheit, dem einzelnen Eigen- 
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thümer Beſchränkungen aufzulegen, mit der Pflicht der Allgemeinheit, viele 
Eigenthümer für die Beſchränkung auch zu entſchädigen; wenn bdiefe bei dem 
Nechtsfubjelte in dem Verhältniß zu einander ftehen, daß das Rechtsſubjekt des 
Individuums zurädtreten muß vor dem Mechtsfubjelt der Allgemeinheit, daß 
das Brivatintereffe immer unbedingt bintanftehen muß dem öffentlichen In⸗ 
tereffe, jo waltet zwifchen dieſen Rechtsſubjekten doch auf der andern Seite der 
Unterſchied ob, daß durch die Entihädigung, welche die Allgemeinheit gewährt, 
diefer nur ein jehr geringes Opfer auferlegt wird, während durch eine mangel- 
bafte Entihädigung, welche der Eigenthlimer empfängt, deffen Eriftenz gefchädigt, 
unter Umftänden gefährdet werden kann, und durch ein auf diefe Weife erichfit- 
tertes Rechtsbewußtſein das Allgemeinwohl mehr gefchädigt wird im Ganzen, 
als es im einzelnen Falle geihädigt werden könnte durch die etwas zu unbe 
ſchränkte Benutung des Eigenthumsrechtes feitens eines Einzelnen. Es fragt 
fih alfo, wie wir zu dem Ziele gelangen, eine volle und angemefjene Entichä- 
digung des in feinem Nutungsrecht befchräntten Individuums zu erhalten, und 
da bin ich entjchieden der Meinung, daß das Berwaltungsgeridgt in erfter und 
zweiter Inſtanz, der Kreisausihuß und das Bermaltungsgericht ein befferes 
Organ für die Ermeffung der Entihädigung abgeben werden und müſſen, als 
die ordentlichen Gerichte. Ich erfenne an, daß Letztere nach dem Enteiguungs- 
gejeg und in vielen anderen Fällen in der Lage find, liber die Dinge entjcheiden 
zu miüffen, welche fie ex professo weder verftehen können noch jollen, und daß 
fie Entſcheidungen treffen müffen, mit Zuziehung von Sachverſtändigen. Immerhin 
ift das ein vielfach nicht wegzubringender Mangel, den ich doch überall da weg- 
bringen möchte, wo ich e8 eben fanı. Die Trage des Rechts und der Zwed- 
mäßigfeit wird fpeziell in diefen Fällen, wie der Herr Minifter der landwirth⸗ 
chaftlihen Angelegenheiten bereits ausgeführt Hat, ſchwerer zu fordern fein, als 
in vielen anderen, und außerdem bat mid meine Erfahrung als Waldbefiger 
gelehrt, daß fpeziell diefes jedem Staatsbürger zugänglide Objelt des Waldes, 
welches ja jogar jedem Berliner zu ſehen geftattet ift, wenn er eine Strede vor 
das Thor gebt, bezüglich feiner Benutzung als Wirthichaftsobjelt einer Vollks⸗ 
ignoranz unterliegt, wie fein anderes Werthobielt auf dem Gebiete des wirth⸗ 
Ihaftlichen Lebens. Wenn Sie die gerichtlichen Taren aus dem Anfang diejes 
Jahrhunderts betrachten, werden Sie eine gewiſſe Angemeffenheit derjelben bei 
Yandgütern und Fabriken finden; diefe Angemefjenheit wird aber nicht bei For⸗ 
ften ftattfinden, Sie werden immer finden, daß diefe entweder zum halben oder 
doppelten Werth angeiprochen find. Solche Beifpiele liegen mir nun in ziem- 
liher Zahl vor, und fo würde, wenn die Entihädigung der Beurtheilung der 
ordentlichen Gerichte unterbreitet würde, von zwei Fällen in der Regel einer ein- 
treten, das Gericht würde entweder troß der Hinzuziehung der geſuchten vielleicht 
nicht immer zu findenden Sadverfländigen gar nicht immer in der Lage fein, 
wirklich da$ lucrum cessans, den entgehenden Gewinn, annähernd zu beurtbeilen 
und eine vollfommen ungenügende Entfhädigung zubilligen oder aber wiirde 
den Borfpiegelungen phantaftiiher Waldeigenthlimer Folge geben und ihnen eine 
Entfhädigung zubilligen, welche auf ſchwindelhaften Angaben berubte und 7x8 
allgemeine Wohl mehr ſchädigt, als es nothwendig if. Ich bitte Sie alſo < as 
diefem Grunde, e8 bei den Anträgen der Kommiffton zu belaffen. 

Bräfident: Der Abgeordnete Dr. Müller hat den Schluß der Diskuff on 
beantragt. ch bitte diejenigen Herren aufzuftehen, welche den Antrag unt y- 
Riigen wollen. (Geſchieht.) 
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mg reicht aus. 
rũſte if noch gegen den Paragraphen eingefchrieben der Ab- 
geordnete Parifius. Diejenigen, welche jet die Diskuſſion fchliegen wollen, bitte 
id aufzuflehen oder ftehen zu bleiben. Geſchieht) 
Das ift die Majorität, die Diskuffton iſt geichloffen. 
Der Herr Berichterſtaiter hat das Wort. . 
Verichterflatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Das Unzutref 
fende der Anwendung der Beftimmungen bes Grpropriationsgefees auf diefem 
Geſetzentwurf iſt Ihnen bereits von mehreren Seiten bargeftellt worden. Wenn 
der Gere Abgeordnete Hänel meint, hier handle es ſich um eine Enteignung, fo 
glaube ich, befindet er ſich in einem vollkommenen Irrthum. Der ganze Geift, 
dab ganze Princip bes Geſetzes geht davon aus, daß an den Eigenthumsver- 
Hältniffen gar michts geändert wird; ber Eigenthumer des gefahrbringenden 
Grunbftüds bleibt nach wie vor Eigenthilmer. So viel ich weiß, iſt eine Ent- 
eignung der Uebergang des Eigenthums von einem Rechtsſubjelt auf das andere. 
Davon ift Hier feine Rede; es handelt fich hier einfach, wenn wir e& fo aus- 
triden wollen, um eine gefeglihe Servitut, um eine Dispofitiongbefchräntung, 
welche auf einem Zitel des öffentlichen Rechts beruht. Das iſt aber etwas ganz 
Anderes als eine Enteignung. Meine Herren, Sie haben bei Beratung des 
Enteignungsgefeges im $ 54 ausdrücdlich die Geltung des Enteignungsgeſetzes 
in Waldgenoſſenſchaftaſachen ausgeichloffen. Warum haben Sie das gethan? 
Beil Sie ſelbſt der Anfiht waren, daß man die Beftimmungen des Enteignungs- 
geſetzes auf derartige wirthichaftfiche Regufirungen nitht ohne Weiteres über- 
tragen dürfe. Diefer Ausbrud if vielleicht damals nur gewählt worden, weil 
die Gefegesvorfage von 1868 wefentlich von Waldgenoſſenſchaften gefprodyen hatte, 
heute würde man vielleicht auch hier hineinfegen: Bildung von Schutzwaldun - 
jen. Die Gründe, weshalb die Kommiffion die Anträge, welche ihnen jet wie- 
verum im veränderter Form vorligen, nicht angenommen bat, gingen weſentlich 
von den Ihnen bier kurz dargeftellten Erwägungen ans; man hielt die Anmen- 
mg des Enteignungsgefeges für unzutrefiend, man war außerbem ber Anficht, 
raß durch bie Hereinziehung des Rechtsweges eine Verbreiterung des Berfahrens 
tattfinden werde, die unzwedmäßig fei, und wenn der Herr Abgeordnete Hänel 
agt, es fei Grundſatz, in einem Spezialgeſetz nicht Aenderungen zu treffen ohne 
tiftige Gründe, jo kann ich ihm dagegen nur das einwenden: Die Kommiſſion 
var der Anficht, daß es beffer fei, ein neues Verfahren und einen neuen Grund» 
38 anzımehmen, als ein unpraktiiches Geſetz zu machen, und deshalb haben wir 
28 gar nicht gefcheut, diefen Grundjag über Bord zu werfen. Meine Herren, 
ie Entſcheidung über die Entf Hädigungs- und Koflenfrage if} eine ganz wefentlich 
nf dem Boden des Sacjverftändigengutachtens ftehende; wählen Sie irgend 
ine Spruchbehörbe, Berwaltungsgeriht, orbentlies Gericht, fie alle werben 
ur entſcheiden tönnen und durfen auf Grund des Sachverfländigengutachtens. 
Yarauf fommt überhaupt wenig an, wer formell die Entſcheidung Hat, das 
Bhtigfe if, daß die Grundlage geſchaffen wird, auf ber überhaupt die Ent- 
t dung Regen tann, und biefhaffen Gie indem einen Berfahren wie in dem anderen. 
Da nun nad) der Anficht der Mehrheit der Rommiffton das von der Kom- 
m ‚m Ihnen vorgeichlagene Verfahren den unbeftreitbaren Vorzug der größeren 
& uchheit und praftifcgen Anwendung und Ausführbarfeit hat, jo bitte ich Sie, 
be nem Kommiſſionsvorſchlage ftehen zu bleiben. 
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Präftdent: Zur Geichäftsorduung hat der Abgeordnete Barifins das 
Wort. 

Abgeordneter Pariſtus: Meine Herren! Zu meinem Bedauern iſt der 
Antrag noch nicht in den Händen der Herren Mitglieder, obſchon er ſeit einer 
guten Viertelſtunde gedruckt auf dem Bureau bereits befindlich if. Ich möchte 
deshalb beantragen, die Abftimmung bieriiber auszuſetzen, bis die übrigen Erem- 
plare vertheilt find. Meiner Meinung nad kann e8 auf eine fo kurze Zwiſchen⸗ 
zeit, als zur Vertheilung erforderlich ift, wohl nicht anfommen. 

Bräfident: Ich bebaure, wenn der gedrudte Antrag noch nicht vertheilt 
ift; er ift mir allerdings jeit einer Biertelftunde fchon gebrudt übergeben. 
Wenn es alfo gewünſcht werden follte — —. Es wäre ja aber wohl ausreichend, 
daß der Antrag vorher noch einmal verlefen würde — vielleicht gentigt das dem 
Herren Abgeordneten ? 

Abgeordneter PBarifius: Ich will meinen Widerſpruch für jest zuräd- 
nehmen. 

Bräftdent: Dann würden wir aljo abftimmen, und zwar zunächft tiber 
denjenigen Theil der Anträge, weldyer unter der Nummer a eingebracht ift, mit 
den beiden Punkten 1 und 2. Wenn die Nummer a abgelehnt werden follte, 
dann kommt die Nummer b nicht mehr zur Abftiimmung — und, foweit ich bie 
Intentition der Herren Antragfteller verfiehe, auch nicht die Nummer c. 
Zur Geſchäftsordnung der Abgeordnete Pariſius. 

Abgeordneter Pariſius: Die Nummer c ſoll zwiſchen den erſten und zweiten 
Abſatz eingefhoben werden. 
Präfident: Ya, das verftehe ich wohl, Herr Abgeorbneter, ich meinte nur: 
für den Fall, daß der Antrag a vom Haufe abgelehnt werben follte, dann würde 
auch die Abſtimmung itber die Nummer c ausfallen. 
Der Abgeordnete Parifius zur Geſchäftsordnung. 
Abgeordneter Pariſtus: Ich bitte um Entſchuldigung; ich habe die Frage 
nicht richtig verfianden. Wenn a abgelehnt werden follte, fo erledigen fich aller- 
dings b uud c. | 
Bräftdent: Wenn der Antrag a dagegen angenommen wiirde, dann kommen 
b nnd c einzeln zur Abftimmung. 
Ich bitte, nunmehr den Antrag a zu verlefen. 
Schriftführer Abgeordneter Gruetering: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
a. den erſten Sat des erften Abſatzes des S 7 dahin abzuänbern: 
Der Kreisausfchuß, in den Hobenzollernfchen Landen der Amtsaus- 
ſchuß, Hat 
1) vorbebaltlich der Berufung in dem für das Berwaltungsftreit- 
verfahren vorgefehenen Inſtanzenzug die endgültige Entſchei⸗ 
dung dalber, ob und welche Maßregeln in dem einzelnen Falle 
anzuordnen find, 
2) vorbehaltlich der Befchreitung des ordentlichen Rechtsweges Die 
vorläufige Entſcheidung über Entihädigung und Koften 
zu treffen. ° 
Bräftdent: Diejenigen aljo, welche diefen Antrag a in feinen beiden Num⸗ 
mern 1 und 2 an Stelle des erfien Satzes des erften Abfates des 87 annehmen 
wollen, bitte ich aufzuftehen. (Geſchieht.) 
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Das ift die Minderheit; der Antrag if abgelehnt. Damit find die wei- 
teren Anträge b und c ausgefallen. 

Es fommt jeßt der $ 7 nad den Borichlägen der Kommiſſion zur Abflim- 
mung. Ich eriuche Diejenigen, welche ihn annehmen mollen, aufzufteben. (Ge⸗ 
Mieht.) 

Das ift die Majorität; der Antrag ift angenommen. 

Bei $ 8 liegt ein handfchriftlicher Antrag der Wbgeorbneten Stader und 
Sauenflein vor, den legten Sat des Paragraphen zu flreichen, außerdem ein An- 
trag der Abgeordneten v. Loeper⸗Loepersdorff und Stahr, welcher in dieſem Augen- 
klide vertheilt wird. Ich will ihn zunächſt verleien lafſen. 

Schriftführer Abgeordneter Gruetering: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

Den erften Sat des zweiten Abſatzes des $ 8 dahin zu faffen: 
Wenn dieſes Grundftüd in zwei oder mehreren Bezirten berjelben 
Provinz liegt, fo wird das zuftändige Waldichuggericht durch das 
Provinzialverwaltungsgericht, — wenn in mehreren Provinzen, durch 
das Oberverwaltungsgericht beftimmt, 

Präfident: Ich eröffne aljo die Diskuffion iiber den Paragraphen und die 
beiden Anträge. 

Der Abgeordnete Stader hat das Wort. 

Abgeordneter Stader: Meine Herren! In den Motiven des Geſetzentwurfes 
und in dem Kommiſſionsberichte vermiſſe ich jede Begründung des letzten Satzes 
des 8 8, defien Streichung von mir und dem Kollegen Lauenflein beantragt wor⸗ 
den if. Grundſatz nad) 8 8 ifl, daß das Waldſchutzgericht desienigen Bezirkes 
über den Antrag auf Abwendung einer Gefährbuug erkennen foll, in welchem 


das gefahrbringende Grundſtück liegt. Nun wäre es naturgemäß, daß, wen das 


gefahrbringende Grundſtück in einem. jelbfifländigen Stadtkreiſe liegt, dann auch 
ein Waldſchutzgericht des Stabtkreifes zu erfennen bat. Es kann ja der all jehr 
wohl eintreten, daß auch das gefährdete Grundftid in dem Stadtkreiſe liegt und 
dann iſt gar nicht zu erfennen, weshalb man in einem ſolchen alle nicht ben 
Stadtkreis ſelbſt durch für ihn angeordnete Organe entfcheiden Iaffen will. Ich 
jehe nu aber aus $ 40 des Gefegentwurfes — und es ift demgemäß auch in 
den 8 27 des Eutwurfes eine entiprechende Beftimmung aufgenommen worden, 
— dag man fir jelbfiftändige Stadtkreiſe überhaupt Waldſchutzgerichte nicht Hat 
bilden wollen; weshalb, ift aus den Motiven und dem Kommifflonsbericht eben 
wenig erfichtlih. Ich kann nur den Grund dafür denken, daß man angenommen 
bat, in felbfiftändigen Stabtfreifen würden Walblomplere von folder Ausdehnung 
durchweg nicht vorhanden fein, welche befondere Schugmaßregeln und die Bil- 
dung von Genoffenfchaften, wie fie das Geſetz vorfieht, fowie demgemäß auch die 
Einrichtung von Waldſchutzgerichten bedingen Lönnten. 
Diefe Borausfegung nun, meine Herren, ift thatſächlich nicht richtig. Es 
giebt Stadtkreife genug, und ich Tann aus meiner näheren Belanntfchaft Ihnen 
insbejondere zwei anführen, welche ziemlich erhebliche Walblomplere in ihrem 
X reiche Haben und in denen der Wunfch vielfeitig fchon geäußert worden ift, 
d j ein befferer Waldſchutz ermöglicht werden möge, als es nach ben bisherigen 
g etlichen Beftimmnugen der Yal war. Man wird dort diejenigen Borfchriften, 
u Ice der jeige Geſetzentwurf giebt, mit Freuden begrüßen und wiirde es jehr 
6 auern, wenn man durch den Mangel eines eigenen Waldſchutzgerichtes nicht 
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in der Sage fein könnte, diefe Borjchriften, die doc für den ganzen Staat gegeben 
werden fpllen, dort in der geeigneten Weife in Anwendung zu bringen. Die 
Kreife, welche ich im Auge babe, find die Stabtkreife Elberfeld und Barmen. 
Elberfeld mir einem Gejammtflächeninhalt. des Stabtkreifes von 11,100 Morgen 
bat einen Waldlompler von 3,325 Morgen; in dem Stabtkreife Barmen mit 
einem Geſammtflächeninhalt von 8500 Morgen befindet fih ein Waldkompler 
von 1,987 Morgen. Diefe Waldungen find durchweg fehr parzellirt und in den 
Händen von kleineren Beflgern, die zum Theil mit dem Walde fehr ſchlecht um⸗ 
geben, bei denen e8 deshalb jehr am Orte wäre, wenn man fi) in der Mög- 
lichkeit befände, dur Bildung von Waldgenofjenfchaften einen heſſeren Wald» 
dus und eine beffere forjtwirthichaftlihe Benutzung eintreten zu laffen. Es 
geht aus den amtlidden Statiftifen der beiden Kreife hervor, wie in dieſer Be⸗ 
ziehung ſchon längſt das Bedürfniß fich geltend gemacht Hat. Erlauben Sie, daß 
ich zunächſt aus der Statiſtik von Elberfeld wenige Zeilen Hier vortrage, wortn 
e8 beißt: . 
Ueber die Forſtwirthſchaft des Kreijes ift wenig Erfremliches zu verzeichnen. 
Auf den Höhen und an den Abhängen befiuden fich größere und kleinere 
Waldparzellen, welche meiftens aus ſchlechtwüchſigen Laubholgbeftänden 
beitehen. Die Nadelholzwaldungen bilden einen ſehr Fleinen Theil der 
Waldfläche. Obſchon die Flächen mit wenigen Ausnahmen kulturfähig 
und die Himatifhen und Bodenverhältniffe nur günftig find, Tann von 
regelmäßig bewirtbichafteten Forſten feine Rede fein. Die Behandlung 
ift größtentheils eine unfundige, planlofe; erft in neuerer Zeit haben einige 
Grundbefiger angefangen, nach fachgemäßer Methode Nadelholzpflanzungen 
anzulegen; die Befolgung dieſes Beifpiels ift fehr zu empfehlen, da gerabe 
für die Nadelholzkulturen bier beſonders günftige Abfagverhältniffe be⸗ 
fteben. Bu verlennen ift hierbei freilich nicht, daß der bei der Nähe einer 
großen Yabrifftadt befonders nothwendige Waldſchutz in einem ausreichen- 
den Maße faum vorhanden ift. 
Sodann aus der Statiftif des Kreifes Barmen: ' 
Der Humusgebalt des Waldbodens ift jehr gering. Zum Theil beftehen 
die Waldungen aus jlingeren, gemifchten, dürftigen Laubholzbeſtänden, 
die in jüngerer Zeit aus dem Niederwald- zumeilen in dei Hochwaldbe- 
trieb itbergeflihrt worden find. Eine georbnete Forſtwirthſchaft wird 
indeffen nur in der Gemeinde- und einzelnen wenigen Privatwaldungen 
durch zwei angeftellte Förſter betrieben. Meift ift nur ein verfrüppelter 
Holzbeftand, mit Haidelraut-, Preißelbeer und Waldbeerfiräudern, Dioos 
und Flechten vermifcht, vorhanden. Da, wo die Privaten noch Hohwald 
‚ befigen, geichieht der Betrieb ohne Annahme einer feftgeftellten Umttiebs- 
zeit und daher leider planlos. Ebenſo wird in der Regel die Niederwaſd⸗ 
wirthſchaft ohne befiimmte Schlageintheilung betrieben. 

Meine Herren, Sie jehen aus biefen Bemerkungen, daß aud im Stadtkreiſen 
das Bebürfniß, fi) der Wohlthaten des Geſetzes zu erfreuen, vorhanden ifl, und 
ih möchte deshalb glauben, daß kein Grund vorliegt, die felbfifländigen Stabt- 
treife davon auszufchließen, daß auch fie nach Bedürfniß beſondere Waldſchutz- 
gerichte für ſich einrichten. Daher der von mir und dem Herrn Abgeordneten Lauer = 
ftein geftellte Antrag, daß in 8 40 die betreffenden Beftimmmngen dahin geinde::t 
werden mögen, daß auch in Stabtfreifen die Einfegung von Waldſchutzgerichten 
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ermöglicht werde. Davon wirde aber die nothwendige Folge die fein, daß im 
$ 8 der letzte Sat geſtrichen wird; denn bleibt derſelbe beftehen, fo präjudizirt 
er den weiteren Antrage auf Einſetzung felbfifländiger Waldſchutzgerichte fir die 
Stabdtfreife. 

Bräfibent: Der Herr Regierungsiommiffar hat das Wort. 

Regierungsfommiffar Geheimer Negierungsrath u. Brauchitſch: Seitens 
der Königlichen Staatsregierung befteht gegen feinen der vorgefchlagenen Abän⸗ 
erungsporfchläge zum $ 8 irgend ein Bebenten. Die Königliche Staatsregierung 
hat den letzten Sat des Paragraphen mit Rädfiht auf die Beſtimmung bes 
$ 170 der Kreisordnung aufgenommen, da zur Zeit ein Organ der Selbfiver- 

waltung im Sinne der Kreisorbnung, welches an Stelle des Kreisansichufies 
die Gefchäfte der allgemeinen Landesverwaltung in den Städten zu führen bätte, 
noch nicht beſteht, die Einrichtung eines folchen vielmehr ausgefett worden ift 
bis zur Reorganifation der allgemeinen Landesverwaltung überhaupt. Es liegt 
indeffen Tein Bedenken vor, den Ausweg zu wählen, welcher von Seiten der 
Herren Abgeordneten Stader und Lauenftein vorgeichlagen wird. Der Antrag 
des Herrn Abgeordneten dv. Loeper-Roepersdorff feheint fogar eine Vervollſtändigung 
zu fein, und kaum daher deffen Annahme nur empfohlen werben. 

Präfident: Der Herr Berichterftatter wünſcht in ber Diskuſſion ſich auch 
zu äußern über bie beiden Amendements. Dagegen wird wohl fein Widerſpruch 
erhoben. 

Berichterftatter Abgeorbneter Bernharbt: Meine Herren! Die beiden 
Ammdements find in der Kommiffion nicht Gegenftand der Berathung gemefen, 
weil fie nicht vorgelegen haben. Soweit ich aber die Stimmung der Kommiſſton 
tenne — und ich glaube fie ziemlich genau zu Tennen nach 21 Sitzungen — fo 
bin ich feft überzeugt, daß, wären diefe Anträge in ber Kommiſſion geftellt wor- 
den, fih Diefelbe mit großer Mehrheit ihnen angefchloffen hätte Wollen Sie es 
als meine perfünliche Ueberzeugung auffaffen, fo kann ich es ausfprechen, daß 
beide Auträge eine wejentliche Verbefferug bes Gefegentiwurfes enthalten, und 
wenn der Herr Kollege Stader auf das bei uns Sachkennern in hoher Ehre 
ſtehende Veifpiel der Städte Elberfeld und Barmen bingewiejen hat, jo liegt im 
diefem Hinblick ein ftrifter Beweis dafür, daß man kein Recht hat, Stadtkreifen, 
die in fo hervorragender und ehrenhafter Weife mit der Waldeskultur vorgegangen 
And, wie die Städte Elberfeld und Barmen unter Führung ihres vortrefflichen 
Oberbürgermeifters gethan haben, die Konftituirung eines eigenen Waldſchutzge⸗ 
richts vorzuenthalten. Meine Herren, ich bitte, daß Sie beide Anträge, ſowohl 
den der Herren Abgeordneten Stader und Lauenftein als auch den bes Herrn 
Abgeordneten v. Loeper⸗Loepersdorff annehmen wollen. 

Präfibent: Der Abgeordnete Pariſius hat das Wort. 

Abgeordneter Bartfins: Meine Herren! Ich wollte bloß eine kurze Bemer⸗ 
fung machen. Mit den gebrudten Anträgen jcheint ein merkwürdiges Mißge- 

ſchick obzuwalten; auf dem Miniftertiich find fie anicheinend vorhanden, während 
im Haufe fie Niemand bat. Aber foweit ich fie richtig verflanden babe, glaube 
der Anftcht des Herrn Referenten beitreten zu können. Ich bemerle aber, 
wir uns in der Kommiffton in einer ſehr tiblen Lage befunden haben. In 
letzten Paragraphen, den Sie bereit3 angenommen haben, im $ 7 ſteht, daß 
gefeglichen Borjchriften, welche die Berfaffung der Bermaltungsgerichte und 
Berwaltungsftreitverfahren betreffen, Anwendung finden und im Paragraphen 
Sch. d. Br. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. VII. 
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der Regierungsporlage war fogar Plat gelaffen für das Datum des Geſetzes. 
Mit anderen Worten, die Regierung war, als fie den Geſetzentwurf einbrachte, 
der Meinung gewejen, daß derjelbe berathen werden würde, nachdem das Geſetz 
betreffend die Verfaſſung der Berwaltungsgerichte, bereits fertig vorläge. Wir 
haben alfo in dem nachfolgenden Paragraphen diefe Prüfung nicht danach ein- 
richten fünnen, ob fie wirklich fiimmen zu dem, was wir geftern bier im Haufe 
beichlofien haben. Denn wir konnten nicht im Boraus wiffen, was der Geſetz⸗ 
entwurf, mie er geftern beſchloſſen ift, enthalten würde Es ift das auch ein 
ſchweres Bedenken bei unferer ganzen heutigen Berathung, und ich wiirde, wenn 
ih aus der Stimmung im Haufe, das mir vorhin bei dem Hauptparagraphen 
diefes ganzen Theiles das Wort abgefchnitten hat, nicht anderweitige Schlüffe 
ziehen müßte, folgerichtig mir erlauben zu beantragen, die ſämmtlichen Para- 
grapbeu, jo weit fie fi) auf das Berwaltungsgericht beziehen, wieder in die 
Kommiffion zurückzuweiſen. Ich erfläre aber, daß ich nur die Meinung äußern 
will, daß ich mich aber dabei berubige, wenn das Haus das Geſetz in dieſer un⸗ 
fertigen Geftalt zum Beſchluß erheben will. 

Präfident: Ich möchte glauben, daß die beiden Amendements inzwifchen 
vertheilt find im Haufe. (Rufe: Nein!) 

Es ift möglich, daß feine genügende Anzahl von Eremplaren aus der Druckerei 
im erften Augenblide hierher gelommen ift, wenigftens bat eine theilweife Ver⸗ 
theilung ftattgefunden; auf dem Büreau ift eine Anzahl Eremplare vorgewiejen. 

Der Abgeordnete Rauenftein hat das Wort. 

Abgeordneter Lauenſtein: Ich verzichte. 

Prafident: Es ift Niemand weiter zum Wort gemeldet. 

Es liegen aljo zwei Anträge vor, weldye unabhängig von einander find. Da 
diefelben, wie es fcheint, noch nicht vollftändig zur Vertheilung gekommen find, 
bitte ich, fie nochmals zu verlefen; zunächſt den Antrag der Abgeorbnieten v. Loe⸗ 
per⸗Loepersdorff und Stahr. 

Schriftführer Abgeordneter Gruetering: 

Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen : 
den erften Sat bes zweiten Abjages des 8 8 dahin zu faflen: 
Wenn diejes Grundftüd in zwei oder mehreren Bezirken derjelben 
Provinz liegt, jo wird das zuftändige Waldſchutzgericht durch das 
Provinzialverwaltungsgericht, — wenn in mehreren Provinzen, durch 
das Oberverwaltungsgericht beftimmt. 

Präfident: Diejenigen, welche eventuell diefe Aenderung annehmen wollen, 
bitte ich, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität, der Antrag ift angenommen. 

Ferner ift beantragt von den Abgeordneten Stader und Lauenſtein, im $ 8 
den legten Sat zu fireihen. Das würde aljo beginnen von dem Worte: „Das- 
felbe gilt ꝛc. 

Diejenigen, melde im Widerjpruch mit dem Antrage der beiden Abgeorb- 
neten den legten Sag im Paragraphen aufrecht erhalten wollen bitte ich aufzu⸗ 
ftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Minderheit; der Antrag auf Streihung ift angenommen. 

Ich eröffne jegt die Diskuffion iiber 8 9 — ich werde darauf aufmerffam 
gemacht, daß eine formelle Abftimmung über den $ 8 nicht fattgefunden hat; 
wenn das verlangt wird, kann ich fie noch vornehmen. Bielleiht find aber Die 
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Herten damit einverfianden, wenn konftatirt wirb, daß der $ 8 angenommen 
iR mit den Aenderungen, welche wir foeben formell befchloffen haben. 

Ueber den $ 9 wird die Disfuffion eröffnet, über die 88 10, 11 und 12, 
aljo bis zu 5 12 einſchließlich wird keine Diskuſſion verlangt, die Paragraphen 
find angenommen. | 

Zum $ 13 hat der Abgeordnete Dr. Hänel das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Meine Herren! Ich bin hier in Zweifel, in wie 
weit die 88 13 und 14 in Uebereinftim mung ftehen mit demjenigen Geſetze, welches 
wir geftern angenommen haben, ich meine mit dem Gejege über das Berwal- 
tungsfireitverfahren. Es beißt bier: 

Gewinnt das Waldſchutzgericht die Ueberzeugung, daß eine Gefähr- 
dung im Sinne des $ 2 nit vorhanden ift, fo kann daffelbe ohne wei- 
teres Berfahren durch einen mit Gründen verjehenen Beicheid den geftellten 
Antrag zurüdweijen. 

Hier iſt vorausgejegt, daß die Zuriidweifung durch einfachen Beicheid er- 
folgen fann, obgleich bereit vorher ein längeres Verfahren ftattgefunden hat 
und zwar mit Erhebungen duch einen Kommiffar. Das Geſetz welches wir 
geftern angenommen baben, geftattet einen derartigen einfachen Beicheid nur dann, 
wenn die erhobene Klage oder, wie wir bier überſetzen müſſen, der geftellte An⸗ 
trag jofort als rechtlich unzuläffitg oder unbegründet fi) berausftellt. Hier ift 
offenbar vorausgefet, daS irgend welches andere Verfahren nicht vorhergegangen 
it. Hier wird der einfache Beicheid gegeben auf Grund des Tenors der Klage, 
beziehentlich des Antrages. Meine Herren, ich muß aus der Yaflung des 8 13 
dies folgern. Nämlich nad 8 37 des geftrigen Geſetzes, wenn ich es fo bezeich- 
nen darf, ift erfiend die Zurüdweifung durch einfachen Beſcheid möglich, 
wenn der Antrag keinen genügenden Anhalt biete. Zweitens aber ift 
der nämliche einfache Beſcheid nach dem vorliegenden Gejegentmurfe noch einmal 
möglich, wenn der Kommiffar feine Unterfuhung angeftellt hat und erflärt, die 
Sache ift fo Har, daß wir eine müudliche Verhandlung nicht brauchen. Meine 
Herren, ich halte dafür, daß dies gänzlich unnöthig if. Ich meine: ift einmal 
eine Berhandlung durch einen Kommiffar vorhergegangen, der nothwendig bereit# 
eine Summe von Erhebungen gemadjt hat, mit Leutenigeiprochen hat, dann müffen 
wir die mündliche Verhandlung als Regel fefthalten, und können diefen einfachen 
Beſcheid nicht mehr znlaffen. Es iſt dies nach meiner Heberzeugung ein Novum 
und etwas, was mit dem Gedanken des 8 37 des gefirigen Geſetzes nicht über: 
einſtimmt. 

Aber weiter iſt es überaus zweifelhaft, ob wir durch dieſen 8 13 etwas 
Abweichendes von unſerm geſtrigen 8 37 feſtſtellen. 

Naämlich ſoll Hier nach 8 13 der Landrath allein befugt fein, dieſen Beſcheid 
zu geben? Das weiß ich nicht, nach dem Wortlaut ſcheint es, als ob es nur ber 
Kreisausſchuß fol. Wir haben aber geftern ausdritdlich feſtgeſetz, daß derartige 
Befcheide Namens des Kreisausichuffes auch vom Landrath einjeitig erlaffen 
verden können, felbfiverftändli vorbehaltlih des Einſpruchrechtes. Endlich, 
neine Herren, baben wir in dem geftrigen Geſetz beichloffen, day in dem Bes 
cheide bei Strafe der Nichtigkeit ſtets ausdrückllch darauf hingewieſen werben 
muß, dag das Einſpruchsrecht dem Antragfteller, dem Kläger zufteht. Eine der- 
artige Beftimmung fehlt hier. Sie jehen alfo, daß diefer Paragraph ſicher einer 
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Unterfuchung bedarf, in wie weit er mit den Vorſchriften über das Berwaltungs- 
flreitverfahren in Uebereinftiimmung fteht, und insbejondere in wie weit er ab- 
fichtlich daran irgend etwas ändern will, oder ob es einfach bei dem regelmäßi- 
gen Verfahren gelaffen werden foll. Ich wieberhole aber: ich finde fein Bedürfniß, 
einen derartigen Beſcheid, nachdem bereits kommiſſariſche Berhandlungen ſtattge⸗ 
funden haben, überhaupt zuzulaſſen. Es iſt offenbar hier, wenigſtens glaube ich, 
die Interpretation würde dies ergeben, etwas Beſonderes angeordnet, es iſt nicht 
das gewöhnliche Verfahren des 8 37 des geſtrigen Geſetzes. 

Ich wiederhole, ich finde dazu feine Veranlaſſung, um fo mehr, meine Herren, 
als, wenn die Sache unzweifelhaft ıft, dann die Parteien einfach im mündlichen 
Termine nicht erjcheinen und nach Sage der Sache verhandelt wird. Das gilt 
insbefondere vom $ 14, wenn ich darauf mit einem Worte fommen kann. Diejer 
8 14 ift meiner Anfiht nach ganz überflüſſtg. Wozu bier den einfachen Beſcheid 
aufftellen? Wenn die Sache ohne Widerfpruch bleiben fol, dann bleiben einfach 
die Parteien aus dem mindlichen Termine weg, und es wird nad) Rage ber 
Alten entichieden. Ich würde Ahnen rathen, meine Herren, diefen $ 13 und 14 
einfach zu ftreichen, dadurch tritt das gewöhnliche Berfahren ein, was wir nad) 
Maßgabe, um noch eimal den Ausdrud zu gebrauchen, des gefirigen Geſetzes 
haben. 

Präfident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Geheimer Regierungsrath v. Brauchitſch: Wenn ich 
den Herrn Vorredner richtig verftanden habe, fo geht feine Meinung dahin, daß 
diefer Baragraph ganz in Wegfall fomme Er ift der Anficht, daß derfelbe in 
einem Widerjpruch ftehe mit den Grundfäten des Geſetzes über Verwaltungs- 
geridhte und das Vermwaltungsftreitverfahren. Eine Abweichung von den Prin- 
zipien jenes Gefetes Tiegt allerdings bier vor, infofern nach dem $ 39 beffelben 
der einfach abweichende Beſcheid nur zufäfftg fein fol, wenn der erhobene Antrag 
fih jofort als rechtlich unzuläffig Herausftellt, Hier in dem vorliegenden Bara- 
graphen aber ftatuirt wird, daß eine joldde Abweiſung folle erfolgen dürfen, wenn 
fi) thatſächlich der Anfpruch als unbegründet nach dem kommifſariſchen Gut- 
achten herausftellt. Nun, meine Herren, diefen Gegenſatz, wenn er auch vor- 
handen fein mag, wird man doch nicht fiir unzuläfftg erachten fünnen, da eben 
das vorliegende Geſetz bejondere Maßgaben, unter welcher die allgemeinen Be⸗ 
ffimmungen des Berwaltungsfireitverfahrens in Anwendung kommen follen, zu⸗ 
laſſen will und zulaffen muß. Ich glaube, prinzipielle Griinde würden dagegen 
nicht |prechen, die Durchgreifender Art wären. Es wiirde vielmehr nur darauf 
anfommen, ob ein praftifches Bedürfniß vorliegt, nachdem die kommiſſariſchen Ber- 
handlungen flattgefunden haben, dem Waldſchutzgericht noch einmal die Befugniß 
zu geben, auf die bloße Einfiht der Berhandlungen Hin ohne miündliches Ber- 
fahren abzumweifen. Ich glaube, ein ſolches praktiſches Bedürfniß liegt allerdings 
vor. Das Waldſchutzgericht wird unter Umftänden aus den kommifjarifchen Ver⸗ 
bandlungen zur Evidenz entnehmen können, daß die Borladung einer großen Au- 
zahl von Intereſſenten — und auf dieje große Zahl ift Gewicht zu legen — 
einen ganz unnligen Zeit- und Koftenaufwand verurfachen würde. Es wird fehr 
wohl unter Umftänden in der Lage fein, fofort zu überſehen, daß, mögen die wei⸗ 
teren Berhandlungen einen Gang nehmen wie fie wollen, fie immer nur darauf 
binauglaufen können, einen abmeijenden Beſcheid zu rechtfertigen. Warum will 
man aljo nicht in diefem Momente noch einen abweiſenden Beicheib und damit 
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eine Abweichung von dem allgemeinen Berwaltungsftreitverfahren zulaffer 
& ſich aus den von mir angeführten Bwedmäßigfeitsgründen empfehlen 
Das find die Geſichtspunkte, aus welchen id) Sie bitten mödjte, den Parag 
beigubehalten. 

Vrüfident: Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort, 

Abgeordneter Dr. Hänel: Ja, meine Herren, meine Bedenken lagen l 
in dem Tegten Punkt, den der Herr Regierugsfommiffar angeregt hat. Nic 
dem Grunde, weil ich meinen Gegenſatz zwiſchen „rechtlich“ und „thatfi 
unguläffig gemacht habe, deduzire ich gegen den Paragraphen, fondern Iı 
darum, weil ich fage: wenn bereits ein Verfahren mit mannigfachen Be 
lungen ftattgefunben hat, dann ift bie Burücweifung durch einen einfach 
ſcheid ein novam. Das hat mir foeben der Herr Regierungstommiffar 
Randen., Ich tonflatire daher, daß dieſer $ 13, wie er Hier gefaßt if, 
That etwas von dem gewöhnlichen Streitverfahren Abweichendes enthält. 
Heren, wenn id} dies tonftatirt habe, dann wil id) mid gern den Nügfi 
gründen, die der Herr Regierungstommiffer angeführt hat, fügen, beha 
aber vor, für die dritte Lefung den Paragraphen nod anders zu faſſen u 
mehr in Uebereinftimmung zu bringen mit dem entſprechenden $ 37 be& 
gen Geſetzes. 

Bräfident: Es if Niemand weiter zum Worte gemeldet, die Die 
iR gefehloffen. Der Herr Berigterflatter verzichtet. Ich bringe den 8 
Abſtimmung und erfuche diejenigen Herren, weldie gegen den Baragraphe 
men wollen, aufzuſtehen. (Baufe.) 

Der Paragraph if angenommen. 

Ich eröffne die Diskuſſiou über $ 14. Ohne Abfiimmung angenor 

$ 15 fol nad dem Borſchlage der Kommiſſion geſtrichen werden 
wird von feiner Seite eine Abſtimmung fiber die Regierungsvorlage ve 
Der Parggraph fällt aus. 

Ich eröffne die Diskuffton über $ 16. 

Der Abgeorbnete Dr. Hänel Hat das Wort. 

Abgeorbneter Dr. Hänel: Meine Herren! Ich fehe nicht ein, warum i 
dritten Alinea der groß gebrudte Sag: „die Verhandlung und die Verkün 
der Entſcheidung erfolgen in öffentlicher Gigung“ nothwenbig iſt, nachbı 
fegeftellt Haben, daß in allen Punkten die gewöhnlichen Regeln des Berwal 
fireitverfahrens in Anwendung fommen. Ich bemerle, daß ein derartiger 
der ſcheinbar als unſchuldig anzufehen ift, weil er nur daffelbe wiederholt 
Umnftänden doch zu unpraftiichen Intonfequenzen fährt. So z. B. nad) ber 
orbnung fann unter gewiffen Umänben bie Deffentlichteit ausgeichloffen n 
in dem Reichsgeſetz über das Heimathaweſen ſteht, daß alle Verhandlung 
bedingt öffentich fein müffen. Daraus, meine Herren, entfteht ein Wide 
umb es ift diefer Widerſpruch in Minifterialrefripten ausdrücklich hervorg 
worden. Nach der Beftimmung des $ 16 würben wir wieber einen Ya 
ſtruiren, woraus man bebuziren könnte, die Verhandlungen müßten unteı 

nfländen öffentlich fein. 

Nun aber haben wir die genaueften und befiimmteften Regeln fiber die C 
Hfeit, beziehentlich über die Möglichteit, dieſelbe anszufcließen, in dem 
ver das Berwaltungsftreitverfahren, und biefer Sat ift deshalb gänzlich 
fig. Ich Bitte, denfelben zu fireichen. 
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ident: Der Herr Minifter fiir bie Landwirthſchaft Hat das Wort. 
ter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
m der Staatsregierung wird gegen die Streichung dieſes Sades lein 
ch erhoben. 

ident: Die Diskuffion ift gefchloffen. Der Herr VBerichterftatter hat 


hterftatter Abgeordneter Bernhardt: Ich habe meinerfeits nichts ba- 
erinnern, wenn Sie den foeben von dem Heren Abgeorbneten Dr. Hänel 
Ausführungen beitreten und den Satz fireichen, der ja wohl als Su- 
angefehen werben Tann. 
ibent: Meine Herren! Wir werden alfo über den Iegten Gag im 
ſatz beſonders abftimmen und, wenn es verlangt wird, fiber den Pa- 
Diejenigen, welde im Widerſpruch mit dem Abgeordneten Hänel 
Sat im dritten Abfag aufrecht erhalten wollen, bitte ich aufzuftehen. 
) 
if die Minderheit, der Satz ift geſtrichen. Eine Abftimmung über 
wwaphen wird nicht verlangt, berfelbe ift mit biefer Aenderung ange» 
n. 
Abgeordneten Parifius, Windthorft (Bielefeld) und Briggemann haben 
bere Faſſung des legten Abſatzes des $ 16a beantragt. Ich eröfne 
fon über den $ 16a und diefen Antrag, welcher unter Nr. 317*) wohl 
jeilt fein wird. 
Derr Regierungstommiffar hat das Wort. 
rungskommiſſar Geheimer Juſtizrath Schmidt: Die Königliche Staats- 
erflärt fi mit dieſem Antrage einverftanden. Es wird dabei jedoch 
horausfegung ausgegangen, daß die Abänderung nur den Biwed hat, 
gung in jedem Falle zu fidhern, d. h., daß nur eine Anmweifung gegeben 
"am die Borfigenden des Walbfehuggerichte, in jebem einzelnen 
Eintragung zu veranlaffen, daß aber dadurch nicht ber Frage vorge- 
eben foll, ob die Dinglichfeit von der Eintragung im Grundbuche ab- 
. Es if Seitens der Kommiſſion angenommen, daß aud bie in 
enden Beſchränkungen dinglich feinen, auch ohne daß die Eintra- 
gt. 
ident: Der Abgeordnete Windthorſt (Bielefeld) hat das Wort. 
sbneter Windthorft (Bielefeld): Ich erkläre mich mit ber Einihrän- 
Auslegung des Herru Regierungstommiffars vollftändig einverflanden 
mich im Webrigen, da er dem Antrage zugeſtimmt hat, einer weiteren 
enthalten. 
ibent: Der Abgeordnete Parifius Hat das Wort. 
srbneter Parifius: Ich will nur das eine Wort fagen, daf hier feine 
ungsänderung vorliegt. Wie man fi überzeugen wird bei Durchle- 
Berichts, hat die Regierung vielmehr Werth darauf gelegt, daf bie Ber- 
auf Eintragung anzutragen, nicht dem Borfigenden bes Walbfhugge- 


Uintrag lautet: „Die dem Gigenthümer des gefaßrbringenden Grundftüds aufs 
jränfung und bie den Eigentümern der gefahrbringenden und der gefäftdeten 
auferlegte Veitragspflicht if unter Hinweis auf die nähereu Beſtimuungen bes 
im Grunbbndie einzutragen. Die Eintragung erfolgt auf Antrag des Borfipenden 
aßgerichta.” 
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richts auferlegt werben follte, und baß ein Antrag, der mit meinem jetzigen Arte 
trage weſentlich übereinftimmt, dafelbft abgelehnt if. 

Brafident: Die Diskuffion ift geichloffen. 

Der Herr Berichterfiatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeorbneter Bernhardt: Meine Herren! Die Kommiſſton 
it der bier berührten Frage in der Weile, wie Sie es jet vom Miniſtertiſch ge 
bört haben, näher getreten, und fie ift volllommen damit einverftanden, daß in 
allen Yällen eingetragen werden fol. Ich darf Sie deshalb ebenfalld bitten, den 
Antrag der Herren Abgeordneten Barifius-Windthorfi anzunehmen. 

Bräftdent: Meine Herren! Wir werden über den vierten Abſatz befonders 
abſtimmen, zunüchſt in der Fafſung, welche die Abgeordneten Parifius und Ge⸗ 
nofien vorgeichlagen haben. Eine Berlefung verlangen Sie nicht, der Antrag 
Regt gebrudt vor unter Nr. 817 IL. Diejenigen alfo, welche den letzten Abfatz 
des 8 160 in der Faffung annehmen wollen, melde die Abgeorbneten Parifins 
md Genoſſen vorgefchlagen haben, bitte ich aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das if die Majorität. 

Ich kann wohl feftftellen, daß mit diefer Aenderung der 8 16a vom Haufe 
beichloffen if. (Zuſtimmung.) 

Daun eröffne ich die Diskuffion über Die 88 17—19. Das Wort wird nidt 
verlangt, die drei Paragraphen find angenommen. 

Zu $ 20 hat das Wort der Abgeordnete Dr. Hänel. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Meine Herren! Ih muß Sie wieder mit ber 
Frage plagen, wie diefer Paragraph in Uebereinſtimmung fieht mit dem Gefet 
über daS Berwaltungsftreitverfahren. Es mag das für Sie nicht angenehm fein, 
wenn ich darum wiederholt das Wort ergreife, ich halte aber fiir nothmendig, 
dag wir uns überall Mar halten, wie weit diefe Vorfchriften mit den Vorjchriften 
fiber das Verwaltungsftreitverfahren in Uebereinftimmung fiehen oder nicht. 

Hier ift gejagt, daß der Vorſitzende des Waldſchutzgerichts das Recht bat, 
vorläufige Anordnungen zu treffen und diefe durch Anwendung von Zwang$: 
mitteln — bier würde mir ſchon beffer gefallen haben; dırrdy Anwendung der ge- 
jeglichen Zwangsmittel, durchzuſetzen. Durch dieje vorläufigen Anordmungen fol, 
wie hier gefagt ift, eine Berufung eingelegt werden und zwar bei dem Waldſchutz⸗ 
gericht. Meine Herren, das geht nicht. Das Wort Berufung können wir bier 
anmöglich fliehen laffen; denn in dem Geſetz fiber das Verwaltimgsftreitverfahren 
baben wir diefem Worte die ganz beftimmte technifche Bedeutung gegeben, daß es 
nothiwendig an die libergeordnete Inſtanz die Sache abgehen läßt. Hier aber ift 
nur davon die Rede, daß die Berufung bei demjenigen Gericht einzulegen tft, 
weichen der betreffende Dezernent ſelbſt vorfitt. Allerdings kann man fih in 
diefer Beziehung mit einem gewiffen Scheine des Rechts anf die Kreisordnung 
bernfen; allein da ſteht die Sache doch anders. Nämlich erſtens hat die Kreis. 
erdnung Beftimmungen, wie man fi) zu verhalten babe, wenn der Vorfigende 
des Kreisansſchufſes als folcher eine Verfiigung erlaffen hat und man ſich gegen 
diefelbe an den Kreisausſchuß felber wenden will, gar nicht, fondern fie beſtimmt 
—, wie e8 zu halten fei, wenn der Landrath ald ſolcher, nicht in feiner Eigen- 

ft als Vorfigender des Kreisausſchuſſes, Zwangsmaßregeln getroffen hat. — 

ın er folche getroffen hat, dann geht die Berufung gegen feine Zwangsmaß- 
in nit an den Kreisansfchuß, fondern an das Bermwaltungsgeridit. Der 
drath flieht alfo in diefer Beziehung niemals unter dem Kreisausſchuß, jon- 
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dern immer nur unter dem Berwaltungsgericht. Ich muß deshalb Widerſpruch 
erheben, auch wenn man dies Rechtsmittel praktifch zulaffen will, daffelbe Be⸗ 
rufung” zu. nennen; man kann es unter allen Umfländen mur unter den technifchen 
Begriff des Einſpruchs rubriziren. 

Sodann, meine Herren, muß ich Ihrer Erwägung aubeimgeben, ob wir hier 
den Landrath ald Borfigenden des Kreisausichuffed derartige Zwangsmaßregeln 
treffen und den Einipruch gegen diefelben nicht vor dem Berwaltungs gericht, ſon⸗ 
dern vor dem Waldſchutzgericht jelbft releviren laſſen wollen. 

Bräftdent: Der Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
bat das Wort. 

Minifter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: Ich 
bemerte, daß die Regierungsvorlage die Beſtimmung eines Einſpruchs gegen ber- 
artige interimiftifche Erecutivmaßregeln nicht hatte. Später it in der Kommiffion 
zum Schuge der Parteien die Zuläffigkeit einer ſolchen Berufing eingeführt wor- 
den und zwar nach Analogie der Kreisordnung, in welcher es heißt: 

In allen Angelegenheiten, welche nicht dem in $ 135 bezeichneten Ber- 
fahren unterliegen, kann der Landrath, wenn der vorliegende Fall feinen 
Aufſchub zuläßt, Namens des Ausfchuffes Verfügungen erlaffen. Vorftel⸗ 
ungen gegen diefe Verfügungen unterliegen der kollegialiſchen Entſcheidung 
des Kreisausſchufſes. 

Nun gebe ich zwar dem Herrn Vorredner darin Recht, daß das Wort „Be- 
rufung“ unter feinen Umftänden ftehen bleiben kann, weil daffelbe einen beſtimm⸗ 
ten techniſchen Sinn hat. Man könnte aber, wenn man dieſe Beſtimmung auf- 
rechterhalten wollte, denfelben Ausdruck wählen, wie ihn $ 137 ber Kreisordnung 
enthält umd fagen: „Vorftellungen gegen folche Verfügungen richten fi) an das 
Waldſchutzgericht und unterliegen der kollegialiſchen Entſcheidung deflelben.“ Das 
würde dem Geift des Verwaltungsftreitverfahrens nicht widerſprechen und eine ge= 
wife Garantie gegemliber etwaigem Mißbrauch des interimiſtiſchen Exekutivrechtes 
bieten. 

Präfldent: Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Deine Herren! Ach behalte mir vor, für die 
dritte Leſung die nöthige Yaflungsänderung in diefer Beziehung in Borfchlag zur 
bringen. Für heute verzichte ich darauf, weil man fich bei einer zu fchnellen 
Fafſung zu leicht vergreift. 

Präſident: Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter PBarifins: Der betreffende Sat ift aufgenommen in der Kom- 
miffion in Folge eines Antrages von mir, nämlid aus dem einfachen Grunde, 
weil nad) der Negierungsvorlage wir auch nicht die geringiten Schugmittel gegen 
Erecutinmaßregel befaßen. Nun iſt es volllommen richtig, daß die Kreisordnung 
das Borbild hierzu geben mußte, weil der Verfuch, die Befimmungen aus dem 
Gelege tiber die Berwaltungsgerichte hier aufzunehmen, von der Kommilfion mit 
Recht zuriidgewieien werden mußte, weil wir damals noch nichts darüber hatten. 
als den puren Entwurf der Regierung. 

Run möchte ich dem Herrn Miniſter doch darin widerfprechen, daß auf bie 
von ihm vorgefählagene Weife ein Schut fiir die Betheiligten gejchaffen werden 
Yann. Diejer Paragraph muß remebirt werden, wie ich glaube — und ich werbe 
mir da8 für die dritte Lefung vorbehalten — nad der von uns angenommenen 
Beftimmung des Berwaltungsgerichtägefeßed, wonad) die Berufung nicht an das 
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Waldſchutzgericht geben Tann, fondern an das höhere Berwaltungsgericht 
gehen muB. 

Zur Ergänzung meiner Bemerkung, daß die jchlechte Faſſung auf einem An- 
trage von mir beruht, bemerfe ich zu meiner Entfchuldigung, daß ich in der Kom⸗ 
miſſion vorweg den Antrag geftellt babe, die Berathung diefer Paragraphen aus: 
äufeßen, weil es ſehr große Bedenken habe, daß wir Vorſchläge machten, die wir 
dem Haufe nicht empfehlen könnten, fobald ums nicht das möthige Matertal 
vorliegt. 

PBräfldent: Es ift Niemand weiter zum Worte gemeldet, die Diskuffion 
iR gefchloffen. Der Herr VBerichterftatter verzichtet. Eine Abftimmung iiber $20- 
wird nicht verlangt, er ift vom Haufe angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffton über 8 21. — Auch bier wird ohne Diskuffion 
der Baragraph von der Mehrheit angenommen. 

Meine Herren, jet fommen wir zu dem $ 22, zu welchem und den folgen- 
genden von dem Abgeordneten PBarifius unter Nr. 314 ad Ill 1 nnd 2*) bean- 
tragt ift die Ablehnung und dann die Beichlußfaffung über eine Nefolution. Zu 
biefer Reſolntion bat handichriftlicd der Abgeorbnete Freiherr v. Schorlemer⸗Alſt 
beantragt, in Beile 2 und 3 die Worte „freie und Zwangs“ zu fireichen, fo daß 
e3 heißen würde: „eines bejonderen Gefetes über Waldgenoflenfchaften.“ 

Meine Herren! der Abgeordnete Barifius bat für den Fall; daß fein prin- 
äipieller Antrag der Ablehnung des 8 22 ff. nicht angenommen werden follte, eine 
größere Reihe von Anträgen bantichriftlich übergeben, die in diefem Augenblid 
aus der Drnderei noch nicht an mich zurficdgelangt find. Zum 8 22 jelbft liegt 
aber, fomeit ich diefe Anträge verftanden babe, kein Amendement vor, eventuell 
nur ein $ 22a. Es würde alfo volllommen ausführbar, auch gentigend für die 
NApfichten des Abgeordnieten Parifiug fein, wenn die Diskuſſion eröffnet wird zu- 
nächſt über 8 22 und die Refolution, welche der Abgeordnete Parifius vorge 
Schlagen hat und über die Veränderung des Abgeordneten v. Schorlemer zu biefer 

Neſolution. 

Indem ich fo die Diskuſſion eröffne, ertheile ich das Wort dem Abgeordneten 
Barifins. 

Abgeordneter Barifins: Meine Herren! Ich Halte diefen dritten Abſchnitt 
Des Geſetzes noch nicht für vollftändig reif zur Annahme im Haufe, ja ich möchte 
faft fagen, daß er auch für Die Berathung infomweit unreif if, al3 der Bericht 
er Sonntag vertheilt if} und wir ſchon am Dienftag berathen follen, obwohl wir 


diefe Tage auch noch andere wichtige Gefchäfte gehabt haben, fo daß ich die Be- 


färdhtumg ausſprechen muß, daß es den meiften Mitgliedern thatſächlich unmög⸗ 
lich geweſen ifi, ſich über die einfchlagende Höchft wichtige und Ichwierige Materie 
ſelbſtſtãndig einigermaßen ein Urtheil zu bilden. (Sehr richtig!) 


=) Der Antrag lautet: 

2) bie 88 23 bis 38 der Kommiffionsbeichläffe und der Regierungsvorlage abzulehnen und 
fodann: 

3) Die Staatöregierung aufzufordern, dem Lanbtage den Entwurf eines bejonberen Ge⸗ 
fees über freie und Bmangs-Waldgeenoffenfhaften vorzulegen, buch welchen 
den Waldgenoſſenſchaften bie ben Handelsgeſellſchaften und Erwerbs- und Wirthſchafts⸗ 
genofienfchaften zuftehenden Rechte einer ſelbſtſtändigen Perfönlichkeit unter gewiſſen 
Rormativbeftimmungen gewährt werden und gleichzeitig bie Berhaftung ber Wald» 
genofien und ihrer Grundftüde für die Verbindlichkeiten der Waldgenoſſenſchaft ger 
regelt wird, 
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Meine Herren, uriprfinglid war in der Kommiffion von mehreren Seiten 
beantragt, dem Haufe vorzuichlagen, diefen Theil des Geſetzes, der nicht noth⸗ 
wendig mit dem Gefeg über Schutwalbungen zufammenhängt, berauszulafien. 
Ein anderer Antrag, ich glaube er ift auch in dem Bericht ermähnt, ging dahin, 
zwei verfchiedene Gefee zu machen und dem Haufe zur Annahme vorzufchlagen, 
auch ſchon deshalb, weil man das Schidfal des einen Theils nicht von dem Schick⸗ 
fal des andern abhängig machen wollte. Ich für meine Perfon habe in der Kom. 
miffion beiden Anträgen mwiderfprochen, weil mir gerade diefer zweite Theil einen 
werthvollen Stoff fiir die Geſetzgebung zu bieten fchien, und ich fürchtete, daß, 
wenn wir ihn in der Kommilfion nicht einmal durchberiethen, e3 dann in meitere 
Ferne gerlidt werden wiirde, diefem Theil diefes Geſetzentwurfs in der Preußi⸗ 
{hen Geſetzſammlung zu begegnen. 

Nun, zur Sache felbft, meine Herren. Am $ 22 wird vorgefchlagen, daß 
Zwangsmaldgenofienichaften gebildet werden. Sie find nad) dem Wortlaut des 
8 22 nur zuläffig in Betreff folder Waldgrundftüde, deren forſtmäßige Benugung 
nur durch das Zuſammenwirken aller Betheiligten zu erzielen if. Mit an- 
deren Worten: fobald ein einziges Grundſtück nicht unter diefe Kategorie fällt, 
fobald es nicht unbedingt nothwendig iſt aur forfimäßigen Benutzung der ganzen 
Fläche, kann e3 in die Zmangsgenoffenfchaft diefes Bejegentwurfs nicht hineim- 
gezogen werden. Es bandelt ſich bier nicht um direct Öffentliche Snterefien, wie 
im erften Theil des Geſetzes, ſondern thatfächlidy nur um das Intereſſe der forft- 
mäßigen Ausnutung der Waldgrundftlide einer größeren Anzahl Betbeiligter, — 
ein Sintereffe, was ja an ſich fehr hoch zu ſchätzen iſt. Aber id bin der Mei- 
nung, daß die Gefegebung, wenn fie Zwangswaldgenoſſenſchaften und damit eine 
nene Kategorie von Gefellichaften fchafft, fi vor Allem zu hüten bat, in dem 
Befimmungen, welche auf Beichränfungen des Eigenthbums, auf Eingriffe in das 
Privateigentbum hinauslaufen, weiter zu geben, als unbedingt nothwendig ifl. 

Um zu prüfen, ob dies bier beobachtet ift, bleibt mir nichts weiter übrig, 
da ich Ihnen ja die Ablehnung des 8 22 empfehle, als auf die einzelnen Bor- 
fchläge des Entwurfs einzugeben. 

Zwangsweiſe follen Waldgenoffenichaften gebildet werden, nicht blos auf An⸗ 
trag jedes einzelnen Waldbeſitzers, ſondern auf Antrag der Landespolizeibehörden 
ımd der Gemeinden und anderer Kommunalverbände, aber nur dann, (daB tft in 
dem folgenden Paragraphen gefagt) wenn fidh eine beftimmte Anzahl von Bethei- 
ligten dem Antrage anſchließt. Nun ift die Kommilfton in dem Zwange gegen 
die Einzelnen viel weiter gegangen, als die urfprüngliche Vorlage beabfidhtigte, 
indem fie, freilich unter Zuftimmung der Regierungstommiffarien, ein wichtiges 
Sicherungsmittel der Einzelnen fallen ließ. Es war nämlich die Vorſchrift vor⸗ 
handen, daß and das Statut, ohne welches eine Genoſſenſchaft nicht denkbar ift, 
derſelben Genehmigung durch eine Mehrzahl von Betheiligten unterliegen muß, 
wie der erfle Antrag, und diefe Beftimmung hat man ganz befeitig. Mit an- 
deren Worten: menn ein dazu Berechtigter den Antrag fiellt, eine Walbgenoffen- 
ſchaft zu bilden — gleichviel, ob er ſelbſt betheiligt ift, oder ob blos andere Wald- 
befiger dabei betheiligt find, und es treten eine gewiſſe Anzahl der Betbeiligten 
dem Antrage bei, obwohl fie zu biefer Zeit noch gar feine Ahnung davon haben 
wie das Statut ausfieht, welches die Rechte und Pflichten der Benofienfchaften 
fünftig regeln wird, dann follen diefe Betheiligten niemals von ihrem Antrage 
zuräidtreten können, auch nicht, wenn fie einftimmig ſich gegen das Statut erfiä 


——— 
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ren, wenn fie fich einftimmig überzeugen, daß der ganze Plan anf einer falſchen 
Pee berubte. Deine Herren, das ift ein Zwang, der im die Preußiiche Geſetz⸗ 
gebung feinen Zingang finden darf. 


Run aber weiter. Nach den Motiven des Geſetzes follten die Beftimmungen 
über die Statuten der Waldgenofienichaften nachgebildet werden denen des Witt- 
genfleiner Waldkulturgefeged vom 1. Inli 1554. Aber gerade das Gegentheil ift 
ver Fall. Das Wittgenfteiner Walbknfturgefeg vom 1. Juli 1854 ift nach mei- 
ner Anficht wirklich ein muſterhaftes Geſetz darin, daß es alle Borficht, die bei 
einer derartigen Gefegebung zu beobachten ift, auf das forgfältigfte beobachtet, 
ſowohl nad) der wirtbichaftlichen, als nach der juriftifchen Seite, während in dem 
vorliegenden Entwurf, au noch nad den Beichlüffen der Kommilfton, dieje Vor⸗ 
ſicht vielfach vollkommen aus den Augen gelaffen wird. Nach den Motiven follte 
ver $ 31 die fämmtlidden Begenftände aufführen, itber welche das Statut der 
Minftigen Genofienfchaften auf alle Fälle Befimmungen enthalten müffe, aber in 
dem Geſetzentwurf if keineswegs nach den Motiven gehandelt, die ausgeſprochene 
Wſicht ift nicht ausgeführt. 

Zu den nothiwendigen Gegenftänden des Statutes gehören vor allen Dingen 
Beftunmungen fiber Rechte und Pflichten des Vorflandes; und zweitens müffen 
in dem Statut Beflimmungen darüber fein, wie das Stimmrecht der einzelnen 
Genoffenjchafter ausgeübt wird. In der Vorlage war beides anßer Acht gelaffen. 
Freilich fand in $ 31 ganz zulekt, dab das Statut enthalten müffe: „8) die in- 
nere Organifation der Genoffenfchaft und ihre Bertretung nach Außen“ Mit 
andern Worten, das Geſetz ertheilt den Hunderten von Kreisausausichüffen und 
m den Oberinftanzen den Berwaltungsgerichten freie Bollmadıt, Statuten fiir die 
Waldgenoſſenſchaften nach ihrem Ermeflen zu bilden. Die einzelnen Genoffen- 
Khafter werden zwar über dad Statut gehört, aber fie find, wenn das Berwal: 
tungögericht fo befindet, an das Statut gebunden, auch wenn fie einflimmtig der 
Reinung find, daß e8 für fie gar nicht pafle. Ich bin dagegen der eberzeugung, 
daß man in foldhen Geſetzen fich nicht mit einer allgemeinen Hinwetfung auf den 
Juhalt des künftigen Statuts begnügen darf, fondern daß man gewiffe Norma» 
twbeflinmungen in das Gefe aufnehmen mn. Waldgenoffenfcyaften auf Grund 
eines Geſetzes zu bilden, nach dem alles dem Belieben der gewiß ja fonft zuver⸗ 
läifigen Kreisausſchüſſe und Verwaltungsgerichte überlafien wird, hat nach meiner 
Meinung nicht die geringſte Ansficht auf Erfolg. Denn, allen Reſpect vor 
der Züchtigleit der einzelnen Mitglieder jener Berwaltungsgerihtee — 
aber zu meinen, daß fie alle, in diefe höchſt ſchwierigen Verhältniffe einichla- 
gender rechtlichen und wirtbichaftlichen Tragen beachten werden, ift doch wirklich 
der Weisheit diefer Selbfiverwaltungsbehörden zu viel zugemutbhet. Deine Herren, 
ih halte alfo den Geſetzentwurf in diefer Beziehung für unvollfländig und noch 
nicht reif für die Berathung. 

Es tommt nun aber hinzu, und das ift fir mich das Schlimmfte, daß die 
Genoffenfchaften, die auf Grund dieſes Geſetzes gebildet werden, noch keineswegs 
bie Rechte einer juriftifchen Perfönlichleit oder die Rechte iiberhaupt einer felbft- 

Räni igen Perfönlichkeit eines Rechtsſubjectes zugebilligt erhalten follen, fondern 
es fı U dann immer noch von den Miniftern abhängen, ob fie ihnen auf ihren 
Anrı -g die Rechte einer juriftiichen Perfönlichleit erteilen wollen. 


1 
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Meine Herren, ich bin alſo dem entgegen der Meinung, daß, werm man eine 
Geſellſchaftsform neu conftituirt, man ganz entſprechend unferen ganzen neueren 
Sefeggebungen, dem Deutfchen Hanbelsgefege, dem Preußtichen Berggefete, dem 
Deutichen Genoffenfchaftsgejege, dem Wirtgenftein’chen Waldkulturgeſetze überall 
ben neuen Geſellſchaften die nothwendigften Rechte einer jelbfiftändigen Perſoönlich- 
keit Tonzediven muß. 


Nun kommt noch, ih möchte fagen, der böfefte Punkt: es fieht in dem Ge 
ſetzentwurf nicht das @eringfte darüber, wie Die Verhaftung der Walbgenofien 
und ihrer Grunbftäde für die Berbindlichteit ber Genoffenſchaft fein foll, fei ch 
ſowohi in dem einen alle, wo dieſe die Mechte einer jnriftifcpen Perfon hat, fi 
13 in dem anderen falle, wo fie fie nicht hat. Meine Herren, es if eine ber 
keitifchften ragen, die überhaupt einem Furiften geflellt werden kann, wenn man 
ihm fragt: wie regelt fih die Haftpflicht bei den Waldgenoſſenſchaften in den ver- 
Iiebenen Formen, die ihnen im Geſetz gegeben werden, ſowohl nad Landrecht 
als nach gemeinem Recht, ald nach Franzöſiſchem Recht? Im der Kommiifen 
mußte mir der Herr Vertreter des Juftigminifters die Gchwierigfeit der Bean 
wortung dieſer Frage zugeftchen. Meine Herren, gerade deöhalb müffen in die 
jem Gefege darüber Beftimmungen getroffen werden. 

Wenn Sie den Kommiffionsberigt in bie Hand nehmen, werben Sie finden 
Beite 25, 30 und 31, daß ich mid) nad; Kräften bemüht habe, dem Hier vertre 
tenen Grundfägen Geltung zu verſchaffen ımd, daß ich, ba dies für die Komımtj- 
Ronsberatfumg meines Erachtens nothwendig war, auch verfucht habe, einem Theil 
meiner Bebenten durch eine Anzahl Anträge Ausbrud zu geben. Ich halte mic, 
für das Plenum gleicherweiſe verpflichtet; ich habe Ihnen alfo eventuelle Anträge 
unterbreitet, bei denen ich in feiner Weife mid) darüber täufche, daß gewiß mawde 
Beftimmungen anfechtbar find, obwohl fie zum Theil aus den un vorliegenden 
entſprechenden Gefeßgebungen entnommen find, zum andern Theil einer ziemlich 
reichen Erfahrung, die mir in Betreff der Erwerbs. und Wirthichaftsgenoffen- 
chaften zuiteht, ihren Urfprung verbaufen. Wenn Sie den & 22 annehmen is 
der Meinung, es würden fi) auf Grund dieſes Geſetzes Waldgenoffenfchaften 
hiden faffen, fo werben Sie nachher ſich bei jeden der einzelnen von mir geftell- 
ten Anträge zu meinem Bedauern wieder ſchlüffig machen müffen, ob derfelbe am. 
nefenbar ift oder nicht, 


Ih glaube nad der Stimmung des Hauſes mich nicht zu täuſchen, daß 
Ihnen dies wenig Vergnügen machen wird. Ich bemerfe übrigens, daß die An 
wäge, die ich unter Mr. 318 der Drudfachen geftellt Habe, keineswege fberat 
!onform find mit den in der Kommiffton geftellten, fondern in vielen erheblichen 
Punkten abweichen. Bor allen Dingen habe ich auch den Berſuch gemacht, deu 
id) in der Kommiffion nicht machte, daß iehte Bedenten, in Betreff der Haftpflicht 
ver @enoffen, in einen Antrag zu Heiden. Gie finden ihn ald Nummer 16: : 


„Fur die Verbindlichteiten der Waldgenoffenichaft haftet das Bermd. 
‚gen derfelben. 


Inſoweit daraus Glänbiger der Waldgenoffenfchaft nicht 
werben können, haften ihnen bie betheiligten Grunbftüde zunächft 


Berhältniß ihrer Theilnahme an den Nutzungen, für etwaige Ausfälle ad 
ſolidariſch· 


\ 
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Dad ik nur der Berfuch einer Beſtimmung, ich bin durchaus bereit, mich 
überzeugen zu laflen, daß die Haftpflicht vielleicht in einer anderen und beſſeren 
Beife geregelt wird. 

Meine Herren, wenn ich Ihnen mun in erfler Linie empfehle, unter Ablehnung 
der $5 22 und folgende die Regierung aufzufordern, den Entwurf eines befonde- ” 
sen Geſetzes über „freie und Zwangs⸗-Waldgenoſſenſchaften vorzulegen, fo 
habe ih wieder dennoch gegen den Antrag, welchen der Abgeordnete Freiherr v. 
Shoriemer-Alft geftellt hat, die Worte „freie und Zwangs⸗ zu ſtreichen, nichts 
anwenden. Ich habe hier eine Anficht außiprechen wollen, der ich in dem An- 
tage des Abgeordneten Freiherr v. Schorlemer nicht widerſprochen fehe, die Au⸗ 
hät: wenn vie Geſetzgebung an das Gebiet der Waldgenoffenichaften berantritt, 
fie dann im Jutereſſe des Waldes gut thut, auch die Möglichkeit zu fchaffen, daB 
Bealdgenoffenschaften entftehen aus der freien Snitiative der Einzelnen, alio auch 
in ſolchen Fällen, bei denen ihr BZufammentritt nicht nothwendig if, um ihuen 
Die formäßige Benutung ihrer Brundflüde überhaupt möglich zu machen, wie 
es nach diefem Geſetze verlangt wird. Das follte der vielleicht etwas ſchiefe Aus- 
drad der „freien Genoffenfchaft“ im Gegenſatz zu der Zwangsgenofſenſchaft be- 
zeichnen. Da nun der Herr Abgeordnete Freiherr v. Schorlemer die Worte „freie 
und Zwangs“ geftrichen haben will, fo muß ich annehmen, daß er diefe Frage 
offen laffen will, alfo andy, die Möglichkeit, in einem und demfelben Gejete bei- 
des zu behandeln. 

Wenn ic) ferner in der Nefolution es ausgeſprochen wiffen will, daß durd) 
das Geſetz den Waidgenoffenfchaften die Rechte einer ſelbſtſtändigen Berjönlichleit 

unter gewiffen Normativbefiimmungen gewährt werden und daß gleichzeitig Die 
Berhaftung der Waldgenoffen und ihrer Grundflüde fiir die Verbindlichkeiten der 
BWaldgenoffenfchaft geregelt wird, fo habe ich das deshalb gethan, weil nad) meiner 
Beberzeugung in feiner anderen Weife fich ein ordentliches, brauchbares und zwed- 
entſprechendes Geſetz fchaffen Täßt, als wenn man in biefen beiden Punkten we- 
migfiens den in ber Kommiffion von mir vertretenen Intentionen folgt ‚und in 
der einen oder anderen Weiſe das Geſetz danach umarbeitet. Die Plenarfigungen 
des Hanſes find meines Erachtens wenig geeignet, -eine derartige Umarbeituug 
vorzunehmen. Das, und der Umftand, daß ich den erfien Theil des Geſetzes durch 
den zweiten nit in Frage geftellt wiffen will, find die Gründe, weshalb ich 
Jouen vor der Hand die Ablehnung des ganzen Abfchnitts empfehle. 
Prüfident: Ich will wiederholen: wir diskutiren den 8 22, befien Streichung 
ver Abgeordnete Parifius beantragt hat, und ferner die Refolution, die derſelbe 
Abgeorduete vorgefchlagen hat, mit der Unterverbefierung des Abgeorbneten Frei⸗ 
kerm v. Schorlemer Alf. Wenn der 8 22 im Widerſpruch mit dem Antrage 
8 Abgeordneten Bariflus angenommen werben follte, dann würden bei ben fol- 
genden Paragraphen die verfchiedenen eventuellen Amendementd zur Erörterung 


Der Abgeorbuete Dr. Bening bat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bening: Meine Herren! Ich kann nicht mit dem Herrn 
herrednier annehmen, daß der Gegenitand noch nicht zur Neife für die Berathung 
langt fei. Der Entwurf ift, nachdem er in erfter Beratbung hier erwogen 
erben, in der Kommiſſion in 21 Sigungen berathen worden, gewiß ziemlich viel 
er eis Gefſetz, das noch nicht 50 Paragraphen bat. Er ift dort zwei Lejungen 
terzogen; in der zweiten Leſung find 89 VBerbefjerungsanträge geftellt von einem 
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einzigen Mitgliede. Alſo reiflich erwogen ift die Sache in der Kommiffion. Daß 
das Ergebniß der Berathung nicht allen Wünfchen entipricht, ift etwas Natär- 
liches und Selbfiverftändliches; darin kann aber fein GOrund gefunden werben, zu 
fagen, die Sache ſei noch nicht reif flir die Berathung. Der Herr Vorredner if 
jest wie in der Kommiffion davon ausgegangen, dieſes Geſetz müſſe wie bie 
Waldgenoſſenſchaft viele fpecielle Beſtimmungen enthalten, fehr viele, die im We⸗ 
fentlihen entnommen find aus den Beftimmungen fir Handelögenoffenfchaiten, 
Erwerbsgenoſſenſchaften u. |. mw. Ferner hat derjelbe geglaubt, e# jeien mehrere 
Beſtimmungen zu entnehmen aus den Geſetzen für gewiſſe einzelne Kreife, Wald⸗ 
fulturgefe für Wittgenftein, Waldgenoffenfchaftsgefet fllr Siegen u. |. w. Die 
Kommiffion hat in ihrer Mehrheit diefer Anficht fich nicht angefchloffen. Es if 
nämlich nicht anzunehmen, daß bier eine nahe liegende Analogie vorliege zwiſchen 
diefen Waldgenoffenichaften und den Handelsgenofienfchaften u. f. w. Diefe Han- 
deisgenofjenfchaften find in der That etwas vollftändig Berichtedenes; fie haben 
fehr viele Mitglieder, die an verjchiedenen Orten wohnen, die häufig wechſeln; 
der Zweck derfelben ift ein vollfländig anderer, auf verfchiedene wirthichaftliche 
Dinge gerichtet. Es befteht darüber allerdings eine Geſetzgebung und fie müßte 
eine ausgebildete fein. Dieſe Waldgenoflenfchaften hingegen ſchließen ſich enge an 
den Boden, an eine beftimmte Grundfläche an, die zu ſehr vertbeilt if, um forß⸗ 
wirthſchaftlich benutzt zu werden. Es foll dies Verhältniß geregelt werden, fo 
daß fie richtig benutzt werden können; der Zwed liegt aljo ganz nahe. Die Orb 
nung, die dazu nothwendig ift, braucht nicht fo umfafjend zu fein wie bei anderen 
Genofſſenſchaften, weiche ohne ein beitimmtes Statut, an ein ausgebildete Geſetz 
fich ſchließend, ſehr bald fich verflüchtigen würden. Die Kommilfion hat baber 
auch angenommen, es fei nicht erforderlich, ausführliche Normativbeftimmungen 
in diefen Geſetzentwurf aufzunehmen. Ich möchte auch jet noch diefer Anfidt 
fein. Es wird richtig fein, dieſes Geſetz nicht mit Formenvorſchriften zu beladen, 
die Betheiligten nicht zu beichränfen; im Gegentheil dem eigenen Ermeſſen der 
Betheiligten unter Leitung einer eigenen Behörde des Waldſchutzgerichts zu er⸗ 
richten. Nur das kann zu dem Nichtigen führen; umd es können Beitimumnngen 
vom grünen Tiſche aus, ftehe diefer grüne Tisch hier oder im landwirtfchaftlichen 
Minifterium, nicht zum Ziele führen; es muß dem freien Ermeffen der Betheilig- 
ten freier Raum gelaffen werden. Die Kommiffion if ferner der Anſicht geweſen, 
daß das Geſetz, welches einen einzelnen Kreis umfaßt, darum fich noch nicht eignet 
zu einem Geſetz für die ganze Monarchie. Ich möchte daher glauben, daß dieſe 
Ansfellungen gegen den Entwurf fich nicht rechtfertigen. Uebrigens will ich dem 
Herren Vorredner gar nicht beftreiten, daß er mit großem Fleiße über diefen Ge 
genftand gearbeitet hat und an den verjchiedenen Vorſchlägen, die er bier einge 
bracht bat, fein lebhaftes Intereſſe daran bethätigt hat. 

Meine Herren, wende ich mich nunmehr zu der Sache, zu den Walbgenoffen: 
fchaften, fo möchte ich glauben, fie müßten bier in dieſem Geſetze ſtehen und nidht 
in einem davon getrennten Geſetze behandelt werden, weshalb ich mich auch ſchon 
deshalb gegen die Reſolution erklären muß. Die Refolution umfaßt überdies fpe- 
cielle Dinge, iiber deren Wichtigkeit und Zweckmäßigkeit man ſehr zweifelhaft fein 
fann, namentlidy die Beſtimmung, daß in allen Fällen die Rechte der juriſtiſchen 
Berfon ertheilt fein milffen. Es wird, glaube ich, richtig fein, nur frei zu Lafjen 
die Erwirkung von Korporationsrechten, nicht aber unbedingt eine desfallfige 
Vorſchrift. Die Waldgenofienfchaften werden nämlich in vielen Fällen höchſt ein⸗ 
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fad fein. Ich darf hinweiſen auf den Eutwurf der Kommiffon, wonach 
verfchiedene Arten von Baldgenoffenfcpaften gebildet werten follen: Waldgene 
aften für orkfdug und Waldgenoffenfhaften für einheitliche Forkwirtäii 
Die erſte Gattung dieſer Genofſenſchaften iſt eine Höchf einfache. 

Bas nun aber die frage anbelangt, ob e# zwedmäßig fei, ſolche Walbfe 
gesoffenfchaften zu bilden, cheilweiſe aud im Wege bes Zwanges durch 
gewiffe Mehrheit, fo möchte ich das fur richtig halten. Ich wiirde glauben, 
Geietg Habe eine weſentliche Lücke, wenn es nicht auch Beflimmungen bar 
aihielte. ¶ Es if gefagt, daS Liege nicht im öffentlichen Intereffe, indeflen, n 
Herren, id} glaube allerdings, auch diefer Theil des Geſetzes liegt im öffentl; 
Intereffe, im Yuterefie der Walverhaltung. Man muß auf die Geſchichte zu 
gehen. Der Wald hat von jeher in Deutichland der Landesperri haft gegeu 
was man jegt Staat nennt) und der Verwaltung gegenüber eine ganz ar 
Stellung gehabt, als das andere Grundeigenthum, man hat die verſchied 
Seſchränkungen, die in deſer Beziehung beftanden, unter den Ausbrud „I 
hoheit (superioritas forestatis)* gebracht, und davon verſchiedene fehr weil 
Yende Ableitungen gemacht, die in mandjen Gebieten noch gegenwärtig befta 
amd erft durch diefes Gefeg zum Theil aufgehoben werden. Wir weichen 
zicht von der Bergangenheit, nicht von den bißherigen leitenden Rechtsgrundfi 
ab, wenn die Gefeggebung auch hier eingreift und Genoſſenſchaften bilbet, 
den Wald zu erhalten, ausgehend von der Wichtigkeit des Waldes im öffentl 
Interefie. Deine Herten, e8 ift im vielen Gegenden des Landes der Waldb 
sehr zerftüdelt und zertheilt, fo daß die Bewirthſchaftung darımter auf 
Furchtbarſte leidet. Diefe Zerſtückelung hat zum Theil ihren Grund in Thei 
gen, die am Schluffe des vorigen Jahrhunderts und zu Anfang biefes I 
hunderts, wenigftens in mehreren Provinzen des Landes ſtatigehabt haben ı 
dem früheren Landesherrn, namentlich auch in den nenerworbenen Landesthi 
Ban hat das richtige Princip, daß es zwedmäßig fei, dem Gigentfiitme 
volle Berfügung über fein Grundeigentgum zu geben, irriger, fälfglicher 4 
andy fibertragen auf den Wald. Es find fogenannte Martenwaldungen vert! 
wicht etwa nur unter die verſchiedenen Gemeinden, welche dabei betheiligt 
ſondern unter die einzelnen Intereſſenten. Daffelbe ift geſchehen in Bezug 
die Gemeindewalbungen, und erft fpäter hat die Gefeggebung einen Riegel 
geijoben. Meine Herren, man ift dabei fo verkehrt vorgegangen, um die € 
raſch einzuführen, daß man ſchmale fange Streifen in Form von Aedern, 
mod) viel ansgebehnter, gebildet hat, Streifen von außerorbentlicher Länge, 
aufangend am Fuße des Berges und Heraufgehend bis zur Höhe. ferner 
man bdemfelben Eigenthümer Erſatz gegeben an verſchiedenen Stellen, dan 
Boden in verichiebener Beſchaffenheit Habe. Das ift im hohen Grade vert 
Run will das jeige Geſetz dieſen Fehier jo weit wie möglid) wieder gut ma 
im diefen zertheiften Holzungen ann allenfalls Sqhlagwirthſchaft in Rieden 
betrieben werben, allein ein Hochwaldbetrieb, namentlich was Fichten - 
Budenwa anlangt, it dabei fa unmöglich. Steht es dem einzelnen Ei 
t mer des Waldes frei, ihre Holztheile jeder Zeit zu hauen, fo können 
% ıhbarn ihre Holzungen nicht halten wegen der verderblichen Einwirtung 
Lind umd Sonne. Umgelehrt wird eine junge Anpflanzung ober Beſan 
m ht gedeihen können; wenn fie von jeder Seite umſchlofſen und beengt iſt. 
& fer Hat die weſentliche Aufgabe, dieſen großen Uebelſtänden zu beget 





Die Aufgabe des Geſetzes ift allerdings dabei nicht fo leicht, wie es die Ber- 
ſtörung des Gemeindewaldes durch Theilung war, denn jeder, namentlich auch 
jeder Grundeigenthämer, wünſcht im Allgemeinen Herr über fein Eigenthum zu 
fein, das Tiegt im Menfchen und ift zu beachten auch von der Gejegebung. 
Man wird bier alfo nicht zu meit gehen dürfen. Es hat nun — ich muß bier 
einigermaßen vorgreifen — der Entiwurf der Staatsregierung nur eine Art bom 
Waldgenofienihaften vor Augen, nämlich eine Genoffenfchaft, gebildet zu dem 
Zwed einer einheitlichen Waldbewirthſchaftung, fo daß nach gewiffen Berhält- 
niffen der Ertrag aus der gemeinfamen Wirtbfchaft vertheilt wird. Das iſt auch 
unfehlbar das Bollendetere. Indeſſen, meine Herren, das ift aud) etwas, was 
ſchwieriger zu erreichen if._&E8’hat daher die Kommifflon eine zweite Art von 
Waldgenoffenichaften vorgeſchlagen im Wefentlichen zum Zmed des gemeinſamen 
Schutzes diefer zufammenzulegenden Forſten und der fonftigen Vorkehrungen zur 
Foördernng der Forftwirtbichaft. Eine ſolche Genoffenfchaft wird viel leichter ge- 
ſchaffen; ein Jeder behält fein Forſtgrundſtück, behält auch die Bewirthſchaftung 
umd hat nur fo weit eine Beſchränkung zu tragen, daß er an ben gemeinjanen 
Einrichtungen theilzunehmen hat, die zur Erhaltung der Forſt nöthig find. 
Dabei wird ſich dann von felbft wohl ergeben, daß auch Sicherheit geboten wird 
gegen die ungeitigen Yällungen, deren ich erwähnt habe. Dieſe Art von Forſt⸗ 
genoſſenſchaften bat fi auch ſchon an manchen Orten durch freiwillige Zuſam⸗ 
mentretung gebildet; die Geſetzgebung folgt bier anch nur dem, was im Leben 
ſchon gegeben if. Die andere Art von Genoffenfchaften, die auf gemeinjamen 
Betriebe beruht, greift allerdings fehr tief ein. Daflir war nun von der Re⸗ 
gierung nur aufgeftellt das Erforderniß der Mehrheit nach dem Reinertrage des 
Grund und Bodens. Die Kommiſſion hat geglaubt, daß dies nicht ausreichend 
fei, daß auch eine gewiffe Zahl von Stimmen nah Kopfzahl feftgeftellt werben 
müffe. Es ift da don einem Biertel der VBetheiligten die Rede geweſen, und 
fpäter, wie in dem Entwurfe fteht, von einem Drittel. Diefe Zahl, meine 
Herren, ift allerdings völlig willkürlich, ein Viertel Hätte ſich angeichloffen an 
das Geje über die Zufammenlegung der Grundftüde, welches bier wenigfiens 
einige Analogie bietet. Ach würde — es ift, glaube ih, ein Antrag in dem 
Sinne ſchon geftellt — mich fiir die Mehrheit nach Kopfzahl erklären; praktiſch 
wird in dem Unterſchied zwifchen einem Drittel und der Hälfte (annähernd 
Mehrheit) wohl kein großes Bedenken Tiegen. 

Es iſt ganz richtig und ic) muß das wiederholen, bei dieſer tief eingreifen- 
den Art der Genoffenfhaften muß auch nach Sicherftellung der Eigentbhiimer 
möglichft geftrebt werden; ich werde Anträgen, die darauf gerichtet find, nicht 
entgegen jein. . 

Uebrigens darf ich auch bei diefen Waldgenofjenjchaften bervorheben, daß 
noch hier das Waldſchutzgericht wirkfam fein wird; daß es die Bedlirfnißfrage 
zu prüfen haben wird, wenn Widerfpruch vorliegt, daß auch in der Hinfiht eine 
Gewähr gegeben if. ch erkläre mich hiernach file diefe Beſtimmungen über 
Baldgenofjenfchaften. 

Vizepräfident Dr. Loewe: Der Abgeordnete Freiherr von Wendt ha 
das Wort. 


Abgeordneter Freiderr vn. Wendt: Meine Herren! Ich möchte Ihne r 


noch vorjhhlagen, dem Antrag des Abgeordneten Barifius zuzuftinmen, und zwc 
mit derjenigen Modifilation, welche duch das Amendement des Abgeordnete ı 
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v. Schorlemer hineingebracht ift, jo daß es für die Zukunft der Staatsregierung 
völlig offen bleibt, “über freie oder fiber Zwangsgenofienfchaften uns eine Bor- 
lage zu machen, ber gegenüber das Hohe Haus freie Hand haben wird. Ich 
möchte deshalb ſchon jet an den Herrn Präfidenten die Bitte richten, die Ab- 
finmung demmächſt fo einzurichten, daß wenn überhaupt Doppelabftimmungen 
erforderlich fein würden, es zuerſt möglich fein wiirde, dem Antrag Parifius 
mit dem Subamendement des Freiherrn v. Schorlemer zuzuftimmen, und zunächſt, 
wenn das etwa gefallen fein follte, dennoch dem Antrage Pariſius einfchließlich 
diefer beiden Worte zuflimmen zu können. 
Zur Sade jelbh muß ich fagen, daß ich bie Bildung von Waldgenoffen- 
ihaften, beſonders aber die Bildung von Zwangswaldgenoſſenſchaften für ein 
fehr fchwieriges, nur mit- der Außerften Vorſicht, auch Seitens der Staatsre- 
gierung zu bebandelndes Thema halte. Es rechtfertigt fich vielleicht, wie es der 
geehrte Herr Vorredner gefagt hat, aus der Natur des Waldes in jeder Weile 
befördert wird. Ich ſelbſt bin ein großer Yyreund des Waldes und wünſche 
nichts fehnlicher, als daß er ftet3 in hohen Ehren gehalten wird. Aber andrer- 
ſeits fann ich nicht verlennen, daß e8 nur möglich fein wird innerhalb der 
Grenzen, melde durch die allgemeinen Rechtsgrundfäge, namentlich tiber das 
Eigenthum geftedt worden find. Wem alſo ber Begriff des Eigenthums im 
Landrecht normirt worden ift als das Recht, iiber eine Sache zu verfügen, und 
jwar mit Ausſchluß anderer, fo darf nach ferneren Grundſätzen diejes Eigenthum 
nur bejchränft werden, auch in Bezug auf vorübergehende Verfügungen für die 
Bewirtbihaftung, duch ſolche Rückſichten, welche im allgemeinen Intereffe un⸗ 
bedingt geboten find und wir baben ung deshalb zu fragen: iſt es unbedingt 
nothwenbig im allgemeinen und öffentlichen Intereſſe, daß ſolche Zwangswaldge⸗ 
noffenjchaften gegen ben Willen eines Theils der Eigenthümer eingeführt werben. 
Ih glaube diefe Beftimmungen, wie fie bier vorliegen, kommen nad der Natur 
ber Befitverbältniffe wohl in keiner Provinz des Staates in höheren Maße in 
Frage, wie in meiner Heimatb, der Provinz Weftfalen, mo ein- mittlerer Befit 
namentlich in Bezug auf Waldgrundftiide vormaltet, wo vielfache Separationen 
gemeinfchaftlicher Waldgrundftüde, die im mtereffentenvermögen flanden, im 
Laufe der lebten Jahrzehnte ftattgefunden haben, wo auch wie im Kreife Witt- 
genftein bereits ein Waldgenoffenfchafts- und Waldkulturgeſetz, wie ber verehrte 
Borredner und der Herr Abgeorbnete Pariſius erwähnt haben, bereits beftebt. 
Aber, meine Herren, doch glaube ich Ihnen verfichern zu können, daß einestheils 
die Einführung folder Zwangsmwaldgenofienfchaften auf einen nicht unerheblichen 
Widerſpruch Seitens der Walbbefiger ftoßen würde. Im Allgemeinen iſt . die 
Natur des Weftfalen der Art, daß er Äußeren Zwang in keiner Weife liebt und 
in wirthſchaftlicher Beziehung ganz befonbers. nicht. Anderntheils aber frage ich: 
iR es denn nothwendig, find die Erfahrungen, die wir gemadht haben, derart, 
dag wir wirklich ein Abnehmen bes Waldes zu beflicchten Haben, wenn wir 
folche Zwangswaldgenofienichaften nicht einführen? Und das, meine Herren, 
"ann ich ganz entichieden befireiten, In der Provinz Weftfalen hat, namentlich 
: Miümfterland, in den legten Jahren, und zwar namentlich in Folge der &e- 
ı mbeitstheilungen, eine fo bedentende Zunahme der Waldflächen ftattgefunden, 
kaum irgendwo anders, meilenmweite Haideflächen, die nur der Hutung dienten, 
d mit dem fchönften Nadelholz beftellt und kultivirt worden. @benfo ift es in 
l 


füdlichen Gebirgen Weftfalens, wo eine Menge öder Haideländer mit den 
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ſchönſten Yichtenkulturen bebedt find, und ich kann ihnen aus eigener Erfahrung 
verfichern, daß gerade in den legten Jahrzehnten auch die Kultur, namentlich 
von Nadelhölzern, von Seiten Heinerer Waldbefiger zugenommen bat, die Par- 
zellen von etwa 20 bis 30 Morgen befigen, alſo der Heinfte nur denkbar zu 
bewirthſchaftende Waldbefik; fie haben mit großem Fleiße und gutem Erfolge 
auf eigne Yauft ihre Grundſtücke mit Nadelhölzern kultivirt. Unter ſolchen Um- 
flünden glaube ich nicht, daß ein Zwang angebracht fein würde, namentlich wenn 
man noch in Betracht zieht, daß auch bei einer Waldgenoſſenſchaft ein Betrieb 
eintreten müßte, der fih nur nad feiten forftwirtbichaftlichen Regeln zu nor- 
miren hätte, wo die Stimme des Einzelnen gleih Null wäre. Ich kann nur, 
wenn ich auf die folgenden Paragraphen übergreifen darf, darauf hinweiſen, 
wie e8 3. B. in einem der folgenden Paragraphen dem Eigenthiimer eines älteren 
Beftandes freigeftellt ift, denjelben abzuholzen, ehe er das betreffende Grundſtück 
in die Waldgenoffenfchaft einwirft. Ja, meine Herren, das iſt eine viel größere 
Beihräntung des Nutzungsrechts als Sie vielleicht glauben, denn eine foldhe 
Benugung des älteren Walbbeftandes liegt durchaus nicht in dem freien Willen 
des Waldbeſitzers. Wenn ich gezwungen werde, augenblidiich einen älteren 
Waldbeſtand abzunugen, ihn ganz niederzubanen, fo bedeutet das unter lim- 
fänden eine Schädigung von mindeftens 50 Prozent des wahren Werthes. 

Es kommt dabei lediglich auf die Konjunkturen oder Handelsverhältnifie 
an und darin liegt auch andrerſeits wieder für den Privatbefiger ein ungeheurer 
Bortheil, daß er diefe Konjunkturen und Handelsverhältnifie ganz unbeſchränkt 
für ſich auszunutzen im Stande if. Ich will einmal jagen, eine Waldgenoffen- 
ſchaft wirthichaftet beifpielsweije nach einem feften forftwirtbichaftlichen Betriebs- 
plan im bundertjährigen Umtrieb mit 20 jährigen Perioden. Run tritt da ein 
Befizer ein mit einem Waldgrundftid von 20 Morgen, er ift alfo mit dem Er⸗ 
trag diefer 20 Morgen gebunden au den Wirtbichaftsplan und Betriebsplan der 
Genofjenihaft; er kann dann von einzelnen Konjunkturen keinen Gebraud machen; 
ift er aber nur auf fich felbft angewiejen, jo bat er dies vollftändig in der Hand. 
Nehmen wir an, diefer Kompler von 20 Morgen ift beftanden mit gutem, alten 
Eichenholz, fo ift es nach den Berbältniffen in der Gegend von Dortmund zum 
Beifpiel ein jehr mäßiger Preis, wenn ich da einen Betrag von 1000 Thaler 
pro Morgen rechne, ſodaß er bei der Abholzung diefer 20 Morgen mit einem 
Male bei günftigen Konjunkturen ein Kapital von 20,000 Thaler in Händen bat. 
Das ift für einen ſolchen Befizer ein enormes Bermögen. Er kann e8 anlegen 
und kann mit den Zinſen weiterwirthichaften. Das angelegte Kapital erſetzt ihm 
das abgehauene Holz; er hat alfo, um mich fo auszudrücken, das Holz nicht ab⸗ 
getrieben, er hat das Holz noch ım Geldwerth, die Binfen find der reine Zu⸗ 
wachs. Das ift ein Nechenerempel, was mir Niemand beftreiten kann. Aber 
es ift nur möglich fo zu wirthſchaften für einen Privatmann und nicht für ein 
Glied der Genoffenihaft: darum ift es aud für den Privatmann ganz etwas 
anderes, Forftwirthichaft zu treiben, wie zum Beijpiel fir den Staat. Ich gebe 
zu, daß für eine Staatsforftwirthichaft jo etwas nicht rationell ift, aber trotzdem 
kann der einzelne Privatmann, namentlich der Heine und mittlere Beſitzer eim 
fehr rationeller Wirth fein, wenn er feinen bandbaren Beftand, den er ſonſt 
vielleicht in zwanzig oder in vierzig Jahren abgetrieben hätte, mit einem Schlage 
niederhauen läßt und dann die Zinjen, die ihm aus dem erhaltenen Kapital er- 
wachſen, darauf verwendet, die Fläche von circa 20 bis 40 Morgen wieder 
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mit hochſtäͤmmigen Eichenpflänzlingen zu kultiviren. Das if eine fehr rationelle, 


Wirthſchaft und eine ſolche Wirthſchaft ift bei uns zu Lande durchaus nichts 
Ungewöhnliches. In diefer Beziehung alfo würden Sie durch Einführung von 
Zwangsgenoffenfchaften die Leute vollfländig hindern und: ich glaube, Ahnen 
auch bewiefen zu haben, daß Sie and materiell mitunter nicht unbedeutend 
hädigen könnten. 

Andererfeits wird e8 unter den gegenwärtigen Berhältniffen ebenjo möglich 
fen, die Forſtkultur wirklich zu heben, blos durch Belehrung und andere für- 
bernde Mittel, wie durch Zwang. Aber e8 kommt noch ein Moment Hinzu. 
Es iſt augenblidlih, ‚zum Beifpiel menigftens war es fo in den letzten zehn 
Jahren eine hervorragende Wichtigfeit der Forfiwirthfchaft und der Kultur von 
öden Haideländereien, Bergländereien zugewendet, die nicht fo vollſtändig das 
Gleichgewicht halten mit den anderen babei in Betracht kommenden Intereſſen. 
Ich will wieder ein Beifpiel anführen. Es find in einem Orte, der gemein- 
ſchaftliche unbebaute, nicht der Forſtkultur gewidmete Grunbftüde beſaß, foge- 
nannte Haibeländer auf hochgelegenen Bergräden. Da murde Seitens der Staats⸗ 
regierumg alles mögliche angewendet, um dieſe Bergländer mit Fichten zu kul⸗ 
tivtren. Aber was war die Folge Davon? Bis dahin war die Schafweide auf 
diefen Grundſtücken verpadhtet geweſen zu einem Betrage von jährlih etwa 
6—700 Thaler. Diefer Betrag entging der Kommunaltaffe, wodurd natürlich 
die Kommunalfteuern * eine ungeheure Unzufriedenheit in dem Orte 
eintrat. Das ſchatze ich aber in wirthſchaftlicher Beziehung nicht fo hoch, ſondern 
die Hauptfadhe lag darin, daß die Leute fih gezwungen fahen, ihre Schafe ab- 
. zuichaffen, weil fie feine Sommerweide hatten. Dadurch aber wurde es ihnen 
nicht möglich, die theils an hohen VBergabhängen gelegenen Adergrundftiide zu 
düngen, was bis dahin mit dem Schafpird geſchehen war, bie aber für Dün⸗ 
gerfuhren abfolut unzugänglich find. Hierdurch ging Die ganze Wirthſchaft des 
Ortes, in Folge dieſer an und fir ſich ſehr lobenswerthen Fichtenkultur in einem 
ſolchen Maße zurück, daß der Rindviehbeſtand wenigſtens um 10 oder 15 Prozent 
abgenommen hat, demgemäß die ganze Landwirthſchaft, der ganze Wohlſtand der 
Leute. Ich will das durchaus nicht als normales Beiſpiel hinſtellen; ich führe 
e8 aber nur an, um zu zeigen, daß auch nad einer Richtung Hin des Guten 
zu viel getban werden Tann. 

Ich möchte deshalb das Hohe Haus aus allen diefen Gründen bitten, den 
Antrag des Herrn Abgeordneten Parifius reipective den des Herrn v. Schorlemer 
anzunehmen, dann aber auch für die Zukunft an die Staatsregierung bie drin. 
gende Bite richten, nur mit großer Vorficht an diefes Thema der Zmangsgenofien- 
fchaften beranzugehen. 

Bräflvent: Der Herr Minifter für die Landwirihſchaft hat das Wort. 

Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Meine Herren! Die Ausflihrung des Herrn Vorrebners richtete fi) weniger gegen 
die WBaldgenoffenfchaften als gegen die flaatlihe Einmiſchung in die Waldkultur 
Sherhaupt. (Sehr richtig!) 

Gewiß ift e8 nicht zu leugnen, daß die Nothmendigkeit, von Staatswegen in 
irthichaftliche Dinge einzugreifen, nicht angenehm if, daß man fich Hierzu nicht 
euden wilrde als zu etwas, was man an und fir fidh für wünſchenswerth er- 
chtet, fondern daß man gezwungen wird durch größere Uebelſtände, die auf ber 


vegenfeite liegen. 
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Man Hat, ehe man über ein ſolches Geſetz in den Hauptgrundzlgen ſchlüſſig 
wird, felbfiverfländlich die Frage zu enticheiden, ob auf der Seite der abfoluten 
wirtbfchaftlichen Freiheit das überwiegende Gewicht der Gründe liegt, oder Be- 
ſchränkungen der Freiheit, die an fich flir die einzelnen widerwärtig und uner⸗ 
wünſcht find, in den Kauf genommen werden miüffen, um größere Uebelflände für . 
die Gejammtheit abzuwenden; in jedem einzelnen Punkte aber immer wieder auf 
‚die Webelflände zurückzukommen, die die unvermeidliche Folge der erften Entichei- 
dung find, ſcheint mir einem folchen Geſetz gegenüber nicht die richtige Debultiond- 
und Argumentationsweife. Ob man durdy Belehrung den Wald zu erhalten im 
Stande fein wiirde, wie der Herr Vorredner wilnfcht, ift mir doch in fo hohem 
Grade zweifelhaft, daß ich nicht glaube, auf dieſem Wege weittragende Reſultate 
in Ausficht nehmen zu können. 

Der Herr Vorredner bat auf feine fpezielle Heimathprovinz Bezug genommen 
und gejagt, dort wäre ein Bedürfniß zu Waldgenofjenichaften nicht in dem Maße 
vorhanden, weil man fchon von felbft den Wald ſchonte. Mir liegt indefjen eine 
Schrift aus Weftfalen vor, worin ausgeführt wird, daß in dem fogenannten Wiehe⸗ 
wald, einem bei Minden belegenen Gebirge, deffen Scheitel bemaltet ift, während 
die Abhänge, wenigftens im untern Theil, als Aderland genügt werben — fid 
das Bebürfniß zur Bildung von Waldgenofienfchaften in dringender Weife ber 
ausgeitellt habe. Diejes mehrere Meilen lange Gebirge befindet fi) zum großen 
Theile im Eigenthum von verfdhiedenen Gemeinden angehörigen zahlreichen Pri- 
vatbefigern. Die angeblid über 6700 Parzellen find ſchmale Streifen und haben 
im Durdfchnite eine Breite von 2 bis 4 Ruthen, eine Ränge von 136 bis 
246 Ruthen. So laufen dieje Streifen mehrere Meilen lang neben einander 

. von der Höhe abwärts, und, meine Herren, Sie werben fidh ſelbſt jagen können, 
wie es ganz unmöglich ift, unter folchen Berhältnifien eine geregelte Waldkultur 
zu treiben. Es wird berichtet — ich bin bereit, den Herren die gebrudte .Aus- 
einanderjegung zu geben, ich kann mich nur auf die dort gemachten Mittheilim- 
gen berufen — daß dort der Wald mehr und mehr ſchwinde, daß hierdurch die 
zu Uedern gemachten Abhäuge den allergrößten Schäden ausgeſetzt werben, daß der 

Wald, wo er vorhanden ift, außerordentlich jchlecht beſtanden ſei, aus Geſtrüpp 

beftehe und daß der Ertrag des Morgens zwifchen 20 Grojchen und 1 Thaler pro 

Fahr variirt, während bei der Haubergs.@enofjenjchaftswirtbichaft in den Streifen 

‚Siegen, Olpe und Altenkirchen die Rente des Waldes unter ähnlichen Borbe- 

dingungen zwiſchen 2—3 Thaler fi) bemege, aljo nahezu das Dreifache er- 
4 reiche. W 
Br Meine Herren, ich habe dies eine Beifpiel angeführt, um zu zeigen, von wel⸗ 
F. chem Werth unter Umſtänden die Umwandlung einer ſolchen Parzellenwirthſchaft 
in eine geordnete Genoſſenſchaftswirthſchaft if, amd daß in der That vom wirth⸗ 
Ihaftlichen Geſichtspunkte aus es fi) dringend empfiehlt, eine joldye Umwandlung 
zu erleichtern. 

Was die Einwendungen des Herren Abgeordneten Parifius betrifft, fo be- 
merke ich zunächft, daß ich mit dem Herrn Abgeordneten die Ueberzeugung nicht 
habe, daß der Entwurf binfihtlid der Zwangsgenofienfchaften das Volllommen! : 
fei, wa8 man über eine ſolche Materie !egislatoriih zu Stande bringen könn 
Ich bin aber andererjeit3 der Meinung, daß ein fogenanntes Reifen diefer M. : 
terie nun und nimmermehr auf tem Wege theoretifcher Erörterung zu Stani : 
gebracht wird. Wir können die Sache noch 9 Jahre lang liegen laffen, fie al : 
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Jahre wieder beiprechen, und mir werden immer wieder auf neue Schwierigkeiten 


ſtoßen, wenn wir nicht ten Boden der Theorie verlaflen und — mie der Herr 


Neferent im Eingang der heutigen Verhandlung gejagt hat — zunächſt einen pral- 
tiichen Verſuch wagen, Waldgenofienfchaften zu Stande zu bringen. 


Wenn wir andererfeit3 erwägen, daß die Kommiffton mit größter Gründ- 
lichkeit und Sachkenntniß diefen Entwurf durdhgearbeitet hat, fo meine ich, es 
wäre die Frucht folher eingehenden gründlichen Berathung fchon jet zu pflüden 
und nicht damit ein weitere Jahr zu warten. Dabei bemerfe ich dem Herrn 
Abgeordneten, abweichend von den Kommiffarien in der Kommiſſion, daß der Ent- 
wurf eines @efetes tiber freie Waldgenoffenfchaften etwas ift, an das heranzu- 
treten man begrindete Beranlaffung haben kann. Ich meine, daB dem Gejet 
über Zmwangsgenoffenfchaften jehr wohl ein ſolches, enthaltend Normative für freie 
Genoffenſchaften folgen kann, und ich werde mich bemühen, in diefer Beziehung 
den Wünſchen des Herrn Abgeordneten Rechnung zu tragen. 


Was feine Haupteinwendung gegen das vorliegende Geſetz betrifft, meine 
Herren, fo mar es zunächſt die, daß Die gejeglichen Beftimmungen nicht in Grund» 
zügen ein fogenannted Normalftatut geben, fondern in diefer Hinfiht zu viel der 
Feftfegung im einzelnen Kalle überlaffen. Ich halte das Hineintragen eines fol- 
hen Normalſtatuts in diefes Gele für unzmedmäßig; denn die Mannigfaltigfeit 
der Fälle, die Mannigfaltigkeit der verjchiedenen Borausfegungen für die Bildung 
einer Genoffenfhaft it jo groß, daB man durch ein folches geſetzliches Normal: 
ſtatut eine viel größere Einſchränkung für die Betheiligten herbeiflihren würde, 
als erforderlich ift, und al8 wenn man es den Selbitverwaltungsinftanzen über- 
läßt, das Statut dem einzelnen Yalle anzupaffen. 


Wenn der Herr Abgeordnete ferner die Feſtſetzung der Rechtöverhältniffe der 
Sozietäten Dritten gegenüber vermißt, fo bemerke ich zunächfi Daß ich bereit bin, 
Namens der Staatsregierung den Antrag des Herrn Abgeordneten v. Loeper att- 


zunehmen, der in biefer Beziehung den Wünfchen des Herrn Abgeordneten Barifius . 


entgegenfommt. Hierduch wäre in allen ben Füllen, wo die Berhältniffe die 
Berleihbung der juriftifchen Perfönlichleit rechtfertigen und die Betheiligten ent- 
fcheidenden Werth darauf legen, die Möglichkeit geboten, diefem Verlangen zu ent» 
iprehen. Wo aber ein ſolches Verlangen nicht auftritt oder wo die Berhältnifie 
hierzu nicht geeignet find, meine ich, ift e8 richtiger, von ber Verleihung der Kor- 


porationsrechte abzufehen. Bergegenmärtigen Sie fi, meine Herren, daß bdiefe 
‚Berleihung der juriftiſchen Perfönlichkeit wefentlich den Zwed hat, den Genofjen- 


ſchaften das Eingehen von Berbindlichkeiten zu erleichtern. Ich glaube nicht, daß 
es unter allen Umſtänden gut ift, Genoffenihaften, wie die in Rede ftehenden, in 
der Freiheit, Berbindlichleiten zu übernehmen, zu unterflügen und ihnen für das 
Kontrahiren von Schulden die Wege allzujehr zu ebnen. Mit Vorbedacht haben 
wir e8 deshalb vermieden, Feſtſetzungen in diefer Beziehung in das Geſetz auf- 
zunehmen, weil wir nicht wünfchen, daß die Genofjenfchaften von ihrem nächſten 
Aweck, dem der gemeinfchaftlichen Kultur, fich entfernen und darliber hinaus weitere 
rthfchaftliche Tendenzen ins Auge faſſen, daß fie gewiffermaßen in das @ebiet 
- Erwerbögenoffenfdhaft hinübertreten. Wie bereit? gefagt, wir wollten mit 
jem Gefeß einen erfien Schritt thun und fpäter die Erfahrungen, die auf dem 
oden der Praxis gemacht wurden, zu weiteren gefeßlichen Maßnahmen ver» 
erthen. 
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Wenn der Herr Abgeordnete ſich auf die Analogie der Beſtimmungen über 
die Genoſſenſchaften des Kreiſes Wittgenſtein bezieht, ſo kann ich dieſe Berufung 
nicht gelten laſſen, weil dort die Geſellſchaft Eigenthümerin des Waldes der Ge⸗ 
noffen iſt. Gleiches findet ſtatt bei den Haubergsgenoſſenſchaften. Wohl war es 
möglich, einzelne Beſtimmungen und Anklänge, wie die Motive bemerlen, in dieſes 
Geſetz Hintiber zu nehmen, nicht aber darf man Übertragen, was bort für ganz 
andere Berhältniffe ftatuirt if. Ich made darauf aufmerlfam, meine Herren, 
daß wir Analogien in Deutfchland für Waldgenofienfchaften der in Rede ſtehenden 
Art iiberhaupt nicht haben, denn ſowohl die Haubergsgenoijenfchaften der Kreiſe 
Siegen, Olpe, Altentirchen, ald die Genofjenjchaften des Kreiſes Wittgenftein 
harakterifiren fi dadurch, daß die Genoſſenſchaft Eigenthümerin des Waldes if, 
und die einzeluen Genoffen mit Quoten betheiligt find, im Kreife Wittgenſtein 
in Form von fogenannten Holzaktien, in den Kreifen Siegen-Dlpe und Alten 
kirchen in althergebrachter eigenthlimlicher Form, die ih aus dem Mittelalter auf 
die Gegenwart verpflanzt Hat und fich auf heutige-Berhältnifie nicht übertragen 
läßt, da ſolche Geftaltungen wohl wachien, ſich aber nit neu inftituiren laflen. 

Alles das führt mich dazu, Sie, meine Herren, zu erſuchen auch dieſem Theil 
des Geſetzes Ihre Zuftimmung zu geben, weil ich glaube, daß auf dem Boden 
der praftiihen Durchführung des Geſetzes am beiten die Probe zu machen fein 
wird, wie Genofjenfchaften der vorgejchlagenen Art fich bewähren und entwidelungs« 
fähig find. Laffen Sie uns Erfahrungen ſammeln, diefe Erfahrungen verwerthen 
und wenn fich Uebelftände berausfiellen, ſodann an die Abhülfe deuten. Bloß 
durh Diskuſſion und Nefleftion fo fchwierige Fragen zu löfen, wird meines Er⸗ 
meffens nicht gelingen und man, ohne den erften Schritt zu wagen, darauf ver- 
zichten müſſen, den genoffenichaftlichen Gedanken für den Waldſchutz nutzbar zu 
machen. Ich aber möchte fie erſuchen, auch diefen Hebel anzujegen, um das an 
und für fi von Ihnen als erftrebenswertb anerlannte Ziel der Pflege des hei⸗ 
mifhen Waldbeſtandes zu erreichen. 

Prafident: Der Abgeordnete Mühlenbed bat das Wort. 

Abgeordneter Mühlenbeck: Deine Herren! Ich kann dem Antrage meines 
Freundes Parifius nicht beitreten. Der Antrag gebt davon aus, daß die Wald- 
genoffenjchaften nur gedeihen könnten, wenn ihnen die jnriftifche Perfönlichkeit ver- 
liehen wiirde, und daß zur Verleihung der juriſtiſchen Perfünlichleit die Beſtim⸗ 
mungen über die Organifation der Genoſſenſchaften, wie fie in dieſem Theil des 
Geſetzentwurfs fich vorfinden, nicht geeignet jeien. Die Vorfrage, um die es fi 
bier handelt, ift die: ift der Zweck ſolcher zwangsgenoffenfchaftlicden Bildangen 
erreichbar, ohne daß die Intereſſenten zu einem einheitlichen Rechtsſubject conſti⸗ 
tuirt werden? Ich kann mir ſehr wohl die Berhältniffe derartig denken: kleines 
Gebiet, Heine Perjonalzahl, ziemliche Vleichartigkeit in den Boden. und Holzbe⸗ 
ftandöverhältnifien, eine gemiite Wohlhabenheit der Sintereffenten, da ift nach mei- 
ner Meinung abfolut fein Bedürfniß, um diefe Verbindungen lebensfähig zu machen, 
denjelben die Rechte einer juriftiichen Perfon zu verleihen. Die Nechtsbeziehungen 
der Genoſſen unter fi, die Beziehungen zu dem VBorfieher und Bermalter, bie 
Rechnungslegung, Theilung des Gewinnes u. |. w., alles das wird das Statut 
ordnen. Die Trage der Nothmendigkeit einer juriftifchen Perfönlichleit erlangt 
nur eine Bedeutung, ſowie die Genofjenjchaft in die Außenwelt tritt. Nun fragt 
e3 fi), worin wird dies bei einfachen Verhältnifſen zu Tage treten? Darin, daß 
der Borfteher, einer der Genoſſen, einen technifchen und gleichzeitigen Auffichts« 
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Beamten engagirt, darin, daß er die nöthigen Arbeitskräfte für die Waldkultur 
amimmt, daun in dem Abtriebe und Bertriebe der Hölzer. Anfofern nun eine 
Genofienfchaft nicht die Rechte einer juriftifchen Perſönlichkeit hat, wird natürlich 
in diefem Falle der Vorſteher oder Verwalter als Bevollmächtigter mit unbe- 
ſchraͤnkter Vollmacht gelten, er wird in vielen Fällen im eigenen Namen die Ge: 
Ihäfte betreiben können, er würde als Bevollmächtigter auch zur lage berechtigt 
fein, während, wenn die Benoffenfchaft verffagt werden follte, natürlich, fo Tange 
fie mit die Rechte einer juriftifhen Perſon hat, die singuli verklagt werden müß- 
tm. Das Bedärfniß der Rechte der juriflifchen PBerfönlichkeit würde fofort fühl: 
bar werden, wenn es fi darum handelte, daß der Berband zu feiner wirthſchaft⸗ 
lien Eriftenz Schulden machen müßte. Dazu wird aber in vielen Verhältnifſen 
die Sache gar nicht angethan fein, denn wie Sie aus den weiteren Borfchriften 
des Geſetzentwurfes erfehen, hat Jeder mit einem Holzbeflande einzutreten, beim 
Beſitz öder Flächen unter Belaftung mit den Kulturkoſten mit einem einjährigen 
‚Holzbeftande. Die erften Aufforfiungstloften werben die Intereſſenten meiftentheils 
wenn mitunter auch nicht auf einmal, aus eigenen Mitteln aufbringen können. 
Ich gehe alfo von der Anflcht aus, daß es nicht für alle Fälle unbedingt noth- 
wendig ift, der zu bildenden Genoſſenſchaft die Rechte einer juriftifchen Perjon zu 
geben. Wo fi} ein Bedürfniß nach diefer Berechtigung herausſtellt — und das 
wird meiner Meinung nach ſich ſchon bei der kommiſſariſchen Verhandlung er- 
geben — da liegt e8 ja auf der Hand, daß die Beflimmungen, die in das Statut 
aufgenommen werben, viel mehr ins Detail gehen müffen, daß dabei für die in⸗ 
neren und äußeren Angelegenheiten der Rechtspunkt viel mehr ins Auge zu faffen 
if, und ich kann nad) diefer Seite Hin mich fehr wohl mit dem Gedanken des 
Herrn Abgeordneten v Xoeper, den er in feinem Amendement ausfpricht, befreun: 
den, daß, wenn die Diajorität der Waldgenofien zu der Ueberzeugung kommt, 
daß das Unternehmen, was fie anflreben, nur zu Lebensfähigfeit gelangen dürfte, 
wenn ihnen die Berechtigung einer juriſtiſchen Perſon verliehen würde, daß für 
diefen Fall die Majorität der Genoffen ihre Zuftimmung zur Bildung der Wald- 
genoffenfhaften überhaupt davon abhängig macht, daß die betreffenden Minifterien 
eine fichere Ausficht auf Erlangung der Korporationsrechte bieten. 

Wenn nun mein Fremd Barifius behufs Verleihung der juriftifchen Perfön- 
lichkeit an die Waldgenoffenfchaften fordert, von Haufe aus feftftehende Norma⸗ 
tivbefimmungen zu fchaffen, fo muß ich damit im Widerſpruche den Anjhauun- 
gen des Herm Minifters beitreten. Nach meiner Ueberzeugung können wir aus 
den bis jetzt beſte henden gefetslichen Borfchriften keine Regeln ım$ abftrahiren da- 
fiir, wie diefe Art Genoffenfchaften zu bilden if. Der Unterfchied zwiſchen ben 
eingetragenen Genoffenfchaften und diefen tritt zu grell hervor. Hier haben Sie 
eine beichränfte Anzahl von Genoſſen, während dort der Eintritt frei if; dort 
baben Sie die Beflimmungen über die Solidarhaft der Genoſſenſchaften mit ihrem 
ganzen Bermögen, hier möchte es doch für viele Intereſſenten nach meiner Auf- 
faffung geradezu als Abfchredungsmittel wirken, überhaupt in die Waldgenoffen- 
jhaft zu geben; dort handelt es filh nur um mobile Werthe, hier wirft man 
( amdftüde ein, die, wie der Herr Minifter ſchon angedeutet hat, wenn es ſich 
ı a Schaffung einer juriftiichen Perſönlichkeit handelt, fortan Eigenthum der Ge— 
ı Henjchaft unter ihrer Firma werden, fo daß die darauf haftenden Hypotheken 
ı bt mehr das Grundſtück ergreifen, fondern auf die an Stelle deffelben tretende 


$ zaktie übergehen. Bei ſolchen Berbältniffen darf man nicht auf die Bildung | 
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einer Waldgenoſſenſchaft rechnen, die Aenderung der Beſitzverhältniſſe und damit 
die Beichräntung des Realkredits werden immer davon abhalten. 

Ich wäre aljo der Meinung, daß man nad) diefer Seite hin, ehe man bie 
Staatsregierung veranlaßte, uns einen Entwurf mit Normatiobefiimmungen für 
die Bildung fei es von Zwangsgenofienichaften, fei es von freien Genofſſenſchaften 
einzubringen, Gelegenheit nehme, aus der Erfahrung die nöthigen und ſicheren An- 
haltspunfte dafür :zu gewinnen; bis heute behaupte ich wenigſtens, giebt unfere 
bisherige Gefeisgebung auf diefem Gebiet feinen ſicheren Anhalt hierfür, und ic 
möchte doch nicht, daß im Streite darüber, ob und welche Rormativbefimmungen 
zutreffen, die. guten Zwede der Waldgenoffenichaftsbildung, joweit fie fchon heute 
erreichbar, unerfüllt blieben. Ich erſuche Sie deshalb, den 8 22 der Kommiſſions⸗ 
befehlüffe anzunehmen und das Amendement meines Freundes Parifius abzulehnen, 
Präfident: Der Herr Reyierungslommiffar hat das Wort. 
Regierungstommiffar Minifterialdireftor Marcard: Meine Herren! Gegen- 


über den Anträgen des Herrn Abgeordneten Barifius, die auch fon in der ſom⸗ 


miffion vorgelegen haben, ift die Staatsregierung in eine forgfältige Erwägung 
darüber eingetreten, vb es nad) den Beichlüfien der Kommiffion in Beziehung auf 
die Bildung der Genofjenjchaften oder beziiglich ihrer Rechtsverhältniſſe an irgend 
einer effentielen Beſtimmung fehle. Diefe Erwägung hat dahin geführt, daß im 
Allgemeinen mit den Kommiſſiousbeſchlüſſen ansgereicht werden kann. Nur in 
einem Punkte glaubt die Staatsregierung eine Aenderung berbeiführen zu müſſen 
und fie fann fi darin einem Antrage anfchließen, den der Herr Abgeordnete 
Parifius zu einem fpäteren Paragraphen geftellt bat. 

Der 8 3la der Kommilfionsbejchlüffe enthält die Beſtimmung, daß das 
Stimmverhältnig der Waldgenoffen nad Berhältniß der Theilnahme an den 
Nutungen und Laſten zu regeln fei, daß jeder Waldgenofſe wenigftens eine Stimme 
führen folle, daß nur volle Einheiten eine Stimme gewähren und daß als Einheit 
der Betrag des am geringften Betheiligten zu Grunde zur legen ſei. Dieje Bes 
fimmung wird nad Anficht der Staatsregierung dem Antrage des Herrn Ab- 
geordneten PBarifius zu 8 Ic, Abſatz 3 entjprechend, zu vervollſtändigen fein. 

Danach würde der Schlußjag des 8 31a lauten: 

„Jeder Waldgenoffe hat mindeftens eine Stimme und Tein Waldge- 
noffe darf mehr als 2/, aller Stimmen vereinigen.” 

Der Zwed eines ſolchen Zuſatzes ift fofort einleuchtend. Es foll dadurch 
vorgebeugt werden, daß nicht ein größerer Waldbefiger die abjolute Herrichaft, in 
einer Waldgenoſſenſchaft erlangt. Ich bin beauftragt darauf aufmerkſam zu machen, 
daß ſich diefe Aenderung der Kommilfionsbeichlüffe empfiehlt. 

VBrafident: Der Abgeordnete Dr. Müller (Hannover) hat den Schluß der 
Diskuſſion beantragt. 

Ich erfuche diejenigen aufzuftehen, welche den Antrag unterflügen.(Geichiebt.) 

Die Unterftügung reicht aus. 

Auf der Nednerlifte find nod) eingetragen die Abgeordneten Freiherr von 
Schorlemer-Alft und v. Loeper⸗Loepersdorf. Diejenigen, welche jetst die Diskuſſion 
ſchließen wollen, bitte ich aufzuftehen oder fliehen zu bleiben. (Geſchieht.) 

Die Majorität; die Diskuffion ift gefchloffen. 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Auf diefem Punkte 
unferer Berathung angelangt, müffen wir uns darüber Mar werben, ob wir in 
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biefem Angenblide ein Geſetz berftellen wollen, mittelft deffen man Waldgenoffen- 
ſchaften konſtituiren kann, oder, meine Herren, ob wir fo lange mit der Abfaffung, 
mit der Emanirung eines folchen Geſetzes warten wollen, bis wir das möglichfl 
Bee, von einem Optimiften zu wünſchende Geſetz in diefer Richtung fertig brin- 
gen. Die Kommiffion, meine Herren, hat fi} feinen Augenblid der Anficht ver- 
ſchloſſen, daß man noch etwas viel Beſſeres machen kann als diefes Geſetz. Die 
Rommiffion hat aber überwiegend nicht aus Optimiiten befanden, fondern aus 
praktiihen Männern, die ſich gejagt haben: befier ein Geſetz, auf Grund deſſen 
man überhanpt mit ſolchen Organifationen vorgehen kann als gar keins. Das 
gestere, nämlich „gar keins,“ wird Ihnen wiederum von dem Herrn Kollegen 
Parifins eindringlich angerathen. Dieine Herren, im nächſten Jahre wird die 
Sache genau ebenfo unreif fein wie heute, und in 2 Jahren ift fie vielleicht noch 
mreifer — deshalb, weil bis dahin vielleicht noch viel mehr nene Ideen hervor⸗ 
iommen die wieder erft diekutirt werben müſſen. Es liegt eine fehr große Ge- 
fahr darin, gewiffe Materien ohne Weiteres für unreif zu erklären. Es ift dies 
ja ein Mittel, welches unter Umftänden recht gut wirkt, welches man aber doc 
wirllih etwas beifer begründen muß. als es bier geichehen if. Die Kommiffton 
bat ja über diefe Trage zu Rathe gefeffen; fie hat entjchieden: Nein; wir wollen 
das Geſetz; find Mängel darin, fo werden wir eine praftiiche Erfahrung für ung 
gewinnen, und wir merden daun vielleicht fpäter einmal Gelegenheit haben, dieſe 
Mängel zu verbefiern. Und dann noch Eins, meine Herren, ich bitte Sie, doch 
einen Angenblid ins Auge zu faffen, mit welchen Dingen wir e8 überhaupt zu 
thun haben. Haben wir es zu tbun mit einer Ermwerbsgenoflenichaft, die aus 
zahlreichen, flultuirenden, in ihrer größten Mehrzahl beſitzloſen Eriftenzen befteht, 
oder haben wir es zu thun mit einem durchaus fonfervativen Gefüge bäuerlicher 
Grundbefiger, die an den Grund und Boden gebunden find, wo die Gemeinschaft, 
um die es fich handelt, viel mehr zwijchen dem Grund und Boden als zwiſchen 
den Perſonen eriftirt ? 

Wir Haben e8 nur mit dem Lebtern zu thun, mit bäuerlichen Genoſſenſchaf⸗ 
ten jehr einfacher Berhältniffe, nicht mit jenen großen wechjelnden und mie id) 
gerne zugeftehe allerdings durch ftrenge, Normativbeitimmungen in dem Rahmen 
von gejetzlicher Eriftenz zu haltenden Erwerbs⸗ und anderen Genoffenfchaften. 
Das allerdings möchte ich von bier aus noch einmal betonen, die Verleihung der 
Rorporatiousrechte ift eine Lebensfrage für alle Waldgenofſenſchaften. Der Herr 
Miniſter für die landwirthichaftlichen Angelegenheiten bat angeflihrt, daß die Sie 
gener Hanbergsgenoffenfchaften feine Korporationsrechte befäßen. Ja, meine Herren, 
das ift richtig. Ich ſelbſt habe 7 Jahre lang mit unter diefen zahlreichen Wald⸗ 
genoffenfchaften gewirkt, ich felbft bin der ausfülhrende techniſche Beamte von 23 
diefer Senoflenichaften gemejen, und ich kann Ihnen die Berfiherung geben, das 
einzige ernfte Gebrechen, an welchem jene Genoffenfchaft faborirte, war der Man- 
gel der forporativen rechtlichen Vertretung. Diefe Genofjenjchaften können nicht 
Hagen, können nicht verklagt werben, fie können als Genoſſenſchaften feine Rechte 
erwerben und fie fönnen bei jedem Holzverkauf, bei jeder Klage gegen einen jäu- 
mi m Zahler des Holzgeldes, bei jeder Klage eines Beamten gegen die Genoſſen⸗ 
ih. t in ihrer Sefammtheit wegen Gehaltszahlung oder fonftiger Emolumente, 
for nen fie in die allerfchlimmfte Tage von der ganzen Welt. Ich bitte Sie des» 
hal , meine Herren, den Antrag des Herrn Kollegen v. Loeper, der mir in biefer 
Hi ung allerdings eine ſtarke Sicherung zu ſchaffen fheint gegen den Mangel 
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ber Korporationsrecdhte, der doch in einzelnen Fällen eintreten könnte, annehmen 
zu wollen, im Uebrigen aber fi mit dem Geſetze zu begnligen, wie e8 in diefem 
Augenhlide gemacht werden kann, und lieber etwas zu machen als gar nichts. 

Präfident: Meine Herren! Wir werden zunächſt abflimmen über den 8 22, 
defien Streihung der Abgeordnete PBarifius beantragt hat. Wenn der $ 22 ab» 
gelebnt werden ſollte, und nur in dieſem Falle, wird die Refolution zur Abftimmung 
tommen, welche der Abgeordnete Parifins unter Nr. 314 III 2 vorgeſchlagen hat, 
und zwar wird bei der Abſtimmung über dieſe Reſolution zunächſt eine Vorab⸗ 
ſtimmung über die Worte „freie und Zwangs⸗“ erfolgen, falls nicht der Her 
Abgeordnete diefe Worte fallen laffen follte. 

Wenn der Antrag des Abgeordneten Parifius auf Streihung des 8 22 nicht 
angenommen wird, vielmehr die Annahme des 8 22 befchloffen wird, fo werden 
wir in der Berathung der folgenden Paragraphen mit den betreffenden Amen- 
dements fortfahren. 

Der Abgeordnete Barifius hat das Wort zur Geſchäftsordnuug 

Abgeordneter Parifins: Ich glaube bereits vorhin erflärt zu haben, daß 
ich diefe Veränderungen nach dem Antrage des Herrn v. Schorlemer-Alft accep- 
tire, und felbft die Streichung der betreffenden Worte beantragte. 

Brafident: Es ift alſo eine befondere VBorabfiimmung tiber diefe Worte 
nicht mehr erforderlidy; die Worte: „freie und Zwangs-“ in der 2. und 3. Zeile 
der Refolution sub III 2 des Abgeordneten Parifius fallen aus. 

Ich erfuche diejenigen von Ihnen, welde den $ 22 der Kommiffionsvor- 
ſchläge im Widerfpruch ntit dem Antrage des Abgeordneten Parifius annehmen 
mollen, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Es wird die Begenprobe gewünſcht. 

Diejenigen, welche den Paragraphen nicht annehmen wollen, bitte ic) aufzu⸗ 
ſtehen. (Geſchieht.) 

Das Büreau iſt darüber einig, daß die jetzt Stehenden die Minorität bil— 
den. — Der 8 22 ift von der Mehrheit angenommen, und damit fällt die Ab⸗ 
fimmung über die Reſolution fort. 

Wir gehen jett über zur Diskuffion des $ 222. Zu diefem Paragraphen 
liegt unter 318, 1 ein Antrag*) des Abgeordneten Parifins vor. 

Ich eröffne die Diskuffion. Der Abgeordnete Parifine bat das Wort. 

. Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Ich habe hier etwas beantragt, 
was bereit der Herr Abgeordnete Bening zuftimmend beſprochen bat, nämlich 
anftatt „minbeftens ein Drittel“ zu fagen: „die Mehrheit”. Bei dieſer Gelegen- 
heit erlaube ich mir etwas auf einige Bemerkungen des Herrn Minifters zu er- 
widern. Der Herr Minifter führte ung die am Wiehegebirge belegenen Ort- 
haften und Waldgrundftüde als Beiſpiel an, weshalb das Geſetz in biefer 
Faffung anzunehmen wünſchenswerth fe. Bon den Ortichaften des Wiehege- 
birges nun liegen uns eine große Menge Petitionen vor, von Gemeinden und 
Waldbefigern, die vor dem Geſetze Furcht haben, und ich bin auf das Feſteſte 
iiberzeugt, und ich glaube auch, der Herr Kollege Brüggemann, der jenen Kreis bier 
vertritt, wird mir darin zuflimmen, daß gerade in dieſem Kreife nad) dieſem 
Geſetze keine Genoſſenſchaft entſtehen wird, es komme denn dahin, daß eine 


— 


*) Der Untrag lautet: im 8 22a zu b ftatt „mindeſtens ein Drittel” zu fagen: „bie 
Mebrbeit”. 
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Baldgenoffenihaft zufammentreten muß, ſobald nur die Polizeibehörde darauf 
einen Antrag fiellt. 


Es ift bei dieſem Punkte wie bei den anderen; id habe die fämmtlichen 
Auträge bloß deshalb geftellt, damit Sie auch wirklich Genoffenfchaften bekom⸗ 
men, auf die Weife der Kommiffionsporfchläge bekommen Sie feine Genoffen- 
Khaften,; das, was Ste durch dieſes Geſetz fchaffen wollen, nennen Sie zwar 
Gmofienfhaften, ift aber wirflidh von Genoffenjchaften fo weit entfernt, wie irgend 
denkbar. Meine Herren, ich wünſche bier, daß die Mehrzahl beftimmt und nicht 
bios ein Drittel und dahin geht alfo mein Antrag, und Sie haben feine Urfadhe 
ihn abzulehnen, weil es fich bier „nicht blos um beſitzloſe Eriftenzen“ handelt, 
mie der Herr Referent anführte, daß es bei denjenigen Genoffenichaften geichebe, 
von denen er meint, daf ich meine Anträge entnommen hätte. Dabei möchte ich 
ihn ebenfo wie den Herrn Minifter doch bitten, fih um die Erwerbs- und 
Birthichaftsgenoffenjchaften tiberhanpt näher zu kümmern, bevor Sie von ihuen 
Brände gegen meine Anträge hernehmen. Der Herr Referent fennt gar nichts 
davon, er hat zum Beifpiel Teine Ahnung, daß Milchereigenoffenfchaften und 
landwirthſchaftliche Konfumvereine eriftiren, die nur aus Nittergutsbefigern und 
Bauergutsbefigern beftehen; er nennt das alles „befitlofe Eriftenzen und nimmt 
aus ſolchen Anfchauungen feine Gründe gegen meine Anträge. Der Herr Mi- 
nifter fpricht immer vom „Normalftatut“ und fcheint wirklich der Meinung zu 
fein, daß das, was im Genofjenjchaftsgefek von Normativbefiimmungen enthalten 
ik, ein „Normalftatut” ſei, während es in der That dem, was man mit Nor- 
malftatııt bezeichnet, nicht im entfernteften gleicht. Ich kann ihn nur bitten, ſich 
die neueſten Schriften von Schulze-Deligih mit ihren „Normalftatuten” auch 
fir Iantwirtbichaftlihe Genoſſenſchaften anzufehen, da wird er fich itberzeugen, 
dag die gejeglichen Beftinmungen, die im Genofjenichaftsgefeg ftehen, von dem 
Normaiftatut fo meit entfernt find, wie — — ih mill kein Beifpiel brauchen. 
(Heiterfeit.) 

Alfo, meine Herren, wenn Sie mir derartige Gründe entgegenhalten, fo muß 
ih Ihnen fagen, bier bin ich nicht derjenige, welcher vom grünen Zifche aus 
urtheilt, fondern Sie; bier verftehe ich zufällig mehr davon, als Sie. (Heiterkeit.) 

Brafident: Der Herr Minifter für die Iandwirthichaftlichen Angelegen- 
beiten Hat das Wort. 

Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Ich will auf die Entgegnungen des Herrn Abgeordneten Parifius nicht weiter 
eingehen und nur bemerken, daß ich nichts anderes geſagt habe, als daß die 
Amendements des Herrn Abgeordneten den Zweck verfolgen, in dieſes Geſetz eine 
Art Normalſtatut fir Waldgenoffenichaften hineinzubringen, in Grundzügen, 
welche maßgebend fein follen als Normativbeftimmungen für die einzelnen Ge- 
noffenjchaften. Ob das richtig iſt oder nicht — ich kann mich ja irren — 
darüber hat das Haus Gelegenheit zu entjcheiden, indem die Amendements des 

KHerm Abgeordneten Parifins vorliegen. Diejes Urtheil hängt im übrigen mit 
de Kenntniß der Erwerbd- und Wirthſchaftsgenofſenſchaften und der landwirth⸗ 
fh lichen Genofienichaften, von welchen letzteren ich übrigens, wenn ich mich 
ni Li tänfche, fein Wort gejagt habe, gar nicht zuſammen; ich glaube alſo in der 
Ti at, daß die lebhafte Entgeguung des Herrn Abgeordneten Parifius an mid 
at * richtig adreffirt mar. 
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Was die Anträge zu dieſem Paragraphen- betrifft, fo bemerke ich, daß bie 
Staatsregierung bezüglich der von der Kommilfion gemachten Aenderung an die 
äußerfte Grenze gelangt ift, von welcher fie annimmt, daß innerhalb derſelben 
eine Ausfithrung des Gefetzes möglich bleibt. Wenn die Staatsregierung bereit 
ift, die Kataftralmebrheit zu kombiniren mit dem Drittel der Köpfe, jo bietet fich 
Ihnen hierin eine ſehr ftarle Garantie; darüber hinaus würden die Beftinnnungen 
über die Genoffenichaften als leere und undurchführbare erſcheinen müſſen. Wenn 


der Herr Abgeordnete Pariftus die Mehrheit der Köpfe und des Kataftraler- 


trages verlangt und fie ſchließen ſich diefem Antrage an, fo glaube ich allerdings, 
daß auf einem andern Wege erreicht wäre, was Sie foeben abgelehnt haben, 
bie Beftimmungen über die Bildung der Waldgenofienfchaften völlig illuſoriſch 
zu maden. Wus diefem Grunde bitte ic Sie, das Amendement abzulehnen. 

Präſident: Der Abgeordnete dv. Loeper⸗Loepersdorff hat das Wort. 

Abgeordneter v. Löper⸗Löpersdorff: Meine Herren! Ich habe denielben 
Antrag zu diefem Paragraphen, den jettt Herr Abgeordneter Parifius geftellt hat, 
in der Kommiffion geftellt, den Antrag, daß nicht allein der Kataftralreinertrag 
berechnet, fondern zugleich die Mehrzahl nach der Kopfzahl zuſtimmen ſoll zu 
ber Bildung der Waldgenoffenfchaften; ich werde dieſen Antrag alfo auch heute 
unterftügen. Ich kann dem Herrn Minifter nicht zugeben, daß man gerade mit 
einem Drittel, wozu die Kommifion fi) allmälig gefteigert hat, an der Grenze 
des Zuläffigen angekommen if. Ich weiß in der That nicht, woraus das folgen 
jollte, daß gerade in diefen: Drittel bier die Grenze des BZuläffigen liegen joll, 
In der Regel — das kann ich zugeben — wird die Mehrzahl, noch dem Kataſtral⸗ 
reinertrege berechnet, fich deden mit der wirklichen Mehrzahl, nach den Köpfen, 
indeffen wird das doch nicht immer der Fall fein. Dies Amendement ift dazn 
beftimmt, den Zmang, der in diefen Genoſſenſchaftsbildungen liegt, auf das Mi- 
nimum zu rebuziven. Der Zwang foll nicht dahin gehen, unter Umftänden die 
Mehrzahl einer Gemeinde, einer großen Menge von Befitern, zu zwingen, fondern 
nur dahin, wenn die Mehrzahl ein Unternehmen flir ein der Gemeinde nützliches 
ſchon hält, dann den Widerftand Einzelner gegen diefen Mebrheitsbefhluß zu 
bredden, was außer Statuirung eines ſolchen Zwanges unmöglich fein wiirde, 
da eben die Genoffen ar einen Raum gefeffelt find uud einer von dem andern 
abhängig if. Im Uebrigen aber, meine Herren, ift e8 meine Anfiht — und das 
möchte ih auch den Herren aus Weftfalen ermwidern, die fo ftarfe Oppofition 
machen gegen dies Geſetz — daß es die erfte Aufgabe ift, unter den Intereſſenten 
durch Belehrung, durch Aufmunterung, allenfalls durch Trämienvertheilung die 
Meberzeugung. zu weden, daß eine ſolche Genoffenichaftsbildung in ihrem eigenen 
wirtbichaftlichen Intereffe liegt, daß man dadurch nur ihre eigenen wirthſchaft⸗ 
lichen Beblirfniffe erfüllt, und wenn fie diefe Ueberzeugung erlangt haben, dann 
wird die Genoſſenſchaftsbildung leicht fein, dann wird der Widerftand aufhören, 
ber jet in den Kreifen der Weſtfäliſchen Waldbefitser noch fpuft. Aber um dies 
Biel zu erreichen, dazu ift meiner Meinung nad) die allergrößte Vorficht nöthig, 
und ih kann feinen Werth darauf Icgen, daß man fo raſch vorgeht mit der 2!- 
dung von Genoffenichaften. 

Warte man lieber eine längere Zeit, aber jchaffe man dann etwas, was wi - 
li die Gemeinden befriedigt, und das werden Sie unter allen Umfländen  \ 
fiherften erreichen, wenn Sie die beiden Maßftäbe fombiniten, zugleich den 8 - 
taftralreinertrag und die Kopfzahl. 


Bun un m — — — —— 
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Ich kann Ihnen daher diefes Amendement nur empfehlen. 

Brafident: Es iſt der Schluß der Diskuffioen beantragt von dem Abgeord- 
ueten Heiliger. 

Diejenigen, welde den Antrag unterftüigen, bitte Ich, aufzuftehen. (Ge⸗ 
ſchieht.) 

Die Unterſtützung reicht aus. 

Auf der Rednerliſte iſt noch notirt der Abgeordnete v. Benda. Derſelbe bat 
inzwiſchen verzichtet. 

Damit iſt der Schluß von ſelbſt eingetreten. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Sch glaube, e8 hat Niemand be⸗ 
hauptet, daß der Abgeordnete Parifius von den Erwerbs⸗ und Konſumgenoſſen⸗ 
Ihaften, auch von den Meltereigenofienichaften und Aehnlichem nichts verfiehe. Ich 
babe nichts behauptet, obwohl es mir hätte nahe liegen fünnen, bei verſchiedenen 
Gelegenheiten, daß er von Waldgenoſſenſchaften nichts verfieht. Ich babe Fein 
Bort gejagt, ich würde wohl Beranlaffung gehabt haben, darauf Hinzudeuten. 
Diefe Vorwürfe find meiner Anficht nach unbegründet. Das Haus hat bei $ 22 
zum lebhaften Mißvergnügen des Abgeordneten Pariſius gegen ihn entichieden; 
dafür kann ich doch nichts, bin auch nicht einmal verantwortlich dafiir. Was die 
Sache anbelangt, fo ift ja der Umftand, ob Sie Y,, 14, Us, Yin ober 3, nehmen 
— das Letztere möchte ich dem Abgeordneten dv. Löper zurufen; er meint, mit 
lg jet gerade die richtige Grenze gefunden; man könnte ebenfo gut 7/; nehmen, 
— das Alles ift ganz arbitrair. Ob Sie die eine oder die andere diefer Ziffern 
annehmen, meine Herren, hängt wefentih ab von Ihrer praltiihen Erwägung, 
ob Sie durch die eine oder die andere Beichlußfaffung die Genoffenfchaftsbildung 
in höherem oder geringerem Maße unmöglich machen oder befchränten wollen, 
und in diefer Richtung, glaube ich, wird man doch nicht gut thun, wenn man 
bis zur Mehrheit hinaufgeht. Ich kann mich ebenjo gut entichließen Y/, zu jagen, 
wie 1.,, aber das muß ich jagen, nach meinen Erfahrungen halte ich es doch jehr 
ihwierig, die Mehrzahl der Koften und die Mehrzahl des Bodenkapitals gleich⸗ 
zeitig zu einer Beſchlußfaſſung in dem Sinne der pofitiven Genoffenfchaftsbildung 
zu bringen und ich bitte Sie deshalb, aus diefen Erwägungen bei der Kommiſ-⸗ 
fionsvorlage ſtehen bleiben zu wollen. 

Bräfident: Zu einer perfünlicden Bemerkung bat der Abgeordnete Pari- 
Aus das Wort. 


Abgeoröneter Parifins: Meine Herren! Es würde mir nicht eingefallen fein 


ben Herrn Referenten zu jagen, daß er von Erwerbs⸗ und Wirthsfchaftsgenofien- 


ſchaften nichts verfieht, wenn er nicht ausdrüdfich gegen mich Beweife hergenommen 


hätte von den Erwerbs- und Wirtbichaftsgenoffenfchaften. Lediglich das hat mich 
dazu veranlaßt; fonft würde mir, ein derartiges Urtheil zu fällen, nicht einfallen. 
Ich für meinen Theil erfläre ihm fofort, daß ich von der Waldtechnik nicht das 
Geringfie verftehe und ich glaube, ihn damit zu befriedigen. Ich habe aber feinen 
einzigen Antrag geftellt, der fich auf Waldtechnik bezieht, es fer denn, daß ich ihn 
ı 3 dem Wittgenfleiner Waldfulturgefeß entnommen; ich habe aber dann in der 
umiſſion ausdrüdlich erflärt, daß ich derartige Anträge nur aufrecht erhalten 
"de, wenn die Techniler oder Sadhverfländigen ihnen beiftimmen. 

Prafident: Deine Herren! Mir werden zunächſt fiber den Antrag Pariflus 
ı Hmmen und dann, wenn es verlangt wird, fiber den Paragraphen. 


u 
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Ich erſuche Diejenigen, welche nach dem Vorſchlage des Abgeordneten Bari- 
fius ftatt der Worte „mindeftens ein Drittel” fagen wollen „die Minderheit“, 
aufzuſtehen. (Gefchieht.) 

Das ift die Minderheit. Der Antrag ift nicht angenommen. 

Eine Abftimmung über den Paragraphen wird nicht verlangt, derſelbe ift 
vom Haufe angenommen. 

Zu $ 23 wird das Wort nicht verlangt, ich konftatire deffen Annahme. 

Zu $ 24 liegt unter 318 II. ein Antrag*) des Abgeordneten Parifins vor, 
eine andere Fafſung des Abſatzes b und ein Antrag auf Streichung des lebten 
Abſatzes. 

Der Abgeordnete Barifius bat das Wort. 

Abgeordneter Parifiuß: Meine Herren! Die Schwierigfeit des Themas er» 
jeheu Ste daraus, daß der Herr Präfident in dem, was er eben äußerte, fich irt, 
wenn er meint, es fei nur eine andere Fafſſung beantragt. Ich glaube bei den 
vorzüglichen Eigenſchaften des Herrn Präftdenten ift e8 ein Beweis fir mid, 
daß doch die Sache einigermaßen ſchwer zu überjehen ift und daß e8 wünſchens⸗ 
werth geweſen wäre, wenn der Bericht fich längere Zeit vor der Verhandlung in 
unferen Händen befunden hätte. 

Präfident: Ih erlaube mir die Zwifchenbemerkung, Herr Abgeordneter: 
unter einer anderen Yaffung babe ich nicht eine andere Nebaftion verftanden, 
fondern eine andere Formulirung des Abſatzes. 

Abgeordneter Parifins: Dann bitte ich um Verzeihung, ich hatte geglaubt, 
nah dem Sprachgebrauch die Worte des Herrn Präfidenten fo anffaflen zu 
müffen. 

Bon dieſem Antrage zu $ 24a mache ich mir ſehr geringe Hoffnung, daß 
Sie ihn annehmen werden. Er geht hervor aus einer langen Erörterung, die in 
erfter und zweiter Lefung in der Kommiffton geführt wurde und zwar weniger 
bon meiner Seite als von Seiten anderer Herren, die diefen Gedanken aufge- 
faßt hatten. Meine Herren, der Unterjchied zwiſchen diefem Vorſchlag und dem 
der Kommiſſion befteht wejentlich darin, daß ich und die Herren, die früher in 
der Kommiffion diefe Anficht vertreten haben, der Meinung waren, daß eine 
derartige Waldgenoffenihaft, wie fie bier als Regel vorgefdhlagen if, wonach 
jeder Waldgenofje feinen Grund und Boden bineinwirft in die Genoffenfchaft, 
zwar Befiger bleibt, aber doch immer bineinwirft zur gemeinjchaftlichen Bewirth⸗ 
ſchaftung und nur alljährlich nah einem gemwiffen Bertheilungsmodus eine be- 
fimmte Summe dafür herausbelommt, daß diefe Art von Genoſſenſchaften jehr 
wenig Geichmad bei den wirklichen Waldbefigern finden wird, während eine 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaft ſich als Megel derartig berftellen könnte, daß der Wald⸗ 
genoffe die Koften der Aufforftung und des Abtriebs, die bei feinem Grund— 


*) Der Antrag lautet: 

a. ftatt des Abfages unter b zu fjegen. 
„dah in den Bällen des 8 22 unter 2 bie Koften und Laften der gemeinſchaftlichen Be⸗ 
wirthichaftung, foweit fie alle Grundſtücke treffen, nach dem Verhältnifie bes Kataſtral⸗ 
Reinertrages der vereinigten Grundſtücke aufzubringen, dahingegen bie jedes einzel: : 
Grundftüd betreffenden Koften einfchließlich der Aufforftung und bes Abtriebes von be | 
Waldgenoſſen zu tragen, beziehungsmweife von bemielben ber Waldgenoflenichaft zu eı ' 
ftatten find, wogegen ihm auch bie Erträge des Brunbftüdes nad dem Betrieböplar! 
zufallen.“ 

b. den legten Abſaß zu ſtreichen. 
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Rüde erwachien, allein trägt und dafür ebenfalls die Erträge feines Grundſtücke 
zurüdempfängt, nämlich jo weit nach dem Betriebsplan jene Koften durch Auf- 


-forflung und Abtrieb entfliehen und andererfeit3 diefe Erträge entfliehen durch Ab- 


trieb des Grundſtücks. Wenn Sie diefen Antrag annehmen, würde allerdings 
noch in Betreff der folgenden Paragraphen eine Revifion flattfinden müffen. Ich 
meinte num, bier dem Prinzip, welches ung in der Kommilfion fo lange bejchäf- 
tigt hat, Ausdruck geben zu müffen, ohne mir zu verhehlen, daß dann weitere 
Aenderungen noch nothwendig werden würden. 

Ich kann hierbei wohl noch das Eine bemerken, daß alle meine Anträge 
aus der Abficht hervorgehen, Waldgenofienichaften zu fchaffen, während die Bor- 
lage, und darin irrt meiner Meinung nach der Herr Minifter wirklich nicht, derart 
ik, daß fie den Lenten Luft macht, einen Antrag zu fiellen auf Herftellung einer 
Baldgenofienfchaft; ein Antrag, der nachher zur Folge hat, daß fie ihn niemals 
zrrückziehen können, daß fie ferner gar nicht in der Lage find, für ihre ganze 
Lebenszeit, mit fammt Kinder und Kindeskinder noch irgend eine freie Verfiigung 
über ihre Waldgrundftäde zu haben; denn die Waldgenoffenjchaften diefes Ge- 
feßes jollen — das Wort ift hier noch nicht bemerkt worden — ewige jein, — 
fie jollen nur aufgehoben werben können mit Genehmigung des Walbfchußge- 
richte. 

Präafident: Der Herr Regierungstommiffar hat das. Wort. 

Hegierungstonmiffar Minifterialdireftor Marearb: Die Regierung erflärt 
AH mit den Borfchlägen der Kommiffion zu $ 24 einverftanden, dagegen muß 
fie dem beziiglichen Antrage Parifius entfchieden entgegentreten. Die Bertheilung 
von Koften und Nuyungen, wie fie der Herr Abgeordnete Barifius in feinem 
Antrage vorgeichlagen hat, Täßt fich füglich Hören, fobald fie auf freier Verein- 
barung der Betheiligten beruht; obligatoriich Tann man eine foldhe Bertheilungs- 
art nicht machen, da durch diefelbe eine fehr erhebliche Beeinträchtigung einzelner 
Grundbefiger eintreten kann und manche Betheiligte vielleicht Dezennien lang 
auf jede Einnahme aus dem Walde zu verzichten haben würden. Sch erſuche 
Sie, den 8 24 in derjenigen Faffung anzunehmen, wie die Kommiffion ihn vor- 
geichlagen bat. 

Bräfident: Die Diskuffton ift geichloffen; der Herr Berichterſtatter Hat 
das Wort, 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Diefer Borfchlag, 
der Ahnen gemacht wird, ift nebenbei techniſch gänzlich undurchführbar; es ift 
ganz unmöglich, auf Grund dieſes Borfchlages eine Genoffenichaft zu konftituiren. 
Benn Sie nämlih die einzelnen Parzellen als Nutungsparzellen beibehalten, 
dann können Sie niemals zu dem gelangen, was der Forfttechniter eine Schlag- 
ordnung nennt, weil diefe Schlagordnung einhergeht mit ganz beftlimmten, nad) 
ganz anderen Berhältniffen zu beurtheilenden Wirthfchaftsfiguren, die durch gerade 
Linien begrenzt werden. Jeder von den Herren hier im Haufe, der mit Land⸗ 
wirthichaft oder Waldwirthſchaft jemals zu thun gehabt hat, wird mir beipflich- 
ten, wenn ich behaupte, das ift technifch-wirtbichaftlich eine Unmöglichkeit. Sch 

te Sie deshalb, den Antrag abzulehnen. 

Präfident: Wir werden zunächſt abflinnnen tiber den Vorſchlag, welchen 

: Abgeordnete Parifius unter Nr. a gemacht hat, und dann fiber den letzten 

fa, den der Abgeordnete geftrichen haben will. 

Zur Geinäftsorbmung hat das Wort der Abgeordnete Pariſtus. 
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Abgeordneter Pariſius: Da hier behauptet wird, mein Antrag wolle tech⸗ 
niſch Unmögliches, und ich jest micht im Stande bin, das zu wiederlegen, ho 
ziehe ıch den Antrag zurück. 


Brafibent: Winfchen Sie noch die Abftimmung über den legten Abſatz? 
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= Abgeordneter Parifius: Nein, auch nicht! 

—3 Präfident: Dann liegt zu dieſem Paragraphen ein Antrag Überhaupt nicht 
ki" mehr vor. Es wird auch eine Abftimmung über den Paragraphen nicht verlangt, 
5 — der $ 24 ift angenommen. 

3 Ich eröffne die Diskuſſion über die 88 25 und 26, — beide Paragraphen 
br find angenommen. | 

% Zu $ 27 bat der Abgeordnete Stader beantragt, unter Nr. 320 der Drud: 
E- | ſachen die Worte „liegen fie in einem felbftftändigen Stadtkreife oder“ zu ſtreichen. 
Der Abgeordnete Lauenſtein hat das Wort. 

Abgeordneter Lauenſtein: Meine Herren! Der Antrag if nur eine Kon- 


fequenz Ihres Beichluffes zu 8 8 und bedarf daher feiner weiteren Motivirung. 


Präfident: Das wird wohl vom Haufe anerlannt? (Zuſtimmung.) 

Es wird aud bier feine Abftimmung verlangt, — mit der Streihung der 
von mir bezeichneten Worte ift der $S 27 angenommen. 

Beim 5 28 ift von dem Abgeordneten Pariſius unter Nr. 318 ad 3 eine 
Aenderung*) im leiten Abſatz beantragt. 

Der Abgeordnete Parifius bat das Wort. 

Abgeordneter Pariſins: Meine Herren! Hier bitte ih Sie dringend, ſich die 
Folgen zu überlegen, wenn Sie den Borfchlag der Kommiffion aunehmen: Ein 
Antrag auf Waldgenoſſenſchaft kann geftellt werden von der Landespolizeibehörde, 
von der Gemeinde, dem Kreife oder dem einzelnen Befiger. Jetzt foll nun der 
Kommiffar an Ort und Stelle prüfen, ob fich Hierfür diejenige Mehrheit findet, 
die im $ 22 nach den Beichlüften nothiwendig. ift, damit das Verfahren zur 
Zwangsgenoffenfchaft feinen weiteren Fortgang finde. Dazu follen aber vorge⸗ 

laden werden die ſämmtlichen Betheiligten, die in die Genoſſenſchaft mithinein- 
‚gezwungen werden jollen, unter der Verwarnung, daß die Nichterfcyeinenden ben 
Beſchlüſſen der Ericheinenden für zuſtimmend erachtet werben ſollen. Meine 
Herren, ich behaupte, daß, wenn Sie diefe Beftimmung annehmen und weun Sie 
ferner den fpäteren Borihlag der Kommiffion annehmen, wonach die Betheiligten 
nicht das geringfte Enticheidende mitzureden haben in Betreff des Statuts, daß 
dann das Geſetz wirklich den Anfchein gewinnt, als wenn es darauf berechnet 
wäre, tbörichte Grundbefitzer, leichtfinnige- Waldbeſitzer in eine Waldgenoffenichaft 
einzufangen. 

Meine Herren, ich würde meinen, ein folches Geſetz, welches auch nur ben 
Anſchein gewinnt, auf die Unkenntniß der Betheiligten zu fpeluliven, darf im 
Preußiſchen Staate nicht gegeben werden. Auch für den al, daß mein Wider⸗ 
ſpruch nicht zu anderen Beichlüffen führt, ſoll wenigftens im Lande Auffläruug 
darüber gegeben werden, was das für Zwangswaldgenoſſenſchaften find, welche 
Gefahren es bat, wenn man fich verleiten läßt, entweder einem darauf gerichte 1 
Antrage zuzuſtimmen, oder aber auch nur zu dem Termin nicht zu ericheim . 


a. 
‘ 


*) Die Menderung lautet: „baß bie Nichterſcheinenden bem Untrage auf bie Begrändı g 
einer Waldgenoſſenſchaft nicht zuftimmen.* 
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Es if das das Gefährlichfte, was jemals in genoffenfchaftlicher Bildung in Pre 
und vielleiht in ber ganzen Welt verfucht ifl. 

Präfident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Miniſterialdirektor Marrard: Meine Herren! Ich 
Sie dringend, den Antrag Parifius abzulehnen und die Kommilfionsvorlage 
zunehmen. Ich erkenne in dem Antrage Parifius nur ein anderes Mittel, 
die Bildung von Waldgenoffenfdaften zu verhindern. Das Präjudiz, we 
die Regierungsvorlage enthielt und welches der Kommijſfionsbeſchluß wieberg 
iR in unferer Agrargefeggebung unter analogen Berhältniffen durchaus Hein 
und es iſt fein Grund vorhanden, von diefem Präjudiz hier abzufehen. 

Präfident: Der Abgeordnete Dr. Bening hat bas ort. 

Abgeorbneter Dr. Bening: Meine Herren! Es waltet hier entſchieden 
Nifverftändnig vor. Der Paragraph lautet ja nicht dahin, daß die nicht 
Ihienenen zur Bildung einer Genoffenfhaft zufimmend angenommen wı 
follen, fondern nur dahin, daß fie dem Beſchluß der Erfchienenen beitreten! 
achtet werben follen. Nun fann ja aber der Beſchluh der Erſchienenen ebı 
gut gegen die Bildung einer Genofenfchaft gerichtet fein. Ich glaube, der 
Herrn Pariſius erhobene Vorwurf hat gar feinen Grund. 

Prüſident: Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifins: Meine Herren! Darin hat ja der Herr Abg 
nete Being Recht, aber was bebeutet denn das? Iſt Ihnen nicht befammt, 


+ in Preußen bei Verſuchen, Betheiligte über Dinge zu vernehmen, vielfad 


Meinung vorwaltet, daß, wenn man nicht kommt, man vorläufig durch Schw 
proteftirt, und daß dann fpäter immer nod ein Zeitpunkt eintritt, wo man ſ 
Widerſpruch mit Erfolg geltend machen kann. Gerade das Beifpiel von de 
genannten Meliorationsgenoffenfhaften, die im wirtlichen Sinne des Wortes 
Genoſſenſchaften find, fondern nur Verwandſchaft mit ihnen haben, paßt hie 
denn e8 ift eine Erfahrung, daf bei deren Begründung die Betpeiligten oft 
erſchienen find, weil fie meinten, nur dann, wenn fie fämen, fpäter zu @el 
Inmgen Herangezogen werben zu können. Das ift eine Thorheit der Leute, 
eine fehr verbreitete. 

Dem Heren Regierungstommiffar möchte id erwibern, daß ich nicht gl 
dafı feine Worte dahin gehen follten, als wenn er mir bie Abflcht unter 
die Bildung von Waldgenoff enſchaften zu verhindern, im Gegentheil ich bir 
eifrig eingenommen für das Entftehen derſelben, aber id halte mid; verpfl 
wenn ich meine, daß auf die von der Regierung vorgeſchlagene Weiſe keine 
Rehen, Alles zu thun, Dies Mar zu legen und es dahin zu bringen, daß bas ( 
fo geändert wirb, daß die Entftehung von Waldgenoſſenſchaften wirklich mögli 

Vräfident: Die Dishuffion if geichloffen. Der Herr Verigterfatter 
zichtet. Ich Bitte den Antrag des Abgeorbneten PBarifins zu verlefen. 

Schriftführer Abgeordneter Grnetering: 

Im letzten Abſatz des $ 28 die Verwarnung dahin zu ändern: 
„daß die Nichterfcheinenden dem Antrage auf die Begründung 
Waldgenoſſenſchaft nicht zuſtimmen.“ 

Präfident: Diejenigen, weiche dieſe Aenderung annehmen wollen, bit 

iguftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Minderheit. Der Vorſchlag der Kommiffion wird alfo 

‚änderung vom Haufe für angenommen erflärt werben können. 
Iabrb. d Pr. Gorft- u. Jagd-@elehg VIII. 11 
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Bei 5 29 Tiegt eine Aenderung des Eingangs*) vom Abgeordneten Pari⸗ 
fing vor. 

Ich eröffne die Diskufflon. 

Der Abgeordnete Barifins bat das Wort. 

Abgeordneter Partfius: Meine Herren! Diefer Antrag eriebigt fih durch 
die frühere Beſchlußfafſung, ich muß ihn zurüdziehen, weil Sie den Antrag, auf 
den er fich bezieht, abgelehnt haben. 

Bräftbent: Diefer Antrag ift alfo ausgefallen. Dann lann ich wohl fefl- 
Rellen, daß der $ 29 angenommen ifl. 


Ich eröffne die Diskuffton iiber 8 30, zu dem fi) Niemand gemeldet hat, 
derjelbe if angenommen. 


Zu 8 31 Tiegt ein Antrag**) des Abgeordneten Barifius unter Nr. 318 ad 5 
vor, Ich eröffne die Diskuffton. 

Der Abgeordnete Parifins hat das Wort, 

Abgeorbneter Parifind: Meine Herren! Hier fommen Sie anf die foge- 
nannten Rormativbefimmungen und bier ift mir Belegenheit gegeben, dem Herrn 
Minifter, den ich leider nicht auf feinem Plaße fehe, auf feine Ausführungen 
gegen meinen früheren Antrag etwas zu erwidern. Er nannte die Beftimmung, 
die ich vorſchlug, ein „Normalftatut”. Meine Herren, ich ſchlage Ihnen vor, 
hier im $ 31 die Effentialien eines Statuts bineinzufegen, wie das in jeder ent- 
fprechenden Geſetzgebung ift und wie e8 auch nad den Motiven beabfichtigt war. 
Ich ſchlage dann ferner allerdings eine Meine Zahl Normativbeſtimmungen zur - 
Ansführung der einzelnen Nummern diefes Paragraphen vor. Aber das ift ber 
allerioderfie Rahmen, der iiberhaupt möglich iR, um darin eine Genoflenfchaft 
im wirklichen Sinne des Wortes zu bilden. Nachher kann erfi von Normal⸗ 


*), Die Aenderung lautet: „Wenn nicht mindeftend die nach 8 22a zur Vildung einer 
Baldgenofienichaft erforderliche Fahl ber Bethetligten bem Antrage zuftimmt, fo......“ 
°, Der Antrag lautet: 
a. Bu Rr. 2 bingugufägen: 
„und ber einzelnen betheiligten Srunbftäde”, 
b. Zwiſchen 2 und 3 einzufügen als neue Nummer (2a): 
„wie Zeitdauer der Genoſſenſchaft, im alle diefelbe auf eine beſtimmte Beit be⸗ 
ihräntt werden fol”, 
e. zu Nr. 6 die Worte 
„jowie am Stimmrechte“ 
zu ftreichen, 
und bafür zu fegen unter neuen Rummern: 
(Rr. 6b) bie Form, in welcher die Bufammenberufung der Waldgenoſſen gefchicht, 
die Bebingungen bes Stimmredhts berfelben unb bie Sorm, in welcher baflelbe aus» 
geübt wird; 
(Nr. 6c) die Segenflände, über welche nicht ſchon durch einfache Stimmenmehrheit 
ber erihienenen Waldgenoſſen, fondern nur durch eine größere Stimmenmehrheit 
ober nad) andern Erforderniffen Beſchluß gefaßt werben kaun; 
d. ſtatt Rr. 7 zu ſetzen: 
7) Die Srunbfäge, nad benen die Jahresrechnung, beziehungsweile bie Gewinnbe⸗ 
rechnung aufzuftellen ift und bie Art und Weiſe der Prüfung derfelben; 
e. eine befondere Rummer an paflender Stelle in den 8 3: einzuſchieben, dahin: 
„Die Bedingungen, unter benen bie Eigenthümer angrengenber Grunbitüde als frei 
willige Benofjenfchafter aufgenommen werden und wieder austreten Töunen.“” 
f. Die Rr. 8 zu flreichen und dafür zu fegen an paffender Stelle ala befonbere Rummer 
„Die Art der Wahl und Zufanmenfehung bes Vorſtandes und bie Formen für Di 
Legitimation ber Mitgtieder befielben.“ 


m 
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Ratuten die Rede fein, an die fih innerhalb jenes Rahmens bie einzelnen Walb- 
genoffenfpaften zu halten Haben. Zu den abfolnt nothiwenbigen Erforberniffen 
eines Statuts gehört bie Beftimmung, daß die Genoffenfhaft einen Vorſtand 
Habe, und wie dieſer Vorſtaud beſchaffen fein muß. Das Alles foll nad) der 
Borlage der Regierung Iebiglich dem freien Ermeffen des Waldſchutzgerichts über- 
laffen bfeiben und den Bermwaltungsgerichten ber höheren Inftanzen, — werm 
Sie wollen, aud dem Kommiffar des Waldſchußgerichts. Man will nicht vor- 
freien, daß in dem Statut eine Beftimmung darüber fein foll. 

Dann beantrage id, es foll in das Statut Hineingefchrieben werden miüffen 
die Zeitbauer, welche eine Genofſenſchaft Haben ſolle, im Fall diefelbe auf eine 
kefimmte Zeit befränft werden folle. In der Kommiffion ift erflärt, derartige 
Genofſenſchaften kommen nicht vor, es fol feine Waldgenoſſenſchaft mit beftimm«- 
ter Zeitdauer geben, fie follen ewig fein — fo habe ich e8 wenigſtens aufgefaßt. 
Gut, meine Herren, wenn das aber nicht der Fall ift, wenn es nicht bloß diefe 
Art von Waldgenoſſenſchaften geben darf, dann muß in dem Statut dergleichen 
enthalten fein, das ift meiner Meinung nad) abfolut nothwendig. 

Im einer Beziehung ift mir aud) in der Kommiffton da nachgegeben, man 
hat in der Nummer 6 das Stimmrecht Hinzugefügt, — abgefehen von den erfien 
Nummern, die man meinen Anträgen gemäß gefaßt hat. Ich möchte überhaupt 
bemerfen, wenn es bier nad) den Auslaſſungen vom Regierungstiſch ſcheinen 
follte, als ob die Regierung in ber Kommiffion und die Kommiffon ſeibſt ſich 
zur abfolut abfehnend gegen meine Anträge verhalten habe, jo ift das durchaus 
amrihtig, einer großen Anzahl meiner Anträge, nicht blos dem $ 31a, welchem 
meine Fafſung zu Grunde gelegt ift, fondern auch zu vielen anderen Paragraphen 
hat man zugeftimmt, fo daß alfo meine Wirfamfeit in der Kommiffion keineswegs 
fo unfruchtbar gewefen iſt, wie es Bier den Anſchein geiminnt. 

Zur Sache zurüdzutehren, für die Genoffenfhaften iſt dringend nöthig, die 
Frage zu beantworten: müffen jene Beftimmungen ſämmtlich in ein Statut Bin« 
ein? Das ift vorgeſchrieben bei allen ähnlichen Gefegen. 

Ich Habe unter e noch etwas hinzugefügt, was befremdend fein Könnte. Ich 
qhlage Ihnen vor, an paffender Stelle des $ 31 „die Bedingungen“ einzuſchie- 

«ben, „unter denen die Figenthlimer angrenzender Grundfüde als freimillige Ge- 
noffenfchafter aufgenommen werben und wieder austreten könnten.” Meine Herren, 
wenn biefe Beſtimmung nicht in dem Geſetz ſteht, fo kann Niemand behaupten, 
daß es gefegfich überhaupt möglich ift, ſoiche freitmillige Mitglieber aufzunehmen. 
Und das dürfte ein Hinderniß fein in der Wirffamfeit einer Bwangsgenoffen- 
daft, die auf Grund diefes Geſetzes gebildet werden wiirde. 

Ich Bitte Sie alfo, meine Herren, die einzelnen Abänderungen, bie ich für 
den $ 31 vorgeſchlagen habe, anzunehmen. 

BPräfident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Reglerungstommiffer Minifterialbiretor Mareneb: Meine Herren! Die 
GStaatöregierung bittet Sie, die Anträge umter Nr. 5 abzulehnen. Ich verkenne 
¶ Aß Leinen Augenbid, daß durch manche ber von dem Herrn Abgeordneten 
4 rifins geftellten und von der Kommiſion acceptirten Anträge der Geſetzentwurf 
x seffert if, und ich glaube, daß er mich falſch verftanden Kat, wenn er aus 
2 ien früheren Wenferungen das Gegentheil entnehmen mil. Allein, meine 
{ rem, was biefe Anträge betrifft, fo würden fie nicht zur Bervolltomumung 
d  Befegentwourfs dienen. Sie haben ſammtlich der Rommiffion vorgelegen, 

11 
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Bon den 21 Situngen, welche bie Kommilfton gebraucht hat, um das Gele 
ganz durchzuberathen, find mehrere ausfchlieplich der Erörterung diefer Anträge 
gewidmet. Deine Herren, die Kommiſſion hat fi davon überzeugt, daß ber 8 31 
der Negierungsvorlage, welcher nur unmwejentlih von der Kommiffion verändert 
if, völlig ausreicht und alle Effentialia fir die Bildnng der Genofienihaft und 
für die Aufftelung des Statuts enthält. Die Vorjchläge, die der Herr Abge- 
ordnete Pariſius zu diefem Paragraphen geftellt hat, betreffen Zuſätze, die zum 
Theil völlig felbftverftändlich find, und daher der Aufnahme nicht bebitrfen, zum 
Theil aber wirben ſie gerabezu eine Unklarheit in das Geſetz hineintragen. Ich 
bitte Ste, meine Herren, die Anträge abzulehuen. 

Präfident: Die Diskuffton ift gefchloffen. Der Herr Berichterftatter hat 
das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Bei Entiheidung 
der Frage, ob man dem Herrn Abgeorbnieten Parifius auf dem Wege folgen 
kann und folgen muß, welchen er einfchlagen will, ift weſentlich ber Geſichts⸗ 
punkt feftzubalten, ob e8 fir die Waldgenoſſenſchaften, fo wie fte nach dieſem 
Gefe begriindet werden follen, wirklich nothwendig ift, ihnen den gejetlichen 
Nahmen von vornherein zu geben, in den fie ſich unter allen Umſtänden einzu- 
fügen haben. Die Kommijfton, meine Herren, hat diefe Frage verneint. Sie iſt 
von der Erwägung ausgegangen, daß die Verhältniſſe, auf Grund deren ſich &e- 
noffenfchaften bilden werden, im Often, Weften, Süden und Norden der Monarchie 
fo grundverjchteden find, dag man nicht gut thut, einen ſolchen einengenden ge- 
fetslihen Rahmen den Genoffenfchaften aufzuerlegen. Sie fehen, meine Herren, 
daß die Kommiffton in diefer Beziehung Tieberaler geweſen ift, als der Herr Ab- 
geordniete Parifius. Ste will nicht, daß den Genofjenschaften von vornherein ein 
Zwang auferlegt wird, fondern fie ift der Anficht, daß die Genoffen jelbft als voll- 
fommene Sachkenner in diefer ihrer eigenften Sache zu befinden haben, daß fie 
ihren Borftand wählen, wie fie wollen, und nicht wie das Geſetz will, daß fie 
ihre Generalverfjammlungen halten, wie fie Luft haben, wie fie es für nothwendig 
balten, nicht wie ihnen das Geſetz vorjchreibt. 

Alle diefe Anträge haben ja der Kommiffion vor gelegen; es ift nur das, was 
der Muftler im Ausdrud „Wiederholung im Stärkeren“ nennt, fie ift die Wieder⸗ 
bolung im großen Plenum, beſprochen find fie alle. Die Kommiffion iſt von 
dem praktiſchen Boden der Beurtheilung diefer Frage keinen Augenblid gewicdhen, 
und ich bin überzeugt, daß auch Sie, meine Herren, fich nicht von dem prafti- 
fen Boden wegdrängen laſſen werden, wenn ich Sie bitte, die Anträge zu 
vermwerfen. 


Präfident: Meine Herren! Ich werde die Anträge unter a bis f des Ab⸗ 
geordneten PBarifius einzeln zur Abftimmung bringen. Diefelben liegen Ihnen 
gebrudt vor; e8 wird wohl genligen, wenn die einzelnen Pofttionen nur anfge- 
rufen werden und dann liber fie einzeln abgeftimmt wird. 

Ich erſuche Diejenigen, welde den Vorſchlag des Abgeordneten Barifius 
unter a annehmen wollen, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Minderheit. 

Zur Gefhäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete Parifius. 

Abgeorbnieter Parifins: Hiernach ziehe ich die folgenden Anträge zuriick, 
denn diefe Nummer war eine der wichtgſten. 





— 
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Präftdent: Die übrigen Anträge zu dieſem Paragraphen find alſo zurid- 
gezogen. Der Baragraph felbft wird ohne weitere formelle Abſtimmung vem 
Haufe angenommen. 

Es find mir zwei Bertagungsanträge überreicht durch Die Abgeordneten Rudies 
und de Syo. Diejenigen, welche den Antrag unterſtützen, bitte ich aufzuftehen. 
Geſchieht.) 

Es ſteht bereits die Mehrhrit, die Vertagung ift beſchlofſen. 


Fortſetzung der zweiten Berathung. 
(Abendfitzung.) 
Präſident: Die Sigung iſt eröffnet. 
Den 8 31 hatten wir bereits heute Bormittag erledigt. Nach demfelben hat 
der Abgeordnete PBarifius unter Nr. 318 ad 6 beantragt, einen neuen Para- 
graphen einzujchalten und ebenfo unter Nr. 318 ad 7 einen zweiten neuen Pa- 


ragraphen.*) 

Ich glaube, die Diskuffion fiber die beiden Paragraphen wird wohl zwed- 
mäßig zu trennen fein. Ich eröffne alfo über den erften Paragraphen, welchen 
dee Abgeordnete Barifins hier eingeichaltet wiffen will, die Diskuffion und er- 
theile dem Abgeordneten PBarifius das Wort. 


*) Die Anträge lauten: 

6) Zwiſchen 8 31 und 31a einen neuen Paragraphen (81a) dahin einzufchalten: 
Für die Veftimmungen bes Statut® in Unfehung des Borftandes find folgende Be⸗ 
ffimmungen maßgebend: 

1. Jede Waldgenofienfhaft muB einen aus der Zahl der Benofienichafter zu wäh⸗ 
lenden Borftanb haben. Derielbe kann aus einem ober mehreren Mitgliedern 
befteben. 

2. Der Vorſtand vertritt die Waldgenoſſenſchaft in allen ihren Angelegenheiten, 
auch in denjenigen Geſchäften und NRechtshandlungen, für welche nad) den Ge⸗ 
fegen eine Spezialvollmacht erforberlid) if. Bu feiner Legitimation bei allen 
Das Grundbuch betreffenden Geſchäften genügt eine Beſcheinigung bes Wald⸗ 
ſchutzgerichts. 

3. Dem Vorſtand liegt die Ausfchreibung und Einziehung der Beiträge, die An⸗ 
Rellung und Beauffichtigung der Beamten, unb im Ball bes 8 22, 2 die ges 
fammte Bewirthichaftung des Genoflenichaftsiwaldes ob. 

Er ift dabei an diejenigen Beſchränkungen gebunden, welde ihm durch 
diejes Belek, durch das Statut und durch Beſchlüſſe ber Seneralverfammlung 
anferlegt find. 

4. Dem Borftande kann durch das Statut bie Befugniß ertheilt werben, gegen 
diejenigen Walbgenofien und Beamten, welche gegen feine Anorbnungen im 
Walde verftoßen, Orbnungsftrafen bis zur Höhe von zehn Mark anzubrohen 
und feftzufegen. Die Strafen fließen, im Mangel anderer ſtatuariſcher Be⸗ 
ffimmung, in die Genoſſenſchaftdkaſſe. 

7) Hinter diefen Baragraphen einen neuen 8 31b einzufchieben: 
8 318. Der Beſchluß ber Berfammlung ber Waldgenofien muß eingeholt werben 

1. zu Abänderungen ber Wirthichaftsart, bes Vetriebsplanes und des Gtatuts; 

2. über die Art der Ausübung ber Waldnebennußungen; 

3. über die Nothwendigkeit ber Anftellung von Genoſſenſchaftsbeamten und über 
Die Höhe der VBefoldung derielben; 

4. über bie Aufnahme von Darlebnen; 

5. über bie Bedingungen, unter denen die Genoſſenſchaft denjenigen Waldgenofien, 
melden die Koften bes erften Holzanbaues oder bes Wiederanbaues ber ab⸗ 
getriebenen Flaͤche im Galle bes 8 24 obliegen, dieſe Koften vorzuſchießen hat; 

. außerdem in allen Fällen, in denen e& das Gtatut vorjchreibt. 
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rufident: Da der Herr Regierungstommiffar auch die Nr. 7 in bie 
Ron hineingezogen hat, die noch nicht zur Diskuffion geftellt war, fo will 
Distuffion über beide Anträge verbinden und gebe dem Abgeorbneten 
% das Wort. 

bgeorbneter Parifins: Ich glaube im Eingange verftanden zu haben, 
c Here Präfident diefe Zufammenziehung bereits vorgefchlagen hat, und 
tich deshalb in einem Punkte auch ſchon über die Nr. 7 ausgelaffen. 
räfldent: Nein, ich Habe urſprünglich beide Anträge trennen wollen, 
ı dem vorfiegenden alle gebe ich Ihnen nachträglich das Wort, um ben 
sub Nr. 7 vollſtändig zu rechtfertigen. 

bgeorbneter Parifius: Der Herr Regierunglommiffar irrt darin, wenn 
immt, daß die Anträge sub 6 und 7 Punkt für Punft aus dem Wittgen- 
m Gefeg entnommen find. Die Nummern 1 bis 3 find Beſtimmungen, 
jebem derartigen Gejeg vorkommen, angepaßt auf die Walbgenoffen- 
1 Nur Mr. 4 ift eine Spezialität aus dem Wittgenfteinfchen Geſetz, wobei 
serten will, daß das Wittgenfteinfche Geſetz auch Ähnliche Beftimmungen, 
‚ch weitergehende Hat, wie ich hier in der Nr. 1, 2 und 3 vorfchlage; ich 
aber, dieſelben werden nicht nad) dem Wittgenfteiner Gefeg, fondern nad 
treffenden übrigen Gefellihaftsgefegen, die wir Haben, analogifch zu be» 
en fein. . 

egen die Beftimmungen unter Nr. 7 hat der Herr Regierungstommiffar 
endet, daß fie überflüffig wären, weil in dem Statut etwas darüber ent- 
jein müffe. Ja, meine Herren, da wäre es mir fieb geweſen, wenn ber 
Regierungstommiffar bei dem vorigen Paragraphen darin gemilligt hätte, 
zuſprechen, daß in das Statut darüber etwas aufgenommen werden müßte, 
er alfo meinen Anträgen dort zugeflimmt hätte. Hier zeigt fi) der Kom 
oifhen den beiden Paragraphen und daß man folgerichtiger, wenn man 
ine verwirft, das Andere anzunehmen hätte. Da ich aber glaube, daß 
‚aus in diefer Beziehung dem Herrn Regierungstommiffar folgen wird, 
ich zur Ablikezung der Sache die Anträge Nr. 6 und 7 zurldziehen. 
heäfident: Die Anträge Mr. 318 sub 6 und 7 find zurlidgezogen, dar- 
ält alſo die Diskuffion aus. Dann gehen wir weiter. 

re Kommiffton hat einen neuen $ 31a vorgeſchlagen. Zu dieſem Tiegt ein 
379) des Abgeorbneten Parifius in Nr. 318 ad 8 vor, flatt dieſes Para- 
m einen anderen Paragraphen, den derſelbe dort als $ ic formulixt hat 
rd jegt natürlich 31a heißen müffen), anzunehmen. Außerdem Hat der 





) Der Antrag lautet: Gtatt des 8 31a einen neuen $ 310 dahin anzunehmen: 

8 310. Die Berfammlung der Waldgenofien wird durch den Borfland, ober 
im Balle des $ 33 dur) den Rommiflar deB Walbfhupgericts in der durch dab 
Statut beftimmten Weiſe berufen. 

Das Gtimmenverhältnih für diefe Berfammlung if durch das Statut mach ver 
Hältmiß ber Teilnahme ber Walbgenofien an ben Rupungen und Laften zu regeln. 
Dabei ift als Einheit der Betrag bed am geringften Vetheiligten zum Grumde zu 
legen; nur volle @inheiten gewähren eine Stimme, 

‚Jeder Waldgenofie hat mindeftend eine Stimme und fein Waldgenoffe darf meh. 
als zwei Bünftel aller Stimmen vereinigen. 

Die Veihläffe werden, ſoweit nicht das Statut (9 31 Mr. 6c) anderes beftinum 
durqh einfache Mehrheit aller Stimmen gefaßt. 





ro 
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Abgeordnete Dr. Thiel unter 328 vorgefchlagen, am Schluß des 8 31a der Kom- 
miffonsvorichläge etwas hinzuzufügen (j. unten). 

Ich eröffne die Diskuffion. 

Der Abgeorbnete Dr. Thiel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Thiel: Meine Herren! Ich babe diefes Amendement, 


welches meiner Anftcht nach den wichtigften Theil des veränderten Paragrapben, . 


welchen der Herr Abgeordnete Parifius an Stelle des 8 31a der Kommiffions- 
borlage, vorgefchlagen hat, enthält, deswegen eingebracht, um auch bei fpäterer 
Berwaltung den Genofſenſchaften alle diejenigen Garantien zu geben, welche 
nothwendig find, um eine Majorifiuung der minder mächtigen Mitglieder der 
Genofienfchaft gegenüber den mädhtigeren zu verhindern. Es ift nicht möglich, 
bei der Verwaltung der Genofſenſchaft und dem Stimmverhältnig der Genoffen- 
haft unter fih in den Berwaltungsangelegenbeiten denjelben Maßſtab feſtzu⸗ 
heiten, der bei der Konftituirung der Genoſſenſchaft feftgehalten ift, fondern es 
ung da das Interefſſe des einzelnen Genoſſenſchaftsmitgliedes, wie e3 repräfen- 
tt if in dem Bodenwerth und dem Holzbeftandswerth, maßgebend fein, weil 
e8 ſonſt leicht vorfommen könnte, Daß eine Anzabl von Genoffen, die nur mit 
Debland, nicht mit werthuollem Holzbeftand betheiligt find, andere Benoffen, die 
einen ſolchen Holzbeftand in die Genoſſenſchaft eingebracht haben, majoriftren, 
Es erſcheint daher zwedmäßig, daß bei der Verwaltung der Genoffenfchaft der 
große Kapitalwerth, der im Holzbeſtande ftebt, in Beziehung auf die Berechnung 
der Stimmenzahl mitgerechuet wird. Diefer Grundſatz darf aber auf der an- 
deren Seite nicht übertrieben werden, es darf nicht ein einzelnes in Beziehung 
anf dieſe Werthe fehr ſtark betbeiligtes Mitglied der Genoſſenſchaft durch An- 
wendung dieſes Grundfages eine zu übermäßige Stimmenzahl erreichen, weil 
ionf leicht zu Gunſten eines fpeziellen Privatinterefies die iibrigen Genoffen ge- 
jhädigt werden könnten. Das wird verhindert, wenn als Marimum der Stim- 
menzabl, die ein Genoſſe haben darf, eine angemefjene Größe, in dieſem Falle 
%, der Stimmen feſtgeſetzt wird. Ich bitte Sie deshalb, das Amendement an- 
zunehmen. 

Bräfldent: Der Herr Regierungsltommiffarius hat das Wort. 

Regierungstommiffar Minifterialdireltor Marearb: Meine Herren! Der 
erfte Abjay in dem Antrage des Herrn Abgeordneten Parifins zu Nr. 8 fällt 
nad meiner Meinung genau unter denjelben Gefichtspunft, wie die Anträge zu 
Rr. 6 und 7. Ich vermuthe, daß der Herr Abgeordnete Parifius dieſen erften 
Abſatz jetzt zurüidziehen wird, nachdem er die fibrigen zurlidigezogen hat. 

Der zweite Abſatz enthält infofern eine mwejentliche Abweichung von dem Kom⸗ 
miffionsporfchlage und von der NMegierungsvorlage, als nicht darin ausgedrückt 
if, daß eine Verminderung im Stimmredt durch Vereinbarung unter den Be⸗ 
theiligten flattfinden Tann. Schon aus dem Grunde fielle ich dem Hohen Haufe 
anbeim, den zweiten Abfat abzulehnen; er würde die Kommilfionsbejchlüffe we⸗ 
fentli alteriren. 

Mit dem dritten Sa ift die Königliche Staatdregierung einverftanden. Ich 
T ve ſchon heute Morgen die Ehre gehabt, eine beziigliche Erklärung abzugeben. 
Gt dieſem dritten Alinea der Anträge des Herrn Abgeorbnieten Parifius kor⸗ 
ı onbirt dad Amendement des Herrn Abgeordneten Thiel. Daffelbe würde der 
j mnad wohl noch richtiger fein. Ich bin beauftragt zu erffären, daß die 
I Aglide Staatsregierung mit biefem Amendement einverftanden ift. 
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Das letzte Alinea der Anträge des Herrn Abgeordneten Pariſins ift wiederum 
ein folches, welches genau unter diejenigen Geſichtspunkte fällt, die den Anträgen 
Nr. 6 und 7 zu Grunde liegen; es würde demnach zu denjenigen gehören, welche 
der Herr Abgeordnete vorausſichtlich zuriidziehen wird. 


Bräfident: Der Abgeordnete Parifius Hat das Wort. 


Abgeordneter Pariſius: Ya, meine Herren, bier hat fi) die Kommilfion 
und auch die Regierung eine Heine Berjündigung gegen ihre früeren Prinzipien 
zu Schulden fommen laffen, indem fie fi in der Kommiffion fiberzengte, daß 
bier eine Normativbeftimmung doch recht paffend wäre, und fo iſt ber $ 81a ent- 
ftanden, nur mit einigen Wortänderungen aus einem von mir in der Kommiffion 
geftellten Antrag. Nur war man dazumal der Meinung, daß der letzte Gas 
meines damaligen Antrages, daß fein Waldgenofie mehr als 2/, aller Stimmen 
in ſich vereinigen folle, nicht annehmbar fei. Ich habe bereit? von Mitgliebern 
der Kommiffion gehört, wie fie jegt anerlennen, daß es eine Ungeheuerlichkeit 
wäre, eine Genoſſenſchaft zu gründen, in der ein Genoffe mehr als die Ma- 
jorität Stimmen bat. Da bier eine Grenze gefunden werben muß, die umter der 
Majorität ift, fo erfcheint vielleicht Die Grenze von 2/, die angemefjeufte, weil es 
unter den kleineren Bruchziffern ſich am meiften der Hälfte nähert und Doch fo 
genügend von ihr entfernt bleibt, daß man nicht behaupten kaun, den librigen 
Genoffenfchaftern bleibe nur no ein Scheinreht. Ich kann den prinzipiellen 
Unterfchied, welchen der Herr Regierungskommiſſar heroorhebt, zwiſchen dein jrtzi⸗ 
gen $ 3la und dem von mir geftellten Antrage im zweiten Abſatz nicht fo er 
heblich finden, da ich kaum glauben kann, daß, trotdem bier fieht „in Erman 
gelung einer anterweitigen Bereinbarung”, es öfter vorlonmen wird, daß Das 
Stimmenverhältniß der Waldgenoffen nad einem anderen Prinzip als nad) Ber- 
hältniß ihrer Nußımgen und Laften geregelt wird. Indeſſen will id, da in den 
übrigen Vorausſetzungen der Herr Regierungsfommifjfar volllommen Recht Hat, 
da alfo der erfte und letzte Abfag denjelben Grundjägen unterliegen mie die bei- 
den vorigen Paragraphen, die Sache dahin vereinfachen, daß ich hier den ganzen 
Antrag zurlidziehe zu Gunſten des Antrags des Herrn Abgeordneten Thiel, dem 
ich für die Stiefvaterichaft meines Antrags dankbar bin. (Heiterkeit.) 


Bräftdent: Der Antrag Parifius ift zurüdgezogen, es ift nur nody der 
Antrag des Abgeordneten Dr. Thiel vorhanden. Es verlangt Niemand das Wort. 
Die Diskuſſton ift geſchloſſen. Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 


Berichterſtatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ihre Kommiſfion 
hat den Antrag des Herrn Kollegen Parifius, dahin gehend, daß kein Waldge- 
noſſe mehr als 2/, der Stimmen befigen foll, abgelehnt. Nun ift es aber gar 
nicht zu verfennen, daß doch recht ſchwerwiegende Gründe dagegen fprechen, das 
Stimmverbältniß ohne eine ſolche Einſchränkung zu laflen. Ich bin als Vertreter 
der Kommiffton, welche Sie mit der Vorberathung des Gefegentwurfs beauftragt 
haben, nicht in der. Rage, Sie um die Annahme bes Amendements Thiel zu bitten; 
ih kaun Sie nur bitten, das Amendement abzulehnen, gebe Ihnen aber zu er- 
wägen, ob nicht doch vielleicht in Ihren Kreifen die Rüdfichten, welche gegen ei 
Majorifirung der ganzen Genofjenfchaft durch einen einzelnen Menfchen, der 3 
fälligerweife ſehr viel Kataftralreinertrag befittt, durchſchlagend find, ımb mm 
Ihnen anbeimgeben, das Amendement dennoch anzunehmen. 
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Prafident: Wir werden zunähft abſtimmen über das Amendement Dr. 
Thiel. und dann, wenn es nothwendig ift, iiber den Paragraphen. Ich bitte das 
Amendement Dr. Thiel zu verlefen. 

Schriftführer Abgeordneter Dr. Lutteroth: 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
Zu $ 3la. 
Am Schluß Hinzuzufligen 
„und kein Waldgenoffe darf mehr als zwei Fünftel aller Stimmen 
bereinigen.“ 

Bräfident: Diejenigen, welche diefen Aufa annehmen wollen, bitte ich 
aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität. Das Haus if wohl damit einverfiauden, daß ich 
fefiftelle, daß mit diefem Zuſatz der $ 3la angenommen if. 

Ich eröffne die Diskujfton über den $ 32, zu welchem der Abgeordniete Pa- 
riſus unter Nr. 318 ad 9 beantragt bat, den zweiten Abſatz zu freichen. 

Der Abgeordnete Pariſius hat das Wort. 

Abgeordneter Pariſius: Deine Herren! Diefer Antrag korreipondirt mit 
einem heute Morgen verworfenen Antrage, ich habe daher gar kein Bedenken, ihn 
fofort zurüdzugiehen, da er konſequenter Weife verworfen werden muß. 

Präfident: Weitere Anträge liegen nicht vor, die Dishuffton ift gefchloffen. 
Eine Abſtimmung wird nicht verlangt. Der Paragraph ift angenommen. 

Zu $ 33 Hat der Abgeordnete Parifins beantragt,’) unter Nr. 318 ad 10 
im erfien Abſatz eine Einfchiebung zu machen, dann unter Nr. 318 ad 11 dem 
letzten Abſatz etwas hinzuzufügen, und unter Nr. 318 ad 12 den letzten Abſatz 
ber Regierungsvorlage am Schluß des Paragraphen wieder aufzunehmen. 

Der Abgeordnete Parifins bat das Wort. 

Abgeordneter Barifins: Meine Herren: Was den erfien Antrag anlangt, 
fo hoffe ich auf ein Zuniden des Herrn Referenten vertrauen zu können und auf 
andere Mittheilungen dahin, daß das Haus hier die Kommilfion wieder korrigirt 
amd meinen Antrag annimmt oder einen entfprechenden, fall3 eine andere or» 
mulirung gewünſcht wird. 

Was den zweiten Antrag anbetrifft, Ar. 11, worin ich norfchlage, bem zwei⸗ 
ten Abfag hinzuzufügen, daß über die Entjcheidung nur vorbebaltlid der Be: 
ſchreitung des ordentlichen Rechtaweges erlannt wird, fo torreipondirt derfelbe mit 
einem Antrage, der heute Morgen von mir und meinen Freunden Winbthorft 
und Briggemann geflellt war und nad) einer Diskuffion verworfen wurde Da⸗ 
mal3 handelte es ſich blos um den erſten Theil; aber damals war vielleicht ein 
noch zwingenderer Grund vorhanden, die Entfcheibung der ordentlichen Gerichte 
beizubehalten. Nachdem das Haus den Antrag verworfen hat, fehe ich mich ver- 
anlaßt, den Antrag Hier zurückzuziehen. 





*) Die Anträge lauten: 

10) Im 8 88 im erften Abfaß Hinter „ein Bedenken nicht ob" einzuſchieben: 
„und hat die nach $ 92a erforberiiche Mehrheit ber Betheiligten dem Statute 
sugeftinmt.” 

11) Dem legten Abſatz bed 8 33 hinzuzufügen: 
„über letztere iedoch nur vorbehaltlich ber Beichreitung des ordentlichen Rechts⸗ 
weges.“ 

18) Dem $ 35 der Kommifftonsvorlage ala legten Abiab ben Iehten Abſatz ber Regie⸗ 

gierungsvorlage hinzuzufügen. 
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Bas nun den letzten Antrag anlangt, den Antrag Nr. 12, den leiten Ab⸗ 
fat der Regiernngsvorlage hinzuzufügen, jo glaube ich, ift das mohl eine Kon 
fequenz des Beichlufjes, den Sie hoffentlich über den erften Antrag faffen. Sn 
diefer Beziehung bitte ich aljo auch meinen Borjchlag anzunehmen, alfo die Re 
gierungsporlage wieder herzuftellen. 

Bräfident: Der Herr Negierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungslommifjar Minifterialdireltor Marcardb: Meine Herren! Wie 
die Sache jetzt liegt, wilrde nad) meiner Meinung bei Annahme der Anträge des 
Herru Abgeordneten Parifius in der That eine Verwirrung entfiehen. Der Herr 
Abgeordnete Parifius hat Nr. 9 zuriidgezogen, fo daB alfo in diefem Punlte der 
Kommiffionsbeichluß zu 8 32 unverändert bleibt. Der 8 32 ift bereit8 ange 
nommen. Dit der Beſtimmung im zweiten Abſatz des 8 32 find die nachfolgen- 
den Anträge des Herru Abgeordneten PBarifius nach meiner Meinung umverein- 
bar. Die Sache liegt fo. Die urfprünglide Regierungsporlage beflimmte: es 
fol eine Majorität und zwar lediglich nach dem kataftralen Reinertrage der Bil- 
dung einer Genoffenfchaft zuftimmen müſſen, bevor es zur Bildung derfelben 
kommt und außerdem foll diefelbe Majorität dem Genoffenichaftsftatute beiftimmen. 
Die Regierungsvorlage fordert denmach erftens die Zuſtimmung einer Majorität 
nach dem Tataftralen Reinertrage zu einer Genoffenfchaftsbildung und zweitens zu 
dem Entwurf des Statuts. Die Kommiffton bat rückſichtlich diefes Punktes in 
mehrfacher Beziehung die Regierungsvorlage abgeändert, fie hat, wie dem Hohen 
Haufe erinnerlich fein wird, gefordert, daß zur Bildung der Genoffenfchaft eine 
Mehrheit nach dem kataftralen Reinertrage und ein Drittel nach der Kopfzahl 
erforderlich fein ſoll; eine ausdrückliche Zufimmung der Betheiligten zu dem In⸗ 
halte des Statut hat dagegen die Kommiſſion nicht verlangt, fondern fie hat die 
Feſtſtellung des Statuts nah Anhörung der Betheiligten und nad) Entjcheibung 
fiber die erhobenen Einwendungen im öffentlichen mündlichen Berfahren den Wald⸗ 
fhußgerichten überwiefen. Meine Herren, nachdem die erwähnten Borjchläge der 
Kommilfton in Beziehung auf die zur Bildung von Waldgenofienfchaften erfor- 
derlihe Mehrheit von dem Hohen Haufe angenommen find, kann ich nur em—⸗ 
pfeblen, auch denjenigen VBeichlüffen der Kommiffton, welche ſich auf die Feſt⸗ 
ſtellung des Statuts beziehen, zuzuftimmen. Ich erkenne darin eine weſentliche Ber- 
befierung und ftelle dem Hohen Haufe dringend anheim, die Kommiſſionsvorſchläge 
unter Ablehnung der Anträge des Herrn Abgeordneten Parifius anzunehmen. 

Präfident: Der Abgeorbnete Pariſius hat das Wort. 

Abgeorbneter Parifins: Deine Herren! Es ift allerdings richtig, DaB mid 
die Rüdfichten der Dankbarkeit für dieſe Waldſchutzabendſitzung zu weit geführt 
haben, ich bin zu Iururids geweſen im Zuriidziehen von Anträgen, ich hätte bei 
dem $ 32 allerdings den Antrag, den mittleren Abjat abzulehnen, nicht zuritd- 
ziehen jollen. Darin hat aud der Herr Regierungstommiffar vollfommen Recht: 
wenn man, wie ich hoffe, meine Anträge zu $ 33 annimmt, und fomit die Re- 
gierungsporlage wieder herftellt, danıı muß man auch diefen”’ zweiten Satz firei- 
hen. Aber meine Herren, ich bitte Sie nun, nicht durch diefes mein Berfehen — 
nud ich glaube, es ift auch ein Verſehen des Haufes gemweien, man hat micht ") 
ſchnell darauf geachtet und mir nicht zugetraut, daß ich jo leichtfinnig im Antra >» 
zurüdziehen wäre, — ich bitte Sie alfo nicht durch diefes Verſehen fih zu ein.r 
Aenderung für die weitere Beichlußfaffung verleiten zu laſſen. Die Sache läıe 
allerdings anders, wenn wir nicht noch eine dritte Berathung hätten, aber bir 
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Tell iſt ſchon oft dageweſen, daß durch einen Beſchluß in der dritten Leſung das⸗ 
jenige korrigirt worden ifl, was in der zweiten Berathung bereits feftgeftellt wor- 
den war, als man bei einem fpäteren Beſchluſſe einen Irrthum entdeckte. Ich 
bitte alfo den $ 33 getroft fo, wie ich ihm geftellt habe, anzımehmen und es der 
dritten Leſung zu üüberlaffen, bei dem vorigen Paragraphen den Fehler zu torri- 
given. 


Präfibent: Ich bin nicht ganz Har, ob der Herr Abgeordnete feinen An- 
trag Ar. 11 wieder aufzunehmen wünſcht, was vollkommen zuläffig wäre — 
Das ift wohl nicht feine Abſicht? 

Der Abgeordnete Barifius hat das Wort zur Geſchäftsordnung. 

Abgeordneter Bartfins: Herr Präfident, es ift das wohl ein Mißverſtänd⸗ 
zig Ihrerſeits. Es handelt fi um dem Antrag, den ich zurückgezogen habe zu 
Nr. 9; der fteht damit im Zufammenhange. 

Präftdent: Diefer Antrag ift alfo zurückgezogen. 

Der Abgeordnete Schmidt (Sagan) hat das Wort. 

Abgeordneter Schmidt (Sagan): Meine Herren! Ich bitte Sie doch den 
Antrag des Abgeordneten PBarifins in Betreff der in diefem Paragraphen vorge- 
fehenen Kopfzahl von ein Drittel abzulehnen. Ich glanbe die Kommiffion hat 
volllommen Recht gehabt, indem fie eriwog, daß e8 ein großer Unterfchieb fei, ob 
bei der Gründung von Genoffenfchaften von vornherein ein Drittel der Bethei— 
ligten darüber befragt wird ob fie überhaupt daflir halten, daß die ganze Sache 
dazu angethan jet, eine Genofſenſchaft zu bilden, daß es aber etwas ganz anderes 
fei, nachher noch ein Drittel der Kopfzahl mit dem Nechte zu beleihen, daß fie in 
Bezug auf das Statut eine hindernde Erflärung abgeben kann. Sp viel Köpfe, 
jo viel Sinne, fagt das alte Sprichwort, und wenn Sie da einem Drittel der 
Ropfzah! noch diefes Recht einräumen wollen, daß fie ein enticheidendes und hin- 
derndes Votum abgeben faun, dann ift zu befürchten, daß aus der ganzen Sache 
gar nichts wird. Das hat die Kommilfion erwogen, und ferner hat fie auch an- 
genommen, daß es gar nicht einmal nöthig fein werde, auf die Majorität des 
Reinertrages zurückzugehen, denn auch diefer ift bier Leine enticheidende Stimme 
einzuräumen, fondern die Sache liegt einfach fo, daß nachdem man einig darüber 
geworden if, daß die Benofienfchaft zu Stande Tommen fol, die Modalitäten, 
unter welchen fie zu Stande kommen fol, lediglich durch das Waldſchutzgericht 
zu entfcheiden fein werben, und das ift das allein Nichtige und Zutteffende. Ich 
bitte Sie deshalb den Antrag Parifius abzulehnen und es lediglich bei der Kom- 

miffionsvorlage zu belaffen. 

Bräfident: Der Abgeorbnete Windthorſt (Bielefeld) hat das Wort. 

Abgeordneter Win dthorſt: (Bielefeld): Meine Herren! Ich glanbe doch, 
daß Diesmal der Antrag Parifins entfchieden den Borzug verdient. Ich madhe 
darauf anfmerffam, daß er nicht3 Anderes bezwedt, als ben Gedanken ber Re— 

gierungsvorlage, der von der Kommiſſion nach meiner Veberzeugung erheblich ver- 
ſchlechtert worden ift, wiederberzuftellen. Die Vorwürfe des Herrn Vorredners 
ten fid) deshalb an die Adreſſe der Regierung, die den richtigen Weg bereits 
gefchlagen hatte. Aber, meine Herren, das gebt dem body nicht: die Leute 
rden zufammenbernfen, bilden eine Waldgenofſſenſchaft und follen nun nicht ein- 
ze zugezogen und gehört werden über das Statut, was fiber ihre widhtigften 
rivatrechte entfcheiden fol. Ich glaube allerdings, daß bei dem gegenwärtigen 
tabium der Berathung durch Annahme des Antrages ded Abgeordneten Pariſtus 
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wiffer Widerſpruch mit dem $ 82 entfteht, welcher jet nicht zu befeitigen 
h bin aber der Meinung, daß wir ihn bei ber dritten Leſung leicht aufhe- 
innen. Ich möchte alfo bitten, im Intereſſe der ganzen Sache der Regie» 
worfage vor dem Kommiffionsvorfchlage den Vorzug zu geben. 

Präfident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 
Regierungstommiffar, Minifterialbireftor Mareard: Meine Herren! Der 
Borredner if durchaus im Irrihum, wenn er glaubt, daß bie Betheifigten 
ben Inhalt des Statut wicht gehört werben follen. Die Betheiligten jollen 
hft Aber die Genoſſenſchaftsbildung abftimmen, unb bei diefer Abſtimmung 
ie Majorität nad dem Kataftralreinertrage entſcheiden, wenn fie zugleich ein 
U nad) der Kopfzahl repräfentirt. Demnächſt tritt das mündliche, öffentliche 
hren über den Inhalt des Statuts ein. Sämmtliche Betheifigte werben 
vorgelaben und Haben das Reit, ihre Einwendungen gelten zu machen 
Waldſchutzgericht entſcheidet fiber die erhobenen Einwendungen und jegt nach 
Erledigung das Statut endgultig feft. Das ift meines Erachtens ein Ber- 
1, welches nad allen Richtungen hin die vollfländigften Garantien für eine 
mäße Behandlung bietet; ich kann baher das Hohe Haus nur wiederholt 
‚die Kommiſſionsvorſchläge, wie fie hergeſtellt find, pure zu acceptiren, 
Präfidens: Der Abgeordnete Windtforft (Bielefeld) Hat das Wort. 
Kbgeorbneter Windthorft Bielefeld): Ich Habe mich nicht geirrt, wohl aber 
allerdings nicht ganz korrekt ausgebrüdt, wenn ich gefagt habe, die Bethei- 
wilrben bei Fefiftellung des Statuts nit gehört. Gehört werden fie 
allerdings, aber nicht mit entjheidender Stimme, während ich wünſche 
hnen ein entſche idender Einfluß auf das Statut eingeräumt werben ſoll 
Prüfident: Die Disfuffion iR gefhloffen. Der Herr Berichterſtatter Hat 
Bort. 

Berichterftatter Abgeorbneter Beruhardt: Meine Herren! Ich habe das 
rat, im Auftrage der Kommiſſion zu ſprechen, aber nicht im Auftrage ber 
fon zu nicken. Wenn ich alfo genict habe, fo bitte ich, daß als eine 
liche Willens“ oder Anfichtsäußerung zu betrachten. Ich verichliege mich 
eberzeugung ja gar nicht, daß gewichtige Grlinbe für die Heranziehung einer 


hen Mehrheit des Katafralreinertrages bei Berathung des Statuts fpredgen. . 


tommiffion aber, meine Herren, hat anders entjchieden und id; habe nicht 
Recht, Ihnen irgend etwas zu proponicen, was die Mehrheit der Kommif- 
ticht gewollt hat. Ich kann deshalb nıtr bitten, in diefer zweiten Lefung 
= Kommiffionsvorlage ftehen zu bleiben. 

Präfibemt: Die beiden Anträge des Abgeordneten Parifius werden umab- 
g von einander zur Abſtimmung kommen. Ich bitte den erſten Antrag zu 
m. . 


Schriftführer Abgeordneter Dr. Lutteroth: 
Das Hans der Abgeordneten wolle befchließen: 

Im 833 im erften Abfag Hinter „ein Bedenken nicht ab“ einguſchieben: 
„und hat die nach & 224 erforberliche Mehrheit der Betheiligtem 
dem Statute zugeftimmt.” 

Präftdent: Diejenigen, weldje die Aenderung eventuell annehmen wollen 
ich aufzuſtehen. (Geſchieht.) 

Das iſt die Majorität: dieſer Antrag if angenomen. 

Ich bitte, den andern Antrag zu verlefen. 
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Schriftführer Abgeorbueter Dr. Lutteroth: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Dem 833 der Kommiffionsporlage als letzten Abfak den letzten Abſatz 
der Regierungsvorlage hinzuzufügen. 

Bräfident: Diejenigen, weiche diefen Vorſchlag eventuell annehmen wollen, 
bitte ich aufzuſtehen. (Geſchieht.) 

Das ift ebenfalls die Majorität. 

Es find aljo beide Anträge Parifins zu Diefem Paragraphen angenommen, 
und bringe ich jetzt den Paragraphen mit biefen beiden Aenderungen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Diejenigen, welche ihn in dDiejer Geftalt annehmen wollen, bitte ich 
aufzufiehen. (Geſchieht.) 

Das it die Mehrheit; er it angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffton über den $ 33a der Kommifftonsvorlage — Ich 
ſchkeße die Diskuffion, der Paragraph ift ohne Abflimmung angenommen. 

Dann eröffne ich die Diskuffion über den $ 386, iiber den Antrag”) des 
Abgeordneten Pariſius zu diefem Baragraphen, eine Aenderung des erfien Ab⸗ 
ſahes betreffend, Nr. 318 ad 13 und den Antrag**) des Abgeordneten Schmibt 
(Rreb) und Stahr, eine andere Faſſung des 8 336 betreffend. Ich mache librigens 
darauf aufmerffan, daß ein Drudfehler in der erften Zeile diefes Antrages vor- 
handen it; es muß nicht heißen: „Das dur Erkenntniß“ fondern „Das durch 
Auerlenntniß u. |. w. 

Der Abgeorbnete Barifius bat das Wort. 

Abgeordneter Pariſius: Meine Herren! Ich will nur erflären, daß ich ben 
Antrag 18 zurüdziehe, weil Sie ja über die Wahl des Borflandes un. ſ. w. alle 
übrigen Anträge abgelehnt haben. 

Bräfident: Der Abgeordnete Schmidt (Nee) Hat das Wort, 

Abgeordneter Schmidt (Neck): Meine Herren! Wir bezweden durch unjern 
Autrag, der in Nr. 321 vorliegt, nur eine redaktionelle Berbefferung des 8 33b, 
legen- aber infofern einen Werth auf diefelbe, als in dieſem Paragraphen der 
formelle Abſchluß des ganzen Verfahrens und die Begründung der Waldgenofien- 
ſchaft enthalten if. Ich glanbe, der Antrag empfiehlt fi) ganz von felbft, und 
enthalte ich mich deshalb jeder weiteren Begründung und bitte um Annahme 
des Antrages. 

Bräfisent: Die Diskuffion ift gefchloffen. Der Herr Berichterftatter hat 
das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ich bin der An- 
fiht, Daß diefer Antrag, der der Kommiüflon nicht norgelegen hat, eine rebaltio- 
nelle Berbeflerung des Geſetzes if, und fielle anheim, demfelben zuzuſtimmen. 


°) Die Uinträge lauten: Den erften Abſatz des 8 33% dahin abzuänbern: 
„St bie Sutiheidimg des Waldichırugerichtes auf Begründung der Waldgenofien- 
(daft rechtäträftig geworben, fo beruft ber Konmmifiar be Waldſchußgerichts 
die Berfammiung der Waldgenoſſen zur Wahl des Borflandes und enbgältigen 
KRonftituirnng der Genoſſenſchaft. 

2 Dem & 38% folgende Fafſung zu geben: 
Das dur, Anerkenntniß ober rechtäträftige Suticheibung feftgetellte Statut bebarf 
der Beflätigung des Waldſchutzgerichtes. 

Das betätigte Statut begründet bie Walbgenoffenichaft unb Hat bie Wirkung 

einer vollfiredbaren gerichtliden Urkunde. 
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teäfident: Ich werde alfo zunächft bie Formulirung des Paragraphen nad 
orſchlage des Abgeordneten Schmidt (Mech) Nr. 321 zur Mbftimmng 
n, und wenn biefe abgelehnt werben follte, diejenige nach dem Vorjchlage 
nnniffion. — Eine Berlefung verfangen Site nicht 

Io diejenigen, welche den Vorſchlag ber Abgeorbneten Schmidt (Reck) und 
zum $ 83b annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. (@efchieht.) 

as ift die Majorität, der Paragraph ift im Widerſpruch mit dem Kom- 
Woorfchlage in diefer Geftalt angenommen. 

ch eröffne die Diekuffton über $ 880 und den Antrag") Parifius unter 
I8 ad 14, welcher eine andere Yaflung des Paragraphen vorſchlägt. 

ıer Abgeordnete Barifius hat das Wort. 

bgeorbneter Parifius: Meine Herren! Hier bitte ih Sie, den Antrag in 
menz Ihres Befchlufies von heute Morgen anzunehmen; ich glaube wenige 
daß das, was damals in Betreff der Eintragungen fiir die Schugwaltun- 
ı paßte, bier auch paßt für die Waldgenoffenfchaften. Ich glaube, die Re- 
9 wird biefelhe Erflärung abgeben. 

heüftbent: Der Here Regierungstommiffer Hat das Wort. . 
'egierungsfommiffar Minifterialdireftor Marenrb: Die Staatsregierung 
fi mit dem Antrage des Herrn Abgeorbneten Barifius einverflanden; er 
t lediglich eine Konſequenz des Amendements, welches von bem Hohen 
zu $ 16a angenommen ift. 

räfident: Die Diskuffion ift geichloffen, der Herr Berichterftatter ver- 


!ach der Erklärung des Herrn Regierungstommiffar und in Gemäßheit 
überen Befchluffes geftatten Sie wohl, daf ich ohne Abſſimmung den Ba- 
hen nach dem Vorſchlage Barifius als angenommen erfläre., 

etzt kommen wir zu $ 34 — $ 35; der legtere foll nach dem Vorſchlage 
ommiffton ausfallen. Ich fann alfo, wenn das Wort nicht verlangt toird, 
iren, daß der $ 34 vom Haufe angenommen ift und $ 35 an dieſer Stelle 
allen iſt. 

m 8 36 fiegt ein Borjhlag**) v. Loeper -Loepersdorf vor unter Nr. 315, 
r einen zweiten Abſatz dem $ 36 zugefügt wiffen will. Außerdem bat der 





) Der Antrag lautet: Den $ I8c der Rommiffion dahin gu ändern: 
„Die den Eigentgümern der zur Genofienihaft gehörenden Grundftäde auferiegien 
Beihränfungen und Saften find unter Hinweiß auf bie näheren Befimmungen Des 
Statut im Grundbuce einzutragen. 

Die Cintragung erfolgt auf Antrag des Borfigenden des Waldihusserichte.“ 

) Der Vorſchlag Tautet: Dem $ 36 folgenden zweiten Mbfap binpuzufügen: 
„ie zu einer Waldgenoffenfhaft zu vereinigenden Eigenthümer Können ihre Bu- 
Mimmung zur Bildung der Genofienidjaft von der Brrleifung der Rechte einer ju- 
tiftifhen Berfon abhängig machen. IR der Buftimmungabeichfub (8 322, $ 20) am 
dieſe Bedingung gefnüpft, fo hat bad MWalbidubgeriht vor dem Qriafi des nad 
8.38 zu treffenden Veſcheides dab Gtatut den Miniftern fir die Tandwirtbichatt- 
Hidjen Mngelegenteiten nnd ber Juftig zur Brüfung eingureichen und bie Ermäd- 
tigung gur Beftätigung des Statut von ihmen nachzuſuchen @rfolgt diefelbe, 
hat das Walbihupyericht die Verleihung der Rechte ber juriftiihen Berfon bei de 
Betätigung des Statuts ($33b) autzuſprechen und bas Statut in den Amtöblätter 
der Megierungsbegirte und in ben Kreisblättern der Kreife, in melden bie zu 
Walbgenofienitjaft vereinigten @runbftüde belegen find, befannt gu maden. fir 
die Berfeifung der Rechte einer jurififgen Berion abgelehnt, jo Hat das Malt 
f&ußgericht einen Abweiſungebeſcheid zu ertheilen.“ 


Abgeordnete Barifius unter 318 ad 15 beantragt”) dem 8 86 eine andere Fafſung 
zu geben. 

Ich eröffue die Diskuffion. Der Abgeordnete Barifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifins: Meine Herren! Geftatten Sie mir, hier noch ein- 
mal ein wenig auf eine allgemeine Betrachtung zu kommen, die der Herr Mi- 
nifter heute Morgen allgemein tiber die Stellung der Genoflenfchaften gemacht 
dat. Der Herr Minifter Hat mit Recht anerkannt, daß die Benoflenfchaften eine 
Geftaltung — ich weiß mich nicht genau feines Ausdrudes zu erinnern — eine 
Geſtaltung der Neuzeit fei, die große Fortſchritte mache, er hat das natlirlich viel 
ſchöner gejagt, aber der Sinn war ungefähr derfelbe. (Heiterkeit.) 

Meine Herren, gleichzeitig ift er num darauf zurückgekommen und auch der 
Herr Referent Hat daffelbe gethan, dag wir in Deutſchland in früherer Zeit ein 
großes Genoſſenſchaftsweſen gehabt hätten, was mit dem Grund und Boden zu- 
jammenbing, was aber wefentlich zu unterjcheiden wäre von den neuen Genoflen- 
haften, die nicht an dem Grund und Boden hafteten, als den Handelsgeſell⸗ 
ihaften, Erwerbs⸗ und Wirthichaftsgenoffenfchaften u. f. w. Hier möchte ich deu 
Herrn Minifter auf etwas aufmerffam machen, um fo mehr, als er zu meiner 
Freude im Anfang eine Erflärung abgegeben Hat, die fi} bier in einem Be⸗ 
ichluffe des Haufes nicht wiberjpiegeln kann, nämlich die Erklärung, daß er der 
Reſo lution, die ich in der Kommiſſion beantragt hatte, die Reſolution über freie 
Baldgenofienfchaften nicht fo fremd geftanden haben würde, wie die Kommilfion 
und die Herren Regierungstommiffarien. Aus diefem Grunde möchte ich mir 
erlauben, den Herrn Minifter auf etwas aufmerkſam zu machen: Wodurd find 
denn die Deutfchen rechtlichen Genoffenfchaften zu Grunde gegangen? Das römis- 
fhe Recht bat fie vernichtet, nur das römische Recht, — und der Herr Minifter 
weicht in feiner Vorlage nicht von den römischen Nechtsprinzipien und kehrt nicht 
zum deutſchen Recht zurüd. 

Geſtatten Sie mir ein paar Zeilen vorzuleſen, die, glaube ich, in ziemlich 
treffender Weiſe die Gründe des Untergangs der Deutſchen Genoſſenſchaften Ipe- 
ziel Durch das römische Hecht darftellen. Es beißt Hier: 

Das römiihe Recht hatte in Deutichland ein reich entwideltes Genofjen- 
ſchaftsweſen vorgefunden, welches auferbaut war auf der Grundlage der 
perjönlichen Freiheit und des gleichen Rechts aller zu gemeinfamer Arbeit 
Berbundenen und fich vorzugsweife an den Grund und Boden, an das 
unbewegliche Eigenthum anſchloß. Diefe Genoſſenſchaften waren dem 
römiſchen Rechte durchaus fremd. Letzteres war das Recht eines Sklaven⸗ 
ſtaates, eines Staates alſo, in welchem die gemeinſame Arbeit vieler gleich⸗ 
berechtigter Einzelner nicht üblich iſt. Wo der vollberechtigte Freie nicht 
arbeitet, ſondern durch die in ſeinem Eigenthum befindlichen Sklaven, 
deren Zahl beliebig vermehrt oder vermindert werden kann, arbeiten läßt, 
iſt für die Erwerbsgenoffenichaft fein Raum vorhanden. Somit lag dem 
römifchen Hecht der Gedanke völlig fern, eine Vielheit von Perfonen als 
ein ſelbſtſtäändiges, rechtsfähiges Einzelmefen anzuſehen. Die deutſch⸗ 


) Der Antrag lautet: Den 8 36 dahin zu ändern‘ 
„Die Waldgenofienihaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und Verbind⸗ 
lichkeiten eingeben, Gigenthun und anbere dringlicdde Rechte an Srundftüden er- 
werben, vor Gericht Magen und verklagt werden. Ihr ordentlicher Gerichtsſtand 
ift bei dem Gerichte, in defjen Bezirk te ihren Sig bat.“ 
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rechtliche Genofſenſchaft mußte daher verkümmern, ſobald die Rechtspflege 
den Bollsgerichten abgenommen und Iandesherrliche Gefeggebung unter 
dem Einfluffe der gelehrten Juriſten, der Doktoren der Rechte, fich all- 
mäfig über alle Gebiete des Vollslebens erftredite. (Rufe: Autor!) 

Meine Herren, zufälliger Weife bin ich ſelbſt der Berfafler; (Heiterfeit.) es 
it aber ſchon 1867 geichrieben. 

Meine Herren, ich glaube, daß der Herr Minifter, wenn er fich in dieſes 
Gebiet etwas vertiefen wollte, doch vielleicht zu anderen Anſchauungen darüber 
kommt, wie man beutfchredgtliche Genoffenfchaften wieder berftellt. Das erfte iR, 
daß man die Rechtsfähigkeit der Genofienichaften einführt, die fih nach dem 
deutichen Hecht von felber vorfand und die nach dein römifchen Hecht allerdings 
nicht möglich war und diefen Grundſatz bat unfere ganze neue Gefeggebung an- 
genommen in Betreff des Hanbelsrechts des Bergrechts, der Erwerbs» und Wirth- 
ſchaftsgenofſenſchaften; da find feine juriftifche Perſonen hergeftellt worden, und 
ich habe mich in meinem Antrage, den Sie heute Morgen verworfen haben, wohl 
gehiitet, von jnriftifchen Perſonen zu fprechen, fondern ich habe von „der ſelbſt⸗ 
ffändigen Perſönlichkeit“ geiprocden, das ift, wie die Juriſten wiflen, ein 
großer Unterjchied, und gerade durch diefen Unterſchied find deutſches und römi- 
ches Recht dharakterifirt. Der Antrag alfo, der Ihnen Bier von mir vorliegt 
und der fich anjchliegt an die Faſſungen, wie fie überall in der neueren Geſetz⸗ 
gebung lauten, will feine juriftifhen Berfonen haben, und fteht aljo in fo 
weit auch noch in Widerſpruch mit der Regierungsporlage, die freilich durch den 
Antrag Loeper weſentlich abgemilbert if. Da der Herr Dlinifter fi jchon im 
Boraus mit dem Antrage Loeper einverftanden erklärt bat, (wenn ich ihn 
heute morgen recht verftanden habe), kann ich ihn mit als NRegierungsborlage 
anfehen. Meine Herren, nach dem Untrage Xoeper follen die zu einer Waldge⸗ 
noffenfchaft zu vereinigenden Eigenthümer ihre Zuftimmung zur Bildung ber 
Genofſſenſchaft von der Berleibung der Rechte einer juriftifchen Perſon abhängig 
machen können, das foll doch fein bei der eriten Zuflimmung zu dem Antrage 
auf den Zufammentritt zu einer Genoffenfhaft? Dem damals, als der Antrag 
eingereicht wurde, war ber Beſchluß des Haufes noch nicht vorhanden, wonach 
die Genoſſen dem Statut zuftimmen mitffen; eventuell müßte in diefer Beziehung 
der Antrag korrigiert werden. Nun ſoll das Waldſchutzgericht fi an das Mki- 
nifterium wenden nnd bei ihm bie Ermächtigung zur Beftätigung des Statuts 
nachſuchen und dann foll eine juriftifche Perſon entftehen. Ya, meine Herren, 
das iſt ein Nothbehelf, weiter ift es nichts und der Weg, zu bentichredhtlichen 
Genofſſenſchaften zurückzukehren, ift damit fir immer verfperrt. 

Meine Herren, die Frage ift jo praftifch, wie irgend etwas, obwohl es ſchein⸗ 
bar, wie ein theoretifcher Streit ausfiehbt. Wenn Sie nun heute morgen vielfach 
ausgefiihrt haben, daß ja die Trage der Nechtsfähigkeit eine untergeordnete fei 
Heinen Genoffenichaften gegenüber, wenn das insbefondere der Herr Mintiter und 
der Herr Referent und mein Fremd Mühlenbed gethan bat, fo möchte ih Dem 
entgegnien, daß die Trage der Rechtsfähigkeit für die Lleinfte Genofſenſchaft eben 
fo wichtig ift, vielleicht noch viel wichtiger, wie für eine große Genofſenſchaft. Der 
Herr Referent hat dies, darin muß ich meine Angaben Torrigiren, durch Das 
ſchlagende Beifpiel der Siegenſchen Haubergsgenofjenichaften anerkannt. Ich 
wünſchte ſehr, daß er die Mittheilungen, die er uns darüber in der Kommiffion 
gemacht hat und die nur fehr kurz im Bericht aufgettommen find, mündlich ſpe⸗ 
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jieller wiederholte, dann würben Sie gerade fehen, wie gefährdet Meine Benoffen- 
ſchaften find, wenn ihmen bie Nechtsfähigkeit mangelt. Außerdem berufe ich mich 
einſach auf dasjenige, was jeder, er mag Inriſt fein oder nicht, öfters erlebt hat. 
Nämlich, wenn wir Genofjenfchaften ſchaffen, die feine Rechte der juriftifchen und 
kibhfändigen Perfönlichleit haben, jo hat dies zur Folge, wenn bie Genoflen- 
ſchaft jpäter verflagt wird oder klagt, daß fih dann jeder einzelne Nachfolger im 
Beſitz noch bis zu Kind und Kindesfindern legitimiren muß, wer die Genoffen- 
(daft verflagt, muß alle zufammen, jeden einzeln aufgeführt verflagen und um⸗ 
gelehrt. Der Herr Minifter deutet an, daß er gar. nicht wünſchte, daß derartige 
Genoſſenſchaften rechtsfähig werden, dann würden fie leichtfinnig (fo .war we» 
nigſtens der Sinn), gefährliche Berbindlichkeiten eingeben. Ich möchte doch dem 
Herrn Minifter erflären, daß meiner Ueberzeugung und Erfahrung nach, der aller- 
verfehrtefte Weg ift, eine Genoſſenſchaft folide zu machen dadurch, daß man ihr 
die Nechtsfähigteit verfagt, um fie fo zu Hindern, Berbindlichleiten einzugeben. 
Jeder Förſter, der von einer Waldgenofjenjchaft angeftellt wird, muß einen Kon- 
traft machen und ich möchte einen tüchtigen Förſter ſehen, der auf längere Beit 
mit einer Genofſenſchaft einen Vertrag macht, wenn er weiß, daß er, fobald er 
in Seit kommt, jeden Einzelnen von Hundert verklagen muß. Deine Herren, 
wollen Sie tüchtige Benoffenfchaften haben, fo muß ih Sie dringend bitten, zu⸗ 
nächſt dafür zu forgen, daß fie allefammt rechtsfähig find, und das können Sie 
faum auf die Weile machen (darin muß ich dem Herrn Minifter Recht geben), 
daß Sie allen die Rechte einer „iuriftiichen Perſon“ geben. Sie haben nur die 
Wahl zwifchen Dentſchem Recht und Römifhem Recht. Bleiben Sie beim Rö- 
mifchen Recht, fo ift es ganz Mar, daß dieſer Weg nicht der richtige if, um le⸗ 
bensfähige Waldgenofienichaften zu bilden. . 
Bräftdent: Der Abgeordnete dv. Loeper⸗Loepersdorf hat das Wort. 
Abgeordueter v. Loeper⸗Loepersdorf: Meine Herren! Daß für die Walb- 
genoffenfchaften Korporationsrechte nicht bloß mwilnfchenswerth, fondern faft un- 
entbehrlich find, das ift, glaube ich, Hente von allen Seiten übereinſtimmend an- 
erfanıt. Deine Herren, man Tann ja auch nicht verfennen, daß es ſich bier han⸗ 
det um Genoſſenſchaften, welche aus einer unfreiwilligen realen Bereinigung ber- 
borgeyangen find, und welchen wejentlich der Charakter von Realgemeinden bei- 
wohnt; daraus folgen eine Menge Konjequenzen, welche das Geſetz jelbit zieht. 
Meine Herren, nach gemeinem Recht giebt es zwei Mequifite der Korporation: 
einmal die Unanflöhlichkeit, die beftändige Fortdauer, zweitens der gemeinnilgige 
Zwed. Daß beide hier vorhanden find, kann fliglich feinem Zweifel unterliegen. 
Es wird die Bedürfnißfrage befonders geprüft, e8 wird ein großer ftaatlicher 
Apparat ins Leben gerufen, weil man den Zweck als einen gemeinnügigen aner« 
Iemnt. Es ift die Korporation unauflöslich, oder nur auflöslih mit Genehmigung 
des Staates. Ach will das nicht in alle Konfequenzen verfolgen, aber auf einige 
möchte ich aufmerkſam machen. Einmal auf den Parallelismus mit anderen Ge⸗ 
meinden, der darin liegt, daß der Staat ſich diefen Genofjenfchaften gegenüber 
dafſelbe Auffichtsrecht beilegt, welches er anderen Genoflenfchaften gegenüber ſich 
beilegt._ Dad zweite recht Charakteriftifche ift meines Erachtens das, daß bie 
Beiträge die Natur von öffentlichen Laften haben nad) dem Gefeg. Meine Herren, 
dar ift Doc auch nur verfländlich, wenn man davon ausgeht, daß Derjenige, an 
der dieſe Beiträge bezahlt werden, der fie fordern kann, eine öffentliche Körper- 
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Meine Herren, von diefem Geſichtspunkt aus hätte ich es ebenfo wie ber 
Vorredner, der Abgeordnete Parifius, gern gejehen und für das Nichtigfte gehal- 
ten, wenn nach dem Vorgang des Geſetzes von 1854 über die Wittgenfteinfche 
Genoſſenſchaft durch das Geſetz felbft den Genoffenfchaften die Rechte einer jurifti- 
ichen Perfon beigelegt würden. Ich habe auch in der Kommiffion für den jeßigen 
Antrag des Abgeordneten Parifins geftimmt. Inzwiſchen iſt Seitens bes Herrn 
Minifters die beftiimmte Erflärung abgegeben, daß eine folche Beftimmung abfolnt 
unannehmbar fei. Ja, meine Herren, unter diefen Umftänden kann ich Doch diefes 
Streites wegen das Geſetz nicht fallen laffen. Ich muß außerdem zugeben, daß 
unfere Ugrargejeggebung eine Reihe ähnlicher Genofjenichaften hervorgerufen bat, 
denen die Rechte einer juriftifchen Perfon nicht beigelegt find. Sch erinnere aus 
der neueften Zeit noch an die Fyifchereigenoffenfchaften, welche nach dem im vori⸗ 
gen Jahre befchloffenen Geſetze gebildet werden können und welche ganz ähnliche 
Zwede verfolgen, wie die Waldgenoffenfchaften, von denen es ſich heute handelt. 
Sch muß außerdem zugeben, daß die Auffichtsgenoffenschaften, die nach $ 22 Wr. 
1 gebildet werden können, dody einen lofen Zuſammenhang haben und einen nur 
nebenjächlichen Zwed verfolgen, einen Zwed, den man nicht im hervorragenden 
Sinne als einen gemeinnügigen bezeichnen kann, daß ich diefen Anffichtögemoffen- 
ſchaften ein Hecht auf’ die Beilegung der juriftifchen Perfünlichleit nicht zuge 
fteben fann. 

Bon diefen Erwägungen aus, meine Herren, babe ich in meinem Amende⸗ 
ment einen Modus gefucht, um die Nechte der Genoſſenſchaft möglich ficher zu 
ftellen. Es foll ihnen dadurd das Recht gegeben werden, vor Gründung und 
vor Betätigung des Statut3 die Bildung der Genoſſenſchaften abhängig zu machen 
von der Berleihung der juriftiichen Perjönlichkeit. Sie jollen nicht hinterher, nad) 
dem das Statut beftätigt if, lommen dürfen und an die Minifter gehen, wo fie 
vielleicht eine abjchlägige Antwort befommen; wenn fie felbft Werth legen auf 
diefe Rechte, fo. foll die Bildung der Genofjenfchaften von der Berleihung der 
Rechte abhängig jein. Nun glaube ich, daß die Einfügung des modus proce- 
dendi in das Berwaltungsftreitverfahren keinen wejentlichen Bedenken unterliegen 
wird. Das Waldſchutzgericht iſt zugleich berufen, das öffentliche Juterefie wahr- 
zunehmen. Wenn alfo die Anterefjenten fagen, wir verlangen, wenn überhaupt 
aus der Bildung der Benofjenfchaften etwas werben foll, Berleihung der Rechte 
einer juriftifchen Perjon, dann ift das Waldfehutgericht völlig in der Lage, ſich 
zu vergemwifiern, ob dies Statut den Bedingungen entjpricht, welche von den Mi- 
niftern an die Verleihung der Rechte der juriftiihen Perjon geknüpft werden. Es 
ift das alfo ein Zwilchenverfahren, welches auf das librige Verfahren gar keinen 
Einfluß bat. Nun geht die Sache im Prozeßwege weiter. Iſt die Enticheibung 
rechtskräftig geworden, dann wird bei der Beitätigung des Statuts von dem 
Waldfchuggericht ausgeführt, daß e3 auf Grund der ihr von dem Minifter er⸗ 
theilten Ermächtigung der Genoſſenſchaft die Rechte einer juriſtiſchen Perfon ver- 
leihe. Ich glaube, daß auch hierin kein Bedenken liegt. Es ift im Gelege nur 
gejagt, daß die Minifter ermächtigt find, dieſe Rechte zu verleihen Es liegt im⸗ 
plizite in meinem Vorfchlage, daß fie das Recht übertragen können auf das Wa’- 
ſchutzgericht. Ich glaube, man kann auch von diefem Gefichtspunkt Teinen Ei 
wand gegen dieſes Verfahren machen, daß ja die Miniſter dieſe Ermächtigung ı 
theilen, bevor das Statut rechtskräftig geworden ifl, denn die Streitigleiten, 1 ' 
dann noch zur Entſcheidung kommen lönnen, und die Rechteiprüche, die dann nc ı 
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gefällt werden können, können das Gebiet nicht meiter tangiren. ebenfalls if 
aber and) der Borfikende des Provinzialverwaltungsgericht® berechtigt, wenn eine 
Extiheidung gefällt werden follie, die diefe Grundlage in dem Sinne änderte, da⸗ 
gegen feine Berufung einzulegen umd zu fagen, es wird anf diefe Weiſe das 
öffentliche Intereſſe verletzt, weil in das Statut Beſtimmungen hineinfommen, die 
den Forderungen des Minifters an ein ſolches Statut nicht geniigen. Es würde 
alfo dann dieſe Frage wieder vor das Oberverwaltungsgericht kommen. Ich 
glanbe, Daß audy in diefer Beziehung das Amendement durchaus fein Bedenken 
bat. Ich glaube, daß es wefentlich die Verleihung der Rechte einer juriftiichen 
Berfou erleichtere nnd die Sache flir die Genoffen wejentlich klaͤre. 

Ich bitte daher, dag Amendement anzımehmen, 

Bräfldent: Der Abgeordnete Miqiel hat dad Wort. 

Abgeordneter Miguel: Meine Herren! Wenn ich von den Erflärungen 
der Regierungstommiffare in der Kommiffion abfehe, d. h. von der Frage, ob das 
Sefek durch Annahme des Amendements Parifius unannehmbar würde, dann 
muß ich jagen, ziehe ich den Antrag Barifius in allen Beziehungen vor. 

Bas den Antrag des Herrn Kollegen v. Loeper betrifft, fo iſt doch ſoviel 
Har, daß diefer Antrag die Bildung von Waldgenofienfchaften von einer weite: 
ren 618 dahin in den Kommiffionsanträgen nicht enthaltenen Vorausſetzung ab- 
hingig macht, folglich die Bildung der Waldgenofienfchaft erſchwert. 

Sodann ift Har, daß die Bildimg der Waldgenoffenfchaften nun nicht mehr 
abhängen witrde allein von der fachlichen Prüfung des Bedürfniffes und des Ber- 
haltniſſes der Betheiligten untereinander, daß die andere Frage, die ganz felbft- 
ſtändig Seitens der Staatsregierung zu beurtbeilen ift, mit bineingezogen wird, 
sb es angebradht if, einer beftimmmten Waldgenoffenichaft die Rechte einer jurifti- 
fhen PBerfon zu ertheilen. Die Bildung der Waldgenoffenichaften wird dann ab- 
bängig von der Bermwaltungspraris in Beziehung auf die Ertheilung der Rechte 
der jnriſtiſchen Korporation. Daraus wird weiter folgen, daß man kleinere Wald- 
genofſenſchaften, die man nicht für bedeutend genng hält, um ihnen das wichtige 
Recht der juriſtiſchen Korporation zu geben, im die größten Schwierigleiten bringt, 
fie faft unmöglihd macht, daß man die Waldgenoflenfchaften da vorzugsmeije be: 
fördert, wo es fih um beveutende Komplere handelt, mo namentlich größere Eigen- 
thumer in Frage fiehen, während ich den Hauptvortheil gerade darin fehe, daß 
Beinere Waldgenoſſenſchaften fi bilden können, wie fie mir aus meiner Heimath 
vorſchweben, wo fleinere Waldlomplere früher unzwedmäßig getheilt waren und 
wir num wieder ein Zuſammenlegen ermöglichen wollen. 

Es ift hiernach tar, daß der Antrag des Herrn Kollegen v. Loeper etwas 
Fremdartiges, außerordentlich Erſchwerendes in das Geſetz hineinbringt. Herr 
Kollege Barifins ſtellt alle Waldgenoſſenſchaften in Beziehung auf die Frage der 
Rechtsfähigkeit glei, und das ift auch das einzig Richtige, denn ob eine Wald- 
genofienichaft groß oder Hein ift, ob die Grundftlide viele Onadratflächen haben 
oder nicht, der Zwed und die Art und Weife bes Auftretend der Waldgenofien- 
fchaft nach außen und nad) innen wird durch die Größe nicht alterirt. Kleinere 
: Bgenofienfchaften haben die Nechtsfähigkeit ebenfo nöthig wie die größeren. 

Meine Herren, diefe Rechtsfähigkeit haben aber nicht blos diejenigen Wald⸗ 
yfſſenſchaften unbedingt nöthig, welche die volle Waldgemeinfchaft, wenn ich fo 
I m darf, immerhalb diefes Geſetzes beichließen, ſondern ſelbſt diejenigen, die nur 
1 weiteren Verband bilden wollen, alfo zum Waldſchutz im eigentlichen Sinne 
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fi) vereinigen. Diefelben können ja fonft nicht einmal ficher mit einem Työrfter 
fontrahiren, fie haben diefelben Schwierigkeiten, daB immer jedes einzelne Mit- 
glied vor Gericht auftreten, verklagt werden muß und gar feine Nechtshandlung 
obne Auftreten aller einzelnen Waldgenoflen, beziehungsweije der Bevollmächtigten, 
vollzogen werden Tann. 

Meine Herren, was flieht denn nun dem Antrage des Herrn Kollegen Pa⸗ 
rifius entgegen? Ich habe die Erklärungen der Herren Vertreter der Staatsre- 
gierung in der Kommiffion forgfältig durchzeleſen, ihre Gründe können mid) nicht 
überzeugen. Die deutfchrechtliche Frage, ob in den Rändern des gemeinen Rechts 
die alte deutfchrechtliche Genoſſenſchaft neben der römifchen societas und der je. 
riſtiſchen Perſon eriftirt, will ich nicht weiter erörtern. Ich bin der Anficht, daß 
in den Ländern des gemeinen Rechts die deutfchrechtliche Genoſſenſchaft noch in 
voller Rechtskraft beſteht, und ich felbft habe als Anwalt mehrere ſolcher Auer- 
fennungen des Höchften Hannöverſchen Landesgerichts erlangt. Ich will aber da- 
von abfehen — foviel ift gewiß, daß fir unfere deutjchrechtlicden Berbältniffe, na 
mentlich für die ländlichen dieſe alte dentſchrechtliche Genoffenfchaft eine viel zimed- 
mäßigere Form der juriſtiſchen Perſönlichkeit iſt ald die römiſchrechtliche Korpo- 
ration. Darliber kann nad meiner Ueberzeugung gar fein Zweifel fein. Die 
Trage, welche Yolgen die Ertbeilung von Korporationgredhten hat, was Rechtens 
if, wenn ſolche jnriftifche Perfönlichkeit wieder entzogen wird, die Frage, unter 
welchen Borausfegungen und Bebingungen derjenige, der die Perſönlichkeit ertheilt 
bat, fie wieder entziehen kann, diefe Frage ift auch juriſtiſch anßerorbentlich firei- 
tig und zweifellos fir die verfchiedenen Provinzen bes Staates ganz verſchieden 
zu beurtbeilen. In der Provinz Hannover nehme ich an, daß, wenn eine juriftifche 
Perfönlichkeit verloren wird, dann das Bermögen herrenlos wird und nicht an 
die einzelnen zufälligen Mitglieder der Korporation fällt, fondern vom Staate 
eingezogen werden kann. Kann man das wollen? Wenn aber eine beutfchredht- 
lihe Genofſſenſchaft aus irgend einem Grunde ſich auflöft, fo iſt anerlannt zwei⸗ 
fellos Nechtens, daß die Antheilsrechte, unter welchen uriprünglich die Genoflen- 
ſchaft gebildet if, oder die innerhalb der Genoſſenſchaft rechtlich beftehen, audy bei 
der Theilung des Vermögens maßgebend find. Da ift alfo bie ganze Sache 
völig Mar. Die viel freiere Bewegung, die ein ſolches Genoſſenſchaftsrecht giebt, 
wird andrerfeits in Feiner Weife durch den Mangel der Nechtefähigleit und der 
Bertretung der Genoffenichaft nach Außen in den Hintergrund gedrängt, denn in 
diefer Beziehung, was die Nechtsfähigleit betrifft, das Auftreten vor Bericht, Die 
Vertretung durch den Borftand, in allen diefen Beſtimm ungen fteht die Genofien- 
ſchaft der juriftifchen Perſon völlig gleich. 

Man kann nun zwar jagen: die Frage wegen der Bildung von Genofjen- 
ſchaften kann gründlich nnr gelöft werden in einem Deutſchen Eivilredht, und man 
könnte jagen, daß es bedenklich fet, bier einen ſolchen Spezialeingriff in das ganze 
Rechtsſyſtem zu machen, wo wir namentlich ganz verfchiebenartige rechtliche Ber⸗ 
bältniffe und Rechtszuftände im Lande haben. Aber auch das kann ich nicht zu⸗ 
geben, weil wir es nicht mit freien willkürlichen Bildungen zu thun haben. Der 
Einwurf, den man dem Abgeordneten Schulze in Bezug auf fein Genoffen- 
Ihaftsgefeg im Reichſtage machte, daß man nicht überſehen Fönnte, wie ein jol- 
ches Geſetz in der Praris wirke, weldhe vom Staate vielleicht zu verwerfenbe 
Zwede fi unter einer ſolchen Vereinsbildung verfteden möchten, diefe Yrage 
fann nicht in Betracht kommen, denn wir haben es bier nicht mit freien Bil⸗ 
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dungen zu thun, fondern mit Genoffenfchaften, die auf Grund dieſes 
vom Kreisausihuß legalifirt werben. Solchen Genoffenfcaften die R 
Nechtsfähigfeit zu geben, fcheint mir in allen Beziehungen durchaus unb 
anb ich erblide daher in dem Antrage Parifius, der vielleicht in de 
Leſung nod eine Heine Ergänzung finden müßte, einen fehr erheblichen 
gegenüber dem Antrage bes Kollegen v. Loeper. Das aber ift mir 
Fällen zweifellos: Sie milſſen entweder das eine thun oder das ander 
wenn Sie nichts thun, bann if diefe ganze Genoſſenſchaftabildung ein 


Präfident: Der Herr Minifer hat das Wort. 

Minifter für die iandwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Fried 
Meine Herren! Was zunähft den Gegenſatz zwiſchen deutſchrechtlicher q 
qhaft und römifhrechtlicher Genoffenichaft Betrifft, fo enthalten die Ausfü 
des Herrn Abgeordneten Parifius vieles, was mir volltommen fompai 
aber ich meine doch, daß man biefe ſchwierige Frage nicht mit fo allgeı 
haltenen Andeutungen löfen kann. Was hier unter deutſchrechtlicher G 
ſchaft zu verſtehen wäre, würde eine Realgenoſſenſchaft im eigentliche 
des Wortes fein müſſen, bergeftalt, daß die Genoffen als Geſammtheit da 
thum des im Eingelbefig befindlichen Waldes haben, wie dies bei ben H— 
genoffenichaften der Fall if. Davon fann im dieſem Geſetze wohl micht 
fein, und deshalb ift es außerordentlich ſchwierig, jene Analogie hier a 
den. Ich glaube, daß hierin auch die Ausführungen des Herm Abge 
Miguel fehlerhaft find, umd daß er nicht genügend ins Auge gefaßt 
jene Art deutjchrechtlicher Genoſſenſchaften, welche allerdings ſehr viel 
bietet, zur Zeit nicht in Rede ſteht. Hierzu würde eine Umbilbung von 
derhäftniffen erforderlich fein, die ich in manchen Beziehungen mit dei 
Abgeordneten Miguel wünfchen kann, die aber auf die allergrößten St 
Feiten Roßen würde, weldhe durch bie Form des Swanges, mie fie di 

ſetz gewahlt hat, gewiß nicht zu befeitigen find. Es Handelt ſich Hier im 
lichen um eine Perfonalverbindung. Diefelbe hätte man in ber Form 
werbögenofienfhaften geftalten und ihr unter ben fir die Ermerbs- und 
ſchaftegenofſenſchaften gegebenen und erprobten Borausfegungen die Red 
Heit verleihen Lünen. Diefer Weg if aber nicht eingefhlagen. Der & 
georbnete Barifius Hat verfucht, — und in biefer Beziehung muß ich fei 
fequenz anerfennen — die Lucke zu ergänzen, dadurch, baf er eine Rı 
Normativbeſtimmungen in diefes Geſetz Hineinzubringen verjuchte, um bi 
Garantien zu bieten, welche erforderlich find, wenn man ohne weiteres die 
fähigfeit an die Bildung der Genoſſenſchaft näpfen will. Die Kommiffi 

ſowohl wie das Plenum ift dem Herrn Abgeorbneten hierbei nicht gefol 
wie einſchlagenden Berhältniffe zu fremdartige find, und ſich nicht überſeh 
von welchen Boransfegungen allgemein die Mechtsfähigteit abhängig zu 
fei. Wir wollen, meine Herren, — wie bereits erwähnt, — zumädft ! 
noffenfdaften ins Leben rufen und fodann aus ihrer Thätigleit diejenig 
zungen ziehen, die zu einer weiteren Fortbildung des Inſtituts führen 
we Fortbildung, weiche fobann fpäteren Stadien ber Geſetzgebung zu il! 
m wird. Den gegenwärtigen Augenblid halte ich nicht fir geeignet, fc 
m Herm Abgeordneten Miguel befürworteten Schritt zu tun. Wenn 
nlen wollen, welche detaillirten Beftimmungen im Handelsrecht, im @efı 
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die Wirthichafts-: und Ermerbsgenoffenihaften fiir nothwendig befunden find 


als Vorausſetzungen für die Eintragungs- und die Rechtsfähigkeit, fo müſſen 
Sie zugeben, daß es unthunlich ericheint, ohne weitere an die allgemein ge- 
haltenen Vorjchriften dieſes Geſetzes die nämliche Konfequenz zu knüpfen. Ebenſo 
wenig halte ich den Kreisausſchuß für beſonders geeignet, in jedem einzelnen 
Falle diefe Vorausſetzungen zu prüfen und glei” dem Handelsrichter durch feine 
Entſcheidung allein über die Rechtsfähigkeit zu entjcheiben. 

Darin fiimme ich mit den Herren Abgeordneten Pariftus, Miguel liberein, 
dag bHinfichtlich der Nechtsfubjeltivität eine gewiſſe Lücke befteht; auch darin, dag 
es vom juriftifhen Gefichtspunkte aus wünſchenswerth wäre, allen Genoffen- 
haften die Rechtsfähigkeit zu geben. Wenn ich aber aus praftifchen Rüdfichten 
nicht im Stande bin, bei vorfichtiger Behandlung einer fo ſchweren legislatori- 
ſchen Materie dies Ziel ſchon jetzt zu erreichen, fo nehme ih in Ermangelung 
des Beften das Amendement des Herren Abgeorbneten v. Loeper an, obſchon es 
gewilfe Inkonvenienzen mit ſich bringt, weil es die Möglichfeit giebt, dort, wo 
ein praftifches Bedürfniß obwaltet, Die Rechtsfähigkeit zu fchaffen nach Prüfung 
der Sache von Seiten der oberen Inſtanz. Durchaus unrichtig ift e8, wenn der 
Herr Abgeordnete Miquel behauptet, man würde die Rechtsfähigkeit, die jurifti- 
ſche Perfönlichleit da verleihen, wo Grunbbefiter in Frage kommen und nicht, 
wo e8 ſich um feine Beſitzer handelt. Wie der Herr Abgeordnete Miguel zu 
Diefer wunderlichen Behauptung Tommen kann, ift mir völlig unbegreiflih. Wenn 
die Staatsregierung das Beftreben bat, gerade die Heinen Grundbeſitzer zu Wald⸗ 
genofienfchaften zn vereinigen, wenn fle das Beftreben hat, die Uebelflände der 
Unkultur des Waldes, die hauptſächlich bei Heinen Beſitzungen obwaltet, zu be- 
feitigen, jo wird fie doch offenbar da, wo ein Bebilrfniß vorliegt, folche Heinen 
Grundbefiger durch Berleihung der Rechtsfähigkeit in ihren genoffenfchaftfichen 
Waldfulturbeftrebungen zu ftärken, nicht die mindefte Beranlaffung zu einer Ber- 
fagung finden. Ich komme zu dem Schluffe, daß in dem gegenwärtigen gefeß- 
geberifhen Stadium wir nicht im Stande find, ohne Weiteres die Rechtsfähig- 
feit an die Bildung der Genoſſenſchaft zu knüpfen, weil wir die Folgen bieroon 
nicht überſehen können, daß aber, weil in vielen Fällen die Rechtsfähigfeit noth- 
wendig ift, das Amendement Roeper, welches einige redaktionelle Aenderungen in 
der dritten Lefung wird erfahren müſſen, einen geeigneten Ausweg bietet, um für 
alle Nothfälle die Rechtsfähigkeit zu fihern Mit Rückficht darauf bitte ich Sie, 
da8 Amendement des Abgeordneten Parifius abzulehnen und das Amendement 
des Abgeordneten Loeper anzunehmen. 

Präfident: Zur Geihäftsorbnung hat der Abgeordnete Barifins das Wort. 

Abgeordneter Pariſtus: Ich hatte mich zur Geſchäftsordnung gemeldet, 
ebe ber Herr Minifter das Wort hatte, weil ich propozirt wurde duch den Herrn 
Abgeordneten Miquel. Ich kann auch noch jest zur Geichäftsorbnung bemerken, 
dag mein Antrag in der dritten Lefung durch 6 oder 8 Beilen ergänzt werden 
könnte, bie ich in dem früheren Anträgen zurückgezogen habe, die wieder aufzu⸗ 
nehmen ich mir aber für die dritte Leſung vorbehalten will. 

Prüfldent: Der Abgeordnete Heiliger hat den Schluß der Diskuſſion bi 
antragt. Ich erſuche diejenigen, die den Antrag unterftligen wollen, aufzuftehen 
Geſchieht.) 

Die Unterſtützung reicht aus. Auf der Rednerliſte find noch eingetragen Di 
Abgeordneten Dr. Thiel und Dr. Hänel. 
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Diejenigen, welche bie Distuffion ſchließen wollen, bitte ich aufzı 
(Geichieht.) 
Das ift die Minderheit, 
Der Abgeordnete Dr. Thiel hat das Wort. 
Abgeordneter Dr. Thiel: Meine Herren! Ich möchte Sie bitten, die 
Anträge abzulehnen, ſowohl den Antrag Parifins wie den Antrag v. 
36 ertenne fehr gern an, daß der Antrag Parifius fehr richtig in dom ( 
puntte feiner früheren Anträge aus; da biefe aber gefallen find, fo mei 
miffen Sie auch jegt dieſen Antrag ablehnen. Wenn Sie ohne Weitere 
Baldgenoffenfdhaft, über deren Konfitutrung, Borftandszufammenfegung u 
Sie feine befiimmten Normen gegeben haben, biefe weitgehenden Rechte be 
fo legen Sie bie Gefahr nahe, daß nur zu leicht der Vorſtand einer foldı 
noffenfchaft, die Genoffenfaftler in Verpfliptungen hineinbringt, die fic 
überfehen laffen und bie jehr zum Schaden der Genoſſenſchaft ausichlagen I 
Bas das Amendement v. Loeper betrifft, fo möchte ich nur bemerfen, daß i 
tedjnifchen Standpuntt aus eine fehr dringende Nothivenbigfeit, Diefen Ge 
haften die Rechte einer juriſtiſchen Perfon beigulegen, nicht anerkennen ki 
Fur die einzelnen Ausnahmefälle gentigt ſchon der Paragraph der Kı 
fon, welcher die Möglichteit nahe legt, und dieſe Möglichkeit iſt vollftänt 
j nägenb, fie braucht nicht verſtärkt zu werden, wie der Antrag v. Löper e 
j & hat zwar heute morgen ber Herr Referent, mit dem ich mich fonft in 
einſtimmung befinde, erflärt, daß die Rechte einer jurififchen Perfon 
Waldgenoſſenſchaften jehr wichtig fein, und er hat hingewieſen auf die Har 
genoffenſchaften im Siegener Lande, und allerdings die haben es fehr 
& if in der Kommiffion darauf Hingewiefen, daß die Haubergsgenoffen| 
in große Schwierigkeiten gelommen find bei der Erpropriation. Das Tier 
eben daran, daß die Haubergögenoffenichaften den Grund und Boden nic 
Privateigerthum der Einzelnen überlafien, fondern weil der Grund und 
Eigenthum der Genoffenfhaft iſt; damit fällt aud fort eine ber wid 
! Quellen des Bedurfnifſes fite eine ſolche Genoſſenſchaft, die Rechte einer 

fen Korporation zu befigen, überall, wo es fih um Grund und Boden 5 
i bat der Grunbeigenthlimer auch diefe ungeſchmälerten Rechte, 

Dann ift daranf Gewicht gelegt worden, ſolche Genoſſenſchaften, di 
vie Rechte einer juriftifchen Berfon haben, könnten noch nicht einmal einen 
anftellen. Meine Herren, das geichieht alle Tage, wo ſich Mehrere ver 
der Förfter wird angeftellt von dem Marne, der ihn eben engagirt, und h 
Mlagerecht gegen die Berfon. Es giebt Taufende von Vereinen, die feine 
imeiftifcher Perfonen Haben, und die große Miethsvertruge abſchliehen, oh 
irgend welche Schwierigfeiten entfiehen. Die Rechtsgeſchäfte werden m 
Berfonen abgeſchloſſen, die ber Verein damit beauftragt hat und es hän 
dem perjönfichen Kredit der Leute ab, ob fie Rechtsgeſchäfte machen könn— 
nicht. Ich bitte Sie, überhaupt zu bedenken, bag die große Mehrzahl alleı 
Genoſſenſchaften fih in jehr einfachen Verhältniſſen bewegen werben, ' 

ı verwidelten Geſchäften, von Anleihen, von großartigen Ausgaben iibı 
ve Rede fein fan. Ich Tann mir 3. B. feinen Fall denfen, daß einı 
noffenfhaft große Schulden kontrahiet; die Mehrzapl der Rulturarbeite 
ı ben Intereffenten auf ihre eigene Koften ausgeführt werden; baare Ar 
‚ben gar nicht vorfommen. Es werben Fälle vortommen, mo vier, fünſ 
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lang feine Zuſammenkünfte fattfinden, weil gar nichts zu befchließen if; die 
Sache verläuft in Den allereinfachften Berbältniffen. Es handelt fih darum, zum 
Beifpiel bei der Haubergsgenofienfchaft, wenn einmal die Zeit kommt, wo bie 
Lohe geihält wird, da wird die Genoffenfchaft etwas akuter, wenn ich mid) fo 
ausbriden foll, arbeiten, 

Alſo es ift gar fein bringendes Bedürfniß da gegenüber manchen Fährlich⸗ 
feiten, die mit der Ertheilung der juriftifchen Perſon verbunden find, dieſe nun 
obligatorifch zu machen. 

Ich bitte deswegen, lehnen Sie beide Auträge ab und laflen Sie es bei 
den Kommiffionsvorichlägen, die vollſtändig genügen. 

Präſibent: Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Ya, meine Herren, ich fehe doch die Frage viel 
fchwerer an, als der Herr Vorredner. Nehmen wir auch einmal an, es fei bie 
einfachfte Waldgenoſſenſchaft, fo viel ftebt feit, Holz muß fie werben, fie muß 
gewiffe Anlagen daflir machen, fie wird den forftmäßigen Betrieb durch Auffeher 
durch Tagelöhner Herftellen müfſen, fie wird Holz verlanfen müffen. Kurz uud 
gut in eine Summe von privatrechtlichen Beziehungen, von Rechtsbegiehungen 
tritt fie nothwendig. Wenn fie das nicht thäte, wäre fie todt, fie lebt nur von 
Rechtswegen dadurch, daß fie eine Reihe von Geſchäften abichließt, und ihr ganzes 
Leben befteht in einer Abwidlung von fo und ſoviel Rechtsgeſchäften, ſoviel bie 
rechtliche Seite betrifft. 

Nun, meine Herren, erwägen Sie einfach die Frage: wie foll auf Grund 
ber Nechtsgefchäfte fich die Verpflichtung der Einzelnen, die Berpflichtung des 
Borftandes geftalten? Hier finden wir in dem Geſetze eben keine Antwort. Frei⸗ 
li iu dem Augenblide, wo die Genoſſenſchaft das Recht einer jurifiiichen Perfon 
empfängt, da ift alles Har. Da wiffen wir, der VBorftand diejer juriftifden Perſon 
if legitimirt nach außen Nechtsgeichäfte zu fchließen, Schulden zu machen, For⸗ 
derungen zu erwerben. Die einzelnen Mitglieder als ſolche haften wicht unmit⸗ 
telbar, fondern nur das Bermögen der juriftifchen Perſon; beziehentlich find die 
einzelnen Mitglieder verpflichtet, ihre Beiträge flatutengemäß an die Kafle der 
juriſtiſchen Perſon abzuführen. Allein, meine Herren, wenn bie juriſtiſche Per- 
ſönlichleit nicht ertheilt if, wie foll dann in diefer Beziehung verfahren werben, 
an welches Kriterium foll ſich der Richter bei eintretenden Streitigleiten halten? 
Darnach fragen wir, und ich behaupte, darauf bekommen wir abjolut keine 
Antwort. 

Man könnte ſich ja denken, da wir feine Antwort belommen, es handelt fich 
um die Konftruftion nad) den Regeln einer gewöhnlichen societas, einer ge- 
wöhnlichen Geſellſchaft. Ich ſage Ihnen, das ift ganz unmöglihd. Wie wollen 
Sie einem Juriften das einreden, daß bier eine Gejellichaft vorläge? Die &e- 
ſellſchaft ift ja gar nicht durch Vertrag entftanden im gewöhnlichen privatredht- 
lichen Weg, das ift wenigftens reiner Zufall; fie entfteht ja nach biefem Geſetz 
zwangsweije durch Majorität. Iſt denn Das die Entftehung einer Gefellfchaft; 
fönnen Sie auf eine foldhe Genoffenfchaft die Regeln der societas anwenden? 
Das, meine Herren, ift rein unmöglid. Und ebenfo, meine Herren, ift es ganz 
undenkbar, daß Sie dem Borfland einer follen Genoflenfchaft, die blos als so- 
cietas gedacht ift, jene Bertretungsrechte gewähren, welche offenbar bier überall 
vorausgejegt find. Endlich, meine Herren, Sie können in die Natur einer @e- 
ſellſchaft regelmäßig den Begriff der Majorität, der Wirkfamleit der Majoritäts- 
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beſchlüffe gar nicht hineininterpretiren; nach ben gewöhnlichen Prinz 
Geſellſchaft giebt es feine Majoritätsbefchlüffe, ſondern jeder einzelne s 
das Recht des Widerſpruchs. Hier aber konſtruiren Sie nad ber ganzı 
des Geſetzes dahin, bag überall mit Majoritätsbeihlüfien vorgegang 
Meine Herren, bei einer folhen Entftehung ber Genoſſenſchaft, bei eine 
eben ber Genoſſenſchaft, was fi immer durch Majoritätsbeſchlüfſe 
wird, ift es ganz unmöglich, die gewöhnlichen gemeinredhtlihen Grund] 
auf anzuwenden; Sie müffen der Sache Gewalt anthun, wenn Gie 
hrädfic) vorſchreiben wollten. Meine Herren, ein gemeinrechtlicher Ric 
Ach nie entſchließen, einfach die Regeln der societas auf biefe hier vı 
Baldgenofienfchaft anzuwenden. Nun, meine Herren, wenn biefe beiden : 
fo fee ich woraus — ausgeichloffen find: die Regeln der societas un! 
Verleihung wicht erfolgt if, die Grundſätze der juriftiichen Perſon, ich fi 
weile Grumbfäge werden wir nun anwenden? Ich weiß jehr wohl, da 


" gemeinen Landrecht in dieſer Beziehung eine ſehr fein ausgebildete Leh 


Das allgemeine Landrecht hat fi im ber That flir lange Zeit bie | 
ſchauungen des Deutſchen Rechts in Rüdficht auf Genoffenichaftsmweien 
hier haben wir gemiffe Ueberbleibfel. Ich bin leider nicht Iandrechtlid 
genug, um Ihnen befimmt fagen zu können, ob für biefe Waldgenoffen 
alſo feine Gejellſchaft und feine juriftifche Perſon if, die Regeln des 8, 
die dort miedergelegten Grunbfäge ausgiebig genug find. Jedoch ſovi 
ich mit Beſtimmtheit fagen zu fönnen, daß in ben Gebieten bes gemein 
eine beftimmte Antwort auf bie von mir anfgeworfenen Fragen nicht zu 
M. Der Kollege Miguel Hat vorhin gefagt, daß er mit dem Prinzip de 
rechtlichen Genoſſenſchaft in Hannover als Abvolat ſchon operirt habı 
geatulire ich ihm zu feinen Erfolgen; es ift das ein Beweis feines auf 
lichen Talents auch als Advotat. Denn ich kann verfiern, daß eine 
Operation mit dem allgemeinen deutſchrechtlichen @enoffenfhaftsgeundfi 
perſonlich in Gebieten des gemeinen Rechts wiederholt mißlungen ift 
der Richter ſich immer vor bie Alternative geftellt hat: emtweber jurifti 
fönfichteit oder gewöhnliche nocietas. Was bazwiichen liegt, fennt in v 
bieten des gemeinen Rechts der Richter nicht. . 

Und, meine Herren, da Sie num das Geſetz in biefer Liidenhaftic 
auf Gebieten des gemeinen Rechts, alfo auf Gebieten, die wir in ihre 
Nechtsbeſtand gar nicht überſehen können, anwenden wollen, jo behaupt: 
wie vor: Sie müffen die Fragen, die vom Kollegen Diiquel aufgewe 
und die ich wieberhole, Hier löſen. Wie wollen Sie denn die Rechtave 
in Bezug auf die Forderungen und in Bezug auf bie Verpflichtung 
Baldgenoffenfchaft konſtruiren? Soll fie als foldhe haften, etwa mit fı 
Haftbarfeit der Einzelnen, ober follen die Einzelnen qua Einzelne haften‘ 
brauchen wir eine beftimmte Antwort; fonft machen Sie, wenigftens 
Gebiete, das Geſetz praltiih unbrauchbar. Darauf beruft nun das 
ment des Kollegen Parifius, welches in der Beziehung beſtimmte Antıvı 

ill. Meine Herren, ich muß fagen, ich farm nicht finden, daß eine DM 
rif, da die Annahme des Amendements zu einem Mißgriff fühn 
‘a der Kreisausichuß das Statut anerfannt und feftgeftellt hat, ja, fo 
‚bh meinen, fann man foweit gehen, biejenigen Mechte der Genoffenf; 
täumen, die der Kollege Parifius ihr eingeräumt fehen will: das hei 
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derungen zu erwerben, Schnldenzu machen und fodann die Haftpflicht dergeftalt zu 
regeln, daß zunächft die Genoſſenſchaft als ſolche haftet und nur fubfibiär der 
Einzelne. Ich weiß wirflidh nicht, wie man den Gedanken praftiicher ausdrüden 
follte. Dan bat freilich gefagt, es handle fich hier nidht um Gemeinfchaft des 
Eigenthums. Aber e3 ift ganz Mar, daß das bier ganz irrelevant if. Man 
kaun fich fehr wohl eine juriftifche Perfon oder eine Geſellſchaft denken, deren 
Mitglieder keinerlei Eigenthum in die Gemeinſchaft einwerfen, jondern in der fie 
lediglich zur Benutzung zufammentreten und dann als Genoſſenſchaft diejenigen 
Rechte fich geben, welche der Zweck der gemeinfchaftlihen Nukung erfordert. 
Meine Herren, ich fehe zur Stunde wirklich nichts Anderes ab, als daß es fich 
dringend empfiehlt, das Amendement des Herrn Kollegen PBarifius anzunehmen. 
Ich geftehe allerdings zu: es wird in dritter Lefung einer Ergänzung bedürfen, 
insbefondere was die Bertretungsbefugniß bes Vorftandes betrifft. 

Präfident: Es ift Niemand weiter gemeldet, die Diskuffion ift ger 
ſchloſſen. 

Bu einer perſönlichen Bemerkung ertheile ich dem Abgeordneten Miguel 
das Wort. 

Abgeordneter Miguel: Der Herr Minifter Friedenthal hat meine Anficht, 
dag man bei großen Kompleren, bei welchen dann auch regelmäßig, wie ich aus⸗ 
drüdlich fagte, große Eigenthümer betheiligt find, eher und leichter die juriftifche 
Perfönlichleit ertheilen werde als bei Heinen, „munderlich“ gefunden. Es hat 
mid der Herr Minifter infofern mißverftanden, wenn er angenommen bat, id 
babe jagen wollen, man werde dadurch die größeren Eigenthitmer vor ben klei⸗ 
neren begünftigen; davon habe ich aber kein Wort geſprochen. Das, was id 
gefagt habe, halte ich troß der Bezeichnung als „wunberlich“ in allen Beziehungen 
als vernitnftig aufrecht. (Heiterkeit.) 

Präftdent: Der Herr Berichterftatter hat das Wort. . 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! In Ihrer 
Kommiffton hat diefe Frage uns längere Zeit beſchäftigt. Es wurde dort — 
und ich Tonftatire das zum zweiten Male — ausdrücklich auf die traurigen Ber- 
bältniffe der Siegen'ſchen Haubergsgenoffenichaften aufmerlfam gemacht. Es 
wurde hervorgehoben, daß aud die einfachſte Schußgenoffenfchaft, welche num 
einen Förſter auf gemeinichaftliche Koften anftellt, in eine jehr fchlimme Lage 
tommt, wenn dieſer Förſter beifpielsmeife fein Gehalt nicht mehr rechtzeitig ober 
in der bedungenen Höhe empfängt, und nicht in der Lage ift, gegen irgend Je⸗ 
mand klagen zu können. Jeder gute Beamte, dies wurde in der Kommiſſion 
bemerflich gemacht, werde fih zehn Mal die Sache überlegen, ehe er in ein 
Nechtsverhältnig zu 60 oder 80 bäuerlichen Beſitzern tritt; e8 werde fi fehr 
bald der Mißftand herausftellen, daß in einem foldhen Falle die Genoffenichaft 
nur das Mittelgut befommt, während die guten, tüchtigen Beamten jagen, ent- 
weder volle Sicherung des mir zugemilligten Einfommens durch eine mir gegen- 
überftehende Perſon, oder fein Vertrag, daß die Siegen’ihen Haubergsgenofiern- 
ſchaften ohne torporative Nechte, ohne die Fähigkeit ihrerjeits Rechte zu erwerben, 
zu Magen oder verflagt zu werben, bei jedem Holzverkauf, bei jedem, auch De. 
kleinſten Rechtsgefchäfte, in die allergrößte Verlegenheit kommen. Daß dieſe G 
noffenfchaften überhaupt noch -Iebensfähig geblieben find, erflärt ſich dadurc | 
daß fie in einem Lande der höchſten Ehrlichkeit beftehen, wo lingefeglichkeit« | 
oder dem Mechtsgefühl widerftrebende Handlungen zu den größten Seltenheite: | 
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gehören. Das alles ift in der Kommilfion erörtert worden. Nichts defto we- 
ziger, meine Herren, bat Ihre Kommiffion dem dort geftellten Antrag, welcher 
materiell demjenigen äquivalent ift, der Ihnen jeßt in dem Antrage Pariftus 
vorliegt, nicht zugefiimmt, und zwar der Erwägung folgend, daß Seitens der 
Königlichen Staatsregierung es als unannehmbar bezeichnet worden ift, in bag 
Geſetz die an und fir fich erfolgende Rechtsfähigleit, die durch die Konftituirung 
ven Genoſſenſchaften zu verleihenden Rechte einer juriftiichen Perſon aufzunehmen, 
wen nicht Normativbeſtimmungen in baffelbe gleichzeitig. aufgenommen würden. 
Diefer Anſchauung der Königlihen Staatsregierung gegenüber glaubte die Kom- 
mifion in ihrer Mehrheit Abftand nehmen zu miüflen von der Annahme eines 
Antrages, der die Verleihung der Korporationsrechte durch die Begründung ber 
Genofienfchaft ins Auge faßt, weil man fidh fagte, dag in dem vorgefchrittenen 
Stadium der Berathung in der Kommilfion es unmöglich fein werde, nın noch 
mit der Einfligung aller der Normativbedingungen, welche Seitens des Herrn 
Ä Vertreters der Staatsregierung für nothwendig gehalten wurden, vorzugehen. 
| Das, meine Herren, waren die Borgänge in der Kommiſſion, welche zu der Be- 
(hlußfaffung fithrten, welche Ihnen in der Form der Kommiffionsvorichläge vor- 
| liest. Das waren die Motive diefer Vorſchläge, und Sie werden daraus 
| ermeffen können, welche Grundlage Sie Ihren heutigen Beſchlüfſen zu geben 
| baden. 
| Präfldent: Wir werden zunächft abſtimmen über diejenige Formulirung 
| des Paragraphen, welche der Abgeordnete Parifius imter Nr. 818 ad 15 vorge- 
ihlagen hat. Wird diefer Antrag abgelehnt, fo wird der Untrag v. Loeper⸗Loe⸗ 
persdorf zur Abſtimmung kommen: dem Vorfchlage der Kommiffton einen Zuſatz 
Dinzuzufügen, und dann werden wir über den Kommiſſtonsvorſchlag abſtimmen, 
mit oder ohne diefen Zujag. Der Antrag Parifius liegt Ihnen gebrudt vor; 
| eine Berlefung wird nicht nöthig fein. 
Ich erfuche diejenigen Herren, welche den Antrag Parifius annehmen wollen, 
aufzufteben. (Geſchieht.) 
b Die Majorität. Damit fallen die anderen Abftimmungen aus. 
| Ich eröffne die Diskuffion über $ 36a, melden der Abgeordnete Barifius ee: 
| unter Ar. 318 ad 16- vorgeichlagen hat.®) | F 
Der Abgeordnete Pariſius hat das Wort. 3 - 
- Abgeordneter Parifind: Meine Herren! Diefer Antrag ift meines Er- u 
achtens eine Konfequenz des vorigen. Der Herr Abgeorbnete Hänel bat bereits 
ausgeführt, daß die nothiwendige Folge einer Schaffung einer derartigen Per- J 
lönlichkeit auch die iſt, daß das Geſetz auch etwas über ihre Haftpflicht ſagen muß. Be 





Auch der Abgeordnete Miguel ift darauf gelommen, Dies auszuführen. Meine 3 
Herren, der Herr Abgeordnete Hänel hat auf die Schwierigkeit nach gemeinem * 
Recht, die ſich der Genoſſenſchaft in Betreff der Haftpflicht für Schulden ent⸗ 3 
gegeuftelle, hingewieſen und hat erklärt, er wäre nicht genug Kenner des Preu⸗ F 


ßiſchen Rechts, um die Feinheiten derſelben zu entwickeln. 


) Der Borichlag lautet: 
Hinter $ 36 einen neuen $ 36 a dahin anzunehmen: 
„Bür die Berbinblichleiten ber Waldgenofienfchaft haftet da3 Vermögen derfelben. 
Infoweit daraus Gläubiger der Waldgenofjenichaft nicht befriedigt werden 
tönnen, haften ihnen die betheiligten Grundſtücke zunädft nad) Berhältniß ihrer 
Theilnahme an den Rugungen, für etwaige UAusfälle aber ſolidariſch.“ 
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Meine Herren, ich bin nicht gewillt darauf einzugehen, obſchon ich Die ganze 
Materie in Bitchern vor mir zu liegen babe; aber ich halte es für eine unbedingt 
nothiwendige Folge des von uns beichloffenen Baragrapben, da Sie Beflimmungen 
fiber die Haftpflicht der Genoſſenſchaft in das Gefeh aufnehmen. Ob Sie im 
einzelnen davon abweichen, was ich vorjchlage, das wäre eine andere Trage, die 
ih aber meines Erachtens deshalb nicht zu erörtern habe, weil fein anderer 
Vorſchlag vorliegt und weil fich wejentlich fachlich gegen meinen Vorſchlag 
nichts fagen läßt. Im Betreff der Nothwendigfeit überhaupt, die Haftbarkeit 
durch Geſetz feitzuftellen, erlaube ich mir diesmal, und zwar nicht aus einem 
Bude von mir, fondern von einem befferen Dann, aus einem Bude von Schulze 
Delitjch ein paar Heilen vorzulefen. In einem wifienfchaftlichen Buche, welches 
er über die Haftpflicht, befonders iiber die Gejetsgebung betreffend die Haftpflicht 
der Genofjenfchaften gefchrieben bat, und welches ganz allgemein fi) auch über 
die Konftruirung neuer Gefellihaften durch das Geſetz ausläßt; da jagt er: 

Bei Ordnung der privatredhtlichen Stellung irgend eines Rechtsinftitutes 
durch die Gejegebung darf die Feftfiellung der Haftbarleit der Betheilig- 
ten nicht dem Belieben derjelben überlaſſen werden, fondern gebührt a allein 
dem Geſetzgeber. 

Er kommt dann in einem folgenden Satze darauf zu ſagen: 

Grade die Aufgabe des politifchen Geſetzes auf dem Gebiete des Bermö- 

gensrechtes befteht wejentli darin, eine naturrechtliche Verbindlichkeit zu 
Fu einer zwangsrechtlichen zu machen, bie Bedingungen und Formen feftzu- 
A ſetzen, nach welchen durch die öffentliche Gewalt die Erfüllung über⸗ 
J nommener Verpflichtungen erzwungen werden kann. Dieſer Punkt, um 
Re | deffentmillen das Geſetz hauptjäcdhlich gegeben wird, offen und ber Be- 
F ſtimmung von irgend einer andern Seite her überlaſſen, läuft daher im 
Grunde darauf hinaus, die ganze Angelegenheit der gefeglichen Regelung 
J mehr oder weniger zu entziehen. So kann der Geſetzgeber nicht verfahren, 
J will er nicht den Verkehr der Gefahr ausſetzen, fich im Gewirr wider⸗ 
— ſtreitender Sonderintereſſen zu verwickeln. 
* Meine Herren, dieſe Beſtimmung wird vollſtändig pafſen, wenn Sie den 
a folgenden Paragraphen nad der Regierungsvorlage angenommen haben, für alle 





IJ Geſellſchaften, welchen nicht die Eigenſchaft einer juriſtiſchen Perſönlichkeit beige- 
— legt wird. Ich glaube alſo, Sie miüffen im Geſetz darüber Feſtſetzungen treffen, 
F und ich ſchlage vor, nehmen Sie dieſen Paragraphen an. Ich darf darüber 
wohl noch die Bemerkung, die ich vorhin zur Geſchäftsordnung machte, jetzt, wo 
3 ih zur Sache das Wort habe, dahin ergänzen, daß wirklich der Herr Minifter 
E darin irrt, daß danach eine Nefonftruirung der von mir zurlidgezogenen Nor⸗ 
XF mativbeſtimmungen nothwendig ſein würde. Es handelt ſich nur um einen 
J— Buntt, nämlich in Betreff des Vorſtandes, aber der ſteckt in dem Antrage zu 


Nr. 6, den ich zurückgezogen habe, und da muß in der dritten Leſung nachge⸗ 
holfen werden. Alles übrige iſt keineswegs davon ſo berührt, wie es nach den 


Be Ausflihrungen des Herrn NRegierungstommifjars und vielleicht auch des Herru 
J— Referenten erſcheinen mag. 

= Präfident: Der Herr Megierungstommiffar hat das Wort. 

—X Regierungskommiſſarius, Geheimer Juſtizrath Schmidt: Es iſt richtig, Daı 


darüber, in welcher Weiſe die Waldgenoſſenſchaft haftet. Mit der Beſtimmun 


nah Annahme des Antrages ad 15 nun noch Beſtimmungen nöthig werder 


— 
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des Antrages 16 wird aber die Sache durchaus nicht erſchöpft; es wird dann 

jeden Falls bei der dritten Lefung noch zur Sprache kommen, in wie weit nun 

nod eine ganze Reihe anderer Beſtimmungen nöthig werden. Ich mache darauf 

anfmerffam, daß wie Die Sache jetzt liegt, auch das Berhältniß zu den Hypo⸗ 

thelengläubigern noch einer näheren Beleuchtung bedürfen wird. Das Vermögen 

der Waldgenoſſenſchaft haftet den dritten Perfonen. Zu dem Vermögen ber 

Waldgenoſſenſchaft gehören auch offenbar bie Beiträge, welche die einzelnen Mit- 

gfieder zu zahlen haben. Diele Beitragspflicht haftet als Reallaſt auf den ein- 

zeinen Grundftüden und den Beiträgen geblihrt das Borzugsrecdht gegenüber allen 

Hypothelengläubigern. Wenn die Genoffenihaften Schulden machen, fo fünnen 

alfo die Hypothekengläubiger erheblich geichädigt werben. Es wird fpäter diejer 

Punkt noch einer eingehenden Erwägung bedürfen. Nähere Beſtimmungen liber 

| die Berbinblichkeiten der Waldgenoffenichaften werden auch fonft nöthig werden. 

' Wie der Antrag bier Iantet, fo ift der zweite Abſatz wohl nicht fachentfprechend, 

| es bat doch jeden Falls nicht gejagt werden follen, daß die betbeiligten Grund⸗ 

Rüde in dem Sinne haften, daß hier gewiffermaßen eine Hypothek fonftituirt ift. 

Es if auch wohl nur gemeint nach dem Antrage, daß das Vermögen ber ein- 

zelnen Genoffenfchafter haftet, aber nach Berhältniß der Theilnahme ihrer Grund⸗ 
füde. Ich vermuthe, daß fo der Antrag gemeint ift. 

Bräfident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 
Regierungsfommiffar Geheimer Regierungsrath v. Brauchitſch: Deine 





Herren! Ich erlaube mir im Anfchluß an das, was der Herr Kommiflarius des Br. 
Juftizminifteriums joeben gefagt bat, noch darauf hinzuweiſen, daß e8 in vielen 
Fallen feine Schwierigkeiten haben möchte, die Haftung der einzelnen Waldge⸗ 4 
noffen nach dem Verhältniß ihrer Theilnahme an den Nutzungen zu bemeffen. 9 
Bei denjenigen Genoſſenſchaften nämlich, die im $ 22 sub 1 aufgeführt find, bei Er 


den bloßen Schnutzgenofſſenſchaften follen nad) $ 24 sub a die einzelnen Waldge- 
uoffen ihre Grundſtücke felbit, d. b. auf eigene Rechnung bewirtbichaften; fie jollen | 
die Nutzungen für fich allein einziehen; die Genoflenfchaft erfährt gar nicht, was F 
Re einnehmen. Nun, meine Herren, frage ich, wird auf dieſe Art der Waldge⸗ 
noffenfchaften der Borfchlag des Herrn Abgeordneten Parifius Anwendung finden 
föunen? Wird mit diefer Beftimmung den Gläubigern der Genoffenfhaft ge⸗ 
nügende Sicherheit geboten? Diefer eine Paragraph liefert den Beweis, wie be- 
denklich es ift, die rechtliche Stellung von Genoffenichaften, wenn bdiefelben ex 
lege die Rechte einer juriftiichen Berjon erhalten follen, eine Materie, zu deren 
Erihöpfung man in dem Genoffenfchaftsgefege von 1868 73 Paragraphen nöthig 
fand, Hier, gewiffermaßen beiläufig durch wenige Paragraphen zu regeln. 

Präſident: Der Abgeordnete v. Schorlemer-Alft hat das Wort zur Ge- 
ſchaãftsordnung. .. 

Abgeordneter Schorlemer⸗Alſt: Ich möchte den Herrn Präfidenten bitten, 
über die letzten Worte in dem Antrag 16 des Abgeordneten Parifius „für et- 
waige Ausfälle aber folidarijch” getrennt abzuftunmen. 

Präfident: Wenn der Abgeorbnete Parifius damit einverflanden ift? 

Adgeordneter Barifins: Ich habe fchon vorhin erflärt, daß ich einzelne 
Bı .Ete völlig freiftelle; ich bin Damit einverftanden, daß getrennt abgeftimmt 
wi N 

Bräfident: Dann wird hier alfo barliber getrennt abgeftimmt werden. 

Der Abgeordne Miguel hat das Wort. 
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Abgeordneter Miguel: ch möchte bemerken, daß dann auch tiber das 
Wort „zunähft” in dem Sag vorher beſonders abgeftimmt werden muß. 

Präſident: Ya, das ift redaktionell richtig. 

Es Hat fi Niemand weiter zum Wort gemeldet; die Diskuffion ift ge 
ſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 

Berichterſtatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ich bin nicht in 
der Lage, Ihnen die Anſicht der Kommiſſion über den Antrag mitzutheilen, ich 
glaube aber, daß Sie ſelbſt der Anſicht ſein werden, daß eine Konſequenz des 
von Ihnen angenommenen Antrages Nr. 15 des Abgeordneten Parifius die fein 
wird, daß Sie aud den Antrag Nr. 16 annehmen. 

Präafident: Wir werben alfo Hinfichtlich des Antrages Pariſius zunächſt 

abftimmen liber die Worte: „die etwaigen Ausfälle aber ſolidariſch“. Falls dieſe 
Worte geftrichen werden follten, wird das Wort „zunächſt“ in der brittlegten 
| Zeile auch fortfallen. 
— Alſo Diejenigen, welche vorbehaltlich der weiteren Abſtimmung über den 
— 5 36a des Abgeordneten Parifius in demſelben die Worte: „für etwaige Ausfälle 
j aber ſolidariſch“ am Schluß eventuell beftehen laſſen wollen, bitte ich aufzuftehen. 
En. Geſchieht.) 





ſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. Alſo mit Streichung des Wortes „zunähft“ in der 
drittlettten Zeile und der 5 letzten Worte am Schluß ift der Paragraph des Ab- 


J— Das ift die Minderheit, dieſe Worte find ausgefallen uud in Konſequenz 
(u auch das Wort „zunächft.” 

RB: Es kommt nun der Antrag Parifius im Uebrigen zur Abſtimmung wit 
J Wegfall dieſer ſoeben bezeichneten Worte. 

Diejenigen, welche den Antrag annehmen wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Ge⸗ 


% geordneten Pariſius angenommen, 
Dann eröffne ich die Diskuffion über den $ 37, zu weldem Niemand das 
2 Wort nimmt. Der Paragraph if angenommen. 


Beim $ 38 hat der Abgeorbnnete Parifius unter Nr. 818 ad 17 einen Zu- 
ee | ja*) beantragt. 


E- Der Abgeordnete Pariſius hat das Wort. 
E Abgeordneter Parifins: Deine Herren! Ich babe Hier einen Zufag bean- 


—* tragt, der ermöglichen ſoll, daß eine Waldgenoſſenſchaft zu Ende geht, wenn fie 
— in einer ſehr großen Mehrheit der Meinung iſt, daß fie ſich auflöſe, wenn auch 
die Aufſichtsbehörde anderer Meinung if. So wie der $ 4 beſteht, iſt unter 
allen Umſtänden die Genehmigung der Auffichtsbehörde erforderlich zur Auflöſung 
der Genoffenfchaft, auch wenn ſämmtliche Mitglieder einftimmig find, Daß es 
unpafiend ift, daß fie fortbeftehe. Meine Herren, das halte ich nicht fiir möglich, 
in einer Genofjenfchaft durdyguführen. Sch babe hier die Zahl %/, gewählt, um 
mich der Negierungsanficht etwas zu nähern. Ich gebe aber die Zahl 3/, voll- 
fommen frei; ich für meine Perfon würde eine viel größere Liebhaberei für eine 


*) Der Zufaß lautet: 
Dem 8 38 einentbefonderen Abſatz dahin beizufügen: 
„Das Waldſchutzgericht darf-die Genehmigung nicht verfagen, wenn die IB Ib» 
genoffenfhaft mit einer Mehrheit von Dreiviertel ber Stimmen bie Nuflöf ug 
beichließt.“ 
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feinere Summe gehabt haben. Ich glaube aber den Intentionen ber Regierung, 
wie fie ſolche in ber Kommiffton bisher geäußert bat, dadurch näher zu kommen, 
wenn ich diefe größere Zahl nehme. Aber irgend eine Beſtimmung wollte ich 
Ihnen empfehlen, in diefem Sinne anzunehmen. 

Präfident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungskommiſſar Minifterialdireltor Marcard: Ich bitte Sie, den An- 
trag abzulehnen. Ich finde in demjelben eine erhebliche Dunkelheit. Was ift 
unter einer Mehrheit von 3/, der Stimmen verflanden? Etwa die Kopfzahl oder 
die Zahl der Stimmen nad) dem Statut? Das fteht aber im vollften Wider- 
ſpruch mit der unmittelbar vorhergehenden Beftimmung, daß die Auflöfung einer 
Baldgenoffenihaft nur zuläffig fein fol, wenn die nach 8 228 zur Bildung 
einer Genofſenſchaft erforderlihe Mehrheit der Betheiligten derſelben zuftimmt. 
Der $ 22a beſtimmt, daß Schuggenoffenfchaften gebildet werden können durch eine 
Mehrheit der Betheiligten nad dem Kataftralreinertrage. Nun frage ih, wie 
vereinigt fich diefe Beftimmung mit dem Antrage Parifius? Der $ 22a beftimmt 
ferner, daß die fogenannten Wirthichaftsgenoffenfchaften gebildet werden können, 
wenn eine Mehrheit nah dem Kataftralreinertrage und zuglei ein Drittel der 
Betheiligten nah Kopfzahl zuftimmt. Ich frage nun, wie fiellt fich der Bor- 
ſchlag des Abgeordneten Parifius zu diefem früher befchloffenen und bier in 
Bezug genommenen 8 228? Ich meine, er fteht ziemlich in direftem Widerſpruch 
mit demfelben. . 

Bräftdent: Der Abgeordnete Parifins hat das Wort. 

Abgeordneter PBarifins: Ich glaube do, die Dunkelheit, die der Herr 
Regierungslonmiffar in dem Antrage zu erbliden glaubt, ift nicht vorhanden. 
Ich Habe gefagt, mit einer Mehrheit von 3/, der Stimmen, d. h. auch ohne daß 
etwas mehr Hinzugefügt iſt, innerhalb der flatutarifchen Beftimmungen tiber 
Stimmredt. Während der Eriftenz der Genoſſenſchaft ift eine andere Deutung 
nicht möglich umd ich glaube nicht, Daß es angemeffen if, eine anbere Reguli- 
rung bier eintreten zu lafjen, wie fie angemeflen war in den Beſtimmungen über 
Abftimmung, ehe eine Genoſſenſchaft wirklich thatſächlich eriftirt. 

Bräfident: Der Abgeordnete Miguel hat das Wort. 

Abgeordneter Miguel: Ich möchte dem Herrn Kollegen Barifius, um dieſe 
Dunkelheit herauszubringen, anbeim geben, einfach zu fagen, „mit einer Mehr⸗ 
heit von 3," und das Wort „der Stimmen” weg zu laffen, weil es möglidher- 
weife zu dieſer Dunkelheit Anlaß geben kann. Dann ift aber ganz Mar, daß 
das nur diejenige Mehrheit fein kann, die flatutenmäßig entfteht in Gemäßheit 
des 5 31. 

Was nun die Sade felbft betrifft, fo glaube ich allerdings auch, daß bier, 
wo es ſich ziwar um eine Zwangsgenoſſenſchaft handelt, aber doch nur um Line 
folge, meine Herren, welche durch einen Mehrheitsbeſchluß entfteht zum Zwecke 
der Geſammtheit, daß da auch eine Auflöfung, wenn auch unter etwas erichwe- 
renden Bedingungen möglich fein muß in Folge des überwiegenden Willens der 
B yeiligten. Denn e8 werben ja nicht im allgemeinen Staatsintereffe die Leute 
zu mumengeziwungen, ſondern im Intereſſe ihrer eigenen Waldwirthſchaft. Wenn 
fit ılfo in ganz überwiegender Weife einfehen, fie haben fich geirrt, es ift durch 
ve inderte Umftände nicht mehr vortheilhaft, fo muß die Möglichleit gegeben 
fi daß diefer Wille auch bei der Auflöfung wieder entjcheibet. 

Iräfldent: Der Herr Negierungstommiffarius hat das Wort. 


'xb.d Br. Sorſt⸗ u. Jagds@efegg. VIII. 13 
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Regierungstommiffarius, Geheimer Negierungsrath v. Brauchitſch: Deine 
Herren! Ich möchte doch darauf aufmerkſam machen, daß das Alinea 2 der Kom- 
mifftonsvorfchläge befagt, daB die Auflöfung einer Waldgenoſſe nſchaft nicht er- 
folgen dürfe, wenn nicht die nad) $ 22a zur Bildung einer Genoflenfchaft erfor- 
derliche Mehrheit der VBetheiligten derjelben zuftimme Der Gedanke, welcher 
hierbei leitend war, ift der, daß die Auflöfung der Genoffenfchaft nur erfolgen 
fofle auf dem umgekehrten Wege, wie die Bilbung derfelben ; daß diefelbe Mehr: 
beit, welche bie Bildung erzwingen konnte, die Auflöfung ſoll verhindern können, 
Run tritt aber in dem Antrage Parifins ein ganz anderes Prinzip hervor. Wäh- 
rend nad) dem Alinea 2 der Kommifftonsvorfchläge zur Auflöfung erforberlid 
fein fol eine Mehrheit von einem Drittheil der Köpfe und eine abfolute Mehr- 
beit nach dem Kataftralreinertrage, verlangt der Herr Abgeordnete Parifius, daß 
daſſelbe Waldichuggericht, melches nach dem Alinea 2 eine Auflöfung nicht ge- 
nehmigen darf, wenn bdiefelben nicht von einem Dritttheil der Beteiligten und 
zugleich von der Mehrheit nad dem Kataftralreinertrag beichloffen if, — daß 
daffelde Waldichutgericht die Genehmigung foll ertheilen mäfjen, wenn Drei- 
viertel der Stimmen die Auflöfung beſchließt. Wenn man diefe verfchiedenartigen 
Borfchriften iiberhaupt fombiniren wollte, jo müßte doch wenigſtens erwiefen fein, 
dag der Fall nicht vorkommen künne, wo die Mehrheit von Dreiviertel der 
Stimmen geringer ift, als die Mehrheit, welche im Abſatz 2 für die Auflöfung 
verlangt wird. Dieſer Yal Tann aber ſehr wohl vorlommen. Entweder alio 
das Eine oder das Andere; beides zufammen geht meines Erachtens nicht. 
Präfident: Zur Geſchäftsordnung hat der Abgeordnete Parifius das 
Wort. 

Abgeordneter Partfind: Meine Herren! Ich überzeuge mich allerdings, 
daß in diefer Form das Amendeme nt nicht angemeffen ift, und behalte mir vor 
dem meiner Meinung nach doch wichtigen Gedanken in der dritten Lejung durch 
einen Antrag nachzukommen. Für jet ziehe ich das Amendement zurid. 
Präfident: Danı wird eine Abflimmung über den Paragraphen wohl 
nicht erforderlich fein. Der Paragraph iſt angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffton über den 8 38a, — $ 39, — Diefelben find 
angenommen. 

Zu $ 40 if unter Nr. 820 III von den Abgeordneten Staber und Lauen- 
fein beantragt die Streihung der Worte „mit Ausſchluß der felbfiftändigen 
Stadtkreiſe.“ Es ift das eine Konfequenz eines früheren Beichlufies, — wie 
vom Haufe anerkannt wird. Der Paragraph iſt mit Streichung biefer Worte 
angenonmen. 

Ich eröffne die Diskuffion fiber $ 41. Der Herr Regierungstommiflar bag 
das Wort. 

Regierungstonmmiffer Geheimer Regierungsrath v. Brauchitſch: Herr 
Präfident, ich erlaube mir, darauf aufmerkſam zu machen, daß in der dritten 
Zeile diefes Paragraphen ſich ein Drudfehler, oder war es vielleicht bereits ein 
lapsus calami, eingeföhlichen hat. Es heißt dafelbft: das Waldſchutzgericht fol 
ans der Kreisverfammlung gemählt werden. Das Tarın die Deutung finden, 
als ob es aus den Mitgliedern der Kreisperfammlung gewählt werden folle. 
Dies ift nicht gemeint, wie aud ſchon aus dem folgenden Sate hervorgeht, 
wonad) jeder felbfiftändige Angehörige des Deutjchen Neiches, welcher im Kreiſe 
wohnt, wählbar fein fol. Indeſſen dürfte es fich boch empfehlen, die Sache 
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ganz Mar zu ſtellen unb das urfpringlich beabfichtigte „von der Kreisverſamm⸗ 
hing“ flatt „aus der Kreisverſammlung“ zu fegen. Es möchte dazu wohl eines 
befenderen Antrages kaum bebikrfen. 

Bräfident: Es wird aljo diefer Drudfehler oder Schreibfehler berichtigt. 
Es muß beißen „von der Kreisverſammlung“ flatt „aus der Kreißverjamm- 


Im Uebrigen nimmt Niemand zu dem Paragraphen das Wort, der Bara- 
graph iſt mit diefer Berichtigung angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion iiber den 8 42. Derſelbe iſt angenommen. Ueber 
den $ 43; — ebenfalls angenommen. 

Der Abgeordnei⸗ Stader hat unter 320 ad IV. einen beſonderen 8 48a be- 
antragt) fiber den ich die Disfuffion eröffne. 

Der Abgeordnete Lauenftein hat das Wort. 

Abgeordneter Lauenſtein: Meine Herren! Auch diefer Antrag iſt eine Kon- 
jequenz der früheren Befchlüffe. Wir haben hier vorgeichlagen, daß für die felbft- 
Rändigen Stadtkreiſe die Wahl des Walbichutgerichtes nach Analogie der in den 
$6 41, 42 und 48 aufgenommenen Beflimmungen geſchehen ſoll und zwar mit 
der Modiftlation, daß an die Stelle des Landraths oder Kreishauptmanns der 
Bürgermeifter und an die Stelle der Kreisverfammlung die Stadtverordneten⸗ 
verfommlung, beziehungsweife in der Provinz Hannover das Bilrgervorfteher- 
follegium treten fol. Ich glaube, daß biefe Analogie durchaus gerechtfertigt ifl, 
und erſuche Sie, den Antrag anzunehmen. 

Präfibent: Es nimmt Niemand das Wort, die Diskuffton ift gefchloffen. 
Da diefer Paragraph nur die Ausführung eines früheren Beichluffes enthält, 
fo kam ich wohl konftatiren, daß er ohne Abflimmung angenommen if. 

Ich eröffne die Distuifion über 8 4-85 — Ueberſchrift unb Einleitung. 
Alles vom Haufe angenommen. 

Dann ift noch eine Beichlußfaffung erforderlich itber eine Reihe von Pe- 
titiomen, 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Berahardt: Deine Herren! Das Nöthige 
über diefe Petitionen haben Sie ja in dem Berichte gelefen; ich darf deshalb 
wohl annehmen, daß Sie vollftändig informirt find, und bitte Ste, der Reſolu⸗ 

tion zuzuſtimmen. 

Präftdent: Eine Diskuſſion und Abftimmung über diefen Antrag wird 
wicht fiir nothwendig gehalten, die Petitionen find nad) dem Antrage der Kom⸗ 
miſſion durch die Beſchlußfaſſung tiber den Geſetzentwurf jelbft erledigt. 

Meine Herren, damit it die heutige Tagesordnung erjchöpft. 

Die heutige Abendſitzung ift gefchlofjen. 

(Schluß der Sikung 10 Uhr 35 Peinuten Abends.) 


*) Der Antrag lautet: 
Dem 5 48 einen 3 43a auzufegen folgenden Inhalts: 

In ſelbſtſtändigen Stabttreifen finden die Beftimmungen der 86 41, 49, 43 mit 
der Maßgabe Anwendung, dab an die Stelle bes Landraths (FKreishauptmanns) ber 
Bürgermeifter und an die Stelle der Kreißverfammlung die Stadtverordnetenver⸗ 
fommlung (Bürgerporfieherlollegium, tritt. 


13* 
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d. Dritte Berathung. 
66. Sitzung am 11. Mai 1876. u 

Präfident: Ich eröffne die Generalbistuffion und ertheile gegen bie 
Borlage dem Abgeordneten Schellwig das Wort. 

Abgeordneter Schellwitz: Meine Herren! Ich babe zu meinem Bebaueru 
der zweiten Berathung des Geſetzes nicht beimohnen können, ich würde ſonſt zur 
dritten Berathung das Wort nicht genommen haben, erlaube mir aber nunmehr 
mit wenigen Worten meinen Standpunkt zu diefem Geſetze einigermaßen klarzu⸗ 
ftellen. 

Ich bin mehrfady zu den prinzipiellen Gegnern des Geſetzes gerechnet wor 
den; das ift durchaus nicht der Fall. Im Gegentheil: ich habe das Hauptprinzip 
des Geſetzes mit Freuden begrüßt. Es gebt dafjelbe dahin: die VBeflimmungen 
des Landeskulturedikts, wonach die vollſtändig freie Bewirthſchaftuug und Be 
nutzung des Waldes geftattet ift, beizubehalten und auf die neuen Provinzen zu 
übertragen. Ausnahmen follen nur zum öffentlichen Wohle, im öffentlichen Ju⸗ 
tereffe, und zwar, nach der gegenwärtigen Fafſung „gegen vollftändige Entichä- 
digung“ geftattet fein. Auch damit, meine Herren, mit dem Umfange biejer Be: 
ſchränkungen, wie fie gemeint find, bin ich ja völlig einverflanden, allein nicht 
überall damit, wie fie im Entwurfe zum Ausdrud gelommen, uud wie fie zur 
Ausführung gebracht werden follen. Ich kann dabei überhaupt die Bemerkung 
nicht unterdrüden, daß meines Erachtens der technifche Theil des ganzen Ge⸗ 
fees nichts zu wünſchen übrig läßt, wogegen gegen ben, — wenn ich mid) fo 
ausdräden darf —, abminiftrativen Theil mamichfache Erinnerungen zu 
machen find, denn er flieht theils anderen gefeßlichen Beſtimmungen entgegen, 
theils find andere anerkannte Rechtsgrundſätze dadurch verlett. Weine Herren, 
glei im 8 2 ift man von dem bisher in allen ähnlichen Gefegen befolgten Grund⸗ 
ſatz, nämlid das Prinzip, nach welchei die Beichränfung des Privateigenthums 
ftattfinden fol, voranszufchiden, abgewichen, hat vielmehr in dem vorliegenden 
Geſetze die einzelnen Fülle anfgezählt, in denen ein Eingriff in das Privateigen- 
thum geftattet ifi, indem man glaubt, daß die aufgeführten Fälle folche jeien, im 
denen es ſich um ein Öffentliches Sintereffe handele. Meine Herren, wenn dies 
der Fall wäre, jo wiirde ich fein Wort dariiber verlieren, denn es wiirde dies 
blos ein theoretiſcher Streit fein; aber, meine Herren, ich glaube, daB das nicht 
der Fall ift, und daß im Gegentheil wirklich nach der gegenwärtigen Yaffung des 
Geſetzes in mehrfacher Beziehung im reinen Privatinterefie Beichräntungen des 
Eigenthums ftattfinden werben. Es iſt bieranf ſchon von den Abgeorbneten Bfaffe- 
rott und Parifius in der vorigen Sitzung bingewiefen worden. Ich will jene 
Bemerkungen nur durch ein einziges Beifpiel ergänzen; ich bitte Sie, mir zu fol- 
gen. Ich wähle dabei litt. d im $ 2. Es Heißt Hier nad Weglaffung der 
Zwiſchenſätze: in Fällen, wo durch die Zerftärung eines Walbbeftandes Flüſſe 
der Gefahr einer Verminderung ihres Wafferftandes in erheblichem Grade aus⸗ 
gejegt find, kann behufs Abwendung diefer Gefahr (nämlich der Gefahr der Ber- 
minderung des Wafferitandes) eine Bejchräntung des Privateigenthums, wie dieſes 
in dem Paragraphen weiter angegeben, ftattfinden. Nehmen Sie nun das gan 
einfache Beifpiel: ein Znduftrieller legt an einem Fluſſe ein großes Triebwerk an. 
er findet ſehr bald, „daß durch die Zerſtörung des Waldbeſtandes der Fluß de 
Gefahr einer Verminderung feines Waſſerſtands in ganz erheblichen Grabe aus 
gejegt” und dadurch fein Triebwerk gefährdet if. Nun, meine Herren, provozir 
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der Juduſtrielle nach 5 2 auf Anlegung oder Erhaltınng des Schutzwaldes, und 
weit nach, daß in der That eine ſolche Berminderung des Waſſerſtandes des be» 
treffenden Fluſſes zu befürchten, und das genügt nad) dem Geſetz. Ob nun Ber- 
minderung des Waflerflandes den Übrigen Suterefienten vortheilhaft ift oder nicht, 
daranf kommt e8 nach dem Worte des Geſetzes garnicht an. Im Gegentheil, es 
fann möglichermweife die Gegend an Berfumpfung leiden, es kann für diefelbe zweck⸗ 
mäßig fein, daß der Waflerfiand des Fluſſes vermindert wird; nichtsdeſtoweniger 
verlangt der Suduftrielle wegen feines Triebwerkes die Aulegung des Schuß. 
waldes, und nad) der Fafſung des Geſetzes ift er dazu befugt. Ich glaube, meine 
Herren, daß dies doch eine Beſchränkung des Privateigenthums im reinen Pri- 
vatintereſſe ift, und ich, glaube, daß fein Einziger unter uns dad eigentlich will. 
5 if nicht zuläffig nach unferem Landrecht, es ift nicht zuläffig nach unferer 
Berfaffung, es ift nicht zuläffig felbit nach den Motiven dieſes Geſetzes, und doch 
würde e8 nach den Worten diejes Geſetzes zuläfftg erachtet werben müſſen! Denn 
was wir bier fpredden, meine Herren, und was in den Motiven fteht, wird bei 
der Haren Fafſung eines Geſetzes bei der künftigen Entfcheidung nicht beriid- 
fichtigt. 

Nun weiß ich doch nicht, warum man in dieſer Beziehung von unſeren 
früheren Geſetzen, die darin viel Marer find, abgewichen if. Es Heißt befpiels- 
weife im Borfiuthsgefeg vom 15. November 1811 8 11: 

Mübhlenbefiter, und alle, welche font den Abfluß eines Gewäflers an⸗ 
zubalten berechtigt find, follen verpflichtet fein, den freien Lauf derfelben 
nad) den Beftimmmngen der Provinzialpolizeibehörde ganz oder zum Theil 
wieder berzufiellen, fobald daraus ein offenbar überwiegender Bor- 
theil für die Bodenkultur oder die Schifffahrt entfteht u. ſ. w. 

Es heißt ferner im Deichgejeg vom 28. Januar 1848 $ Il: 

SM zur Abwendung gemeiner Gefahr oder zur erheblichen 
Förderung der Landestultur erforderlich, Deiche oder dazu gehörige 
Sichernugs⸗ ud Meliorationswerle anzulegen, jo kann zc. ein Deichverband 
gegründet werben. 

Drau hat ferner in dem erft vor kurzem emanirten Geſetz über die Enteig- 
nung ebenfalls verjucht, die einzelnen Fälle anzuführen, in denen eine Enteignung 
zuläffig fein follte; man hat ficy aber fehr bald überzeugt, daß dies eine Unmög- 
lichteit fei, und hat deswegen in dem $ 1 gejagt, 

Daß nur and Gründen des öffentlichen Wohls eine Enteignung oder eine 
Beichränfung des Eigenthums zuläffig jet. 

Weshalb man in diefem Falle von jenen bewährten Grundfägen abgemwichen, 
weiß ich in der That nicht. Es ift ein meiner Abficht entjprechendes Amendement 
in legter Sigung bier, früher auch in der Kommilfion, geftellt und dort mit 
Stimmengleihheit abgelehnt worden. Ich will es hier nicht von Neuem einbrin- 
gen, allein ich glaube, daß es eine ganz außerordentliche Berbefferung des Ge- 
ſetzes jein würde. Es bleibt ſtets bedenklich, den Richter in feinem freien Urtheil 
in folcher Weife zu befchränfen und ihn gemwiffermaßen zur Puppe zu machen. 

amer wird man, wenn man fein Prinzip aufftellt, jondern bios einzelne Fälle 
führt, auf folche Beifpiele kommen, wie ich hier eins angeführt habe ımd deren 
nod ein ganzes Dutend mittheilen könnte. 

Ich will Sie nicht weiter mit meinen fonfligen pringzipiellen Bedenken auf- 

ten, ich babe, um bier kurz fein zu können, mir erlaubt, in einem Anhange 
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au dem. Kommifftonsbericht biefelben mäher zu begründen. Mehrere von biefen 
em find nach der gegenwärtigen Yaffung befeitigt, namentlich die in Bezug 
hypothekariſche Eintragung. Stehen geblieben find nur noch die Bedenten, 
x in vielen Fällen von dem SKreisausfhuß aud fiber rein privatredhtliche 
erfannt werben foll, und ferner, daß ich überhaupt ber Meinung bin, daß 
eisausſchuß, fo wie Geſchäfte der vorliegenden Art eine größere Dimenfion 
ten, in der That garnicht im Stande, und auch gar nicht die geeignete Be⸗ 
ſt, ſolche Geſchäfte zu bearbeiten und zu Ende zu bringen. Meine Herren, 
fere Rechtfertigung für diefe meine Behauptung, als bie Diskuffion in der 
Sigung über die Bildung der Waldgenoffenfchaften, hätte ich wohl kaum 
können. Es hat fid) dort Herausgeftellt, wie wichtig und wie ſchwierig die 
3 eines Statuts ift; es hat ſich ferner Herausgeftellt, daß hierzu unbedingt 
he Kenntniffe nothwendig find. Vergegenwärti gen Sie fi, meine Herren, 
veiten, welche erforderlich find, um eine Genoffenfhaft von auch nur ganz 
m Umfange zu Stande zu bringen, die Prüfung dider Berechnungen über 
verth, über Holzbeftand, über Zuwads u. |. w., Prüfung umfangreidyer 
ationsdocumente, Verhandlungen und Entſcheidungen über die wichtigſten 
Rechtöfragen, die von den techniſchen Fragen durchaus nicht getrennt wer« 
nen — alles dies ift meines Erachtens nicht Geſchäft eines Kreisausfchuffes. 
emärtigen Sie ſich die Berantwortfichteit, welche die Behörde durch die 
jung eines folhen Dokuments übernimmt. Die Beflätigung iſt leicht aus. 
ven, aber, meine Herren, wenn das Dokument an innerer Richtigkeit Leidet, 
. B. ein Nicpteigenthiimer zugegen ift flatt des wahren Eigentümers, fo 
Sie mir zugeben, daf ein foldes Statut gegen den wahren Eigentgümer 
nichtig ift wie jedes Erkenntniß gegen den wahren Eigenthümer, gegen 
nicht ergangen, umd wie jede andere richterlich gefchloffene ober beftätigte 
e, wenn der wahre Eigenthümer nicht zugezogen worden. Welche Ber- 
zen müſſen entftehen, wenn eine bereits zu Stande gekommene Benofien- 
uf Grund eines ſolchen nichtigen Statuts wieder aufgehoben werben muß; 
ur unter den Intereſſenten felbft, fondern auch gegenüber britten Perjonen, 
lich den Hypothefengläubigern, werden umentwirrbare Verwidelungen ent« 
Wer das Jnflitut des Kreisausſchufſes gebeihlid weiter ausbilden wil, 
n gegenwärtigen @ejeg eine Zukunft wünfeht, der follte foldhe Geſchafte 
fie eben geſchildert, dem Kreisausicuß dicht ibertragen, denn, meine 
id} glaube, Sie Können dieſes junge Inftitut micht beffer diskreditiren, als 
Sie ihm Geſchäfte aufbirden, denen es nicht voNftändig gewachſen it! Ich 
daß ic) hier mit meinen Vorſchlägen, dieſe Geſchäfte anderen Behörden 
tragen, wobei ich wiederholt auf meine dem Kommiffionsbericht beigefügte 
rung verweiſe, im gegenwärtigen Stadium der Berathung doch nicht durch⸗ 
ı werde; allein ich fann meine prinzipiellen Bedenken nicht unterbrüden 
leid es mir aud) thut, Dim ich nicht im Stande, fo fange dieſe Bedenten 
ſeitigt find, für das Geſetz zu flimmen. Ich muß zwar zugeftehen, daß 
jet außerordentlich viel beffer geworden if; auch muß ich zugeftehen, daß 
en Amendements, die geftellt worden find, eine noch größere Verbefjerum 
ihren werden. Aber, meine Herren, ba ich eine lange Erfahrung in Be 
ig folder Saden hinter mir habe umd deshalb mit Veflimmtheit voraus- 
glanbe, daß bei einer Behandlung größerer Sachen durch deu Kreisaus- 
iefelben in gedeihlicher Weife nicht gefördert werden können, glaube ich es 
Dft ſchuldig zu fein, meiner gewiſſenhaften Ueberzeugung folgen zu müffen, 
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Meine Herren, ih habe fo oft in den legten Tagen die Aeußerung gehört, es 
lomme doch nur darauf an, daß wir überhaupt erft ein Waldſchutzgeſetz bekommen, 
das fibrige werde fi) finden. Meine Herren, dem kann ich nicht beitreten; ich 


. glaube, es ift beffer, daß wir gleich ein brauchbares Geſetz bekommen. Ich kaum 


and nicht zugeben, daß, wenn in gegenwärtiger Sikung dies Geſetz nicht zu 
Stande käme, e8 dann noch lange dauern würde, ehe es uns wieder vorgelegt 
werden könnte 

Denn, meine Herren, bei dem gegenwärtigen zufanmmengetragenen Material 
wird es meiner Anficht nach fehr leicht fein, ein wirklich brauchbare umd gut 
wirtende8 Geſetz auszuarbeiten, ich glanbe, es wird das um fo leichter fein, als 
fi) die Staatsregierung überzeugt haben muß, daß fie in der Hauptfache in diefer 
ganzen Berſammluug Unterftügung finden wird. Ich glaube, meine Herren, wem 
nicht verjchiedene wichtige Materien in den Motiven unberührt geblieben wären 
md erft in der Kommiffton zur Erörterung hätten gezogen werden müffen, und 
wenn die Regierung ſchon in der Kommiffion die Zugeftändniffe gemacht hätte, 
die fie, wie ich höre, heut zu machen gedenkt, jo würde voranefichtlich fchon ge 
genwärtig ein vollftändig befriedigendes Reſultat Ihnen vorliegen. Ich wii 
übrigens durchaus Niemanden zu meiner Anficht belehren, und wiederhole, daß. 
id nur, um meiner Ueberzeugung Rechnung zu tragen, gegen das Geſetz ftimme. 

Präfident: Zur Sefhäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete Ba- 
rifiue. 

Abgeordneter Barifiuß: Meine Herren! Es bat feine Verlooſung ftatt- 
gefunden; ich hatte mich zuerft zum Worte gemeldet, babe aber fofort dem Herrn 
Schriftführer erflärt, daß ich wünfche, dab Herr Schellwitz, der fi) gleich nad) 
mir meldete, zuerfi ſpräche. Der Herr Schriftführer hat mich, ohne daß ich eim 
Wort gefagt habe, Dagegen notirt, während ih für das Geſetz fprechen will. 
Mir ift mitgetheilt, daB ich danach keine Ausficht mehr hätte, zum Worte zu kom⸗ 
men. Ich bitte das zu Forrigiren. 

Bräfident: Der Herr Schriftführer Abgeordneter Dr. Lutteroth hat das 
Wort. 

Schriftführer Abgeordueter Dr. Lutteroth: Meine Herren! Die Meldun⸗ 
gen der beiden Herren Redner gingen allerdings gleichzeitig ein, und der Herr 
Abgeordnete Pariſius war zufrieden, nad) dem Abgeordneten Schellwitz zu ſprechen. 
Da mir bekannt war, daß der Herr Abgeordnete Parifins gleichzeitig eine größere 
Anzahl von Amendements neuerdings geftellt hatte, fo glaubte ich berechtigt zu 
fein, ihn auch als Redner gegen einzutragen. Es ift mir leid, wenn er dadurd) 
vielleicht in die Lage kommt, dag Wort nicht zu erhalten. 

Bräfident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete Pa⸗ 


Abgeordneter Parifins: Ich glaube, daß, weun bdarliber ein Zweifel fein 
fönnte, der Herr Schriftführer mich hätte darauf aufmerljam machen müffen. Ich 
babe nicht gefagt, daß ich dagegen fpredden wolle; ich würde danu zur General⸗ 
disfuffton garnicht das Wort genommen haben, obfchon ich meine, daß ich da- 
durch, daß ich zur Generaldiskuſſion jpreche, die fpätere Debatte ablürzen Tönnte. 

Präfident: Ich bedaure, daß der Abgeordnete Barifius nicht felbft bezeich- 
net bat, ob er für oder gegen jpredhen wollte. Ich glaube allerdings, daß der 
Herr Schriftführer, wenn ihm eine folche Bezeichnung nicht mitgethei lt war, nicht 
ganz im Unrecht ift, daß er einen Herrn, der verjchiedene Amendements einge 
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bracht hat, auf der Rednerliſte gegen einträgt. Ich bin augenblicklich nicht mehr 


gut in der Lage, da e3 ſich auch um andere Herren und deren Priorität handelt, 
an den Eintragungen, wie fie mir übergeben find, eine Aenderung vorzunehmen. 

Der Abgeordnete Dr. Bening bat jet das Wort für die Vorlage. 

Abgeordneter Dr. Bening: Deine Herren! Es hat fi der Herr Abge⸗ 
ordnete Schellwig gleichwie in der Kommiffton fo auch hier gegen das Geſetz er- 
Härt, er hat aber feine Gründe aus Einzelheiten bergenommen. Ich will ihm in 
diefe Einzelheiten, ohne jedoch fehr tief einzugreifen, folgen. 

Er findet, e8 fei Hier gegen anerlanute Rechtsgrundſätze gefehlt. Ich kann 
das in keiner Weife anerkennen. Ich meine, es Liegt in der Aufftellung beſtimm⸗ 
ter Säle in $ 2 für Diaßregeln zur Bildung von Schupwaldungen eine Sicherung 
der Rechte, die bier in Trage kommen, die bier dem öffentlichen Wohle weichen 
müffen, eine weit größere Sicherung, ald darin, dag man irgend einen allge- 
meinen Grundſatz: öffentliches Intereſſe, Gemeinwohl, Kulturinteref[e ꝛc. auffiellt. 

Der Herr Borrednier hat nun feine Bedenken zunächft hergenonmen aus einem 
einzelne Sabe in $ 2, aus dem Fall nämlich, daß durch Zerftörung eines Wald- 
beftandes Flüffe der Gefahr einer Verminderung ihres Waflerbeftandes in erbeb- 
lihem Maße ausgefegt find. Der Herr Borredner findet darin nur einen Pri- 
vatvortbeil etwa für einen Induſtriellen, welcher eine Wafferfraft benutzt, nicht 
ein öffentliched Intereſſe. Ich glaube, meine Herren, das Beiſpiel hätte nicht un- 
glüdlicher gewählt werben können. (Sehr richtig!) 

Bergegenwärtigen Sie ſich doch, meine Herren, welch umfangreiche Waldver- 
wäftungen in waldreichen Gegenden ſchon dazu gehören, um eine Berminderung 
des Waflerflandes in Flüſſen herbeizuführen. Es find ja die Urfachen belaunt, 
aus welchen Wälder allerdings auf die Erhaltung des Wafferflandes in Flüfſen 
einwirlen; aber, meine Herren, diefe Gründe liegen oft fo fern und find oft jo 
langſam wirtend, daß, wenn der Fall einträte, ein Subuftrieller verlöre die Wafler- 
kraft für feinen Betrieb, dann eine fo allgemeine Waldverwüftung vorliegen müßte, 
daß Hier ficher Leine Einzelintereffen vorliegen, fondern dann das Intereſſe ein 
weit ansgebehntes fein wiirde. Und, meine Herren, dann forgt ja das Geſetz 
dafür, daß auch hier nicht einjeitig aus Anlaß eines Einzelvortbeild verfahren 
werde. Darnach find ja die Organe geordnet, die bier mitzuwirklen haben follen. 
Ich Halte daher biefe Ausftellungen fiir volllommen unbegründet. 

Es ift zweitens darauf Hingewiefen, daß im $ 2 der Ausdruck fehle „ans 
Grlnden des öffentlichen Wohls“, der fehr weientlich fei, der in der Kommiffion 
beantragt und abgelehnt fei. Ja, meine Herren, ich halte die Einfchaltung eines 
folden Worts „aus Gründen des öffentlichen Wohls“ fiir volllommen nichts. 
ſagend; fie wird garnichts wirken; mit ſolchen Flickworten erreicht man in den 
Gefegen nichts. Heißt es doch jest ſchon in dem Geſetz: „wenn behufs Abwen- 
dung von Gefahren diefe Einfchreitungen nöthig find.” Die Abwendung einer 
bedeutenden Gefahr ift doch wohl ein öffentliches Sntereffe! Brauche ich deswegen 
noch bejonders binzuzufezen „aus Gründen des öffentlichen Wohls“? 

Die einzelnen Gründe des öffentliden Wohls find ja ganz beflimmt binge- 
ſtellt. Ferner, wenn es auf den Geſichtspunkt ankommt, aus welchem diefe Be: 
fhräntungen bervorgehen, fo Heißt es in $ 1: „Die Benukung und Bewirth- 
ihaftung von Waldgrundſtücken unterliegt nur den Tandespolizeilihen Be 
ſchränkungen“ u. |. w.; damit ift der Geſichtspunkt des Gefeges Mar und richtig 
hingeftellt, richtiger, al$ durch die allgemeinen Redensarten von öffentlichem Wohl 
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u. ſ. w. Das ift der Standpunkt, von dem and die Organe die Anwendung des 
Geſetzes regeln mäffen. 

Meine Herren, es iſt dann getabelt, daß das Waldſchutzgericht hier für zu- 
fündig erflärt fei; es ilt gejagt worden, baffelbe ſei nicht danach angethan, die- 
ſes junge Organ werbe jehr leiden Lünnen, wenn man dieſe jchwierige Sache, der 
es nicht gewachſen fei, ihm anvertraue. Nun, e8 hätte der Herr Borrebner, wenn 
er glaubt, dies Organ fei nicht Das Wichtige, doch ein anderes Organ nennen 
mäfen. Das ift nicht geſchehen. Es ift wohl hingebeutet in der Kommilfion auf 
die Generallommiffion und auf die Behörden filr Auseinanderfegungen, allein das 
wäre zu beantragen gewejen, es wäre darüber ein Beſchluß herbeizuführen ge- 
weſen. Darin liegt noch fein Grund, das ganze Gefets abzulehnen. Aber auch 
in der Sache bin ich hier abweichender Anficht. Es ift auch in der Kommiſſion 
angenommen, die Generallommiffionen feien dazu nicht geeignet; erfahrungsmäßig 
jet das Verfahren vor denfelben zu weitfchweifig, zu koſtbar; die Generalkommiſfion 
fee den Dingen zu fern u. |. w. Ich weiß nicht, ob das richtig iſt oder nicht; 
ih Ienne das Berfahren bei den Generallommiffionen nicht. Ich bin aber der 
Reinung, daß das Waldſchutzgericht, der Kreisausſchuß, hier die geeignete Behörde 
iR; dies Organ fleht den Verhältniſſen nahe, Tann diefe leicht überfchauen, kann 
AH aud) anf einfache Weife Kenntniß verjchaffen von den Gründen für und ge 
gen. Daß diefe Behörde, an deren Spige doch ein Rechtskundiger, der Landrath 
Reht, nicht im Stande fein folle, Fragen der Legitimation u. ſ. w. zu prüfen, das 
glaube ich nicht. Und es if ferner ja auch VBorforge im Geſetz getroffen: es faun 
nämlich das Waldſchutzgericht überhaupt Kommiffarien ernennen, nicht nur aus 
feiner Mitte, fondern auch ſonſt. Es kann alfo, je nachdem die Frage liegt, einen 
Kommifſarius nehmen, der rechtskundig ift, im andern Falle einen, der forfttundig 
fin. f. w. Es bietet das Verfahren volllommen die Dtittel, etwaigen Zeifeln 
über die Legitimation zu begegnen. Ich kann hiernach auch diefen Ausftellungen 
nicht beipflichten. Im Allgemeinen bemerkte ich, dies Geſetz ift ja jett nicht aus 
der Snitiative der Staatsregierung Hervorgegangen. Seit Jahren, jeit Fahr» 
zehuten ift ein Gele in diefer Richtung gewünſcht worden. Ich glaube daher, 
wenn jeßt ein ſolches Geſetz vorliegt, jo muß man ſich wohl bedenken, gegen das 
Ganze zu flimmen aus Gründen, die nur im Einzelnen Berechtigung haben kön⸗ 
nen und in der That, wie von mir ausgeführt worden, nicht haben. Ich werde 
baber fiir das Geſetz flimmen. 

Brüftdent: Der Abgeordnete Barifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Deine Herren! Meine Stellung zu dem Geſetze 
if bei der dritten Berathung eine durchaus andere wie bei der zweiten Berathung. 

Bei der zweiten Beratbung haben Sie eine Anzahl von Anträgen von mir abge- 
lehnt. wenn auch nicht 20 oder 17, wie ich mehrfach in der Preſſe gelefen babe, 
aber Sie Haben die wichtigfien faft ſämmtlich angenommen, und Dadurch ift meine 
Stellung eine andere geworden, namentlich nachdem noch die vielen weſentlichen 
Berbefferungen von der Staatsregierung acceptirt find, welche die Anträge Dr. 
Hänel und Genoſſen Ihnen vorſchlagen. Unter diefen Anträgen flieht auch mein 
I me. Ich hätte fireng genommen die Anträge Nr. 23, 31 und 32, welche nicht 
u me volle Zuftimmung erhalten, nicht mit unterjchreiben müffen; ich glaubte aber, 
b eine fo firenge Sonderung in diefer Beziehung nicht nöthig wäre. Ich habe 
in yer zweiten Berathung Ihnen prinzipaliter empfohlen, den zweiten Theil, be» 
tr nd bie Waldgenofienfchaften, abzulehnen und die Regierung aufzufordern, ein 
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befonderes Gefe einzubringen, durch welches beftimmten, hier von mir vermißten 
Erforderniffen genügt würde. Jetzt Tann ich diefen Antrag nicht mehr für be 
gründet erachten, weil die wichtigften Ausftellungen, die icy an dem zweiten Theile 
bes Geſetzes gemacht habe, fich bereits erledigt haben oder noch erledigen werben. 
Der eine Punkt wegen der Verpflichtung zur Eintragung in das Grundbud if 
ſchon in der zweiten Berathung durch den Beſchluß des Haufes erledigt worden. 

Wenn ich gleich auf den erften Theil mit einem Worte zurüdtonmen Tarın, 
fo babe ih mit dem erflen Herrn Rebner, dem Abgeordnieten Schellwik, darin 
volllommen übereingeftimmt, daß die beiden von ihm aufgeitellten Erforberniffe 
in das Geſetz hinein müßten, der Vorbehalt des ordentlichen Nechtsweges und 
der Zufag, daß die Schugmaßregeln nur im öffentlichen Jutereſſe augeorbnet 
werden dürften. Der erfte Punkt, der Ausichluß des Rechtsweges in Betreff der 
Entfchädigungsfrage, ift ein fo prinzipiell wichtiger, daß e8 mir fehr ſchwer wird, 
heute für das Geſetz zu flimmen, obſchon dieſer Antrag nicht durchgegangen, ob⸗ 
ſchon die Kreisausfchliffe betraut werden mit der Entfcheidung über Mein und 
Dein. Ich will auf die Gründe nicht zurädtommen, die in der zweiten Lefung 
angeführt find; ich hoffe aber, daß dies ein Ausnahmefall bleiben wird, und daß 
die künftige Geſetzgebung fich hüten wird, weitere Einbrüche in unfer befteherdes 
Rechtsſyſtem, betreffend die Zulafjung des ordentlichen Rechtsweges, zu machen. 
Bielleicht wird auch die Reichsgeſetzgebung dergleichen künftig hindern. 

Die mir abfolut nothiwendigen Erforderniffe für den zweiten Theil waren 
vor allen, daß jede Waldgenofjenichaft an fich eine jelbfiffändige mit Rechten und 
Pflichten ausgeftattete Perföntichkeit fei und mit dem Prinzip der Konzeffionser- 
theilung gebrochen werde. Hier find meine Anträge ſchon in zweiter Berathung 
angenommen. Ebenſo Beflimmungen diber geſetzliche Ordnung der Haftpflicht. 
Hier erfcheint der frühere Beihluß in dem Autrage Hänel und Genofien in ver- 
befferter Geſtalt. Meine Forderung, daß die Effentialien des Statuts im Geſetz 
richtiger und vollfländiger angegeben werden müßten, iſt dur unfere Anträge 
nur in zwei, aber befonders wichtigen Punkten erfüllt, das iſt der Antrag 16 Wr. 
2, wonach die genaue Angabe der einzelnen betbeiligten Grundftlide flattfinben 
fol, und dann in dem Zuſatze am Schluß diefes Paragraphen, wonach der Vor⸗ 
fand „in den durch das Statut fefzufegenden Formen“ die Benoffen- 
ſchaft vertritt. Auch meiner Forderung gemwifjer Normativbefiimmungen nanıent« 
li in Betreff des Vorſtandes und der Beneralverfammlung ift in etwas durch 
die Beichlüffe der zweiten Berathung und durch die heutigen Auträge Rechnung 
getragen. 

Meine Forderung, daß die Mehrheit der Waldgenoffen dem Statut zuftim- 
men muß, ift durch einen VBeichluß der zweiten Berathung in der Hauptfache ge- 
regelt; ich werde nachher darauf noch zurüdlommen müffen, weil nach den gegen- 
mwärtigen Anträgen mir noch Bedenken vorwalten. 

Danach wiirde ih nur noch einen Punkt für ausnehmend widtig halten; er 
ift enthalten ın meinem Antrage Nr. 5, welcher bereits in der zweiten Berathung 
in etwas anderer Fafſung vorlag, und nur wegen Bedenken gegen die Saflung 
zurüdgezogen wurde. Die Annahme dieſes Antrages würde ich für notäiwering 
halten. Er fol bewirken, daß einer Walbgenoffenichaft die Möglichleit gegel en 
wird, auch ohne Genehmigung des Waldſchutzgerichts ſich wieder aufzulöfen, w if. 
rend nad den gegenwärtigen Vorſchlägen ihr dies volllommen unmöglich if, 
jelbft wenn fie einftimmig ifl. 
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In der Borausfegung alfo, daß in biefem Punkte die Vorlage geändert wird 
md daß fie in den vielen anderen Änderungsbedürftigen Punkten durch Annahme 
der Anträge Hänel und Genoflen verbeffert wird, bitte ih Sie, für das Geſetz 
m ſtimmen. 

Präfident: Die Abgeordneten Henze und Scharnweber haben ben Schluß 
der Generaldiskuffien beantragt. Diejenigen, welde den Antrag unterſtützen 
wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Geſchieht.) 

Die Unterſtittzung if genligend. 

Auf der Rebnerlifte find noch eingetragen für die Vorlage die Abgeordneten 
Bernhardt und Schmidt (Sagan), gegem diefelbe der Abgeordnete Freiherr von 
Bendt. Diejenigen, welche jegt die Diskuſſion fließen wollen, bitte ich aufzu- 
Reben ober fiehen zu bleiben. (Geſchieht.) 

Das ift die Mehrheit; die Generalbiskuffion ift gef hloffen. 

Ic eröffne die Spezialbistuffton über $ 1 des Geſetzes, zu dem Nie 
mand zum Wort gemelbet if. Der $ 1 ift ohne formelle Abſtimmung ange- 
nommen. 

Zu $ 2 liegt der erfle Antrag ber Abgeordneten Hänel und Genoffen vor 
Rr. 334 I 1. Ic will zumächft die Unterftügungsfrage hinſichtlich aller Anträge 
der Abgeordneten Hänel und Genofien gemeinfcaftlich Rellen. Diejenigen, welche 
die Anträge ımterflügen wollen, bitte ih aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Die Unterflüung reicht ans. 

Ic eröffne die Disnffion, 

Der Herr Minifter file die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten hat das 
Wort. 

Minifter für die Landwirthſchaft Dr. Friedenthal: Meine Herren! Die 
Anträge, welche von den Herren Abgeordneten Hänel, Miguel nnd Genoffen ge- 
Reit find, verfolgen theils Bwede rebaftioneler Natur, theils beabfihtigen fie, 
das Verfahren vor den Waldſchutzgerichten, entfprechend den vom dem Hohen 
Haufe beſchlofſenen Borfhriften für das Berwaltungsftreitverfahren, zu regeln, 
theils find fie beſtrebt, auf Grund des von dem Hohen Haufe in zweiter Lefung 
gefaßten Beſchluſſes, welcher die Rechtsfubjectivität ipso jure an die Bildung der 
Waldgenoſſenſchaften Entipfen will, ergänzende Beftimmumgen zu geben, welde 
Garantien gegen etwaige Nachtheile, bie fi an den vorgedachten Beſchluß Infipfen 
Lönnen, bieten follen. 

In den erſten beiden Beziehungen liegt es auf ber Hand, dab ich keinerlei 
Beranlaffung habe, Bedenken zu erheben. 

aß den legten Punkt angeht, jo bin ich zwar heute and) noch der Meinung, 
daß der Standpunkt des Megierungsentwurfs, welcher die Mechtsfähigkeit nicht 
ipso jure den Genoffenfchaften geben wollte, ſondern diefelbe überträgt durch Ber 
ſchluß der Centralverwaltungsbehörden, eine freie und gebeihliche Entwidelung der 
Genoſſenſchaften zuließ und gleichwohl Gefahren abwendete, melde immerhin in 
Bolge der erlangten Rechtöfubjectivität eintreten Rönnen. Wenn id) aber zu An- 
Ag der Verhandlung an das Hohe Haus die Mahnung richten zu follen glaubte, 

der vorliegenden Materie nicht zu ängflich zu fein, endlich aus dem Stadium 
r tbeoretifchen Erörterung und Dishuffion auf den Boden der Praris zu treten, 
werde ich nunmehr diefe Mahnung für mich felbft wirken lafjen; ich trete von 
-inen aus Vorficht Hervorgegangenen Bedenken zuriid und bin bereit, auch in 
n legten Punkte die Anträge der Herren Dr. Hänel und Miquel zu acceptiren, 








allerdings unter der Borausfegung, daß diejenigen Kautelen, welche die Herren 


in ihren Anträgen felbft geben zu müffen geglaubt haben, die Zuflimmung des 
Hohen Haufes finden, und daß das Syſtem, welches jetzt dasjenige bes Geſetzes 
ift, und gewiffermaßen auf dem Ausgleich beruht, nach welchem dieſe Anträge dem 
Hohen Haufe vorliegen, nicht weiter durchbrochen werben wird. 

Präfident: Gegen den Paragraphen hat der Abgeordnete Schmidt (Sagan) 
das Wort. 

Abgeordneter Schmidt (Sagan): Ich habe mich für den Paragraphen ge 
meldet; wenn ſonſt noch jemand gegen gemeldet if, fiehe ich zurück. 


Brafident: Zur Geichäftsorbnung hat der Abgeorbnete Dr. Freiherr v. d. 


Golf das Wort. 

Abgeordneter Dr. Freiherr u. d. Goltz: 3 liegt mir hier eine fchriftliche 
Meldung von dem Herrn Abgeordneten Schmidt (Sagan) vor, wonady er fi 
gegen die $ 2 und 23 gemeldet hat. 

Präfident: Der Abgeordnete Schmidt (Sagan) hat das Wort. 

Abgeordneter Schmidt (Sagan): Es muß ein Irrthum fein. Ich habe 
mid gegen 8 23 und für $ 2 gemeldet. Ich glaube nicht, daß diefe Meldung 
von meiner Hand berrährt, jondern von einem der Herren Schriftführer, und daß 
ein Irrthum untergelaufen ift. 

Bräfident: Dann hat gegen den Paragraphen das Wort der Abgeorbnete 
Bernhardt. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ich bin der Anficht, daß ber 
$ 2 eine ziemlich tief einfchneidende Veränderung erfahren muß. Es muß näm- 
ih flatt der Worte „in Fällen, wo” geſetzt werben „in Fällen, in denen“. Des- 
halb habe ich mich gegen den Paragraphen zum Worte gemeldet. (SHeiterleit.) 

In allen übrigen Stüden bin ich mit dem Paragraphen vollſtändig einver- 
ftanden. 

Ich bin auch nicht der Anficht des ehemaligen Vorfigenden der 9. Kom- 
miffton, daß man aus diefem 8 2 irgend ein Motiv hernehmen könne, um das 
Gefe zu verwerfen. Diefer 8 2 bewegt fich in jo maßvollen Grenzen, daß, wenn 
Sie die Gefegebung aller Zeiten, aller Staaten, bie fi auf biefelbe Materie 
beziehen, — natlirlich nicht dad Vorfluthedikt und die Deichorbnung, denn die 
haben mit diefem Gefe durchaus nichts zu fchaffen, fondern die Waldgeſetze, die 
beftehen, — wenn Sie diefe Geſetze durchgehen, werden Sie finden, daß noch mie 
das Prinzip der flaatlihen Einwirkung auf die Privatwaldwirthichaft in Füllen 
einer gemeinen Gefahr fo maßvoll, in fo befchräntter Weife angewendet worden 
ift, wie das hier der Fall ift. Und dennoch, meine Herren, trogdem die König⸗ 
liche Staatsregierung von vornherein ein ganz neues Prinzip aufftellt, welches 
noch nirgends zur Verwirklichung gekommen if, das Prinzip nämlich, dab ſich 
die Einwirkung des Staates richten dürfe immer nur gegen diejenigen Grundbe⸗ 
figer, umd anwendbar fein folle immer nur in den Fällen, wo das öffentliche Ju: 
terefie mitfpricht; trogdem hat alſo diefes Geſetz, welches Ihnen heute in dritter 
Lefung vorliegt, ein jo wunderbares Schidjal gehabt, meine Herren, daß Sie mir 
geftatten, mit zwei Worten darauf zu kommen. Nah AOjähriger Arbeit in 
jeren Minifterien, in den Provinziallandtagen, in der Titeratur der Torfttehn F 
und der Staatswirthe, endlich nach dem Berfuche des vorigen Jahres, der dı 9 
den Schluß der Seffion nicht zur Perfection gelangte, nachdem ber Geſetzentw f 
endlich in diefem Jahre in die Haus hineingekommen ift, iſt dies Gejeß ai ” 
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griffen worden in der von Parteiintereſſen beeinflußten und nicht beſonders ſauberen 
Brefie mit einer Art von Mißtrauen und Berläumbung, für die mir, meine 
Herren, ein Ausdrud, der mir ſtark genug wäre, fehlt. Wenn man vor fich ſelbſt 
nod; einen Funken von Achtung bat, ift man nicht im Stande, derartige Dinge 
in die Welt hinauszuſchicken, wie fie fiber dieſes Geſetz gefchrieben und in gewiſſen 
Blättern, Die ich Ahnen nicht nenne, weil ih Ihnen damit zu viel Ehre anthun 
würde, die aber derjenige, der ein Intereſſe an der Sache hat, abwehren kann, 
abgebrudt worden find, und dann, meine Herren, hat dies Geſetz das Schichal 
gehabt, Daß der Borfiende berjenigen Kommiffton, welche mit ber Borberathung 
beauftragt war, die Ablehnung beantragt hat. Meine Herren, blättern Sie ge- 
fähig in den Annalen des parlamentarifchen Lebens, ob Sie einen Ähnlichen Fall 
wiederfinden, ich glaube nicht. Nach ſoviel Mißgeſchick — denn nicht allein die 
Bäder, fondern die Gefeentwürfe haben ihre Schidfale — haben Sie nichts 
deftoiweniger diefen 8 2 und damit das Grundprinzip des erſten Theiles des Ge⸗ 
ſetes in zweiter Lefung qutgeheißen. Wenn man fagt, daß im Alinea d bie große 
Gefahr einer Bergemwaltigung liege, denn es könne ja irgend ein Müller bean- 
tragen, daß auf der Höhe ein Schutmwald angelegt wiirde, damit er Waſſer fitr 
feine Mühle hat, — meine Herren, halten Sie es denn für möglich, daß «# ein 
Waldſchutzgericht geben kann, welches fo thöricht if, daß es auf die egoiſtiſchen 
Intentionen eines einzelnen Menſchen ohne Weiteres eingeht? Iſt aber ber Miß- 
fand, welcher ſich bei jenem Induſtriellen herausgeſtellt hat, dadurch herbeigeführt, 
daß wirklich der Wafferftand der Flüfſe fich verringert hat, mun, meine Herren, 
dann liegt eben eine gemeinfame Gefahr vor; niemald wird dieſer einzige Mann 
dadurch Hetroffen, fondern diejenigen, die irgenbiwie durch ihr Beſitzthum und durch 
ihre wirtbfchaftlichen nnd gewerblichen Berhältniffe in einem Zuſammenhang mit 
diefem Wafferfauf ſtehen. Aus allen diefen Argumenten, meine Hetren, wirb man 
niemals einen wirffichen Beweis nehmen können, daß diefer $ 2 und damit das 
Grundprinzip des Geſetzes nicht annehmbar ſei. Man kann ja bei einer fo 
Ihwierigen Materie gar nicht in Berlegenheit fein um Bedenken aller Art; wer 
fie fucht, fürwahr! der findet fie anf allen Gaſſen; wenn ich damit anfangen 
wollte, Ihnen alle meine Bedenken gegen das Gefeh vorzubringen — ich werde 
mich hüten, meine Herren, feien Sie vollfändig beruhigt — fo würde ich noch 
viel mehr Amendements fiellen können, als in der zweiten Lefung, in der dritten 
Lefung und in der Kommiffion geftellt find. Aber ift denn dad politifche Arbeit, 
M das die Art der Arbeit, nach der wir fireben, find wir dazu bier zufammen. 
gelommen, um nad irgend einer Theorie uns ein deal zn konftruiren, und dies 
Ideal fo lange anzubeten, daB darüber die Welt in Trümmer geht? (Heiterfeit.) 

Nein, meine Herren, diefe romantische Nichtung in der Politik ift nicht die 
meinige, ich Tiebe die Romantif iiberhaupt nicht, am allerwenigften in der Politik, 
und meine Ideale verichließe ich ſtille in mir, trage fie nicht auf den Marft 
und mache fie nicht da geltend, wo es ſich um Erreichung praftifcher, politifcher 
Ziele handelt. Aus diefen Erwägungen, meine Herren, werden Sie gewiß den 
th, die Entfchloffenheit und den politifchen Willen befigen, dies Gefe anzu⸗ 
m aen, und ich bitte Sie, das zunächft Dadurch zu bethätigen, daß Sie den 8 2 
ar men. 

Bräfident: Der Abgeordnete Schmidt (Sagan) hat das Wort. 

Abgeordneter Schmidt (Sagan): Meine Herren! Nach diefen weſentlich 
al nen Ausführungen, die wir foeben gehört haben und bei denen, wie mir 
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ſchien, außerordentlich wenig vom 8 2 die Rede war, erlauben Sie mir, daß ich 
mid mit wenigen Worten noch namentlich in beftimmter Richtung gegen bie 
Ausführungen und Bedenken der Herren Abgeordneten Schellwig, Pariſius und 
Pfafferntt in Bezug auf das Prinzip des $ 2 wende. Der Abgeordnete Barifius 


bat feinen Bedenken den fhärffien Ausdrud dahin gegeben, daß er befürchtet, es 


könnten kleinliche Intereſſen zur Kognition kommen. Dieſes Bedenken erledigt 
fih durch Hinweis auf die Worte: „ım erheblichen Grade”, denen obendrein 
hinzugefügt ift, es müffe der abzumwendende Schaden ben für den Eigenthümer 
entftehenden Nachtheil beträchtlich überwiegen. Dadurch ift abjolut ausge- 
ſchloſſen, daß Kleinigkeiten, Nörgeleien und dergleihen zur Kognition gezogen 
werden. Im Uebrigen ſtud die Herren Schellwig, Parifius und Pfafferott der 
Anſicht, es dürfe diefer 8 2 iiberhaupt niemals im Einzelintereffe, jondern immer nur 
im Öffentlichen AYntereffe, im Landeskulturintereffe oder aus Gründen bes üffent- 
fihen Wohle, — was Alles fo ziemlich auf eins herauskommt — angewendet 
werden ; Sie haben es beshalb auch für befonders nöthig und wilnfchensiwerth 
gehalten, im Geſetz in 8 2 Hineinzufchreiben: „im öffentlihen Intereffe”. Deine 
Herren, dieſe Anficht ift nach beiden Richtungen hin, ich will nicht fageu, unrichtig, 
aber eine fchiefe. — Das Richtige ift: in den fämmtlichen Fällen des $ 2 Liegt 
ein Öffentliches SYntereffe vor; e8 ſoll und muß aber diefes Geſetz in ben Fällen 
des 8 2 auch) da Anwendung finden, wo ein einzelnes Gruudſtück einem einzelnen 
Grundftiide, reſpeltive ein einzelner VBefiger einem einzelnen Befiger gegenliber- 
ſtebt. Es kommt mir ganz bejonders darauf an, dieſen legtern Punkt zu be- 
tonen und Mar zu ftellen. Ich babe auch ſchon in der Kommilflon dieſe Anficht 
befonders verfodhten, und zwar im Einverflänbniß mit den Herren Regierungs⸗ 
fommiffarien, reſpektive ift ihr von ben letteren nicht widerjproden worben. 
Meine Herren, wenn wir uns auch nur auf den Standpunkt der Herren Abge- 
ordneten Schellwitz und Genoſſen ftellen, nämlich auf den Standpunkt des öffent» 
lichen Intereſſes, fo hat ſchon der Herr Miniſter Dr. Friedenthal bei der zweiten 
Lefung ſehr richtig darauf aufmerffam gemacht, daß ja das öffentliche Futerefie 
nicht immer ein unmittelbares ift, ſondern auch ein mittelbares fein Tann. Ferner 
ift e8 zweifellos, daß das öffentliche Intereſſe nicht blos Durch die betreffeuben 
und betroffenen Objefte, ihre Größe, Qualität und Anzahl gegeben wird, ſondern 
durch die ganze causa, um bie es fi) handelt, und die, ſei es nach dieſer, fei 
es nad jener Richtung Hin das üffentliche Intereſſe in Anſpruch nimmt und 
affizirt. Solche cansae find aber die im 8 2 aufgeführten Fälle ſämmtlich. 
Und wenn Sie blos die Objecte an ſich betrachten, fo liegt e8 doch auf ber 
Hand, daß e8 bei der Anwendung des Geſetzes auf ein Heines Grundftüd fidh 
nicht blos um dieſes konkrete Grundftid handelt, foudern um die Summe aller 
einzelnen, Heinen Gruudſtücke, bei denen das Geſetz Anwendung finden Tann, 
Bollen Sie die Anwendbarkeit des Geſetzes auf kleine Grundſtücke fiberhanpt 
ansichließen, fo liegt es auf der Hand, dag das öffentliche Intereſſe jehr wejentlich 
darunter leiden und dadurch gejchädigt werden würde. Die ganze Größe und 
Stärle bes Staates beruht ja mit auf dem Grundfage, daß überall, auch in den 
Heinften Punkten, die größte Kraft gefammelt werde. Bon dieſem Geſichtspunkte 
aus ift fein Feines Grundftiid gering zu ſchätzen, gejchiweige denn die Summen 
aller feinen Grundfiiide. Dazu kommt aber ferner, daß, ehe vom öffentlichen 
Wohle die Rede ift und die Rede fein kann, es ſchon ein natürliches und in 
allen Rechtsſyſtemen und Lanbesgefegen, auch in unſerm allgemeinen Landrecht 
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fpeziell anerfanntes Recht giebt, wonach der Einzelne verlangen kann, daß feine 
Eriſtenz umd fein Hecht durch das nebenftehende Hecht des Anderen, abgeſehen 
von Nißbrauch und culpa, nicht ohne Weiteres ecrafirt, ſchwer gefchädigt werde, 
ſondern der Andere mit feinem Rechte, joweit zurlidtrete. Diefes Recht ift in 
den 88 7476, 83, 92, %, %, 97 der Einleitung zum Allgemeinen Landrecht 
anerlannt, und anf diefen allgemeinen Vorjchriften beruhen die 88 29—32 I. 8 
Wigemeinen Landrechts, wo es ausbrüdlich heißt: 

Der Staat karın das Privateigenihum feiner Bürger nur alsdann 
einfchränten, wenn dadurch ein erheblicher Schade von Anderen oder von 
dem Staate jelbft abgewendet, oder ihnen ein beträchtlicher Vortheil ver- 
ſchafft werben, beides aber ohne allen Nachtheil des Eigenthümers ge- 
ſchehen Tann. 

Ferner alsdann, wenn der abzumendende Schade oder der zu ver- 
Ichaffende Bortheil des Staates felbft oder anderer Bürger beffelben den 
aus der Einfchränfung fir den Eigenthümer eutftehenden Nachtheil be- 
trächtlich überwiegt. 

Es fol dann volltändige Entſchädigung Hinzu fommen, und das Ganze nur 
durch Geſetz gemacht werden können. Meine Herren, dieje pofitiven Vorfchriften 
des Allgemeinen Landrechts, die noch jetzt zu Recht beftehen, die die Grundbe⸗ 
dingungen des Rebeneinanderbeflehens der Dienfchen überhaupt enthalten und 
enf welchen Grund und auf welcher Bafis erſt nachher vom öffentlichen Wohle 
in specie die Rede fein kann, — diefe Grundfäge und gefeglichen Beflimmungen 
liegen auch diefem Geſetze mit Recht zu Grunde, welches fi vollfändig jenen 
jo verfländigen Grundſätzen des Allgemeinen Landrecht anfchließt. Uebrigens 
Baben wir ja auch ſchon andere gefeliche Beſtimmungen, die auf jenen Vor⸗ 
ſchriften beruben, namentlich bie servitus necessaria und die Geftattung der 
Vorfluth. — Meine Herren, Sie mögen nun das Gele von diefem naturredht- 
lich geſetzlichen Standpunkte oder vom Standpunkte des öffentlichen Intereſſes, 
den ich vorher beleuchtete, betrachten, fo ift es jedenfalls zweifellos, daß die 
Beſtimmungen des 8 2, fo wie fie find, vollländig gerechtfertigt ſtud und es 
an ſchaden würde, wenn man die Worte einfligte: „im öffentlichen Intereſſe“; 
deun das wittrde nur bewirken, daß bie Möglichkeit der Mißdeutung in das Ge⸗ 
fe Hineinfäme, als bandle es ſich hier immer um ein fpezififch unmittelbares 
Öffentliches Interefſe. Das würde die Richter nur noch verwirrter machen, als 
fie es ſchon find (Heiterkeit), infofern fie kein Kriterium dafür haben, wo das 
Öffentliche Intereſſe eigentlich anfängt, und es würde bie praktiſche Folge davon 
bie fein, baß bei einem größeren Grundfiiide man wohl leicht ein öffentliches 
Sutereffe annehmen würde, bei einem fleineren aber nicht; und zu einer foldyen 
Geſetzgebung, die blos ben großen Srunbbefit ſchützt und nicht auch den Heinen 
Mann, zu der werden Sie doch nicht die Hand bieten wollen. 

Es if damı noch in der Kommiffion behauptet worden, wir jchüfen mit 
dieſem Geſetz ein neues Privatrecht, das bier nicht am Plage ji. Davon ift 
aber hier gar keine Rede. Das Kriterium des abfoluten Privatrechtes ift die 
a Inte Erzwingbarteit und zwar bei den ordentlichen Gerichten. Davon ift 
a ' wie gejagt bier gar uicht die Rede. Es ſteht in dem Beleg: es Tann 
u r den gegebenen Borausfegungen die Einſchränkung des Eigenthums er- 
fin; es muß aber nidt fein. Das Berfahren erfolgt bei den Berwaltungs- 
9  äHten, die von Amtswegen erforjchen und nach freiem Ermeſſen urtheilen, 
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und eine abjolute Erzwingbarfeit eines abſoluten Privatredhtes liegt alfo in 
feiner Weiſe vor. 

Meine Herren, ich bitte Sie aljo, dem 8 2, fo wie er tft, unbedenklich Ihre 
Zuſtimmung zu ertheilen. 

Bräftdent: Die Disfuffton iiber den $ 2 ift gefchloffen. Die Abgeordneten 
Hänel und Genoffen haben zwei Meine Aenderungen vorgejchlagen: anftatt ber 
Eingangsworte „In Tällen, wo” zu feen „In Fällen, in denen“ und in der 
Littr. B. das Wort „etwa“ zu ftreichen. 

Ich glaube, das Haus kann wohl geftatten, daß mit diejen Aenderungen, 
denen auch die Zuſtimmung der Staatsregierung ertheilt ift, der $ 2 zur Abftim- 
mung gebracht wird. 

Ich erjuche diejenigen Herren, welche den S 2 mit den beiden Aenderungen 
der Abgeordneten Hänel und Genoffen annehmen wollen, aufzuftehen. (Geſchieht. 

Das ift die Majorität. 

Ich eröffne die Disfuffion itber den $ 3, zu welchem ſich Niemand gemeibe 
hat. Der $ 3 ift angenommen. 

Beim $ 4 haben die Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen beantragt, im 
zwetlen Sage das Wort „etwa“ zu flreihen. Auch bier ift Niemand gemeldet. 
Sie find wohl einverftanden, daß ich Tonftatire, daß mit Diefer Redaktionsän⸗ 
derung der $ 4 angenommen ifl. 

Zu den $ 5 und 6 liegen Meldungen nit vor; — diefelben find ange- 
nommen. 

Der $ 6 der urfprünglichen Vorlage ift nicht mehr in der Zufanmnenftellung 
vorbanden. 

Zu $ 7 if Niemand gemeldet. — Auch diefer Paragraph iſt ange. 
nommen. | 

Meine Herren, bei den SS 8, 9 und 9a, der neu vorgefchlagen, ift von ben 
Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen, und dem $ 10 find Borjejläge*) gemacht, 


) Die Borfchläge lauten: Den $ 8 zu faflen: 

Der Antrag auf Erlaß der im $ 2 vorgefehenen Anordnungen ift dem zuſtändigen 
Waldſchutzgerichte ſchriftlich einzureichen. 

Der Antrag muß die gefährdeten und gefahrbringenden Grundſtücke, ſowie die Art 
ber Gefährdung genau bezeichnen und einen beflimmten Borfchlag über bie zu ergrei⸗ 
fenden Schugmaßregeln entbalten. 

Die Zuftändigleit des Waldſchutzgerichts wird Durch die Belegenheit bed gefahrbrin- 
genden Grundſtückes beftimmt. 

zen 8 9 zu faflen: 

Dad Waldſchutzgericht ernennt eines feiner Mitglieder oder einen anderen Sache 
veritändigen zum Kommifiar, meldher ben Sachverhalt im vollen Umfange an Ort und 
Stelle und unter Anhörung ber Zetheiligten zu ermitteln und erforberlichen Falles bem 
Beweis zu erbeben bat. 

Als 8 9a einzufügen: 

Das Waldſchutzgericht kann auf Antrag bes Kommiffard ober der Betbeiligten die 
Srage, ob eine Gefährbdung tm Sinne des 8 2 vorliegt, vorab durch Endurtheil ent⸗ 
fheiden und bis zur Rechtakraft befielben das meitere Verfahren einftellen. 

Vor der Entſcheiduug bat der Kommifiar über biefe Frage ein ſchriftliches Gut 
achten anzufertigen, melches für bie Betheiligten nah Maßgabe bes 8 12 offen 3 
legen ift. 

Den 8 10 zu fafler: 

Auf Grund feiner Ermittelungen bat ber Kommifjar ein Regulativ zu entwerfer 

welches insbefondere folgende Punkte enthalten muß: 
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welche die Paragraphen erjegen follen gegenüber den Beichlüffen der zw 
keſung von den Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen. — Ich ftelle 
8 8-9—10 und 9a, der nen vorgefclagen ift, zufammen zur Erörterung. 

Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort. 

Abgeorbneter Dr. Hänel: Meine Herren; Ich muß zunächſt Etwas 
rühtigen, nämlich $ 8, wie er von mir vorgeſchlagen ift, ftellt ſich nur den 
rien Sätzen des 5 8 entgegen; dagegen der dritte Sat des $ 8 ber Zu 
menfellung: „Geht der Antrag von dem Bezirke ſelbſt aus u. |. m.“ 
fehen bleiben. 

Meine Herren, nachdem ich dieſes berichtigt habe, erlauben Sie, daß ich 
Az auf die Motive zurückkomme, welche uns bewogen haben, die Ihnen 
fiegende ftattliche Reihe von Amendements zu fielen. Es könnte ja faft ſche 
als ob wir durch bie große Anzahl von Amendements einen gewiſſen Sch 
auf tie Berathung der Kommiffion und felbft der zweiten Berathung des Ha 
merfen. Das ift in feiner Weife der Fall, Sie wollen ſich erinnern, daß 
der Kommilfionsbericht vorgelegt wurde, aljo die gefammte Struftur des Gel 
abgejdhloffen war, bevor wir das Geſetz über das Berwaltungsftreitverfahre 
diefem Haufe fannten. In Folge deffen, und nachdem wir biefes Gele < 
aommen hatten, war es nothwenbig, eine Reihe von juriſtiſch-techniſchen, ir 
fondere prozeffualifchen Wenberungen vorzunehmen, um dieſes Spezialgefey 
dem allgemeinen Geſetz in Einflang zu bringen. Man mag ja auch gern fi 
daß es fülr eine folche Speziallommiſſion fein Vorwurf if, daß in diefer Kon 
Fon die Technik und vieleicht aud die Romantik des Waldes vorgemogen 
gegenüber der Technik der Jurisprudenz. 

Meine Herren, die Anträge ſelbſt Mnlipfen an ein Bedenken an, was 
Herr Abgeordnete Schellwig meiner Ueberzeugung nad mit vollem Recht 
hoben hat. Er fragte, ob denn für bie Auseinanderfegungen, bie nach der 
lage und den Gegenflänben des @ejeges unter Umfänden einen ſehr gr 
Umfang erreichen, einen großen Reichthum praktiſcher und rechtlicher Berhäti 
betreffen können, Gier der Kreisausſchuß, den wir Waldſchutzgericht nennen, 
geeignete Behörde fei. Wir wollen uns darüber nicht täufhen, daß wir in.d 
Rreisausfhüffen mit fehr werthvollem Material arbeiten, welches wir nicht 
einer gewöhnlichen büreaufcatifen Arbeit ermiden bürfen. Wir müffen, gl 
id, bei allen unferen Spezialgefegen den Geſichtspunkt ins Auge faffen, 
Kreisausicüffe nicht zu überlaften und ihnen nicht Arbeiten zuzumuthen, di 
der Ratur ihrer Zufammenfegung nach nicht wohl oder wenigftens doch nid 
gut als bureaukratifche Behörden vollziehen können. Unter diefem Gefichtsp: 
ÄR 8 durchaus nöthig, meine Herzen, daß wir die Kreisausidffe niemals üı 
Lage bringen, welde eine bitreaufratiic geſchulte Behörde ſeht wohl überwi 
Tann, in die Lage nämlich, eine nicht vollfommen und nad) allen Seiten 


1. Die Befimmung der gefahrbringenden und gefährbeten Grundftüde: 

2. bie Cinfhräntungen in der Benugung, welche den gefahrbringenden Grundi 
anfzulegen find; 

3. die Beftimmungen über die Herfielung, Unterhaltung und Aufficht der erfe 
tigen Balbkulturen und fonfigen Gchußanlagen; 

4 die Beftimmungen darüber, welche Entihädigungen, von wem, nad weldem 
Häitniß, 618 zu welem Betrage und zu welhem Beitpuntte diefeiben, fowi 
Koften ver Schuganlagen aufzubringen find. 

Yabrb. b. Pr. Gork- u. Jagd-Weichg VILL 14 
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inſtruirte Sache vor ſich zu ſehen. Soweit es irgend mit der mündlichen Ver⸗ 
handlung vereinbar iſt, müſſen die Vorarbeiten für Die Entſcheidung den Kreis⸗ 
ausfchüffen nach allen Seiten bin gemacht fein; das ganze Material muß ge- 
fihtet bereits dem Kreisausfhuß vorliegen. In diefer Richtung haben nunmehr 
die Anträge das Verfahren vor dem Kommiffar ſchärfer präzifirt. Sie wollen 
den Kommiffar dazu anleiten, das gefammte Material in jachverftändiger und 
zugleich bereits in juriftifch-technifcher Weife zu fichten, fie wollen ferner, daß an 
den Kreisausfchuß nicht unbeftimmte Anträge kommen, daß vielmehr beſtimmte 
Anträge und Vorſchläge ihm vorgelegt werden, auf die er, ſoweit es irgend mit 
der Sadjlage vereinbar ift, mit Ja und Nein zu enticheiben bat. Diefe Anträge 
wollen ferner dem Berfahren, welches wir bier einzufchlagen haben, das Rück⸗ 
grat, wenn ich mid fo ausdräden darf, beftimmter Formen geben. Sie wollen 
fi) erinnern, daß wir bei dem Geſetze iiber das Verwaltungsverfahren zuge 
ftehen mußten, wir feten noch nicht in der Tage, eine eigentliche Bermwaltungs- 
prozeßordnung zu geben. Es könne fi zur Zeit nur darum bandeln, den all- 
gemeinften Rahmen aufzuftellen, e8 fehle uns noch an der nöthigen Braris. 
Allein wir fügten ausprüdlich Hinzu, daß es zunächſt eben ein Auskunftsmittel, 
ein Uebergangsftadium fei, wir müſſen dahin fireben, allmählich zu einer be⸗ 
feftigten Progegordnung zu kommen, die allerdings immer eine gewiffere, freie 
Bewegung, wie e3 das bier zu vertretende öffentliche Intereſſe fordert, geftatten 
dürfte; allein ficdere beftimmte, die Parteirechte garantirende Prozekformen find 
dabei keinesweges ausgefchloffen. Ich Halte e8 gerade für die Aufgabe ber 
Spezialgefeggebung, von Fall zu Fall diefe Formen in fachgemäßer Weiſe zu 
beftimmen und dadurch den lareren Rahmen jenes allgemeinen Geſetzes im Sinne 
und im Geifte deffelben auszufüllen. Bon allen diefen Geſichtspunkten aus, dem 
Geſichtspunkte einer möglichften Entlaftung des Kreisausfchufies, dem Geftchts- 
punkte der möglichften prozefſualiſchen Klarſtellung aller Yragen, endlich von dem 
Geſtchtspunkte, dem Verfahren, foweit e8 nad Lage der Sache ftatthaft war, 
feſte Formen zu geben, von diefem Geſichtspunkte aus haben wir unfere Anträge ge- 
ftellt. Ich boffe, dag die allgemeine Beleuchtung genügen wird, um die Einzel- 
heiten derfelben zu Ihrem vollen Verſtändniß zu bringen. Ich bitte Sie, un- 
feren Anträgen Ihre Zuflimmung zu geben. 

Brafident: Es iſt Niemand weiter gemeldet, die Diskuffton über die Ba- 
ragraphen 8, 9, 9a und 10 ift gefhloffen. Wir kommen zur Abftimmung. Es 
haben alſo die Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen vorgeſchlagen, als $ 8 
anzunehmen mit den Verbefferungen, wie wir fie eben gehört haben, basjenige, 
was Ihnen unter Nr. 3 der Anträge gedrudt vorliegt und daran zu fchließen, 
ohne einen Abjat zu machen, den letzten Sat des leisten Abſatzes der Beſchlüfſe 
zweiter Lefung. 

Diejenigen, welche den Paragraphen unter Bejeitigung der Befchlüffe zweiter 
Lefung fo annehmen wollen, bitte ich, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität; in diefer Geftalt des Antrages der Abgeordneten 
Hänel und Genoffen ift der 8 8 angenommen. 

Dann bringe ich den $ 9 nad den Borfchlägen des Abgeordneten Ha el 
unter Nr. 4 des gedbrudten Antrages zur Abſtimmung und erſuche Diejaric 
welhe gegen diejen Paragraphen ftimmen wollen, aufzuftehen. (Geſchieh! 

Der 8 9 ift nach dem Vorſchlage Hänel angenommen. 


Wi 
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Ich bringe den $ 9a nach den Vorſchlägen Hänel und Genoſſen zur Ab. 
fimmung und erſuche Diejenigen, welche dagegen ftimmen wollen, aufzufteheu- 
Geſchieht.) 

Auch dieſer Paragraph iſt angenommen. 

Dann bringe ich den 8 10 nach dem Vorſchlage derſelben Abgeordneten zur 


Abſtimmung und bitte Diejenigen aufzuftehen, welde dagegen flimmen. 


Geſchieht.) 

Ebenfalls von der Majorität angenommen. 

Ih eröffne jetzt die Diskuffion gemeinſchaftlich über die $ 11, 12, 12a, 13, 
14 und 15 mit den dazu gehörenden Anträgen*) der Abgeordneten Hänel und 
Genofien. — Eine Diskuffton wird nicht verlangt, e8 erfolgt auch gar kein Wi⸗ 
deripruch gegen diefe verfchiedenen Anträge, ich glaube, wir können den Ab⸗ 
finmungsmodus vereinfachen; wenn Sie mir geftatten zu Tonflatiren, daß bie 
Sl, 12, 12a, 13 (dee nad den Borfchlägen ber Abgeordneten Hänel und 
Genofien ausfallen fol), 14 und 15 fo angenommen find, wie die Abgeorb- 
neten Häuel und Genoffen vorfchlagen.. — Das Haus ift damit einverftanden. 

Ich eröffne die Diskuffion über die 88 16, 17 und 18, — melde ebenfalls 


ohne Disfuffion angenommen werden. 


°*) Die Anträge lauten: Den 8 11 zu fallen: 

Der Entwurf des Regulativs ift mit einem jchriftlihen Gutachten zu begleiten, 
welches die getroffenen Betimmungen zu begründen und bie einjdjlagenden ragen 
voſſſtãndig zu erörtern Hat. 

Bu 5 1: 
Anflatt des Alinea 3 zu fegen: 

Demnähr Hat der Kommiſſar die fämmtlichen Betheiligten behufs Anmeldung 
ihrer Sinwendungen gegen den Entwurf bes Megulativs zu einer mänblidhen Vers 
handlung unter der Berwarnung zu laben, baß die Berädjichtigung ſpäter erho⸗ 
bener Einwendungen durch das Waldſchutggericht ausgeſchlofſen werben Tann. 

Sn der münblihen WBerbanblung hat der ſtommiſſar die Einwendungen und 
Gegenvorſchläge zu erörtern und biejenigen, Über welche eine Bereinbarung nicht 
erzielt werben Tann, feftzuftellen. 

Als 8 12a einzufügen: 

Ueber Befchwerben, welche die Leitung des Verfahrens durch den Rommiffer be= 

treffen, entſcheidet das Waldſchutzgericht endgültig. 
Den 8 13 zu ſtreichen. 
Den 8 14 zu faflen: 

Das Waldſchutzgericht kann ohne Weiteres das Regulativ dur‘ Eeſcheid feftfepen 
und vollfitedbar erflären, wenn @inwendungen nicht vorliegen und fi auch im öffent« 
chen Intereffe nichts dagegen zu erinnern findet. Der Beſcheid ift den Betheiligten 
unter der @röffnung zuguftellen, daß biefelben befugt feien, innerhalb einer zehntägigen 
Srift vom Zage der Zuftellung an gegen ben Beicheib Einſpruch zu erheben und bie 
Anberaumung ber mindlihen Verhandlung zu beantragen. Wird fein Einſpruch er- 
hoben, fo gilt der Befcheid vom Tage. der Zuftellung ab ald Endurtheil. 

Den $ 15 zu faflen: 

Bur mändlihen Verhandlung vor dem Walbfchuggericht find die gefährbeten In⸗ 
terefienten, die Eigenthümer, die Nutzungs⸗, Gebrauchs⸗ und Servitutberetigten, fowie 
bie Wächter der gefahrbringenden Grundſtücke und ber Untragfteller (88 4, 5 unb 10 
Rr. 4) burd) befondere Borlabungen, alle die fonft ein Intereſſe an ber Sache zu haben 
vermeinen, durch einmalige öffentliche Belanntmadhung im Umts- und Kreiäblatt unter 
ber Berwarnung vorzulaben, daß beim Ausbleiben nad) Lage der Verhandlungen werde 
entſchieden werben. 

Das Baldfcuggericht Hat durch Endurtheil über die gegen das Regulativ erhobenen 
Finwenbungen zu enticheiden und beziehungsweiſe daß Regulativ feſtzuſetzen. 

Streitigleiten über die Eriftenz und ben Umfang von Privatrechten verbleiben bem 
uedentlihen Rechtswege. 14* 
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Ich eröffne die Diskuſſion über die 88 19 und 20 mit den Vorjchlägen der 
Abgeordneten Hänel und Genofjen unter Nr. 13 und 14 der Anträge.t) — Auch 
bier erfolgt fein Widerſpruch; mit diefen Borfchlägen, rejpeltive mit der Um: 
änderung des ganzen $ 20, find die beiden 88 19 und 20 angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion iiber $ 21 und konſtatire defien Annahme. 

Bu $ 22 hat der Abgeordnete Freiherr v. Wendt das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Wendt: Deine Herren! Da ich in der @eneral- 
disfuffion nicht mehr zum Wort gelommen bin, fo will ich bier wenigftens in 
ein Baar Worten meine prinzipielle Stellung zu diefer dritten Abtheilung des 
Geſetzes, welche die Beſtimmungen über die Bildung von Waldgenoffenjchaften 
enthält, darlegen. Ich glaube hinzufügen zu dürfen, daß dieſe prinzipielle | 
Stellung im Wefentlihen von meinen politiihen Freunden getheilt wird. Ih 
babe jchon bei der zweiten Berathung die Ehre gehabt, meine Bedenken darzu⸗ 
legen, und kann jett nur fagen, daß, wenn das Hohe Haus diefen dritten Theil 
des Gejeges annehmen follte, dadurd für uns das ganze Gejek unannehmbar 
wird. Ich bedaure diefes, denn gegen den erften Theil des Geſetzes babe id, 
wenn aud bier und da fi) einige Beſtimmungen darın finden, die nicht gerade 
nach meinem Geſchmack find, doch nicht ſolche Bedenken, die dagegen zu ſtimmen 
mich veranlaffen. Wenn aber der Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten bei der zweiten Berathung gejagt bat, ich Hätte mich gegen die 
ftaatlihe Einmifhung überhaupt erflärt, fo ift da8 doch nicht ganz meine Auf- 
faffung. Ich gebe zu, daß der Staat eine Einmifchung in die Brivatwirthichaft ı 
üben darf, indeffen ift es. mir lieber, wenn diefe Einmifcyung fich lediglich auf: 
eine Einwirkung befchräntt, die nicht. fo weit geht, daß fie zum Zwang wird. ' 
Der Zwang ift es, den ich namentlich getadelt habe, und nicht blos aus wirth- 
ſchaftlichen oder politifchen Gründen, die Seitens des Herrn Abgeordneten Bern- 
bardt vorher bei der Berathung des $ 2 in Bezug auf diefes Geſetz hervorge— 
boben worden find, fondern namentlid aus privatrechtlichen Gründen, wie id) 
das auch ſchon bei der zweiten Berathung betont habe. ch hätte deshalb aud) 
gemünjcht, wenn der fonft jo fehr intereffante und eingehende Bericht, den wir 
Seitens der Kommiſſion erhalten haben, auch gleich dieje privatrechtliche Auf: 
faffung, die in Betracht fommt, mehr betont hätte. Es find dies Bedenken jo 
ſchwer wiegender Natur und von foldem Einfluß, mie ihn überhaupt der Be 
griff des Eigenthums an und fir fih ſchon beanipruchen kann. Aber wenn der 





*), Die Borfchläge lauten: Zu 8 19: 
Anftatt Alinea 2 und 3 zu fegen: 

Gegen Verfügungen des Borfigenden, melde dem Requlativ widerfprechen, Tann 
innerhalb 10 Tagen nad) erfolgter BZuftelung bei dem Waldſchutzgerichte Einſpruch er- 
hoben werben, welches darüber entfcheibet. 

Den 8 20 zu faflen: 

Sit Gefahr im Verzuge, fo kann der Borfigende des Waldſchutzgerichts im öffent- 
lien Intereſſe ſchon vor rechtsträftiger Entiheibung vorläufige Anorbnungen trefien 
zur Berbinderung folder Unternehmungen, weldge eine, die Gefahr vergrößernde ober 
begünftigende Veränderung in der Bewirthſchaftuug des Grundſtückes vorbereiten. &r 
Tann diefe Unorbnungen nad) Maßgabe ber 88 79 und 81 ber Kreißorbnung vom 13 
Dezember 1872 (Beiehfammlung Seite 661) durch Anwendung ber gefeglichen Zwangt⸗ 
mittel burdhfegen. 

Sowohl gegen die Anordnung als gegen bie Keftiegung der Strafe kann innerhalb 
10 Zagen nad erfolgter Buftellung die Klage bei dem Berwaltungdgericht erhoben 
werben. 
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Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten dann ferner gefı 
hat, er glaube nicht, daß man bios durch Belehrung die Forftfultur befürdı 
tzunte, fo gebe ich da# zu, daß mit bloßen Redensarten wenig gemacht wert 
farm, aber zwiſchen foldhen bloßen Redensarten und dem Zwang liegt doch n 
fehr viel im der Mitte und zwar liegen Dinge in der Mitte, die der Staats 
gierung durchaus nicht unbefannt find, die in gewiffer Beziehung bis jet ſa 
in llebung find, und das find gerade diejenigen Sachen, worauf ich bejonb: 
Gewigt lege, und die ich ber Staatsregierung zur befonberen Berüdfichtigu 
md Beförderung auf das dringendſte empfehlen möchte. Stellenweiſe find z. 
drãmien gegeben worden für die Herſtellung von Forſtkulturen, das ift aber r 
in geringem Maße ber Fall geweien, es iſt geſchehen durch bie landwirthſche 
fihen Bereine, durch deren BVermittelung diefe Staatsprämien an die kultivir 
den Befiper vertheift find. Es hat fich dieſes Kulturmittel im Allgemeinen 

währt. zwar nicht in großem Mafftabe, weil bie Prämien an und für fi Me 
find, und es find mir fogar Fälle bekannt, dag mancher Meinere Befiger — 

Kinnte zum Beifpiel einen namhaft machen, den ich ſelbſt aufgefordert habe, | 
eine ſolche Prämie zu holen, weil er wirllich ſehr ſchöne Kulturen gemacht | 
— widerte: ja, da hat man viel mehr Laft und Mühe als Bortheil, bis m 
die Baar Thaler befümmt. Da ließen ſich alfo vielleicht Einrichtungen treff 
um bie Sache den Leuten ſchmachafter zu machen. ferner möchte ich hinwei 
anf die bereits vorhandenen Kommunalforfiverwaltungen, deren Thätigfeit a 
and dahin ansgebehnt werben könnte, daß zum Beifpiel bei der Anlage t 
Forfkulturgärten Rüdfit daranf genommen würde, daß nicht blos der Bed 
dieſer einzelnen Kommunen an jungen Pflänzlingen aus biefen Forſigärten 

Aritten werben fönnte, fondern auch die einzelnen Privatbefiger ihren Bedarf 
Bfänzlingen aus denſelben beziehen köunten. Es erifirt dieſe Einrichtung all 
dings ſchon, aber nicht in dem Umfange, wie e3 wilnfchenswerth fein win 
Iq betone gerade diefe beiden Beifpiele, weil ich gefehen habe, daß dieſe ı 
ähnliche Einrichtungen in der Praris, wo fie eriftiren, fich fehr gut bewä 
haben. Auf Näheres will ich nicht eingehen, fondern nur noch fagen, dag w 
die faftifchen Befigverhältniffe bei diefer Vorlage eine große Rolle gefpielt 
haben fheinen, wie der Herr Minifter uns denn aud) ein Buch vorgelegt I 
wonach im einem Theile Weftfalens Parzellirungen von 2-3 Ruthen Brı 
md Länge von 186-250 Nuthen vorfämen. Ich kann indeß verfiern, 1 
das durchaus nicht der normale Zuftand der Vertheilung des Waldbodens 


+ Befalen if. Solche erzeptionelle Fälle können bei einer Gefeggebuug für 
" ganze Monarchie durchaus nicht in Betracht gezogen werden. Da wäre es v 
leicht angezeigt geweſen, ein Spezialgefeg zu machen, wie ja für die Eifel ı 


für Wittgenftein auch Spezialgefege gemacht worden find. 

Im Allgemeinen will id daher nur nod darauf hinweiſen, wie das 
Abgeordnete Bernhardt auch fhon gethan hat, welch eigenthlmfiche Schick 
dies Geſetz gehabt hat. Werfen Sie einen Blid auf den Kommiſſionsbericht; 


| fette Drud an vielen Stellen zeigt Ihnen, welche Nenderungen das Gefet 


fitten Hat; der Blick auf die Zufammenftellung der zweiten Berathung ergi 
daffelbe. Nun find wir kaum 24 Stunden im Beflg von anderen zahlreic 
Aunendements, die dod) meines Erachtens eine ziemlich eingreifende Wichtig 
Haben. Nun, meine Herren, das ift doch jedenfalls ein Beweis daflir, daß iĩ 
eigenthumliche Schidjal des Gefeges einen tieferen Grund Hat, Ich kann 
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nur wiederholen, was der Abgeorbnete Pariſtus bei der zweiten Berathung als 
Grund angegeben hat für feinen Antrag, den $ 22 und die folgenden abzulehnen. 
Der Beweis, der bier durch diefe Thatjachen erbracht iſt, jcheint mir vollſtändig 
ausreichend zu fein. .Der Herr Minifter hat fi ja, wie wir vom Herrn Prä- 
fidenten fchon geftern gehört haben, mit diefen Amendements vollftändig einver- 
ſtanden erklärt. Es ift das alfo die dritte Aenderung, die der Herr Miniſter 
in feiner Anficht in Bezug auf diefes Gefeg uns Tundgegeben hat, und das alles 
mit ungebeurer Geſchwindigkeit, wie denn auch die heutige VBerathung mir eini- 
germaßen unter dem Eindrud eines gewifien Eifenbahnflebers, wenn ich fo jagen 
fol, zu ftehen fcheint. Und dazu ift mir doch wirklich diefe ganze Borlage mit 
ihrer einfchneidenden Wirkung auf den Geldbeutel der betreffenden Unterthanen, 
wie ich in der vorigen Berathung ziffermäßtig nachgewieſen babe, zu wichtig. Ich 
bedaure deshalb, wenn ih auch an und fir ſich eine mäßige Einwirkung der 
Regierung auf die Forfilultur wünſche, daß ich diefem Geſetze feine Zuſtimmung 
nicht geben Tann. 

Präfident: Der Abgeordnete Bernhardt hat das Wort. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Geftatten Sie mir in äußeſter 
Kürze denn doch eine Wiederlegung der foeben entwidelten Gefichtspunfte. Ic 
glaube, der Abgeordnete Freiherr v. Wendt bat eine etwas unbeftimmte Bor- 
ftellung von freien Genoſſenſchaften; ich weiß das aber nicht ganz genau, weil 
er es nicht gejagt hat. Dder er will gar keine Genoffenfchaften, er will aber 
doch in den meftlichen Provinzen, namentlich, wie mir fcheint, in feiner heimi⸗ 
Then Provinz Weftfalen, eine beifere Waldkultur, als fie heute ift, eingeflihrt 
ſehen. Darin hat er nun unzweifelhaft Net. Die Weftfäliichen Bauern gehen 
mit ihrem Walde vielfach fchledht genug um. Ich habe 6 Jahre als Oberförfter 
dort gewohnt. Ich erinnere nur an den ficher ehrenmwerthen Kreis Olpe und 
bitte den Herrn Abgeordneten Wendt fi) dort die Berhältniffe anzuſehen. 

(Ruf des Abgeordneten Freiherm vd. Wendt: Das find ganz erzeptionelle 
Berbältniffe in Olpe.) 

Daraus läßt fi aljo gar nichts exemplifiziren. Mit guten Lehren, ſelbſt 
mit Anwendung geiſtlicher Autorität wird er dort nichts fertig bringen. Nichts 
hilft in dieſen Dingen, als ein geſetzlicher Schutz, daß, wenn eine größere Zahl 
von Grundbeſitzern das Gute will, nicht ein einziger Querkopf Alles hintertreiben 
kann, und weiter haben Stein Ihrer zweitenBerathung nichts beſchloſſen, meineHerren, 
Sie haben nur beſchloſſen, daß da, mo die Mebrheitderjenigen Berfonen, welche ein In⸗ 
tereffe zur Sache haben, oder die Mehrheit des Intereſſes zur Sache ſelbſt fich für die 
Genoſſenſchaftsbildung entjchieden hat, e8 dabei fein Bewenden haben muß. Niemals 
werden Sie auf dem Wege freier Genofjenfchaften auch nur das Geringfte er- 
reihen, Natürlich, wenn man den Leuten Geld giebt, ja, dann pflanzen fie wohl 
Fichten; das thut jeder Menſch; das Geldnehmen ift eine allgemeine menſchliche 
Eigenfhaft; außerdem, wenn Sie den Leuten die Pflanzen recht billig Tiefern, 
nehmen fie fie lieber als theure. Ich bemerke dabei, daß alle Königlichen Ober- 
förfter angewiefen find, jede Ouantität von Pflanzen an Private zum Selbft- 
foftenpreife abzulafien, daß alſo hier Seitens der Staatsverwaltung ſchon lä ft 
alles gefchieht, mas möglich if. Mit allen dieſen Dingen, erreichen Sie ı ır 
uichts. Die Kreife Siegen und Olpe find Nachbarkreife. Im Kreife Sie n 
blüht die Waldwirthichaft unter dem Schuß und unter der Wirkung bed ( t» 
noffenfchaftswejens, und im Kreife Olpe, wo nur in einem Theile Genofjenf“ f- 
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ten beſtehen, ber übrige aber Leine Genofſſenſchaften hat, iſt eine allgemeine Ver⸗ 
milderung des Bodens, ein jammerboller Kulturzuftand die nächſte Folge. Wer 
aus ſolchen Beifpielen nichts lernt, für den habe ich weiter nichts zu reden. Ich 
bitte Sie, den $-22 anzunehmen. 

Präſident: Der Abgeorbnete Pariſtus bat das Wort. 

Abgeordneter Pariiius: Der frühere Herr Referent nimmt jett die Vorlage 
in Schuß, während er vorher ſehr fchlimme Dinge über den Gang diefer Ge- 
jeggebung gejagt hat. Meine Herren, ich kann dem Herrn Borfikenden der. Kom- 
mifkon feinerlet Vorwürfe machen; er hat feinen Standpunkt zur Sache ſtets 
ſachlich und ruhig vertreten, und es iſt durchaus nichts Ungebeuerliches, daß der 
Borfigende einer Kommiffton fchlieglich gegen den Gejegentwurf ſtimmt. Ich 
möchte den Herrn Abgeordneten Bernhardt bitten, fi mit der Geſchichte des 
Barlamentarismus in Preußen etwas befannter zu machen, dann wird er finden, 
daß der gleiche Fall oft vorgelommen if. Wenn ich dem Herrn Vorfigenden 
einen Borwurf machen könnte, fo wäre e8 der, daß er die forfitechnifche Seite 
der Borlage überjchäßend, die juriſtiſche unterfchägend, einen Forfttechnifer zum 
Referenten beftellt bat. (Sehr gut! — Heiterkeit.) 

Wenn wir beute zu unjeren großen Bedauern hören, daß der Herr Re—⸗ 
ferent Hunderte von Anträgen in petto gehabt hat, die er alle in der Kommiſſion 
nnterdrüdt bat, fo möchte ich wiffen, wie dann das Gefeß ausfehen würde, wenn 


‚die juriftifche Seite eben jo grindlid wie die forfttechnifche behandelt wäre. Ich 


bin freilich bisher der Meinung geweſen, daß bie forſttechniſche Seite fehr gut 
behandelt worden fet, und bedaure, heute vom Herrn Neferenten das Gegentheil 
zu hören; denn nach den Hunderten von Anträgen, die er in der Taſche be- 
halten hat, müßte diefe Seite doch jchlecht behandelt fein. Ich habe in der Be— 
ziehung ein viel größeres Bertranen zu den Vertretern der Regierung und zu 
feinem eigenen Schweigen in der Kommiffion gehabt. Ich will mich aber dadurch 
nicht erjchüttern Laffen, auch heute für das Gefe zu ſtimmen, da ih wirklich 
glanbde, er ift etwas leidenfchaftlich erregt nach einer falfchen Seite hin, 

(Abgeordneter Bernhardt: Nein!) 

Meine Herren, ih kann die Kommiffion. nur in Schug nehmen. Wenn der 
Gang des Geſetzes ein ungewöhnlicher und bedenklicher geweſen ift, fo hat das 
feine fachlichen Gründe, und nur zum Heinften Theile ließe es fich beftimmten 
Perſonen zur Laft legen. Bon den fahliden Gründen iſt der eine bereit$ von 
dem Herrn Abgeordneten Hänel erwähnt: wir haben berathen müſſen, ehe die 
Kommiffionsbefchlüffe tiber das Berwaltungsgerichtsgeje vorlagen. Es ift das 
leider in der Kommiffion befchloffen worden. Nun, ich hoffe, e8 wird noch zum 
guten Ausgang fommen. Ich Hatte in der Kommiſſion den Antrag geftellt, die 
Berathung tiber diefe juriftifch-technifche Seite, fo weit es nämlich das Verfahren 
enlangt, auszufehen. Es ift nicht.gefchehen, und das muß jet im Plenum nach⸗ 

geholt werden; und wir können namentlich dem Heren Abgeordneten Hänel, ber 
dies in feinem Antrage verfucht, nur dankbar fein. Ich glaube, das kann ung 
nicht hindern, jet für das Gefe zu flimmen. — Das andere Hinderniß eines 
ı mäßigeren Ganges mar, daß allerdings tiber ein ehr wichtiges Prinzip bie 
!  miffion nicht recht zu voller Klarheit gelangte, und ich muß fagen, daß auch 
Niegierung ſich darüber nicht vollftändig Mar gemacht hatte; das ift das Prinzip, 
I ses bier im Plenum zum Durchbruch kommt, nämlid der Uebergang zur 
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dentjchrechtlichen Genoffenjchaft im Gegenſatz zur römifchredhtlichen Genoffenjchaft. 
— Der Herr Abgeordnete Bernhardt fagt: vierzig Jahre haben die Forſttechniler 
dies Geſetz ausgearbeitet. Ya, meine Herren, jenes Prinzip ift nicht forſttechniſch, 
aber wenn der Herr Abgeorbnete Bernhardt die technifche Seite in Betreff der 
Genoſſenſchaften für die künftige Geſetzgebung etwas mehr kultiviren wollte, danız 
möchte ich ihn doch Bitten, fich mehr mit den Forſchungen zu beichäftigen, die 
nicht vor 40 Jahren, fondern in ben letzten 10 bis 20 Jahren von der Deutſchen 
Rechtsgeſchichte auch in Betreff der alten-Walbgenoffenfchaften gemacht find, unb 
ih empfehle ein auch ın der Bibliothef des Abgeordnetenhauſes befindliches Buch. 

(Der Abgeordnete Bernhardt ruft dem Redner zu: „Mein Buch.“) 

Nein, Ihr eigenes Buch habe ich gelefen und empfehle es Ihnen dazu nicht, 

(Große Heiterkeit.) 
denn ich habe daraus darüber leider nicht viel gelernt. 

Ich empfehle dem Heren Abgeordneten das Buch des Profeflord der Yuris- 
prubenz Dr. Gierke, welches er hier in zwei diden Bänden befommen kann, worin 
er auch viele Seiten iiber Waldgenoſſenſchaften uud deren Einrichtungen finden 
form. Das find allerdings Forſchungen, die die Deutiche Rechtsgeſchichte inner- 
balb der letzten 20 bis 30 Jahre gemacht hat. Ich möchte auch den Herrn 
Minifter bitten, bei feiner weiteren geſetzgeberiſchen Thätigkeit auf biefem Felde 
auch diefen Studien über die neueflen Forſchungen der Deutichen Rechtsgeſchichte 
noch ein Mein wenig näher zu treten. (Heiterfeit.) 

Ih mahe ihm daraus feinen großen Vorwurf, es find das Studien, Die 
nur bei erzeptionellen Neigungen gemacht werden. Zufälliger Weife haben Site 
bei der zweiten Lefung in ben Herren Abgeordneten Miquel und Hänel zwei 
ſehr titchtige Vertreter gefanden, deren Ausführungen auf diefen Forſchungen der 
Deutſchen Rechtsgeſchichte in den legten 20 bis 30 Jahren beruben. 

Ich möchte alfo den Herrn Minifter bitten, bei feiner. weiteren Geſetzgebung 
fi den hier in Betracht fommenden Unterſchied zwifchen den Deutjchen und ben 
Römischen Rechtsanſchauungen Marer zu ftellen. Ich wieberbole nochmals, daf 
darin fein Vorwurf gegen den Herrn Minifter liegen ſoll, da ich Teineswegs von 
einem Miniſter der Landwirthſchaft verlange, daß er von vorneherein fi mit 
allen dieſen Dingen befannt gemacht hat, da es ja rein juriftifhe Sachen find. 

Ich bin alfo der Meinung, daß Sie nach der vorgenommenen Umarbeitung, 
mag fie hervorgegangen fein aus welchen Strömungen fie wolle, den genoffen- 
ſchaftlichen Theil des Gefeges recht gut annehmen können, auch wenn Sie Die 
Anträge, die ich noch fielen zu milſſen glaubte, verwerfen follten. Ich glaube, 
das Gefe macht einen guten Anfang zu einer guten Geſetzgebung auch in Be⸗ 
treff der Zwangsgenoſſenſchaften. 

Präafident: Der Herr Minifter für die Landwirthſchaft hat das Wort. 

Minifter fir die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. $griebenthal : 
Im Hinblide auf die Empfehlung, bie der Herr Abgeordnete Barifius an mrich 
gerichtet hat, kann ich ihm verfihern, da auch ich der Jurisprudenz angeböre, 
dag mir diefe Studien nicht jo fremd find, als er anzunehmen jcheint. 

Es ift bier nicht der Ort auseinanderzujesen, in wie fern ber betonte Unter- 
ſchied für mich im Wefentlichen in anderen Punkten liegt als in dem einen, ob 
die Rechtsfähigkeit ipso jure an das Erfenntniß des Waldfchutgerichtes geknüpft 
ift, oder ob diefelbe in der Form der juriftifchen Perſönlichkeit von einer Verwal⸗ 
tungsbehörde ertheilt wird, hierin gehen unfere Meinungen angeinanber. 
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Ich will aber, wie gefagt, hierauf nicht weiter eingehen, fonbern nur das 
Eine Hervorheben, daß diefer Geſetzentwurf nicht in diefem Jahre unter meiner 
Leitung angefertigt if, fondern wie dem Herrn Abgeordneten wohl befannt ift, 
als Reiultat früherer langjähriger Vorarbeiten dem vorigen Landtag bereits vor- 
gelegen hat, in einer gewiſſen Form vom Herrenhaufe angenommen und in der⸗ 
felben Form beim Abgeorbnetenhanfe eingebradht ift und eingebracht werden 
mmfßte, wenn überhaupt etwas aus der Sache werben ſollte. Wenn in dem 
Stadinum, in dem biefer Entwurf an mich kam, ich mich hätte darauf einlaffen 
wollen, den ganzen Entwurf in feinen juriftifchen Details umzuarbeiten, jo wäre 
die Folge die geweien, daß ich aus theoretifchen Gründen den praftifchen Erfolg, 
den zu erreichen ich mir vorgeſetzt habe, vollftänbig verfehlt hätte. 

Aus diefen Gründen glaube ich richtig gehandelt zu haben, indem ich den 
Weg gegangen bin, den man nach parlamentarifchen Gewohnheiten, wenn nicht 
befondere Momente entgegenftehen, zu gehen pflegt, nämlich den Entwurf, der be- 
reits das eine Haus des Landtags paffirt hatte, wiederum einzubringen und lieber 
bie fchwierige Arbeit auf mich und meine Kommiffarien zu nehmen, in Gemein⸗ 
Schaft mit fachverfläudigen Mitgliedern des Hohen Haufes in der Verhandlung 
befiernd einzugreifen, wo es nöthig erfchien, flatt den erften Schritt zur Durch⸗ 
führung einer wichtigen Aufgabe zu unterlaffen. 

Prafident: Der Abgeordnete Freiherr v. Wendt hat das Wort. 

Abgeordneter Freiherr u. Wendt: Meine Herren! Nur ein paar Bemer- 
tungen, die eigentlich unbedentend fiber den Rahmen der perjönlichen Bemerkung 
hinausgehen: 

Zunähft Hat der Abgeordnete Bernhardt gejagt, ich fchiene einen ganz dunk⸗ 
Ien Begriff von den Zwangs und freien Waldgenofienfchaften zu haben. 

(Widerfprud). 

So etwas Aehnliches war es. Ych kann ihm erwidern, daß ich darüber einen 
ziemlich Maren Begriff zu haben glaube, daß aber hier nicht der Ort ifl, darüber 
zu ſprechen. Was feine Anführungen aus den Kreifen Olpe und Siegen betrifft, 
fo ijt bereits in der vorigen Berathung genügend hervorgehoben, Daß dieſe am 
fudweſtlichſten Ende Weftfalens gelegenen Kreife ganz erzeptionelle Verhälmiſſe 
haben wegen der eigenthümlichen Haubergswirthſchaften, die nur da heimifch blei- 
ben können, weil fie mit der ganzen Induſtrie, namentlich der Lederfabrilation, 


auf das Innigſte verknüpft find. Es find dort lediglich Schälwaldungen, die in 


ganz befonderer Weiſe bewirtbichaftet werden. 

Außer diefen beiden Kreiſen ift mir aber auch der ganze übrige Theil Weſt⸗ 
falens, namentlich, auch in forfiliher Beziehung, recht genau befaunt, und ich kann 
verfihern, daß recht gute Bauernwaldungen da find. 

Was feine letzte Bemerkung betrifft, daß man bei den Königlichen Ober- 
förſtern Pflänzlinge bekommen könnte, fo weiß ic) das recht gut, ich habe auch 
nur gejagt, daß ich wünſche, biefe Einrichtung möchte noch eine größere Ausdeh- 
nung belommen; denn ich Tann konftatiren, daß die Königlichen Oberförfter nicht 

m Stande find, namentlich der augenblidlichen Nachfrage nach Eichenpflänglingen 
ollfiändig Genüge zu Ieiften. 

Präfibent: Es if Niemand weiter zum Wort gemeldet, die Diskuſfion 

iber $ 22 kann ich fchließen. 

Zu einer perfönlihden Bemerkung hat das Wort der Abgeordnete Schellwit, 
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Abgeordneter Schellwig: Meine Herren! Dem Brand; des Haufes gemäß 
babe ich, da ich von dem Heren Abgeordneten Bernhardt wicht genannt worden 
bin, auch nicht geglaubt, dagegen fprechen zu können; da aber der Herr Abgeord⸗ 
nete Parifius ausdridlich diefe Worte auf mich bezogen bat, fo muß ich Hierauf 
bemerlen, daß ich Feine Veranlaflung gehabt babe, obgleich ich nicht in allen Din- 
gen mit dem Geſetzentwurf einverftanden war, deswegen den Vorſitz in der 
Kommiffion abzugeben. Ich glaube au, daß ich mir zur eigenen Beruhigung 
fagen kann, daß ich auch micht einen Augenblid die Sache verzögert und den 
Herren Mitgliedern auch nicht die geringfte VBeranlaffung gegeben habe, irgend 
eine Einwirkung auf den Gejetentwurf aus meiner entgegengeießten Richtung ber- 
zuleiten. Wenn ber Herr Abgeordnete Bernhardt eine andere Meinung bat, fo- 
bedaure ich das, es ift mir aber gleichgültig. 


Bräafident: Meine Herren, ich bringe den $ 22 zur Abflinnnung, und er- 
fuche diejenigen Herren aufzufteben, welche ihn annehmen wollen. Geſchieht.) 

Das iſt die Majorität. 

Zu $ 23 liegt ein Antrag der Abgeordneten Barifius und Brüggemann vor 
unter Nr. 336 ad 1. Diefer und die weiteren Anträge der bezeichneten Herren 
find noch nicht genligend unterftüßt. 

Ich erfuche diejenigen Herren, welche dieſe Anträge unterſtützen wollen, auf- 
zuftehen. (Geſchieht) 

Die Unterflügung reicht aus. 

Ich eröffne alfo die Diskuffion über den F 23 und den erwähnten Bert 
rungsantrag. (vergl. ©. 221.) 


Der Abgeordnete Schmidt (Sagan) hat das Wort. 


Abgeordneter Schmidt (Sagan): Meine Herren! Ich werde kurz fein, 
aber das Prinzip der Kopfzahl, das Sie bei dieſem Baragraphen in die Regie» 
rungsvorlage hineingebracht haben, ift ein in der ganzen Preußifchen Agrargeſttz- 
gebung bisher fo abfolut noch nicht dagewefenes, daß es ſich doch wohl der Mühe 
verfohnt, und ich mir erlauben muß, felbft noch in dritter Leſung die Sache kurz 
zur beleuchten, zumal der Abgeorbnete Pariſius jegt noch einen Antrag geftellt hat, 
bie Kopizahl fogar bis auf die volle Majorität zu erweitern. 

Meine Herren, die Berüdfihtigung der Kopfzahl ift einem humanen, aber 
— verzeihen Sie mir — meines Erachtens durchaus unpraktifhen Gedanken ent- 
fprungen. Dan bat die Heinen Leute gegen die mögliche Majorifirung von Sei- 
ten der großen Grundbefiter hüten wollen; man bat es fi} al$ erichredend vor- 
geftellt, daß vielleicht ein großer Grundbeſitzer, welcher eine Anzahl Heiner fremder 
Landftreifen in feinem Beſitz hat, zu dem Mittel greifen könne, mit biefen Leuten 
eine Genoſſenſchaft zu entriren, um fie [08 zu werden. Meine Herren, biefe ganze 
Boransfegung ift faktifch eine Ilufton und ein Phantom, es wird unzweifelhaft 
niemals einem großen Grundbefiger einfallen, ja ich fann mich dahin ausdrüden, 
er wird nie fo verbiendet fein, um eine Anzahl folcher Kleinen Leute aus feinem 
Beſitz los zu werden, mit ihnen eine Genoſſenſchaft einzugehen; er verliert ja da⸗ 
bei feine eigene freie Dispofttion, er bindet fich eine Ruthe anf, die er nicht wie⸗ 
der los wird, er erreicht feinen Zweck, die Leute los zu werden, in keiner Weife, 
fondern er fettet vielmehr die Leute dadurch filr inımer an fich feſt. Alſo diefer 
ganze Full, der den Urfprung zu diefer Berüdfichtigung der Kopfzahl gegeben Bat, 
ift fattifh gar nicht vorhanden. 
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Dann, meine Herren, ift aber auch von Majorifirung in dieſem Geſetz über⸗ 
danpt gar keine Rede, es ſteht ausdrüdlich in F 23: Unter ben gegebenen Bor. 
eusjegungen Tönnen bie Genofienfchaften gebildet werden, fie müffen aber nicht; 
weun bie Mehrzahl nad; dem Kataftralreinertrage als Borausjegung gefordert ift, 
jo ift das nur eine ſachliche VBorausfegung, eine gewiffe Probe und fachliche &a- 
rantie für den Kreisausfhuß, daß die Sache imdizirt ift und gemwilmfcht wird, 
aber vinkulirt if der Kreisausfhuß dadurch nicht. . Alfo von Majorifirung kann 
man bier nicht ſprechen. Dann, meine Herren, ift überhaupt die ganze fachliche 
Boransfegung des Geſetzes derart, daß meines Erachtens nicht nur nicht von 
der Berüdfihtigung der Kopfzahl die Rede fein kann, fondern daß vielmehr der 
abfolute Zwang nach dem Ermefien der Behörden vollſtändig gerechtfertigt wäre. 
Erwägen Sie nur, e8 handelt fih um Waldgrundftüde, oder Tändereien und 
Haibeläudereien, die nur durch genoffenfchaftliche, forfimäßige Benugung über- 
haupt Erträge haben. Meine Herren, bei diefen öden Flächen, die deu Beſitzern 
ſelbſt Teinen oder nur elenden Ertrag gewähren, die dem Staate und der Ge- 
ſammtheit feine Kraft zuführen, die fogar gemeinſchädlich wirken und die jeben- 
falls dem Staate nicht zur Ehre gereichen, wäre wahrhaftig ein abfoluter Zwang 
nach dem Ermeſſen der Behörden vollſtändig gerechtfertigt, und dieſes Prinzip ift 
bisher in der ganzen Preußiſchen Agrargejetszebung konſtant feſtgehalten worden. 
Meine Herren, bei dem Zufammenlegungsgefeg von 1872 iſt auch von einer Mehr⸗ 
heit der Morgenzahl und vom Kataftralreinertrage die Rede, aber non Kupfzahl 
nit. Die Meiften von Ihnen haben diefes Geje mit machen helfen; warum 


iR Ihnen denn damals nicht ſchon der Gedanke gelommen, daß eine gewiſſe Kopf- 


zahl zu berüdfihtigen wäre? Bei allen anderen Gejegen aber, beim Borflutb- 
geiete, das auch vom Intereſſe der Landeskultur biktirt ift und das ſcharf in das 
Eigenthum eingreift, wo ganze Mühlen aufgehoben werden können, — dann bei 
‚dem Deichgefete, das nicht nur zur Abwendung gemeiner Gefahr, ſondern auch 
lediglich im Intereſſe der Landeskultur Deichverbände zu ſchaffen geftattet, dann 
bei den Entwäflerungsgenoflenfchaften, bei den Bewäflerungsgenoffenfchaften, beim 
Fiſchereigeſetz, ift nirgends von ſolcher Kopfzahl die Rebe, fondern einfach von 
einem abjoluten Zwang nad den Ermeſſen der Behörde. Wie fommen Sie nun 
dazu, in diefes Geſetz das Prinzip der Kopfzahl hereinzunehmen und zu welchem 
Nuten? Zu gar keinem Nuten, antworte ich, denn entweder erſchweren Sie das 
Zuſtandekommen der Genoffenfchaften durch diefe I/, Kopfzahl, oder das Geſetz 
wird umgangen, und das ift leider nur zu leicht möglich. Derjenige, der eine 
Geneffenfchaft zu Stande briugen will, braucht nichts weiter zu thun, als daß er 
einige Stüde von feinem Befig parzellitt und dadurch fo viele Meine Befiter 
Schafft, die ihm zuftimmen werben, bis er das Drittel erreicht hat; das ift auf 
die leichtefte Weife herbeizuführen. Was fol aljo diefe Kopfzahl überhaupt nugen ? 
Ich bin der Meinung, fie muß durchaus fortgelaffen werden. Namentlich ſchlimm 
wirkt die Kopfzahl bei ber Feſtſtellung des Statuts. Meine Herren, wenn es noch 
möglich ift, beim Antrage auf Errichtung der Benoffenichaft, wo die Leute noch 
nicht wiſſen, um was e3 ſich handelt, !/, der Kopfzahl zufammenzubringen, fo 

ird es bet der Feſiſtellung des Statuts ficherlich ſehr viel fchwerer fein. Es wird 

a heißen; foviel Köpfe, foviel Sinne. Meine Herren, das ift eine gute und rich⸗ 

»e Beſtimmung, die Sie in das Geſetz bineingenommen haben, daß innerhalb 

Genoſſenſchaft Niemand mehr als zwei Flinftel der Stimmenzahl haben fol, 

3 ift dies ein wirlfamerer Schug gegen die Majorifirung, und ich felbft war es, 
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der, nachdem diefer Antrag in der Kommilfton gefallen war, die Abgeordneten 
Parifins und Thiel veranlaßt bat, ihn wieder aufzunehmen. Sie fehen alfo, daß 
ih da, wo e8 wirkſam und am Plate ift, der Erſte bin, einen ſolchen Schuß ge- 
gen die Majorifirung zu gewähren, aber in den 88 23 und 35 ift diefer Schuß 
wirklich ein leeres Phantom. Ich will heute in letter Stunde keinen befonderen 
Antrag flellen, e8 wäre zwar möglich, durch getrennte Abftlimmung auch tiber 
diefe Frage noch abzuurtbeilen, aber ich erwarte mit Beflimmthelt, daß das 
Herrenhans, welches ſchon eiumal diefe Kopfzahl verworfen hat, und zwar mit 
voller Zuſtimmung der Staatsregierung, auch jettt, wenn die Sache an jenes Haus 
gelangt, diefe Kopfzahl wieder aus dem Geſetz herausbringen wird; jedenfalls 
aber bitte ih Sie, den Antrag Pariftus abzulehnen, der dieſes Prinzip noch auf 
das Aenferfle treibt, jo daß es entichieden die praftifche Folge haben würde, daß 
gar Feine Senoffenfchaften zu Stande kommen werden. 

Präfident: Der Abgeordnete Parifind hat das Wort. 

Abgeordneter Pariſius: Ich will mid auf die Begründung des Antrages, 
der bereits in ber zweiten Leſung geflellt und verworfen ift, nicht mehr einlaffen, 
ih möchte blos den Herrn VBorredner bitten, wenn er Wünſche für Annahme 
oder Ablehnung von Anträgen hat, die Wünſche an unfer Haus zu richten und 
nicht an dad Herrenhaus. Ach muß geftehen, mir gefältt fein Ausſpruch nicht; 
einen anderen Ausdrud will ich hierfür nicht gebrauchen. 

Bräftdent: Der Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen -Angelegen- 
heiten hat das Wort. 

Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Meine Herren! Ich bitte Sie, wie Sie e8 bereits in der zweiten Lefung gethau 
haben, dem Antrage PBarifius ihre Zuftimmung nicht zu geben. Ich will mid 
darauf befchränten, nur den einen Gedanken nochmals zu betonen, daß die natür- 
liche Majorität, die in diefem alle zu enticheiden bat, die Kataſtralmehrheit ift. 
Es würde Niemandem einfallen, von der Kataftralmehrheit abzugeben, wenn nicht 
der beftimmte Grund maßgebend wäre, daß man eine Majorifirung befürchte 
durch den einen oder anderen hervorragenden Befiter. Die Gefahr einer folchen 
Majorifirung wird befeitigt dadurch, daß man das an fich zutreffende Prinzip 
mit der Kopfzahl kombinirt. 

Sp weit aber zur gehen, eine Majorität von der Kopfzahl zu fordern, da⸗ 
für liegt fein berechtigtes Motiv vor: denn nicht die Feſtſtellung des Willens des- 
jenigen Faktor, welcher über die betreffenden Objecte zu Ddisponiren hat, flieht 
hierbei in Frage, jondern lediglich eine Schugmaßregel gegen bie überwiegende 
Macht eines einzelnen großen Befitzers. Durch die Annahme des Antrages Pa- 
riftus würde ſich das Gefe in der Ausführung in dem Maße erjchweren, daß 
es nach meinem Daflirhalten feinen Zweck hätte, mit der Bildung von Waldge- 
noffenfchaften fih weiter zu befchäftigen. 

PBrafident: Der Abgeordnete Bernhardt hat das Wort. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Dies ift fein Begenitand, über 
den man etwas aus Büchern lernen kann, denn fonft würde ich mich wiederum 
der Gefahr ausfegen, von dem Herrn Abgeordneten Parifius nicht für einen 
Schriftgelehrten gehalten zu werden. 

Ich habe dazu zu bemerken: die Beurtheilung meiner wiffenfchaftlichen Stellung 
und deffen, was ich gelernt babe, verbitte ich mir von der Seite unter allen Um⸗ 
ftänden; wenn ich mit derſelben Offenheit dem Herrn Abgeordneten Parifius ja» 
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gen wollte, was id von feiner wiſſenſchaftlichen Dualififation halte, wiirde ich 


ſehr unhöflich werden. Soviel von dieſer Sache, die damit hoffentlich been⸗ 
digt iſt. 

Ich bitte Sie dringend, den Antrag des Herrn Abgeordneten Parifins nicht 
anzunehmen ans den Gründen, welche ich die Ehre hatte bei der zweiten Leſung 
von jener Stelle aus als Referent zu entwideln; Neues ift von der anderen Seite 


nicht vorgebradyt, und es braucht alfo von bier auch nichts Neues erwidert zu 
werben. 


Bräfident: Es if der Schluß der Diskuffion beantragt; übrigens iit auch 
Niemand gemeldet. Der Schluß ift von felbft eingetreten. 


Der Abgeordnete Barifius hat das Wort zu einer perfönfichen Bemerkung. 
Abgeordneter Barifins: Ich möchte den Herrn Abgeordneten Bernhardt 
doch darauf aufmerffam machen, daß ich über feine wiſſenſchaftliche Dualiftlation 
im Allgemeinenen gar nicht geiprochen habe; fondern weil er mir fein Bud 
durch feinen Zuruf empfahl, habe ich erwibert, daß ich durch fein Buch, welches 
ich ſelbſt befige, fiber die deutſchrechtlichen Genoſſenſchaften nichts gelernt habe; 


ob er meine wifjenjchaftlichen Bücher durchleſen will, ftelle ich ihm ganz anheim. 


Brafident: Der Abgeordnete Bernhardt hat das Wort zu einer r perfün- 
lichen Bemerkung. 

Abgeordneter Bernhardt: Ich habe mit dieſem Zuruf, der ja ganz pri⸗ 
vater und jcherzhafter Natur war, weiter nichts jagen wollen, was zu einer wei⸗ 
teren Erörterung bier Anlaß geben fann. Im Uebrigen geftehe ich ja gern zu, 
daß mancher aus meinen Büchern nichts Iernt. (Heiterkeit.) 

Brafident: Wir fiimmen zunächſt ab liber ben Antrag Pariſius und dann 
über den Paragraphen. Ich bitte, den Antrag Parifius zu verlefen. 

Schriftführer Abgeordneter Dr. Freiherr v. d. Golf: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Zu $ 23 der Beſchlüfſe des Haufes 
Zu b. fett „mindeftens ein Drittel“ zu ſeten „die Mehrheit“. 

Präſident: Diejenigen, welche eventuell dieſen Vorſchlag Parifius annehmen 
wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit, der Vorſchlag iſt abgelehnt. 

Ich bringe den Paragraphen zur Abſtimmung und erſuche diejenigen Herren, 
welche gegen denſelben ſtimmen wollen, aufzuſtehen. (Geſchieht.) 

Der Paragraph iſt angenommen. 

Ich eröffne die Diskufſion über 8 24 und den Vvorſchlag Hänel und Ge- 
noffen Nr. 834 IL 15.*) Es ift Niemand gemeldet, e8 wird dem Vorſchlag Hänel 
auch nicht wiberfprochen, das Haus geftattet zu Tonftatiren, daß mit biefem Vor- 
ſchlag Hänel der $ 24 angenommen ifl. 

Sch eröffne die Diskuffton über den S 24a, welcher an dieſe Stelle aus 


*) Der Vorſchlag lautet: Zu 8 24. 
Als Alinea 3 Hinzugufügen: 
Das Statut bedarf der Buftimmung ber nad Naßgabe des 8 33 zu berechnenden 
Mehrheit der Betheiligten. 
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den $ 32 berliber genommen werben foll nad) dem Vorfchlage*) Hänel und Ge⸗ 
noffen. Es meldet fih Niemand zum Worte, der 8 24a ift ohne Ahftimniung 
angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über den 8 25a, welchen diejelben Herren an 
Stelle des 8 33 an diefem Orte eingefügt wiffen wollen. In Berbindung mit 
dem 8 258 eröffne ich die Diskuffion über den S 25 der Zufammenftellung und 
ertbeile das Wort gegen dem Abgeordneten Parifius. 

Abgeordneter Parifins: Meine Herren! Eine ganz kurze Bemerkung. 
Nach dem Abdrud, wie er uns vorliegt, erfcheint e8, als wenn der lette Abſatz 
„bei der Feſtſetzung“ anfangend, allgemein Hinzugefügt wäre. Das hätte bie 
Folge, daß es zweifelhaft fein könnte, ob in Betreff diefer Punkte aud eine an- 
dere Verabredung der Betheiligten zuläfftg wäre, weil nämlich) vor a und b fleht: 
„Dieje Feſtſetzung ift in Ermangelung anderer Verabredung, der Betheiligten 
dahin zu regeln” u. |. w. 

Ich habe nun bei einer Privatbeiprechung gehört, auch von den Herren Re⸗ 
gierungstommiffarien, daß jene Meinung nicht die richtige jei. Ich möchte das 
einfach nur beftätigt haben; einen Antrag darüber zu ftellen babe ich nicht für 
nöthig gehalten. 

Bräfldent: Der Herr Regierungskommiſſar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Minifterialdireltor Marenrd: Die Staatsregierung 
erklärt fih mit der SSnterpretation, welche der Herr Abgeorbnete Barifins der 
Borjehrift diefes Paragraphen giebt, einverftanden. Ich glaube, fie folgt ummit- 
telbar aus den Worten und der Fafſung diefes Paragraphen. 

Präfident: Die Diskuffion über 8 25 und 25a kann ich fließen; beide 
Baragrapben find angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über den $ 26 und den Antrag**) des Abgeord- 


*) Der Vorſchlag lautet: 
us 8 34a: 
Den 8 32 der Bufammenftellung in folgender Baflung einzufügen: 

Das Statut muß enthalten: 

1. Rame, Gig und Zwed der Waldgenoſſenſchaft, 

23. eine genaue Angabe ber einzelnen betbetligten Grunbflüde und bes Umfanges bes 

genofienichaftliden Bezirkes, 

8. bei allen Wirthſchaftsgenoſſenſchaften (8 29 Nr. 2) die Wirtbfchaftsart und deu 
Betrieböplan, die Formen, in welden eine Ubänberung derſelben beſchloſſen ober 
bewirkt werden Tann, jowie bie Veftimmungen über bie bis zur Durchführung bes 
Betriebsplans anguorbnende Bewirtbihaftung, 
die den Baldgenofien aufzuerlegenden Beichräntungen und Berpflichtungen, 

. dad Verhaältniß der Waldgenoſſen zu ben Servitutberechtigten, 

. da Berhältniß der Theilnahme an den Nukungen unb Laften (8 25), ſowie am 
Stimmredite, 

. die Sormen und Sriften, in denen bie Bertbheilungsrollen offen zu legen und etwaige 

Kellamationen anzubringen und zu prüfen find, 

Die innere Organifation der Genoſſenſchaft und ihre Vertretung nad außen. 

Jede Genoſſenſchaft muß einen Vorſtand haben, welcher biefelbe in allen ihren 
Angelegenheiten, auch in denjenigen Geſchäften und Rechtshandlungen, Tür melde 
nach den Wefehen eine Spezialvollmadgt erforderlich ift, in ben durch bas Statut 
feftgufegenden Formen vertritt. 

») Der Untrag au 8 26 lautet: 
Im erften Alinea anftatt 
„den Öffentlichen Laften“ 


nom 


*2 


* 


zu ſetzen 
„den Bffentlicden gemeinen Laſten. 
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neten Dr. Hänel zu dieſem Paragraphen. Mit dieſer Aendernug des Abgeord⸗ 
neten Dr. Hänel iſt ber Paragraph angenommen. 

Bu 8 27 liegt fein Antrag vor; derſelbe iſt angenommen. 

Zu 3 8 haben wir unter Nr. 19 einen Antrag*) der Abgeorbneten Dr. 
Hänel und Genoſſen. Es meldet fih Niemand zum Wort. Mit diefer Aen- 
derung tft der $ 28 angenommen. 

Zu $ 29 haben die Abgeorbneten Parifius und Brüggemann unter Nr. 336 
ad 2 eine Aenderung**) der letzten Worte des Parapraph beantragt. 

Der Abgeordnete Parifins bat das Wort. 

Abgeordneter Pariſius: Meine Herren! Ich will mich aud bier ganz 
kurz faffen, möchte aber bitten, mir zu geftatten, mid) gleich über daß folgende 
Amendement äußern zu dürfen, weil e8 unmittelbar damit in Verbindung fteht. 

Präfident: Dann will ich den $ 30 mit in die Erörterung bineinziehen. 

Abgeordneter Pariſius: Es handelt fich Hier um die Borladung derjenigen, 


die darliber vernommen werden follen, ob eine Waldgenoffenfchaft gebildet wer- 


den ſoll oder nicht. Nach dem in der zweiten Lefung angenonımenen Borjchlage 
der Kommiffion erfolgt die Vorladung fchriftlich unter der Verwarnung, daß die 
Richterfcheinenden dem Beichluffe der Ericheinenden flir zuftimmend erachtet wer⸗ 
den follen, während ich beantrage, daß die Nichterjcheinenden für nicht zuſtimmend 
erachtet werden. 

Damit im Zufammenhang flieht das folgende Amendement, welches ich als 
Unteramendement zu dem Antrage der Abgeordneten Hänel und Genoffen geftellt 
babe, und als eventuelles zu den VBeichlüffen der zweiten Beratung, wo id) 
eine ähnliche Unterfcheidung maden will. In dem Antrage Hänel handelt es 


fi zunächſt um die Genehmigung des Statuts durch die Waldgenoffen. Hier’ 


hat das Haus auf meinen Antrag in der zweiten Berathung die Befchlüffe der 
Kommiffton dahin geändert, daß eine Majorität dem Statut zuflimmen muß 
und zwar die Majorität, die in den vorigen Paragraphen allgemein feſtgeſetzt 
ft. Damals ſchien das Haus anzunehmen, daß bei der Borladung bier die 
Berwarnung ganz geftrichen werden müffe. Nun haben diefe Beflimmungen in 


den Anträgen der Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen eine Umarbeitung er- 


balten, bie ich im übrigen für eine ſehr glüdliche halte; es ift der Antrag Nr. 28, 
und damit in Berbindung fleht der Antrag Nr. 21. Danach foll das Statut, 


was biöher den Betheiligten gar nicht befannt gemacht wurde, erſt gehörig aus- 


gelegt werden. Damit jchwindet die Gefahr für diejenigen, die den Zermin, 
in dem fie fih über das Statut ausſprechen follen, verfäumen, allerdings er- 


) Bu 8 28. 
Daß dritte Alinen zu faflen: 

Der Untrag iſt dem Waldſchußzgericht desienigen Bezirkes fchriftlich einzureichen, 
in welchem die zu vereinigenden @rundbftäde fämmtlich oder ber Fläche nad) zum 
größeren Theil gelegen find. Geht der Antrag von bem Kreife (Amtsverbande in 
Hohenzollern) ſelbſt aus, fo bezeichnet das Berwaltungsgeriht das zuftändige 
Baldihungeriht. In dem Antrage find die zu vereinigenden @rundftüde, deren 
Befiger und Kataſterbezeichnung einzeln aufzuführen unb bie begründenden That- 
ſachen genau zu bezeichnen. 

) Bu 8 2» 
die legten Worte des legten Abſages bahin zu ändern: 
„ba die Nichter ſcheinenden dem Antrage nicht zuſtimmen.“ 
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heblich. Aber ich bin doch der Meinung, dag man von einer Genoſſenſchaft kaum 
wird fprechen können, wenn nicht eine Mehrheit dem Statut zugeftimmt hat. 
Ich weiß nicht, ob die Sicherheitsmaßregeln Ihnen gentigenb erfcheinen, die in 
dem Antrage Hänel vorgejehen find. Falls dies nicht ber Fall if, — und mir 
wenigftens genügen fte nicht — bitte ih Sie, fiimmen Sie meinen und meine 
Freundes Brüggemann Anträgen bei. 


Präfident: Die legten Ausflihrungen beziehen fi wohl auf den $ 3; 
ih babe den Herrn Redner nur nicht unterbrechen wollen. 


Der Herr Minifter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten hat das Wort. 


Minifter fiir die Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Meine Herren! Ich bitte die beiden Anträge des Herrn Abgeordneten Parifius, 
die ich zufammen behandeln möchte, fowohl den Antrag zu 8 29 wie den zu 
8 34 abzulehnen. Schon im Allgemeinen ift es ſehr bedenklich; bei Angelegen- 
heiten wie die vorliegende das Nichterjcheinen als Widerfpruch zu behandeln, 
weil man dadurch gewiffermaßen die Indolenz, die Trägheit dergeftalt prämtirt, 
dag man ihr die Macht giebt, einen größeren Erfolg zu erzielen als die Thätig- 
feit Derer, die ſich mit der Angelegenheit befchäftigen. Was der Herr Abgeord⸗ 
nete Parifius wünſcht, ift aber doppelt unangebracht, weil nad) dem Syſtem der 
-Borlage und nad) den Anträgen des Herrn Abgeordneten Hänel ſowohl zu 5% 
als namentlich zu $ 34 die Vernehmung der Partheien, beziehentlich die mind- 
liche Verhandlung mejentlich den Zweck bat, eine widerwillige Minorität oder 
Einzelne, die fih den Kulturbefirebungen aus Gründen der Unkenntniß ober des 
Eigenfinns nicht anſchließen wollen, zu belehren und die Meinungen ber zufänf- 
tigen Genoffen unter einander auszutauſchen. Diefen Zwed würden Sie ver- 
eiteln, wiirden das Nefultat in Frage ftellen durch die Trägheit Derer, bie nicht 
ericheinen, die entweder nicht fprechen und fein Intereſſe zur Sache kunbgeben 
wollen, oder keine Gründe haben, die fie in Gegenwart ihrer Genoffen zu ver- 
treten ſich zutrauen. Ich follte meinen, daß gerade, nachdem die Anträge bes 
Herrn Abgeordneten Hänel die Garantie der mündlichen Berhandlung verftärkt 
haben, es feinem Bedenken unterliegen kann, es bei der Verwarnung ber Bor- 
lage bewenden zu Taffen. 


Präfident: Ach will die Diskuffion auch auf 5 34 ausbehnen, zu welchem 
die Abgeordneten Hänel und Genoſſen eine andere Yyormulirung*) des Para 
grapben vorgejchlagen und die Abgeordneten Barifius und Brüggemann unter 


*) Der Borfchlag lautet: Den 5 34 zu faflen: 

Demnähft Hat der Kommiflar die Betheiligten und bie Serpitutberechtigten 48 
einer mündlichen Berhandlung vorzulaben und zwar die Beteiligten unter der Ber 
warnung, daß bie Nichterfcheinenden als dem entworfenen Statut zuſtimmend eraditet 
werben würden. 

In ber münbliden Berhandlung bat der Kommiſſar die Finwendungen gegen deu 
Entwurf des Statutes und die gutachtliche Beftftellung ber Einſchränkungen unb Ent 
ihäbtgungen ber Servitutberedhtigten zu erörtern, die Abflimmung über dad 6 1 
herbeizuführen und diejenigen @inwendungen über welche eine Bereinbarar“ t 
erzielt werden Tann. 

Der Kommiffar veicht die Berbandlungen nebft feinem Gutachten über bie a 
niöfrage dem Waldſchuggericht ein. ' 
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Nr. 336 ad 3 dasjenige Unteramendement*) geftellt haben, welches ſchon vor- 
läufig von dem Abgeorbneten Barifius erörtert ifl. 
Der Abgeordnete PBarifius hat das Wort zur Geichäftsordnung. 


Abgeordneter Parifins: In Uebereinſtimmung mit bem Abgeorbneten 
Brüggemann will ich diefe beiden Anträge zuridziehen. 

Präfident: Die Anträge Parifius zu 88 29 und 34 find zurlidgezogen. 
Es nimmt Niemand weiter das Wort, wir werden aljo fiber die SS 29, 30 und 
34 abftimmen kürmen. 

$ 29 ift ohne formelle Abftimmung angenommen. 

3u $ 30 Haben die Abgeordneten Hänel und Genoffen eine Aenderung**) 
des letzten Paſſus vorgefchlagen, gegen welche Widerſpruch nicht erhoben if. 
Mit diefer Aenderung ift der $ 30 angenommen. 

Zu $ 34, wo das Unteramendement Parifius zuriidgezogen ift, Haben die 
Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen eine andere Yormulirung des ganzen 
Paragraphen vorgeichlagen, welche im Zuſammenhang mit den fibrigen Amen- 
dements ohne Widerjpruch vom Haufe angenommen if. 

Wir fommen nun zur Erörterung der 88 31, 32 und 33. 

Ich eröffne die Diskuffion iiber $ 31, zu welchem unter Nr. 21 von den 
Abgeordneten Dr. Hänel und Genofien ein Zufag***) beantragt if. Das Wort 
wird nicht verlangt, mit diefem Zuſatz ift der $ 31 angenommen, 

Die 88 32 und 33 fallen an diefer Stelle aus in Folge früherer Beſchlüffe. 
Gergleiche $ 24a und 8 254.) 

Zu $ 34a — 8 34 ſelbſt haben wir ſchon erledigt — liegt ein beſonderer 
Borihlagr) vor von den Abgeordneten Hänel und Genoffen. 

Ich eröffne die Diskuffton, jchließe dieſelbe. 8 34a ift ohne Abftimmung 
angenommen. - 

Dann eröffne id die Diskuſſion fiber $ 35, ebenfalls in anderer Geftalt von 


*) Bus 3. 
a. Eventuelles Unteramendement zu bem Antrage Hänel und Genoſſen Ar. 93. 
In dem eriter Abſat hinter 
„zuftimmen” 
einzufdieben: 
„nicht”. 
b. Im Fall'der Ablehuung bes Antrages Hänel und Genoſſen zu Wr. 23 im 9 34 ber 
Beichlüffe zweiter Berathung ben zweiten Abſatz zu ftreichen. 


*+) Zu 8 80. 
Unftatt des legten Baflus: 
„weiches ſolchenfalls einen Ueberweilungsbeicheid zu ertheilen hat“ 
zu jegen: 
„welches ſolchenfalls ben Untrag durch einen nad; Maßgabe bes 8 14 zu erlafienden 
Beſcheid abweif.“ 


»**) Der Zujaß lautet: 
„Der Entwurf und die gutachtliche Feſtſtellung find. für alle Betheiligten nad 
Maßgabe des 8 12 offenzulegen und bez iehungsweife denfelben zuzufertigen.“ 


+) Borſchlag: Als 5 34a einzufügen: 
Hat das Statut in der münblichen Berhanblung vor dem Kommiflar bie nadı 
8 24 erforderliche Mehrheit nicht gefunden, fo weift das Walbfchusgericht den An⸗ 
trag auf Btldung ber Waldgenofienfhaft durch einen nach Mafigabe bes 8 14 zu 
erlaffenden Beicheib ab. 


‚geb. d. Br. Horft. u. Jaad⸗Geſetzg. VIL. 15 
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heblich. Aber ich bin doch der Meinung, dag man von einer Genoſſenſchaft kaum 
wird ſprechen können, wenn nicht eine Mehrheit dem Statut zugeftimmt bat, 
Ich weiß nicht, ob die Sicherheitsmaßregeln Ihnen geniigend erjcheinen, die in 
den Antrage Hänel vorgeſehen find. Walls dies nicht der Fall if, — und mir 
wenigſtens genügen fie nit — bitte ih Sie, funmen Sie meinen und meine 
Freundes Brliggemann Anträgen bei. 


Präfldent: Die letzten Ausführungen beziehen fi) wohl auf deu $ 34; 
ih babe den Herrn Redner nur nicht unterbrechen wollen. 


Der Herr Minifter der landwirtbichaftlicden Angelegenheiten hat das Wort. 


Minifter für die Iandwirthichaftlihen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Meine Herren! Ich bitte die beiden Anträge des Herrn Abgeorbneten Bariftus, 
die ih zufammen behandeln möchte, ſowohl ben Antrag zu 8 29 wie den zu 
8 34 abzulehnen. Schon im Allgemeinen ift es ſehr bedenklich; bei Angelegen- 
beiten wie die vorliegende das Nichterfcheinen als Widerfpruch zu bebanbeln, 
weil man dadurch gewiſſermaßen die Indolenz, die Trägheit dergeftalt prämtirt, 
daß man ihr die Macht giebt, einen größeren Erfolg zu erzielen als die Thätig- 
feit Derer, die fi) mit der Angelegenheit befchäftigen. Was der Herr Abgeorb- 
nete Parifius wünſcht, ift aber doppelt unangebradht, weil nad) dem Syftem der 
-Borlage und nad) den Anträgen des Herrn Abgeorbneten Hänel ſowohl zu $ 29 
als namentlich zu 8 34 die Vernehmung der Partheien, beziehentlih die milnd- 
lihe Verhandlung wefentlich den Zwed bat, eine wiberwillige Minorität ober 
Einzelne, die fih den Kulturbeftrebungen aus Gründen der Unkenntniß oder bes 
Eigenfinns nicht anſchließen wollen, zu belehren und die Meinungen der zulikrf- 
tigen Genoffen unter einander auszutaufhen. Diefen Zwed würden Sie ver- 
eiteln, würden das Reſultat in Frage ftellen durch die Trägheit Derer, die nicht 
ericheinen, die entweder nicht ſprechen und fein Intereſſe zur Sadje Tundgeben 
wollen, oder feine Griinde haben, die fie in Gegenwart ihrer Genofien zu ver- 
treten fich zutrauen. Ich follte meinen, daß gerade, nachdem die Anträge bes 
Herrn Abgeordneten Hänel die Garantie der milnblichen Verhandlung verftärft 
haben, e8 feinem Bedenken unterliegen kann, es bei der Verwarnung der Bor- 
lage bewenden zu Laffen. 


Präfident: Ich will die Diskuffton auch auf 8 34 ausbehnen, zu welchem 
die Abgeordneten Hänel und Genoſſen eine andere Yormulirung*) des Para- 
graphen vorgefchlagen und die Abgeordneten Barifius und Brüggemann unter 


*) Der Borfchlag lautet: Den 8 34 zu fallen: 

Demnähft bat der Kommiſſar die Betheiligten unb die Servitutberecdhtigten zu 
einer mündlichen Berbandlung vorzulaben und zwar die Betheiligten unter der Wer: 
warnung, dab die Nichterfcheinenden als dem entworfenen Statut zuſtimmend erachtet 
werden würden. 

In ber münbliden Verhandlung bat der Kommiſſar die Einwendungen gegen den 
Entwurf des Statutes und die gutachtliche Seftftellung der Einihräntungen und Ent⸗ 
fhäbigungen der Servitutberechtigten zu erörtern, die Abſtimmung über dad Gtatut 
herbeizuführen und diejenigen @inwendungen über welde eine Vereinbarung nicht 
erzielt werden lann. 

Der Kommifjar reicht die Verhandlungen nebft feinem Gutachten über bie VBebürf- 
nisfrage dem Balbichuggeridt ein. 
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Nr. 336 ad 3 dasjenige Unteramendement*) geftellt haben, welches ſchon vor- 
läufig von dem Abgeordneten Parifius erörtert ifl. 
Der Abgeordnete Parifius bat das Wort zur Geſchäftsordnung. 


Abgeordneter Parifins: Im Uebereinſtimmung mit dem Abgeorbneten 
Brüggemann will ich diefe beiden Anträge zuriidziehen. 

Bräfident: Die Anträge PBarifins zu 88 29 und 34 find zurlidgezogen. 
Es nimmt Niemand weiter das Wort, wir werden alſo liber die 88 29, 30 und 
34 abftinnmen können. 

8 29 ift ohne formelle Abftimmung angenommen, 


Zu $ 30 haben die Abgeordneten Hänel und Genoffen eine Aenderung**) 
des letzten Paffus vorgeichlagen, gegen welche Widerſpruch nicht erhoben if. 
Mit diefer Aenderung ift der $ 30 angenommen. 

Zu $ 34, wo das Unteramendement Parifins zuridgezogen ift, haben die 
Wgeordneten Dr. Hänel und Genofjen eine andere Formulirung des ganzen 
Paragraphen vorgeiählagen, welde im Zufammenhang mit den übrigen Amen- 
dements ohne Widerfprud vom Haufe angenommen if. 

Bir lommen nun zur Erörterung der 88 31, 32 und 33. 

Sch eröffne die Diskuffion fiber $ 31, zu welchem unter Nr. 21 von den 
Abgeordneten Dr. Hänel und Genofjen ein Zufa***) beantragt if. Das Wort 
wird nicht verlangt, mit diefem Zuſatz ift der $ 31 angenommen 

Die 88 32 und 33 fallen an diefer Stelle aus in Folge friiherer Beſchlüfſe. 
Gergleiche 8 24a und 8 2ba.) 

Zu $ 34a — 8 34 ſelbſt haben wir ſchon erledigt — liegt ein beſonderer 
Borichlag}) vor von den Abgeordneten Hänel und Genofien. 

Ich eröffne die Diskuffion, ſchließe dieſelbe. 8 34a ift ohne Abftimmung 
angenommen. - 

Dann eröffne ich die Diskuſſion über $ 85, ebenfalls in anderer Geftalt von 


) Bu 5 3. 
a. Eventuelles Unteramendement zu bem Untrage Hänel und Genoſſen Nr. 23. 
In bem erfter Abſat Hinter 
„zuftimmen” 
einzuſchieben: 
„nicht“. 
db. Im Fall'der Ablehuung des Antrages Hänel und Benoffen zu Mr. 23 im g 84 der 
Beichlüffe zweiter Berathung ben zweiten Abſat zu ftreichen. 


* Zu 8 30. 
Unftatt des legten Baflus: 
„weiches ſolchenfalls einen Ueberweiſungsbeſcheid zu ertheilen bat” 
zu jeßen: 
„weiches ſolchenfalls den Antrag durch einen nad) Maßgabe des 8 14 zu erlafienden 
Beſcheid abweiſt.“ 


») Der Zufaß lautet: 
„Der Entwurf und die gutachtlie Feſtſtellung find. für alle Beteiligten nad) 
Maßgabe ded 8 12 offenzulegen und bez iehungsweiſe benfelben augufertigen.” 


+) Borfchlag: Als 5 34a einzufügen: 
Dat das Statut in der mündlichen Berhandlung vor dem Kommiffar die nad 
5 %4 erforderliche Mehrheit nicht gefunden, fo weift das Waldſchutzgericht den An⸗ 
trag auf Btlbung ber Waldgenofienihaft burd einen nach Maßgabe bes 8 14 zu 
erlaftenden Beicheid ab. 


Sahrb. d. Br. Korft. u. Jagd⸗Geſetzg. VII. 15 
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noſſenſchaften in Uebereinſiimmung mit dem Geſetz und den Statuten erfolge. 
Ich meine ein Beblrfniß zu einem Mehr iſt nicht vorhanden, deshalb bitte ih 
Sie, ald?Konfequenz der früheren Beſchlüſſe diefen Antrag anzunehmen. 

Präfident: Der Abgeorbnete Dr. Hünel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Meine Herren! Ich bin leider nicht in der 
Lage, die Annahme des Amendements Barifius empfehlen zu können. Die 
Richtung deffelben hat freilich meine Sympathie, und fie trifft in ber That einen, 
wunden Punkt in diefem Geſetz. Wir ftreben ja in allen unfern neueren Geſetzen 
dahin, die Auffichtsrechte des Staates auf beftimmte, gefeblich fpezialifirte lau: 
fein zurückzuführen. Hier geben wir im Auffichtsrecht, welches ganz allgemein for- 
mulirt ift, welches ſich richten ſoll nach den Gejegen über die Anfficht,gegentfiber den 
Gemeinden, Geſetze, Die ganz verfchieden find, im der verſchiedenen Landestheilen und 
von denen wir alle wiffen, daß fie gerade das Auffichtsrecht in einer Reihe von 
Fällen iibertreiben und überfpannen. Dieſe weitgehende Befugniß follen wir 
nun troß alledem hier ertheilen. Deine Herren, wenn ich eine Spezialifirung 
von mir hätte, mwerm ih Zeit gehabt hätte, diefe Spezialifirung nach allen 
Seiten durchzufithren, fo würde ich das vorgezogen haben; jett aber, wo das 
nun einmal nicht geſchehen ift und wo doch kaum noch die Zeit ift, dies nachzuholen, 
bin ich nicht im Stande, die Waldgenoffenfchaften, wie fie bier konſtruirt find, 
und die Aufficht fiber diefelben lediglich auf das zu beſchränken, was der Her 
Abgeordnete Parifins vorſchlägt. Nämlich, meine Herren, diefe Auffiht muß — 
ich fage leider — auch nad) der privatrechtlihen Seite Hin ausgedehnt werben. 
Bedenken Sie wohl, daß wir diefen Genoffenfchaften das Recht beigelegt haben, 
Beiträge auszuſchreiben, dergeftalt, daß dieſe Beiträge als öffentliche Abgaben 
erefutivifch beigetrieben werden können. Das heißt nun aber gar nichts anderes, 
als daß die Beitragspflicht jeder privatrechtlichen Verbindlichkeit vorausgehen 
muß, fie haben ein unbedingtes Vorzugsrecht. Bedenken Sie alſo, meine Herren, 
daß, wenn derartige Raldgrumdftiide mit Hypotheken belaftet find, daß fonflige pri⸗ 
vatrechtliche Yaften vorhanden waren, dann Tann die Ausichreibung einer der 
artigen Beitragspflicht unter Umftänden mit privatrechtlichen Beziehungen jehr 
ins Gedränge kommen. Gerade deshalb, weil dies der Fall tft, muß ich jagen, 
daß ich gegenüber diefen Waldgenoſſenſchaften auch in Bezug auf das wirth- 
ſchaftliche Gebahren eine jchärfere Aufficht gebrauche, als fie der Herr Kollege 
Pariſius vorjchlägt. 

Ich wiederhole, ih würde es jehr gewünſcht haben, eine flärfere Speziali- 
firung des Auifichtsrecht3 bier zu haben. Da dies mir aber nicht geboten if 
und id im Augenblid zu ihrer Formulirung das Material nicht habe, fo muß 
ich e8 bei dem allerdings nicht wünſchenswerthen Auskunftsmittel ber Regie 
rungsvorlage bewenden laffen. 

Prafident: Der Herr Minifter für die land wirthſchaftlichen Angelegen- 
heiten hat das Wort. 

Minifter für die landwirtbichaftlihen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Meine Herren! Nach der ſoeben gemachten Ausführung kann ich mich darauf 
beihränten, Sie zu bitten, diefem Amendement Ihre Zuſtimmung nicht zu geben. 
Ich finde gerade in der Beſtimmung, wie fie von den Abgeordneten Händl, 
Miquel und Genofjen gefaßt if, die nothiwendige Kautel für die Annahme Ihres 
Beichluffes der zweiten Lejung, wonach die Rechtafähigkeit ohne Weiteres von 
den Genofjenjchaften erworben werden fol. Denn wenn ich mir erlaubte, in 
der zweiten Lefung hervorzuheben, daß die Abficht, welche die Staatsregierung 
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kei ihrer früheren Fafſſung leitete, hauptſächlich darin beſtand, das Eingehen 
von Verbindlichkeiten den Genofſenſchaften nicht unbedingt zu geftatten, nicht die 
Gefahr fiber eine gezwungene Minorität beraufzubeichwören, daß fie von einer 
Rojorität mit Schulden überlaftet werde, jo finde ich in der beantragten Staats- 
aufficht die Möglichkeit, mich mit Ihrem früheren Beichluffe abzufinden, weil ich 
die Aufficht auch weſentlich dahin verfiehe, daß das nnbedingte Eingehen von 
Berbinblichleiten einer Genoffenfchaft verhindert werden kann und wird. SL 

Bräftdent: Der Abgeordnete Barifius bat das Wort. 

Abgeorbneter Parifind: Nachdem der Herr Minifter ausdrücklich erklärt, 
daß er dies für eine nothiwendige Kautel hält nach der Annahme der früheren 
Paragraphen, fo bleibt mir allerdings in diefem Stadium ber Berathung in ber 
dritten Lefung nichts übrig, als meinen Antrag zurüdzunehmen. 

Bräfident: Der Antrag Parifius ift zurückgezogen. Wir haben alfo le⸗ 
diglich abzuftimmen tiber den Antrag Dr. Hänel und Genoffen. Er liegt ihnen 
gevruct vor als Nr. 31. Diejenigen, welche den Antrag Dr. Hänel und Ge⸗ 
noffen annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. Geſchieht.) 

Das iſt die Majorität. 8 42 iſt in dieſer Geſtalt angenommen. 

Ich eröffne die Diötuffion über ben $ 43 und den Antrag*) Parifius und 
Brliggemann No. 336, 5 

Der Abgeordnete Barifins bat das Wort. 
| Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Diefer Antrag aber, glaube ich, 

wird auch dem Herrn Minifter als ein unfchädlicher erjcheinen. Er ſoll hindern, 

dag eine Waldgenoffenichaft gezwungen ift, Fortzubeftehen, trotzdem fie einftimmig 
oder faft einftimmig der Meinung ift, daß es flir ihre wirthſchaftlichen Berhält- 
niffe nit von Nuten if. Nach der Yaffung, in der jet das Geſetz vorliegt, 
witrde fle duch das Waldſchutzgeſetz dazu gezwungen werden können und das 

Iheint mir etwas, mas über die Abficht des Geſetzes Hinausgeht. ch Habe 

ſchon in ber zweiten Berathung erflärt, daß ich die Zahl 3, vollkommen frei- 

ftelle, %/, Könnte es mit demfelben Rechte heißen; der Gedanke des Antrags wird 
dadurch nicht verändert. 

In der zweiten Berathung habe ich den Antrag zurlidgezogen, weil er in 
feiner Faflung zu Zweifeln Anlaß gab. Das habe ich hier geändert. Nach dem 

8 43, wie er in zweiter Berathung angenommen ifl, muß die nad) 8 23 zu be⸗ 

rechnende Mehrheit den Auflöſungsbeſchluß gefaßt haben, bevor die Auffichts- 

bebörde überhaupt zu prüfen hat, ob fie die Genehmigung ertheilen darf. Ich 
wünjde aljo, daß dann der Auflöfungsbefchluß eine zwingende Wirkung hat, 
wenn die Berfammlung der Walbgenoffen ihn mit 3/, aller flatutenmäßig Be⸗ 
rehtigten gefaßt bat. Das fchien mir die Grenze zu fein, über die hinaus ein 
Zwang zum Fortbeftand einer Waldgenoffenichaft nicht angemeſſen ift. 
Präfident: Der Abgeordnete Dr. Thiel hat das Wort. 
Abgeorbneter Dr. Thiel: Meine Herren! Ich bitte Sie das Amendement 

Barifins abzulehnen. Es ift ja ganz richtig, daß, wenn die große Mehrheit 

einer Waldgenofjenfchaft die Auflöfung derfelben wünfcht, und ihr dann von irgend 


*) Antrag: 
Dem zweiten Abfah bes $ 43 folgenden Sag hinzuzufügen: 
„Das Waldihubgericht darf die Genehmigung nicht verfagen, wenn bie Ber- 
fammlung der Waldgenoflen den Auflöoſungsbeſchluß mit drei Viertel aller nad 
dem Statut beredhtigten Stimmen gefaßt hat.“ 
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einer Behörde ein dauernder Widerſtand entgegengeſetzt würde, daß das zu 
großen Härten führen könnte und vielleicht nicht dem wirthſchaftlichen Jutereffe 
der Benoffenfchaften entfprechen würde. Allein, ich glaube, diefe Gefahr liegt 
nicht vor. Wenn wirklich eine Genoſſenſchaft fih in der Anlage als verfehlt 
berausftellen follte, oder wenn die wirthihaftlichen Verhältnifſe der Gegend ſich 
im Laufe der Zeit fo ändern follten, daß eine Auflöfung wirklich rationell wäre, 
dann wird auch das Waldſchutzgericht einen ſolchen Auflöfungsantrag, wenn er 
feiner Zeit in den richtigen Formen befchloffen ift, beftätigen. Ich würde es 
für bebenklich haften, wenn das Beftätigungsrecht der Auflöfung einer einzelnen 
Berfon, meinetwegen 3. B. dem Landrathe tibergeben würde. Dann könnten ab 
und zu perjönlicde Motive eine unſachliche Entſcheidung herbeiführen. Allein 
das Waldſchutzgericht befteht aus den Bertrauensmännern bes Kreiſes. Wenn 
wirklich die Auflöfung einer Waldgenoffenfchaft rationell ift, fo wirb das Wald⸗ 
fhußgericht fih dem auf die Dauer nicht wiberfeßen können. Wohl aber liegt 
in dem Beftätigungsrecht des Anflöfungsbefchluffes durch das Waldſchutzgericht 
eine Garantie dafür, daß ein folder Beichluß zur Auflöfung nicht leichtfertig, 
nicht aus vorübergehenden Motiven gefaßt wird. Es kann ja bei den Walbge- 
noffenfchaften vorlommen, daß in den erften Jahren nad der Gründung der⸗ 
jelben, wo von. befonderen Einnahmen ja noch keine Rede ift, wo aber vielfach 
Ausgaben ftattfinden müſſen fiir Kulturen u. |. w., wo aud der Zwang, den 
die Genoſſenſchaft ausitbt in der freien Benitung des Waldes, in der Abfchaf- 
fung der Streunugungen u. f. w., vielfach unangenebn empfunden wird, — 
daß da die Genoſſenſchafter aus diefen vorlibergehenden Motiven, in einem ge- 
wiffen Geftihl der Entmuthigung, den Entihluß faflen, die Genoffenfchaft wieder 
aufzuldien. Da ift es denn ganz gut, wenn eine weitere Inſtanz da ift, die eine 
ſolche leichtfinnige Auflöfung verhindern kann und die Garantie daflir giebt, daß 
die Auflöfung nur dann eintritt, wenn wirkich dauernde, vernünftige Gründe 
dafür ſprechen. Nun kommt noch der normale Grund Hinzu, daß die Form der 
Auflöfung der Genoſſenſchaft doch diefelbe fein muß als die Form der Konfli- 
tuirung, die Genoſſenſchaft wird ja nicht konftituirt einfach durch den einfeitigen 
Beſchluß der Mehrheit der Genoffenfchaft, fondern durch Die Hinzirtretende Be- 
ftätigung des Waldſchutzgerichts; ich glaube alfo, Sie können es ruhig bei der 
Beſtimmung der Vorlage in zweiter Lefung laffen und die Auflöfung nur ein- 
treten laffen, wenn das Waldſchutzgericht ebenſo wie e8 die Bilbung beftätigt 
bat, nun auch die Auflöfung beftätigt. Ich bitte Sie, lehnen Sie das Amende- 
ment Parifius ab. 

Prafident: Der Abgeordnete Barifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifins: Meine Herren! Der Grumd, der eben angeführt 
wurde, tft wirklich nicht zutreffend. Wenn die Mitglieder des Waldſchutzgerichts 
Bertrauensmänner des Kreifes find, fo ift damit noch keineswegs nachgewieſen, 
daß fie beffer als Diejenigen, welche bereits feit geraumer Heit in der Genoffen- 
ſchaft fih befinden, e8 zu beurtheilen verftehen, ob diefe Waldgenofſſenſchaft für 
die Genoffen etwas Nützliches oder etwas Schädliches if. Es muß ja zu der 
Errichtung der Waldgenoffenjchaft eine Majorität da gewefen fein und diefe ſelb 
Majorität muß auch jet wieder genau in derfelben Weife den Auflöfungsbeichluf 
gefaßt haben. Iſt dies nicht genligende Sicherheit, um zu hindern, daß eine Ge⸗ 
noſſenſchaft Durch eine einfeitige Anfchauung des Waldfchuggerichts gezwungen 
wird nod ferner fortzubeftehen, nachdem ihre Mitglieder faſt fämmtlich ihren 
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Irrihum erfannt und die Ueberzeugung gewonnen haben, daß die Genofſenſchaft 
nur zu ihrem eigenen Nachtheil fortbeftehen würde. Wenn es fi dabei um ein 
öffentliches SYutereffe handelte, wäre es ja eiwas anderes; das liegt aber bier 
wicht vor. Diefe Waldgenoffenichaften wirthfchaften fiir ſich und fie follen ge- 
jwungen werden, weiter zu wirtbichaften? Wenn das Walſdſchutzgericht in die 
Bewirtbichaftung einträte, wenn es jelbft weiter wirthichaften müßte, das wäre 
etwas anderes. Meine Herren, wenn Sie meinen, daß das Waldſchutzgericht fo- 
gar dem einflimmigen Beſchluß der Genoſſenſchaft auf Auflöjung widerſprechen 
tom, — gut, dann nehmen Sie die Borlage an und verwerfen Sie meinen Au⸗ 
trag; ich aber Halte ſolches für etwas dem Begriff einer Genofſſenſchaft durchaus 
Widerſtrebendes. 

Brafident: Der Herr Regierungskommifſar hat das Wort. 

Regierungstonmiffar, Geheimer Regierungsrath Wiarcardb: Deine Herren! 
Die Staatsregierung erflärt fi) gegen den Antrag des Herrn Abgeordneten Pa- 
riſius, und bittet das Hohe Haus, denfelben abzulehnen. Der Fall, daß das 
Waldſchutzgericht die Genehmigung zur Auflöfung einer Genoſſenſchaft verjagen 
foflte, wird gewiß ein höchſt feltener fein und nur da eintreten, wo in ber That 
öffentliche Intereſſen entgegenftehen. Ich glaube, man kann das Vertrauen zu 
den Waldſchutzgericht und zu der höheren Inſtanz, dem Bermwaltungsgericht ba» 
ben, daß es bei Berfagung der Genehmigung fi) lediglich von wichtigen öffent- 
lichen Intereflen leiten laffen wird. Bon vornherein das Waldſchutzgericht oder 
das Bermaltungsgericht zu nöthigen, die Genehmigung zur Auflöfung in dem 
Falle zu ertheilen, wenn diefelbe von dreiviertel der Betheiligten befchloffen if, 
würde nach meiner Meinung eine rein willkürliche Beſtimmung fein. Ich erlaube 
mir daS Hohe Haus außerdem noch darauf aufmerkfam zu machen, daß dieje Be⸗ 
ſtimmung nicht im Einklange fteht mit dem vorhergehenden Alinea dieſes Para- 
graphen, wonach zu dem Beſchlufſſe über die Auflöiung einer Senoffenfchaft eine 
Mehrheit nach den Grundfägen des 8 23 erforderlich fein fol, alfo im Fall einer 
Schutzgenofſenſchaft eine Mehrheit nach dem Kataftralreinertrage, im Ball einer 
wirthſchaftlichen Benoffenfchaft eine Mehrheit nach dem Kataftralreinertrage, welche 
zugleih ein Drittel der Betheiligten nach der Kopfzahl repräfentirt. Diefe Be- 
fimmmng ift nach meiner Meinung mit dem Zuſatze, weldyen der Herr Abgeord- 
nete Barifius vorgefchlagen hat, unvereinbar und es würde daher diejer Zuſatz 
eine Berwirrung in diefen Paragraphen bineintragen. 

Bräftdent: Die Diskuffion ift gefehloffen. Wir werben zunächft über ben 
Antrag Barifius abfiimmen und dann über den Paragraphen. 


Ich bitte den Antrag zu verlefen. 


Schriftführer Abgeordneter Dr. Freiherr v. d. Goltz: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
Dem zweiten Abſatz des $ 43 folgenden Sat hinzuzufügen: 
„Das Waldſchutzgericht darf die Genehmigung nicht verlagen, wenn 
die Verſammlug der Waldgenoffen den Auflöſungsbeſchluß mit drei 
Biertel aller nach dem Statut berechtigten Stimmen gefaßt bat.“ 
Präfident: Diejenigen, welche den Antrag annehmen wollen, bitte ich auf- 
tehen. (@eichiebt.) . 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Der 5 43 iſt im übrigen 
ı Haufe angenommen. 
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Zu $ 44 bat der Abgeordnete Graf Schad unter 334 I eine andere Faflıng?) 
des zweiten Abſatzes vorgeichlazen. Der Antrag ift noch nicht unterflüßt. 

Ich erfuche diejenigen Herren aufzuftehen, welche denſelben unterfläßen wellen. 

Geſchieht) 

Die Unterſtützung reicht aus. 

Ich eröffne die Diskufſion und ertheile das Wort dem Herrn Regierungs- 
fommiffar. 

Regierungslommiffar Diinifterialdireltor Marcarb: Meine Herren! Zur 
Abkürzung der Diskuffion darf ich erflären, daß die Königliche Staatsregierung 
mit dem Antrage des Herrn Abgeorbneten Grafen Schad einverftanden if, und 
ihn für eine redaktionelle Verbefferung der Beichlüffe zweiter Leſung hält. 

Bräfident: Der Abgeorbnete Dr. Bening hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bening: Ich habe das Letztere auch fagen wollen, im 
übrigen verzichte ich. 

Präfident: Die Diskuffion if gefchloffen. 

Ich bringe den Antrag Schad, welcher gedruckt vorliegt, zur Abflimmung 
und erfuche diejenigen Herren, welche gegen denfelben ſtimmen wollen, aufzufiehen. 
(Geſchieht.) 

Der Antrag iſt angenommen und mit diefer Aenderung bejchließt die 
Mehrheit den $ 44. 

Dann eröffne ich die Diskuſſion fiber den $ 45. — Hier haben die Abgeorb- 
neten Dr. Hänel und GBenoffen unter Nr. 33 ihrer Amendements einige Bor- 
ſchläge**) gemacht, während die Abgeordneten Parifius und Brüggemann unter 
Ar. 6 ihrer Borjchläge beantragt haben, diefen Paragraphen ganz zu ftreichen. 

. &8 nimmt Niemand das Wort, die Diskuffion iſt gefchloffen. Ich werde 
die Vorſchläge der Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen zunächft zur Abftim- 
mung bringen; — fie können wohl gemeinfchaftlich zur Abftimmung gebradit 
werden, — dann wird noch abgeflimmt werden über den Paragraphen, da bie 
Streichung beantragt ifl. 

Alſo Diejenigen, welche eventuell die Nr. 32 der Amendements der Abgeord- 
neten Dr. Hänel und Genoffen annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Majorität. 
Jetzt kommt ber $ 45 mit dieſen Aenderungen zur Abſtimmung, und erfuce 
ich diejenigen Herren, welche ihn in diefer Geſtalt annehmen wollen, aufzuftehen. 
Geſchieht.) 


*) Vorſchlag: Das Alinea 2 des 5 44 zu faſſen, wie folgt: 

„Bleibt ber Werth des auf dem zurüderbaltenen Grundſtücke vorhandenen Holy 
beitandes hinter dem Werthe bes nach dieſem Berhältniß ermittelten Antheils zurüc, 
fo ift biefer Minderwerth von denjenigen Walbgenofien verhältnißmäßig zu er- 
ftatten, welche mit ihren Srunbftüden einen Ueberſchuß an Holzbeſtandswerth er⸗ 
balten haben.” 

») Im 8 45 zu fegen: 

a. anftatt „gemeinfchaftlich beſeſſenen“ 
„von einer Realgemeinbe oder einer Genoſſenſchaft befeflenen“, 

b. anflatt „Zrennftüde” 
„xheilftüde“, 

c. anftatt ber beiden legten Zeilen: 
„No darf dem Antrage auf Theilung nur dann ftattgegeben werben, m 
Mehrzahl der Betheiligten nach den Theilnahmerechten berechnet, demſelben zuſt 
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Das ift ebenfalls die Mehrheit, $ 45 ift in ber Faſſung, melde 
Abgeordneten Hänel vorgejchlagen, angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über bie 59 46-52, über Borjrift ı 
leitung. — Alles ohne Abfiimmung angenommen, 

Meine Herren, bei den Einzelbefäjläffen find in der heutigen Sitzu 
liche Anträge der Abgeordneten Hänel, Miguel, Dr. Bening, Mühlenb 
fins aus ber Nr. 334 II., fowie der Antrag des Abgeordneten Graf 
zu $ 44 angenommen. Andere Anträge find nicht angenommen. 

Die angenommenen Anträge haben Ihnen gedrudt vorgelegen. Un 
Umfländen wird es wohl nicht erforberlich fein, daß wir noch eine beſo 
ſammenſtellung druden faffen und dieſelbe morgen zur Abſtimmung bris 

(Ruf: Rein!) 

Bir kbunen alfo über den Gefetentwurf im Ganzen mit den foeber 
bezeichneten, vom Haufe beichloffenen Aenderungen abftimmen, und ich ! 
jenigen, welche den Gejegentwurf in dritter Leſung in diefer Geftalt üı 
annehmen wollen, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Mojorität, der Geſetzentwurf ift angenommen. 


E 
Gefegentwurf, 
betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoffenfchaften, i 
aus den Berathungen des Abgeordnnetenhanfes hervorgeg 
Faflung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Pre 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Mon: 
den ganzen Umfang derjelben was folgt: B 

L Allgemeine Befimmung. 

$1. Die Benugung und Bewirthſchaftung von Waldgrundſtücken 
nur denjenigen landespolizeilichen Beſchränkungen, welche durch das geg 
Geſetz vorgefchrieben oder zugelaffen find. 

Die über die Beauffichtigung, Benugung und Bewirthichaftung be 
Gemeinde», Korporationd-, Genoſſenſchafts · und Inflituten- Forſten 
Schleswig. Holſteiniſchen fogenannten Bondenholzungen beſtehenden 
Borfchriften bleiben jedoch in Kraft. 

DO. Säugmaßregeln zur Abwendung von Gefahre 

82. Im Fällen, in denen: 

&) durch die Beſchaffenheit von Sandländereien benachbarte Grundftü 
liche Anlagen, natürliche oder künſtliche Wafferläufe der Gefahr 
andung, 
durch das Abſchwemmen des Bodens ober durch die Bildung vo 
flärzen in hohen Freilagen, auf Bergrüden, Bergkuppen und 
Hängen, die unterhalb gelegenen nugbaren Grundfide, Straßen 
bäude ber Gefahr einer Ueberjhüittung mit Erde oder Steingeröll 
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Zu 5 44 hat der Abgeordnete Graf Schad unter 334 I eine andere Yaffung?) 
des zweiten Abſatzes vorgeichlagen. Der Antrag iſt noch nicht unterftüßt. 

Ich erfuche diejenigen Herren aufzuftehen, welche benfelben unterſtützen wollen. 

(@eichieht.) 

Die Unterſtützung reicht aus. 

Ich eröffne die Diskuffion und ertheile das Wort dem Herrn Regierungs- 
tommiffar. 

Regierungstommiffar Minifterialdireltor Marcarb: Meine Herren! Zur 
Abkürzung der Diskuffion darf ich erklären, daß die Königliche Staatsregierung 
mit dem Antrage des Herrn Abgeorbneten Grafen Schad einverftanden if, und 
ihn für eine rebaftionelle Berbefferung der Beichlüffe zweiter Leſung hält. 

Präfldent: Der Abgeordnete Dr. Bening hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bening: Ich habe das Leßtere auch fagen wollen, im 
übrigen verzichte id). 

Präfident: Die Diskufftion ift gefchloffen. 

Ich bringe den Antrag Schad, welcher gebrudt vorliegt, zur Abſtimmung 
und erfuche diejenigen Herren, welche gegen denſelben flunmen wollen, aufzufteben. 
(Geſchieht.) 

Der Antrag iſt angenommen und mit dieſer Aenderung beſchließt die 
Mehrheit den 8 44. 

Dann eröffne ich die Diskuſſion über den 8 45. — Hier haben die Abgeord- 
neten Dr. Hänel und Genoffen unter Nr. 32 ihrer Amendements einige Bor- 
ſchläger*) gemacht, während die Abgeordneten Parifius umd Brüggemann unter 
Ar. 6 ihrer Vorſchläge beantragt haben, diefen Paragraphen ganz zu fireichen. 

Es nimmt Niemand das Wort, die Diekuffion tft gefchloffen. Ich werde 
die Borfchläge der Abgeordneten Dr. Hänel und Genoſſen zunächſt zur Abfliur- 
mung bringen; — fie können wohl gemeinfdhaftli zur Abftimmung gebracht 
werden, — dann wird noch abgeflimmt werden ilber ben Paragraphen, da die 
Streichung beantragt ifl. 

Alfo Diejenigen, welche eventuell die Nr. 32 der Amenbements der Abgeorb- 
neten Dr. Hänel und Genoffen annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Majorität. 
Jetzt kommt der 8 45 mit dieſen Aenderungen zur Abſtimmung, und erſuche 
id) diejenigen Herren, welche ihn in dieſer Geſtalt annehmen wollen, aufzuſtehen. 
Geſchieht.) 


*) Vorſchlag: Das Alinea 9 des 8 4 zu faſſen, wie folgt: 

„Bleibt der Werth des auf dem zurückerhaltenen Grundſtücke vorhandenen Holz⸗ 
beſtandes hinter dem Werthe des nach dieſem Verhältniß ermittelten Antheils zurück, 
fo iſt dieſer Minderwerth von denjenigen Walbgenofien verhältnißmäßig zu er⸗ 
ſtatten, welche mit ihren Grundſtücken einen Ueberſchuß an Holzbeftanbswerth er⸗ 
halten haben.” 

2) Im 8 45 zu ſetzen: 

a. anſtatt „gemeinichaftlich beſeſſenen“ 
„von einer Realgemeinde oder einer Genoſſenſchaft beſeſſenen“, 

b. anftatt „Zrennftüde” 
„xheilftüde”, 

c. anftatt der beiden legten Zeilen: 
„ſo darf dem Untrage auf Theilung nur dann ftattgegeben merben, wenn bie 
Mehrzahl ber Betheiligten nad; ben Theilnahmerechten berechnet, bemfelben zuſtimmt. 
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Das ift ebenfalls die Mehrheit, 8 45 if in der Fafſung, we 
geordneten Hänel vorgejchlagen, angenommen. 

Ich eröfine die Diskuffion fiber die $$ 46—52, über Vorſchri 
leitung. — Alles ohne Abflimmung angenommen. 

Meine Herren, bei den Einzelbeſchlüfſen find in der heutigen Si 
liche Anträge der Abgeorbueten Hänel, Miquel, Dr. Bening, Müp 
fns aus der Nr. 334 II., fowie der Antrag des Abgeordneten & 
im $ 44 angenommen. Andere Anträge find nicht angenommen. 

Die angenommenen Anträge haben Ionen gedrudt vorgelegen. 
Umfänden wird es wohl nicht erforderlich fein, daß wir noch eine I 
jummenftellung bruden laſſen und dieſelbe morgen zur Abſtimmung 

(Ruf: Rein!) 

Bir kbunen alfo über den Gefeentwurf im Ganzen mit ben fo 
bezeichneten, vom Hanfe beſchloffenen Aenderungen abſtimmen, und i 
jenigen, welche den Gefegentwurf in dritter Leſung in diefer Geftalt 
annehmen wollen, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das if die Majorität, der Geſetzentwurf if angenommen. 


E. 
Geſetzentwurf, 
betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchafter 
ans den Berathungen des Abgeordnetenhauſes hervor 
Faſſung. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 9 
derordnen mit Zuſtimmung beider Häufer des Landtages Unſerer D 
den ganzen Umfang derfelben mas folgt: 

IL Allgemeine Befimmung. 

$1. Die Benugung und Vewirthſchaftung von Waldgrundfiiic 
mur denjenigen landespolizeilichen Bejränfungen, welche durch das 
Geſet vorgefchrieben oder zugelaffen find. 

Die über die Beauffichtigung, Benugung und Bewirthſchaftung 
Gemeinde», Korporations-, Genoffenfdafts- und Inſtituten ⸗ Forft 
Shleswig-Holfteinifchen fogenannten Bondenholzungen beftehende 
Vorfchriften bleiben jedoch in Kraft. 

I Säugmaßregeln zur Abwendung von Gefah 
$2. In Fällen, in denen: 

&) durch die Beſchaffenheit von Sandländereien benachbarte Grunt 
liche Anlagen, natürliche oder Künfliche Wafferläufe der Gel 
fanbung, 

b) durch das Abſchwemmen des Bodens ober durch die Bildung 
Rürzen in hohen Freifagen, auf Bergrüden, Bergkuppen un 
hängen, die unterhalb gelegenen nugbaren Grunbftlde, Straf 
bände der Gefahr einer Ueberſchuttung mit Erbe ober Steinge: 
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4. die Beftimmungen darüber, welche Entihädigungen, von wen, nach welchem 
Berhältniß, bis zu welchem Betrage und zu welchem Beitpuntte diejelben, 
fowie die Koften der Schuganlagen aufzubringen find. 

$ 12. Der Entwurf des Negulativs ift mit einem fchriftlichen Gutachten 
zu begleiten, welches die getroffenen Beftimmungen zu begrlnden und die ein- 
ſchlagenden ragen vollfiändig zu erörtern bat. 

5 18. Der Kommiffar bat das Gutachten und das Regulativ zur Einfidt- 
nahme der Eigenthlimer, Nutungs-, Gebrauchs- und Serpitutberechtigten und 
der Pächter der gefahrbringenden Grundſtücke, ſowie der gefährdeten Interefſenten 
vier Wochen lang in den Gemeinden, in welchen der betheiligte Grundbeſitz be- 
legen ift, bei dem Gemeindevorſteher offenzulegen und daß dies angeordnet, zur 
Kenntnignahme der Intereffenten zu bringen. 

Geht der Antrag von einem Kommunalverbande oder von der Landespoligei- 
bebörde aus, fo ift dem Antragftieller das Gutachten und das Pegulatıvn zuzu- 
fertigen. 

Demnähft bat der Kommiffar die fämmtlichen Betheiligten bebufs Anmel- 
dung ihrer Einwendungen gegen den Entwurf des: Regulativs zu einer münd⸗ 


« lien Berhandlumg unter der Berwarnung zu laden, daß die VBerlidfichtigung 


ipäter erhobener Einwendungen durch das Waldſchutzgericht ausgejichloffen wer- 
den kann. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Kommifjar die Einwendungen und 
Gegenvorſchläge zu erörtern und diejenigen, über welche eine Bereinbarung nicht 
erzielt werden Tann, feftzuftellen. 


8 14. Ueber Beſchwerden, welche die Leitung des Berfahrens durch den 
Kommiffar betreffen, entfcheidet das Waldſchutzgericht endgilltig. 


8 15. Das Waldſchutzgericht kann ohne Weiteres das Regulativ durch Be⸗ 
ſcheid feſtſetzen und vollfiredbar erflären, wenn Einwendungen nicht vorliegen 
und fih auch im öffentlichen Intereſſe nichts dagegen zu erinnern findet Der 
Beicheid ift den Vetheiligten unter der Eröffnung zuzuftellen, daß diefelben be- 
fugt feien, innerhalb einer zehntägigen Frift vom Tage der Buftelluno an gegen 
ben Beſcheid Einſpruch zu erheben und die Anberaumung der mündlichen Ber- 
handlung zu beantragen. Wird fein Einfpruch erhoben, fo gilt der Beicheib vom 
Zage der Zuftellung ab als Endurtheit. 

$ 16. Zur mündlihen Verhandlung vor dem Waldſchutzgericht find die ge- 
fährdeten Intereffenten, die Eigenthümer, Nutungs-, Gebrauds- und Servitut- 
berechtigten, ſowie die Pächter der gefahrbringenden Grundftüde, und ber Antrag« 
fteller (88 4, 5 und 11 Nr. 4) durch befondere Borladungen, alle die jonft ein 
Intereſſe zur Sache zu haben vermeinen, durch einmalige öffentlihe Bekannt» 
madung im Amts- und Kreißblatte unter der Verwarnung vorzuladen, daß beum 
Ausbleiben nad Lage der Verhandlungen werde entjchieden werden. 

Das Waldſchutzgericht bat durch Endurtheil über die gegen das Regulativ 
erhobenen Einwendungen zu entfcheiden und beziehungsmeije das Regulativ feft- 
zujegen. 

Streitigkeiten über die Eriftenz und den Umfang von Privatrecdhten ver- 
bleiben dem ordentlichen Rechtswege 


& 17. Die durch das Regulativ den Eigenthiimern gefährdeter oder gefahr- 
bringender Grundſtücke auferlegte Beitragspflicht zur Entſchädigung oder zu den 
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Koſten der Schutanlagen (8 5) ruht auf diefen Grundfiliden und ift den öffent- 
lichen gemeinen Laften gleich zu achten. 

Bei Parzellirungen muß die Beitragspflicgt auf alle Trennftlide verbältniß- 
mäßig vertheilt werben. 

Rückſtändige Beiträge können auch von den Pächtern und fonftigen Nutungs- 
berechtigte: der verpflichteten Grundftiide vorbehaltlich ihres Regrefſes an die 
eigentlich Berpflichteten, im Wege der abminiftrativen‘ Erekution beigıtrieben 
werden. 

Die dem Eigenthümer des gefahrbringenden Grundftids auferlegte Be- 
ſchränkung und die den Eigenthümern der gefahrbringenden und der gefährdeten 
Grundſtücke auferlegte Beitragspflicht, ift unter Hiumeis auf die näheren Be- 
fimmungen des Regulativs, im Grundbuche einzutragen. Die Eintragung er- 
folgt auf Antrag des Vorſitzenden des Waldſchutzgerichtes. 

8 18. Sämmtlide in dem Verfahren vortommente Verhandlungen und Ge⸗ 
ſchäfte, einfchlieglih der Eintragung in die Grundbücher und der von den Ge- 
richten oder anderen Behörden zu ertheilenden Auskunft, find gebühren- und 
ftempelfrei; e8 werden nur die baaren Auslagen in Anjat gebradit. 


Die Kommiffare, foweit diefelben nicht Mitglieder des Waldſchutzgerichtes 
find, und die fonft zugezogenen Sachverftändigen erhalten für ihre Arbeiten, fiir 
ihre baare Auslagen, fowie für ihre Reiſe- und Zehrungskoſten Entihädigungen 
nach Maßgabe des Koftenregulativs vom 25. April 1856 und der jpäter dazu 
ergangenen oder nod) ergebenden Vorſchriften. 


Iſt ein Mitglied des Waldſchutzgerichtes zum Kommiflar ernannnt, jo bat 
derſelbe nur Anfprud auf Erfat der Reiſe- und Zehrungskoſten nad Maßgabe 
vorgedachten Koftenregulativg. 


8 19. Die Koften des Verfahrens, welche erforderlichen Falls aus Kreis⸗ 
iommimalmitteln oder, wenn der Antrag von der Landespolizeibehörde ausgeht, 
durch dieſe vorgefchoffen werben müffen, hat der Antragfteller allein zu tragen, 
wenn der Antrag zuriidgewiefen oder zurückgezogen ift; andernfalls finden auf 
diefe Koften diejenigen Borfchriften Anwendung, welche in den 88 4 und 5 diefes 
Gefetses über die Aufbringung der zu leiftenden Entſchädigung, beziehungsmeife 
über die Beftreitung der auf die angeordneten Anlagen zu verwendenden Koften, 
ertbeilt find. 

8 X. Die Ausführung des Negulativs, insbejondere die Ausfchreibung und 
Einziehung der feftgefegten Beiträge zu der Entihädigung und zu den Koften 
der Schutanlagen, die Auszahlung der Entſchädigung und die Auffiht darüber, 
daß die angeordneten Schuganlagen regulativmäßig bergeftellt und unterhalten, 
auch die fonftigen im Reg ulativ feftgejegten Anordnungen befolgt werben, liegt 
dem Borfigenden des Waldfchuggerichts von Amtswegen ob. 

Gegen Berfligungen des Borfigenden, welche dem Regulativ widerfprechen, 
tann innerhalb 10 Tagen nad) erfolgter Zuftellung bei dem Waldichutgerichte 
Einipruch erhoben werden, welches dariiber entjcheidet. 

8 21. FH Gefahr im Verzuge, jo kann der Borfigende des Waldſchutzge⸗ 
-ichts im öftentlidhen Intereſſe ſchon vor vechtsfräftiger Entfcheidung vorläufige 
Inordnungen treffen zur Verhinderung folder Unternehmungen, welche eine die 
Gefahr vergrößernde oder beglinftigende Veränderung in der Bewirtbichaftung 
des Grundſtücks vorbereiten. Er kann diefe Anordnungen nod Maßgabe der 








o 
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°° und 81 ber Kreisorduung vom 13. Dezember 1872 (Geſetzſamml. ©. 661) 

5b Anwendung der gejeglihen Zwangsmittel durchiegen. 

Sowohl gegen die Anordnung, als gegen die Feſtſetzung ber Strafe laun 

chalb 10 Tagen nad) erfolgter Zuftellung bie Mage bei dem Bermaltmge- 

Ht erhoben werden. 

$ 22. Ein rechtsverbindlich feſtgeſtelltes Regulativ kann fpäter wieder ab- 

dert werben. Die Abänderung erfolgt auf Antrag eines Betheiligten und 

1 demfelben Berfahren, wie bie urfprünglie Feftfegung zu bewirten. 

1. Befimmungen, betreffend die Bildung von Wald- 

genoſſenſchaften. 

8 23. Wo die forſtmäßige Benutzung neben einander oder verinengt geler 

r BWaldgrunbftüde, öder Flächen oder Haibeländereien nur durch das Zu 

nenwirfen aller Betheiligten zu erreichen ift, können auf Antrag 

. jebeß einzelnen Beſttzers, 

‚ des Gemeinde beziehungsweife Amts-, Kreis- ober fonfligen Kommımal- 
verbandes, in deffen Bezirte die Grundftüce fiegen, 

der Landespolizeibehörde 

Eigenthlimer dieſer Befigungen zu einer Waldgenofſenſchaft vereinigt werben. 
Das Zufammentvirten fann gerichtet fein entweder 

) mır auf die Einrihtung und Durchführung einer gemeinfhaftlicden Be- 
ſchadung ober anderer der forfimäßigen Benugung des @enoflenfchaftsiwal- 
des forderlichen Maßregeln oder 

) augleich auf die gemeinfchaftliche forftmäßige Berwirtbichaftung des @enei- 
fenfehaftsroaldes nad} einem einheitlich anfgeftellten Wirthfepaftäplane. 

8 24. Die Bereinigung zu einer Waldgenoſſenſchaft iſt nur zufäffig 

in den Fällen des $ 23 bei 1, wenn die Mehrheit der Betheiligten, nah 
dem Kataftral-Reinertrage der Grundſtüde beredinet, dem Antrage zuftinm, 

‚ in den Zällen des $ 23 bei 2, wenn minbeftens ein Drittel der Bethei⸗ 
figten dem Antrage zuftimmt und die betheiligten Grundfide derſelben 
mehr als die Hälfte des Nataftralreinertrages ſämmtlicher betheifigter 
Grundftüde haben. 

8%. Das Rechtsverhältniß der Genoſſenſchaft und deren Mitglieder wird 

ein Siatut geregelt. 

Für dieſe Regelung it in allen Fällen der Grundfag maßgebend, daß in 
Eigentums. und Befigverhältniffen der einzelnen Betheiligten feine Aes- 
ng eintritt, 

Das Statut bedarf ber Zuftimmmung der mad) Maßgabe des $ 24 zu be 
enden Mehrheit der Betheiligten. 

8%. Das Statut muß enthalten: 

\ Rame, Sig und Ziwed der Waldgenoffenfchaft, 

\ eine genaue Angabe der einzelnen betheiligten Grundſtüde und des Um 
fanges des genoffenichaftlichen Bezirkes, 
ı bei allen Wirthſchaftsgenoffenſchaften (8 22 Nr. 2) die Wirthidaftsart um) 
den Betrieböplan, die Formen, in melden eine Abänderung derfelben 
ſchlofſſen ober bewirft werden fann, fowie die Beflimmungen über Die bi 
zur Durchführung des Betriebsplans anzuordnende Bewirthſchaftung, 
die dem Walbgenoffen aufzuerlegenden Beſchränkungen und Verpflihtuuge 
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5) das Berhältniß ber Waldgenoffen zu den Servitutberechtigten, 

6) das Berhältnig der Theilnahme an den Nutzungen und Laſten ($ 27), 
fowie am Stimmredhte, 

7) die Formen und Friften, in denen die Bertheilungsrollen offen zu legen 
und etwaige Reklamationen anzubringen und zu prüfen find, 

8) die innere Organifation der Genoffenihaft und ihre Vertretung nad) außen. 


Jede Genoſſenſchaft muß einen Borftaud haben, welcher dieſelbe in allen 
ihren Angelegenheiten, anch in denjenigen Gejchäften und Rechtshandlungen, fir 
weiche nach den Gejegen eine Spezialvollmacht erforderlich if, inden durch das 
Statut feftzufeßenden Formen vertritt. 

8 27. Das Theilnahmemaß jedes Waldgenofien an der gemeinfchaftlichen 
Einrichtung iſt im Statute fiir die Dauer der Genoffenichaft feſtzuſetzen. 

Diefe Feſtſetzung ift in Ermangelung anderer Verabredungen der Bethei- 
ligten dahin zu regeln: 

a. dag in den Fällen des $ 23 unter 1 jeder Waldgenoffe fein Grundftüd 
ſelbſt bewirthichaftet und die Koften dafür trägt, daß aber die Koften der 
gemeinſchaftlichen Einrichtung nach dem Verhällnifſe des Kataftral-Reiner- 
trages der vereinigten Grundftüde von den Waldgenoffen gemeinichaftlich 
aufgebracht werden; 

b. daß in den Fällen des 8 23 unter 2 die Nubungen, die Koften und die 
Laften der gemeinfchaftlihden Bewirthichaftung des Genoffenichaftsmaldes 
nach dem Berbältniffe des Kapitalwerthes des von jedem Waldgenoffen 
eingeworfenen Bodens und des darauf flehenden Holzbeftandes auf ſämmt⸗ 
liche Betheiligte vertheilt werben. 

Bei der Feſtſetzung des Theilnahmemaßes unter b foll e8 jedoch den Eigen: 
thümern verwerthbarer Holzbeftände, welche diefelben in die Genoffenfchaft nicht 
mit einwerfen wollen, unbenommmen fein, diejelben vorweg abzuräumen und für 
fih zu benutzen. Sie haben aber dann die Koften des erſten Wiederanban's 
ihrer Flächen allein zu tragen. Ebenſo follen, wenn einzelne Grundftüde bei 
Bildung der Genoſſenſchaft mit Holz nicht beftanden find, die Koften des erften 
Holzanbau's den Eigenthiimern vorweg zur Laft fallen. In beiden Fällen ift 
zur Feſtſezyung des Theilnahmemaßes dieſer Waldgenoffen ter Betrag der auf- 
gewendeten Kulturloften als Holzbeſtandswerth in Anrechnung zu bringen. 

$ 28. In Ermangelung einer anderweitigen Vereinbarung ift das Stimm- 
verhältniß der Waldgenoffen nach dem Berhältnifie der Theilnahme derfelben an 
den Nutzungen und Laften zu regeln. Dabei ift als Einheit der Betrag des am 
geringften Betbeiligten zum Grunde zu legen. Nur volle Einheiten gewähren 
eine Stimme. Jeder Waldgenoffe hat mindeſtens eine Stimme und fein Wald- 
genofſe darf mehr als zwei Fünftel aller Stimmen vereinigen. 

$ 29. Die Beitragspflichtzuden Genoffenfchaftslaften ruht aufden zur Genoſſen⸗ 
fhaft gehörigen Grundſtücken und ift den öffentlichen gemeinen Laften gleichzuachten. 

Bei Parzellirungen müflen die Genofjenfchaftslaften auf alle Trennftiide 
v nigmäßig vertheilt werben. 

Aftändige Beiträge können aud von den Pächtern und fonfligen Nugungs- 
b  „‚tgten der verpflichteten Grundftiide, vorbehaltlich ihres Regrefſes an die 
wich Berpflichteten im Wege der abminiftrativen Erekution beigetrieben 

u 


®. 
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8. Sind Genoffenfhaftsgrundftüde mit Servituten belaftet, fo müflen 
die Berechtigten fich diejenigen Einſchränkungen gefallen laffen, welche im In⸗ 
tereffe der Genoſſenſchaft erforderlih find. Fir diefe Einſchränkung muß ben 
Berechtigten volle Entihädigung von der Waldgenoffenfchaft gewährt werben. 

8 31. Die Bildung einer Waldgenoffenihaft erfolgt durch den Kreisaus⸗ 
ſchuß, in den Hohenzollern'ſchen Landestheilen durch den Amtsausſchuß. 

Der Kreis- beziehungsmweile Amtsausſchuß führt in diefen Fällen die Be 
zeihnung: Waldſchutzgericht. 

Der Antrag ift dem Waldfchutgericht desjenigen Bezirks fehriftlich einzu- 
reichen, in welchem die zu vereinigenden Grundftüde ſämmtlich oder der Fläche 
nad) zum größeren Theile gelegen find. Geht der Antrag von dem Kreife (Amts⸗ 
verbande in Hohenzollern) felbft aus, fo bezeichnet das Berwaltungsgericht das 
zuftändige Waldſchutzgericht. In dem Antrage find die zu vereinigenden Grund- 
ftiide, deren Befiger und Katafterbezeichnung einzeln aufzuführen, und die be 
gründeten Thatſachen genau zu bezeichnen. 


$ 32. Das Waldſchutzgericht hat nach Maßgabe der Borjchrift im 8 9 den 
Antrag durch einen Kommiffar an Ort und Stelle prüfen zu lafien. 

Der Kommiffar hat nach Feſtſtellung der zu vereinigenden Flächen die be 
theiligten Grundbefiger über den Antrag zu vernehmen. 

Die Borladung zu dem desfallfigen Termine erfolgt jchriftlich unter der 
Berwarnung, daß die Nichterfcheinenden dem Beichluffe der Erjcheinenden für 
zuſtimmend erachtet werden follen. 

8 33. Wird die Bildung der Waldgenoffenichaft nicht befchlofien (8 23, 
24, 32), fo reicht der Kommiffar die Verhandlungen dem Walbichutgericht ein, 
J welches ſolchenfalls den Antrag durch einen uach Maßgabe des $ 15 zu erlafſen⸗ 
Br den Beſcheid abweiſt. 
J 8 34. Im andern Falle hat der Kommiſſar nach Maßgabe der Vorſchriften 
E* des gegenwärtigen Geſetzes und unter Berückſichtigung der befonderen Berhält- 





Ei niffe der zu bildenden Genoffenfchaft, unter Buziehung der Betheiligten oder 
— eines von ihnen gewählten Ausſchuſſes, das Genoſſenſchaftsſtatut zu entwerfen, 
auch die erforderlichen Einſchränkungen der Servitutberechtigungen, — inſofern nicht 
J— deren gänzliche Ablöſung nach den darüber geltenden Geſetzen beſchlofſen wird, 
= — fowie die für diefe Einjchräntungen zu gewährenden Entihädigungen gut- 
* achtlich feſtzuſtellen. 
— Der Entwurf und die gutachtliche Feſtſtellung ſind für alle Betheiligten nach 
A Maßgabe des 8 13 offenzulegen uud beziehungsweiſe denſelben anzufertigen. 
J 8 35. Demnächſt hat der Kommiffar die Betheiligten und die Servitutbe⸗ 
E: rechtigten zu einer mündlichen Verhandlung vorzuladen und zwar die Betheilig- 
Br ten unter der Berwarnung, daß die Nichterfcheinenden als dem entworfenen 
3 Statut zuftimmend erachtet werben würden. 
— In der mündlichen Verhandlung hat der Kommiſſar die Einwendungen gegen 
AIJ den Entwurf des Statutes und die gutachtliche Feſtſtellung der Einſchränkungen 
— und Entſchädigungen der Servitutberechtigten zu erörtern, die Abſtimmung il rc 
*9 das Statut herbeizuführen und diejenigen Einwendungen, über welche eine ® - 
J5— einbarung nicht erzielt werden kann, feſtzuſtellen. 
— Der Kommiſſar reicht die Verhandlungen nebſt feinem Gutachten über : e 
E:- Bedürfnißfrage dem Waldſchutzgericht ein. 

* 
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8 36. Hat das Statut in der mündlichen Verhandlung vor dem Kommiflar 
die nach 8 25 erforderliche Mehrheit nicht gefunden, fo weift das Waldſchutzge⸗ 
richt den Antrag auf Bildung der Walbgenoffenfhaft durch einen nach Maßgabe 
des 8 15 zu erlaffenden Beſcheid ab. 

8 37. Im anderen Falle hat das Waldſchutzgericht durch Endurtheil zu 
enticheiben, ob ein Beblirfniß zum Bereinigung der betheiligten Eigenthümer zu 
einer Walbgenofienfchaft nad) Maßgabe des 8 23 vorhanden if, ob das Statut 
die Zuftimmung der gefeglich erforderlichen Mehrheit der Betheiligten gefunden 
hat, fowie ob daffelbe den geſetzlichen Vorſchriften entipricht und ein öffentliches 
Intereſſe nicht verletzt. Waltet in allen diefen Beziehungen ein Bedenken nicht 
ob, jo trifft das Waldſchutzgericht Entſcheidung dahin, daß die Waldgenofjen- 
haft nad dem Statut zu begründen fei. 

Zugleich entſcheidet das Waldſchutzgericht über die Widerfprüche gegen die 
im Gutachten vorgefchlagenen Beſchränkungen der Servitutberechtigten, beziehungs⸗ 
weife über die Höhe der zu gemwährenden Entfhädigungen. 

5 38. Iſt auf Begründung der Waldgenoffenihaft erfannt und haben die 
in $ 37 vorgefehenen Entfcheidungen Rechtskraft befehritten, fo ertheilt das Wald⸗ 
Ihußgericht dem Statut die Beflätigung. 

Durch die Betätigung wird die Waldgenoffenichaft begründet. Das beftä- 
tigte Statut hat die Kraft einer vollftredbaren gerichtlichen Urkunde, 

8 39. Die den Eigenthiimern der zur Genoſſenſchaft gehörenden Grundftüde 
auferlegten Beſchränkungen und Laften find unter Hinweis auf die näheren Be- 
fimmungen des Statuts im Grundbuche einzutragen. 

Die Eintragung erfolgt auf Antrag des VBorfigenden des Waldſchutzgerichts. 

8 40. Auf das Verfahren vor dem Konmifſar finden bie Beſtimmungen 
des $ 14 umd bezüglich der Koften die Beftiimmungen ber 88 18 und 19 An- 
wendung. 

Die Koften fallen, foweit fie nicht durch die ergangene Entſcheidung dem 
unterliegenden Theile zur Laft gelegt find, den Waldgenofien nach den im $ 27 
diefes Geſetzes vorgefchriebenen, beziehungsweiſe im Statute ausgebrüdten Ber- 
hältniffe zur Laſt. 

8 41. Im Uebrigen regelt fich das Verfahren vor dem Waldſchutzgerichte, 
die Berufung gegen die Entſcheidung deſſelben und das Verfahren in den Be— 
rufungsinftangen nach den gejetslichen Vorfchriften, betreffend die Verfafſung der 
Bermwaltungsgerichte und das Berwaltimgäftreitverfahren. 

8 42. Die Waldgenoffenfchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben 
und Berbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund» 
ſtücken erwerben, vor Bericht Magen nnd verflagt werden. Ihr ordentlicher Ge⸗ 
richtsſtand iſt bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk ſie ihren Sitz hat. 

8 43. Fur die Verbindlichkeiten der Waldgenofſenſchaft haftet das Ber- 
mögen derjelben. 

Inſoweit daraus Gläubiger der Waldgenofienichaft nicht befriedigt werden 
Önnen, muß der Schuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werben, welche bon 
em Vorſtande nad) dem im Statut fefigefegten Theilnahmemaße auf die Mit- 
lieder umzulegen find. 

$ 4. Die auf Grund vorflehender Vorſchriften errichtete Walbgenoffen- 
Haft iſt der Aufficht des Staates unterworfen. Diele Auffiht wird von dem 

Jahrb. d. Br. Borft> u. Jaad⸗Geſetzg. VIIL 16 


— 42 — 


digen Waldſchutzgerichte nah Maßgabe des Statutes, übrigens in dem Um- 
und mit den Befugniffen gehandhabt, welche gefeglich den Auffichtsbehör- 
r Gemeinden zuftehen. 

n allen ſchleunigen Angelegenheiten kann der Vorſitzende des Waldſchu - 
es Namens deſſelben Verfügungen erlaſſen. Einſprliche gegen dieſe Ber 
zen unterliegen der Entſcheidung des Waldſchutzgerichtes. 

45. Wenn im Laufe der Zeit eine Abänderung des rechtskräftig fehge- 

Statuts nothwendig wird, fo ift dieſe Abänderung in demſelben Ber 
‚wie die urſprünglich e Feſtſetzung, zu bewirken. 

Ye Auflöſung einer nad dieſem Geſetze begründeten Waldgenofſenſchaft 
: zuläffig, wenn die nad $ 24 zur Bildung einer Genoſſenſchaft erfer ⸗ 
e Mehrheit der Vetheiligten derfelben zufimmt. Solche Beichlüfie ber 

der Genehmigung ber Auffihtsbehörde (8 44). 

46. Bei ber Auflöfung einer ber im $ 23 unter 2 bezeichneten Wald- 
enſchaften erhält jeder Waldgenoffe bie eingeworfenen Grundftüde zur 
n Bewirthſchaftung zuriüd. Außerdem find, wenn das Statut nicht ein 
es beftimmt, bie in dem Genoſſenſchaftswalde vorhandenen Hofzbeände 
em Berhältniffe des Kapitalmerthes der zur Beit der Errichtung der Ge- 
ſchaft eingeworfenen Holzbeftände unter die Genoffen zu vertheilen. 

Meibt der Werth des auf dem zuriiderhaltenen Grundſtücke vorhandenen 
eflandes, Hinter dem Werthe des nach diefem Verhäitniß ermittelten An- 
zurüd, fo ift dieſer Minderwerth von denjenigen Waldgenoffen verhältnig- 
zu erftatten, welche mit ihren Grundftüden einen Ueberſchuß an Holbe 
werth erhalten haben. 

IV. Theilung gemeinfhaftlider Waldungen. 

47. Sofern eine nad den beftehenden Vorſchriften zuläffige Naturalthei - 
eines von einer Realgemeinde oder einer Genoſſenſchaft befeffenen Wald ⸗ 
Aids folde Theilftiide ergeben würde, deren forfimäßige Benugung nur 
gemeinſchaftliche Bewirthſcha ftung zu erreichen wäre, jo darf dem Antrage 
ſheilung nur dann flattgegeben werben, wenn bie Mehrzahl der Betheiligten 
yem Theilnahmerechten berechnet, demfelben zuſtimmt. 

V. Uebergangsbefiimmungen. 

48. In denjenigen Theilen der Monardjie, in welchen zur Zeit Berwal- 
gerichte nicht beftehen, werben bis zur Einrichtung von folchen die in biefem 
e den Verwaltungsgerichten itbertragenen Funktionen in erfter Inftanz durch 
vere Waldſchutzgerichte, welche bei eintretendem Bebürfniffe für jeden Kreis, 
den Borfchriften der folgenden Paragraphen gebildet werden, in zweiter 
13 durch bie Depntationen flir das Heimathöwefen (85 40 und 41 des Ger 

betreffend die Ausführung des Bundesgefeges über den Unterftügungs- 
Ag, vom 8. März 1871, Geſetzſammlung &. 180 ff.) in dem durch dieſes 

vorgefchriebenen Verfahren wahrgenommen. 

4. Das Waldſchutzgericht wird aus dem Landrathe (Kreishauptmann) 
Borfigenden und 6 Mitgliedern gebildet, welde von der Kreißver- 
lung nad abfoluter Stimmenmehrheit gewählt werben. Wählbar als 
ied it jeder felbfiftändige Angehörige des Deutichen Reiches, mit Ausnahme 
icht angefeffenen ſervisberechtigten Militärperfonen, welcher 
in dem Kreife einen Wohnfig hat, 
fich im Vefige der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 
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Als ſelbſtſtändig wird derjenige angeſehen, welcher das 21. Lebensjahr voll- 
endet hat, fofern ihın das Recht, über fein Vermögen zu verfligen und daffelbe 
zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anorbnungen entzogen ift. 

Geiftlihe, Kirhendiener und Elementarlehrer können nicht Mitglieder des 
Waldſchutzgerichts fein; richterliche Beamte, zu denen jedoch die technifchen Mit⸗ 
glieber der Handels- oder Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, 
nur mit Genehmigung bes vorgeſetzten Minihers. 

Die Wahl der Mitglieder erfolgt auf 6 Jahre mit der Maßgabe, daß bei 
Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedihaft bis zur Wahl des Nachfolgers fort- 
dauert. Alle zwei Jahre fcheidet ein Drittel der Mitglieder aus. Die das erfte 
und zweite Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausge- 
jhiedenen können wieder gewählt werben. 

Die Mitglieder des Waldſchutzgerichts werden von dem Vorfigenden ver- 
eibigt. Sie können durch Beſchluß der Deputation für das Heimathsweſen ihrer 
Stellung enthoben werden. 

Diefelben erhalten eine ihren Auslagen entiprechende Entfhädigung aus 
Kreisfommunalmitteln. 

Meber die Höhe derjelben beſchließt der Kreistag. 

5 50. Das Waldſchutzgericht ift bejchlußfähig, wenn drei Mitglieder mit 
Einſchluß des Borfigenden anweſend find. 

Die Beichlüffe werden nad Stimmenmehrheit gefaßt. 

FR eine grade Zahl von Mitgliedern anweſend, fo nimmt das dem Rebens- 
alter nad) jüngſte gewählte Mitglied an der Abflimmung nicht Theil. Betrifft 
ber Gegenſtand der Berhandlung einzelne Mitglieder des Waldſchutzgerichts, oder 
deren Berwandte oder Verſchwägerte in auf» oder abfleigender Linie, oder bis 
zu dem britten Grade der Seitenlinie, jo dürfen dieſelben an der Berathung 
nicht Theil nehmen. 

Wird dadurch das Waldſchutzgericht beſchlußunfähig, jo tritt nach der Be⸗ 
ſtimmung der Deputation für das Heimathweien das Waldichubgericht eines be⸗ 
nachbarten Bezirkes an feine Stelle. 

851. So lange in einzelnen Kreifen ein Waldſchutzgericht nicht gebildet 
ift, find die nach $ 3 beziehungsmweife $ 23 zuläffitgen Anträge an den Landrath 
(Kreishauptmann) zu richten, welcher verpflichtet ift, fofort die Bildung des Wald⸗ 
ſchutzgerichts herbeizuführen. 

In Fällen, wo Gefahr im Verzuge ift, kann der Landrath (Kreishauptmann) 
die im $ 21 vorgejehenen vorläufigen Anordnungen treffen. 

8 52. In ſelbſtſtändigen Stabtfreifen finden die Beſtimmungen der 88 49, 
50, 51 mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Landraths (Kreis- 
hanptmanng) der Bürgermeifter und an die Stelle der Kreisverfammlung die 
Stadtverorbnetenverfammlung (Bitrgervorfteherfollegium) tritt. 

VI. Strafbeftimmung. 

8 53. Die Eigenthiimer, Nutzungs⸗, Gebrauchs⸗ und Servitutsberecdhtigten, 
fowie Pächter find, wenn fie den Beftimmungen des Regulativs ($ 20) zumiber 
Holz einfchlagen, mit einer Geldſtrafe zu belegen, welche dem boppelten Werth- 
betrage des gefällten Holzes gleichkommt. 

Wenn fie die fonftigen Feftfegungen des Megulativs, durch melde eine be- 
ſtimmte Art der Benußung vorgejchrieben oder verboten wird, libertreten, find 
fie mit einer Geldbuße bis zu 100 Mark zu beftrafen. 16% 
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8 54. Der Minifter fiir die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ift mit der 
Ausführuug diefes Geſetzes beauftragt. 


Beglaubigt: 
Der Bräftdent des Hanfes ber Abgeordneten. 
(L. S) R. v. Bennigfen. 





Verſuchaweſen. 
Dpezial- Arbeitsoläue für Kultur Verſuche. 


J. Spezial Arbeitsplan 
Kultur⸗Verſuche zur Begrändung reiner Kiefernbeftände. 


81. Zweck der Berfude. 
Die vorzunehmenden Kulturverſuche haben den Zwed: 
1) den bei verjchiedenen Kulturmethoden, welche bei der Begründung reiner 
Kiefernbeftände im großen Betriebe zur Anwendung kommen, erforderlichen 
Rulturaufmand an Material nnd Arbeit, an Zeit und Geld bezw. Geldes⸗ 
werth für die verfchiedenen Vobengüiten in im Flachlande und im Berg⸗ und 
Hügellande zu ermitteln. 
2) den Erfolg verſchiedener Anbaumethoden zu erfunden in Bezug auf 
a) Sicherheit des Gelingens, beftimmt durch den Zeitraum, innerhalb deſſen 
die Kultur zu der dem Wirtbfchaftszwede entſprechenden Bollftändigfeit 
gelangt, 

b) den Zeitpunkt des erreichten vollfommenen Schluffes, 

c). den Höhenzuwachs, 

d) den Stärkezuwachs, 

e) den Zeitpunkt der Beflandsreinigung, 

f) die zeitlidhe nnd quantitative Geftaltung der Haupt- und Zwiſchen⸗ 
nußgungen, 

g) die Dualität (Aftreinheit, Vollholzigkeit ze.) des zu erziehenden Holzes, 

h) die Widerftandsfähigkeit der erzogenen Beſtände gegen ſchädliche äußere 
Einflüffe der Witterung, des Unkrautwuchſes, forftichädficher Thiere 
u. |. w.; 

3) die Leiftungsfähigkeit der angewendeten Mafchinen und Geräthe zu erproben. 
82. Wahl der Berfuhsfläden. 

Bei der Auswahl der Verſuchsflächen find die in Kap. II. No. 4 des all- 
gemeinen Arbeitsplanes für forftliche Kulturverfuche*) niedergelegten Beftimmungen 
genau zu beachten. 

Es wird jedoch beftimmt, daß zur Vornahme der Verſuche nur Flächen 
mit bewaldet gewejenem Boden nad einjähriger Schlagruhe benutzt werden jollen. 

83. Ausdehnung der Verſuche. 
Die Verſuche follen fih nur auf reine Kulturen erftreden. 
*) Der allgemeine Arbeitspları für forftliche Kulturverſuche, ſowie bie übrigen, von 


Berein deuticher forftlicher Verjuchsanftalten aufgeftellten Arbeitspläne werden, foweit fie ı 
Ihon früher hie Aufnahme gefunden haben, in der Folge mitgetheilt werden. 
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Ein befonderer Arbeitspları wird die Mifchlulturen von Kiefern und anderen 
Holzarten fowie die Verſuche mit Walbfelbbau regeln. 

Folgende Verſuchareihen find demgemäß durchzuführen: 

L Berſuch sr eihe. Bergleichung verjchiedener Methoden der Bodenbear⸗ 
beitung zur Saat. 

1. Handſaat in 1.2 Meter von Mitte zu Mitte entfernten Waldpflugfurchen. 
— Furchenſaat. — 6 Kilo Samen find pro Hektar zu ſäen. 

2. Handfaat in doppelt mit dem Wald⸗ und lintergrundspflug gepflügten, 
1.2 Meter von Mitte zu Mitte entfernten Furchen. — Furchenſaat. — 
Samenmenge wie bei 1. 

3. Hanbjaat in 0.4 Meter breiten, 1.2 Meter von Mitte zu Mitte entfernten 
Hadktreifen. — Hadftreifenfaat. — Samenmenge wie bei l. 

4 Handſaat anf 0.5 Meter im Duadrat großen, alljeitig 1.2 Meter von Mitte 
zu Mitte entfernten Plägen. — Plätzeſaat. — 3 Kilo Samen find pro 
Heftar auszufäen. 


I. Berſuchsreihe. Vergleichung verfchiedener Methoden der Ausſaat. 

1. Saat mit der Säeflinte, je nach der Dertlichkeit in 
a) 1.5 Meter im Fichten entfernte Pflugfurchen oder 
b) 0.4 Meter breite, 1.5 Meter im Lichten entfernte Hadftreifen, 

bei a und b mit 4 Kilo Samen pro Heltar; 

2. Saat mit der Drewitz'ſchen Säemaſchine in 
a) Pflugfurchen wie bei 1a oder 
b) in Hadftreifen wie bei 1b, 

bei a und b mit 2 Kilo Samen pro Heltar; 

8. Handſaat in 
a) Pflugfurchen wie bei 1a, 

b) Hadftreifen wie bei 1b, 

ad a und b mit 4 Kilo Samen pro Hektar. 

II. Berſuchſsreihe. Bergleichende Verſuche mit verfchiedenen Samen- 
mengen bei der Handſaat. 

Die Saat if in 1.5 Meter von Mitte zu Mitte entfernten Pflugfurden 
oder in 0.4 Dieter breiten, 1.5 Meter von Mitte zu Mitte entfernten Hadftreifen 
auszuführen und zwar mit 

a. 4 Kilo pro Hektar, 

b. 5 ” ”„ [4 

C 6 Lid [4 ” 

IV. Berfuhsreihe. Vergleichung von Handfaat und FJährlingspflanzung. 

l. Handfaat in 1.2 Meter von Mitte zu Mitte entfernten Baldpflugfurden 
mit 6 Kilo Samen pro Heftar; 

2. Zährlingspflanzung mit dem Klemmfpaten in Waldpflugfurdhen deſſelben 
Berbandes mit einer Pflanzweite von 0.6 Meter in den Furchen, je 2 Pflanzen 
in einen Klemmipalt; 

. Handfaat in doppeltgepflügten Furchen, wie bei I. 2 mit 6 Kilo Samen 
pro Heltar; 

‚ Zührlingspflanzung mit dem Klemmfpaten in boppeltgepfliigten Yurchen 

von gleicher Art wie bei 3 und mit einer Pflanzweite von 0.6 Meter in 

den Furchen, je 2 Pflanzen in einen Klemmſpalt. 
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Berfugsreihe. Vergleichende Verſuche mit verſchiedenem Pflanz- 


den nachfolgenden Verſuchen ſoll allgemein 1.2 Meter Ouadratwerband 
He zu Mitte angewendet werben. Furchen ⸗ und Streifenpflanzungen 
t vorgefehen. 


Hrfingspflanzung in 0,4 Meter im Ouabrat großen, 0,4 Meter tiefen 
‚jollöchern mit dem Klemmfpaten, je eine Pflanze in iebes Loch; 

lanzung 2jähriger Pflanzen 

aus Millenfaatbeeten mit 1 Pfd. Einfaat pro Ur ober 

melde 1jährig verſchult find, ganz wie bei 1 

(er Berfuc) bei 2b iR nicht obligatorifch); 

ılenpflanzung mit dem Breitipaten und breijäßrigen Ballenfiefern, und 
ar mit 

Bilofingen, 

aus Ballenfaatlämpen ober 

Ballenpflanzfämpen 

entnommenen Pflanzen, 

Berfuhsreihe. Vergleichung verſchiedener Pflanzmethoben. 
nachfolgenden Kulturen find durchweg in 1.2 Meter Ouabratverband, 
yei Streifen- oder Furchenpflanzung mit 1.2 Meter Reihenweite von 
ı Mitte gerechnet und mit 1.2 Meter Pflanzweite in ben Reihen aus- 
hrlingspflanzung. 

in ungelodertem Boden mit dem Stieleiſen, 

in 0.4 im Quadrat große und 0.4 Meter tiefe Rajollücer mit dem 
Klemmipaten, je eine Pflanze pro Loch, 

besgt. wie bei b, mit dem Pflanzhofg, 

auf 0.4 Meter breiten,” flach abgeſchälten Streifen mit bem Klemm. 
fpaten, je 1 Pflanze, 

in Waldpflugfurchen mit dem Klemmfpaten, je 1 Pflanze pro Klemm- 
fpalt, 

in doppelt (mit dem Wald⸗ und Untergrunbspflug) gepflügten Furchen 
wie bie, ° 

in Rajolſtreifen, 0.4 Meter breit und tief, mit dem Klemmfpaten, je 
1 Pflanze pro Klemmfpalt; 


llenpflanzung mit verſchulten Kamppflanzen. 

mit dem Breitfpaten und Zjährigen Pflanzen, 

mit dem Hohlipaten desgl. 

mit dem Heyer'ſchen Hohlbohrer und 2jährigen Pflanzen. 

(@e nicht dbligatoriſch) 

. Berfudsreihe. Vergleichung verfdiedener Pflangverbände und 
sten bei Jährfingspflanzung in gelodertem Boden. 

Pflanzungen erfolgen mit dem Klemmfpaten in 0.4 Meter im Quadrat 
md 04 Meter tiefen Rajollöchern, je 1 Pflanze in jedes Loch. Ulle 
ten und Verbände find von Mitte zu Mitte gerechnet. 
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1. Quabdratpflanzung im 
a) 1 Meter 
b) 1.25 Meter Y Verband; 
c) 1.5 Meter 
2. Dreipflanzung ım 
a) 1 Meter 
b) 1.25 Meter Y Verband; 
c) 1.5 Meter 
3. Reihenpflanzung. 
a) bei 1.5 Meter Entfernung der Reihen und 
a) 0.75 Dieter FE » 
8) 1.0 Meter h Pflanzweite in den Reiben, 
b) bei 2 Meter Entfernung der Reihen und 


a) 0.75 Meter 
8) 1.0 Meter 1 Pflanzweite in den Reiben. 


84 Allgemeine und Schlußbeflimmungen. 

1. Zu allen Saaten ift reiner Kornfamen zu verwenden. Die angegebenen 
Samenmengen beziehen fih auf Samen der normalen Keimfähigfeit — 
100 und find in jedem einzelnen Falle der wahren Keimfähigkeit des zu 
verwendenden Samens entiprechend zu modifiziren; Samen von weniger 
als 70% Keimfähigkeit fol jedoch überhaupt nicht verwendet werden. 

2. Alle Bodenbearbeitungen haben im Herbft ftattzufinden. 

3. Die Saaten und Pflanzungen follen im Frühjahr bis Ende April vorge- 
nommen werden. 

4. Unmittelbar vor der Saat im Frühjahr ift der im Herbfte zugerichtete 
Boden vorzuharken und hierauf der ausgefäete Samen einzuharten. 

5. Neben den Beftimmungen dieſes Arbeitsplanes find diejenigen des allge- 
meinen Arbeitsplans für forftliche Kulturverfuche in jeder Beziehung genau 
zu beachten. 


DI. Spezieller Arbeitsplan 
für 
Kultur-Berfuche zur Begründung reiner Fichtenbeftände. 


81. Bwed der Berjude. 


Zwed der vorzunehmenden Berjuche ift: 
Feſtſtellung der zur Begründung reiner Zichtenbeftände zwedmäßtgfien Knl⸗ 
turmetbode bezitglidh: 

des Erfolges und der Koften zur erften Beitandsbegründung, des Verhal⸗ 
tens der nach verfchiedenen Anbauverfahren begründeten Beſtände in ihrer 
weiteren Entwidelung — (Schluß und Beftandsreinigung — Ausformung 
— Höhen- und StärkenZuwachs —, Maflen- und Werthöerzeugung — 
in Betreff der Bor- nnd Hauptmugungen) — und 
Widerftandsfähigkeit gegen Naturereigniffe — Inſecten, Duft- und Schnee 
brud x. — 
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82%. Wahl der Verſuchsflächen. 

Unter Beobachtung der im allgemeinen Arbeitsplan für forſtliche Kulturver⸗ 
ſnche hierüber sub Capitel II Nr. 4 niedergelegten Beſtimmungen find im Spe⸗ 
ziellen zur Anlage der Verſuchsflächen nur der Fichte entſchieden zuſageude Stand⸗ 
orte mit weder außergewöhnlich günſtigen noch auffallend ungünſtigen Begetations- 
verbältniffen auszumählen. 

Bon den Berjuchen unbedingt auszufchließen find: 

abnorme Lagen — fteile Gehänge, Froſt⸗ und erponirte Wetterlagen, durch 
Duft- und Schneebruch ſtark bedrohte Hochlagen — 

abnormer Boden — naßgallig, Kiesrüden — und 

abnorme — verwilderte — Bodenzuftände, ebenjo foldye Dertlichleiten, an 
denen die Verfuchsflächen gegen wibrige äußere Einflüffe, Wild, Weidevieh, 
Diebflahl zc. nicht geſchützt werden können. 

Friſche, offene, einigermaßen geichütste Kahlichläge find am meiften zur Aus⸗ 
führung der Berjuche geeignet. 

8 8. Ausdehnung der Berfude 

Die Berfuche follen fih nur auf reine Fichtenkulturen erftreden und auf eim 
praktiſch durchführbares Maß befchränkt werden. 

Ein befonderer Arbeitsplan wird die Mifchkulturen der Nichte mit andern 
Holzarten regeln. 

Demgemäß find vergleichende Berfuche nur bezüglich der feither ſchon im 
Großen und Ganzen mehr bewährten Kulturmethoden auzuftellen und zwedent- 
ſprechend folgende Berfuchgreiben durchzuführen: 

I. Berjuchsreibe, bezwedend 
die Löfung der Frage ob breitwärfige oder rillenweiſe Streifenfaat den Vorzug 
verdient? 

Zu dem Ende: 


A. Rillenweife Saaten. 
1. Auf Streifen von 20 Gentimeter Breite mit einer Rille. 
Samenquantum 5.5 Kilogramm pro Hektar. 
2. Auf Streifen von 30 Eentimeter Breite mit zwei Rillen. 
Samenguantum 10 Kilogramın pro Hektar. 


B. Breitwürfige Saaten. 
1. Auf Streifen von 30 Centimeter Breite. 
Samenguantum 10 Kilogramm pro Heftar. 
2. Auf Streifen von 40 Eentimeter Breite. 
Samenquantum 10 Kilogranım pro Heltar. 
Die Herrichtung der Streifen erfolgt im Herbfle mittelft Handarbeit durch 


Befeitigung der Bodendede bis auf die Dammerdeſchicht — Abfchälen mit der 


Hade — ohne Bodenloderung. 


Die Breite der umbearbeiteten Zwifchenräume — Bänke oder Ballen — 


zwifchen je zwei Streifen beträgt 1 Dieter. 


Stets if Frühiahrsfaat mit reinem Kornfaamen von der Keimfähigleit — 


100 anzuwenden. 


Bei der rillenweifen Saat find zum Rillenziehen Schmalhaden zu verwen⸗ 


ben, und ift der Samen mit eifernen Rechen einzuhbarlen. 
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Bei der breitwärfigen Saat find die Streifen unmittelbar vor der Saat mit 
eifernen Rechen vorzuharken und bierauf ift der ansgefäete Samen gleichfalls mit 
eiſernen Harken einzuharken. 

II. Berſuchsſsreihe bezwedend: 

Erforfhung der Anbanloften und des künftigen Verhaltens von Saat. und 
Pflanzbefländen. 
A. Breitwürfige Saat in Streifen von 40 Geutimeter Breite, 
Samenquantum 10 Kilogramm pro Heltar. 
Bezüglich der Zeit der Arbeitsausführung, der Art und Entfernung 
der Streifen, ſowie bezüglich des Samens und der Ausfaat gelten auch 
bier die bei der erften Berjuchsreihe getroffenen Beftimmungen. 
B. Pflanzung mit dreijährigen, ale Jährlinge verfchulten Pflanzen in 1 
Meter Duabrat-Berbant. 

DI. Berfuchsreihe bezwedend: 

Erforfchung der Anbaukoſten und des künftigen Verhaltens von Pflanzbe- 
Ränden, welde in günftigen Lagen durch Pflanzung breijähriger ald Jähr⸗ 
linge verſchulter, in ungünftigeren Lagen durch Pflanzung 4- bis bjähriger 
als Yührlinge verjchulter Pflanzen in verfchiebener Pflanzweite — mit 
verſchiedenem Wachsraum — begründet find, 

A. Sleihmäßige Duadrat-Berbandpflanzungen. 

1. Pflanzung in 1 Meter Entfernung = 1 IMetr Wachsraum, 
2. Pflanzung in 1.25 Meter Entfernung = 1.563 DMeter Wachsranm, 
3. Pflanzung in 1.5 Meter Entfernung = 2.250 D Meter Wachsraum. 

B. Reibenpflanzungen. 

1. Pflanzung in 2 Meter entfernten Reiben mit einer Pflanzweite von 0,5 
Meter in den Reihen = 1.0 IMeter Wachsraum. 

2. Pflanzung in 2 Meter entfernten Reihen mit einer Pflanzweite von 1.0 
Dieter in den Reiben = 2.0 Meter Wachsraum. 

3. Pflanzung in 1.5 Meter entfernten Reihen mir einer Pflanzweite von 
1.0 Meter in den Reihen = 1.5 IMeter Wachsraum. 

IV, Berfudhsreihe bezwedend: 

Erforfhung der Anbaufoften und des Tünftigen Verhaltens von Pflanzbe- 
Känden unter Anwendung verjchiedenen Pflanzmaterials zur Beſtandsbegründung 
iss regelmäßiger Quadrat-Berbandpflanzung von 1.25 Meter Entfernung. 

A. Sämlingspflanzungen. 

1. Pflanzung 2. bis Zjähriger ballenlofer Saatbeet-Einzelpflanzen. 

2. Pflanzung 3 bis Ajähriger Bitichelballenpflanzen aus Rillenkämpen — 
Niefenfaaten — ; 3 bis 5 Pflanzen auf einem Ballen. 

B. Pflanzungen gefhulter Einzel: Pflanzen. 

1. Pflanzung 3» bis Ajähriger Ballenpflanzen. 

2. Pflanzung 3- bis Ajähriger ballenlojer Pflanzen. 

3. Manteuffel’iche Hügelpflanzung (Dedhügel) mit 2- bis Zjährigen Saat- 
beetpflanzen. 

4. Ungededte Hügelpflanzung mit 2- big Zjähr. Saatbeetpflanzen. 

V. Berſuchsreihe bezweckend: 

Ermittelung der Widerſtandsfähigkeit der in verſchiedener Kulturart — 
€ mat, Pflauzung — und in verfchiedenem Verbande begründeten Beſtände gegen 
2 ft und Schneebrud. 
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. Saaten. 

1. Breitwürfige Saat in 1 Meter von Mitte zu Mitte entfernte, 35 Cem 
timeter breite in der Richtung von Weften nad DOften verlaufende 
Streifen. 

2. Breitwürfige Saat in 2 Meter von Mitte zu Mitte entfernte, 25 Can 
timeter breite in der Richtung von Weſten nach Oſten verlaufende 
Streifen. 

» Bflanzungen. 

Pflanzungen in gleichmäßigem Dreicds-Berbande mit 1 Meter Entfernung. 

1. Pflanzung 3. bis 4 jähriger geſchulter Pflanzen, 

2. Pflanzung 3. bis Sjähriger Bilfcpelballenpflanzen aus Freiſaaten. 

. Reihenpflanzungen. (Die Reihen von Weften nad Often gerichtet.) 

1. Pflanzung 3- bis 4jähriger geſchulter Pflanzen in 2 Meter entfernten 
Reihen mit einer Pflanzweite von 0.5 Meter in den Meißen, 

2. Pflanzung 3- bis Ajähriger Büſchelballenpflangen aus Freiſaaten in 2 
Meter entfernten Reihen mit einer Pflanzweite von 0.5 Meter in den 
Reihen. 

1. Confiffenpflanzung. 

Bflanzungen von 3: bis Ajährigen geſchulten Pflanzen in Confiffen — von 

ı nah Often gerichtet — befiehend aus je drei Reihen, in denen die Pflan- 

feitig 0.5 Meter von einander entfernt ftefen mit einem Zwiſchenraum von 

er zwifcgen je zwei Goufiffen. 
Anmerkung zur V. Verſuchsreihe. 

ie Ausführung diefer Verſuche ift dem Belieben einer jeden Verſuchsanſtalt 

ıgegeben. Wo derartige Berfuche ausgeführt werben, iſt darauf zu rüd« 

n, daß dieſelben, wenn auch mit Vermeidi der höchften Höhenlagen, fo 

v entfcjiebener Bruchlage, befonders in öflichen Himmelsfagen, angeRelt 

l 





$4 Shlußbefimmungen. 
ei Ausführung der Verſuche find ſämmtliche in dem allgemeinen Arbeits“ 
fir forfiliche Kulturverſuche enthaltenen generellen Beftimmungen neben den 
‚enden Spezialbeftiimmungen auf das Genauefle zu beachten. 


III. &pezial- Arbeitöplan 
für 
Beißtannen-Rulturverfude zur Beftandesbegründung. 


I Reine Weißtannentulturen. 


A. Saat. 
3 follen nur Saaten unter Beſtandaſchutz — keine Freifanten — ausgeführt 
ı und zwar: 
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1. Breitftreifenfaaten (Riefenfaaten); 
2. Hügelriefenfaaten; 
3. Rillenfaaten; 
4. Plattenfaaten. 
Für alle Arten von Saaten fol, nad Entfernung des Bodenüberzu 
den Saatflächen der Boden gleihmäßig bis auf eine Tiefe von 10 Centi 
der Haue gelodert werden. 


L Breitfreifenfaat.. Hierbei wird auf 0,5 Meter Breite, n 
daue grobſchollig geloderte flache Streifen der Samen breitwilrfig gefäı 
eifernem Rechen eingeharkt und ber Boden alsbann wieder angetreten. 


U. Hügelriefenfaat. Die Streifen werben auf gleiche Breite ı 
L bearbeitet, aber nach der Loderung wird die Erde gegen die Mitte zı 
Wörbung zufammengezogen und nur bie erhöhte Mitte 15 bis 20 Centir 
befäet, eingeharft und auf ganze Breite angetreten. 


IL Rillenfaat (auf offenen oder ſchwach bemooften Böden, D 
den wird auf 0,5 Meter Breite vom Ueberzug befreit, dann in der Mit: 
Saatrille von 6 bis 10 Gentim. Breite und einer Tiefe, wie fie der Br 
ſchaffenheit emtipricht, gezogen, eingefäet und der Samen mit Reden 
eingededt. 


IV. Blattenfaat, bene oder etwas gemölbf Platten von 0,5 
Duabdratjeite werden nad; Entfernung des Ueberzugs gelodert, ganz befäı 
eiſernen Rechen eingeharkt und angetreten. 

Der Berband der Streifen und Platten, deren Entblößung vom 
äberzug durchgängig auf 0,5 Meter Breite erfolgt, foll fiir alle Saathı 
gleigmäßig im Fichten (von Rand zu Rand) 1 Meter betragen. 

Die Samenmenge fol durchgehende auf 1 Meter Saatflähe 6 & 
von normaler Keimkraft = 100 betragen. 

Eine entſprechende Lichtung des Schugbeftandes vor der Einfaat, 
die weitere Herfiellung zwedgemäßer Lichtungsgrade nad) dem Aufgehen u 
Erſtarkung der Saaten wird dem Ermeſſen jeder Verſuchsanſtalt anheimge 
Der Grad der Lichtung if durch Angabe der Stammzahl und der Kreisfl 
fumme und, foweit möglich, aud der Schirmflähe auszudrüden. 


B. Pflanzung. 
Bezitglich der Beſchaffenheit der zu verwendenden Pflanzen find z 
terſcheiden: 
1. Ballenpflanzen — Wildlinge, 
2. Ballenpflanzen aus dem Kamp (verſchult), 
. ballenloſe Pflanzen aus dem Kamp (verfäult). 
Das Pflanzenalter foll für alle Pflanzarten 4-7 Jahre betragen. 
Die Pffanzungen follen im Frühjahr ausgeführt werden. 
Sie find entweder ” 
v) Lochpflanzungen (im ausgehobene Löcher) ober 
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Hlgelpflanzungen (ungebedt). 

Folgende Berbandmeiten follen dabei in Bergleihung gezogen werben: 

im Quabratverband ; 

1:1 Meter, 

1,25 : 1,25 Meter, 

1,50 : 1,50 Meter, 

dierbei foll mur Löcherpflanzung mit geſchulten ballenfofen Pflanzen ange 
et werben. 

im Reihenverband: 

2: 0,5 Meter, 

2:10 Meter, 

15 : 1.0 Meter. 

Fe nad) örtlichen Berhäftniffen fann mit oder ohne Diingungsmittel durch-⸗ 
9 gepflanzt oder es kann vergleichäweife theils mit, theils ohne Düngung 
wieder mit verſchiedenen Düngungsmitteln gepflanzt werben. 


IL Beißtannen- Mifhlulturen. 
ı) Weißtannen mit Kiefernvorbau. 
Der Vorbau geſchieht mit ein- oder zweijährigen Kiefernpflangen in einer 
nung von 0,5 Meter in der Meihe und einem Heihenabftand von 2 Meter. 
Sobald die vorgepflanzten Kiefern eine Höhe von etwa 1 Meter erreicht 
wird die Weißtanne als verſchulte Einzelnpflanze mit entblößten Wur- 
mtmweder in Loch · oder Hügelpflanzung in einem Abſtand von 1, 1,5 oder 
‚ger eingepflangt. . 
Die fpäteren Forlenaushiebe haben fi dann lediglich nad dem Bedürfniſſe 
Beißtanne zu richten. 
>) Weißtannen mit Buchen, in Mifhungsgraden von 1:1, 2:1 und 3:1, 
v Weife, daß die Miſchung reihenweiſe gefchieht. 
Berſchiedene Arten und Berbände der Pflanzung wie bei ben reinen 
‚gungen, 
:) Weißtannen mit Fichten wie b. 
Bezüglich der Kufturverfuche zur Pflanzenerziehung wird auf den Beſchluß 
!onferenz der Verſuchsanſtalten, Hierfür fpezielle Arbeitspläne aufzuftellen, 
€ bie Erziehung der Eiche, Buche, Erle, Kiefer, Fichte, Tanne umfaffen, 
«fen. 


4 
Berfonalien. 


inderungen im Königl. Forſt · und Jagd-Berwaltungs-Perfonal 
vom 19. Januar bis 31. Mai 1875. 
(Im Anfhlub an den Artikel 82 bes VII. Bandes Seite 529.) 


dei der Central- Forfi- Verwaltung und den Forfi-Alademien. 
Der forfiverforgungsberechtigte Oberjäger Mundt ifi zum Secretär der 
afabemie zu Neuſtadt E.W. ernannt worden, 








si 





— 293 — 


ID. Bei den Provinzial-Berwaltungen der Staatsforften. 


A. Geftorben. 
Oberförſter Eronenbold zu Wintel, Oberförfterei Oeſterich, Regierungs-Bezir! 
Wiesbaden, 
Gleitz zu Carlsbrunn, Neg.-Bez. Trier, 
Nibbentrop zu Heiligendorf, Provinz Hannover, 
Brang zu Nilolaiten, Reg.Vez. Gumbinnen, 
Hinze gu Oſchersleben, Oberförfterei Schermke, Reg.VBez. Magdeburg, 
Froeb zu Hailer, Oberförfterei Langenfelbold, Neg.-Bez. Kaſſel. 


B. Benfionirt. 
Oberforfimeifter Weyer zu Düffeldorf zum 1. Juli 1875, 
Oberförfter Behrenjen zu Hemeln, Prod. Hannover, zum 1. April 1875, 

a Gerdes zu Sandhorſt, - . » 1. Mai 1875, 
Friedrich zu Ebstorf, - r :» 1. Juli 1875, 
Bundram zu Eſchede, Rev. Schafftall, Prov. Hannover - 

Frömbling zu Hefeborf, Bro. Hannover, zum ⸗ 
Knauth zu Clötze, Reg.-Bez. Magdeburg, - ⸗ 
Graßhoff zu Burgſtall, ⸗ 
Revierförfter Seydack zu Roſenwalde, Oberförſterei Greiben, R.⸗B. Königsberg, 
| . Horn zu Weferlingen, Oberförfterei Biſchofswald, R.⸗B. Magdeburg. 


» 8 vv ı« 


C. Ausgejchieden reip. in andere Bermwaltungen übergegangen. 

| Die Oberfürfter Wagner zu’ Wildenbruh, Bayer zu Heinersborf und 

Fromm zu Peetzig in der Herrfhaft Schwedt, R.⸗B. Stettin, find mit ihren 

Oberförftereien in die Bermwaltung der König. Familiengliter libergegangen. 
Der Forftmeifter Hotzen zu Lauterberg, Brovinz Hannover, ift aus dem 

preußifchen Staatsdienfte gefchieben und als OÖberforftmeifter in die filrftlich 

Waldeck'ſche Yorfiverwaltung itbergetreten. 


D. Berjegt ohne Yenderung des Amts-Charalters 


(zugleich mit der Angabe über neu gebildete Inſpektions⸗ und Verwaltungs- 
Bezirke). 

Der Ohberförftr Remba ift von Niederaula auf die Oberförfterei Liebersborf 
zu Breitenbach, R.-B. Kaflel, 
Buſſe von Rofengarten nah Scharnebed, Prov. Hammover, 
Wintel von Burden nah Namud, R.B. Königsberg, 
Koch von Scharffenbrüd auf die Oberförfteret Potsdam und 
Godberſen von Trappönen, R.⸗B. Gumbinnen, auf die Ober- 
fürfterftelle Scharffenbrüd zu Woltersdorf, Reg:VBez. Potsdam, 
verjekt. 

Die Reviere Hefedorf und Hüunmelpforten in der Provinz Hannover find 
ı ter Abzweigung des Schutzbezirks Whingft zur Oberförfterei Beberlefa (Holzur- 
1:9) zu der einen Öberförfterei Himmelpforten vereinigt, welche dem Ober⸗ 
f Aer Lamprecht zu Himmelpforten übertragen morden ifl. 

Der Forſtmeiſter Wellenberg zu Hannover bat ftatt der Forſt⸗Inſpektion 
$ nnover-Hanfenzbitttel die Inſpektion Hannover⸗Lauterberg und 
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der Forftmeifter Auhagen zu Hannover ſtatt der Forſt⸗Inſpeltion Han- 
nover-Daffel die Inſpektion Hannover-Hantensbättel erhalten. Deſſen bisherige 
Inſpektion Hannover-Daffel ift aufgelöft und über die dazu gehörigen Reviere 
n dahin disponirt worden, daß Seelzerthurm und Erichsburg dem Bezirke Uslar 
+ unter Abnahme von Schoningen, ferner Ertinghaufen, Schoningen und Roten- 
Ye firchen dem Bezirke Northeim zu Bovenden unter Abnahme von Reinhaufen und 
diefes letere Revier dem Bezirfe Münden zugelegt worden. 
5 Der bisherigen Oberförfterei Schleufinger - Neuendorf im Reg.-Be. Erfurt 
J if — dem Wohnfite des Oberförſters entſprechend — der Name Hinternah 
beigelegt worden. 





Hannover, iſt die dortige Oberförſterei aufgelöft, mit dem Reviere Stellfelde zu 
der einen Oberförfterei Fallersleben vereinigt und dieſe dem bisherigen Ober- 
förfter zu Stellfelde, Ballauf, fibertragen worden. 

In der Oberförfterei Nateburg, Reg.-Bez. Königsberg, ift dem Schutzbezirke 
Pomalzin und dem für denfelben neu erbauten Körfter-Etabliffement der Name 
Wolfshagen beigelegt worden. 

Aus den Nevieren Kupp und Poppelau im Reg.⸗Bez. Oppeln ift noch eine 
dritte Oberförfterei gebildet worden, welche den Namen Kupp-Norb erhalten hat 
md dem Oberförfter Spangenberg zu Frankenau, Oberförfterei Meißner im 
Reg.⸗Bez. Kaffel, libertragen worden ift. 

Der Oberförfter Weber ift von Marburg, Reg.⸗Bez. Kaffel auf die Ober- 
förfterei Defterih zu Winkel im Reg.-Bez. Wiesbaden, 

der Oberförfter Hertel von Gramzow, R.-B. Potsdam, nad) Marburg und 

der Oberförfter zur Linde von Bülowsheide, Reg.⸗Bez. DMarienwerder, 
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Z. nah Gramzow verjebt. 

A . Der Forſtmeiſter Israel verlegt feinen Wohnfig von Frankenberg nad 
2 Kaffel und tritt zugleih in das dortige Regierungsfollegium als technifches 
J Mitglied ein. 

= Berfett find ferner: 

S - Der Oberförfter Bietze von Czersk, R.-B. Marienwerber, auf die Ober- 
2 förfterftelle Hunmelpfort-Oft, R.-®. Potsdam, 

J ber Oberförſter Haffenftein von Saalmünſter, R.-®. Kaſſel, auf die Ober- 
Sy fürfterfielle Sandhorfi zu Aurich, Provinz Hannover, 

3 der Oberförfter von Wrede von Hofgeismar auf die Oberförfterftelle Lan- 
y genjelbold, Reg.⸗Bez. Kaffel. 


E. Befördert refp. verfegt unter Beilegung eines höheren 
Amts-Charalters. 


Der Oberforftmeifter Tramnitz zu Fiegnig ift zum Oberforſtmeiſter un 
Mirdirigenten der Finanz⸗Abtheilung einer Regierung ernannt und zur Regie: 
rung in Breslau und 

der Forſtmeiſter Freiherr von der Ned zu Minden - Baderborn iſt zum 
Oberforftmeifter ernannt und zur Regierung in Liegnitz verſetzt worden. 





Nach dem Tode des Oberförfters Ribbentrop zu Heiligendorf, Provinz ' 
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Die Forfmeifter 

Homburg zu Kaſſel, 
Schmiedel zu Königsberg in Pr., 
Bellenberg zu Hannover, 
Borchert zu Oppeln, 
Biemann zu Kaffel, 
Pfeiffer zu Gumbinmen, 
Schäffer zu Hannover, 
v. Zangen zu Battenberg, R.-®. Wiesbaden, 
Schönian zu Frankfurt a. O., 
Meyer zu Potsdam, 
Donalies zu Cöoslin, 
Hollweg zu Stettin, 
Cochius zu Magdeburg 
find zu Forfimeiftern mit dem Range der Regierungsräthe ernannt wor 

Der Oberförfter Frhr. v. Salmuth zu Morbach, R.-B. Trier, 
Forftmeifter beſördert und als folder auf bie Forfmeifterftelle Minden - Pe 
su Minden vırfegt worben. 

Der Oberförfter Küfter zu Himmelsyfort- Of im Reg.-Bez. Boti 
jun Forftmeifter befördert und ihm bie Forftmeifterftelle Wiesbaden Id 
der Regierung zu Wiesbaden übertragen worden. 

Dem Domainen-Rentmeifter und Forftaffen-Rendanten Knapp zu ! 
RB. Stettin iſt der Charakter als Rechnungsrath verliehen. 


F. gu Oberförßern wurden definitiv ernannt: 
Die Oberförfter-Randibaten: 
dv Shudmann, Oberförfter-Randidat und Lientenant im Reit. Feldjüge 
zum Oberförfter in Trappönen, R.B. Gumbinnen, 


Rauſch, Oberförfter-Rand. und Nevierförfter zu Holzheim zum Oberfi 
Niederanla, R.-B. Kaffel. 

(Die Revierförfterftielle Holzheim in der Oberförfterei Nieberaul 
eine Förfterfielle umgewanbelt.) 

d. Schäg, Oberförfer-Kand. und Premier-Lientenant im Reit. Feldjäge 
definitiv zum Oberförfter in Naflaven, R.-B. Gumbinnen, 

Kopp, Oberförfter- Rand. mit der Ancienmetät vom 18. November 1E 
Oberförfter ernannt und auf der Oberförfterftelle Meiffner zu Yran 
R.-B. Kaffel, angeftellt. 

Hildenhagen, Oberförfter- Rand. umd Lieutenannt im Reit. Feldiägen 
zum Oberförfter in Bilowsheide, R.-®. Marienwerder, 

"stahl, Oberförfer-Rand. und Hllfsarbeiter bei der Regierung zu @ 
mit Vorbehalt der Ausfertigung der Beſtallung und eftftellu 
Anciennetät zum Oberförfter in Carlsbrunn, R.-B. Trier, 


odemann, Oberfürfter-Kand. und inter. Revierförfter zu Wülfinghau 
Borbehalt zc. zum Oberförfter in Hemeln, Prov. Hannover, 
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engerffen L, Oberförfter- Sand. mit Vorbehalt zc. zum Oberförfter in 
tofengarten, Probinz; Hannover, 


ber, Oberförfter- Rand. mit Borbehalt zc. zum Oberförfter in Moorbach, 
teg.-Beg, Trier. 


Zu interimiftifgen Revierverwaltern wurden berufen die Ober- 


förfter-Kanbibaten: 
ninsti zur Oberförfterei Purden, R.-B. Königsberg, 


mer ” 2 erst, „  Marienmwerber, 
ü " ” Salmünfter, R.-B. Kaffel. 


Zu Hülfsarbeitern bei der Gentral-Forfiverwaltung und bei 
den Regierungen wurden berufen: 

eldt, Oberf.-Rand., bisher Hilfsarbeiter bei der Regierung zu Königsberg, 
zum Finanz · Miniſterium, 

s, Oberf.-Kand. zur Regierung in Königsberg, 

delmann, Oberf.-Kanb. zur Yinanz-Direltion in Hannover, 

©, Oberf.-Rand. zur Regierung zu Arnsberg, 

eier, Oberf.-Kand. zur Regierung in Potsdam an Stelle des beurlaubten 
Freiherrn v. Nordenflycht. 


L Zu Revierförſtern wurden definitiv ernannt. 


ter Deſeler zu Plantagenhaus, Oberförſterei Potsdam, 
Euling zu Haarth, Oberförfterei Cattenbühl, Prov. Hannover. 


K. Als interimififcge Revierförfter wurden berufen. 
Rand. Zudel, int. Revierförfter zu Wülfinghauſen, Oberförfterei Springe, 
Provinz Hannover, 
ter Walter zu Elbenau, Oberf. Grlinwalde, int. Revierf. zu Weferlingen, 
Oberf. Biſchofswald, R.-®. Magdeburg, 
Tatten zu Harfe, int. Mevierf. zu Hejeborf, Oberf. Himmelpforten, 
Prod. Hannover. 


L. Bu wirfligen Hegemeifteen wurden ernannt: 
Bacat. 


a. Den Eharatter als Königl. Hegemeifter haben erhalten: 


ter Andreas zu Sartow, Oberf. Limmrig, R.-®. Frankfurt, 
Berner zu Wellerode, Oberf. Wellerobe, R.-®. Kaffel, 
Brade zu Wangershaufen, Oberf. Frankenberg, R.-B. Kaffel. 
Stein zu Haaren, Oberf. Böddeden, R.-B. Minden. 
Hees zu Frohnhauſen, Oberf. Dittenburg; R.-®. Wiesbaben. 





— 37 — 


5. 


Orden · Berleihungen 
an Forft und Jagdbeamte vom 18. Januar bis 1. Juni 1876.* 
(Im Anſchluß an den gleihnamigen Artitel 83 des VII. Bandes, Eeite 23 


Bon Sr. Majeſtät dem Kaifer und Rönige if Allergnädigft 
worden: 


A. Der rothe Adlerorden dritter Klafſe mit der Schleife 
der Zahl 50: 
dem Forflmeifter Lichtenfels zu Merfeburg. 


B. Der Rothe Adlerorden vierter Klaffe: 
dem Oberförfter Frömbling zu Hefedorf, Prov. Hannover, 
dem Mevierförfter Briem zu Forfihaus Finde, Oberförfterei Wildenbrun 
Stettin. 


C. Der Rothe Adler-Orden vierter Klafje mit der Bad! 
dem Oberförfter Frömbling zu Walsrode, Prod. Hannover. 


D. Der Königlihe Kronenorden zweiter Klaffe mit der Ze 
dem Zit. Oberforftmeifter, Forftmeifter Ouenfell zu Münden PBrov. £ 


E. Der Königliche Kronenorden zweiter Klaffe mit der Ba 
dem Oberforfimeifter Nicolovius zu Franffurt a. O. 


F. Der Königlide Kronenorden dritter Klaffe mit der Bo 
dem Oberförfter Graßhoff zu Burgſtall, R.-®. Magdeburg. 


G. Der Königliche Kronenorden vierter Klaffe mit der Ze 
dem Revierförfter Delion zu Dragen, Oberförfterei Druffelbed, Brov. £ 


H. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 
dem Förfter a. D. Heerich zu Fürftenhagen, FR. Lichtenau, RB. ! 
” Göhns zu Lachtehaufen, FR. Helmstamp, PBrov. £ 
m Börfter Hertel zu Dembiohammer, FR. Dembip, R.-B. Oppeli 
”„ nr Schelm zu Behren, FR. Hagen, Prov. Hannover, 
"„n Gurnid zu Dolt, FR. Tauer, R.-B. Frankfurt. 
” Staege zu Döringsbrüd, FR. Neuholland, R.-B. Bots 
”» nm Loed zu Eichholz, FR. Ludersdorf, R.-B. Potsdam. 
» Bit zu Sievershaufen, FR. gl. Ns., Brov. Hannover 
” " Moorogt Strud zu Einfelder Schanze, F.:R. Bordesholm, R.-B. S 


1. Das Allgemeine Ehrenzeichen mit der Zahl 50: 
dem Förfter Graße zu Bürgsdorf, FR. Bodland, R.⸗B. Oppeln, 
"0 Rerfhbaum zu Augftuien, F.R. Wehtalen, R.-8. Gu 
"nm Bitte zu Bifcjofsgeide, 3.-R. Grenzheide, R.B. Bofen, 


*) Die Chargen und Wohndrier der Exdenempfänger find angegeben, mie fie 
der Berleihungen waren. Pr 
abrb. d Pr. Forſt- u. Jagd Geſeha. VII. 
7 
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fer Sannes zu Barendorf, FR. Scharnebed, Pr. Hannover, 
Schmwanenberger zu Giefel, F. R. Gieſel, R.-B. Kaſſel. 


Die Allerhöhfte Genehmigung zur Anlegung fremd» 
herrlicher Orden erhielten: 


‚förfer dv. Marſchall zu Spangenberg, R.-®. Kaffel, des Ritterkreuzes 
. Klaffe des Herzoglich Sachjen-Erneftinifhen Hausorbens, 
lar-Oberförfter Wallmann zu Göhrde, Prov. Hannover, des Berbienft- 
euzes in Silber des Großherzoglichen Medienburgichen Hausordens ber 
endiſchen Krone, 
meifter Hermann zu Schnöggersburg, R.-B. Magdeburg der filbernen 
erdienftmebaille des Herzoglich Anhaitſchen Hausordens Albrecht des 
ären. 

L. Anderweitige Auszeihnungen. 


Sr. Ercellenz dem Herrn Finanz-Minifter find in Anerkennung lobens · 
Dienftführung Ehren-Portep&es verliehen worden den Förftern: 

u Blietnig, Oberförfterei Blietnig, 

n zu Grobed, Oberförfterei Oſche, Neg.-Bez. Marienwerber. 

zu Hagen, Oberförfterei Hagen, 

zu Frantendorf, Oberförfterei Neu-Glienide, 

r zu Dufterlafe, Oberförfterei Reiersborf, 

ı zu Friedrichsthal, Oberforfterei Oranienburg, + Reg.-Bez. Potsdam. 

3 zu Slottftelle, Oberförfterei Cunersborf, 

om zu Triebſch, Oberförfterei Friedersdorf. 


!. 


Unterrichts⸗ und Prüfungsweien. 
6. 
Höhere Sthulanftalten. 


As Gymnaſien find anerkannt worden: 
die bisherige höhere Lebranftalt zu Kattowik in Schleften, das bis⸗ 
berige Progymnafium zu Belgard in Pommern, die bisherige höhere 
Lehranftalt zu Wongromip. 

Im Oftober 1875 wird in Königsberg t. Pr. ein neues Gym- 
nafium unter dem Namen „Königliches Wilhelms-Gymnafium“ er- 
öffnet. 

als Realſchule J. Ordnung: 
die Realſchule zu Tarnomwik in Schlefien. 
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7. 


Statnten für die Studirenden der Königlichen Forſtakademien zu 
Nenſtadt Eberswalde und Münden.*) 


8 1. Die Aufnahme der Studirenden bei der Forſt-Akademie geſchieht, nachdem 
die Zulaffung zum Befuche derjelben in Gemäßheit des Regulativs fitr die Kö— 
niglihe Forft-Alademien (Anlage I.) genehmigt und die Verpflichtung auf die 
Statuten der Anftalt erfolgt ift, durch eigenhändiges Einfchreiben des Namens ıc. 
in das Album der Alademie. 
8 2. Die Berpflichtung auf die Statuten erfolgt durch den Direktor, indem 
diefer dem Studirenden die Statuten einhändigt und letzterer ſich mit einem 
Handichlage verpflichtet, diefelben treu und gewiſſenhaft zu beobachten. 
8 3. Die Infeription begründet für die Studirenden das Recht bezw. bie 
Pflicht, die Vorlefungen und Ercurfionen bei der Anftalt zu befuchen, und deren 
Lehrmittel, insbefondere auch die Bibliothek und die Sammlungen unter ben 
dieferhalb maßgebenden Bebingungen (Anlage IT) zu benutzen. 
$ 4. Bei der Inſcription erhält der Studirende eine Erfennungstarte. Er 
ift verpflichtet, dDiefe Karte während feines Aufenthalts auf der Alademie ſtets bei 
fh zu tragen und falls er von dem Director ober einem Lehrer der Akademie, 
von einem Polizeibeamten, bezw. dem Nachtwächter dazu aufgefordert wird, fie 
jofort unmweigerlih an ihn abzugeben, Weigerung der Abgabe kann Entfernung 
bon der Forfl-Alademie zur Folge haben. Auch wird bier noch befonders auf 
8 113 des Strafgeſetzbuchs flir das deutjche Reich**) aufmerkſam gemacht. 
*) Gegenwärtige Statuten treten an bie Stelle der Statuten vom 1. März 1868. 1. Jahrb. 
16. 97 Art. 57. 

e) 8118. Wer einem Beamten, welcher zur Bollfttedung von Geſetzen, von Befehlen und 
worbnungen ber Berwaltungsbehörden ober von Urtheilen und Berfügungen ber Gerichte be⸗ 
fen ift, in der rechtmäßigen Ausübung feines Umts burch Gewalt oder durch Bedrohung mit 


Sahrb. d. Pr. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. VM. 18 
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Wenn einem Studirenden die Erkennungskarte abgenommen ift, hat er die- 
jelbe binnen 24 Stunden bei dem Director wieder in Empfang zu nehmen. 

Im Falle die Erfennungslarte abhanden gelommen fein follte, hat der 
Studirende unverzäglic die Aushäubdigung einer neuen Erfennungstarte beim 
Director nachzuſuchen und für deren Ausfertigung Drei Mark zur Alademiekaſſe 
zu entrichten. 

Beim Abgange von der Forft-Alademie ift die Erkennungskarte am Tage 
vor ber Abreife an den Director abzuliefern. 

85. Das Belegen der Pläte in den Hörfälen, fowie im Beichenfaale, er- 
folgt am erften Tage jedes Semefters, zu der vom Director durch Anfchlag be- 
kannt gemachten Stunde, durch jeden einzelnen Studivenden in PBerfon. Hierbei 
haben die anwefenden älteren Stubirenden auf ihre feitherigen Pläge ein Bor- 
zugsredht. Im Uebrigen entjcheidet bei mehreren Bewerbern für einen Pla die 
Neijhenfolge der Fufcription im alademifchen Album, und tritt erforderlichen Falls 
endgitltig die Entſcheidung des Directors, oder für einen nur von einem Lehrer 
benutzten Lehrraum, biefes Lehrers ein. 

8 6. Die Studirenden müffen pünftli an den zum Beginne des Semefters 
beſtimmten Tage zur Theilnahme an dem Unterrichte ſich einfinden und bemfel- 
ben bis zum Schluffe des Semefters beiwohnen. 

8 7. Jeder Stubirende meldet fi perjönlich zu Anfang und am Schluffe 
jedes Semefter& bei den Lehrern, deren Borlefungen, Nepetitorien, Demonftra- 
= tionen und Ercurfionen er bejuchen will bezw. bejucht bat, umter VBorlegung des 
& bei der Infcription erhaltenen Anmeldungsbogens (f. unten), auf welchem der Lehrer 
* den Tag der An⸗ und Abmeldung unter Beifligung feiner Unterſchrift einträgt. 

Den Unterrichtögegenftänden hat der Studirende Pünktlichkeit und rege 
Theilnahme zuzumenden. Er darf namentlich den Unterricht nicht ohne triftigen 
Grund verfüumen. Sollte aber ein folder ihn länger als 2 Tage von der 
Theilnahme am Unterrichte abhalten, fo hat er dem Director davon Anzeige zu 
machen. 

Die Anrechnung der 2l/gjährigen Studienzeit als 1 Jahr praltiſcher Bor- 
bereitungszeit fiir das Feldmeſſer Examen darf nur erfolgen, wenn die Befchei- 
nigung ertheilt werden Tann, daß der Studirende während bes Beſuchs der 
Forft-Alabemie an dem geodätifchen Unterrichte und den praltifchen Uebungen im 
Feldmeſſen, Nivelliren und Zeichnen regelmäßig Theil genommen bat *). | 

8 8. Die Studirenden find den beftehenden allgemeinen Gefeken, Verord⸗ 
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Gewalt Wiberftand Ieiftet, oder mer einen folden Beamten während der rechtmäßigen Ans⸗ 
übung feines Amts thätlich angreift, wirb mit Gefängniß bis zu zwei Jahren oder mit Gelb- 
firafe 518 zu 5C0 Thalern beftraft. Diefelbe Strafe tritt ein, wenn bie Handlung gegen Ber- 
fonen, welche zur Unterftügung bed Beamten zugezogen waren, oder gegen Mannfdhaften ber 
bema ffneten Macht oder gegen Mannfchaften einer Gemeinde⸗, Schug- oder Bürgerwehr in Au + 
Abung des Dienftes begangen wird. 

*) Zufolge Berordnung des Finanz⸗Miniſters vom 6. Mpril 1871, ſowie nad 81 ber Be⸗ 
RAimmungen über Ausbilbung und Prüfung für den Köntglichen Forft-Berwaltungsbienft ift bas 
Beſtehen ber Feldmeſſer⸗Prüfung vor Beginn bes auf das Tentamen folgenden praftiiden Gur 
fu8 erforderli. Die Zulaflung zur Feldmeſſer⸗Prüfung erfolgt nad mindeftens zweijährige: 
Beihäftigung bei Bermefiungs- und Rivellements-Arbeiten. Auf dieſes Biennium wirb benje 
nigen, welche fi) für ben Forft-Berwaltungsbienft vorbereiten, die forftliche Lehrzeit mit 7 Mr 
naten, der SH jährige Befuch ber Forſt⸗Akademie mit 1 Jahr angerechnet. (Berorbnung über bi 
Prüfung ber öffentlich anzuftellenden Feldmeſſer vom 2. März 1871 8 2 Mr. 3. — Berorbnum 
der Minifter für Finanzen, Landiwirthichaft und Handel zc. vom 11. Sunt 1873.) 
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nungen und polizeilichen Vorſchriften, fowie den zur Ausführung derſelben be- 
Rellten Behörden unterworfen. Gerichtliche oder polizeiliche Beſtrafung fchließt 
aber die Anwendung der außerdem für angemeffen zu eradhtenden disciplinarifchen 
Maßregeln nicht aus. 

89. In Hinſicht der inneren Disciplin, der Studien, des Fleißes und des 
ſittlichen Lebenswandels ſtehen fie unter der Aufficht des Directors und haben 
befien Anordnungen pünktlich Folge zu leiften. 

8 10. Feder Studirende ift verpflichtet, in allen Beziehungen fich fo zu 
‚verhalten, wie es einem gebilbeten und mwohlgefitteten jungen Manne geziemt, 
und wie der Zwed des Befuchs der Anftalt e8 erheifcht. Insbeſondere wird von 
den Studirenden Fleiß und firenge Sittlichkeit, Folgſamkeit und Achtung gegen 
den Direftor und die Lehrer, friedliches Betragen unter fi und ein den For⸗ 
derungen des Anflandes und guter Sitte entſprechendes gefelliges Verhalten ge- 
fordert. 

$ 11. Das gefebtic berbotene Hazarbfpielen und überhaupt Kartenfpielen 
mit fo hohen Sägen, daß fie zum Hazardiren führen, haben im erften alle Ber- 
warnung durch den Direktor, im Wiederholungsfalle Wegweifung zur Folge. 

$ 12. Berbindungen, welche nah Zwed, Einrihtung oder Wirkſamkeit mit 
dem Zwecke des Beſuchs der Akademie nicht vereinbar find, können vom Director 
anfgelöft und verboten werden. 

Die Theilnahme an einer ausdrücklich verbotenen Verbindung wird mit Weg- 
weifung beſtraft. Im Uebrigen wird anf die allgemeinen geſetzlichen Borfchriften 
und auf die für die fommandirten Jäger und TFeldjäger noch befonders ergange- 
nen Orbres wegen des Verbots der Betheiligung an nicht erlaubten Vereinen 
oder Berbindungen bingewiefen. 

$ 13. Die Anftifter und Beförberer etwaiger Berrufserflärung haben Weg⸗ 
weifung zu gemwärtigen. 

8 14. Wegen Duell, Ausforderung und Beihilfe dazu wird gegen die Be- 
theiligten mit geeigneten Disciplinarmaßregeln, nach Befunden mit Wegweijung 
eingejchritten. 

Im Uebcigen wird auf die 85 201—210 des Strafgeſetzbuchs*) verwiefen. 


*) 8 201. Die Hecaußforberung zum Zweikampf mit töbtlidhen Waffen, fowie bie Annahme 
einer folhen Herandforderung wirb mit Feſtungshaft bis zu ſechs Monaten beftraft. 

8 302. Feſtungshaft von zwei Monaten bis zu zwei Jahren tritt ein, wenn bei ber Heraus⸗ 
forderung bie Abſicht, daß einer von beiden Theilen das Leben verlieren ſoll, entweder ausge⸗ 
ſprochen ift oder aus ber gewählten Art des Biveilampfes erhellt. 

8 203. Diejenigen, welche den Muftrag zu einer Herausforberung übernehmen und aus« 
richten, (Rartellträger), werben mit Seftungshaft bis zu ſechs Monaten beftraft. 

8 204. Die Strafe der Herausforderung und ber Annahme berfelben, forte die Strafe der 
Rarteliträger fällt meg, wenn die Barteien ben Zweikampf wor defien Beginn freimillig aufge⸗ 
geben Haben. 

8 205. Der Zweikampf wird mit Feſtungshaft von drei Monaten bis zu fünf Sabren 
beftraft. 

8 206. Wer feinen Gegner im Zweikampf tödtet, wird mit Beftungshaft nicht unter zwei 
Nahren, unb wenn ber Biweilampf ein ſolcher war, welcher den Tod bes einen von Beiden her⸗ 
E Hühren follte, mit Seftungshaft nicht unter drei Jahren befiraft. 

8 207. Iſt eine Todtung ober Körperverletzung mittels vorſätzlicher Mebertretung der ber» 
€ barten oder bergebrachten Regeln bes Zweikampfs bewirkt worben, fo ift der Hebertreter, 
f ern nit nach ben vorhergehenden Beftimmungen eine härtere Strafe verwirkt ifl, nach ben 
a gemeinen Borfchriften über das Verbrechen der Xödtung ober ber Körperverlezung zu 
E trafen. 

18* 
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8 15. Oeffentlide Berfammlungen und Aufzlige mit oder ohne Muſilk dürfen 
von Studirenden ohne befondere Erlaubniß des Director und der Ortspolizei- 
bebörde nicht unternommen werden. Zumiderhandlungen und iiberhaupt Hand- 
lungen, welche die Ruhe und Ordnung auf den Straßen, in$bejondere während 
der Nachtzeit, ftören, fowie andere zum öffentlichen Aergernifle gereichende Ercefle 
der Studirenden, wohin auch der Beſuch gemeiner Schanl- und Zanzlolale und 
liederlicher Hänfer oder verdächtiger Umgang mit Tiederlichen Diruen gehört, 
babeu nach Befinden Wegmeifung von der Alademie zur ‘Folge. 

5 16. Studirenden, welde durch Schuldrüdftände eine Beſchwerde der Gläu- 
biger bei dem Director herbeiführen, wird von diefem eine angemeffene Friſt be 
ſtimmt, innerhalb welcher fie die Tilgung der Schuld nachzuweiſen haben. 

Bei nicht genügend entfchuldigter Verſäumniß dieſer Frift, oder ermeutem 
muthwilligen Schuldenmacden, erfolgt Seitens des Director! Bedrohung mit der 
Wegweiſung, unter gleichzeitiger Benachrichtigung der Eltern oder Vormünder, 


und wenn auch dieſes Mittel fruchtlos bleibt, wird die Wegmweifung herbei⸗ 


geführt. 

$ 17. Die felbfiftändige Ausübung der Jagd in den Fehrforften ohne jchrift- 
Ihe Erlaubniß des Directors bezw. des betreffenden Oberförfters, ift den Studiren- 
den unterfagt. Wird ein Erlaubnißicein erthetit, fo hat der Studirende Dielen 
bei Ausübung der Jagd ftetS bei fi zu führen, ihn unaufgefordert jedem im 
Heviere ihm begegnenden Königlichen Forftbeamten vorzuzeigen und nad) Ablauf 
der geftellten Frift dem Director zuriidzugeben. 

Bei gemeinfhaftlichen Jagden in den Lehrjagdrevieren haben fi) die Stu- 
direnden den jagblichen Anordnungen des leitenden Beamten unbedingt zu fügen 
Anpachtung von Jagden oder Theilnahme an Jagdpachtungen ift den Studiren- 
den unterfagt. 

8 18. Schießitbungen find nur auf dem für die Stubirenden beſtimmten 
Schießſtande mit der gehörigen Vorſicht und nnter pünktlicher Beachtung. der poli⸗ 
zeilihen Vorſchriften und der fpeciellen Anordnungen des Directors auszuführen. 

8 19. Das Rauchen in den Unterrihtsräumen und in den Sammlungs⸗ 
räumen ift unterfagt, In die zur Akademie gehörenden Gebäude und Gärten 
dürfen Hunde nicht mitgebracht werden. 

5 20. Wenn ein Studirender den Statuten zumiderhanbelt, ift der Direktor 
jo befugt als verpflichtet, die geeigneten Ermahnungen und Verwarnungen zu 
ertheilen, oder nad) Bewandtniß des Falles ihm zu Protokoll die Wegweifung 
von der Alademie anzubroben. 

Sollten die Ermahnungen des Direktors ohne genügenden Erfolg bleiben, 
oder follte ein Studirender erwieſenermaßen fich eines durch die Statuten mit 
Wegweiſung bedrohten Vergehens fchuldig gemacht haben, jo muß der Direktor, 
nad) Berathung mit den Lehrern, worliber eine fchriftlihe Verhandlung anfzu- 


8 208. Hat ber Zweikampf ohne Sekundanten flattgefunden, fo kann die verwirkte Strafe 
bis um die Hälfte, jedoch nicht über zehn Jahre erhöht werben. 

8 209. Kartellträger, welche ernftlich bemüht geweſen find, ben Zweikampf zu verbind« m, 
Sekundanten, fowie zum Zweikampf zngezogene Beugen, Werzte und Wunbärzte find firaflı 

8 210. Wer einen Undern zum Zweikampf miı einem Dritten abfichtlich, infonderheitt & 


Bezeigung oder Androhung von Verachtung anreizt, wird, falls ber Bweilampf flattgehim m 
bat, mit Gefängniß nicht unter Drei Monaten beftraft. 
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nehmen ift, bei dem Kurator zur Entfcheidung des Finanz⸗Miniſters auf fofortige 
Begweifung antragen. 

Diefen Antrag bat der Direktor aber, ohne daß gerade ein beftimmtes 
ſchweres Bergehen nad) juridifchen Beweisregeln dargethan zu fein braucht, auch 
in bem alle zu ftellen, wenn er, nah Anhörung der gutachtlichen Aeußerung 
fämmtlicher übrigen Lehrer, die Ueberzeugung bat, daß ein Studirender durch 
ſchlimmes Beilpiel, insbefondere in Hinficht auf Duelle, Sittenlofigkeit und Unfleiß, 
einen verberblichen Einfluß auf feine Kommilitonen und den unter den Studirenden 
berrichenden Geift üben würde. 

Dem Antrage auf Wegmeifung ift die qutachtliche Aeußerung der übrigen 
Lehrer beizufligen. 

8 21. Die vom Yinanz-Minifter entfchiedene Wegweifung eines Studirenden 
wird nöthigenfalls im Zwangswege ausgeführt. Wer von einer Forft-Alademie 
weggewiejen wird, ift dadurch zugleich von Aufnahme auf der anderen und von 
weiterer Berfolgung der Laufbahn für den Königlichen Korftdienft ausgefchloffen. 

Berlin, den 5. April 1875. 

Der Finanz:Miniſter. 


Camphauſen. 


Anmeldungs-Bogen 
des Studirenden 











Geboren am ten 18 zu Provinz 
Confeſſion Sohn des 
Reiſezengniß erhalten 18 von de zu 
Forftliche Vorbereitungszeit in der Oberförfterei von bis 
Bei der Forſtalademie zu inferibirt am ten 18 
Angemeldet Abgemeldet 
Bezeichnung der Borlefungen pp. bei dem bei dem 


Docenten am | Docenten 


Erftes Semefter vom 18 bis 18 


Feder Studirende bat den Eingang dieſes Bogens auszuflillen. Der Raum 
bei * ift zu Angaben itber etwa bereit3 abfolvirte Studien auf anderen Alademien 
uud Umverfitäten zu benuten. 

Die Borlefungen, Demonftrationen pp. welche der Studirende benuten will, 
bat er bei Beginn bes Semefters feldft einzutragen. ' 

Der Anmeldungsbogen ift dann von dem Studirenden perfönlich zu Anfang 

- am Schluffe jeden Semefters dem Docenten vorzulegen, welcher den Tag 

An- und Abmeldung darin einträgt und feinen Namen beifügt. 
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Anlagel 
Regulativ für die Königlichen Forfi-Akademien zu 
YNeufladt-Eberswalde und Münden. 


85 1. [Zweck der Anftalten] Die Forft-Aladenien haben den Zweck 
gründlichen Unterricht in der Korftwiffenfchaft fowie in deren Grund- und Neben: 
wiffenfchaften zu ertheilen, insbefondere eine umfaffende theoretifche und praktiſche 
Borbildung fir den Dienft in der Staats-TForfiverwaltung zu gewähren umd bie 
Fortbildung der Forſtwiſſenſchaft im Allgemeinen zu fördern. 

8 2. [Rejjortverhältnig.] Die Forft-Afadenien find dem Finanz⸗ 
Minifter untergeordnet, auf deffen Vorſchlag der Direltor jeder Alabemie vom 
Könige ernannt wird. 

83. [Kurator.] Der Finanz-Minifter bedient ſich zur oberen Leitung 
und Beauffihtigung der Forft » Alademien des Ober - Landforfimeifters als 
Kurators deffelben. 

Zu den Pflichten des Kurators gehört es, durch örtliche Unterſuchungen fi 
über den Zuftand und gebeihlichen Fortgang des Inſtituts, iiber die zweckmäßige 
Nichtung des theoretifhen und praktiſchen Unterrichts, tiber Beſchaffenheit und 
nothwendige Ergänzung der Lehrmittel, ſowie über Aufrechterhaltung guter 
Disciplin unter den Studirenden zu vergewiffern, wo in irgend einer Beziehung 
Mängel oder Zweckwidrigkeiten bemerkbar werben, den Direktor und die übrigen 
Lehrer hierauf aufmerkſam zu maden, und nad Befinden dem Finanz. Diinifter 
Bericht zu erftatten. Alle Berichte des Direktor an den Yinanz-Minifter find 
duch den Kurator zu befördern, welcher demfelben, wenn dazu Beranlaflung if, 
fein Gutachten beizufügen bat. 

8 4. [Rehrer-Perjfonal.] Das Lehrer - Perfonal befteht bei jeder 
Alademie aus: 

1. Dem Direktor, welcher zugleih Lehrer der Forſtwiſſenſchaft ift, und 
mindeftens 

2. einem zweiten Lehrer für die Forſtwiſſenſchaft, 

3. einem Lehrer der Mathematik, 

4. drei Lehrern der Naturwiſſenſchaften, 

5. einem Lehrer für die Rechtskunde in Beziehung auf Yorft- umb 
Fagdwefen. 

Die Znlaffung als Privatdocent bei einer Forft-Alabemie ift mit Genehmigung 
des Finanzminiſters ftatthaft. 

8 5. [Obliegenheiten des Direftors.] Dem Direktor liegt außer der 
allgemeinen Leitung der Akademie im Bejonderen ob: 

1. Ertheilung der Erlaubniß zum Beſuche der Alademie nah Maßgabe 
der Borjchriften in SS 10 und folgenden, 

2, Ueberwachung des planmäßigen Ganges der Lehr-VBorträge und des 
praftifchen Unterrichts. 

3. Kontrole über die Sammlungen und Lehrmittel, für welche jedoch 
zunächft die betheiligten Docenten verantwortlich find, fowie iiber die 
Snftandhaltung der Lokale und des Inventariums, 

4. Aufficht über die Fonds der Arademie und Kuratel über die Alademie- Kaffe, 

5 Anſchaffung der nöthigen Utenfilien, Mobilien und Lehrmittel, und 
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Bollziehung der Zahlungs⸗ und Erhebungs⸗Anweiſungen au die Kaſſe, 
innerhalb der Grenzen des Etats, 

. Brüfung, Beſcheinigung und Einreichung der Jahresrechnungen, 

. Erftattung von Semefterberichten über den Beſuch der Afademie, 

. Berwaltung der als Lehrmittel dienenden botanischen und forfl- 
ölonomifchen Gärten und Berfuchsfelder, riidfichtlih der botanifchen 
Gärten im Einverftändniffe mit dem Brofeffor der Botanik, welchem 
die Leitung ber letzteren obliegt, 

9. die Leitung der Berwaltung der als Lehrmittel dienenden Oberförftereien 
nah Maßgabe des darüber ertheilten befonderen Regulativg, 

10. Aufredterbaltung der Disziplin umter den Studirenden, 

11. Berufung der Lehrer zu Berathungenfüber den Lehrplan, iiber wichtigere 
Disziplinarfälle und andere die Akademie betreffenden Berhatmife, ſo 
oft ſolches erforderlich iſt, 

12. Leitung etwaiger Prüfungen nach Maßgabe des 8 16, 

13. Abhaltung von Vorträgen fund praktiſchen Demonſtrationen in der 
Forſtwiſſenſchaft. 

8.6. ſLehr⸗Gegenſtände.) Der Unterricht umfaßt, nach einem für beide 
Alademien möglichſt gleichen Lehrplane, alle einzelnen Zweige ber gejammten 
Forfiwifjenfchaft, und wird durch praftifche Anleitung und gründliche Erläuterungen 
in den Lehrforften und anderen benachbarten Forſten, jowie durch Nepetitorien 
und Eraminatorien und forftliche Reifen, wozu in der Regel’abwechfelnd in einem 
Jahre bei der einen, im anderen Jahre bei der anderen Alademie ein Theil ber 
Herbftferien benußt wird, unterftüßt. 

Die innerhalb des auf 21/5 Jahre berechneten Lehrkurſus vorzutragenden 
Lehrgegenſtände umfaflen: 

A. Grundwiſſenſchaften. 

1. Phyfik mit Meteorologie und Mechanil, 

2. Chemie, anorganifche und organiſche. 

3. Mineralogie. 

4. Geognofie und Geologie. 

5. Botanik: 

a. Allgemeine Botanil. 

b. Anatomie, Phyfiologie nnd Pathologie der Pflanzen. 

c. Spezielle Forftbotanik. 

d. Anatomifch-mitrodkopifche Demonftrationen. 

6. Zoologie: 

3. Allgemeine Zoologie. 

b. Spezielle Zoologie mit bejonderer Rückſicht auf die für Forſtwirth⸗ 
Ihaft und Jagd wichtigen Thiere, namentlich auf die Forſtinſelten. 

7. Mathematit: 

a. Nepetitorien und Uebungen in der Arithmetif, Planimetrie, Trigono- 
metrie und Stereometrie. 
b. Grundzüge der analytiſchen Geometrie. 
c. Grundzüge der höheren Analyſis. 
d. Geodäfie nebft Planzeichnen. 
8. Allgemeine Wirthfchaftsiehre mit befonderer Rückſicht auf das Forſtweſen. 
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B. Fachwiſſenſchaften. 

1. Gefchichte und Literatur des Forſtweſens. 

2. Forſtliche Standortsiehre. 

8. Waldbau. 

4. Forſtſchutz. 

b. Forſtbenutzung. Forſttechnologie. 

6. Forſtabſchätzung. Holzmeßkunde. Forſwermefſunge-Inſtruktione in Preußen. 
Auleitung zur Forſtabſchätzung mit beſonderer Rückſicht auf das Ber⸗ 
fahren in Preußen. 

. Waldwerthberechnung und forſtliche Statik. 

. Forfiftatiftik. 

. Forftverwaltungsfunde mit befonderer Rüdficht auf die Organifation bes 
Forſtweſens in Preußen. 

10. Ablöfung der Waldſervituten mit Rückſicht auf Preußiſches Recht. 

C Nebenwiſſenſchaften. 
1. Rechtswiſſenſchaft. Preußiſches Eivil- und Strafrecht. Eivil- und 
Strafprozef. 

2. Waldwegebau. 

8. Jagdkunde. 

Die Vorträge in den Grund» und Nebenwiffenichaften find in fpezieller Be- 
ziehung auf die Forſtwiſſenſchaft zu halten und nicht weiter auszubehnen, wie es 
für den künftigen Forſtwirth nothwendig if, um die zu einer rationellen Be- 
wirthſchaftung der Forſten erforderliche wiffenfchaftlicde Grundlage zu erlangen. 
Es ift in diefer Beziehung zur Richtſchnur zu nehmen, was in den Beftimmungen 
über Ausbildung und Prüfung fir den Königlichen Forfiverwaltungsdienft vom 
30. Zuni 1874 über die im forftwiffenfchaftlihen Tentamen zu ftellenden An- 
forderungen vorgefchrieben if. 

8 7. Lehrmittel.) Zu den Lehrmitteln bei Verfolgung diefeg Zweckes 
dienen: 

1. die unter der oberen Leitung des Direltor® verwalteten Königlichen 
Oberförftereien (Biefenthal und Liepe bei Neuftadt-Eherswalde, Gahren- 
berg und Cattenbühl bei Miinden), 

. die Saamendarre bei Neuſtadt⸗Eberswalde, 

. die botanifchen und forſtökonomiſchen Gärten, 

. die chemiſchen Laboratorien, 

. die naturwiſſenſchaftlichen Sammlungen, 

. die geodätifchen Sammlungen, 

. die forft- und jagdtehnifhen Sammlungen, 

. die Bibliothek. 

85 8. [Lehr-Plan.] Alljährlih mit dem Sommer-Semefter beginnt ein 
neuer Zl/sjähriger Lehrkurſus. Es findet daher die Aufnahme folder Studirenden, 
welche nicht ſchon eine andere Forft-Lehranftalt befucht haben, jährlih nur einmal 
und zwar zu Anfang des Sommer-Semefter8 ftatt. Studirende, welche den 
Eintritt in den Preußiſchen Staatsforftdienft nicht beabfichtigen, können auch bei 
Beginn des Winterfemefterd aufgenommen werden. 

Der fpezielle Unterrichtsplan wird fiir jedes Semefter vom Direltor im 
Einvernehmen mit den Lehrern entworfen, dem Minifter 8 Wochen vor Beginn 
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des Semeſters eingereicht und nach erfolgter Genehmigung durch die öffentlichen 
Blätter vom Direltor bekannt gemadht. 

89. [Rehr-Zeit.] Das Sommer-Semefter beginnt am Montag nach der 
Dferwodhe, für die aus der TForftlehre zur Alademie libergehenden Forft-Eleven 
jedoch erſt am 1. Mai, und endet am 20. Augufl. Das Winter-Semefter beginnt 
am 15. Oktober und endet 14 Tage vor Oftern. Ferien finden im Laufe eines 
Semefters nicht flatt, und Ausfegungen der Borlefungen nur an den Sonn- und 
geiertagen und in ber Zeit vom Freitag vor, bis Donnerftag nad Pfingften, 
iowie vom 22. Dezember bis 3. Januar. 

8 10. [Anmeldung] Die Anmeldungen zur erfien Aufnahme auf einer 
der Akademien find mit den erforderlichen Zeugniffen (8 11) fchriftlich bis zum 
15. März reip. 15. Auguft bet dem Direktor einzureichen, welcher über deren 
Annahme und Ablehnung enticheibet. 

. Die Meldungen zum Webergange von einer Akademie zur anderen find bis 
15. März reſp. 15. Auguft bei dem Direltor der zu bejuhhenden Alademie 
anzubringen. 
8. 11. [Bedingungen der Aufnahme) Die Aufnahme darf nur 
erfolgen, wenn der Angemeldete 
1. das Zeugniß der Reife als Abiturient von einem Gymnaſto des Deutjchen 
Reiches oder von einer Preußischen Realſchule erfter Ordnung erlangt hat, 

2. vor Ablauf des 25. Lebensjahres das forſtakademiſche Studium beginnt. 
refp. begommen bat, 

3. das Forſteleven⸗Zeugniß oder bei der Meldung eine desfallfige vorläufige 

Beſcheinigung beibringt, - 

4. über tadelloſe fittliche Führung fich ausweift, 

5. den Nachweis ber zum Aufenthalt auf der Akademie erforderlichen 
Subfiftenzmittel führt. 

Außerdem find den Meldungen 

6. die Zeugniffe über etwa ſchon abſolvirte Univerfitäts- oder fonftige 
Studien, über das etwa abgelegte Feldmeffer-Eranıen, fowie über 
etwaigen Aufenthalt in Forſten außer der fiebenmonatlichen Borbe- 
reitungszeit beizufligen. 

Für die aus dem reitenden Feldjägerforps zum Befuche der Anftalt fommandirten 
Helbjäger bedarf eg nur der Beibringung des sub 3 bezeichneten Zeugniffes und 
der Borlegung der Zeugniffe sub 1 und 6 zur Einficht des Direltors. 

Stubirende, welche den Eintritt in den Preußiſchen Staatsforftdienft nicht 
beabfichtigen, können auch ohne Erfüllung der Bedingungen 1 bis 3 aufgenommen 
werden, wenn fie anderweitig eine geniigende Borbildung nachmeifen. 

8 12. [Dauer des Beſuchs.] Ein längerer als 2i/gjähriger Bejuch der 
Alademie ift nur ausnahmsweiſe ftatthaft. 

Der Direktor ift befugt, Forfi-Eleven und Yorft-Kandidaten, mweldhe den 
Ziljejährigen Kurſus bereits abjolvirt haben, die Theilnahme an den Excurfionen 
r”* die Benutung der Lehrmittel unentgeltlich zu geftatten, foweit folches ohne 
te nung für den Lehrzweck thunlich ift, und fo lange die Betheiligten die in 
I € Beziehung vom Direktor ertheilten Beftimmungen pünktlich befolgen. 
3 chen ſolche Forſt⸗Eleven oder Forft-Randidaten auch noch einzelne Vor⸗ 
l 
( 





ıgen oder Mepetitorien als Hofpitanten zu bejuchen, fo kann der Direktor 
folches, wenn fein Bedenken obmaltet, geftatten, jedoch nur gegen ein zur 
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Alademielaffe vorher zu zahlendes Honorar von I Mark fir jede Vorleſung oder 
Repetitorium, welches der Hojpitant zu befuchen wünſcht. 

Wer nach mindeftens zweiundeinhalbjährigen aber nicht auf einer Preußifchen 
Forft-Alademie abfolvirten Studien als Hofpitant vom Direktor zugelaffen wird, 
Bat außer jenem Honorare eine Jnfcriptionsgebühr von 10 Mark zur Alademie- 
Kaffe zu entrichten, wofür ihm auch die Theilnahme an den Ercurfionen und die 
Benugung der Lehrhülfsmittel geftattet if. 

8 13. [Infcriptionsg-Gebühr und Honorar] Wer als Stubdirenber 
aufgenommen wird, bat an Fuffriptionsgebühren bei der erfien Aufnahme auf 
einer der beiden Akademien 

fünfzehn Dart, 
dagegen beim Uebergange von einer Alademie zur andern 

flinf Dart 
und außerdem an Honorar filr jedes Semefter . 
fünf und fiebenzig Mark 

pränumerando an die Alademie-Kaffe zu zahlen. Die innerhalb der etats- 
mößigen Zahl zur Theilnahme am Unterricht Tommandirten Mitglieder des 
reitenden Feldiägerkorps und der ‘Jägerbataillone, fowie die im Genuffe des von 
Ladenbergſchen Stipendiums ſich befindenden Studirenden, find von vorgedachten 
Zahlungen befreit. 

Sonftige Befreiungen oder Erleichterungen können ausnahmsweife nur vom 
Finanz Minifter bewilligt werden, wenn ganz außergewöhnlide Berbältniffe 
ſolches begründen. 

8 14. [Disziplin] In Hinfiht der inneren Disziplin, der Studien, Des 
Fleißes und des fittlichen Lebenswandels ftehen fänımtliche inftribirte Forft- Eleven, 
fowie die Hofpitanten unter der Aufficht des Direktors. Wer die Afademie beſucht, 
ift verpflichtet, die Statuten, welche ihm bei der Inſkription eingehändigt werben, 
gewiffenhaft zu beobachten.? 

$ 15. Bei Entlaffungen, welche auf Grund der Statuten erfolgen, oder bei 
etwaigen Ausmweifungen dar) die Polizeibehörde, wird von dem bezahlten Honorar 
und Infkriptionsgelde nichts zuritderftattet. Dies findet auch dann Anwendung, 
wenn die Entlaffung auf eigenen Antrag erfolgt oder irgend ein Hinberniß, ben 
Unterricht ferner zu benugen, eintritt. 

8 16. [Abgangs-Beugniffe] Jeder abgehende Studirende erhält, 
wenn er es verlangt, ein vom Direktor auf Grund des Anmeldungsbogen® aus- 
zuftellendes Abgangszeugniß, in welchem tiber die Zeit des Bejuches der Alademie, 
die gehörten Vorleſungen zc. und tiber das Verhalten bes Abgehenden Aeußerung 
abzugeben ift. 

Das Abgangszeugnig wird unentgeltlich ausgeftellt. 

Wünſcht der Abgehende fich einer befonderen Prüfung zu unterwerfen, jo ift 
eine folche, jedoh nur am Schluffe eines Semefters, vom Direktor und mindeftens 
vier von dieſem zur Prüfung zu berufenden Lehrern der Akademie jchriftlich und 
mündlich abzuhalten, und in dem Abgangszeugniffe, welches foldhen alles no“ 
fämmtlichen betheiligten Lehrern mit zu vollziehen ift, das Ergebniß der Briifur | 
in den einzelnen Disziplinen fpeziell zu vermerken. 

Für eine folde Prüfung hat der Abgehende vor Beginn derfelben zu: 
Alademie-Kaffe eine Gebühr von 40 Mark zu entrichten. 
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817. Die VBeftimmungen diefes Negulativs treten ſofort an Stelle des 
Regulalios vom 1. März 1868 in Kraft. 
Berlin, den 5. April 1875. 
Der Yinanz-Minifter. 
Camphauſen. 


Anlage II. 
Regulativ zur Benutzung der Lehrmittel der Königlichen 
Forfi-Akademie durch die Studirenden derfelben. 


$ 1. Die Lehrmittel der Forft-Alademie, welde von den Studirenden zum 
Selbſtſtudium benutzt werden können, find: 
1. die botanifchen und forſtökonomiſchen Gärten, 
2. die natımmviflenichaftliden Sammlungen, nämlich 
a) Sammlungen hemifher Präparate, 
b) Sammlung phoufifaliicher Apparate, 
c) mineralogifche, geognoftiihe und Boden-Sammlungen, 
d) botanifhe Sammlungen. (Herbarium. Holzſammlung. Samenfammlung. 
Anatomifhe und pathologiſche Sammlungs-Apparate. Mikroſtop zc.), 
e) zoologifhe Sammlungen. (Syftematifche Thierfammlung. Biologifche 
und anatomiſche Sammlung.) 
Die Sammlungen ad 2 c, d, e zerfallen in wiſſenſchaftliche und 
Handſammlungen; 


3. die geodätiſchen Sammlungen. (Inſtrumenten⸗ und Rarten-Sammlungen), 


4. bie forft- und jagdtechnifchen Sammlungen. (Geräthe. Modelle. Erzeugniffe), 
5. die Bibliothek, 
5 2. [Torftledrgärten.] Die Benutung der botanifchen nnd forſtökonomiſchen 
Gärten ift den Studirenden unter der Bedinguug geftattet, daß 
I. feine Hunde, weder frei noch an der Leine, in die Gärten gebradit, 
2. die Beete nicht betreten, 
3. ohne befondere Erlaubniß der Lehrer Pflanzen weder ganz noch theilweiſe 
3. B. durch Ausziehen, Adfchneiden, Brechen u. |. w. entnommen werben. 
3. MNaturwiſſenſchaftlich Sammlungen.] Die Befihtigung der Sammlung 
chemiſcher Präparate ift nur gegen befondere Erlaubniß des betreffenden Profeffors 
geftattet. 
Dafjelbe gilt bezügli der Sammlung phyſikaliſcher Apparate. 
Bezüglich der übrigen naturwiſſenſchaftlichen Sammlungen ($ 1 bis e) 
gelten folgende Beflimmungen: 
Der Zutritt zu den Sammlungsräumen behufs Befichtigung ber unter Glas 
und Rahmen befindlichen Gegenftände ift den Studirenden bei Tage unter der 
Bedingung geftattet, daß die Schlüffel zu den Sammlungsräumen nad) den von 
den betreffenden Profefforen zu ertheilenden Beftimmungen vor dem Gebraude 
entnommen und unmittelbar nach dem Gebrauche wieder abgeliefert werden. 
Jede weitergehende Benutung der Sammlungen, welde ein Oeffnen ber 
hränke, Schiebladen und Käften erfordert, darf nur auf befondere Erlaubnig 
s betreffenden Profeffors erfolgen. 

Die Benugung der Handfammlungen fteht den Studirenden nad ben von 
ı betreffenden Profefforen zu ertheilenden Beftimmungen zur Verfligung. 
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$ 4. [Geodätifhe Sammlungen] Die zum Auftragen und Zeichnen erfor- 
berlihen Inſtrumente und fonfligen Gegenſtände (Zransporteure, Mafftäbe, 
Schablonen, Borlegeblätter u. |. w.) fünnen von dem betreffenden Brofeffor den 
Studirenden zum leibweifen Gebrauche auf beftimmte Zeit, unter der Haftung 
für unbeſchädigte Rücklieferung, verabfolgt werden. Die Kontrole der Rüdgabe 
ift Sache des Profefjors. 

Im Uebrigen erfordert die Benukung der Sammlung geodätiſcher Inſtru⸗ 
mente die beſondere Erlaubniß des betreffenden Profeſſors. 

8 5. Forſt⸗ und jagdtechniſche Sammlungen.]) Die Benntzung der forſt⸗ und 
jagbtechnifhen Sammlungen geſchieht auf befondere Erlaubniß des betreffenden 
Lehrers. Ausnahmsweiſe kann von diefem mit Zuftimmung des Directors einem 
Studirenden aud) die Erlaubniß zur leihweifen Entnahme einzelner Gegenftände 
auf beftimmte Zeit, unter Haftung umbefchädigter Rückgabe, welche der dafür 
verantwortliche Lehrer controlirt, ertheilt werben. 

8 6. Um die Benugung der Bibliothek zu erleichtern, Tiegt ein ſtets kurrent 
erhaltenes foftematifches Verzeichniß der im Befig der Forft-Alademie befindlichen 
Blicher und Karten im Lefezimmer aus, und kann dafelbft von Morgens bis 
Abends 8 Uhr, wo das Leſezimmer der Benugung geöffnet if, eingefehen werden. 

8 7. Die Benugung der zur Bibliothek gehörigen Bücher und Karten er- 
folgt entweder nur im Lefezimmer, rückſichtlich der daſelbſt ausgelegten Gegen- 
fände, oder durch Entleihung von Büchern und Karten zc. zum zeitweifen häus- 
lichen Gebrauche des Leihenden. 

8 8. Die im Lejezimmer audgelegten Bücher und Karten bürfen 
burchaus weder nad Haufe noch in ein anderes Zimmer mitgenom- 
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RK. men werben. 
J Die Titel der ausliegenden Gegenſtände find aus einer im Leſezimmer be- 
F findlichen Liſte zu erſehen. 


8 9. Die zum zeitweiſen häuslichen Gebrauche gewünſchten Bücher und 
—— Karten erhält der Studirende leihweiſe von dem Bibliothekar der Anſtalt gegen 
J Abgabe einer Quittung längſtens auf vier Wochen, nach deren Ablauf 
en. Bücher und Karten ohne bejondere Aufforderung zuriidzugeben find, oder eine 
E... Berlängerung der Frift nachzuſuchen ift. Dieje kann nur gewährt werben, wenn 
A die Gegenſtände inzwiſchen nicht von Andern verlangt worden find. 

Fr. Erfolgt die Rüdgabe innerhalb der beftimmten Lehrfrift nicht, fo wird vom 
4 Bibliothekar durch einen Mahnzettel erinnert, für deſſen Ueberbringung der 
Dt Studirende 20 Pfennige für jedes zuridgeforderte Stüd zu zahlen hat. Iſt Die 
| Rückgabe binnen 8 Tagen nach der Mahnung nicht erfolgt, fo hat der Studirende 
binnen weiteren 8 Tagen den Ladenpreis oder den vom Director zu beſtimmenden 
Br Breis des Buches ꝛc. zu erftatten. 

FB 8 10. Auf ein zurlidzulieferndes Buch oder Karte hat derjenige den nächſten 
\ Anspruch, welcher fi für daſſelbe zuerft gemeldet und ausdrücklich feine No— 
tirung dafür beantragt hat. 

Br. $ 11. Kupferwerfe, geologifche, geographiſche und phyſikaliſche Karten dürfen 
. an die Studirenden nur auf befondere Erlaubniß des Directors ausgelieh 
werden. 

8 12. Die für die Ausgabe und Zurücknahme der Bücher, Karten zc. 6 
ſtimmten Zeiten werben fiir jedes Semefter beſonders angezeigt. 

$ 13. Wenn einer der Stubirenden ohne Erlaubniß ausgelegte Bücher ode 





& 


Karten entnimmmt, oder fonft die Borfchriften, unter denen die Bücher und Karten 
nur benugt werden können, nicht beachtet, fo hat der Director das Recht, ihn 
von der Benugung der Bücher- 2c. Sammlung auszufchließen. 

$ 14. Das Weiterverleihen entliehener Gegenftände Seitens des Entnehmers 
ft durchaus unflatthaft. 

$ 15. Sämmtliche entliehene Gegenftände find auch vor Ablauf der Leikfrift 
($ 9 zurüdzugeben: 

a) wenn die Rückgabe vom Director ausdriidlic angeordnet wird, 

b) wenn diefelben zum Auslegen im Leſezimmer von einem Lehrer be- 
ftimmt werden oder ein Lehrer fie zum Unterrichte bedarf, 

c) wenn eine Revifion der Bibliothel oder der betreffenden Samın- 
Iung bevorfteht, was in der Negel acht Tage vorher befannt ge- 
macht werden wird, 

d) ſpäteſtens acht Tage vor Beginn der Ofter- und Michaelis- Ferien. 

$ 16. [Allgemeine Befimmungen.] Sämmtlide Sammlungen find während 
der Ofter- und Herbftferien geichloffen. 

Ausnahmsweije ift auch während der Ferien ber Zutritt zu den Sammlun- 
gen auf befondere Erlaubniß des betreffenden Profeffors oder in deſſen Abweſen⸗ 
beit im Beifein eines Mitgliedes bes Lehrerkollegiums geftattet. 

Die leihweife Entnahme von Sammlungs-Gegenfländen darf während ber 
Ferien ausnahmsweiſe nur unter Zuftimmung des betreffenden Profeſſors und 
des Directors ftattfinden. 

Die fpezielle Berantortlichleit für die orbnungsmäßige Benugung der 
Sanmmlungen liegt den betreffenden Lehrern ob. 

Alle jonftigen Spezialvorfchriften, 3. B. das Schließen der Yenfter, Herab- 
laffen der Ronleaux, das Berbot des Rauchens u. j. w., welche bei dem Aufent- 
balte in den Sammlungsfälen unter Benugung der Sammlungen zu beachten 
find, werden dur Aushang in den Sammlungsräumen veröffentlicht. 

Jede Beihädigung des Mobiliars, der Sammlungs-Gegenftände und Appa= 
rate begründet die Verpflichtung zur Anzeige bei dem betreffenden Profeffor und 
zum Schadenerfaße. 
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Organifation. Dienft-Inftructionen. 
8. 
Heranziejung des Fiskus zu den Breisabgaben. 


Beicheib des Minifters de8 Innern an ben Kreisausſchuß zu N. 


Die Beſchwerde vom 21. v. M. tiber die Verfügung der Königlichen Re- 
gierung zu Frankfurt a. DO. und des Herrn Ober-Präfidenten der Provinz Bran- 
Denburg vom 17. Juli v. J. bezw. 18. Januar d. J., durch welche der Kreis⸗ 
gsbeſchluß vom 13. Juni v. %. über die Bertheilung der Kreischauffeefteier 

eanftandet worden ift, vermag ich nicht für begründet zu erachten. Der von der 
»eißvertretung angenommene Maßftab von 30% Zujchlag zur Einkommen⸗ und 
‚affenfteıer, von 15% zur Grund», Gebäude- und Gemerbeftener und von 45% 
x fisfalifhen Grund» und Gebäubdefteuer entfpricht nicht den Vorſchriften des 
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der Kreisorbnung vom 13. Dezember 1872.*) Fiskus ift micht, wie ber 
.Ausſchuß ausführt, von feiner Grund» und Gehäudeftener zunächft mit dem 
n Brocentfage ber Einkommen- und Rlaffenftener, (alfo mit 30%) und dann 
mit der Hälfte dieſes Procentfages, im Ganzen mit 45% Heranguziehen, — 
ern zunächſt nach demfelben Procentſatze, nach welchem die Grund», Gebäute- 
Gewerbefteuer der übrigen Kreisfteuerpflichtigen belaftet ift (alfo mit 15%) 
dann fatt nad} einer fingirten Einfommenfteuer, noch um die Hälfte deije- 
1 Brogentjages flärfer, mit welchem bie Einfommen- und Klaſſenſteuer her- 
zogen ift (alfo wieber mit 15%) im Ganzen demnach mit 30%. — Im Uebri- 
nehme ich auf bie abfchrıftfich beigefüigte, biefelbe Frage berüßtende Ent 
rung bes Berwaltungsgericht3 zu Potsdam vom 16. Januar d. 3. Bezug. 
in, den 25. Februar 1875. 

Der Minifter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 
& Im Namen bes Königs. 

Im der Beſchwerdeſache der Königlichen Regierung, Abtheilung für directe 
tern, Domainen und Forften zu Potsdam als Vertreterin des Domainenfid- 
hat bas Bermaltungsgeriht fir ben Regierungsbegirf Potsdam in der Sigung 
16. Januar 1875, an welcher Theil genommen haben: 

1) Freiherr von Frant, Negierungsrath, Borfigenber, 

2) Hätel, Kreis-Gerichtsrath, 

3) Freiher von Manteuffel, Wirklicher Geheimer-Rath, 

4) von Riffelmann, Kreis-Deputirter, 

5) Hammer, Bürgermeifter, 
n entfchieben: 

daß unter Aufhebung des Beſchluſſes des Kreisausſchuſſes des Kreifes 

Angermünde vom 21. Oktober 1874 die Rellamation der Königlichen Her 

gierung, Abtheilung für directe Steuern, Domainen und Forften für be- 

gründet zu erachten und demgemäß ber Beitrag des Fiskus zu den Kreis. 

und Amtsabgaben des Kreifes Angermünde nach bem Verhältniffe von 
) Der 816 der Sreisorbnung Tautet : 
Nejenigen phyfiſchen Berfonen, welche, ohne in dem Kreiſe einen Wohnfig zu Haben, be 
ngömeife in demfelben zu ben perfönlichen Gtantd«Gteuern veranlagt zu fein, in beimfelben 
beigentpum befigen, oder ein fiehenbed Gewerbe, oder außerhalb einer Gewertichaſt Berg: 
ietreißen (Borenfen), mit Cinfchlub ber nicht tm Kreife wohnenden Gefelihafter einer offe- 
danbefögefeliäiaft ober einer Gommanbit-@efellichaft (Met. 85 und 150 des Mllgemeinen 
gen Hanbelögefegbuched), find verpfliätet, zu denjenigen Kreißabgaben beizutragen, welche 


en Grunbbefip, ab Gewerde, ben Bergbau ober daB aus Diefen Muellen fließende Win« 
en gelegt werben. 
Hn Gleiches gilt von ben jurifiiihen Berfonen, von ben Gommanbit-Wefelideften auf 
n unb @ftien-@efelicaften (rt. 173 und 207 beb Hanbelsgefepbudet), ſowie Berg«@er 
haften, welche Im Rreife Grunbeigentfum befipen ober ein flehenbed Gewerbe oder Werg- 
ietreiben. 
der Fißhus tann zu den Kreiabgaben wegen feineb aus Grundbefig, Gewerbe · und Werg- 
Betrieb fließenden Einfommens nicht Herangegogen, bagegen mit ber Grund» und Gebäude 
um bie Yälfte beBjenigen Procentfapeß ftärter belaftet werben, mit weldem die Klaffeı « 
laſſifizirte Eintommenfteuer dazu herangezogen wird. Im Falle des 8 12 Mbjap 2 tr ? 
Beloftung auch ohne Befchluß des Mreißtages ein. 
Jergmertäbefiper, melde in bem Umfange ihres Bergwerfäbetriebes ben in ber Rlaffe A- I. 
bewerbefteuer veranlagten @ewerbebetreibenben gleiftehen, find zu ben Gteuerfägen dr 
: A. I. einzufhäen unb nad) Wahgabe dieſer Ginfhägung au den Kreisabgaben hera: 
jen. 
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100 pCt. der auf den Fiskus fallenden Grund- und Gebäubefteuer, mit- 
bin die Kreis-Abgaben auf zufammen 466 Thlr. 26 Sgr. 8 Pf., die Amts- Be 
abgaben auf zufammen 169 Thlr. 23 Sgr. 2 Pf. feftzuftellen, die Koften IJ 
bes Berfahrens außer Anſatz zu laſſen und die baaren Auslagen dem 





Kreife Angermünde zur Laft zu legen. R.. 
Gründe. E 
Der Kreistag des Kreifes Angermünde hat in feiner Sigung vom 11. April ee. 
1874 beichloffen, die Kreisabgaben nad) Berhältniß der von den Kreisangehörigen J 
zu entrichtenden directen Staatsſteuern in Form von Zuſchlägen zu denſelben J 
und zwar nach der vollen Klaſſen- und Einkommenſteuer und der halben Br, 
Grund-, Gebäude⸗ und Gewerbefteuer zu vertheilen, die Domainen und forfifis- IJ 
laliſchen Grundſtücke des Kreiſes aber mit 150 pCt. der Grund und Gebäubde- _ 
ſtener zu belaften. . 
| Diefem Befchluffe gemäß ift die Grund- und Gebändeſteuer zu 150 pGt. F 
A. von den ſiskaliſchen Forſten des Kreiſes uf 8317 Thlr. 23 Ser. 5— 
| B. von den fisfalifhen Seen auf . . . 07 » 12 » J 
C. von den Domainen auf . . . . . 2934 . 27 > J 
becrechnet und, da der Zuſchlag pro 1874 an Kreisftenern 1 Sgr. 10 Pf. und an 28 
Amtsſteuern 1 Sgr. 4 Pf. von jebem Thaler der Staatäftener beträgt, auf die = 
| gedachten Liegenichaften 7— 
| ad A. 508 Thlr. 9 Sgr. 2 Bf. an Kreisfteuern, = 
adB 2 - 2 =» 3... ⸗ 5 
ad 0.179 =» 10 - 8. - . Bi: 
Summa 700 Zhlr. 10 Sgr. 1 Pf. Kreisſteuern und Z 
ad A. 184 Thr. 25 Sgr. 2 Pf. an Amtsfteuern auf 1/, Jahr, 8 
ad B. 4⸗ 18 - 38- ⸗222 ⸗ J— 
| dc. 56 - 6» 7. W 3 
| Summa 254 Thlr. 20 Sgr. 1 Pf. an Amtsftenern E: 
- gelegt worben. J 


Der Kreistag iſt hierbei von der Auffaffung ausgegangen, daß Fiskus nad 
|  $ 14 Abſatz 3 der Kreisordnung zu den Kreis- und Amtsabgaben von der Grund⸗ J 
mad Gebände-Steuer verhältnißmäßig zu entrichten habe: n 
| 1) denjenigen Prozentſatz, mit welchem bei den übrigen Kreiseingeſefſenen 
die Klaſſen⸗ und klaſſifizirte Einkommenſteuer herangezogen wird, alfo 100 p6t, | 

2) als Zufchlag hierzu noch die Hälfte diejes Prozentjages, aljo noch 50 pCt. = 

Die Königlihe Regierung hält dieſe Auffaffung für irrig und legt ben "x 


$ 14, 1. c. dahin aus, daß Fiskus vielmehr: * 
1) zunächſt mit demſelben Prozentſaßze der Grund- und Gebäudeſteuer a 
heranzuziehen fei, mit welchem bie übrigen SKreißeingefeffenen davon Ir 
beifteuern, alfo mit 50 pCt., außerdem aber er: 


2) mit der Hälfte desjenigen Prozentfages, mit weldhem die Einkommen⸗ F 
und Klaſſenſteuer der Kreiseingeſeſſenen herangezogen wird, alſo mit 1/g 
von 100 p&t. = 50 pCt., 

fo daß im Ganzen une von 100 p&t. der Grund- und Gebäubefteuer die ben 


Zirkus treffenden Zuſchläge zu berechnen fein. Der Reklamationsantrag der FR 
Ki niglichen Regierung geht demgemäß dahin: die vom Fiskus zu entrichtenden — 
S uerbeträge auf 2/, herabzuſetzen, alſo die Kreisabgaben auf 466 Thlr. 26 Sgr 2 


8 f. und die Amtsfleuern auf 169 Thlr. 23 Sgr. 2 Pf. 3 
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Die bei dem Kreisausſchuſſe angebrachte Reklamation ift von dieſem in Ge⸗ 
mäßheit des 8 19 der Kreisordnung einer nochmaligen Prüfung unterzogen, 
jedoch dur Beſchluß vom 21. Oftober v. J. verworfen morden. 

Die Königliche Regierung hat gegen diefen Beſchluß friftzeitig Berufung 
eingelegt und den früheren Antrag auf Herabjfegung der Steuer unter wiederholter 
Bezugnahme auf das Neffript des Herren Minifters des Innern vom 10. Juni 
dv. J. erneuert. 


Der Kreisausfhuß hat unter Bezugnahme anf die Gründe der Vorentfcheidung 
deren Beftätigung beantragt. 

Es war wie gefchehen zu entfcheiden. Zwar kann dem Erlaſſe des Herm 
Minifters des Innern vom 10. Juni v. J., auf welchen ſich die Reklamation beruft, 
felbftverftändlich nicht die Kraft einer authentifchen Interpretation der bier in 
Frage kommenden Gejetesftelle beigelegt werden, es gielt vielmehr, ohne Nüdfit 
auf jenen Erlaß, den wahren Sinn des 8 14 der Kreisordnung nach allgemein 
gültigen nterpretationsregeln zu ermitteln. Wohl aber veranlaßt die in jenem 
Erlaffe niedergelegte Auffaffung der höchſten Bermwaltungs-Anflanz zu einer um 
fo forgfältigeren Pritfung des 8 14, welcher, wie vorn herein zuzugeben ift, auf 
den erften Blid und aus dem Zuſammenhange des Gejetze 8 herausgeriffen in der 
Weiſe, wie der Kreisausfchuß es gethan hat, ſcheint ausgelegt werben zu können. 
Es ift hierzu nöthig, auf das Syſtem der Sreisbefteuerung, wie jolches in dem 

8 10 bis 16 der Kreisordnung enthalten if, und auf die Entftehungsgeichichte 
des 8 14 näher einzugehen, welche fih aus den Motiven zur Gejeßesvorlage und 
aus den bezüglichen Kandtagsverhandlungen ergiebt. 

Als oberfter Grundſatz fiir die Bertheilung der Kreisabgaben ift zunächſt in 
$ 10 Hingeftellt, daß diefelbe nad) feinem anderen Mafftabe, als nad) dem Ber- 
bältniffe der von den Kreisangehörigen zu entrichtenden direkten Staatsfteuern, 
und zwar durh Zuſchläge zu denfelben erfolgen ſolle. Sodann fam weiter in 
Trage, ob fämmtlide direften Staatsfteuern mit gleich hoben Zufdlägen 
belaftet werden follten. 

Dies Syſtem hatte fih nad den in den beiden weftlichen Provinzen ge 
machten Erfahrungen nicht als ein gerechter Steuermodus erwiefen, vielmehr Hatte 
fih das Syſtem ungleicher Zuſchläge al8 angemefjener bewährt, und zwar 
erfolgt dort die Belaftung der verfchiedenen Staatsfteuern mit Kommunalzufchlägen 
nad den Motiven zu 8 10 — in ber Regel in der Art, daß wenn der Zuſchlag 
zur Klaffen- und Mlaffifizirten Einfommenfteuer 100 pEt. beträgt, zur Grund- md 





E . Gebäudeftener nur ein Zufchlag von 50 bis 75 und zur Gewerbefteuer, ſofern 
3 diefelbe nicht ganz frei bleibt, ein folcher bis zu etwa 25 pEt. erhoben wird. 
A An dieſe Erfahrung anknüpfend, überträgt das Geſetz den Kreistagen zwar 


Br in den 88 11 und 12 zur Wahrung ihres Selbftbefteuerungsrecdhtes die Feſt⸗ 

$ fegung des Maßſtabes der Belaftung der einzelnen Staatsftenern mit Kreiszu- 

Be: jchlägen unter Berückſichtigung der individuellen wirthſchaftlichen Verhältniffe 

Be jedes einzelnen Kreifes, zieht aber doch auch anbererjeits in $ 10 Abjat 2 umd 

3 folgende fefte Grenzen, innerhalb deren fich das Maß jener Ungleichheit der 

j Zufhläge bemegen folle, indem es insbeſondere verorbnet: 

j daß die Grund- und Gebäudefteuer mindeftend mit der Hälfte md 
höchfteng mit dem vollen Betrage desjenigen Prozentfages heranzuziehen 
jei, mit welchem die Klaffen- und Haffifizirte Eiukommenſteuer berange- 
30gen werde. 
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Bar fo die gleichzeitige Heranziehung der Kreisangehörigen nad) Maß- 
gabe ihres Srundbefiges und nah Mafigabe ihres Einkommens, wenn auch in 
ungleihem Berhältniffe im Prinzipe feftgeftellt, fo erhoben fich doch bei Anwendung 
dieſes Prinzips auf die Forenſen und juriftiihen Berfonen noch befondere 
Schwierigkeiten. i 

Der Kreisorbnungs-Entwurf von 1869 wollte zwar die Forenſen und 
Alttengefellfehaften zu denjenigen Abgaben mit beranziehen, welche anf den 
Grumdbefig oder das Gewerbe oder das aus diefen Quellen fließende Ein- 
tommen gelegt würden, beſtimmte aber fir die jnriftifchen Perfonen, daß dieſe 
nur zu denjenigen Kreisabgaben, welde auf den Grundbefig oder das Gewerbe 
gelegt wurden, beitragen follten, und ſchloß eine Belaftung des aus biefen Quellen 
fließenden Einfommens aus. Da nun aber die Kommifflon des Abgeorbneten- 
haufes bei der Borberathung des Entwurfs auch die juriftifhen Perfonen, 
alfo andy den Fiskus, mit Zuſchlägen zu einer fingirten Einfommenftener beran- 
ziehen wollte, jo 309 die Staatsregierung bei Ausarbeitung des Entwurfs von 
1871 die Trage wegen Heranziehung der Forenſen, juriftifchen Berfonen uud 
Erwerbsgefelichaften von Neuem in prinzipielle Erwägung und erflärte demnächſt 
eine Heranziehimg aller diefer Rechtsfubjelte zu den Kreisabgaben nad Maßgabe 
einer fingirten Einlommenſteuer für irrationel. Die Kommiſſion des Abgeorbneten- 
haufes trat zwar diefer Auffaffung nicht bei, fchlug aber in Bezug auf ben 
Fistus, deffen Beſtenerung die Hauptichwierigleit verurfachte, einen neuen Aus- 
weg bor, welchem die jeßige Faſſung des $ 14 ihre Entftehung verdankt. Die 
einzige autbentifche Auskunft tiber letstere giebt Daher der mündliche Kommiffions- 
bericht des Abgeorbneten v. Brauchitfch in der Situng des Abgeordnnetenhaufes 
vom 18. März 1872, welcher über die Kommiffionsberathungen im Wefentlichen 
Folgendes fagt: 

Selbft wenn man zugab, daß die Klaffen- und Haffifizirte Einfommenfteuer 
nicht ganz geeignet fei zur Heranziehung der jurifchen Perſonen, Forenſen und 
Erwerbsgeiellichaften, jo meinte man doc, daß dieſe deshalb mit ihrem Eiu- 
fommen nidht ganz freigelaffen werden könnten. Es wiirde deßhalb vorgeichlagen, 
eine Art Kompromiß mit diefen zu befteuernden einzugeben und fie zu 50 pEt. 
desjenigen Satzes, zu welchem die Einkommen⸗ und Klafienftener herangezogen 
wird, ftärfer mit der Grund- und Gebäudefleuer beranzuziehen, und zwar des⸗ 
halb, weil man in der Grund» und Gebäudefleuer ein ganz Mares Objekt der 
Beftenerung habe, während das Finden des Einkommens bei Forenſen, Erwerbs- 
gefellichaften und juriſtiſchen Berjonen feine Schwierigkeiten babe. 

Diefer Borjchlag wurde nun zwar hinſichts der Forenſen und Erwerbsge⸗ 
jellichaften nicht angenommen, und bei diefen an einer Heranziehung nad) Maßgabe 
einer fingirten Einfommenfteuer feftgehalten. 

Dagegen wurde derjelbe bezüglich des Staatsfiskus fiir annehmbar erachtet, 
weil es gerade bei ihm außerordentlich ſchwer fei, das Einlommen des im Kreife 
belegenen, dem Fiskus gehörigen Vermögensobjelts, insbeſondere wegen der darauf 
laftenden Staatsfchulden, Mar zu ftellen, und weil man bier in dem Vertreter 
Staatsregierung jemanden habe, mit dem man einen derartigen Kompromiß 

eßen fünne, was bei Forenſen ꝛc. nicht der Fall fei. 
„Beim Staate mußte es — fagt der Referent dann wörtlich — zwar in 
Frage kommen, ob und in wie weit mit den vorgefchlagenen 50 pCt. 
Sabrb. d. Br. Forſt. u. Jagd⸗Geſetzg. VIU. 19 
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Zuſchlag zur Grund- und Gebäudeſteuer annährernd der richtige Cap 
getroffen fei, der an Stelle der faum zu ermittelnden fingirten Ein- 
tommenfteuer zu fegen fei. Das indeß der Fiskus ganz frei zu laſſen 
fei mit einem Erſatz für bie fingirte Einfommenftener oder mit einer folchen, 
das glaubte die große Majorität der Kommiſſion des Abgeorbnetenhanfes 
nicht anerfennen zu birfen 2c.“ (cfr. Stenographiſche Berichte des Ab- 
georbnetenhaufes von 1871/72 Sigung vom 18. März 1872 ©. 1881.) 
ie Staatsregierung erflärte fi zwar im weiteren Verlaufe der Debatte 
Yiefen Vorſchlag, reflimirte benfelben aber durch ihren Regierungs-Rommiffar 
e ausbrüdtih dahin: 
daß die Kommmiffton des Mögeorbnetenhaufes bie Unzuläffigfeit der Ber 
Reuerung des Staatseintommens für Kreiszwede zwar anerfenne, 
aber filr nothwendig eradhte, den Gtaatsgrunbfüden als Erfag für die 
ausfallende Eintommenfteuer einen befonderen Zufchlag zur @rund« 
und @ebäubefteuer in Höhe ber Hälfte besjenigen Prozentfages aufzuerlegen, 
mit welchem die Klaffen- und Haffifizirte Einfommenftener zu ben Kreis. 
abgaben herangezogen werbe, 

und daß dieſer Vorſchlag auf der Annahme beruhe, daß 50 pCt. der 
Grundfteuer etwa einen gleichen Stenerbetrag darftellen, ald 100 p&t. 
der Einfommenftener. 
n Folge diefer Debatte ift ber von der Heranziehung des Fiskus handelnde 
8 des $ 14 nach dem Kommiffionsvorfchlage in das Gefek aufgenommen 
ne andere Auffaffung beffelben als die oben mitgetheilte weder im Ab- 
eten- noch im Herrenhaufe geltend gemacht worden. 
iernad) fann es aber feinem Zweifel unterliegen, daß, nach der überein- 
nden Auffaffung ſammilicher gefeßgebender Faltoren in dem Bufchlage der 
des Prozentjages ber Einfommenfteuer, mit welhem Fiskus ſtärker mit 
rund- und @ebäubeflener berangezogen werben fol, den Mreifen ein 
valent gewährt werben follte für feine Nichtherauziehung mit einer 
n Einkommenſteuer, daß aber — und dies folgt nothwendig weiter daraus 
Uebrigen Fiskus nur mit benfelben Zufclägen zur Grund» und Ge 
euer herangezogen werden foll, mit denen die Forenfen, Erwerbsgeſellſchaften 
uftigen juriſtiſchen Perfonen nad ihrem Grunbbefige und überhaupt bie 
ngefefenen herangezogen werben. 
er $ 14 Abfag 3 if alfo hiernach dahin zu interpretiven: 
„Fiskus Lan zu den Kreisabgaben wegen feines aus Grumbbefig x. 
fließenden Eintommens nicht herangezogen werden, dagegen ift derjelbe 
mit den Zuſchlägen zur Grund» und Gebändefteuer nah bemfelben 
Maaßftabe wie jeber andere Kreisangehörige, außerdem aber noch (weil 
er mit einer fingirten Einfommenfteuer nicht Herangegogen wird) mit einem 
Zuſchlage zu diefer Abgabe Heranzuziehen, welcher der Hälfte desjenigen 
Prozentſatzes entjpricht, mit welchem bie Klaffen- und Hafffizirte Einfommen- 
Meuer herangezogen wirb.” 
iefe Auslegung läßt fi) aber auch mit einer genauen wörtlichen Jnter- 
m der betreffenden @ejegesftelle in Einklang bringen. 
ie Worte „mit der Grund- und Gebäudeſteuer“ bedeuten hier fo viel wie: 
die Grund- und Gebäubefteuer anbetrifft, oder „binfihtlih der Grumb- 
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und Gebändeſteuer“ und es ift nur der Kürze halber die Präpofition „mit“ 
gewählt. In der That giebt ja auch die Yrund- und Gebäudefteuer ebenfo wie 
die anderen Steuern nur den Maaßſtab ab, nad) welchem die Kreisabgaben 
erhoben werden; dieſe ſelbſt ſind keine Grund- und Gebäubeftener. 

Wäre die entgegengeieste Annahme des Kreisausichuffes die richtige, fo hätte, 
um diefe Mar auszubrüden, die abweichende veranziehung des Fiskus dahin 
ansgedrlidt werben müſſen: 

daß Fiskus ſtets mit der vollen Grund» und Gebäudefteuer (aljo nicht 
mit dem nach $ 10 und 11 fir die übrigen Kreiseingefeffenen vom Kreis- 
tage feftzuftellenden Prozentfage derfelben) und außerdem mit der Häffte 
desjenigen Prozentjages von diejer Steuer ftärfer heranzuziehen fei, mit 
welchem bie Klaffen- und Haffifizirte Einfonnmenfleuer herangezogen wird. 

HM hiernach die von der Königlichen Regierung ihrer Berufung zum Grunde 
gelegte Auslegung des 8 14 a. a. DO. die richtige, jo iſt aber auch folgemeife die 
Reflamation derjelben gerechtfertigt und es mußte in Gemäßheit ihres Antrages 
die Einſchätzung des Fiskns zu den Kreisabgaben, ſowie der von bemfelben pro 
1874 zu entrichtende Betrag der Kreis- und Amtsfteuern herabgejegt werden. 

Der Koſtenpunkt war nach 8 163 und 195 der Kreisordnung zu beftimmen. 


v. Frank. Hädel. v. Manteuffel. v. Riffelmannı. Hammer. 


9. 
Meranziehung des Fiskus zu den Rreisabgaben. 


Eircular-Berfügung bes Finanz⸗ Miniſters an ſämmtliche Königliche Regierungen ber 
Provinzen Preußen, Branbenburg, Pommern, Schlefien und Sadjen. 


Berlin, den 15. Juni 1875. 

In Betreff der Frage, in welchem Umfange der Fiskus auf Grund des 
$ 14 der Kreisorbnung zu den Kreisabgaben nad dem Mafftabe der Grund⸗ 
und Gebändeftener herangezogen werben darf, wird die Königliche Regierung 
auf den Erlaß des Herrn Minifters des Innern vom 25. Februar d. J. (f. den 
vorigen Artikel) und auf die Entfcheidung des Verwaltungsgerichts flir den Re⸗ 
gierungsbezirt Potsdam vom 16 Januar d. J., welche in dem Minifterialblatte 
für die innere Verwaltung Nr. 4, ©. 100 u. ff. abgebrudt find, aufmerkſam ge- 
macht und angewieien, die Auslegung, welche dafelbft dem citirten $14 gegeben 
wird, überall, wo etwa eine weitergehende Belaftung des fisfaliichen Grundbe- 


figes mit Kreisabgaben verjucht werben follte, durch rechtzeitige Beſchwerde, 


eventuell Berufung zur Geltung zu bringen. 


Der Finanz⸗Miniſter. 
Camphauſen. 


19* 
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1i. 
Brennholz der Forfibeamten. 


Eiraulars®erfügung des Finanz Miniſteriums an eine Königlihe Regierung und zur 
Nachachtung an jümmtlihe übrige Königl. Regierungen (excl. Sigmaringen) und an bie 
Königl. FinanzDirection zu Hannover, 

Berlin, den 22. Januar 1875. 
Auf den Bericht vom 14. Dezember v. 3. wird der von der Königlichen 
Regierung in der Verfügung vom 19. November 1867 niedergelegten Anſicht zu- 
gefimmt, daß bei den ausreichend bemefienen Marimalfägen an Derbbrennholz 
für die Forſtbeamten das gut zu verwertbende Knüppelreifig (Meifig I. Klaſſe) 
zur Erfüllung eines etwaigen Mebrbedarfs an Brennholz nicht zu verwenden, 
folder vielmehr aus geringen Reifigjortimenten und Stodholz zu beden if. 
Bon der bezüglich des Oberförfters N. für die Vergangenheit angeorbneten 
Einiparung kann indeffen abgejehen werben. 
Finanz⸗Miniſterium. 
Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strantz. v. Hagen. 


12. 


Brennholz der Forſtbeamten. 

Verfügung des Finanz-Minifteriums an die Kgl. Regierung zu P. und zur Nachachtung 
an fämmtliche übrige Königlihe Regierungen (mit Ausihluß derjenigen zu Königsberg, 
Sumbinnen, Danzig, Marienwerber, Cöslin und Sigmaringen) und an bie Königliche 
Finanz⸗Direction zu Hannover. 


. Berlin, den 23. April 1875. 
Auf den Beriht vom 17 v, DM. wird mit Bezug auf die Eircular-Ber- 
fügung vom 22. Januar cr. (j. den vorigen Artikel) genehmigt, daß den Yorft- 
beamten innerhalb des firirten Marimalſatzes an Brennholz an Stelle von je 
ein Raummeter Knüppelholz je zwei Raummeter Reiſer I. Klaffe ohne Aen- 
derung des Verhältniſſes zwiſchen Hart- beziehungsmweife Weichholz verabfolgt 


werden können. 
Finanz⸗Miniſterium. 
Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strantz. v. Hagen. 


13. 

Geldvergütungen für freies Brennholz und Miethsentſchädigungen 
an Forſtbeamte find monatlich prännmerando zu zahlen. 
Eirenlar-Berfügung bes Yinanz-Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen (erd. 

Sigmaringen) und an bie Königliche Yinanz-Direction zu Hannover. 
Berlin, den 30. April 1875. 
Zur Befeitigung entfandener Zweifel wird hierdurch beitimmt, daß bie 
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en, welche einzelnen Forſibeamten ſtatt des freien Brennholzes 
der Circular-Berfügung vom 30. April 1869*) gewährt werben, 
vor in der, durch den Paffus 5 der ebengedachten Berfügung 
n Weiſe mit 2,9 für jeden der Wintermonate Oftober bis ind. 
t Yıy für jeden der Sommermonate Mai bis incl September, 
tonatlich pränumerando zu zahlen find. 

nd die Miethsentſchädigungen, welche Oberförftern und Förften 
freien Dienftwohnung gewährt werben, in analoger Anwendung 
igen wegen der Wohnungsgeldzufchliffe, ſoweit es micht ſchon ge- 
fort monatlich praenumerando zu zahlen. 


Der Jinanz-Minifter. 
Ju Auftrage: v. Hagen: 


14. 
I- und Perfonal-Befoldungsplan der Förfter und 
Waldwärter. 
ügung bes dinanz Miniſters an fümmtlihe Königliche Regierungen ertl. 
noringen und an die König. Binanz-Direction zu Pannover. 

Berlin, den 16. Juni 1875. 
inſchenswerth, den Normalplan für die Förfer- und Waldwärter- 
evifion zu unterwerfen. 
jliche Regierung veranlaffe ich daher, nach dem anliegenden Schema 
‘ormalplan aufguftelen und 5is zum 1. Auguſt d. I. einzureichen. 
Folgendes zu beachten: 

Plane ift die gegenwärtig vorhandene Stellenzahf zu Grunde zu 
Bermehrung der Stellen ift aljo durch biefen Plan nicht vor ⸗ 
agen. Wäre Veranlaffung, eine Förſterſtelle in eine Walbmwärter- 
oder eine Walbiwärter- in eine Förfterftelle umzuwandeln, fo fiub 
fige Vorſchläge in einem befonderen Promemoria vorzutragen. 
befonderer Wichtigkeit und Hauptzwed ber neuen Normalplan-Auf- 
ig ift es, die Stellenzulagen bei den Förſterſtellen dem Bebürfniffe 
echend fo zunormiren, daß fie den Zwed thunlichſter Ansgleichung 
Stellennerichiebenheiten erfüllen. Es if bafer motfiwendig, alle 
halb in Betracht zu ziehenden Momente forgfältig zu ermitteln und 
wägen, und für ſäͤmmtliche Förfterftelen eine Rlaffififationstabelle 
ben in der Anlage X enthaltenen Andeutungen aufzuftellen, welche 
Rormalpfane beizufügen ift. 
‚en Rebierförfter-, Hegemeifter-, Schug- und Pferde-Zulagen dürfen 
jungen gegen den derzeitigen Normalzuftand im Normalplane ſelbſt 
in Anfag kommen. Sind Aenderungen rathſam, fo find diefe in 
befonberen Beilage vorzuſchlagen. 
Baldwärtergefälter find in den neuen Plan fo aufzunehmen, wie 
at normalmäßig find. Wilnſchenswerthe Aenderungen können in einer 
deren Beilage vorgefchlagen werden. 


Band II Geite 15 art. 9. 
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5) Wo eine Stelle mit einer Kommunal⸗ oder Privatforſtſtelle verbunden 
ift, muß folches in der Rubrik „Bemerkungen“, unter Angabe des Ein- 
fommens von diefer Stelle, vermerkt werden. 


6) In der legten Rubrik ift für jede der Dienftwohnung entbefrende 36 en 
ftelle derjenige Betrag zu verzeichnen, welcher zur Erlangung einer 


Bedürfniſſe eines Förfters entſprechenden Mietbswohnung aufgeiwenbet 
werden muß. 

Behufs Aufftellung der Klaffififationstabelle wird der Herr Ober-Forftmeifter 
mit den Herren Forſtmeiſtern zufammenzutreten haben. Sollten dabei über den 
Betrag der vorzufchlagenden Stellenzulagen Meinungsverfchiebenheiten fich erge- 
ben und nicht zur Erledigung gelangen, fo find die verbliebenen Differenzen in 
einer beizufligenden Verhandlung zur notiren und die abweichenden Anflchten dar- 
zulegen. Es ift aber in den Normalplan der Betrag vorläufig aufzunehmen, 
für welchen der Oberforftmeifter ſich entfcheidet. 

Die erforderliden Formulare zum Normalplane erfolgen hierbei. 

Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage: v. Hagen. 
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Zur Beachtung: 
1. Die Stellen find ın der richtigen Reihenfolge, nach Maßgabe der Circular⸗ 
Berfügung vom 7. Dezember 1865*) zu verzeichnen, dergeftalt, daß bie 
Forftmeifterbezirke, innerhalb derjelben die Oberförftereien und innerhalb 
diefer die Schutzbezirke nach der geographiſchen Lage, in der Richtung 
von Oflen nah Weiten und auffteigend von Süden nad Norden auf 
einander folgen. 
- 2. Jede Oberförfteret ift für fich abzujchließen, am Schluſſe find die Ober- 
förftereifummen zu refapituliren. 
3. Die Zahlen find von einem Nechnungsbeamten zu prüfen und als 
richtig zu bejcheinigen. 


°) ©. Forſt⸗ u. Sagblalender XVII. Jahrg. ©. 72. Art. 37. 
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‚ 8o eine Dienftwohnung gegenwärtig noch nicht vorhanden, aber beren 
Beſchaffung bereits jo weit gediehen if, daß ber Beamte unzweifelhaft 
mod) vor Ablauf des Jahres 1875 eine Dienftwohnung erhalten wird, 
iſt in der Rubrit „Dienftiwohnung“ mit roth eine 1 zu verzeichnen und 
in der Rubrik Miethsentſchädigung der zur Zeit zahlbare Betrag roth 
einzutragen, in der Rubrik „Bemerkungen“ über die Beſchaffungsart, 
Neubau, Ankauf, Ueberweifung von der 2c. Verwaltung anzugeben. 


x. 
Beachtung für Auffellung der Klaſſiftationstabelle und Normirung 
der Stellenzulagen. 
x die Gewährung von Stellenzulagen ift die Erwägung maßgebend, daß 
: nur billig, fondern aud im nterefe des Dienftes, zur Vermeidung der 
ie häufigen Perſonalwechſels nothwendig ift, für ſolche Förfterfellen, 
ungüinfigere Berhältniffe haben, als die Mehrzahl der anderen Stellen 
? Regierungsbezirk, eine Ausgleichung eintreten zu laffen. 
tommen hierbei befonders in Betracht: 
die Belhaffenheit und Lage der Wohnung namentlich in Beziehung auf 
den Schulunterricht der Kinder, Beſchaffung der gewöhnlichen Lebens- 
bebiiefniffe, Entfernung von Arzt und Mpothefe, Ummirthfamfeit und 
Rauheit der Umgegend, beſondere Erſchwerung ber Beichaffung des 
Waſſerbedarfs, 
die veſchaffenheit der Dienftländereinugung, 
außergewöhnliche lofale Höhe der allgemeinen Preisderhältniſſe für 
Brotkorn, Kartoffeln, Tagelohn, Geſindelohn zc., 
‚ die Schwierigkeit der Forſtſchutzverhältniſſe, parzellirte Lage des Schug- 
bezirts 
. Umfang und Schwierigkeit des Betriebes und große Wichtigkeit eines 
Schutzbezirls, wodurd außergewöhnliche Anftrengung, vorzliglihe In- 
telligenz und bewährte Zuverläffigteit des Stelleninhabers geforbertwerben. 
ich dem Inbegriffe aller dieſer Berhäftniffe ift zu ermeffen, ob und zu 
t Betrage zur Ausgleihuug gegen die buchfgnittlichen Berhältniffe der 
anderen Stellen des Bezirts eine Stellenzulage nothwendig if. 
m der Perfon des gegenwärtigen Stelleninhabers ift dabei felbfredend 
haufehen. 
a bie einzelnen ins Gewicht fallenden Momente bei jeder Stelle gehörig 
digen und durch vergleichende Nebeneinanderftellung bie gegenfeitige Ab- 
3 zu erleichtern ift es erforderlich, eine Klaſſifikationsta belle nach dem um- 
n Schema aufzuftellen. 
ı biefer Tabelle ift jede Förſterſtelle nach dem Inbegriff aller zu berüd- 
iden und vergleihungsweife in Zahlen zu fchägenden einzelnen Berhäft- 
eine ber 7 Klaſſen zu ſetzen. 
ie die Wurdigung der Berhältniffe in den einzelnen Rubriken und in der 
ntheit ift der gegenwärtige Zuftand maßgebend, da Aenderungen, fei "3 
Jefferen fei e3 zum Schlechteren, wenn fie demnächſt eintreten, bur > 
ang der Stellenzulage fpäter zu berüdfihtigen find. 
i den Stellen, für welde bis zum Schluffe des laufenden Jahres ea 
it noch fehlendes Dienftetablifjement bezogen werben wird, ift aber de 
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Haffiitation jo zu bewirken, als ob das Dienſtetabliſſement ſchon in Be 
wuhung wäre. 

Behufs Bemeſſung der Gtellenzulagen wird im Allgemeinen anzunehmen 
kin, daß für die Stellen der Klaffen 1 bis 8 feine Stellenzulage erforderlich ift, 
und daß für die Klaffen 4 bis 7 die Stellenzulagen mit 50 Mark beginnend 
und mit je 50 Mark fteigend fo zu normiren find, daß aud) auf den ungünſtigſten 
Etellen das zur Eriftenz des Beamten Notbiwendige gewährt wird. Leber ein 
Karimum von 800 Mark ift aber leinenfalls hinauszugehen, und biejes nur 
ganz ausnahmsweife vorzuſchlagen, mo durch das Zufammentreffen einer be⸗ 
fonderen Ungunft aller Berbältniffe dazu Veranlaflung ift. 

Die Gewährung einer Stellenzulage ift auch für foldde Stellen nicht aus⸗ 
geihloffen, für welche der Normalplan noch eine Hevierfürfler-, Hegemeifter-, 
Herder oder Schußzulage ausſetzt, wenngleich bei Bemeffung der GStellenzulage 
anf diefe jonftigen Zulagen mit Rüdficht genommen werden muß, infofern z. B. 
ne Schußgzulage genügende Ausgleichung fiir befondere Schwierigfeiten des 
Forſtſchutzes, oder eine Hegemeifterzulage 2c. ſchon die Vergütung wegen bejonderer 
Wichtigkeit oder Schwierigkeit der Betriebsverhältniſſe gewährt. 

Die vorzufchlagenden Beträge der Stellenzulagen müflen fi auf das unab- 
wesbare Bebürfniß befchränten, haben dieſes aber vollftändig zur Anſchauung 
zu bringen, ohne daß auf die bisherige Kürzung des Gehalts durch die Stellen- 
zulagen Rückſicht genommen werben darf. 

Unzulänglichleit der gegenwärtig in @rmangelung einer Dienftwohnung 
zahlbaren Miethsentſchädigung ift fein Grund, die Stellenzulage höher zu normiren, 
als die ſonſtigen Verhältniffe e8 irechtfertigen, da es thunlich werben wird, die 
Miethsentſchädigungen dem wirklichen Bedürfniſſe entjprechend zu erhöhen. 


Klaſſifikations-Tabelle 
für die Förſterſtellen im Regierungsbezirke: ee anne 
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Die Klaſſifikation iſt durch Zahlen mit folgender Bedeutung zu bewirken: 
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Die Klaſſifikation im Ganzen iſt, ohne ſich an den Durchſchnitt ber 
Zahlen in den einzelnen Rubriken zu binden, nah dem Inbegriff aller 
Momente zu arbitriren und danach der Vorſchlag flir den Betrag der Stellen- 
zulage zu bemeffen. 


18. 


Dienfteinkonmen der als Sorfthälfsanffeher befhäftigten 
Refervejäger, während der Einberufung zu kurzen militairiſchen 
Uebungen, 


Eircular: Verfügung des Finanz Minifters an fänmtlihe Königl. Regierungen 
ercl. Sigmaringen und an bie Königl. Finanz-Drection zu Hannover. 


Berlin, den 19. Zunt 1875. 


Aus Anlag der Einberufung?von Reſervejägern, welche als Forſthülfsauf- 
jeher befchäftigt find, zu kurzen militairiſchen Uebungen ift neuerdings von meh⸗ 
reren Königlichen Regierungen die Anfrage hierher gerichtet worden, ob event. 
wie lange dieſen Nefervejägern ihr Dienfteinfommen als Forſthülfsaufſeher bei 
der Abweſenheit zu einer militatrifchen Uebung zu belaffen ſei. 

Zur Herftellung einer übereinftiimmenden Behandlung wird hierdurch be- 
fiimmt, daß die Zeit der Abweſenheit eines Forſthülfsaufſehers zu militairiſchen 
Uebungen riidfihtlih der Gewährung des Eivil-Dienfteintommens ebenjo wie 
die Zeit einer Beurlaubung zu behandeln, daß alfo, analog den Beftinmungen 
der Eircular-Berfügung vom 12. Februar 1867 (IIb 691)*) 

a) den Forſtaufſehern mit firirten Diäten für die erfien 14 Zage, 
und b) den Hülfsjägern mit Tagesdiäten für die erften 4 Tage 
ihrer Abweſenheit zu militairifchen Uebungen das Dienfteinfommen aus Fonds 
der Forfiverwaltung ungekürzt fortzuzahlen, bei längerer Dauer aber flir die noch 
übrige Zeit der Abmeienheit von der Dienfiftelle nicht zu gewähren ift. 

Im Uebrigen wird der Königlichen Regierung überlaffen, den Ausfall, wel- 
hen ein Forſthülfsaufſeher (Forſtaufſeher oder Hülfsjäger) aus Anlaß feiner Ein- 
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berufung zu militairiſchen Uebungen erleidet, im Bebiirftigeitsfalle ſoweit 
nötßig durch Gewährung von Unterftügungen aus bem ihr zur Dispofl 
Rehenden Unterfiiigungsfonds fir Forfibeamte auszugleichen. 

Der Finanz-Minifter. 


Camphauſen. 


16. 

Beſchränkung nener Notirungen forſtverſorgungsberechtigter 
Jäger bei mehreren Königl. Regiernngen. 
| Circular⸗ Verfügung bes Finanz-Winifters an ſämmtl. Rönigl. Regierungen 
} (rel. Sigmaringen) und an die Königl. Finangbirection zu Hannover, 

Berlin, den 13. September 1871 

| Auf Grund des $ 28 des Regulativs über Ausbildung, Prüfung und 
| Aellung für die unteren Steffen des Forfibienfes in Verbindung mit dem v 
| tairdienfte im Jäger-Eorps vom 8. Januar 1873*) werben wegen Ueberfüll 
| der Anmwärterliften bei ben Königlichen Regierungen zu Danzig, Potsdam, Frı 
fit, Stettin, Eöslin, Stralfund, Liegnig, Schleswig, Cöln und Trier bis 
| Weiteres nene Rotirungen forfiverjorgungsberehtigter Jäger der Maffe u 
| inſoweit ausgeichloffen, daß bei den genannten Regierungen nur die Meldun 
| folder im laufenden Kalenderjahre den Forftverjorgungsigein erhaltenben FE 
| angenommen werben ditrfen, weiche in bem Bezirke derjenigen der vorgenam 
| Behörben, bei welden fie fih melden, zur Beit des Empfangs des Forftt 
"  forgungsfcheins im Königlichen Forfidienfte bereits beſchäftigt find. 

Gegenwärtig iſt dagegen die Zahl der Anwärter ſehr gering in der Brot 
Ganmover und in den Regierungsbezirten Minden, Arnsberg, Caſſel, Wiesbal 

Coblenz, Düffeldorf und Aachen 
| Borftehendes hat die Königliche Regierung ſchlennigſt durch Ihr Amtsb 
uur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
| Der Finanz-Minifter. 
J. U: v. Hagen. 


Diäten und Neifekoften. 
17. 
Geſetz, betreffend eine Abänderung des Oefehes vom 24. Fi 
1873**) über die Tagegelder und Reifekoften der Staatsbeamt 
Vom 28. Juni 1875. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
de srbnen, mit Zuftimmung des Landtages der Monarchie, was folgt: 
Artikel L 
Die $$ 1, 4 und 10 des Geſetzes vom 24. März 1873 (Gefeg-Sammi. 
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122), betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten, werden wie 
folgt abgeändert; 
8 1. An Stelle der Ar. VII wird beftimmt: 
VOL Andere Beamte, welche nicht zu den Unterbeamten zu zählen find 
4 Markt 50 Pf. (LU; Thlx.) 
VIII. Unterbeamte. . . . 5 : (1 The.) 
84 Un Stelle ber Borichriften unter N. i 2 und 3 und Il 3 wird be 
ſtimmt: 
J. 
2) Die im 8 1 unter VI und VI genannten Beamten für die Meile 75 
Bf. (71/2 Silbergroſchen) und 2 Marl (20 Silbergrojhen) flir jeden 
Zu⸗ und Abgang. 
3) Die im $ 1 unter Nr. VIII genannten Beamten für die Meile 50 Bf. 
(5 Silbergroſchen) und 1 Mark (10 Silbergrofgen) für jeden Zu- und 
Abgang. 





3) Die im 8 1 unter VII und VIII genannten Beamten 2 Mark (20 
Silbergroſchen). 

8 10. Iſt der perſönliche Rang eines Beamten ein höherer, als der mit 
dem Amt verbundene, fo ift der letztere für die Feſtſtellung der Tagegelder- und 
Reiſekoſtenſätze maßgebend. Beamte, melde im Rauge zwifchen zwei Klaſſen 
Reben, erhalten die für die niedrigere Klaffe beftimmten Säge Für Beamte, 
denen ein beftimmter Rang nicht verliehen ift, entjcheibet der Verwaltungschef in 
Gemeinſchaft mit dem Finanzminifter iiber die denfelben nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes zu gewährenden Säte. In gleicher Weife erfolgt die Entſcheidung dar- 
über, weldhe Beamte zu den im $ 1 unter VII und VI genannten zu 345 
len find. 

Artifel IL 

Durch Königliche Berordnung können die in dem Geſetze vom 24. März 
1873 beftiimmten Säge an XTagegeldern und Reifeloften und, die jenem Geſetze 
zu Grunde liegenden Entfernungsmaße in die Reichsmarkrechnung, beziehentlich 
in da8 Metermaß Übertragen und angemeffen abgerundet werden. In gleichem 
Wege können die durch das gedachte Geſetz und durch den Artikel I des gegen⸗ 
Ä wärtigen Geſetzes für die verjhiedenen Beamtenklaſſen beftimmten Säge 
Be bi8 zur Höhe derjenigen Sätze umgeändert werden, welche für die entiprechenden 
5— Beamtenklaſſen in der auf Grund des 8 18 des Reichsgeſetzes vom 31. März 
J 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 61) zu erlaſſenden Kaiſerlichen Verordnung feſtgeſetzt 
*87 werden. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
>» Königlichen Infiegel. 

F Gegeben Bad Ems, den 28. Juni 1375. 

£ Fürſt v. Bismard, Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt 
v. Kameke. Achenbach. 


= 
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18. 
Denfelben Gegenſtand betreffend. 


Circular⸗Verfũgung des Finanz⸗ Miniſters an fümmtlihe Königliche Regierungen 
(excl. Sigmaringen) unb an bie Herren Directoren ber Königlihen Forft-Akabemien. 
Berlin, den 4. Auguft 1875. 
Auf Grund des Gefeyes vom 28. Juni ds. J., betreffend die Abänderung 
des Geſetzes vom 24. März 1873 (f. den vorigen Art.) über die Tagegelder und 
Neiieloften der Staatsbeamten, beftimme ih, in Abänderung der Circular- 
Berfügung vom 6. Juni 1873*), daß bei Dienftreifen: 
ad 6 den Jorfilandidaten 
amd ad 7 den Hegemeiftern und Föerſtern, fowie den Meifteru bei 
fämmtlihen Forft- Nebenbetriebsanftalten: 
die Süße der neugebildeten Klaffe VII mit: 
4 Mark 50 Pfennigen Tagegeldern, 75 Pfennigen pro Meile Eifenbahn, 
2 Darf für jeden Eifenbahn-Zu- und Abgang (zufammen) 
und 2 Mark pro Meile Landmeg, 
dagegen ad 8 den Forftaufjehbern, Hülfsiägern und Waldwärtern, 
den Wärtern der Nebenbetriebsanftalten, fowie den Haus. 
meiftern uud PBedellen der Forftalademien. 
die Säte der neugebildeten Klaffe VIII mit: 
3 Marl Tagegeldern, 
50 Bfennigen pro Meile Eifenbahn, 
1 Mark fir jeden Eifenbahn-Zu- und Abgang (zufammen) und 
2 Marl pro Meile Landweg, 
vom 27. v. M. ab gewährt werden. 
Der Yinanz-Minifter. 
J. A.: Meyer. 


Erwerbungen, Veräußerungen und Verpachtungen von 
Domaninen- und Forſtgrundſtücken. 
19. 

Abfchätung des Raufpreifes refp. des Miethszinſes für Grundſtücke 
des Preuß. Staates, melde dem Dentfdyen Reiche überlaffen 
werden follen. 

Erlaß des Finanz: Minifters an ſämmtliche Königl. Regierungen. 

Berlin, den 1. Februar 1875. 
In einzelnen Fällen ift bei der Abſchätzung des Kaufpreifes refp. des Mieths⸗ 
zinfes für Grundftiide des Preußifchen Staats, weldde dem Dentichen Reiche 
übereignet oder zur Benutzung liberlaffen werden follten, nicht richtig verfahren 
wreden. Ich nehme hieraus Beranlaffung, in Berfolg der diesfeitigen Circular⸗ 
8: ‚ligung vom 20. Juli v. %.**) die Königliche Regierung darauf aufmerkſam 
zu nachen, daß bei freihändigen Beräußerungen, Bermiethungen und Berpady- 
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tungen Seitens des Preußiſchen Staats an die Militärverwaltung oder an ein 
anderes Reſſort des Reichs die dem Erfteren zu gewährende Gegenleiftung nicht 
anf eine niedrigere Summe bemeffen werden darf, als diejenige, welche dem ge- 
wöhnlichen, unter Beriidfichtigung der Orts- und Zeitverhältniffe abzuſchätzenden 
Verkehrswerthe der abzutretenden Gegenſtände entipricht, und daß der Umftand, 
daß der Vertrag nicht mit einer Privatperjon, fondern mit dem Reiche abge 
ſchloſſen wird, fiir fih allein nicht geeignet ift, eine Preisermäßigung zu recht⸗ 


fertigen. 
Der Finauz ⸗Miniſter. 


Camphauſen. 
Berechtigungen und Ablöfungen. Gemeinheitstheilung. 
20. 


Befugniſſe der Königlichen Kegierungen zur Beftätigung der Rezeſſe 
in Ablöſungsſachen. 
Circular⸗Verfügung bes Finanz⸗Miniſters an ſämmtliche Königl. Regierungen 
excl. Aachen, Trier, Sigmaringen. 
Berlin, 29. April 1875. 

Bezüglich des Umfanges der den Königlichen Regierungen nach dem Geſetze 
vom 21. April 1852 (Gefeg- Sammlung pro 1852 Seite 258)*) beigelegten Be- 
fugniffe zur Beftätigung der Nezeffe in Ablöfungsfadhen, welche zwar bei den 
ordentlichen Auseinanderfegungsbebörden anhängig geworden, aber ohne Da- 
zwiſchenkunft von Entſcheidungen der letzteren Behörden auf eigene Verhandlun⸗ 
gen der Regierungen lediglih im Wege des Bergleihes zu Stande gebracht 
werden, find Zweifel darliber entftanden, ob die Befugniffe der Regierungen be 
reits in Folge der Regulirung eines Interimiſtici im Sinne des $ 36 ber Ber- 
ordnung vom 80. Juni 1834 durch die orbentlicde Auseinanderfegungsbehörde 
für erlofchen zu erachten jeien. Zur Bejeitigung jedes Bedenkens über die Rechte. 
gältigfeit der von der Königlichen Regierung beftätigten Rezeſſe in Auseinander- 
ſetzungs⸗Sachen, veranlafie ich diefelbe, die Beftätigung der Nezeffe in allen ben 
bei der ordentlichen Auseinanberfegungsbehörde bereit? anhängigen, durch eigene 
Berhandlungen der Regierungen im Wege gütlicher Einigung zu Stande ge- 
brachten Auseinanderjfegungen den ordentlichen Auseinanderfegungsbehörden zu 
überlaflen, in melden Seitens lettterer Behörden bereits eine interimiftifche Ent- 
ſcheidung getroffen worden ift. 

Der Hinanz-Minifter. 
Camphauſen. 


Geſchäfts⸗, ſtaſſen⸗ und Rechnungsweſen. 
21 


Vverrechnung der durch Cänterungshiebe pp. entſtehenden Koſten. 
Circular⸗Verfügung bes Finanz⸗ Miniſters an die Königl. Regierungen (excl. Sigmaringen) 
und bie Königliche Finanz-Direction zu Hannover. 
Berlin, den 9. Januar 1875. 
Unter Aufhebung der bisherigen Borfchriften fiber die Verrechnung ber durch 
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»p. entſtehenden Koſten wird im Einverftändniffe mit der Rö- 
echnungs · ammer zur Bereinfachung des Redhnungslegungs- 
ſchaftes beſtimmt, daß fämmtliche Koſten, welche durch behufs 
je auszuführende Läuterungs- und Durdforftungshiebe und 
en älterer Stämme entftehen, auch wenn der Erlös für das ge- 
I die aufgewendeten Koflen nicht dedt, mit ihrem ganzen Be- 
r Holzwerbungstoften-Rechnung zu verrechnen find. 
Der Finanz-Minifter. 
J. 


22. 
er Roften, welche die Vermeffung der Forfigeengen, 
hen, Pacht- und Dienftländereien verurfadht. 
Bafügung bes Finanz-Winifteriums an die Rönigl. Regierung zu A. und zur gleichmäßigen 


achachtung am bie Übrigen König. Regierungen (erel. Gigmaringen) und an bie Känigl. 
Finang-Direction zu Hannover. 


| 

| 

! Berlin, den 26. Januar 1875. 

} Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom 15. v. M. ermibert, 
dab die aus Anlaß eines Rehnungs-Monitums zur prinzipiellen Entſcheidung 
gefellte F rage: 

} ob die Koften der Vermeſſung der Forſtgrenzen und Flächen, inbefondere 

der Pacht· und Dienftländereien, zu verrechnen find, 

! in dem nachflehend zuſammengeſiellten Borfcpriften ihre Beantwortung finbet. 

1. Aus dem Fonds „zur Bezeihnung und Berichtigung der Gren- 
zen, zu Separationen, Regulirungen und Prozeßkoſten“ 

(Rap. 2 Tit. 27) find zu beftreiten: 

a) die Xoflen bee Bezeichnung der Eigenthumsgrenzen gegen fremdes 
Eigentum, alfo die Koften der Beſchaffung und des Einſetzens ber 
Grenzfteine, bes Aufwerfens der Grenzhlgel, der Anlage von Gräben 
aur Sicherung der Grenze, nicht minder die Koſten der fur gewöhn- 
li) den Schutzbeamten obliegenben Numerirung der Grenzzeichen, fofern 
diefe Numerirung aus Staatsfonds von hier aus angeordnet wird; 
die Koften der im gewöhnlichen Laufe der Verwaltung jährlich vor- 
tommenden Ausführungen zur Erneuerung und Berichtigung der Eigen- 
thumßgrenzen, wozu, neben der ſchon vorhin unter a erwähnten Er- 
feßung und Erneuerung einzelner verloren gegangener oder ſchadhaft 
gewordener Grenzzeichen, auch die Koften der zur neuen Feftlegung 
etwa verbunfelter Grenzen ausgeführten geometriſchen Arbeiten ge 
hören, 
die Koften, welche die Aufnahme gerichtlicher oder außergerichtlicher 
Grenzprotokolle mit den Grenznachbarn, zum Zwed der Regelung und 
Anerlennung der Eigenthumsgrenzen Seitens dieſer letzteren verurfachen, 
einerlei ob diefe Aufnahme aus Anlaß und zum Bwede einer fpeciellen 
Bermeffung und Vetriebsregelung, ober im gewöhnlichen Laufe der 
Verwaltung flattfinbet. 

Ale diefe Beflimmungen (a, b, c) betreffen die Eigenthums- 


b 
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‚grenzen ohne Unterfchied, demnach ſowohl an dem zur Holzzucht be- 

nugten, al8 an dem zur Holzzucht nicht benutzten Boden. 

2. Aus dem Fonds „zu Yorfivermeffungen und Betriebsregn- 
lirungen (Kap. 2, Zit. 18b) find zu beftreiten: 

Die Koften fir ſolche Bermeffungen und Abſchätzungen, welche Behufs 
der Bewirthſchaftung der beizubehaltenden Forſten, beziehungsweife zur 
Feſtſetzung des Abnugungsfages fiir diefelben, auf Grund der Anweiſung 
zur Erhaltung, Berichtigung und Ergänzung der Forſtabſchätzungs⸗ und 
Einrichtungsarbeiten vom 24. April 1836 oder der Anleitung zur Aus 
führung der Tarations-Revifionen vom 20. November 1852*) auszuflihren 
find, demnach die Koften aller der Arbeiten, welche die Königliche Re 
gterung jährlich in der Nachweifung der auszufiihrenden Forſtvermeſſungs⸗ 
und Einrichtungsarbeiten zu veranjdhlagen und bis zum 15. Februar zur 
dieffeitigen Prüfung und Feſtſetzung einzureichen hat, Wenn aus Anlaß 
und zum Awede einer neuen Abſchätzung oder einer Tarationg-Re- 
vifion die Eigenthumsgrenzen ganz oder theilweife neu zu vequliren 
und zu vermeffen find, fo find die Koften der bierzu erforderlichen rein 
geometrifchen Arbeiten (Aufmeflen und Kartiren der Grenzziige, Auf 

u ſtellung oder Berichtigung des Grenzvermeffungsregifters) ebenfalls ans 

— dieſem Fonds zu beſtreiten, weil in dieſem Falle dergleichen Arbeiten als 
ein integrirender Theil des geſammten Betriebsregulirnngégeſchäfts anf⸗ 
treten und nicht füglich von den fibrigen Forſwermeſſungs⸗ und Betriebs⸗ 
regufirungsarbeiten gefondert werden können. Es wird alfo in folden 
Fällen mit jenen Koften ebenfo gehalten, wie mit den Koften ber aus 
jenem Anlaß vorzunehmenden Bermeffungen zur Ermittelung und Feſt⸗ 
ftellung der Flächen. 

3. Die Grenzen der Dienftländereien, mit Ausfchluß der EigentHumsgrenzen 
(cfr. Poſ. 1), ebenfo die Flächen der Dienflländereien, bat der Oberförſter, 
fomweit die Dienftländereien nicht ſchon vermeffen und kartirt find, zu ver 
meſſen und zu kartiren, nicht minder die in diefer Beziehung vorlommen- 
den Ergänzungs- und Erneuerungsarbeiten vorzunehmen. Etwa bierans 
erwachlende Koften hat der Oberförfter zu tragen, mit Ausnahme der 
baaren Auslagen, welche durch die Löhnung für Kettenzieher entftehen. 
Wo ſolche baare Auslagen der Königlichen Regierung gehörig juftificirt 
nachgewieſen werden, find diefelben aus dem Fonds Kap. 2 Tit. 28 „zu 
den Fleinen Ausgaben der Lokalverwaltung“ zu erftatten. Die 
Koften der Bezeichnung der Grenzpuntte an den Dienftländereien, mit 
Ausihluß der Eigenthumsgrenzpunfte liegen dem Inhaber bes :Dienfl- 
landes ob. 

4. Aus dem Fonds „Holzverkaufs- und Verpachtungskoſten, Bo 
tenlöhne und fonftige feine Ausgaben derfofalverwaltung“ 
(Kap. 2 Tit. 28) find auch die baaren Auslagen zu beftreiten, welche eine 
aus Anlaß oder zum Zwecke der Verpachtung eines Forftgrundftiidis aus- 

B’ geführte Bermeflung oder eine im Laufe der Verwaltung vorgenomm ıe 

Er. berartige Sla chenberichtigung verurjacht nn ame nn en 
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5. Wenn aus Anlaß und zum Zwecke der Entänferung von Forfigrund- 
ftüden deren Bermeffung und Kartirung ansgeführt wird, fo find die 
Koften Hierfür, wenn 
a) die Entäußerung durch Verkauf ftattfindet ebenfo, wie die fonft etwa 
aufgewendeten Berlaufsloften, aus dem Beränßerungstoftenfonds 
au beftreiten und in ber Ertraorbinarien-Necdhnutig der Domainenver- 
waltung zu verrechnen, dagegen wenn 

b) die Entänßerung im Wege des Tauſches vor ſich geht, ebenfo wie 
die fonft entfiandenen Zaufchverhanblungstoften aus dem Yonds 
unter Rap. 2 Fit. 31 „andere vermifchte Ausgaben“ zu be- 
zablen. 

6. Wenn aus Anlaß und zum Zwede des Anlanfs von Grundfiliden zu 
den Forften deren Bermeffung und Kartirung ausgeführt wird, fo find 
die Koften diefer Bermefiung x. glei den übrigen fonft etwa aufge- 
wendeten Kaufverbandlungsfoften aus dem Fonds unter Kap. 2. 
Tit. 31 „andere vermiſchte Ausgaben“ zu " Degahten. 


Binanz-Minifterium. Abtheilung für Domainen und Forſten. 
vb. Strang. v. Hagen. 


28. 
Roften derjenigen Länterungs- etc. Hiebe, welche nnmerwerthbares 
und nicht anfzuarbeitendes Material ergeben, ſind ans Kultur- 
fonds zu beftreiten. 


Circular⸗Verfũgung bes Finanz Minifters an bie Konigl. Regierung zu M. umb zur 
gleichmäßigen Beachtung an fämmtl. übrige Kgl. Regierungen (ercl. Sigmaringen) und bie 
Kol. Finanz⸗ Direction zu Hannover. 


Berlin, den 23. März 1875. 
Der Königlihen Regierung wird auf die Anfrage vom 1. ds. Mts. erivie- 
dert, daß die Vorſchriften der Kircular-Berfügung vom 9. Januar d. %. (fiehe 
Art. 21) fih nur auf diejenigen Läuterungs-, Durdforftungs- und Aeftungshiebe be- 
ziehen, welche ein Überhaupt verwerthbares und demnad im Holzwerbungs-Ma- 
mal in Einnahme nachzuweiſendes Material liefern. Demgemäß find die Koften 
folcher Läuterungen zc., welche wie die von der Königlichen Regierung bezeich- 
neten Arbeiten nur unverwerthbares und daher nicht aufzuarbeitendes Material 
ergeben, (wie das Ausbufchen werthlojer Stodausfhläge aus jungem Eichen⸗ 
Kernwuchs, Einftugen von Buſchholz neben Eichen-Heiftern und dergl.). Arbeiten, 
welche auch in der Regel im Tagelohn unter Auffiht ausgeführt zu werben 
pflegen und welche bezüglich) des ausgefallenen werthlojen Material im Holz- 
rbungstoften-Dianuale nicht erfcheinen, nach wie vor aus dem Kulturfonds zu 
freiten. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: v. Hagen. 


Jahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſezg. VII. 20 
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in angemefferer Weiſe und die Einziehumg der Gelbbeträge zur Affervation über- 
laffen. 

Die Königliche Regierung hat eine genaue Nachweiſung ber einzelnen Em- 
pfangsberechtigten mit Angabe der eingeftellten Gelb- und Natural-Abgaben, der 
für letstere aufgefommenen Geldbeträge und der,Zeit der Einftellung anzufertigen, 
und zum Schluffe des Jahres einzureichen. 


Der Yinanz-Minifter. 


Campbaufen. 


27. 
Berechnung der Diäten für Forfihälfsanffeher nad; Monats- 
reſp. Tagesfüken. 


Berfügung des Finanz⸗ Miniſters an bie Königliche Regierung zu U. und zur Nachachtung 
an fämmtliche übrige Königliche Regierungen (ercl. Sigmaringen) unb an bie Königliche 
Finanz⸗ Oirection zu Hannover. 

Berlin, den 7. Mat 1875. 

Bei Ritdgabe der Anlagen des Berichts vom 16. d. M. mit Ausnahme ber 
eingereichten Abfchrift des Monitums B 3 der Königlichen Ober-⸗Rechnungs⸗Kammer 
über die Forſtverwaltungs⸗Rechnung ihrer Hanptlaffe pro 1873 wird der Kö⸗ 
niglichen Regierung erwibert, daß die Beſtimmung in der Eirkular-Berfiigung 
vom 12. Februar 1867*) ad 2, nach welcher die Hülfsjäger unter Bewilligung 
von Tages-Diäten lommiffarifh anzunehnen find, durch den Schlußjag der Cir⸗ 
fular-Berfligung vom 12. April 1872**) nicht bat aufgehoben werben follen. Der 
fragliche Paſſus wegen Bertheilnng der Monatsraten auf einzelne Tage nad 
Maßgabe der Eirkular-Berfiigung vom 29. Oktober 1871***) ift vielmehr wur 
auf diejenigen Forſthülfsaufſeher zu beziehen, welde als Forftauffeher 
dauernd fungiren und monatliche firirte Diäten erhalten follen. 

Die Königliche Regierung hat daher in allen Verfügungen wegen Annahme 
von Forfihülfsauffehern oder wegen Erhöhung des Dienfteinlommens bereits be» 
Thäftigter Forſthülfsaufſeher die Diäten 

fomweit es ih um Forftauffeher handelt nad) Monatsfägen, 
bei Hülfsjägern dagegen immer nur nah Tagesfägen zu beſtimmen, und 
die Beträge, wie fie fich hiernach berechnen, zahlen zu laſſen. 

Die Zagesfäge für Hilfsjäger find nach 1/, der Monatsiäge der Cirkular⸗ 
Verfügung vom 17. Februar 1874****) zu beflimmen. Hierdurch wird zwar ben 
Hilfsfägern für diejenigen Monate, welche 31 Tage haben, etwas mehr gewährt, 
als Forftauffehern von gleichem Dienftalter. Letztere find jedoch durch ihre 
dauernde flationaire Beſchäftigung anderweit bevorzugt, und die Sache erſcheint 
nicht dazu angethan, um duch Bildung neuer ausgleichender Tagesfäge mit un- 
bequemen Pfennigtheilen das Rechnungsweien zu verweitläufigen. 


*) ©. Jahrbuch Band I. ©. 7 Art. 6. 

*) ©. Jahrbuch Band V ©. 3 Art. 4 

» ) ©. Jahrbuch Band IV Geite 102 Art. 42. 
+), 5, Zahrbuch Band VII Seite 4 Art. 5. 
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Dagegen, daß e8 für bie Vergangenheit bei dem Geſchehenen bewendet, ift 
bieffeits nichts zu erinnern. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: v. Hagen. 


— —— — ——— — — — —— 


28. 


Die von der Domainen- und Forſtverwaltung zu zahlenden 
Sprocentigen Paflivrenten für abgelöfle Forſt-Servitute ſind 
elljährlich m dem Abſchluſſe für das DO, Muartal erſichtlich zu 

machen. 


Gireular-Berfügung bes Finanz Minifteriums an fämmtlihe Königliche Regierumgen (excl. 
Sigmaringen) und an bie Königl. Finanzdirection zu Hannover. 


Berlin, ben 11. Mat 1875. 

Es ift wünjdhenswerth zu willen, auf wie hoch fi} die von der Domainen- 
und Forfiverwaltung zu zahlenden Öprocentigen Paffivrenten fiir abgelöfte Forft- 
Servitnte und fonftige Reallaften alljährlich belaufen. 

Die Königliche Regierung (Finanzdirection) wird daher veranlaft, dieſe 
Renten von jet ab bis auf Weiteres alljährlich in dem Abſchluſſe von der Do- 
mainen- reſp. Yorfiverwaltung für das I. Quartal und zwar am Schluffe des⸗ 
jelben, ſummariſch anzugeben oder erfichtlich zu machen, daß ſolche Renten über⸗ 
haupt nicht vorhanden find. 

Erläuternd wird bemerkt, daß diefe Angabe nicht nur die bereits zahlbaren 
dergleichen Renten, fordern auch diejenigen Renten mit ihrem vollen (ganzjähri- 
gen) Betrage umfaffen muß, welche abfehbar im Laufe des Jahres noch zutreten, 
wohingegen diejenigen Renten fortzulafien find, welche zur Ablöfung bereits ge- 
Hinbigt, und fiir welche die Ablöfungs-Rapitalien vor dem Jahresſchluſſe noch 
zur vollen Zahlung gelangen werben. ft die Kapitalzahlung aber auf mehrere 
Jahre vertheilt, fo ſind diejenigen Rentenbeträge hinzuzurechnen, welche den in 
den nädften Jahren noch zu zahlenden Kapital⸗Raten entiprechen. 

Renten, welche nur mit einem höheren als dem zwanzigfacdhen Betrage oder 
vertragsmäßig erft in einer fpäteren Zeit zu kündigen und zur Ablöfung zu 
bringen find, bleiben zunächſt außer Betracht. 

Finanz⸗Miniſterium, Abtheilung fr Domainen und Sorflen. 
v. Strantzz. dv. Hagen. 


29. 
Verrechnung der Einnahmen aus dem Verkaufe von 
Forftprodukten. 
EircularsVerfügung des Finanz Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen 
nit Ausſchluß ber zu Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz⸗Direktion zu Hannover. 
Berlin, den 10. Juni 1875. 


Die Einnahme aus dem Verlaufe von Pflänzlingen bildet gegenwärtig, 
enn auch nit in allen Oberförftereien, fo doch im Ganzen eine alljährlich 
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wieberlehrende und in einzelnen Regierungs-Bezirken fo erhebliche Einnahme für 
die Forſtverwaltung, daß es ſich empfteblt, dieſelbe nicht mehr, wie dies in ber 
Sircular-Berfligung vom 23. Mai 1843 angeordnet ift, bei dem Titel Insgemein 
— gegenwärtig Kap. 2. Tit. 11. des Etats, verfchiedene andere Einnahmen — 
jondern in einer befonderen Abtheilung Tit. 2. für Neben-Nutungen, verrechnen 
zu laffen. Es entipridht dies auch der gegenwärtigen Verrechnung der Koflen 
für die Werbung von Holzpflänzlingen (Wusheberlöhne) unter Tit. 14. Kap. 2. 
des Etats, fiir Werbung und Transport von Forfiproduften, an Stelle deren 
friiheren Verrechnung unter den vermifchten Ausgaben. 

In Verbindung hiermit wird bie Neihefolge der Abtheilungen des Zitel 2. 
anderweit wie folgt feftgefest: 

Abtbeilung 1. Für Forfigrundftüde, 

2. Für Holzpflänzlinge, 
3. Für Waldfrüchte und Obfinugungen, 
4. Für Haidemieihe, 
" 5. Für Grasnukung, 
6. Tür Waldweide, 
7. Für Heine Torfftihe und Brauukohlen⸗Nutzung, 
8. Für Steine, Thon, Lehm und Sand, 
" 9. Für Harz- und Holzlohlen-Nutung, 
„ 10. Bon gewerblidden Anlagen, 
„ 11. gie Fifchereien und jonftige Benugung der Gemäfler. 

Bom Wirthſchafts-Jahre 1876 ab ift diefe Reihefolge in den Kaffenblichern 
und Rechnungen in Anwendung zu bringen, und alſo auch von bemfelben Zeit 
punfte ab der Erlös flir verkaufte Pflänzlinge bei der gedachten Abtheilung 2 
zu bereinnahmen. 

Die Königliche Regierung bat dieferhalb das Weitere zu veranlaffen. 

Hinfihtlih der aus größeren Baumſchulen verlauften Pflanzen, für welche 
befondere Etat3 — Deconomte- Pläne — beftehen, erfolgt di die Bereitmahmung des 
Erlöfes nach wie vor bei Tit. 9 bes Kap. 2. 

Der Kinanz-Minifter. 


Samphanfen. 


Etaisweien und Etatiftif. 


30. 
tat der Forfl-Derwaltung für dag Jahr 1875. 
Einnahme. 

Tit. Mark 
1. Für Hozzz..4465 750,000 
2. Für Nebennutzungen. ..  8,405,000 
3. Aus dr Jaddgg.31l3 
4. Bon Torfgräbereienn. 25,8 
5. Bon Flößereien. 36,£ 
6. Bon Wieſen⸗Anlaggen. 68,6 


7. Bon Brennholz Niederlagen . - 2 2 2 nennen ern 18239 





Lie ! 
8. Bom Sägemühlen-Betriebe . . . . 

9. Bon größeren Baumſchulen 
10. Bom Thiergarten bei Eleve. . - 





11, Berfcjiedene andere Eimahmen®) . 2 220 enee 
12. Bon der Forſtakademie zu Neuftabt-Eberswalte . . . . . 

18. Bon ber Forfafademie zu Minden . 2 2 = = = 2: 
Summa Zit. 12. und. 13 

Summa der Einnaßme DIL 
Ausgabe. 
A. Dauernde Ausgaben. 
Koften der Verwaltung und des Betriebes. 
Befoldungen. 

1. 30 Oberforftimeifter mit 4,200 Mark bis 6,000 Mark, im Durch- 
ſchniti 5,100 Mark; zu Dirigenten-Bufagen fir diefelben 20,700 
Marf (höchſtens 0 Mark fiir jeden) ; 96 Forſtmeiſter, darunter 
4 künftig wegfallend, mit 8,600 Mark bis 6,000 Marl, tm 


Durchſchnitt 4800 Malt. . 2 2 nen 6 
8. 678 Oberförfter, barunter 4 Hinftig wegfallenb, mit 1,800 Mark 
bis 3,300 Matt, im Durchſchnitt 3,550 Marl... .. - 1 


Außerdem freie Dienftmohnung und Zeuerungsmaterial, 
ober Gelbvergütung dafür. Der Werth des freien Feuerungs · 
materials wird zu 150 Marf als penfionsfähiges Dienftein- 
lommen berechnet. 


+3. 3,809 Förſter, davon 3,808, incl, 1 Hinftig wegfallend, mit 840 


Mar bis 1,080 Mark, im Durchſchnitt 960 Mark, und 1 
tünftig wegfallend mit 840 Mark; 11,444 Mark perfönliche 
Zulagen als Erjag für frühere Dienftbeziige, Hinftig wegfallend; 
64,470 Mark incl. 150 Mark künftig wegfallend, zu Revier« 
förfter- und Hegemeifter-Bulagen in Höhe von 60 Mark bis 
450 Mart; 142,892 Mart für 359 Waldwärter, davon 238 
voll befolbet mit 360 Mark bis 660 Mark, und 121 neben- 
amtlich beichäftigt gegen 36 Mark bis 824 Marl . . . . 8 

Die Förſter erhalten außerdem freie Dienftwohnung und 
Feuerungsmaterial, oder Gelbvergiitung dafür. Der Werth 
des freien Feuerungsmaterials wird zu 75 Mark als penfions- 
fäbiges Dienfteintommen berechnet. 

Die Waldwärter erhalten freies Feuerungsmaterial oder 
Gelbvergütung dafür, und frei Dienſtwohnung, wo ſolche vor- 
Banden if. Von dem Emolumente des freien Feuerungs- 
materials fteht denfelben eine Penfionsberehtigung nicht zu. 

Tee B: 


dieruntet find enfdalten 160,298 ART. 89 Bf. an Befoldungtbeiträgen für ca- 809, 
Gtantsforfbeamten vermaltetete Kommunal» und Gtiftungsforften in ben neu 
sem. Der Unfap gründet fich auf dab @rgebnik der Iepten Jahre nach Mbredinung 
9 übertragenen 6,854 Matt. 
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Bart, 
zit. Transport 5,758,2% 


4 2 forftehniihe Beamte bei bem Sorfeinvichtungsbiirean zu 
Hannover mit 1,800 Mark bis 3,000 Mark, im Dircchichnitt 
2,400 Dart; 3 verwaltende Beamten bei den Nebenbetriebs- 
Anſtalten mit 1,500 Mart bis 8,000 Mark, im Durchſchnitt 
2,50 Mark; 83 Torfe, Wiefen-, Flöß- ꝛc. Meifter mit 780 
Mark bis 1,080 Mark, im Durchſchnitt 930 Mark; und 22 
Torf, Wiefen- 2c. Wärter, zufammen mit 9,896 Mark, davon 
16 voll befoldet mit 360 Mark bis 660 Markt und 6 neben- 
amtlich befäftigt mit 36 Mark bis 324 Mark . 

Außerdem erhalten freie Dienftwohnung und Feuerungs- 
material, ober Gelbvergütung baflir: die drei verwaltenden 
Beamten, mit enempenfionsfähigen Werthe des freien Feuerungs · 
material von 105 Mark, bie Meifter wie die Förſter, bie 
Wörter wie bie Walbmwärter. 


51,66 


Summa Ti I Dis A 5809,88 


u Wohnungsgeld-Zufhäffen für die Beamten. 
Andere perfönlie Ausgaben. 
ir Remunerirung von Hilfsarbeitern bei den Regierungen und 
der Finanz-Direltion zu Hannover . 222200. 
ir Remunerirung von Forfthiilfsauffehern bis 900 Mark für 
Üben > ne 
Beftände können zur Verwendung für das nächſte Jahr 
referbirt werden. 
fen ber Gelberhebung und Auszahlung, Tantiömen und Averia 
urchſchnittlich 1,9 Prozent der Brutto-Einnahme . . - 
Das Marimum des bem Forftlaffen-Aendanten als Be 
fodung zu bewiligenben Tantiöme-Antheils beträgt 3,300 Mark 
ı außerordentlihen Remunerationen und Unterftüungen für 
Forſtbeamte, Forfttaffen-Beamte, Eretutoren, Beamte bei den 
Nebenbetriebs-Anftalten und fonftige Berfonen (nicht Beamte), 
welche fir dieſe Anftalten nitgliche Dienfte leiſten 


3250 


72,000 


990,000 


970,000 


Summa Tit 5 Ds 3 RR 


Dienftaufmands- und Miethsentfhäbigungen. 
ıhrkoften-Averfa und Dienftaufwands-Entihädigungen fr Ober- 
forftmeifter und Forftmeifter bis zu 2,550 Mark fir jeden . 
ihrkoſten, Bitreaufoften und Dienflaufwands-Entihädigungen 
file Oberförfter bis zu 2,100 Mark für jeden. B 
ir Haltung eines Dienfipferbes, oder Annahme von Forffhug- 
hůlfe fir Förfter bis zu 180 Mark file jeden. 0 0. « 
ahrloſten · Averſa und Dienſtaufwands · Entſchädigungen für Beamte 
bei den Nebenbetriebsanſtalten bis zu 1,200 Mark für jeden 
ı Miethsentihäbigungen wegen fehlender Dienſtwohnungen für 
Oberförſter bis zu MO Mark, für Förfter, Torf, Wiefen-, 
Floß · ꝛtc. Meifer bis zu 225 Mart für jeden. .. 


286,200 
1,081,960 
14,068 
95% 


101,01€ 


Summa Ti. IB 18 10778 





ai 
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zit. , Rart 
Moterielle Berwaltungs- und Betriebskoſten. 


14 Mir Werbung ımd Transport von Forfiproduften . . . - . 7,095,000 
15. Zur Unterhaltung und zum Neubau der Forftdienfigebäude, jomie 
zur Beſchaffung noch fehlender Forfidienfigebäude für Ober- 
förfter und Forfiihugbeamte . .  .... 1,914,000 
16. Zur Unterhaltung und zum Neubau der fentiche —8 in den 
Forſten 1,200,000 
17. Bu Waflerbauten in dem Forſten .. 37,440 
Sunma Tit. 16° and 17. 133770 
18. Zu Forſtkulturen und Verbefferung der Yorfigrundftüde, zum 
Bau und zur Unterhaltung der Holzabfuhrmege und zu Forft- 
vermefiungen und Betriebsregulivungen. . . .. 3,670,200 
Beftände können zur Bermendung fir die folgenden Jahre 
reſervirt werden. 


19. Jagdverwaltungskoſtenn.. nn 55,650 
D. Betriebskoften für Zorfgräbereien - - - - «2 2 0 0.0. 108,500 
21. Betriebsloften für lößereien. -. - » > 200. 27,600 
22. Betriebstoften für Wiefenanlagen - - - = 2 2202... 15,627 


2. Betriebskoften flie Brennholz. Niederlagen . » » 2»: 2... 1741 
24. Betriebsfoften der Sägemüblen. . © 2 = 2 2000... 558,900 
2. Betriebstoften file größere Baumſchulen. 21,546 
%. ir den Thrergarten bei Cleve. . . 9,654 
Bei dem Thiergarten bei Cleve darf bie Ausgabe die Ein- 
nahme nicht tiberfchreiten. Der am Schluffe eines Jahres 
verbleibende Ueberſchuß darf nur in den nächſtfolgenden beiden 


Jahren noch verwendet werben. 
Summa Tit. X. bis 26. 914,298 
77. Zur Bezeichnung und Berichtigung der Grenzen, zu Separationen, 


Regulirungen und Prozeßfoften . . .. 188,500 

3. Holzverlaufs- und Verpachtungskoſten, Boten und > og 
Heine Ausgaben der Lolal-Berwaltung . . . . ....1%,000 
29. Druckkoſten. . . .. 60,000 

80. Zu zeitweifer Berftärtung des Forfiſchutzes, Stellertetunge und 
Umzugstofßen, Diäten und Reifelofen . . . . . . 570,000 

31. Injeltentilgungs-, Borfluth-Koften, Unterfätungen an Wald- 
arbeiter und andere vermifchte Ausgaben . . .. 389,057 
Summa Tit PR Bis 31 989,057 
. Summa Tit. 14. big 31. 15515 
Summa 25 866,000 

Zu forkwiffenfdaftlihen und Lehrzwecken. 
Befoldungen. 


1 3ei der Forftalademie zu Neuſtadt⸗Eberswalde: 

1 Direktor mit 6,900 Marl; 4 Brofefforen und 1 TForftmeifter 
für das Verſuchsweſen mit 3,300 Mark bis 6,000 Mark, im 
Durchſchnitt 4,650 Markt; 1 Chemiker für das Verſuchsweſen 
mit 2,400 Marl; 1 Sekretair mit 1,500 Dart; 1 Hausmeifter 
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it. 
FE und Pebell mit 300 Mart; 1 ſorſuechniſcher Lehrer mit 600 
Mark neben feinem Eintonmen als Oberförfter.. . . . . 

2. Bei der Forſtakademie zu Minden: 

1 Direktor mit 6,900 Mark; 4 Profefforen mit 3,800 Mark bie 
6,000 Mark, im Durchſchnitt 4,650 Markt; 1 atademiſche 
Gärtner 1,800 Mark; 1 Hausmeifter und Pebell mit 9OC 
Mark; 1 forſttechniſcher Lehrer mit 600 Mark neben feinem 
Einkommen als Oberförfer. 20m ne 

Bemerkung. 

Die Gehälter der 9 Beamten mit 3,300 Mark bis 6,000 
Mart find für beide Alademien übertragungsfähig. Die Haus 
meifter und Pebellen erhalten freie Wohnung und freied 
Feuerungsmaterial. 





Summa Tit. 1. und 2, 
28. Zu Wohnungsgeld-Zuſchüſſen für die Beamten 
Andere perfönlie Ausgaben. 
3. Zur Remunerirung von Hülfsauffehern und Affifienten; zu Re 
mımerationen für Leiftungen bei dem forfllichen Verſuchsweſer 
4. Zu außerorbentlihen Remunerafionen und Unterftügungen ar 
Beamte und Dozenten bei den Forft-Afademien . . . 
Summa Tit. Tm̃ 


Südliche Ausgaben. 

5. Fur Unterhaltung der Gebäude und Mobilten, der Lehrmittel 
und Sammlungen, zu Amtsuntoften-Bergitungen, Umzugs: 
toten, Diäten- und Reifetoften, zur Heizung und Erleuchtung 
der Lehrräume, zu ben fpeziellen Bedilrfniſſen der forftlichen 
Berfuchsftationen und fonfligen vermifchten Ausgaben . . . 

Beſtände können zur Verwendung für die folgenden Jahre 
veferbirt werben. 

Summa Kap. 3 


Allgemeine Ausgaben. 
1. Kommunal» und Reallaflen . . - 2 2 22200. 
2. Ablöfungsrenten und zeitweife —— an Stelle von Netural. 
ibgaee 
8. Zu Unterſtützungen für penfionirte "Beamte, ſowi⸗ Mr Benfioner 
und Unterftügungen fir wen und Waifen von Beamten 
Beſtände können zur Verwendung für das nächſte Fahı 
reſervirt werben. 
4. Zum Anfauf von Grundftüden zu den Forflen . .. 2... 
Belände Lönnen zur Verwendung für die folgenden Jakrı 
teferbirt werben. 





Summa Kap. 4 
Hierzu: . 3 
0. 

Summa A. Dauernde Ansgaber 
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B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 

1. Zur Ablöfung von Forftfervituten, Reallaften und Paſſivrenten 1,445,000 
2. Brämien zu Chanffeen, deren Anlage von dem wejentlichften 
Intereſſe für die Forſtverwaltung if, die aber ohne Hinzutritt 
der letzteren durch Bewilligung von Prämien nicht zur Aus» 


führung fommen würden . . 150,000 
3. Zur Befchaffung fehlender Köcler-Dienftwohnungen (&rtraor- 

dinairer Zufhuß zu Kap. 2. Tit. 15. des Orbinariums.). . 1,050,000 
4. Zu Chauffee-Anlagen im Grunewald bei Berlin, zweite Rate 300,000 


Summa B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben 2,945,000 


rn 
Die Einnahmen betragen. . . . . 51,086,000 
Die dauernden Ausgaben betragen. .. . 27,852,000 


Muthin Ueberſchuß 23,234,000 
Hiervon ab: 
“ Die einmaligen und außerordentlichen Ausgaben . 2,945,000 


Bleibt Weberihuß 20,289,000 


81. 


Die etatsmäßigen Forſtflüchen, ſowie der etatsmäßige Hatural- 
Ertrag für das Tahr 1875 und Einnahme Titel 1 für Holz. 




















| Natural Betrag Geld 
| nad den Abnutz⸗ ⸗ 
| Flächen⸗Inhalt na Hektaren. ungsfäßen in Eimahme. 
Feftlubifmetern. 
Regierun gs⸗Bezirk. 1. 
| Für Holz. 
Mart IB. 
Bnigsberg 173,942| 61,399| 235,341| 35,658 | 345,205| 127,726| 1,4651,949| — 
umbinnen 179,846| 54,647] 234,498] 16,256 | 3%0,122| 118,445] 1,129,989) — 
unzig - 90,564! 12,453| 103,0171 5,730 | 120,661] 20,755| 672,628|— 
Rarienwerder 170,443| 16,470 186,913] 7,6801 263,851) 29,729 1,475,920| — 
dam... 197,847| 17,328] 215,176) 8,785 | 354,790) 131,272] 2,980,796|42 
zauffurt a. OD. . 172,460 12,1401 184,600] 7,083} 337,645] 124,9291 2,752,770|— 
in. 97,689! 9,6301 107,314 2,321] 237281] 44,263] 2,100,226| — 
Bin. - 45,550 5,322| 50,903 1,371] 85,820) 17,%01l 489,733 — 
tralſund 24,808 36731 28,481] 1,4011 52,8841 41,863] 660873 — 
fen . . 66,071) 6,8501 72,421] 1,986] 114,387| 28,035] 810,904 
komberg. 93,799, 7,332] 101,131] 3,811] 142,191] 21,79% 931,159) — 
reslcn . . 58,807| 4,124] 62,931| 990| 125,870| 46,572] 1,142,220— 








Hannover —E 
ðemeinſchoftliche Bal- 





Gemeinfiaftliche Wat. 


dungen . . 
Wiesbaden... . 
Gemeinſchaftliche Bat. 


Muthmaßliche Mehr- 
Einnahme in Folge 
höherer Berwerthung 
bes Holzes und der 
Nebennutzungen und 
Höheren nachhaltigen 
Natural » Ertrages 
gegen die Annahme 
der Spezial:Etats . 

31] Bei der Central · Ver⸗ 
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52. 


Verhandlungen des Hanfes der Abgeordneten über den Etat 
der Stants-Forfiverwaltung für das Fahr 1875. 
(8. Stgung am 6. Februar 1875.) 


Brafibent: Wir kommen zum | 
Etat der Forftverwaltung. 

Ich eröffne die Diskuffton Über die Einnahme Kapitel2, Titell, für Holz 
45,750,000 Bart. “ 

Das Wort hat der Abgeordnete Bernhardt. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ich hatte mich nicht zur „Ein- 
nahme” zum Wort gemeldet, wenn Sie aber geftatten, werde ich die wenigen 
orte, welche ich zu fagen babe, jett fagen und brauche Ihre Aufmerkſamkeit 
denn fpäter nicht in Anſpruch zu nehmen. Ich denke auch, daß die Sache, weldye 
ih vor Ihnen vertreten will, eine jo gute und in fi} fo gerechtfertigte ift, daß 
es nicht vieler Worte bedarf, fondern daß Sie, wie ich hoffe und wie ich bitte, 
bald auf meine Seite treten werden. 

Zunächſt habe ich dem Herrn Yinanzminifter meinen Dank auszufprechen, 
baß er der Anregung, welche ich in der vorigen Seffton betreffs der Forſthilfs⸗ 
anffeber gab, in fo überaus freundlicher und dankenswerther Weife entſprochen 
bat. Es ift mande Roth auf diefem Wege gemilbert worden und in das Herz 
manches Beamten die Berufsfrifche und Tüchtigkeit zurlidigefehrt, die gar zu leicht 
unter dem Drude materieller Noth verkiimmert. 

Allein ich habe einige andere ähnliche Anliegen, etwas höher hinaus. Un- 
fere armen Förfter — ich gebrauche diejes Epttheton mit vollem Bewußtſein 
deffen, was ich fage — unfere Förſter, welche bei einem wirklich recht Tärglichen 
Einkommen einen überans anftrengenden, fchweren Dienft haben, find durch einige 
neue Regulirungen, die für manche anderen Beamten eine Berbefferung wären, 
in ihrer äußeren Eriftenz feineswegs aufgebeffert, vielmehr, wie ich meine, ge- 
radezu gefchädigt worden. Wir haben ein neues Diätenreglement befommen, da 
bat man die Förſter nicht einrangirt, wo fie Hingehören, in die 6. Klaffe, wo die 
Subalternbeamten der Provinzial- und Kreisbebörden und andere Beamte gleichen 
Ranges fiehen, jondern in die 7. Klafle. 

Meine Herren, bei der Eifenbahnverwaltung gehören in die 7. Klaffe, wenn 
Sie mir geftatten, mit dem letzten Poften Nr. 41 in derjenigen Aufftellung, welche 
fi$ in dem Geje vom 29. November 1873 findet, die Nachtwächter, die Weichen: 
fieller, die Bureaudiener, die Portiers, die Billetdrucker und Magazinaufſeher. 
Dagegen gehören in die Klaffe Höher — und da wünſchte ich, daß unjere Förſter 
Bänden, Beamte, die eine zweijährige Lehrzeit abfolvirt und zwei Eramina ge- 
macht haben — die Stationsauffeher, die Stationsaffiftenten, die Gepäderpedienten 
und die Materialienverwalter 2. Klaſſe. Nun bat fich für die Förfter das un- 
ar-enehme Refultat ergeben, daß fie heute faktiich bei einer Dienftreife weniger 

be ınmen, als fie befamen, ehe dieſes neue Geſetz erfchien. Und doch glaube id) 
mw : die Tendenz dieſes Gejeges eine Aufbeflerung der materiellen Mittel der 
Bi ımten. 
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Ich Hoffe und bin deffen ganz ficher, daß das, was ich in diefer Beziehung 
mir vorzutragen erlaubt babe, den vollften Wiederhall bei dem Herrn YYinanz- 
Minifter findet, und ic) bin ganz feſt überzengt, daß der nädhftjährige Etat uns 
alle überzeugen wird, daß der Herr Yinanzminifter Abhülfe geſchafft hat. Ich 
geftehe allerdings ganz offen, daß, wenn ſich wider Erwarten in Diefer Richtung 
ſolche Schwierigfeiten ergeben follten, jo daß im nächſtjährigen Etat oder bis zur 
Borlage des nächftjährigen Etats eine Abänderung nicht getroffen würde, ich mid) 
dann an die Autorität diefes Haufes menden müßte, um einen fürmlidhen Be 
ſchluß herbeizuführen, der mit dem Gewicht Ihrer Aller Stimmen Das zu er- 
ſetzen hätte, was vielleiht meiner perfönlichen Stellung an autoritativer Kraft 
abgeht. ” 

Nicht viel anders, meine Herren, wie betreffs unferer Förfter ſteht die Frage 
betreff8 der Oberförfter, ja fle ſteht vielleicht noch fchlimmer; denn das Verhält⸗ 
niß ift fiir dieſe Beamtentlategorie ein noch viel empfindlicheres. ch erinnere 
daran, daß der Königliche Oberförfter in Preußen ein 21/jähriges Praktica, 
eine Z1/sjährige Studienzeit und die Ableiftung von zwei ſchwierigen Prüfungen 
zu überwinden bat, ehe er die Qualifikation zum Amte eines Oberförfters er 
erlangt. Ein folder Beamter follte doch billigerweife in feiner focialen Stellung 
gleihftehen dem Yuriften, dem Kameraliften, der bie Stufe eines Affeffors erlangt 
bat. Wir haben einmal dieſe Klaffiflkation, auf die ich an und für fich keinen 
Werth lege; fo lange wir fie aber haben, fo lange die einzelnen Beamten in ben 
Staatsorganismus mit einem ganz beftimmten Range eingeftellt find, iſt es eine 
Ungeredtigfeit, einzelne Beamte von dem ihnen zufommenden Range auszufchlie 
Ben. Meine Herren, eine ſolche Ungerechtigkeit ift in Preußen gegen die König⸗ 
lichen Oberförfter begangen, fie gehören nach der Beftimmung des Verwaltungs, 
chefs, welchem die gejegliche Befugniß beigelegt ift, in Bezug auf diejenigen 
Beamten, welche einen beftimmten Rang nicht haben, die Klaſſe zu beftimmen, 
in welche fie einrangirt werben, in die flnfte Klaffe des Diätenreglements, im 
welcher diejenigen Beamten fiehen, die zu feiner der fünf Rangklaffen gehören, 
die aber bisher, wie es in dem Gefete heißt, zu einem Diätenfate von 1 Thlx. 
20 Gr. beziehungsweile 2 Thlr. berechtigt waren. Die Boftinfpeltoren, meine 
Herren, ftehen eine Klaffe höher, jeder Kreisrichter ſteht in einer Klaffe darliber. Ich 
meine nun, wenu man den Maßftab der Berantwortlichkeit des Amts, der Wich⸗ 
tigfeit der dienftliden Stellung anlegt, fo flieht der Oberfürfter ganz ſicherlich 
feinem anderen Bermaltungsbeamten der unteren Stufe der fünf Rangflaffen 
nad, legt man aber den Maßſtab, — es giebt nur diefe beiden Maßſtäbe — ber 
Bildung an, welche erfordert wird, dann getraue ich mid), wein es verlangt 
wird, den Beweis zu erbringen, daß ein Oberförfter unter allen Umſtänden fo 
viel gelernt haben muß, wie ein Aifeffor bei der Verwaltung, bei der Juſtiz oder 
ein anderer in den höheren Rangklaffen ſtehender Staatsbeamter. 

Ich glaube in diefer Beziehung das Gerechtigkeitsgefühl des Herrn Yinanz- 
miniſters feinen Augenblid zu unterfhäßen, wenn ich mich der Uebergeugung 
bingebe, daß er den beredhtigten Wünſchen der Forſtbeamten Rechnung tragen 
wird. Auch in dieſer Beziehung enthalte ich mich eines formellen Antrages, Per 
ja fo lange feine Bedeutung bat, als wir von ber Bereitwilligleit des Hı u 
Yinanzminifters, derartige Mängel zu befeitigen, überzeugt fein dürfen. 

Prafident: Der Herr Finanzminifter hat das Wort. 
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Finanzminiſter Camphanfen: Deine Herren. Ich möchte den Herrn Bor- 
redner doch bitten, in Bezug auf ben letzten Punkt nicht allzufehr an meine Be- 
ritwilligfeit zu glauben. (Heiterkeit) 

Das Rangverhältni ber Oberförfter befteht Heute fo, wie es feit 1817 be- 
fanden Hat, und von irgend einer Neuerung ift feine Rede geweien. Die Fra—⸗ 
gen, ob in den Rangverbältniffen Veränderungen vorzunehmen jeien, treten bei- 
nahe in allen Refforts ein. Der geehrte Herr Vorredner hat fi der Oberförfter 
angenommen, ein Anderer möchte fi der Oymnafiallehrer annehmen, ein Dritter 
möchte für die Baubeamten plaidiren. Die Regierung ift in diefer Trage durch 
die Befchlüffe des Abgeorbnetenhaufes und durch ihre eigenen Erflärungen eini- 
germaßen vinfulirt. Als wir den Geſetzentwurf der Landesvertretung vorgelegt 
haben wegen Bewilligung des Wohnungszufchuffes, da tft ausdrücklich bier aus- 
gefprochen worden und es if eine Beflimmung in das Geſetz aufgenommen wor⸗ 
den, dag in Zweifelsfällen Die niedrigere Klaffe zu wählen fei, uud es ift ferner 
daranf Hingewiejen worden, daß durch die Beſtimmung über den Rang, zu ber 
ja die Krone allein befugt wäre auch ohne Zuſtimmung der Landesvertretung 
in diefen Berhältniffen nichts geändert werden und daß nicht auf dieſem Wege 
eine beträchtliche Erhöhung der Gehälter herbeigeführt werden möge. 

Außer biefen Beinerfungen, meine Herren, möchte ich mich nun tiber die angeregte 
Frage nicht weiter auslaffen, und ich möchte Sie bitten, Daraus nicht den Schluß zu 
ziehen, ald wenn meine Sympathien in diefer Hinfidht den Oberförftern nicht zu- 
gewendet wären. Ich erkenne mit dem Herrn Vorredner an, daß wir gerabe in 
den Dberförftern einen vortrefflichen Beamtenſchlag befiten, daß zur Wahrneh- 
mung der Stelle eines Oberförfters ein hoher Grad von Bildung gehört umb 
daß ich meinerjeitS durchaus nicht den Sat aufftellen möchte, daß ein Oberförfter 
mit den Beamtenflaffen, denen zur Zeit ein höherer Rang angewieſen ifl, nicht 
witrde konkurriren können. Ich möchte aber nicht auf Grund einer fo beiläufi- 
gen Anregung über eine foldhe Trage, die von ſehr weittragenden Folgen für 
ſämmtliche Verwaltungen des Staates fein würde, — denn nachher würde es 
doch Heißen müffen: was bem Einen’ recht ift, it dem Andern billig! — jetzt ir- 
gend eine weitergehende Erflärung abgeben. 

a3 nun den zuerſt angeregten Punkt megen der Diäten für die Förſter 
betrifft, fo wird fih da wohl Abhülfe fchaffen laſſen. Es iſt diefe Frage nicht 
blos fir die Yörfter Freitig, fondern mit noch größerem Recht in Anregung ge⸗ 
bracht bezüglich von Stenerbeamten, welche ebenfalls in diefe Kategorie fallen. 
Bas nad) diefer Richtung Hin fi) wird machen laffen, dazu werde ich fehr gern 
die Hand bieten. 

Bräfident: Der Abgeordnete Miqudl hat das Wort. 

Abgeordneter Migudl: Meine Herren! Ich bin erfreut, aus den Erflärun- 
gen des Herrn Minifters zu entnehmen, daß die Frage wegen des Diätenſatzes 
für Die Förſter doch in Erwägung gezogen wird. Ich habe mir fehr forgfältig 
überlegt, ob man es verantworten fünnte, wegen der Gehaltfäge der Forſtbeamten, 
insbefondere der Förſter, in dieſem Jahre einen Antrag an die Staatsregierung 
zn richten. Ich bin, nachdem ich diefe Trage geprüft habe, durchaus davon 
du chdrungen, daß die Gebaltsverhältniffe völlig unzureichend find. Nichtsdeſto⸗ 
wı tiger babe ich es nicht gewagt, einen foldhen Antrag zu ftellen, weil ich aller- 
di 3 auch meinerfeitS der Meinung bin, daß, nachdem in fo fehr erheblichem 
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als veraltet bezeichnet bat, müßte man die ganze Rangordnung als vexaltet be- 
zeichnen, (jehr richtig!) das ift aber ganz unbeftreitbar, daß diefe Rangorduung 
ein foftematifcher Bau ift, der, wenn man anfängt an der einen Stelle einen 
Stein wegzuziehen, im Ganzen nicht mehr aufrecht zu erhalten ift. 

Der Herr Abgeordnete fiir Stettin hat ſodam die Trage der Gehaltäner- 
befferung berührt. Meine Herren, Sie werden ſich jagen künnen, daß diefe Frage 
im Laufe des vergangenen “Jahres auch an die Staatsregierung herangetreten if. 
Die Staatsregierung hat fi) eingehend mit der Trage befchäftigen müſſen, ob 
fie Anträge auf Gehaltserhöhungen fiir diefen Etat wiederum flattgeben dürfe. 
Da bat man fich vergegenmwärtigt, daß eine Zeitlage, in der in vielen Theilen 
des Landes und in vielen Schichten der Bevölkerung die Erwerbsthätigfeit 
darniederliegt, und viele Klaffen der Bevölferung, genöthigt find, fih Ein- 
ſchränkungen aufzuerlegen, nicht geeignet ift, um wiederum fir die Beamten mit 
Forderungen auf neue Bewilligungen an die Tandesvertretung beranzutreten und 
um fo mehr, als in den letzten Jahren ganz erheblihe Summen — bigs zu 
10 Millionen Thaler — für die BVBerbefferung der äußeren Lage der Beamten 
bewilligt worden find. Aus denfelben Gründen hat man auch davon abgefehen, 
für irgendwelche Beamten in der Reichsverwaltung Gebaltserhöhungen vorzu- 
nehmen, und wie die Vertretung des Deutſchen Reiches fi mit diefem Stand- 
punft einverftanden erflärt hat, fo glaubt die Staatsregierung erwarten zu dürfen, 
daß auch diefes Hohe Haus diefer Auffaffung im Großen und Ganzen bei- 
pflichten wird. 

Vräfident: Es ift Niemand weiter zum Wort gemeldet, eine Abſtimmung 
wird nicht verlangt, der Titel 1 der Einnahmen ift feftgeftellt. Ich eröffne die 
Diskuffion über Titel 2 — 3 — 4 bis 13. Zu diefen Titeln liegen Meldungen 
zum Wort nicht vor, fie find vom Haufe feftgefteltt. 

Wir fommen zu den Dauernden Ausgaben: Koften der Verwaltung und 
des Betriebes. Kapitel 2, Titel 1—2. 

Titel 1 und 2 find ohne Wiederſpruch vom Haufe bewilligt. 

Zu Titel 3 ertbeile ich das Wort dem Abgeordneten Bernhardt. 

Abgeorbneter Bernhardt: Meine Herren! Nur zwei Worte als Entgegnung 
auf das, was der Herr Negierungslommiffar foeben Ihnen vorgetragen Bat. 
Bon zwei Seiten ift nun darauf hingewiefen worden, daß die Rangordnung ſeit 
1817 beftebt, und daß fie deshalb nicht geändert werden könnte. Das ift traurig 
genug, daß Dinge, die im Jahre 1817 etwas taugten, heute noch beftehen, wo 
fie nicht8 mehr taugen. (Sehr richtig!) Und wenn gejagt iſt, daß die ganze 
Rangordnung ein Außerft künftliher Bau fei, an dem man nicht rühren dürfe, 
weil er fonft zufammenfalle, meine Herren, fo fage ich, muß er zufammenfallen, 
wenn er ungereht if. Werfen wir doch die ganze Rangordnung über Bord, 
und machen wir eine, die den Anforberungen der Gerechtigkeit entipricht. (Sehr 
rigtig!) Dann wurde gejagt: in einer Beit, wo viele Menfchen hungern, könne 
man den Beamten nit mehr Gehalt geben, damit fie nicht auch bungern. 
Meine Herren, ich geftehe, das ift ein Geſichtspunkt, den ich nicht theilen Tann, 
Das darf uns nicht beftimmen, ob Handel und Wandel brach liegen oder floriren 
ob Milliarden aus Frankreich zu ung fließen oder nicht; das Fand Hat die Pflicht, 
feine Beamten fo zu ftellen, daß fie austommen, und wenn wir erft da find, wo 
viele europäifche Staaten heute find — ich weife nur auf Frankreich Hin, und auf die 
Berhältniffe in der dortigen orftverwaltung, wo der Betrug vor allen Thürem 
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umbergeht — wenn wir erft auf Den Punkt fommen follten, wovor Gott unfer 
Baterfand bewahren möge, dann werden wir jagen: &8 war ein großer politifcher 
Fehler, daß wir nicht zur rechten Zeit geholfen haben. 

Dann wurde gejagt, es fei eine große Summe verwendet für die Beamten, 
10 Millionen; — ja, davon haben nur die Työrfter nichts bekommen, das ift der 
einzige Fehler bei der Sache. Nur dieſe wenigen Worte, weil ich es für Pflicht 
halte, Hier Auffafjungen entgegen zu treten, die ich, und ich glaube, and Sie 
nicht theilen können. 

Präfident: Der Herr Regierungskommiſſar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Geheimer Oberfinanzrath Hoffmann: Meine Herren! 
Der Herr Abgeordniete, welcher foeben geſprochen Hat, muß entweder dieſem 
Hohen Hanfe noch nicht lange angehören, oder von dem, was in dieſem Hoben 
Haufe in früheren Jahren vorgegangen ift, feine Kenntniß genommen haben; 
jonft hätte er unmöglich jagen Türmen, daß von den Bewilligungen fir die Be- 
amten den Förftern nichts zu Theil geworden fe. Das fteht mit den Thatfachen 
nit im Einklange. Ich erlaube mir daran zu erinnern, daß im Jahre 1872, 
als für die Beamten von der Megierung eine umfaflende Bejoldungsverbefferung 
vorgejchlagen wurde, gerade die Summe, meldhe für die Förſter vorgefchlagen 
war, in diefem Hohen Haufe auf Grund einer Verftändigung mit der Staatsre- 
gierung noch erheblich verftärft worden if. 

Präſtdent: Ich ſchließe die Diskuſſion fiber diefen Titel und fonftatire die 
Bewilligung deflelben. 

Ich eröffne die Diskuſſton über Titel 4—4a.—5-6--7—8 -9—10—11—12 
—13 —14 bis 29. Alle diefe Titel find nicht angegriffen vom Haufe. 

Bei Titel 30. „Zu zeitweifer Verſtärkung des Forſtſchutzes m. |. m.” 
570,000 Mart, hat das Wort der Abgeordnete Kummert. 

Abgeordneter Anmmert: Meine Herren! In dem Titel, welcher foeben 
zur Berathung geftellt if, fteden die Diäten und Neifeloften, welche an die Forft- 
beamten gezahlt werben müffen, wenn ſie zu den Forfigerichtstagen beftellt worden. 
Diefe Reifeloften betragen im Ganzen nach meiner Schäung etiva 200,000 Mark 
Diefelben follten meines Erachtens nicht in diefem Titel des Etats zum Vorſchein 
fommen, fondern unter den Kriminalloften. Nach dem fogenannten Holzdieb- 
ſtahlsgeſetze müffen die Forſtſchutzbeamten durch ihre Dienftbehörbe zu den Forft- 
gerichtSterminen geftellt werden. Seit einigen Jahren werden flir diefe Reifen 
an fie Neifeloften und Diäten gezahlt. Kämen diefe Neifeloften unter den 
Sriminalfoften zur Verrechnung, dann würde ein Theil derfelben der Staatskaſſe 
wieder zufließen, während jetzt diefe Koften ber Staatsfaffe vollfiändig verloren 
gehen. In dem Bezirk einer Meinen Oberförfterei find an dergleichen Reiſe⸗ 
foften im vergangenen Jahre 112 Thaler in runder Summe gezahlt worden. 
Davon wären, wenn dieſe Koften als Kriminalloften verrechnet tworden wären, 
31 Thaler, wie ans den Alten erhellt, jedenfall8 wieder der Staatslaffe zu er- 
ſtatten. Der Staatstaffe geht aljo ungefähr ein Viertel diefer Koften verloren; 
dar macht fir das Jahr etma 20,000 Thaler im Staate. Bei jetiger Lage ber 
Sc be ftellt fi oft der Fall wunderli Heraus: In 18 Fällen betrugen bei 
ein m Heinen Gerichte Strafe und Koften, welche der Holzdieb zur zahlen hatte, 
nid E fo viel als die Reifeloften, welche in benfelben Sachen an die Förſter gezahlt 
wu den, die immer mindeſtens 2 Thaler 10 Silbergrofhen an den Förſter be- 
tra en. Diefe Reifeloften find nad meinem Daflirhalten von der Juſtizkaſſe zu 

21* 





2 SPERREN T 


2.93 


2 2 u in 1: I TITEn Ze: el,” —UV ware oa _ 5 v [EEE Po in) “ von Bu 
- Fi Be In 07 — u, r hr > BEN \ , u .. y RE BE F un! EEE ra 
ee er . . ” 5* 7 "N « .. er "4; CZ > % r de Dr R - “4 
. . .. N" ) ef —2 % Dar Fu 7 = EDEN! ) NAT . > h Fr te 2 
Fu . > - Fa re . 2“ — ar .. — ar PS — FR Eng 42 2, „ 
‚ . . . . -. . on 5 . . [KT Ru, ? 
. : “ 3 . 
. * — 
N - 
. _ RA 
PR N 
. 








PR 


ne 


— 310 — 


zahlen und würden dann, wie bemerkt, theilweife wieder eingehen. Ich möchte 
daher dem Herrn Minifter anbeimgeben zu erwägen, ob es ſich nicht empfiehlt, 
diefe Koften fortan aus den Gerichtslaffen zahlen zu laffen. Bis vor Kurzem 
erhielten die Forfifchutbeamten der Kommunen und Privatbefiger ſolche Reiſe⸗ 
foften iiberhaupt nicht bewilligt. Erſt vor Kurzem haben die Herren Minifter der 
Finanzen und der Yuftiz die Gerechtigkeit eintreten laſſen, daß ſolche Reijeloften 
an die Brivatforfibeamten aus der Juſtizkaſſe gezahlt werben. Ich glaube, Hier 
muß es eben jo geſchehen, und ich habe nur darauf aufmerkſam machen mollen. 

Präafident: Es nimmt Niemand das Wort. Ich fchließe die Diskufſion 
und Fonftatire die Bewilligung bes Titel 30. 

Titel 31 — ift ebenfalls bewilligt. 

Wir kommen zum Kapitel 8. Zu forſtwirthſchaftlichen und Lehr- 
zweden. Bejoldungen. Titel 1. Bei der Forſtakademie zu Neufladt- 
Eberswalde. Der Abgeordnete Dr. Virchow hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Virchow: Meine Herren! Ich nehme das Wort nur, 
weil ich von fehr verſchiedenen Seiten gedrängt worden bin, eine Angelegenheit 
bier wieder zur Sprache zu bringen, die ich früher zu wiederholten Malen ver- 
treten habe. Ich weiß wohl, daß es in biefem Augenblid keine praftiiche Wirkung 
bat; indeß babe ich eine gewiffe perjünliche Befriedigung, auf den Gang ber 
Angelegenheiten bier binweifen zu können. Sie werben ſich erinnern, daß zu 
wiederholten Malen vom Haufe die Frage behandelt worden ift, ob überhaupt 
die Weitererbaltung gefonderter Yorftafademien zeitgemäß ſei. Es ift bas nament- 
lich gefchehen bei dem nächſtfolgenden Poften, den ich fliichtig wohl gleich mitbe- 
rühren darf, bei der Forftalademie zu Minden, wo die Regierung mit der 
größten Hartnädigfeit gegen die Warnungen, die ausgeiprochden wurden, unter 
nicht unbeträchtlichen und immer fich fteigernden Koften die Gründung einer nenen 
Alademie herbeigeführt hat. 

Jetzt, im Laufe des vorigen Jahres, hat fi} die denkwürdige Thatſache zu- 
getragen, daß auf einer fehr zahlreich bejuchten Berfammlung der Deutſchen 
Horftmänner nad einem fehr Iebendigen Vortrage des Chefs der Anftali in 
Neuftadt-Ebersmwalde diefe gefammte Berfammlung mit allen gegen 16 Stimmen 
fih gegen die Forſtakademien ausgeſprochen hat. Herr Dandelmann, der Bor- 
fteher der Forftafademie in Neuftadt, war bis zu dem Augenblid, wo es zur 
Abſtimmung fan, immer noch der Meinung, daß er die Meinung feiner Fachge⸗ 
noffen repräfentire, daß ihm nichts entgegenftlände als die Meinung etmiger 
Univerfitätsprofefforen, die den Wunſch hegten, die Korftalademie in den Schooß 
der Univerfitäten aufzunehmen. Ich darf wohl fagen, daß bier im Haufe 
wenigſtens eine ſolche anneftirende Neigung wohl kaum beftimmend geweſen ift, daß 
vielmehr immer wieder allgemeine Gefihtspunfte geltend gemacht worden find, von 
denen aus die Unzweckmäßigkeit diefer Spezialanftalten ausgeführt wurde. Ich 
zweifle feinen Augenblik daran, daß die Regierung gegenwärtig nicht daran denkt, 
die beiden Anftalten fofort zu kaſſiren, aber ich möchte wohl die Frage aufwerfen, 
wie fie denn nun im Allgemeinen fteht, nachdem dieſes große Verdift der Deutjchen 
Yorftwirthe geſprochen worden ifl. Die Regierung Hat ſich wohl unzweifel. ıfl 
Har gemacht, wie fie weiter verfahren will. Hegt fie die Ueberzeugung, daß ie 
Anftalten fortbeftehen follen, jo wird fle diefelben in der gegenwärtigen un (l- 
kommenen Geftalt doc nicht erhalten wollen. Wenn fie fih alfo fagen m $, 
entweder milffen die Anftalten größer werden, ober man muß daran benfen fie 
aufzulöfen und andere Einrichtungen zu fchaffen, fo, denke ich, woird e8 gewif om 
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nicht geringem Intereſſe, nicht blos für das Haus, ſondern für die Geſammtheit 
aller Betheiligten im ganzen Lande fein zu hören, wie die Negierung nunmehr 
zu der Frage fiehe. 

Bräfident: Der Herr Regierungslommiffer hat das Wort. 

Regierungstonmiffar Landforftmeifter Ulriei: Meine Herren! Es iſt bereits 
das dritte Mal, daß biefes Thema das Hohe Haus beichäftigt, und jedesmal, 
wenn diefe Frage zur Sprache gebracht worden tft, hat ſich das Hohe Haus für 
die Anficht der Regierung ausgeiprochen, daß es beffer fei, die Yorftafademien 
fortbefteben zu lafſen. Es ift deshalb unerwartet, daB dieſe Trage heute noch 
einmal zur Erörterung geftellt wird und zwar um fo mehr, als feit den besfallfigen 
Beichlüffen dieſes Hohen Haufes mehrere andere politifche Körperſchaften der 
Auffeffung der Preußiſchen Negierung fi angefchloffen haben. Ich glaube zur 
Information des Hohen Haufes anführen zu birfen, daß die Königlich Sächftfche 
Stantsverwaltung und das Sächfiſche Abgeordnetenhaus, als es ſich um bie 
Frage handelte, „ob die forft- und landwirthſchaftliche Alademie zu Tharand 
aufzuheben nud nach Leipzig zu verlegen fei“, fi dahin entjchieden hat, daß 
der Iandwirthichaftliche Theil der Alademie allerdings nach Leipzig zu verlegen, 
der forftliche Theil der Akademie dagegen in Tharand zu belaflen fei. Aehnlich 
if die Sade in Bayern verlaufen. In Bayern Tam im vorigen Jahre die 
Staatsregierung zu dem Entſchluß, die etwas im Rückgang befindliche Alademie 
zu Aichaffenburg mit dem Polytechnikum in ;Mitnchen zu vereinigen. Die Sade 
fam im Abgeordnetenhaus zur Sprache und mit einer fehr großen Majorität 
wurde ſowohl im Abgeordnetenhauſe, als auch in der Reichskammer befchloffen, 
dag die Forſtakademie in Afchaffenburg zu verbleiben babe. — Wenn nun der 
hochgeehrte Herr Borredner aus dem Beſchluſſe der Verſammlung der Deutjchen 
Forftwirthe in Freiburg Beranlaffung nimmt, die Frage bier nochmals anzuregen, 
fo kann ich ihm im Namen meiner Fachgenofſſen zunächft nur den Dank flir das 
Gewicht ausfprechen, welches er anf den Ausipruch diefer Berfammlung gelegt 
bat. Zu meinem Bedauern muß ich jedoch bekennen, daß ich, der ich die Ehre 
gehabt Habe, der Freiburger Berfammlung beizumohnen, aus den Debatten der- 
jelben nicht die Ueberzeugung zu gewinnen vermocht habe, daß die Preußifche 
Regierung in ihrem bisherigen Berhalten irgendwie auf unrichtigem Wege fei. 
— Meine Herren, alle Erörterungen, die dort ftattgefunden haben, hier zu be- 
rädren, ift bei dem Umfange derfelben und der Allgemeinheit der Frage nicht 
zuläffig; ich glaube aber ausſprechen zu follen, daß gerade diejenigen ber dort zur 
Sprache gekommenen PBerhältniffe, welche vorzugsweije beftimmend auf bie 
Beſchlüſſe der dortigen Berfammlung eingewirkt haben, für die Preußifchen 
Berhältuiffe nah meiner Auffaffung nicht zutreffend find. Ich will nur 
zwei biefer Punkte hervorheben. So lange als Naffau, Schleswig, Hannover 
und SHeflen > Kaffel noh nit im Befite des Preußifhen Staates waren, 
kam die Frage nicht zur Debatte: ob Akademien oder ob Univerfitäten die zur 
Anzbildung der jungen Forſtlente geeigneteren Bildungsfchulen wären. Damals 
befuchten die jungen Forflleute der genannten Lanbestheile die Akademie in den 
€ ddeutſchen Staaten, Ajchaffenburg und Hohenheim, reipektive die Univerſität 
€ Ben. Damals hatten aljo die Hörjäle diefer Anftalt Zuhörer; gegenwärtig, 
n „dent die jungen Leute aus den genammten Landestheilen naturgemäß — ich 
j : naturgemäß, weil, wie ich ausdrücklich befürworten will, eine obligatorifche 
2 pflidtung zum Befuch der Preußischen Alademien für die Preußifchen Forft- 
a ranten nicht erifiirt — alſo ſeitdem fie naturgemäß refp. in ihrem eigenen 
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Intereſſe auf unferen Preußifchen Alademien in Münden oder Neuſtadt ihre 
Studien betreiben; feit diefer Zeit ftehen die Hörfäle in den Süddeutſchen Forſt⸗ 
alademien ziemlich leer und die Sammlungen mögen wohl theilweis beſtaubt 
fein. Kurz und gut, die Alademien in den bortigen Landestheilen haben einen 
Zuftand angenommen, von dem man — um die Worte bes Herrn Frageſtellers 
anzuwenden — vielleicht mit Recht fagen könnte, daß fie entſchieden uwolllommen 
und zur genigenden Ausbildung der jungen Leute nicht mehr voll geeiguet ſeien 
— Bei ung ift das nicht der Fall. Ich glaube, daß jeder, der unfere Alademien 
befucht bat, zugeben wird, daß dort alle diejenigen Lehrkräfte und Lehrgegenſtände 
befchafft werden, welche nöthig find, um einen jnngen Forſtmann auszubilden, 
Für die Süddeutſchen Akademien die Koften aufzuwenden, um ſolche in eivem 
normalen Zuftande d. h. in den gebotenen Lehrkräften und Lehrgegenftänden zu 
erhalten, mag bei der jeßigen geringen Frequenz wohl nicht wirtbichaftlih uud 
deshalb die Yrage vor deren Auflöfung reſp. Vereinigung mit der Univerfität 
wohl angezeigt erjcheinen. — 

Ein zweiter Punkt, der in jener Berfammlung zur Sprade kam und der 
borzugsweife wohl dazu beigetragen hat, die Stimmung ber Berfammlung zu 
Gunften der Univerfitäten zu ändern, war der, daß mit großer Redegewandtheit 
nnd — ih möchte fagen — mit einem gewiffen Pathos hervorgehoben wurde, 
wie eben nur in der Univerfität die wahre Bildung des jungen Mannes erlangt 
werden könne, und daß, fo lange der Forſtmann nicht die Liniverfität befuche, ex 
nicht zu der Kaffe der volllommen gebilbeten jungen Leute gehöre, ſondern wie 
man fi) ausdrücdte, gewiffermaßen nur eine Bildung zweiter Klaffe beſttze. 
Hiervon fei wiederum die Folge, daß die foziale Stellung der Forſtbeamten noch 
eine gedrückte jei. Ich wiederhofe, daß gerade diefe Darlegungen einen befonderen 
Applaus nach ſich gezogen haben. Ich kann nun nicht unterfuchen, ob in der 
That die Forftlente, die auf den Süddeutſchen Akademien ihre Bilbung erlangt 
haben, hinter den auf Univerfitäten ausgebildeten jungen Leuten in der allge 
meinen Bildung zurückbleiben, auch weiß ich nicht, ob die verwaltenden Yorf- 
beamteu in den ſüddeutſchen Staaten eine gebrücdte foziale Stellung einnehmen. 
Sollten aber die besfallfigen Behauptungen zu bejahen fein, fo möchte wohl in 
Trage kommen, ob nicht der Grund hierfür etwa darin zn fuchen fein möchte, 
dag nicht in allen filbdeutfchen Staaten die Forſtbeamten wie bei ung das 
Abiturienteneramen zu abjolviren haben, fondern daß in einzelnen diefer Staaten 
zum Betreten der Yorfiverwaltungslaufbahn ein Abgangszengnif bon Prima 
refpeftive von Selunda genügt. Mögen indeffen dieſe Beichwerungspuntte in 
andern beutfchen Lanbestheilen ſich verhalten wie fie wollen. Fir die Br 
bauptung glaube ich der Zuftimmung des Hohen Haufes, auch nach Deu Aeußerungen, 
die wir heute gehört haben, ficher zır fein, daß der auf den Akademien gebifbele 
Preußiſche Forſtmann an allgemeiner Bildung hinter der auf der Univerfität 
geſchulten Bevölkerungsklaſſe im Allgemeinen nicht zurüdfieht, und daß der 
Preußiſche verwaltende Forſtbeamte, was feine foziale Stellung anlangt, ſowohl 
von den Herren bier im Haufe wie außerhalb deffelben denjenigen für ebenbitrtig 
erachtet wird, welche ihren Geift auf der Univerfität geſchult haben. WB ı 
nach den mir gewordenen Einbrüden dies bie zwei Hauptgefichtspunfte war ı 
welche den Beſchluß der Freiburger Berfammlung mit fo iberwiegender Majori ! 
für die Ausbildung der Forſtleute auf den Univerfitäten ausfallen Tießen, ? 
möchte meine Behauptung, daß die aus diefen Motiven ‚gezogenen Yolgerung ! 
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für die Preußiſchen Berhäftniffe nicht zutreffend feien, wohl auf Begründung 
Anfprady machen können. 

Es ſei mir nun geſtattet, noch einen ſachlichen Punkt zu berühren. Meine 
Herren, Sie werden mir zugeſtehen, daß wohl unter allen Beamtenklaſſen, und 
unter allen Fachmünnern kaum eine Klaffe eriftirt, die genöthigt iſt, fo viele 
Rebenwifienfchaften und Hitfswiffenichaften zu betreiben wie der zum Berwaltungs- 
dienft fih vorbereitende Preußiſche junge Forftbeamte. Um als gebilveter Forſt⸗ 
mann daznftehen, und den Anforderungen zu genligen, die von Selten der Ber- 
waltung an ihn geftellt werden, muß der Forſteleve eine umfangreiche Kenntniß 
ſämmtlicher Raturmiffenichaften ſich aneignen; er muß Botaniker fein, er muß 
mit PBflanzenphufiologie, Pflanzenanatomie ſich beſchäftigen, er fol feine Studien 
auf Mineralogie, Geognofte, Bodenkunde, auf Zoologie, in's befondere Entomologie 
gerichtet haben. Ferner werben auskömmliche Kenntniffe in der Mathematik, 
Geomotrie, in Statit und Mechanik verlangt. Er foll als Bermögensverwalter 
in der Volkswirthſchaftslehre, als Vertreter fisci im Civilrecht, als Forftpolizei- 
anwalt im Criminalrecht nicht unbewandert fein. Aus allen diefen Materien das 
für fein Fach Wiſſenswerthe bis zu dem verlangten Grade ſich anzueignen, dürfte 
für einen jungen Mann kaum möglich fein, wenn ihm allein tiberlaffen wird, 
neben dein Stubium feines Hauptfaches auf einer Uiniverfität in alle diefe Zeige 
des Wiflens in einem Umfange einzudringen, um fi) aus ihnen das auf feinen 
ſpeziellen Beruf bezligliche zu ertrabiren. — Auf den Preußiſchen Forſtakademien 
werben ben Studirenden die berührten Materien zunächſt foftematifch vorgetragen . 
and demnächſt mit dem fpeziellen Fache in Beziehung geſetzt. Nach meiner refp. 
nach der Auffaffung der Staatsregierung kann fih auf diefem Wege der junge 
Forfiinann diejenigen Kenntniffe am beften aneignen, welche er nöthig bat, um 
Die Anforderungen au einen Preußifchen Forftverwaltungsbeamten mit Erfolg 
erfüllen zu können. Die Staatsregierung meint deshalb, daß es angezeigt if, 
im Einklange mit den mehrfachen Beichlitfien des Hohen Haufes die Ausbildung 
der dem Forſtverwaltungsdienſte fi) widmenden jungen Leute nach wie vor auf 
befonberen Forſtakademien zu erftreben. 

Bräfident: Der Abgeorbnete Thiel hat das Wort. 

Abgeordneter Thiel: Ich weiß nicht, ob ich die Worte bes Herrn Abge⸗ 
orbnieten Birchow vorhin richtig dahin verftanden habe, daß er zwar gegen bie 
Aademien zu Neuftadt-Eberswalde und Minden ftch erflärt Hat, feineswegsaber 
die weitere Forderung acceptirte, als wenn der forftwiffenichaftliche Unterricht auf 
Die Univerfitäten verpflanzt werden müffe Denn das fcheinen mir zwei ver- 
ſchiedene Dinge zu fein. Dan kann ſich gegen den Fortbeftand der tfolirten Ala- 
demien in Reuftabt-Eherswalde und Münden ausfprechen ohne jede Forderung 
acceptiren zu müfien, deshalb möchte ich bei Gelegenheit der Beſprechung dieſer 
Frage, welche nicht bloß für den forftwirthfchaftlichen, fondern auch fir den land- 
wirthfchaftlichen und fir den ganzen technifchen Unterricht von der größten Wich⸗ 
tigfeit ift, prinzipiell mich dagegen verwahren, und die Abficht, wenn fie über⸗ 
haupt ausgefprochen ift, nicht ohne Wideripruch laflen, als wenn das einzige 
$ sit für den Unterricht für alle diefe Fächer bloß an der Univerfität zu fuchen 
fi - BDiefe Angelegenheit ausführlicher zu beiprechen, dazu wird ſich Gelegenheit 
fi ıden, entweder in diefer Sefflon bei ber weiteren Berathung des Etats ober in 
der nächſten Seffion bei Berathung des Unterrichtsgeſetzes, mo alle diefe prinzi- 
p ellen Fragen gründlich erörtert werden müſſen. Ich wollte heute nur Turz kon⸗ 
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fatiren, daß man doch fehr wichtige Gründe anführen kann, wonach eine Ber- 
ſammlung von Fahmännern, die in ihrem praltiiden Beruf fehr tüchtig fein 
mögen, dod) deßhalb noch nicht abjolut competent zu fein braucht zum Urtheil 
über die befte wiffenfchaftliche Methode, wie man ſich zu dem fpeziellen Berufe 
ausbildet; denn daß man fich keineswegs bafür zu entjchejben brauche, daß die 
einzige Möglichkeit eine grindliche wiffenidaftliche Ausbildung zu einem techniſchen 
Beruf nur an den Univerfitäten zu finden wäre, fondern daß e3 die Möglichkeit 
giebt, einen ſolchen Unterricht bei entſprechend ausgefatteten Inſtituten noch beſſer 
und gründlicher und noch mehr felbft im Sinne auch einer guten wiflenichaft- 
lichen Bildung zu erhalten, und drittens, und das ift für mich ein Hauptgefidhts- 
puntt — daß eine große Gefahr für unfere Deutjchen Univerfitäten als Gelehr⸗ 
tenſchulen und Pflanzftätten echter Wiffenfchaftlichfeit darin liegen würde, wenn 
nicht nur der forftwirtbichaftlicde — fondern — das wäre davon ja die einfache 
Konjequenz — auch der landwirthichaftliche und überhaupt ber ganze techuifche 
Unterriht an bie Univerfitäten verlegt würde. Ich weiß jehr wohl, daß in 
neuefter Zeit gewichtige Stimmen ſich für das lettere geltend gemacht Haben, 
und es liegen vor mir zwei Broſchüren des beredteften Vertheidigers ber Auficht, 
daß aller Unterricht auch in diefen technifchen Fächern an die Univerfitäten ver- 
legt werben müſſe. Sie find verfaßt von dem befammten Chemiker Profefſor 
Lothar Dieyer, der allerdings in vielen Beziehungen wohl kompetent ift, ein Ur» 
theil bierliber abzugeben. (Hört! Hört! links.) 

Allein ich möchte doch darauf aufmerkſam machen, daß der betreffende Herr 
wenn er aud allerdings ſehr trübe Erfahrungen au ifolirten Alabemien gemacht 
bat, doch fi den Kampf gegen die Akademien etwas zu leicht macht; er malt 
die Alademie, wie ſie allerdings eriftirt hat, vielleicht heute noch eriftirt und flellt 
ihr gegeniiber die Univerfität, wie fie nicht immer erifirt hat, wie fie ſelbſt heute 
vielfach noch nicht eriftirt, nunmt die Uebelſtände auf ber einen Seite in ber 
ſchlimmſten Art, die Bortheile auf der andern Seite in ber hellſten Art. Denn 
es ift natürlich leicht zu einem Reſultat zu Gunften der Univerfität zu kommen; 
wollte er aber die Alademien und ähnliche Kachunterrichtsanftalten wirklich be- 
fämpfen, dann hätte er, wie ich hier nur kurz erwähnen will, nachweiſen müffen, 
dag mit dem Unterrihte an Akademien gewiffe Uebelftände unzertreunlich ver⸗ 
Intipft find, weil dieſe Uebelſtände im Syftem und der Art der Alademien prinzi- 
piell gegeben find, dies ift ihm aber abjolut nicht gelungen. Deßhalb glaube ich 
immer noch troß biefer Autorität, ein Botum zu Gunſten der nicht total ifolirten 
Alademien, wenn fie nur richtig eingerichtet find, abgeben zu können. 

Präſident: Abgeordneter Windthorſt (Bielefeld) hat das Wort. 

Abgeorbneter Windthorft (Bielefeld): Meine Herren! Ich hätte gewünscht, 
Daß diefe Frage bei diejer Gelegenheit nicht zur Sprache gebradt wäre, und 
zwar aus dem Grunde, weil fie nad) meiner Auffaffung von foldher Wichtigkeit 
if, daß fie einer eingehenden Erörterung und Beurtheilung bedarf bie fie ia 
diefem Augenblid wohl fchwerlich finden wird. Nachdem fie aber einmal ange- 
vegt ift, Halte ih mich doch namentlich mit Rückſicht auf die Entgeguung bes 
Herrn Regierungslommiffars und des Herrn Vorrebuers verpflichtet, einige Dio- 
mente in biefer Frage vorläufig Mar zu ftellen. Ich will auf die Gründe, welk 
für oder gegen die Vereinigung der .tfolirten Akademien mit den Univerfttät 
fprechen, auf die inneren Gründe in dieſem Augenblide nicht näher eingebe 
Ich weife nur gegenüber der Argumentation des Herrn Vorredners ganz obe 
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flächlich auf die ſich von ſelbſt ergebende Iſolirung der Schiller und der Lehrer 
bin, die mit den ijolixten Forſtakademien verbunden ift, ferner auf die mangelnde 
Möglichkeit, fi in den allgemein bildenden Bädern auf der Alademie auszu- 
bilden, auf die vielen reichen Inftitute und Sammlungen, die gerade für Forſt⸗ 
männer, flir Chemiler und Phyſiker, für jeden der die Grundwiffenfchaften kennen 
muß, von anfßerordentlicher Bedeutung find, die aber nirgends in der Fülle und 
Bollendung ſich finden, wie gerade an den großen Univerfitäten, ich weife end⸗ 
Sih hin auf den Mangel der Lehrerkräfte jelbft, einen Diangel, der naturgemäß 
mit den Alademien verbunden ift, weil fie über fo große Geldmittel nicht ver- 
fügen können, felbft wenn wir im Etat noch reichlichere Mittel zur Dispofition 
ftellen würden, und weil es fchwierig if, die geeigneten Lehrkräfte zu finden und 
noch ſchwieriger, wenn man fie gefunden Bat, zu erhalten. Die Erfahrung bat 
gezeigt, daß alle fich irgend wie auszeichnenden Lehrer, namentlich in den Grund⸗ 
wiffenjchaften, fofort von den Univerfitäten ihnen entzogen werben. — Run, meine 
Herren, wie liegt denn im Großen und Ganzen die Sache? Bon den Staaten, 
die bei und in Betracht fommen, von den Dentichen und Defterreich-Ungarn 
haben Baden, Heflen und Defterreich bereits vollftändig das ausgeflihrt, was 
wir beabfichtigen; fie haben bereit3 die Afabemien mit ben liniverfitäten verbun- 
den, reipeltive in Baden mit dem Polytechnikum in Karlsruhe, und wir finden, 
daß die Forftwiffenfchaft in keinem Deutfchen Lande einen audy nur annähernd 
fo Hohen Grad erreicht Hat wie gerade in Heffen und Baden. Ohne fürchten zu 
müffen, irgendwie die Vertreter der Preußifchen Forſtwiſſenſchaft zu verlegen, 
glaube ich dies behaupten zu dürfen, und ich Tann hinzufligen, daß dies gerade 
von. Preußischen Forſtmännern in ihrer bekannten Ehrlichfeit anerlannt worden 
if. Rum, meine Herren, ift auch in den anderen Staaten diefelbe Bewegung 
ausgebrochen und Sachſen fowohl will Tharand, als Bayern will Aichaffenburg 
mit einer Univerfitätfigbt verbinden. In den betreffenden parlamentarifchen Kör- 
perfchaften find dieſe von der Regierung geftellten Anträge abgelehnt worben; 
ich will aber bemerlen, daß das in Bayern aus dem einfachen Grunde gejchehen 
if, weil zu meinem großen Erſtaunen — ich finde daflir keinen innern Grund 
— die dortige fogenannte Patriotenpartei die Frage zu einer ultramontanen 
Parteiſache gemacht und mit Hilfe einiger Fränkiſcher veipeltive Ajchaffenburger 
Bartikulariften es fertig gebracht hat, die wohlbegründeten Anträge zu Yale zu 
bringen. Damit ift die Sache aber nicht abgemadt. Sie wird in Bayern und 
Sachfen weiter verfolgt werben und zwar fchon aus dem Grunde, weil die Re⸗ 
gierungen dort einfihtig genug find, fih der Bewegung ſelbſt anzufchließen und 
fie nach Kräften zu fördern. 

Neun fragen wir aber, welches find denn die Männer, die fih in der That 
für dieſe neuen Gedanken intereffiren und das bisherige Preußifche Syſtem bes 
kaämpfen? Jh will nicht auf Autoritäten hinweifen, die außerpreußiichen Ländern 
angehören, ich könnte fonft anf die wahrhaft glänzenden Namen eines Sedendorf, 
emes Lehr, eines Heß, eines Lothar Meyer und vieler anderer tüchtiger Männer 
wich berufen, die in allen Kreifen Deutichlands als Autoritäten auf dieſem Ge⸗ 
& te angefehen werden. Aber, meine Herren, ich glaube, ich werde von feinem 
4 eußiſchen Forſtbeamten desavonirt werben, wenn ich die Behauptung aufftelle, 
d 3 im Preußen gegenwärtig Niemand an autoriativer Bedeutung, an wirflicher 
G@ :Diegenheit der Kenntniffe und Erfahrungen und in allen den Eigenfchaften, die 
e mberlich find, um ein ſachkundiges Urtheil zu fällen, fich meſſen kann mit dem 
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Forſtdirektor Burdhardt in Hannover und dem Direltor Heyer, den die Preußiſche 
Regierung fi) gezwungen gefehen hat, als Direltor an die eben erft gegriindete 
Anftalt in Dliinden zu berufen. Meine Herren, diefe beiden Männer gehören 
gerade zu den bedeutenften Vorkämpfern für die Bereinigung der Forftafademien 
mit den Univerfitäten; beide haben in Brofchiiren und namentlich in Gutachten, 
die fie auf Veranlaffung der betreffenden Regierungen, namentlich der Bayeriſchen 
— bie eine befondere Anerkennung verdient, daß fle ein fo großes Material in 
ihrem und unfer allem Intereſſe fich zu verfchaffen gewußt Hat — verfaßt haben, 
auf das allerentichiedenfte ausgefprochen, daß die Verlegung an die Univerfitäten 
eine unbedingte Nothwendigkeit fei, wenn nicht bie Forſtwiſſenſchaft einen bebenf- 
lichen Rüdgang erleiden folle. Ich will mir in dieſer Beziehung nur erlanden, 
einen Sat Ihnen vorzulefen gerade von dem Manne, den ich in erfter Linie ge- 
nannt habe, von dem Yorftdireftor Burckhardt in Hannover, der in einem mir 
vorliegenden gedrudten Briefe an den Bayeriſchen Minifter ſich folgendermaßen 
äußert: 
„Kommen wird die Vereinigung bes forftwiffenfchaftlichen Unterrichts 
mit den Univerfitäten, darüber ift, foweit ich geſchaut babe, bei den 
Männern des Tehrfiuhles, wie bei den klaren, vorurtbeilsfreien und 
nicht durch andere Rüdfichten gehaltenen Köpfen vom „Leder“ und von 
der „Feder“ kein Zmeifel; zu wilnfchen tft nur, daß die Frucht zeitig 
reife, daß nicht das Thor durch weiteren Ausbau im Sinne gefonberter 
Alademien zur Erſchwerung des Befleren zugebaut werde.“ 
Der einzige Staat, der bisher energiſch die entgegengefeßte Richtung ver- 





folgt Hat, if Preußen. Der einzige wiſſenſchaftliche Vertreter diefer Richtung ift 
5 aber der zeitige Direktor der Forftanftalt in Neuftadt-Eherswalbe, Dandelmann. 
ke: Mar hat natürlich dem Grunde diefer anffallenden Erfcheinung nachgeforſcht und 
AI es iſt jedenfalls auch für uns intereſſant, zu wiſſen, weshalb die Preußiſchen 


Forſtbeamten und da ich ihn als Vertreter dieſer Richtung betrachten darf, gerade 
Dandelmanı mit ſolchem Eifer ſich diefer Sache angenommen haben. Ich will 
vorher bemerken, daß die Energie, mit welcher Dandelmann bisher jene Richtung 
vertreten bat, in der legten Zeit einigermaßen abgeſchwächt worden if, feitdem 
er Gelegenheit gehabt bat, die Stimmung der Forftleute in ganz Deutfchland 


Pr auf der vorjährigen Freiburger Berfammlung Tennen zu Iernen. Zur Richtig 
Ei. ftellung einer andern Thatſache will ich noch bemerfen, daß auf diefer Freiburger 
“ —9 Verſammlung, welche nicht lediglich aus Theoretifern, nicht aus Dozenten von 


Univerfitäten, fondern in ihrer weit überwiegenden Majorität — fie zählt im 
Ganzen vierhundert Theilnehmer — aus praltifchen Forfimännern aus allen 


—— Staaten Deutſchlands beſtand, mit dreihundertfünfzig Stimmen gegen ſechzehn 
E: beihloffen worden ift, daß die ifolirten Forftlehranftalten zur Ausbilbung der 
4 Forftbeamten nicht mehr genügen und es deshalb dringendes Bedürfniß fei, den 
a forfifichen Unterricht an die allgemeine Hochſchule zu fibertragen. 


In einer mir vorliegenden Brofchlire finden wir von einem Sachverflänbigen 
* erſten Ranges die richtige Erklärung zu dem eigenthümlichen Verhalten Dandel- 
Be manns. Es beißt darin: 


&-. Das Gleiche, wie von Süd⸗ und Mitteldeutichland läßt fi vom Prer 
J Ben leider nicht ſagen, nämlich nicht, Daß die Forſtwifſenſchaft denje 
2: nigen Standpunft eingenommen bat, wie wir ihn nach den Faurderum⸗ 
gr. gen der heutigen Wiſſenſchaft im Allgemeinen erwarteu fönner Hie 
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baben bis jegt die alten Traditionen und das Andenken 
an Bfeil, den früheren Direftor von Neuftabt-Ebersmwalbe, bis jetzt 
noch immer einen großen Einfluß ausgelibt. Die meiften Forſtbeamten 
Preußens find unter der Leitung Pfeils ausgebildet worden; es war 
ihnen nicht vergönnt, Vergleiche zwifchen Univerfität unb 
Fachſchule nad ſelbſteigener Prüfung anzuftellen u. f. w. 

Es wird aber auch von Jutereſſe fein, die Urtheile and anderen Staaten 
über den Stand der Preußiſchen Forſtkultur fennen zu lernen, und ih kann es 
mie um fo weniger verfagen, mit einigen Worten daranf hinzuweiſen, als im 
diefem Augenblid die Preußijche Regierung fich veranlaßt gefehen hat, mit einem 
Waldſchutzgeſetz vor uns zu treten, welches mit allen unferen Rechtsanfchauungen 
in direltem Widerſpruch fteht. Ich erkenne die Bebentung des Geſetzes an, bin 
auch mit feinen Zweden einverflanden, faun es aber doch nur acceptiren, weil 
de bittere Nothwenbigfeit ein fo ſtarkes Ausnahmegeſetz gebietet. Wenn wir 
dahin gelommen find, fo haben wir uns gewiß zunächft die Frage vorzulegen, 
wie e8 mit den Beamten ftebt, die berufen werben, über die Wald⸗ und Forft- 
Inktur tim Preußiſchen Staate zu wachen, und ich weiß nicht, ob nicht Die ſtärkſte 
Kritik gegen das bisher in Preußen befolgte Syſtem gerade in der Vorlage dieſes 
Geſetzes gefunden werben muß. (Bemegung.) 

Ich will nun aus eimer Rede, die ein anerkannter Sachverftändiger, Pro- 
jeffior Gerfiner aus Würzburg, in ber Bayeriſchen Kammer gehalten bat. nur 
eiuen Punkt hervorheben. Er fagt: 

Ich glaube, daß Preußen in diefer Sache nicht in der rechten 
Weiſe vorgegangen ift, und kann es begreifen, baß es für Preußen 
wünſchenswerth ift, eine Entfhuldigungzuhaben, dadurd, 
daß Bayern auch einen Fehler macht. Preußen intereffirt ſich 
ſehr dafür — das iſt merkwilrbig, ich weiß es aus ganz zuverläffiger 
Duelle — was Bayern fir eine Entſcheidung treffen wird und wünſcht 
fiherli, daß wir bei dem Alten bebarren. Der Große läßt ſich nicht 
gerne von dem Kleinen belehren, das tft bekannt und ſelbſtverſtändlich, 
und insbefondere, wenn man beflicchtet, dadurch anf einen großen 
Fehler aufmerkſam gemacht zu werden. Preußen ift — das wage ih 
vor dem Forum der Sachverſtündigen zu behaupten — in Bezug auf 
Forftlehranftalten Tein Mufterftaat; zur Regelung der Dinge haben 
wir jedenfalls von Preußen nichts zu lernen. 

Run, meine Herren, wenn die Sachen fo liegen, dann, meine ih, wäre es 
wohl der ernfleften Erwägung werth, ob es nicht in der That an der Zeit wäre, 
daß die Regierung fich tiber diefe Frage, die in allen Sachverftändigenkreifen be= 
reits vollftändig fpruchreif geworden ift, endlich Klarheit verjchaffte und ſich zu 
energiſchem Borgehen entichließen möchte. Leider find wir allerdings in der eigen- 
thumlichen Lage, daß wir keine beflimmten Anträge fiellen können, weil wir erſt 
dor wenigen Jahren nach reiflichen Debatten zu dem unglüdliden Schritte uns 
baben verleiten laffen, eine nene Aladbemie in Delinden zu gründen, und dieſer 

ler läßt fich jetzt nicht mit einem Striche ändern, ohne berechtigte Intereſſen 
pfindfich zu fchäbigen. Aber die Anregung muß fchon jeßt gegeben werden, 
mit nicht auf dem falfchen Wege fortgefahren werde, damit nicht — es ift das 
ı Bunt, der ja fiir unfere Etatberathung höchſt wichtig iſt — ferner große 
ammen ohne jeden namhaften Erfolg verfchleudert werden, die gefpart werben 
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können, wenn wir einfach ben Yorfilandidaten die Gelegenheit geben, au den lini- 
verfitäten ihre Bildung ſuchen zu können. Die Anregung ift hiermit gegeben, id 
glanbe e8 wird fi) fpäter noch eine andere Belegenheit finden, die Sache gründ- 
ficher zu erörtern. Fedenfalls wird die Frage bes forftwifienfchaftlichen Unterrichts 
nicht wieder von der Tagesorbnuug verfchwinden, ımd wie ich Hoffe, recht bald 
ihre Löfung finden in dem Sinne, den ich wünſche, im Sinne der wahren Forſt⸗ 
kultur, im Intereſſe unferes Waldes und im Jutereſſe unferer Forſtbeamten ſelbſt, 
denen wir bie Möglichkeit gewähren müffen, ſich die Ausbildung zu verfchaffen, 
wie wir fie nach den Forderungen ber heutigen Beit von ihnen zu erwarten be⸗ 
rechtigt find. 

Präftdent: Der Herr Finanzminiſter hat das Wort. 

Finanzminiſter Camphanfen: Meine Herren! Der Herr Vorredner hat 
befonders den unglüdlichen Schritt bedauert, zu dem ſich das Abgeordnetenhaus 
vor einigen Jahren und zwar noch, bevor ich mit ber Verwaltung ber Forſten 
betraut war, bat beftimmen faflen, die Alademie in Münden zu gründen. u 
diefer Beziehung habe ich anzuführen, daß ber non thm fo hoch verehrte und mit 


Reecht verehrte Director Burdhardt in Hannover einen weſentlichen Theil an biefer 


vermeintlichen Schuld trägt, daß er damals in der lebhafteſten Weiſe ſich dafür 
bemüht bat, diefe Akademie ins Leben zu rufen. (Hört! Hört!) Nun if es je 
jehr wohl möglich, daß er feine damalige Anficht geändert bat und bafür triftige 
Gründe gehabt zu haben glaubt. 

Was das Berfahren in Preußen betrifft, jo haben wir — das wird denje 
nigen, die ſich fir diefe Frage intereffirt haben, nicht unbelanmt geblieben fein — 
früher das Syſtem gehabt, daß die Unterrichtsanftalt für die höheren Forſibeamten 
in Berlin mit der Univerfität verbunden war. Zu jener Zeit hat man bie ſchwe⸗ 
ven Nachtheile einer folchen Berbindimg zu erfennen geglaubt, und es ift auf An» 
regung bes berühmten Humboldt diefe Auftalt von bier nach Reufladt verlegt 
worden. 

Aehnlich if es in Miinchen gegangen, dort war auch die Forſtalademie mit 
der Univerfität vereinigt. Sie wurde mit derjelben vereinigt im Jahre 1830, 
und im Jahre 1846 bat man geglaubt, für die Heranbilbung der Korfibeamten 
beffer au forgen, wenn man eine Trennung der Univerfität unb Forſtakademie 
vornehme, man bat ſich damals entichloffen, fie von München nach Aichaffenburg 
zu verlegen. 

Meine Herren, bei den Fragen, die in Bezug auf die Ausbildung der Forfl- 
beamten in Betracht zu ziehen find, ift vor allem von Bedeutung, ob man ihnen 
die Fähigkeit verſchafft, nachher tichtige höhere TEorfibeamten zu werden. Es 
toınmt nicht allein auf ein gewiſſes Maß von Kenntniffen an, e8 kommt and 
darauf an, frühzeitig die Liebe flir das Forſtfach zu entwideln, die Bertrantheit 
mit dem Walde herbeizuführen, den Unterricht dort zu geben, wo man die praf- 
tiſchen Beiſpiele gleich vor Augen und in der Nähe hat u. f. w. 

Im Uebrigen ift ja ganz unzweifelhaft, daB in manchen Beziehungen bie 
Univerfitä töfammlungen umfaflender find, aber, meine Herren, fie find andere 
Es darf nur Jemand eine Korftalademie bejuchen, — ich felbft habe das im ı 
rigen Sommer ausgeflihrt —, fo wird er alsbald wahrnehmen, wie dort die Sam 
kungen fir die befonderen Zwede biefer geiftigen Ausbildung gebildet find = 
wie andere von einem allgemeinen Standpunkt aus gebildete, an fih weit m 


3 5 


— 319 — 


” faffendere Sammlungen jenen Zwec dod nicht in demſelben Mafe 


Bunen. 

Benn gemeint iſt, daß ımfere Forſwer waltung Hinter der anderer 
urüdfiehe, fo muß ich befenmen, daß id} eine MWeätigemg fir dieſes Ur 
gendwo gefunden habe, und id) meine, die Landesvertretung hätte ger« 
Verwaltung gegenüber immerwährend mit befonderer Theilnahme anerk 
ausgezeichnet unſere Forfivermaltung iſt, umd, meine Herren, bie hoöchf 
diefer Berwaltung — ich würde mir ja perſönlich ein hervorragendes Ur 
diefe Frage wicht zumeffen wollen, aber die Chefs dieſer Verwaltung, 
von größter Auszeichnung, haben ſteis die Anſicht vertreten, daß der bei 
geichlagene Weg für den eigentlichen Ziwed, für die Ausbildung tüchtig 
beamten ber richtigfte if. Das hohe Hans hat biefem Wege in früherer 
ugefimmt, die Anfalten beſtehen, Anträge auf Menderung find aud h 
geftellt worben, eö ſcheint daher, daß wir uns blos anf eine afademifche 1 
einlaffen würden, wenn wir diefe Frage uoch länger erörtern wollten ( 

Bräfident: Es ift von zwei Seiten der Schluß der Diskuffion € 
von ben Abgeordneten Heiliger und Döring. Ich erfnche diejenigen He 
zuflehen, weiche den Antrag auf Schluß unterftügen wollen. (Befcieht. 

Die Unterflügung reiht aus. 

Auf der Mebnerlifte find noch eingetragen die Abgeordneten Dr. 
Thiel und Bernhardt. 

Diejenigen Herren, welche jetzt bie Diskuffion ſchließen wollen, bitt: 
‚uftehen oder flehen zu bleiben. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität, die Diskuffon iR gefäloffen. 

Ein Antrag zu diefem Zitel Tiegt nicht vor; ich Eonftatire, daß Ti 
Widerſpruch bewilligt if. 

Ich eröffne die Disfuffion über Tit. 2 umd ertheile das Wort dem 
ueten Windthorſt (Bielefeld). 

Abgeorbneter Windthorft (Bielefeld): Weine Herren, eine Bemen 
Heren Finanzminifterd zwingt mid, noch für eine Sekunde Ihre Aufm 
im Anfpench zu nehmen. Gr hat mit volem Recht daranf bimgewiefen, 
ausgezeichnete Forfidirektor zu Hannover, Burdhardt, ſich ſelbſt an der @ 
der Forftiehranftalt in Münden betheifigt Hat, aber er hat es überfehen, 
felbe ſich fehr bald von dem Irrthum feiner früheren Anficht überzeugt 
jagt in einem Briefe, den er unterm 25. Oftober 1873 an das Königlich 4 
Staatsminiflerinm gerichtet hat: 

34) Habe befonders die beiden preußiſchen Forſtakademien vı 
fie kultiviren eine große Zahl von Disziplinen, die meifte 
Alem die Hülfsfäher — aber in einer Weife, daß man I 
ſtudirenden bedauern könnte. Man will dort Alles ehren, 
Innern oder an der Peripherie bes forfilicen Lehrkreiſes lieg 
trog der vielen Fehrer, troß der Erieiterung der Gtudienzei 
man nur unreife und verfümmerte Früchte, eben weil man ! 
der Alademie ausrichten will. 

Und in demfelben Briefe legt er mit anerkenneuswerther Offenheit 

sögte faft jagen, rührende Bekenntniß ab: 
Vielleicht habe ich ſelbſt feiner Beit dazu beigetragen, baß ! 
Breußifche Forftatademie (Minden) ihre jegige Stelle im & 
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bat. Das lag aber nicht im meiner Kalkulation, daß man dort fo 
außerordentlich viele Fächer ehren und die Univerfität entbehrlich machen 
wolle. Jetzt haben wir die Monftrofität, daß man fi) in Münden 
mit vielen unvolllommenen Vorträgen bebelfen muß, während man in 
einer Stunde Göttingen mit trefflichem und vollitändigem Lehrapparat 
bat, der nur noch einer forftlichen Lehrſektion bedarf, wie ihm eine 
laudwirtbhichaftfiche mit gutem Grfolge bereits beigegeben if. 

Meine Herren, wenn der Herr Finanzminiſter fi damals mit vollem Recht 
anf die Autorität diefes Mannes berufen konnte, fo bin ich in diefem Augenblick 
noch viel mehr berechtigt, auf fein jetiges ſachverſtändiges Urtheil zu Gunften 
meiner Auffaffung Bezug zn nehmen. 

Präfident: Der Abgeordnete Dr. Birhow hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Birchow: Ich wollte nur Einſpruch thun gegen eine 
andere Bemerkung des Herrn Minifters, nämlich wegen ber verfchiedenen Be 
ichlüfle des Haufes in Bezug auf die Yorftalademie in Münden. Ich erinnere 
mich noch jehr lebhaft, daß in fpäter Stunde — es war in einer Abenbfitung —, 
als die Bofition Münden zum erften Male vorkam, ber damalige Finanzwiniſter 
v. d. Heybt die Verſicherung abgab, es fei Alles da, die Gebäude feien vorhanden, 
die Stadt wolle allerlei Opfer bringen, e3 handle fi nur um eine Peine uner- 
hebliche Sache, die jedoch für die Provinz von großer Bedeutung je. Es war 
die Beriode, wo foeben Hannover anneltirt war und man allerlei gute Dinge 
machen wollte, um die Hannoveraner in angenehmer Stimmung zu erhalten. 

(Heiterfeit.) 

In diefer Tage hat das Haus den erſten falſchen Schritt gethan. Nachher 
find neue Forderungen gelommen, die Gebäude waren nicht da, es mußte gebaut 
werden, man brauchte Laboratorien, man brauchte mehr Lehrer nnd fo hat fid 
die Sache ausgedehnt. Der erfte Beichluß ift aber, wie gejagt, in einer fpäten 
Stunde, in einem unbewachten Augenblid gefaßt. Ich möchte daraus dednziren, 
daß das Haus nicht mit voller Klarheit und vollem Bewußtſein von der Beden- 
tung des Gegenftandes die Akademie bewilligt hat. (Heiterkeit.) 

Bräftdent: Jet ift die Diskuffion gefchloffen. 

Der Titel 2 ift bewilligt. 

Ich eröffne die Diskuffion über Titel 2a, Wohnungsgeldzuſchüſſe, — über 
Titel 3, — 4, — 5, ferner über Kapitel 4, allgemeine Ausgaben, Titel 1, — 2, 
— 3, — 4. 

Alle dieſe Titel find bewilligt. 

Einmalige und außerordentliche Ausgaben. Kapitel 5, Titel 1. 
— 2, — 3 — md 4. 

Ohne Widerſpruch bewilligt. 

Wir geben liber zur 

Nente des Kronfideitommiffondse. - 
Seite 2 des Hauptetats. Vermerk zu Kapitel 1 und 2 der Eimmahmen, Domai- 
nen und Forſten. 

Dieſer Vermerk iſt genehmigt. 

Dann kommt der 

Erlös aus Ablöſungen von Domainengefällen und aus dem 
Berlaufe von Domainen⸗ und Forſtgrundſtücken. 
Hauptetat, Einmahmen, Seite 2, Kapitel 3, 3 Millionen Mark. 
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Ich eröffne die Diökuffion. Der Abgeordriete Dr. Serlig hat das Wort. 
Abgeordneter Dr. Seelig: In der Ueberſicht, welche und gegeben ift über 
den Erlös ans dem Berlauf von Domanialgrundſtücken und Forſten, find die 
Provinzen Heffen, Hannover und Schleswig-Holflein ausdrüdlih ausgefchloffen. 
Es ift mir nicht möglich geweſen, eine Auskunft darüber zn erhalten, wo die Er« 
löfe, die aus Berläufen in jenen Provinzen berrühren, im Budget aufgeführt 
werden. Wenn ich daraus den Schluß ziehen dürfte, daß von folchen Berkäufen 
von Forſtgrundſtücken in der Provinz Schleswig-Holflein für die Zulunft Ab» 
Rand genommen werden fol, fo wiirde mir diefe Ausficht in hohem Grabe er- 
frenfich fein. Ich darf vielleicht an den Herrn Finanzmiuiſter die Anfrage rich 
ten, refpeltive ihn bitten, mich darüber zu belehren, ob diefe meine Annahme eine 
richtige if. Ich erlaube mir die Aufmerkfamleit des Herrn Finanzminiſters 
darauf zu richten, daß eben in den legten Jahren bei uns Berläufe von Yorft- 
grundftüden Rattgehabt haben, die im fiskaliſchen Intereſſe vielleicht ſich verthei- 
digen laffen, die aber im Intereſſe der allgemeinen Laudeskultur, im Jutereſſe 
der Sandeswohlfahrt von einem ganz anderen Punkte aus beurtbeilt werben 
müflen. Es find bei uns eine Anzahl allerdings Kleiner Forſtparzellen verkauft 
worden, deren Berlauf eben aus Gründen ber Landeswohlfahrt hätte befier un⸗ 
terbleiben follen. Ich habe mir erlaubt, ſchon vor einigen Tagen darauf aufe 
merffam zu machen, welche hohe Bedeutung auch die kleinſten Forfiparzellen 
in dem fo fpärlich bewaldeten Schleswig-Holftein Haben, und daß der mit dem 
Berlaufe faft immer verbundene Abtrieb folcher kleiner Sorftparzellen in vieler 
Beziehung als eine wahre Kalamität anzufehen if. Ich geftatte mir, darauf 
aufmerffam zu machen, daß diefe Heinen Forſtparzellen in vielen Fällen noch eine 
ganz befondere Bedeutung haben. Solde Heinen Waldgrundftiide, vorzugsmeife 
wenn fie auf den Höhen gelegen find, haben an unſerer Küfte jehr häufig die 
Bedeutung von Landmarken oder Wehrzeichen für die Schifffahrt, und der Ab- 
trieb einer folcden Heinen bewaldeten Höhe ift für die Schifffahrt oft von her⸗ 
vorragendem Nachtheil. Auch aus dieſem Grunde muß im Intereſſe der Lan⸗ 
deswohlfahrt dafür gejorgt werben, daß derartige Heine Waldparzellen nicht zer- 
flört werden. Ya, ich möchte noch etwas weiter darin geben, ich geftatte mir, 
an den Herrn Yinanzminifter die Bitte zu richten, e8 zur Erwägung zu ftellen, 
ob nicht bei ber Bewirtbichaftung folcher kleinen Forſtparzellen in Schleswig- 
Holftein von den allgemeinen Regeln des forftlichen Betriebes eine gewiſſe Aus- 
nahme nothwendig if. Für folhe Heinen Parzellen ift bei uns auch aus forft- 
lichen NRüdfichten die Plänterwirthichaft nicht blos möglich, fondern in vielen 
Fällen fogar als die zwedmäßigfte Art der Bewirthichaftung anzufehen. Ich 
bitte alfo den Herrn Finanzminifter, eine Erwägung dahin eintreten laffen zu 
wollen, ob nicht diefe Art des Betriebs, bei welcher der Walbbeftand möglichft 
erhalten wird, bei ung in ſolchen Fällen Bla zu greifen bat. Wenn ich er- 
wähnt habe, daß in den letzten Jahren folche Berläufe von Heinen Parzellen 
ftattgehabt haben, jo will ich gleich bevorworten, daß man mir nicht entgegen 
möge, es haben folhe Veräußerungen ftattgehabt auf Grund der Gejuche von 
Kımmunen. Es iſt ganz richtig, e8 tft ein folcher Feiner Wald verkauft worden 
aı die Stadt Kiel und es ift dankbar anerlannt worden, daß die Domainenver- 
w [tung dieſen Verkauf zugelaffen Hat. Der Berfauf hat dem Fiskus einen 
gınz guten Erlös gewährt, es ift aber der Anlauf vorzugsweiſe in dem Sinne 
vı ı Der Stadt Kiel unternommen worden, damit eben diefer Wald erhalten 
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werde, der unter anderm für die Schifffahrt, namentlich andy die Sicherheit bes 
Kieler Kriegshafens von der hervorragendſten Wichtigkeit ifl. Es befindet fich in 
der Nähe von Kiel ein anderer ſolcher Wald, der vielleicht eine ähnliche Rolle 
fpielt, über dem jet die Gefahr ſchweben fol, daß der alte Beſtand niederge— 
ſchlagen werde, eine- Ausfidht, die für die Schifffahrt ebenfalls gewiffe Bedenken 
haben birfte. 

Ich möchte den Herrn Finanzminifter bitten, auf foldde allerdings, wie ih 
ſehr mohl einfehe, dem großen Ganzen gegeniiber Feine Berhältniffe eine gewiſſe 
Aufmerffamteit richten zu mollen. 

Bräfident: Der Herr Finanzminifter hat das Wort. 

Finanzminifter Camphaufen: Deine Herren! Wenn e8 bem geehrien 
Herrn Vorredner nicht gelungen ift, in dem Etat die Einnahmen aus Verkäufen 
in den Provinzen Hannover und Schlesmig-Hofftein zu finden, fo darf ich ihn 
nım daran erinnern, daß die desfallfigen Einnahmen zn den Einnahmen des vor- 
maligen Staatsſchatzes gehören, und daß er bei dem betreffenden Abfchnitt des 
Budget? auch Anskunft dartiber finden wird, wie viel in jenen Landestheilen 
veräußert worden if. Wenn dann diefer Eingang dazu gedient hat, um auf den 
Forftetat zurüdzulommen und uns zu empfehlen, wie wir in Holſtein mit dem 
Verkauf von Forftparzellen ed halten mögen, fo habe ich anzuflihren, daß wir ja 
niemals abfolut ausfprecdhen können, bier wird gar feine Parzelle verfauft werben. 
Es kommt ja da anf die Berhältniffe des konkreten Falles an, und darnach Tann 
ein Berfauf unzwedmäßig, aber auch im hohen Grade zmwedmäßig fein. Ich will 
aber andererfeits anführen, daß wir, weit entfernt, in Schleswig⸗Holſtein weſentlich 
mit Berläufen vorzugehen, wir dort wefentlich mit Ankäufen vorgegangen find 
und mit neuen Forſtkulturen, und daß wir dieſes Geſchäft auch fortzufegen 
gebenfen. | 

Präafident: Der Abgeordnete Dr. Seelig hat das Wort. 

Abzeordneter Dr. Seelig: Ich habe ſchon am vorigen Montag der Staats- 
regierung meinen Dank dafiir ausgeſprochen, daß fie mit den Ankäufen vorgeht 
und an eine Wiederbewaldung dentt, allein da handelte es fi um Haiden, die 
vielleicht in 100 Jahren Forſten find, die aber, wenn fie jett angelauft würden, 
do Lange Teinen Erſatz bieten fir Hochmälder, die augenblicklich niedergeichlagen 
werden. 

Präfident: Die Diskuffion if gefchloffen, das Kapitel der Einnahmen if 
bewilligt. 


83. 


Verhandlungen des Abgeordnretenhanfes über die Aufbefferung 
der materiellen Lage der Forſtſchutzbeamten. 


70. Situng am 1. $uni 1875. 


Präfident: Lieber die folgende Petition wird der Abgeordnete von Be da 
berichten, dem ich das Wort ertheile. 


Berichterftatter Abgeordneter u. Benda: Meine Herren! Es liegt eine ! hr 
große Anzahl von Petitionen von Förftern und Waldwärtern aus den aller ' er- 
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ſchiedenſten Theilen unſeres Landes vor. Ihre Wünſche find gerichtet einestheils 
auf die Verbeſſerung ihrer Beſoldungen, anderentheils auf die Beſeitigung der 
Nachtheile, in welche fie durch das Diätenreglement vom Mai 1873*) gerathen find. 
Meine Herren, in letterer Beziehung ift, wie Ihnen ja bekannt ift, nenfich ein 
Gejeentwurf”*) von uns berathen und befchloffen worden, der dieſem Uebelſtande 
Abhilfe verfhaffen wird. Was aber die Befoldungsverhäftniffe betrifft, fo ift in 
der Kommiffion die Frage jehr ausführlich behandelt, und man ift in der Kom⸗ 
miffton bereit geweſen, anzuerkennen, daß die betreffenden Beamten vielfach in 
einer fehr fhwierigen Lage rüdfichtlich ihrer äußeren Stellung fi} befinden. Man 
bat aber geglaubt, da ein Unterfchied zu machen ſei zwifchen denjenigen Förſter⸗ 
und Waldwärterfiellen, welche in tfolirter Lage in der Tiefe des Waldes und auf 
der Höhe der Berge ſich befinden, welche in ſchwieriger Lage find nicht allein in Be» 
zjiehung auf ben Unterricht ihrer Kinder, fondern auch felbft in Bezug auf die 
Beihaffung ihres täglichen Brotes. Man hat in der Kommiffion daher geglaubt, 
dag zunächſt der Wunſch an die Staatsregierung auszufprechen ſei, Hilfe zu 
fhaffen in diefen befonderen Fällen durh Gewährung von Stellenzulagen, 
wo das Bedürfniß fi herausſtellt. Meine Herren, dem entfprechend ift der 
Autrag***) Fhrer Kommiffion gefaßt. Ach bin aber von der Kommiſſion aus- 
drüdtich beauftragt hervorzuheben, daß ſie einftimmig der Meinung ift, daß fiber 
furz und lang auch die Frage der allgemeinen Befoldungserhöhung der be- 
treffenden Beamten fi) nicht werbe vermeiden laffen, theil8 wegen des Werthes 
der ihnen anvertrauten Verwaltung, theils auch wegen der bejonderen Schwierig- 
feit und der befonderen Berantwortung, welche mit ihrem Amte verbunden find. 
Die Kommiffion hat aber geglaubt, in diefem Jahre von beziiglichen Anträgen 
Abſtand nehmen zu müffen, theils weil die nicht unbeträchtliche allgemeine Be- 
foldungserhöhung, welche den Förftern und Walbwärtern zu Theil geworden ift, 
erft im Jahre 1872 erfolgt ift, anderentheild und vorzugsweife deswegen, meil 
wir ja ganz allgemein in Hebereinftimmung mit der Staatsregierung aus finanziellen 
Gründen uns entfchloffen haben, in diefem Jahre Anträge auf allgemeine Be— 
fofdungserhöhungen auch bei anderen Kategorien von höheren oder unteren 
Beamtenklaffen nicht zu ftellen. 

Das find die Gründe, aus welchen Ihnen der Antrag fo vorgelegt ift, wie 
ih Ihnen denfelben zur Annahme empfehle. Ich Hoffe und glaube, daß die be- 
treffenden Beamten auch diefem Antrage und aus meinem Bortrage entnehmen 
werden, daß diefes Haus immer bereit geweſen ift und auch heute noch bereit ift, 
den Intereſſen und den berechtigten Wünfchen der betreffenden Beamten einer Ber- 
waltung, der wie gern und bereitwillig für ihre erfolgreiche Tüchtigkeit unfere 
Anerfennung zolfen, dag mir diejen berechtigten Wünſchen gern entgegentommen. 

*), ©. Yahrb. Band VI. Urt. 18. S. 17 und Art. 21. 

) &, Art. 17 Geite 285 dieſes Bdse. 
>) Der Antrag ber Budgetkommiſſion lautet: . 
Das Haus der Ubgeorbneten wolle beichließen: 


Die Betitionen der Forſtbeamten und Waldwärter auß verfchiedenen Provinzen der 
Monarchie um Berbefferuug ihrer äußeren Lage ber Königlichen Staatsregierung zur Kennt⸗ 
-ißrahme und 

1) foweit es fih dabei um Abhülfe des vorhandenen Bebürfnifies durch Gewährung 
von Stellenzulagen aus befonderen Bonds, 

2) ſoweit es ſich dabei um bie Benachtheilczung handelt, welche die unteren Forſt⸗ 
beamten in Folge bes Geſetzes vom 24. März 1873 durch ihre Einreihung in bie 
Klaffe der Unterbeamten bei Bemefjung ihrer Diäten nnd Reiſekoſten erlitten haben 


‚ar Berüdfichtigung zu übermeifen. 
Jahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagb⸗Geſe zg. VID. 22 
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= Ich empfehle Ihnen in diefem Sinne im Namen der Kommiffion die Annahme 
der betreffenden Vorfchläge. 

Präfident: Ich eröffne die Diskuſſion. Der Abgeordnete Bernhardt hat 
das Wort. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ihre Budgetkommiſſſon hat in 
danfenswerther Weife ſich der Sache der untern Forfibeamten angenommen. 
Was ich aber als beſonders dankenswerth hervorheben möchte, find diejenigen 
Worte, die foeben ber Berichterftatter der Budgetlommiffion zu ung geſprochen 
bat, daß nämlich in der Kommiffton die Anftcht einftimmig vertreten gewejen jet, 


"3 daß über furz oder lang eine fundamentale Neuregulirung der Gehaltsverhältifie 
A ſich nicht werde vermeiden laſſen. Ich geſtehe nun offen, meine Herren, daß ich 
Br recht dringend gewünſcht Hätte, daß die Kommiffion diefer ihrer Ueberzeugung in 
3 ihrem Antrage in irgend einer Weiſe Ausdruck gegeben hätte. Warum man 
J— überhaupt den Grundſatz feſthalten ſoll, unter keinen Umftänden, auch da nicht, 
zu wo eine firifte Gerechtigleit e8 fordert, eine Anregung zu Berbefferungen von 
J— Gehaltsſätzen für die unteren Beamten zu geben, das vermag ich meinestheils 
— nicht einzuſehen. In dieſem Falle ſage ih: prineipiis obsta, kenne ich feine 
3— Prinzipien, wenigſtens keine berechtigten. Etwas auderes iſt es aber zu erwägen, 


ob in dieſem Augenblicke die Lage unſerer Finanzen der Art iſt, daß wir mit 
einem Antrage auf ſofortige Gehaltsverbeſſerung vorgehen können. Dieſe Frage 
will ich meinerſeits in keiner Weiſe entſcheiden; darüber will ich nicht einmal 
Pi eine Anficht äußern. Wohl aber meine ich, daß Ihre Kommilfion recht gut auf 
E-. dem Boden ihrer Ueberzeugung von der Nothwendigfeit einer fpäteren Regulirung 
Ei der Gehälter der Förfter und Waldwärter der Staatsregierung eine Anregung 
| hätte geben können, die bezüiglichen Berhältniffe no einmal in Erwägung zu 
ziehen und epentuell in dem Etat für 1876 mit Vorjchlägen an uns beran- 
zutreteu. 

| Meine Herren, als ih am 6. Februar die Ehre hatte, vor Ihnen einige 
J Geſichtspunkte geltend zu machen, welche ſich auf die äußere Lage der Förſter 
5— bezogen (ſ. Art. 32 ©. 303 ff.), bemerkte der Herr Regierungskommiſſarius, der da⸗ 
J mals das Wort nahm, den ich leider heute nicht hier ſehe, daß ich wohl noch ſehr jung 
Br in Diefem Haufe fein müffe, denn jonft würde ich wiffen, daß die Förfter ja im Jahre 
H 1872 eine erhebliche Zulage befommen hätten, und er bezog diefe feine Worte und dieſen 
Mi: .. jeinen Hinweis auf meine parlamentarifhe Jugend, auf meine Aeußerung, daß 
2 von allen den Gehaltszulagen die Förſter nichts befommen hätten. Meine Herren, 
J— es würde mir nicht ſchwer fallen, geſtützt auf frühere Vorträge in dieſem Hauſe 
E 5 Ihnen zu bemeifen, daß „nichts“ nicht etwa immer „nichts“ bedeutet, fondern daß 
"Zu dies Wort „relativ nichts" oder „in einer gewiflen Richtung nichts“ bedeuten 
kann. Wir haben das ja bei einer anderen Gelegeyheit bier gehört. 

Allein dazu bin ich nicht genug philologifch gebildet. Ach will alfo nur 
da8 fagen: dem Sinne nad wollte ih mit jenen Worten nicht3 Anderes aus⸗ 
dritten, als daß diejenigen Gehaltsverbefferungen, welche mir jehr wohl befannt 
find, die den Forftbeamten zugefloffen find, gerade flir die Berbefferung der 
äußeren Lage der Förfter von einer ſehr geringen Wirkung gewefen find ımd 
zwar aus dem befonderen Grunde, weil ft die Eriftenzbedingungen der Ni 
weiten größten Zahl der Königlichen Förſter in den legten 5 Jahren auf : 
ordentlich verfchlechtert haben. Die Förſter find zum Theil angewiefen auf eı ıe 
Heine Landwirthſchaft; die Verhältniffe der Arbeit auf dem Lande und die G »- 
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fammtverhältniffe Heiner Wirthichaften, welche nicht von dem Beſitzer felbft ge 
führt werden fünnen, alfo welche nicht bäuerliche Wirtbichaften find, find in den 
legten Fahren fo unendlich ſchwer geworben, daß die jehr wohl gemeinten dankens⸗ 
wertben Baarzulagen, welde dem Förſter zu Theil geworden find, in vielen 
Fällen dieſe Berlufte nicht entfernt aufgewogen haben. Das, meine Herren, habe 
ih damit jagen wollen ımd Sie Alle haben es verftanden. Nur ber Herr Ne- 
gierungsfommiffarins jcheint es nicht verftanden zu haben. 

Meine Herren, nun noch ein Beifpiel aus der Praxis. Man fpricht tiber 
Roth, Über geringe Gehälter, in diefen Dingen aber, meine ih, muß man mit 
Zahlen deduziren. Hier ift ein junger Förſter in der Provinz Hannover, er, 
wohnt in einem Heinen Städtchen, hat feine Dienftwohnung, kein Dienftland 
0 Mark Gehalt, außerdem 90 Mack Miethsentihädigung; der Mann zahlt 
150 Markt Miethe für eine beicheidene Wohnung, und es bleiben ihm alfo zum 
Unterhalt feiner Familie 840 Darf jährlich, ſage und fchreibe 280 Thaler. Meine 
Herren, das beträgt tägli 23 Sgr. 6 Pf. nad) altem Gelbe. In jener Gegend 
aber verdient ein junger rüftiger Tagelühner täglich 1 Thaler, wenn er arbeitet. 
Meine Herren, Sie werden mir zugeben, das find abnorme Berhältniffe Der 
Tagelöhner, der die Pflanze pflanzt, der den Graben im Walde gräbt und das 
Holz haut, der verlangt 1 Thaler in der guten Jahreszeit, und der Förſter ſteht 
daneben und Bat 23 Sur. 6 Pf. Ich glaube, die Bedürfnißfrage ift damit wohl 
als gelöft zu betrachten. ch betrachte den Antrag der Bubdgetlommiifion, für 
den ich fehr dankbar bin, als eine Abjchlagszahlung, die man mit Freuden zu 
acceptiren hat, und ich hoffe, DaB der Wunſch, der in der Budgetkommiſſion laut 
geworden, eine gründliche Regelung diefer Berhältniffe berbeizuflihren, in nicht 
ferner Zeit in Erfüllung geben wird. 

Präfident: Es ift Niemand weiter zum Wort gemeldet, die Diskuffton 
ift geſchloſſen. Der Herr Berichterftatter verzichtet. Ich bringe ben Antrag, 
der Ihnen auf Seite 2 gebrudt vorliegt, zur Abftimmung, und erjuche diejenigen 
Herren, welche den Antrag annehmen wollen, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität, der Autrag der Budgetlonmmiffion ift angenommen. 


Tarationsweſen, Material⸗Abnutzung, Führung des 


Controlbuchs. 
34. 
Einführung geſonderter Abnutzungsſätze für Hauptnutzung und 
Vornutzung. 


Circular⸗Verfũgung des Finanz⸗ Miniſters an ſämmtliche Königliche Regierungen (ercl. 
Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz⸗Direktion zu Hannover. 
Berlin, den 15. Mai 1875. 

Der Königlichen Regierung Laffe ich Hierbei . . Eremplare einer Girkular- 

ve ‚ugung vom heutigen Tage, betreffend bie Einführung gejonderter Abnugungs- 

f& e für Hanptnugung und Bornupung bei der Bewirthſchaftung der Königlichen 

Fe fien, zur Bertheilung an die Herren Oberförfter und Forſtmeiſter und zur 
eic en Nachachtung zugehen. 22% 
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Die unter Bof. 2 obigen Cirkularerlaſſes erwähnte Nachweiſung der geſonderten 
Abnutzungsſätze Für ſümmtliche Oberförſtereien Ihres Bezirks wolle die Königl. 
Regierung nach dem in der Anlage enthaltenen Schema X anfftellen laſſen und 
bis zum 1. Auguſt d. J. einreichen. 

Die jährlihe Zufammenftellung der Materialabnıyungs-Ueberfichten ift vom 
Wirtbichaftsiahre 1875 ab nach dem anliegenden Schema PB. I. anzufertigen. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: dv. Hagen. 


Betreffend die Einführung gefonderter Abnutzungsſätze für 
Hauptnutzung und Vornutzung. 
Berlin, den 15. Mai 1875. 

Das Zufammenfafien der Bornugungs- (Durchforſtungs⸗) Erträge mit den 
Hauptnukungs- (Abtriebs-) Erträgen in einen Abnugungsfag und demzufolge auch 
zu gemeinfdhaftlicher Balance im Controlbuche, hat vielfach den Uebelftand herbei⸗ 
geflihrt, daß wegen der Häufig eintretenden Mehrergebniffe der Durchforſtungen 
fiber die gefchätten Erträge, das planmäßige Yortfchreiten der Hauptnugung und 
Berilingnng zurüdgehalten, oder der Durchforſtungs⸗ zc. Betrieb nicht in dem 
erforderlihen Maße gefördert ift. 

. Zur Befeitigung dieſes Uebelſtandes erachte ich für angemeffen, daß fortan 
I. der Abnugungsfat gefondert für die Haupt- und fir die Vornutzung 
im Hochwalde feftgeftellt, 
II. die Balance gegen diefe beiden Abnutzungsſätze getrermt gehalten und 
DI. das Einſchlags-Soll des jährlichen Hauungspland für die Hauptnutung 
unabhängig von demjenigen fir die Bornußung beſtimmt wird. 
Zu diefem Behufe wird Folgendes angeordnet: 
L Sefflellung der gefonderten Abnukungsfäße. 

1. Bei neuen Betrieb3-NRegulirungen oder Tarationd-Revifionen ift bezüglich 

der Hachwaldungen ein bejonderer Abnutungsjag zu ermitteln und feftzuftellen: 
a) für die Hauptnußung, der Hauptnutzungsſatz, 
b) für die Vornugung, der Vornutzungéſatz, 

und zwar in ber durdy die Anlage A angebeuteten Form. 

Die weitere Zerlegung des nur in Tseftmetern fummarifch feftgeftellten Xb- 
ungungsjages in Diejenigen Sortimentszahlen, welche nad) der ebenfalls in Anlage 
A angedeuteten Yorm, in den Natural:Etat ald Einnahme an Holz einzuftellen 
find, erfolgt durch die Königliche Regierung (Finanz- Direktion), ohne daß es ber 
Genehmigung diefer Zahlen Seitens des Minifterii bedarf. 

2. Der jest gilltige Abnutungsia jeder Oberförfterei it auf Grumb der 
Materialien des Abſchätzungswerks oder der Zarations-Revifions-Arbeiten, aus 
denen er hergeleitet worden, bezüglich des Hochwaldes in einen Haupt- und einen 
Vornutzungsſatz zu zerlegen. 

Sollten jene Materialien nicht genügen, um nad ihnen die Berlegung zu 
bewirken, fo kann diefe auf Grund des aus dem Controlbuche zu entnehmenden, 
nöthigenfalls aber zu arbitrirenden Prozentverhältniffes zwiichen Haupt und 
Bornutung gutachtlich erfolgen. 

Diele Arbeit iſt in nächfter Zeit vom Oberförfter auszuführen, vom Forſt⸗ 
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meifer zu prüfen event. zur berichtigen und die Abnutzungsſätze find bann vom 
Oberforſtmeiſter feftzuftellen. 

Eine Nachweiſung der fefigeftellten und vom Wirthichaftsiahre 1876 ab den 
jährlichen Hanungsplänen zu Grunde zu legenden Abnuttzungsſätze ift von der 
Regierung (Finanz-Direltion) bis zum 1. Auguft d. J. dem Finanz Minifterio 
einzureichen. Dabei ift für jede Oberförfterei kurz anzugeben, worauf fi bie 
Zerlegung gründet. 


DI. Controle und Salancıe. 


8. Bom Wirtbfchaftsjahre 1875 ab find-in Abfchnitt B des Eontrolbuches 
alle Hanptnußungserträge des Hochwaldes mit other, alle Vornutzungserträge 
mit ſchwarzer Schrift einzutragen. 

Die Eintragungen in Abfchnitt B erfolgen übrigens nad wie vor in der 
Reihenfolge der Jagen oder Diſtrikte. 

Für Hochwald ift die Summe zu ziehen 

a) an Hauptnußungen, 

b) an Borungungen. 

4 Bon befonderer Wichtigleit ift, daß hierbei die Frage, weldhe 
Erträge als Haupt- und welde als Bornußung zu buchen find, 
überall nad gleihmäßigen Grundfägen richtig entſchieden wird. 

Hierfür if Folgendes zur Richtichnur zu nehmen: 

a) Zur Hauptnubung gehören diejenigen den Hanptbeftand betreffenden 
Holtznutzungen, welche entweder die gänzliche Befeitigung des Beſtandes, oder eine 
ſolche Durdlichtung deffelben bewirken, daß diefe die Erneuerung oder Ergänzung 
des Beflandes, oder eine in's Gewicht fallende Verminderung des bei der Taration 
boransgefetten Hauptnugungs-Ertrages zur Folge hat. 

Demgemäß find zur Hauptnußung zu rechnen: 

a) flächenweife Beſtandesabtriebe (Kahlhiebe behufs der VBerjüingung, behufs 
anferforftlider Benutung oder Veräußerung); 

B) ftammmeife (pläntermweife) Berjüngungsbhiebe 

(Borbereitungsichläge, Beſamungoſchläge, Lichtfchläge, Räumungs- 
ſchläge, Schirmſchläge zum Unterbau, Löcherſchläge behufs horſtweiſer 
Berjüngung); 

7) Diejenigen ſtanm⸗ und horftweifen Durchhauungen des Hanptbeftandes 
in haubaren und nicht haubaren Orten, welche eine Beftandesergängung 
erfordern, oder die voraudgefegte Hauptnugung um mehr ald 5 Prozent 
fhmälern werden; 

(Lichtungshiebe behufs Unterbau, wobei jedoch die den Lichtungshieb 
vorbereitenden Durchforftungen zur Bornutung gehören; ferner folche 
horſtweiſe Weichholzaushiebe und ſolche Beftandesbeichädigungen durch 
Inſekten, Wind, Schneebruch zc, welde eine Beftandesergänzung 
nothwendig machen oder die voransgejegte Hauptnugung um mehr 
ala 5 Prozent fchmälern werben.) 

3) Aushiebe von Waldreihtern, d. 5. von Stämmen, welche aus bem 
Borbeftande in den gegenwärtigen Beftand mit übernommen find, um 
fie in einer fpäteren Periode zu nungen; 

€) alle Holzungungen in Beftänden, welche der laufenden Wirthſchaftsperiode 
des Hochwaldes angehören; 
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D die Oberholzuutzung im Mittelwalde; 

d) die geſammte Holznutzung im Plenterwalde. 

b) Zur Bornutzung gehören diejenigen Holznutzungen, welche ſich nur auf 
den Nebenbeſtand (zurückbleibende und unterdrückte Stämme) erſtrecken, oder den 
Hauptbeſtand nur in ſolchem Maße treffen, daß ſie weder eine Ergänzung deſſelben, 
noch eine mehr als 5 Prozent betragende Schmälerung der bei der Taration vor⸗ 
ausgeſetzten Hauptnutzung zur Folge haben. 

Demgemüß find zur Vornutzung zu rechnen: 

a) die Durchforſtungen, welche den Nebenbeſtand betreffen, 

ß) die ſtamm⸗ und gruppenweifen Hauungen der Beftandezpflege im Haupt⸗ 
beftande, welche feine Beftandesergänzung oder über 5 Prozent betragende 
Berminderung des vorausgeſetzten Hauptuutungs-Ertrage® begründen 
(Läuterungshiebe, Auszugsbiebe) ; 

y) die Holgnußungen, welche in Yolge von Waldbeſchädigungen eingehen, 
ohne jeboch zu einer VBeflandesergänzung zu nöthigen und ohne bie 
vorausgefegte Hauptnugung um mehr als 5 Prozent zu fchmälern 
(Einzeltrodniß, Einzelbrud durch Wind, Schnee, Duft, Eis zc.). 

So weit die Nutungen unter «&—y in Beftänden der laufenden Wirthſchafts⸗ 
periode eingeben, find fie aber als Hauptnutung zu behandeln. 

Ob ein unfreiwilliger Holzeinfchlag die vorausgefeßte Hanptnutung um mehr 
als 5 Prozent ſchmälern wird, und in wie weit demgemäß eine ſolche Nutzung 
als Hauptnugung (Vorgriff) oder ald Bornugung zu behandeln if, muß nad 
den Berbältniffen des einzelnen alles, in Beziehung auf die ganze betreffende 
Beftandesabtheilung, ermeifen werden. 

Es wird dabei der Hauptnutungsertrag, welcher bei der Taration voraus« 
gefetst und in der Ertragdermittelung direkt angegeben, oder aus den Angaben 
der fpeziellen Beſchreibung Über Bodenklaffe und Vollbeſtandsfaktor zu erfehen if, 
in Vergleich zu fellen fein mit demjenigen Hauptnußungsertrage, den die Be 
ftandesabtheilung nach dem BZuftande, in welchen fie Durch den fraglichen Holz 
einſchlag verſetzt if}, unter Beriidfichtigung der aus dem lichteren Stande etwa 
folgenden Zuwachsfteigerung, in der beftimmten Abtriebeperiode noch erwarten 
läßt. 

Holgnußgungen, von denen es zweifelhaft ift, ob fie nach den vorftehenden 
Begriffsbeftimmungen zur Haupt- ober zur Bornugung gehören, find zur Haupt⸗ 
nutzung zu jegen. 

Für die Beurtbeilung, ob eine Haupt- oder eine Bornugung vorliegt, ift es 
nicht maßgebend, in welcher Weife gewiſſe Holznugungen im Abſchätzungswerke 
behandelt find. Wenn z. B. in diefem Aushiebe von Waldrechtern oder größeren 
Weichholzhorſten, oder Lichtungshiebe zum Unterbau als Vornutzung gebucht 
wären, fo würde gleichwohl der Iſtertrag als Hauptnutzung zu behandeln fein 
Solde im Abſchätzungswerke als Hauptnugung nicht vorgejehenen Erträge würden 
dann als Mebrertrag erfcheinen und in den Abfchnitt A.I. des Controlbuchs 
übergehen, während die im Abſchätzungswerke irrthümlich al Vornutzung aufge 
nommene Maffe bei der Tarationg-Mevifion als Minderertrag bei den Pot 
nußungen zu behandeln wäre. " 

Bei Tarations-Revifionen und Nenfhätungen find die gegebenen Begi 
beſtimmungen über Haupt- und Vornutzung genau zu beachten. Auch iſt in 
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betreffenden Formmlaren zc. fortan flatt der Bezeichnung „Bwifchennngı 
Bezeihunng „Bornugung“ anzuwenden. 

Die genaue Sonderung der Haupt» und Bornugung im Abſchnit 
Controlbuchs wird zugleich es ermöglichen, in vielen Füllen künftig d 
ungungsfag ſummariſch nad} dem Durdjfchnittsertrage der legten Jahr 
Kimmen, und die Einzelabfhägung der Bornugungserträge für jede Beſt 
teilung entbehrlich zu machen. 

5. Daß die Eintragung und Verrechnung der Hiebserträge im Abi 
des Eontrolbuch® genau nad) vorſtehenden Befimmungen erfolgt, hat d 
meifler forgfältig zu controfiren, wobei in Fällen der Meinungsverfchiedt 
die Buchung al Hauptmugung (Borgriff) zu entfcheiden ift. 

Am Schluffe bes Abfhnitts B. ift vom Forftmeifter für jedes Jaf 
ſcheinigen, daß die Sonderung der Erträge nach Haupt- und Vornutzur 
erfolgt iR. 

6. Im Abſchnitt C. des Controlbuchs iſt vom Jahre 1875 incl, 
Balance der Hochwaldabnutzung gefondert zu führen 

&) für die Hauptnugung, 
b) für die Bornugung, 
e) im Ganzen. 

Das Nähere hierüber wird in der binnen Kurzem erſcheinenden nı 

weifung zur Führung des Controlbuchs beftimmt werben. 


IM. Seredjuung des zuläffigen Abungungs-Sols und Feffelung des Einſchl 
im jährlichen Hauungsplane, 

7. Diefe iit vom Wirthſchafislahre 1876 ab nach dem unter B. an 
Formulare und Beifpiele, bezüglich des Hochwaldes mit gefonder 
rechnuug für 

&) Hauptnutzung, 

db) Bornugung, 

©) im Garen, 
zu bewirlen. 

Bei der erſtmaligen Aufſtellung der nach a und b gefonderten Bal 
Eingange des Hauungsplanes pro 1876, fowie im Abſchnitt C. des Con 
pro 1875 würde e8 eigentlich erforderlich fein, den bis incl. 1874 erfolgt« 
oder Mindereinfhlag auf die beiden Kategorien a und b zu vertheilen. 
der dazu nöthigen weitläufigen Ermittelungen aus der Vergangenheit kaı 
Hiervon Abftand genommen und der ganze bis incl. 1874 erfolgte Me 
Minbdereinfeplag in die Balance für die Hauptnugung eingeftellt werben. 
wird alfo pro 1876 für die Vornugung das zuläffige Abnuhungsſoll d 
nugungsfage gleich fein. 

Hierdurch fol jedoch nicht ausgeichloffen werben, daß fir einzelr 
förftereien, bei denen die Sonderung der Haupt- von den Vornugungs- 
ohne große Mühe rüchwärts ſchon file 1874 event. auch für 1873 erfolc 

e gefonderte Balance bis auf 1874 oder 1873 zuriidgeführt wird. Dies 
mentlich in den Fällen rathfam, wo mit dem Jahre 1874 oder 1873 
mutungsfag begonnen hat. 

8. Die nad) der Geſchäftsanweiſung für die Oberförfter vom 4. Zur 

42 aufzuſtellende Balance des Iſteinſchlags gegen das zuläffige Abnu 

*) ©. Jaheb. Bd. II. ©. 3. Mit. 4. 





und das Hiebsfoll ift vom Jahre 1876 ab, gefondert für Haupt: und Vornutzung 
fo aufzuftellen, wie Anlage O erjehen läßt. 

Die Nichtigkeit der Sonderung bes Iſteinſchlages in Haupt- und Vornukung 
ift unter der Balance vom Forſtmeiſter zu befcheinigen. 

9. Zu einer danach ſich ergebenden Weberfchreitung des zuläffitgen Abnutzungs⸗ 
ſolls für die Bornupung, aud um mehr als 10 Prozent, bedarf es der 
Minifterial-Genehmigung nicht. Diefe ift aber erforderlich, wenn die Leberfchreitung 
bei der Hauptnutzung mehr als 10 Prozent des zuläffigen Abnutzungsſolls 
beträgt. 

Ungerechtfertigte Ueberjchreitungen bei der Hauptnutzung werden mit größter 
Strenge gerügt werben. 


Bezügli der mehr ald 5 Prozent betragenden Abweichungen des Iſtein⸗ 
ſchlags von dem Einfchlagsjoll des Hauungsplanes findet die Vorſchrift des letzten 
Sates im 8. 42 der Gefchäftsanmweifung für die Oberförfter ſowohl auf Haupt 
wie auf VBornugung Anwendung. 


10. In der jährlichen Material: Abnutungs-Meberficht, $ 47 Schema P ber 
Geihäftsanweilung, ift die Vergleihung für den Hochwald zu zerlegen in 
a) Hauptnutzung, 
b) Bornußung, 
c) im Ganzen. 
- Die Meberfidht ift nach dem anliegenden Schema P aufzuitellen. 

In den vorftehenden Anordnungen und den zugehörigen Schema’s ift berüd- 
ſichtigt, daß Fünftig die Feſtſtellung der Abnutzungsſätze, ſowie die Führung der 
Abſchätzungs⸗Controlen und Balancen, nicht mehr nad Rau mmetern, fondern nad) 
Teftmetern erfolgen fol. Wegen diefer Behufs Herfiellung eines gleichmäßigen 
Berfahrens in allen Staaten des Deutfchen Reiches angenommenen Aenderung 
der bisher für die Preußifche Forſtverwaltung maßgebend geweſenen Vorfchriften 
wird bejondere Berfligung ergehen. (©. Art. 87.) 

Zur Umrechnung von Raummetern in Feſtmeter find auch ferner, bis anf 
anderweite Beftimmung, die bisher üblichen Nebuktionsfaltoren, nur mit der 
Aenderung anzuwenden, daß für Rinde, ohne Unterfchied der Holzarten, und zwar 
fir Altrinde, gleichviel ob geputzt oder ungepugt mt . . - . . 0,3 
für Jungrinde (vom Schlagholz, Durdforftungen und Afglanzrinde) mit . 0,% 
die Feſtmaſſe berechnet wird. 

Zur Umrechnung von Nindengewicht in Raummeter oder Feſtmeter find bis 
auf Weiteres als Verhältnißzahlen anzunehmen: 

für Altrinde: 4,5 Gentuer = 1 Raummeter, 


15 „ =1 Fefmeter, 
für Zungrinde: 3_ „ =1 Raummeter, 
15 „ =1 Feſtmeter. 


Die anliegenden Syormulare B, O und P treten nunmehr an die Stelle ber 
mit diefen Buchſtaben bezeichneten Formulare der Geichäftsanmeifung von 
4. Juni 1870. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: von Hagen. 
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A. 
Der Abnutzungsſatz wird feſtgeſtellt wie folgt: 
1. Für den dochwald. 
8) Hauptnugung: 
Edn ... 
Buchen zc. 
Anderes Laubholz 
Nadelholz . . 
aufammen . 
b) Bornugung 
Eigen... 
Buchen x. . . 
Anderes Raubhol; . . . . 
Nadelbo. .......- maacht pr. Heltar Holzboben 
9 Im ganzen Hochwlad . . . . alfopt. Heftar Holzboden 
2. Für das Saumhol; im Miltelwalde. 
Eigen . >22. Feflmeter. 
Buchen x. B 
Anderes Laubhol; . 
Nabelholz . 
zufammen . 
3. Iumma controlfähiges Material Feſmeter. 
4. An nicht controlfähigem Material find zu erwarten: 
I a) Bom Hochwalde: 








macht pr. Heftar Holzboden 





. Feſtmeter; 

















l Stocholz . deſnmeir. 
Neiferholg . 
b) Bom Baumfotze im Wittetwatde: 
Stodholz ‚ Geftmeter. 





Reiſerhoiz 
e) Bom Sqiagboize im mitiel und Niederwalde: 








Eigen — Sm) darunter Lohrinde 8 
Buchen zc. Derbholz . . 
Reiferholg . . - = 
Anderes Laubhoig verbhotz = 
Reiferholg.... = 


Summa bes nit control« 
fägigen Materials . . Femeter. 
5. Gefammtertrag aller Betriebs- 
arten an Hol; überhanpt . .Feflmeter; macht pr. Heftar Holzboden 
Der in vorftehender Weife ſummariſch in Feſtmetern beflimmte Abn 
fa wird behufs Feſtſtellung der Einnahme für ben Natural-Etat d 
Reoierung in Sortimente zerlegt, wobei die Schlagergebniffe der letzte 
wı Anhalt zu nehmen find. 
Die Umwandlung der Feftmeter in Raummeter erfolgt, wenn | 
Be ‚ältnißgahfen für die betreffende Oberförferei vom Minifterio beſtin 
mit dieſen, fonft aber mit den allgemein vorgeſchriebenen Verhältn 
De malen werden in die Natural-Einnahme des Etats nicht übernomm 
die Natural-Einnahme bes Etats if nach folgendem Schema zu ver. 
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Anmerkung: Die der vorflehenben Eircnlar-Berfligung beigegebenen Formulare 
B, O P, P! und X tonnten ihres Umfanges und Formates we ⸗ 
gen bier nicht abgebruct werben. 


85. 
Neue Ammeifung zur Anlegung und Führung des Controlbuches. 
CireularsWerfügung bes Finanz-Minifters an ſämmtliche Königl. Regierungen ertl. 
Eigmaringen unb an bie Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 
Berlin, den 6. Juni 1875. 

Der Königlichen Regierung laffe ich hierbei in Berfolg der Eircular-Ber- | 
fügung vom 15. v. M. eine neue Anweifung zur Anlegung und Führung des | 
Controlbuchs in .. Eremplaren zugehen, um davon jedem orfimeifter und \ 
Operförfter ein Eremplar zugufertigen und wegen der Ausführung das Erforderliche 
anzuordnen. | 

Den Bebarf an neuen Formularen wolle die Königliche Regierung Behufs 
der Ueberſendung hierher anzeigen. 

Der Finanz-Minifter. 
J. A.: v. Hagen. 


86. 
Anmeifung zur Annahme und Führung des Controlbuchs vom 
6. Juni 1875,*) 

a. Das Controlbuch hat den Zwed, die Refultate der Material-Abnugung im 
Laufe der Wirthichaftsführung zur Vergleihung mit der Schägung, auf 
welche fi) der Abnugungsfat gründet, fo zu verzeichnen und überfichtlich 
aufammenzuftellen, wie e8 erforberlich ift, um die Material-Abnugung | rt 
laufend der Abſchaung und dem Exgebniffe der feit der Schägung | fir 
gefundenen Abnugung eutſprechend reguliren zu können. 

Zu diefem Behufe muß das Controlbuch nachweiſen: 


*) Gegenmwärtige Unweiſung tritt an Stelle derjenigen dom 18. Sanuar 1870. (3 th 
MD. III. ©. 102 At. 28) 





— 33 — 


A. wieviel jeder abgenutzte Holzbeſtand an Maffe gegeben 
um wieviel biefer Iſt · Ertrag gegen den geihägten Ext 
ober geringer if. Es muß alfo für jebe bei der Schi 
bildete Beftandes-Abtheilung (Eontrolfigur) ein Ertragske 
legt, und wenn die Abnugung beendet if, der If-Ertrag 
geihägten Ertrage verglichen werben. Hierzu ift der ME 
beftimmt. 

Zur Erlangung einer Ueberfict über die Mebr- un 
Erträge und Behufs deren periodifcher Anrehnung zur ! 
ober Einfparung if deren Zufammenftellung erforder 
Abſchnin At dient. Ferner muß das Controibuch nach 

B. wieviel in jedem Jahre im Ganzen zur Anrehnung au! 
nugungsfag eingefchlagen worden ift, Abſchnitt B, und ı 

C. wie die Gefammt-Abnugung jeden Jahres ſich zu dem At 
fage und dem unter Berlidfigtigung der Mehr- und DR 
jchiage, fowie der Mehr- und Minder-Erträge zu berech 
täffigen Abnugung verhält, uub wie danach bie zufäffige t 
für das folgende Jahr fi teilt, Abſchnitt C. 

Es ift alfo anzulegen und zu führen: 

im Abſchnitt A das Ertragsfonto ber einzelnen 5 
Abtheitungen (Controlfiguren), 
im Abfgjnitt At die Bufammenfelung ber Erge 
Abſchnitts A, 
im Abfchnit B das Jahreskonto das ganzen Rebiı 
im Abjchnin C die Bufammenfellung der Refultı 
Kontos und die Berechnung der daraus folgende 
gen Abnutzung fir jedes Jahr. 
b. Demgemäß ift bei der erften Einrichtung und Anfegung des Con 
im folgender Weiſe zu verfahren: 

Die verſchiedenen Abſchnitte A, Al, B, C werben in vier $ 
gelegt, welche zufammen in einer Mappe mit der Aufſchrift „E 
der Oberförfterei N.“ mit einem Eremplare dieſer Anweiſung 
wahren find. 

©. Abſchnitt A. Für jede Beflandes-Abtheilung, welche in der ſpez 
ſchreibnng für ſich geihägt in und eine felbffländige Controlfig 
wirb eine ganze Seite beftimmt, fofern nicht von vorn herein zu 
if, daß der Raum einer halben Seite genligt. Enthält das Jı 
der Diftrilt nur eine Abtheilung, fo if dafür jedenfalls eine ga 
zu beſtimmen. Demgemäß find zuerft die Kontos für alle Hochwa 
in der Reihenfolge der Jagen refp. Diftrikte und der Abtheilung 
legen, dann folgen die Kontos für die Mittel- und Niederwaldſ 
der Reihenfolge der Blöde und Schläge für jeden Schlag eine ga 
Wenn zwei oder mehrere nebeneinander liegende Hochwald-Abi 
eines Jagens reip. Diftrifts für diefelbe Periode beftimmt find 
Beranlaffung ift, fie als verſchiedene Kontroffiguren zu jondern, fı 
felben zu einem gemeinfchaftlichen Konto zufammenzufaffen. 
Abſchnitt At, B und C find nad dem muthmaßlichen Bedärfnif 


Jahre anzulegen. Für längere Dauer werden dann weitere { 
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angebeftet. Abfchnitt C erhält, wenn Hoc- und Mittelmalbbetrieb vor 

fommt, drei Abtheilungen, nämlich fiir Hochmwald, für Mittelwald, fiir Hod- 

und Mittelmald zufammen. (Fir Al find alfo 2 Bogen, für B etwa 10 

bis 20 Bogen, fiir C zum Hochwald, 8 Bogen, zum Mittelmalb 1 Bogen 

und jum Hoch- und Mittelmalde zufammen 1 Bogen zunächſt erforderlich). 

Für die Führung des Controlbuchs gelten folgende Vorfchriften: 

1. Die Eintragungen in das Controlbuch find jährlih, fobald die Ratural- 
Rechnung gelegt ift, fir das verfloffene Wirthichaftsiahr vom Oberförfter 
zu bewirken und bis zum 1. Mat jeden Jahres vom TForftmeifter unter 
Bergleihung mit den Abzählungs-Tabellen und der Natural-Rechnung 
zu revidiren refp. zu berichtigen. Im Abſchnitt B ift von demfelben bie 
Uebereinftinmung mit der Natural-Rechnung und den Abzählungs-Ta- 
bellen, die richtige Sonderung der Haupt- und Vornutungen und bie rid. 
tige Uebertragung nach Abſchnitt A und C zu bejcheinigen. 

2. Abſchnitt B wird zuerft aufgeftellt. 

Es werden nur 4 Holzarten gefondert: 1) Eichen, 2) Buchen, Riftern, Ahorn 
Eichen, Obſtbaum, 3) anderes Laubholz, 4) Nadelholz. 

Die Eintragungen erfolgen nad Jahrgängen, mit ben Abtheilungen: 
I) Hochwald, 2) Mittel- und Niederwald. Innerhalb der Abtheilung 1 if 
die Eintragung nach der Heihenfolge der Jagen oder Diftrifte, ohne Son» 
derung nad Blöden, innerhalb der Abtbeilung 2 nach der Rummerfolge 
der Blöde und Schläge zu bewirken. 

In der Hochwaldabtheilung werden alle Hauptnutzungen roth, alle Bor- 
nußungen ſchwarz eifgetragen. 

8. Haupt- und Vornutzungen find nad folgenden Grundfägen zu unter 
ſcheiden: 

a) Zur Hauptnutzung gehören diejenigen den Hauptbeſtand treffenden 
Holznugungen, welche entweder die gänzliche Beſeitigung des Beftau- 
des, oder eine ſolche Durchlichtung beffelben bewirken, daß dieſe die 
Erneuerung oder Ergänzung des Beftandes, oder eine ins Gewicht 
fallende Berminderung des bei der Zaration vorausgeſetzten Haupt⸗ 
nugungs-Ertrages zur Folge hat. 

Demgemäß find zur Hauptnußung zu rechnen: 

a) flächenmweife Beftandesabtriebe (Kahlhiebe behufs der Berjlingung, be 
hufs außerforftliher Benutung oder Veräußerung); 

8) ſtammweiſe (pläntermeife) Berjüngungsbiebe, 

(Borbereitungsschläge, Beſamungsſchläge, Lichtſchläge, Räumungs⸗ 
ſchläge, Schirmſchläge zum Unterbau, Löcherſchläge behufs horſt⸗ 
weiſer Berjlingung); 

7) Diejenigen ſtamm⸗ und horſtweiſen Durchhauungen des Hauptbeſtandes 
in haubaren und nicht haubaren Orten, welche eine Beftandesergän- 
zung erfordern, oder die vorausgefegte Hauptnugung um mehr al 
5 Prozent ſchmälern werben; 

(Lihtungshiebe behufs Unterbau, wobei jedoch die den Lichtungshieb 
vorbereitenden Durchforſtungen zur Vornutzung gehören; ferner 
ſolche horſtweiſe Weihholzaushiebe und ſolche Beftandesbeihäbigum- 
gen durch Inſekten, Wind, Schneebrudh zc., welche eine Beftandes- 
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ergänzung nothwendig machen, oder die vorausgejegte Hauptnugung 
um mehr als 5 Prozent jchmälern merden.) 

5) Aushiebe von Waldrechtern, d. h. von Stämmen, welde aus dem 
Borbeftande in den gegenwärtigen Beftand mit übernommen find, um 
fie in einer fpäteren Periode zu nuben; 

e) alle Holznutzungen in Beftänden, welche der laufenden Wirthichafts- 
periode des Hochwaldes angehören; 

%) die Oberbholznugung im Mittelmwalde; 

9) die gefammte Holzuutung im Plenterwalde. 

b) Zur Vornutzung gehören diejenigen Holgnugungen, welde fi nur 
auf den Nebenbeftand (zuriüdbleibende und unterdrüdte Stämme) er- 
fireden, oder den Hauptbeftand nur in folhem Maße treffen, daß fie 
weder eine Ergänzung deffelben, noch eine mehr als 5 Prozent betra- 
gende Schmälerung der bei der Taration vorausgefegten Hauptnugung 
zur Folge haben. 

Demgemäß find zur Vornutzung zu rechnen: 

a) die Durchforſtungen, welche den Nebenbeftand betreffen, 

B) die ſtamm- und gruppenweifen Hauungen der Beftandespflege im 
Hauptbeftande, welche feine Beftandesergängung oder fiber 5 Prozent 
betragende Verminderung des vorausgefegten Hauptnugungs-Ertrages 
begründen (Täuterungshiebe, Auszugshiebe) ; 

y) die Holznugungen, welche in Folge von Waldbefhädigungen eingeben, 
ohne jedoch zu einer Veftandesergänzung zu nöthigen und ohne die 
porausgefegte Hauptnugung um mehr als 5 PBrozeut zu fchmälern 
(Einzeltrodnig, Einzelbrud durch Wind, Schnee, Duft, Eis 2c). 

Soweit die Nußungen unter a&—y in Beftänden der Taufenden Wirtbichafts- 
periode eingehen, find fie aber als Hauptnutung zu behandeln. 

Ob ein unfreiwilliger Holzeinſchlag die vorausgefegte Hauptnugung um mehr 
als 5 Prozent ſchmälern wird, und in wie weit demgemäß eine folde Nutung 
als Hauptnugung (Vorgriff) oder als Bornugung zu behandeln if, muß nad 
den Berhältniffen des einzelnen Falles, in Beziehung auf die ganze betreffende 
Beftandesabtheilung, ermeflen werden. 

Es wird dabei der Hauptnutungsertrag, welcher bei der Zaration voraus⸗ 
geſetzt und in der Ertragsermittelung direft angegeben, oder aus den Angaben 
der fpeziellen Beichreibung über Bodenllaffe und VBollbeitandsfaltor zu erfehen 
if, in Vergleich zu fiellen fein mit demjenigen Hauptnußungsertrage, den die 
Beftanbesabtheilung nach dem Buftande, in welchen fie durch den fraglichen Holz- 
einſchlag verjegt ift, unter Berüdfichtigung der aus dem lichteren Stande etwa 
folgenden Zuwadsfteigerung, in der beftimmten Abtriebsperiode noch erivar- 
ten läßt. 

Holznutungen, von denen es zweifelhaft if, ob fie nad) den vorftehenden 
Begriffsbeſtimmungen zur Haupt» oder zur Bornugung gehören, find zur Haupt- 
nugung zu jeßen. 

Für die Beurtheilung, ob eine Haupt oder eine Bornutung vorliegt, iſt es 
u ;t maßgebend, in welcher Weife gewiffe Holznutzungen im Abſchätzungswerke 
b Jandelt find. Wenn 3. B. in diefem Aushiebe von Waldrechtern oder größeren 
T eichholzhorften, oder Lichtungshiebe zum Unterbau als Vornutzung gebucht 
n Iren, fo wiirde gleichwohl der Iſtertrag als Hauptnutzung zu behandeln jeit. 
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Sole im Abſchätzungswerke als Hauptnutzung nicht vorgefehenen Erträge wür⸗ 
den dann als Mehrertrag erſcheinen und in den Abjchnitt A I des Gontrolbuchs 
übergeben, während bie im Abſchätzungswerke irrthümlich als Bornugung anf 
genommene Maffe bei der Tarationg-Revifion als Minderertrag beit den Bor- 
nugungen zu behandeln wäre. 

4. Am Schluffe der Eintragungen unter Abtheilung 1, Hochwald, ift Die 
Summa zu ziehen: a) flir Hauptuutung, b) für Vornutzung. Bei jeder 
diefer Summen find dann die auf Feſtmeter mit zwei Decimalen umge 
rechneten Raummeterfummen in die Feftmeterrubrifen zuzufegen, um die 





Kr Gefammtfummen der Feftmeter zu ziehen, welche, auf ganze Zahlen abge- 
J— rundet, nach Abſchnitt C zu übertragen find. Es folgen dann die Ein- 
Si tragungen ter Abtheilung 2, Mittel- und Niederwald, melde in gleicher 
B. Weiſe zu fummiren find, und endlich ift unter 8 die Totalfumme der Ab- 
I | theilung 1 und 2 zu ziehen. 

SZ 5. Der im Laufe des Wirthichaftsjahres aus einer Eontrolfigur erfolgte Er- 


trag wird auf einer Linie, in genauer Webereinftimmung mit den Abzäb- 

Bi. Iungstabellen eingetragen, mobei jedoch folgende Modiftfationen erforder: 

X lich ſind: 

— a) Altrinde (Borke) aller Holzarten, welche in Raummetern gebucht iſt, 
wird mit 0,3, welche in Centnern gebucht iſt, mit O,07 auf Feſtmeter 
umgerechnet und mit diefer reduzirten Zahl in der Rubrik für Feſt⸗ 
meter Nutsholz befonders eingetragen. (Beifpiel Seite 18, Jagen 1 
und 58.) 

b) Rinde, melde im Hocdhmalde vom Knüppel⸗ oder Reifigholze bei Durdy- 
forftungen erfolgt, ift, auf Raummeter berechnet, in der Reiſigrubrilk 
befonders zu notiren, wobei 3 Centner glei 1 Raummeter zu rechnen. 
(Seite 18, Yag. 58d. 62). 

IJ c) Rinde vom Schlagholze, mag fie vom Reiſig- oder vom Derbholze er⸗ 

R folgt fein, ift in die Rubrik „Lohrinde“ in Eentnern einzutragen, wobei 

J 1 Raummeter gleich 3 Centner zu rechnen. (Seite 19, Jag. 75. 82) 


"ag d) Nutreifig ift auf Raummeter umzurechnen und in der Reifigrubrif in 
B & Raummetern befonders zu notiren. (Seite 18, Jag. 62.) 
J e) Breunreifig, welches in Wellen aufbereitet iſt, muß auf Raummeter um⸗ 
J gerechnet und in Raummetern eingetragen werden. 
. 6. In die Flächenrubrik find die Flächen der Kahl- und Räumungsſchläge des 
x Hochwaldes roth, der Borbereitungs-,, Schirm. und Befamungjchläge 
u roth in Klammern ( ), die der regelmäßigen Durchforſtungen, ſowie der 
AIJ Mittel- und Niederwaldſchläge ſchwarz einzutragen. 
3 7. Abſchnitt A ift nach beendeter Aufftellung der Abtheilung B bergeftalt 
J “ nachzutragen, baß die für die einzelnen Eontrolfiguren in B verzeichneten 
Bi Derbholzerträge a) an Feſtmetern und b) an Raummetern der Aubrif 
> „Summa”, — beim Mittel- und Niedermalde aud die in B verzeichneten 
3 Schlagholzerträge an Reifig und Lohrinde, — auf ganze Zahlen abgerım- 
Be: | det, bei dem fiir die betreffende Eontrolfigur in A angelegten Ertragsfoı 
F ° gebucht werden. 


“ Die unter der Ueberſchrift: „Schlagholz, Stodholz, Reifig“ enthalten : 
J Spalten find nach Bedürfniß zu bezeichnen, um darin die Schlagholzerträ 
AI aus Mittel- und Niederwald, wie Seite 11 u. 12, und, wo ſolches vr ı 


rn = 
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Oberforftmeifter für angemeflen erachtet wird, die Stodholz- und Reifig⸗ 
Erträge aus Hochwald, wie Seite 8-12, einzutragen. 

8. Iſt in einer Eontrolfigur des Hochwaldes der Endhieb geführt, fo ift dies 
im Abjchnitt A zu vermerken, und es ift dann die Summe der aus der- 
jelden erfolgten Erträge zu zieben, indem die Raummeter-Summe, auf volle 
Feſtmeter umgerechnet, der Feſtmeter⸗Summe zugefegt wird. Diefer Summe 
find die etwa als Walbrechter übergehaltenen, gleih nach dem Endhiebe 
durch genaue fpezielle Schägung nad Derbholz⸗Feſtmetern zu ermittelnden 
Holzmaffen hinzuzurechnen und die fo fi) ergebende Summe des ganzen 
Ertrages ift gegen die im Abſchätzungswerke ausgeworfene, auf die Mitte 
der Periode berechnete geſchätzte Teftmeter-Summe, einfhliegli des im 
Abſchätzungswerke etwa ausgeworfenen Soll-Ueberhaltes, als Soll-Ertrag 
zu balanciren, um den Mehr- oder Minder-Ertrag zu berechnen. 

9. FR im Abſchätzungswerke der geſchätzte Soll-Ertrag ohne Sonderung von 
Sortimenten nur in einer Zahl angegeben, fo ift diefe Zahl, in volle Feſt⸗ 
meter umgerechnet, als Schäßungs-Sol zu behandeln; ift aber im Ab⸗ 
ſchätzungswerle der geſchätzte Ertrag nad Sortimenten getrennt, in Nut, 
Scheit und Knüppel ausgemworfen, fo ift die Summe bdiefer Sortiments- 
Zahlen in volle Feftmeter zu verwandeln und dieſe gefundene Feſtmeterzahl 

| als geihätter Soll⸗Ertrag im Abjchnitt A zur Balance zu ftellen. 

10. Was den Beitpuntt betrifft, wann eine nicht volftändig kahl abzutreibende 

| Eontrolfigur im Hochwalbe, auf welcher mehrere Stämme noch längere Zeit 
oder den ganzen Umtrieb hindurch Hbergebalten werben follen, als zum 

Endhiebe gebracht anzufehen und im Abfchnitt A abzufchließen ift, jo muß 

Durch Beurtheilung an Ort und Stelle befimmt werben, ob der Hieb als 

beendet anzunehmen iſt. Diefe VBeftimmung hat der Forftmeifter zu treffen 

und dabei anzuorbien, wie der Abſchluß im Abjchnitt A nach Maaßgabe 
des Abſchätzungswerkes unter Berlidfichtigung der fibergehaltenen Holzmaffen 
erfolgen ſoll. 

11. Sofern eine fiir eine fpätere Periode beftimmte Beftandes-Ahtheilung vor- 
griffsmweife zum Hiebe gelommen, fo ift, wenn der Endhieb erfolgt ift, nur 
die Summe der Erträge zu ziehen, eine Balance aber nicht auszuführen, 
und, um auf den Vorgriff aufmerffam zu machen, nur zu vermerlen, fir 
welche fpätere Periode der Beftand nad dem gliltigen Betriebsplane be- 
flimmt war. (Seite 12.) 

12. Rüdfihtlih der Erträge aus Beftänden, fiir welche der Plenterbetrieb vor- 
geichrieben if, ſowie riidfichtlih der Vornutzungen findet die Vergleichung 
mit den Soll-Erträgen der Schätzung und die Dispofition über die auf- 
gelommenen Mehr- oder Minder-Erträge, erſt bei der Tarationg-Revifion 
ftatt. 

18. Beim Mittel- und Niederwalbe ift nach Beendigung des Schlages, und, 
wenn etwa im folgenden Jahre nod ein Nachhieb beabfichtigt wird, nad) 
beffen Ausführung die Summe des gefchlagenen Materials mit dem im 
Abſchätzungswerke ausgeworfenen Soll-Einfchlage zu balanciren. Dieſer 
Balance folgt die Eintragung der übergehaltenen Oberholzmaffe nad) Feſt- 
metern, welche im erften Sommer nach der Beendigung des Hiebes durch 
fpezielle Auszählung reſp. Aufmeffung nad) den darüber event, zu ertheilen- 
ben befonderen Beftimmungen ermittelt werden muß. Diefer Iſt⸗Ueberhalt 
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ift gegen den aus dem Abſchätzungswerle zu entnehmenden Soll-Ueberhalt 
zu balanciren und ſchließlich ift aus den beiden Balancen des Fft-Einfchlags 
gegen den Soll⸗Einſchlag und des Iſt⸗Ueberhaltes gegen den Soll⸗Ueber⸗ 
halt das Gefammtrefulteat an Mehr: oder Minder-Ertrag zu berechnen. 
(Seite 18 u. 14.) 
Wenn Derbbolz-Erträge erfolgen, welche nicht Gegenftand der Schätun 
gewejen, fondern bei der Abſchätzung aus irgend einem Grunde außer Adi 
geblieben find, wie folches zuweilen rüdfichtlich einzelner alter Bäume in 
jungen Schonungen oder aus irgend einem Berfehen vorkommt, fo mitffen folde 
Erträge, ebenfo wie fie im Abſchnitt B, um deffen genaue Uebereinſtimmung 
mit der Natural-Rechnung feftzubalten, einzutragen find, auch nach Abfchnitt 
A übertragen und, fofern fie einer beftimmten Abtheilung, welche ihr Konte 
im Kontrolbuche bat, angehören, bei dieſer Abtheilung, fonft aber am 
Schluſſe des Abjchnitts A als bejondere Kontos verzeichnet werden. 

Sole außer der Schätzung Tiegende Derbholz-Erträge find denmädfl 
gegen das Null betragende Schätzungs⸗Soll im Abjchnitt A zn balanciren 
und fommen alfo durch Uebernahme diefer Balance nad Al als Mehr⸗Er⸗ 
träge zur Berechnung. 
Abfchnitt Al. Sobald im Abfchnitt A fiir eine Eontrolfigur des Hod- 
waldes die Balance des Fft-Ertrages gegen den geſchätzten Ertrag bewirft 
worden, ift das Ergebniß nach A! zu fbertragen. 

Fir den Mittelmald findet die Uebertragung nach A! nicht ftatt, da bei 


dieſer Betriebsart ber gefundene Mehr- oder Minder-Ertrag eines einzelnen 


Schlages noch nicht ohne Weiteres einen nachzunehmenden Borrath. oder 
einzufparenden Vorgriff bildet, fondern die aus den Mehr- und Minder- 
Erträgen zu ziehenden Yyolgerungen für die Regulirung der ferneren Ab⸗ 
nugung erft noch meitere örtliche Ermittelungen, event. bei der nächſten 
Tarations: Revifſion erheifchen. 

Der Abſchnitt At iſt alle 3 Jahre regelmäßig für jede Oberförfterei, Be⸗ 
hufs Uebertragung des Mehr- oder Minder-Ertrages nah Abſchnitt C ab⸗ 
aufchließen. Erfolgt der Abſchluß bei Gelegenheit einer Tarations-Revifion, 
jo ift der nächſte Abfchluß, wenn nicht eine andere Anordnung bei der 
Zarationg-Revifion getroffen wird, zu bewirken, fobald wieder 8 Jahre ver: 
floffen find. Wird ein neuer Abnutzungsſatz feftgeftellt, fo ift der Abſchnitt 
Al abzufchliegen, jobald 3 Wirthichaftsiahre feit begonnener Geltung des 
neuen Abnutungsjates abgelaufen find und dann nad weiteren 8 Jahren 
abermals. 


Abſchnitt C ift nur nach vollen Feftmetern zu führen. Die Refultate je | 


des Abichluffes von Ar find im Abfchnitt C unter dem Rubrum des auf 
das Zriennium, welches der Abſchluß umfaßt, folgenden Jahres unverän- 
dert und vollftänbig in Rechnung zu fielen, wenn nicht Bedenken dagegen 
obmwalten. Iſt letzteres der Fall, fo ift darliber an das Finanz Miniftertum 
zu berichten und deffen Entjcheidung einzuholen. 


18. Für diejenigen Oberförftereten, welche Hoch⸗ und Mittelmald-Betrieb ı I- 


halten, ift der Abfchnitt C in drei Abtheilungen zu führen: 
1. für den Hochwald, und zwar a) fiir die Hauptnuugung, b) für ie 
Bornugung, c) im Ganzen; 
2. für den Mittelmald; 
8. für die Hauptnugung des Hochmaldes und Mittelmalb zuſammen. 
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19. Behufs der Controle fiber etwa angeordnete Einfparungen gegen ben Ab⸗ 
nutungsfag oder ausnahmsweije für beftiimmte Zeit etwa geftattete jährliche 
Ueberfchreitung deffelben, ifl, wenn eine folde Abweichung genehmigt if, 
im Abfchnitt C des Controlbuchs Hinter jedem Jahre zu vermerken: 

Nah Minifterialverfügung vom . . . . 0. follen 
jährlich eingejpart (können jährlich mehr gefchlagen) werben. . 
Feſtmeter, mithin auf . . Sabre -. . » » 2. Femeter. 

30. Bei allen nach vorfiehenden Beftimmungen zu bewirkenden Abrundungen 
find Brüche von 0,5 und mehr glei 1, Brüche unter 0,5 gleih O zu 
rechnen. 

21. Zur Erläuterung dienen die nachfolgenden Beifpiele anf Seite 7 bis 26. 


Vebergangsbeftimmungen. 

J. Für alle Oberförftereien, für welde in Folge neuer Abſchätzung oder 
Taration- Revifion ein auch im Abſchnitte A ganz neues Eontrolbuch noch 
anzulegen ift, jedenfalls aber für alle Die DOberförftereien, für welche mit 
dem Jahre 1875 oder fpäter ein neuer Abnugungsfag mit gleichzeitigem 
Beginn einer neuen Controle im Abfchnitt A in Kraft tritt, iſt das 
Controlbuch in allen Abſchnitten mit den neuen Formularen meu 
anzulegen. 

Alle Eintragungen find in diefem Falle auch ſchon flir Die abgelaufenen 
Wirthſchaftsjahre, für welche der neue Abnugungsjag gilt, nach den vor⸗ 
ſtehenden Beftimmungen zu bewirken. 

II. Für diejenigen Oberförflereien, für melde das Controlbuch bereit3 an- 
gelegt und die Gontrole im Abjchnitte A jchon feit dem Wirthichaftsjahre 
1874 oder früher geführt ift, tritt folgendes Berfahren ein: J 

1. Sir das Wirthfchaftsijahr 1874 find alle Eintragungen und Abſchlüfſe 
im bisheriger Weiſe nad) ber Anweiſung vom 18. Junnar 1870 zu 
bemirten. | 

2. Mit dem Wirthſchaftsjahre 1875 tritt alsdann die gegenwärtige An- 
weifung zur Führung des Controlbuchs in Kraft. 

Für den Uebergang ift Folgendes zu beachten: 

a) Abſchnitt A wird nicht neu angelegt, fondern ganz wie bisher 
fortgeführt, nur daß bei eintretendem Endhiebe die Raummeter⸗ 
fummen in Feſtmeter umgerechnet werden und die Balance in 
Feſtmetern ausgeführt wird. 

b) Abſchnitt Ai ift mit dem Wirbichaftsiahre 1874 in Haummetern 
dergeſtalt abzufchliegen, daß die feit dem vorigen Abfchluffe und 
der letzten Webertragung nad C erfolgten Eintragungen ſummirt 
und biefe Naummeterfummen in volle Feſtmeter umgerechnet 
werden. Dieſe Feftmeterzahlen find dann in dem vom W.-Jahre 
1875 ab mit dem neuen Formulare in Feftmetern fortzuführenden 
Abſchnitt Al in einer Linie mit der Vorſchrift: „Ergebniß ber 
Endhiebe aus den Jahren 1874“ vorzutragen, fofern nicht etwa 
gerade mit dem Jahre 1874 der dreijährige TZumus zum Ab- 
ſchluſſe von Al abläuft, und in diefem alle die Uebertragung 
gleich nach Abſchnitt C erfolgt. 

zahrb. d. Br. Sorft. u Jagd⸗Geſeßgg. VII. 23 
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c) Abſchnitt B wird vonm W.⸗Jahre 1875 ab nad dem nem 
Formulare geführt. 

d) Abſchnitt C wird ebenfalls vom W.-Yahre 1875 ab nad im 
neuen Formulare geführt. Der pro 1875 vorzutragende Ab— 
nugungsjag if, nach Vorſchrift der Gircular-VBerfligung vom 
15. Mai 1875 (f. Art. 34.) in Feftmetern beſtimmt, vorzutragen 

Unter der Vorſchrift: „dem vorjährigen Abſchlufſe gemäß können 
in dieſem Sabre gefchlagen werben” find die aus dem Abſchluſe 
des Jahres 1874 fih ergebenden, mit 0,7 in Feſtmeter umge 
rechneten Zahlen, und zwar für den Hochwald event. in Haupt⸗ 
und Bornugung zerlegt, einzutragen. 

Berlin, den 6. Juni 1875. 
Der Yinanz-Minifter. 
J. A.: von Hagen. 
Anmerlung: Die der vorfiehenden Anweiſung beigegebenen, mit Beifpien 
verfehenen Formulare für die Abfchnitte A Al B C haben wegen 
ihres Umfanges und Formates hier nicht abgedruckt werden fünner. 


87. 

Einführung gleidyer Holzfortimente und einer gemeinfcaftliden 
Rechnungs· Einheit für Holz im Dentfdjen Reiche. 
Rircular-Berfügung bes Finanz⸗ Miniſters an fämmtlihe Herren Oberförfter. 

Berlin, den 1. Oktober 1875. 


Um fir das Gebiet des Deutichen Reiches gleihe Benennung und Be 
grenzung ber Holzfortimente und ein thunlichft gleiches Verfahren bei der Auf 
meffung und kubiſchen Berechuung bes Holzes, jowie bei den Holzertragsungaben 
und deren Darftellung in den Zarationsfchriften 2c. einzuflihren, find bierliber 
die umftehend abgedruckten Beftimmungen zwijchen den Forſwerwaltungen mehrer 
Deutſcher Staaten vereinbart. 

Dieje Beftimmungen fege ich Hierdurch für die Preußiſche Staats-Forftver- 
waltung vom Beginn des Wirthſchaftsjahres 1876 ab in Kraft. Es ift alfo von 
diefem Zeitpuntte ab genau nad ihnen in Benennung ber Hölzer und ber 
Sortimente, fowie im Forſtrechnungsweſen zu verfahren. 

Neben der unerheblichen Aenderung, daß die Sortimentsgrenzen künftig niet 
mit 7 und 14, fondern über 7 und 14 Gentimeter beginnen, wird eine 
weſentliche Aenderung gegen die bisherigen Vorſchriften nur durch den $ 18 
herbeigeführt, nach welchem als Rechnungs-Einheit bei der Abſchätzung und Ab- 
ſchätzungskontrole durchweg nur das Feſtmeter an Stelle des Raummeters I HL. 

Hierdurdy werden folgende Aenderungen nothwendig: 

1. Bei den Ertrags-Ermittelungen und bei Feſtſtellung der Abnutzungsſ be 

find alle Ertragsangaben künftig nur in Feſtmetern zu machen. 
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Bei Verwendung der noch vorhandenen Formular⸗Vorräthe ift daher 
die Meberfchrift: „Raummeter” durchweg in „Feſtmeter“ zu berichtigen. 
2. Die Abſchätzungskontrole iſt fortan nur nach Feſtmetern zu führen. 
Es ift dieferhalb duch die Anmeifung zur Anlegung und Führung des 
Kontrolbuchs vom 6. Juni 1875 (f. Art. 36) das Erforderliche bereits 

angeordnet. 

8. In dem Tarations⸗Notizenbuche find künftig die Ertragsnotizen nur in 
Tehmetern anzugeben. 

4. Zu der Gefchäfts-Anmweifung fiir die Oberförfter vom 4. Juni 1870*) 
treten folgende Aenderungen ein: 

a) zu $ 6. Hanumgsplan: wird das Formular B erfeist durch dag mit 
ber Eircular-Berfügung vom 15. Mai c. (f. Art. 34) bereits mitge- 
theilte Yormular B. 

b) zu $ 28. Holzmanual: im Yormular G ift in ber NRubril-Summe 
der Raummeter an zur Balance gehörendem Derbholze das Wort 
„Raummeter” in „seftmeter“ zu ändern. 

ce) zu $ 42, Vergleihung des Iſteinſchlags mit dem Einfchlagsjoll zc.: 
ift in den Sätzen B und 4 an Stelle des Wortes „Raumkubikmeter“ 
zu feßen „Feſtkubikmeter“ und tritt an Stelle des Formulars O das 
mit der Circular-Berfügung vom 15. Mai cr. bereits mitgetheilte 
Formular O. 

d) zu $ 46. Materialabrugungsüberficht: wird das bisherige Formular 
P dur das der Eircular-Berfügung vom 15. Mai c. beigegebene 
Formular P erjegt. 

B. Zu der Dienfi-Inftrultion für die Sörfter vom 28, Dftober 1868,**) 
8 5% find die Worte: „Eine außer Berechnung bleibende Zugabe in der 
Länge ift nur bei Blodh- und Schneidehölzern für den Kamm bis zu 
höchſtens 10 Gent. zuläjfig, wenn die Negierung folches genehmigt, bei 
allen übrigen Nutzholzſtämmen aber durchaus unflatthaft”, zu ftreichen 
und zu erfegen durch die Worte: „Eine außer Berechnung bleibende 
Bugabe in der Länge ift in feinem Falle, andy nicht bei Schneidehölzern 
ftatthaft.” Daß gleichwohl die Schneidehölger in ſolchen Längen audge- 
gehalten werden mitfien, wie e8 dem Bebilrfuiffe des Handels und der 
Technik entipricht, if} nicht außer Acht zu laſſen. 

Die Herren Oberförfter Haben die ihnen untergebenen Beamten hiernach mit 

Anmweifung zu verjeben. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
% A: v. Hagen. 


Beſtimmungen 
über Einführung gleicher Holzſortimente und einer gemeinſchaftlichen Rechnungs⸗ 
Einheit fiir Holz im Deutſchen Reiche. 
I. Sortimentsbilbung. 
a) In Sezug anf die Banmthelle. 

g !ı. 1. DerbHolz if die oberirdifche Holzmaffe über 7 Gent. Durchmefler 

einfchließlich der Rinde gemeffen, mit Ausichluß des bei der Fällung 

am Stode bleibenden Schaftholzes. 


*) 6. Jahrb. Bb. II ©. 3 Art. 4. 
») ©. Jahrb. Bd 1. ©. I60 Art. 9. 23* 
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2. Nicht⸗Derbholz ift die übrige Holzmaffe, welche zerfällt in 
a) Reiſig: die oberirdiſche Holzmaffe bis einfchließlich 7 Gent. Durch⸗ 
meſſer aufwärts, 
B) Stockholz: die unterir diſche Holzmaffe und der bei der Tyällung 
daran bleibende Theil bes Schaftes. 
b) In Berng auf die Gebrauchsart. 
1. Bau- und Nußholz. 

A. Langnutzholz. Das find Nutzholzabſchnitte, welche nicht in Schicht⸗ 
maffen aufgearbeitet, jonderu Tubifch vermeſſen und berechnet werben. 

Stämme find diejenigen Langnutzhölzer, welche iiber 14 Gent Durchmefler 
haben, bei 1 Meter oberhalb des unteren Endes gemefjen. 

Stangen find folche entgipfelte oder umentgipfelte Langnutzhölzer, welche 
bis mit 14 Cent. Durchmeſſer haben, bei ein Meter oberhalb des 
unteren Endes gemeflen. 

Sie werden unterſchieden als 
a) Derbflangen fiber 7 bis mit 14 ent. | bei 1 Meter oberhalb des 
b) Reisftangen (Gerten) bis mit 7 Gent. I unteren Endes gemeffen. 

B. Schichtnutzholz. Das ift in Schichtmaßen eingelegte oder ein- 
gebundenes Nutbolz. 

Nutz⸗Scheitholz ift in Schichtmaßen eingelegtes Nutzholz von liber 14 Gent. 
Durchmeſſer am oberen Ende der Rundſtücke. 

Nutz⸗Knilppelholz (Prügelholz) ift in Schichtmaßen eingelegtes Nutzholz 
von über 7 bis mit 14 Gent. Durchmeſſer am oberen Ende ber 
Rundftüde. 

Nutz⸗Reiſig ift in Schichtmaßen eingelegtes (Raummıeter) oder eingebunbenes 
(Wellen ꝛc.) Nutzholz bis mit 7 Cent. Durchmeſſer am flärferen umteren 
Ende der Stüde. 

C. Nutzrinde: 

Nutzrinden find die vom Stamme getrennten Rinben, foweit fie zur 
@erberei oder zu fonftigen technijchen Sweden benutt werden. 

Die Eichenrinde if in Alt- und Yung-Rinde zu trennen. Für bie 





Ri» Gbrigen Holzarten findet eine ſolche Trennung nicht ftatt. 

Ei: 2. Brennholz. 

E | 88 Folgende Brennholz- Sortimente find zu unterſcheiden: 

— 1. Scheite, ausgeſpalten aus Rundſtücken von über 14 Cent. Durch⸗ 


meſſer am oberen Ende. 
2. Knüppel (Prügel) über 7 bis mit 14 Cent. Durchmeffer am oberen Ende. 
8. Neifig bis mit 7 Gent. Durchmeffer am unteren Ende. 
4. Brennrinde. 
5. Stöcke. 
II, Mefiungsverfahren u. tubtiche Berechnung beim Bau-n. Nugholze. 
A. Langnutzholz. 
8 9. Die kubiſche Berechnung der Stämme erfolgt für jeden Stamm auf Grund 
a) der Mittenmeflung in ganzen Gentimetern, wobei Bruchtheile nn 
Gentimetern unberiidfichtigt bleiben, 
b) der Pängenmeffung nad Metern und geraden Decimetern. 
Es bleibt jedoch nachgelaffen, bei kürzeren Stücken bis mit 5 IR er 





| 
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Länge (Blöde, Klötze) den oberen Durchmefler meflen und die Knbirung 
nach Infalen Erfabrungsfägen ausführen zu dürfen. 
Die Längen dieſes Sortiments können nach einzelnen Decimetern 
abgeftuft werben. 
$ 10. Die kubiſche Berechnung der Stangen ift nah den Beflimmungen des 
$ 9 zu bewirten. Es genügt aber auch die Inhaltsberechnung nach 
Probeftangen, die nach Vorſchrift des $ 9 gemeffen und fubirt werden, 
und nah Durchſchnittsſätzen oder Erfabrungfägen für die üblichen 
einzelnen Stangen- oder Gerten-Klaffen. 
$ 11. Die Meflung hat mit der Rinde zu erfolgen. Iſt aber das Holz vor der 
Meſſung entrindet, fo erfolgt die Mefiung am entrindeten Holze und 
zwar in der Negel, ohne daß ein Zufchlag für die unbenntt bleibende 
Rindenmaffe gemacht zu werden braucht. Ein folder Zufchlag kaun 
nach lokalen Erfahrungsfägen gemacht werben, wo in Nabelholzbeftänden 
die Entrindung ohne Berwerthung der Rinde nothwendig wird. 
612. Der Kubikinhalt iſt flets in Feſtmetern und Hunberttbeilen derſelben 
anzugeben. 
B. Schichtnutzholz. 
$ 13. Nutzſcheite und Nutzknüppel find in Raummetern zu ſchichten. Nubreifig 
ift in Raummeter einzulegen oder in Wellen zu binden und im legteren 
Falle nad Wellenhimderten zu berechnen. 
Die kubiſche Berechnung erfolgt wie beim Brennholz (8 17). 
$ 14. Nutzrinde. Die Aufarbeitung erfolgt nach Gewicht oder nad Raummaß. 
In beiden Fällen findet eine Reduction auf Feſtmeter wie beim Brenn- 
holze (8 17) ftatt. 
II. Schichtung und kubiſche Berechnung beim Brennholze. 
a) Schichtung. 
8 15. Brennfcheite, Brennknüppel, Brennrinde und Stöde werden in Raum: 
metern gefchichtet. 

Brenmreifig wird in Raummeter eingelegt oder in Wellen gebunden, 
im letzteren alle nad Wellenhunderten berechnet. 

Wo nad örtlicher Uebung oder megen zeitlihen Arbeitermangels 
das Reiſig zerftreut auf dem Plate umberliegend oder auf unregelmäßige 
Haufen zuſammengeſchafft zur Abgabe kommt, ift daffelbe auf Grund 
Iotaler&rfahrungsfägenahRaummetern oder Wellenhunderten abzufchätzen. 
8 16. Bei der Schichtung in Raummetern ift vor Allem die Bewährung eines 

richtigen Maßes — wenn möglich” ohne Uebermaß — feflzuhalten. 
Wo aber längeres Belaffen des Holzes im Walde es erforderlich” macht, 
und insbefondere an Orten, wo Herlommen oder Rechtöverhältniffe die 
Beibehaltung eines beſtimmten Uebermaßes bedingen, Tann viefes 
Uebermaß gewährt werden und ift dann auch bei Feſtſtellung der Ne- 
ductionsziffern zu beachten. 
b) Anbiſche Berechnung. 
8 7. Neben dem Raumgehalte, welchen die Brennhölzer einnehmen, ift der Seft- 
gehalt der Schichtmaße oder Wellenhimderte in Feſtmetern zu beftimmen 
Die Ermittelung der Mebuctionsfaftoren zur Umwandlung von 
Raummaß oder Gewicht in Feſtmaß bei Brennholz, ſowie bei Nutrinde 
und Schichtnutzholz (88 13 und 14) bleibt einem befonderen Ber- 
fahren vorbehalten. 


⸗ 
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IV. Rechnungseinheit. 
8 18. Die Rechnungseinheit für Holz bei der Abſchätzung und Abſchätzungs- 
Kontrole bildet das Kubikmeter fefter Holzmafle (Feftmeter). 


Geſetz betr. Schutzwaldungen und Waldgenofienfchaften. 
38. 


Verhandlungen des Herrenhaufes über den Geſetz-Entwurf betr. 
Schutzwaldungen und Waldgenoflenfchaften. 
A. Erſte Berathung. 
23. Situng am 24 Mai 1875. 

Bräfident: Wir treten in bie Tagesordnung ein, beren erfter Begen- 
ftand if: 

Erſte Berathung über den Entwurf eines Gefeged, betreffend 
bie Erhaltung und Begründung von Schutzwaldungen, fowie 
die Bildung von Waldgenoſſenſchaften. 

Ein Abänderungsantrag des Herrn Dr. Tellkampf liegt auf Nr. 105 der 
Druckſachen vor.*) 

Ich eröffne die Generaldiskuffion und gebe dem Herrn Grafen Udo zu 
Stolberg das Wort. 

Graf Udo zu Stolberg: Deine Herren! Der Geſetzentwurf if im 
vorigen Jahre in diefem Haufe von einer Kommiffion und danach im Blenum 
durchberathen worden, und bat, jo viel ich mich erinnere, eine einftimmige An- 
nahme gefunden. Die Aenderungen, die er nun im Haufe der Abgeorbneten er- 
halten bat, find theils redaktioneller Natur, theils find fle, nach meiner Auffaffung 
wenigftens, als Berbefferungen zu betradten. Die Bebürfnißfrage in Betreff 
diefes Geſetzes ift wohl einftiimmig bejaht worden. 

Während wir uns jo oft darüber beflagen, daß Beftehendes abgeändert und 
befeitigt wird ohne Noth, bloß um der Durchführung eines abflraften Prinzips 
willen, fehen wir bier im Gegentheil, daß ein Prinzip durchbrochen wirb, weil 
man gefeben bat, daß daffelbe mit den Anforderungen des realen Lebens tu 
Widerſpruch geratben iſt. Es ift Dies das Prinzip, das bisher unfere Agrarge⸗ 
ſetzgebung beherrſcht bat, und welches jeinen konkreten und fehr prägnanten 
Ausdrud gefunden hat in dem Landesfultureditt aus dem Jahre 1811, das 
Brinzip, nad) dem jeder Befiger über feinen Grund und Boden eben fo frei 
verfügen kann, wie der Kapitalift über fein Geld oder feine Werthpapiere. So 
fegensreih die Folgen diefes Kulturedikts im Allgemeinen geweſen fein mögen, 
fo haben fie doch auf diefem Gebiete der Walbwirtbichaft nicht unerhebliche 


*) Der Antrag lautet: Das Herrenhaus wolle beichliegen: 
im 8 2 in dem Abſatze b.: 
vor den jebigen Eingangdworten: 
„dur das Abſchwemmen bes Bodens” 
die neuen Eingangsworte hinzuzufügen: 
„Durch bie Berftörung eines Walbbeftandes und”. 
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Ralamitäten herbeigeführt. Dieſen Kalamitäten oder vielmehr einem Theil dieſer 


Kalamitäten ſoll durch das vorliegende Gehe abgeholfen werden, ich fage: einem 
Theil dieſer Kalamitäten, deun die Aufforftung ber fogenammten verödeten 
Flächen wird durch daffelbe nicht erreicht werden. 

Bir haben nun in Betreff dieſes Geſetzes und zwei ragen vorzulegen und 
zu beantworten, zunächſt ob nicht ungerechterweife zu weit gehende Eingriffe in 
die Befugnifie des Privatbefigers geſchehen. 

Ich glaube, diefe Frage ift wohl zu verneinen. Ich glaube, dieſe Eingriffe 
find auf ein Minimum reduzirt worden. 

Schmwieriger ift die andere Trage zu beantworten, nämlich bie nach der 
Birkfamleit diefes Geſetzes. 

Es handelt fih ja hier in der That um ein Novum, um ein CErperiment. 
Ich glaube, die Sache dürfte jo liegen: Wenn die Staatsregierung fi damit 
begnügt, daß fie diefen Geſetzentwurf fertig geftellt Hat, und das Uebrige der 
Smitiative der mtereffenten überläßt, dann wird wohl fchwerlih auf Grund 
diefes Geſetzes ein Schutzwald oder eine Waldgenoſſenſchaft entftehen; dann wiirde 
baffelbe, um noch einmal diefen Ausdrud zu gebraudden, ein Monolog bleiben. 
Aber die wichtige Aenderung ift doch die, daß es ber Staatsregierung durch 
dieſes Geſetz überhaupt ermöglicht wird, in diefe Berbältniffe einzugreifen, 
während fie dieſe Möglichkeit früher nicht hatte. Und wenn nun die Regierung 
ihrerjeits als Landespolizeibehörde derartige Anträge anf die Anlage von Schut- 
waldungen und auf Gründung von Waldgenoſſenſchaften ftellt, und wenn fie 
nicht zaubert, derartige Unternehmungen durch Geldmittel zu unterſtützen, dann 
babe ich feinen Zweifel darliber, daß die Folgen dieſes Geſetzes fegensreiche fein 
werden. 

PBrafident: Herr Graf zur Kippe hat das Wort. . 

Graf zur Rippe: Meine Herren! Der geehrte Herr Borredner bat die 
Meinung ausgeſprochen, daß der Gefeentwurf vielleicht ein Monolog bleiben 
würde, ich glaube, er hat fih in den nächſten Sätzen fofort ſelbſt miderlegt, 
indem er felbft darauf anfmerffam geworben ift, daß die Königlche Staatsre- 
gierung ja die Initiative bei den Anträgen zu ergreifen nach dem Geſetz voll- 
fländig in der Lage if. Darüber möchte ich nicht fprehen. Ich möchte aber 
bei dieſem Geſetzentwurf noch auf einen andern generellen Punkt aufmerkam 
machen. Ich glaube, diefer Geſetzentwurf ift ausgearbeitet worden zu einer Zeit, 
wo die Fragen über Verwaltung, Berwaltungsgerichte u. f. w. noch nicht in dem 
Maße durchgearbeitet waren, wie dies wohl in dieſem Augenblid ſchon mehr der 
Fall fein wird, mo die Provinzialordnung und der Gefegentwurf über das Ber- 
waltungsgerichtswefen in dem andern Haufe erledigt, und hier in den Kommiffionen 
berathen worden if. Meine Herren! Wir unterfcheiden jetzt ja breierlei Kategorien 
von Sachen; reine Berwaltungsfadhen, Verwaltungsſtreitſachen und Sachen, 
deren Erledigung im Wege des ordentlichen Civilprozeſſes vom ordentlichen Richter 
erfolgen muß. Auf jedem Gebiete der Berwaltung wird es fich jetzt immer 
fragen, welcher Theil fällt in das Gebiet der reinen Verwaltung, welcher Theil 
tät in das Gebiet der Verwaltungsfireitfachen und welcher Theil fcheidet aus 

ꝛx Berwaltung aus und geht an die ordentlichen Gerichte. Diefe Kompetenz 
age wird fiberall fireitig werben. In der Kreisorbnung hat ja eine Trennung 
er Berwaltungsfadhen und Berwaltungsftreitjacden für den Kreisausſchuß noch 
icht flattgefunden. Es werden alle Angelegenheiten durch den Kreisausſchuß 
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bearbeitet und eutſchieden, jo daß es bei den Entſcheidungen des Kreisausichuffes 
immer noch unentſchieden bleibt, ob er fih im Augenblid mit einer reinen 
Bermwaltungsfache, oder mit einer Berwaltungsftreitiache befchäftigt. Gegenwärtig, 
wo die höheren Inſtanzen auf- und ausgebaut werden, ba tritt in ben höheren 
Inſtanzen die Scheidung ein zwifchen den Verwaltungsſachen und den Berwaltungs- 
ſtreitſachen. Wenn fie ih den 8 135 der Kreisordnung vergegenwärtigen, fo 
werben fie finden, daß in diefem Paragraphen für die höheren Juſtanzen bereits 
eine. Scheidung ftattgefunden bat. Einzelne Entſcheidungen des Kreisausichuffes 
unterliegen in der höheren Inſtanz den Befchlüffen der Königlichen Regierungen, 
andere den Beichlüffen des Berwaltungsgerichtes, und in Betreff einzelner Ent- 
ſcheidungen des Kreisausſchufſes ift fpeziell gefagt, daR, wenn die Interefſenten 
fi nicht beruhigen wollen, fie dann an die ordentlichen Berichte zu gehen hätten. 
Nun, wenn diefe Scheidung nad) diefen großen Richtungen hin aufgeftellt worben 
if, dann fragt es fich bei jedem Gefegentwurf, der Verwaltungsfachen betrifft, 
wie ftellt ſich dieſer Geſetzentwurf zu den Prinzipien? Und da werben Sie in 
diefem Gejegentwurf finden, daB alle Hier ftreitig werdenden Fragen, Alles, was 
bier zur Verhandlung zu ftellen if, als Berwaltungsftreitfadgen behandelt werden. 
Es wird von dem Kreisausſchuß unter dem befonderen Namen Waldſchutzgerichte 
verhandelt und die Beſchwerden tiber die Entſcheidung geben an das Ber- 
waltungsgericht. Es if alſo ausgejchloffen, daß irgend einer der hier durch das 
Gefe geregelten Punkte als Berwaltungsjache in den weiteren Berwaltungs- 
ftadien erledigt wird. | 

Nun, meine Herren, glaube ich, daß bei der Durchführung des Geſetzes fich 
wohl zeigen wird, Daß man bier doch Berwaltung und Berwaltungsftreitfachen 
nicht genitgend unterſchieden bat. Denken fie nur an den Fall, wo der Bor- 
fitende des Kreisausſchuſſes oder des Waldſchutzgerichtes im öffentlichen Iutereffe 
glaubt, gemwiffe Maßregeln ergreifen zu mitffen, mie e8 ja in mehreren Para- 
graphen, namentlich im $ 21 3. B. angeordnet ift, wenn der Borfigende derartige 
Maßregeln ergreift, jo find dies eigentlih nur Maßregeln, die er zur Abwendung 
einer drohenden Gefahr ergreifen zu milffen glaubte Es tritt num an mich die 
Trage heran: ift das eine Bermaltunggjache, oder Berwaltungsftreitfahe? Der 
Entwurf faßt es als eine Verwaltungsftreitfadhe auf. Ih meine aber überall 
da, wo in ſolchem Yalle zur Abwendung einer eminenten Gefahr von der Polizet- 
behörde eingefchritten wird, da Tann eine Beſchwerde über den erſten Augriff 
nicht als Bermaltungsftreitfacdhe aufgefaßt werden, fondern als reine Berwaltungs- 
ſache und dann bat fie den Inſtanzenzug ber Berwaltungsfadden durchzugehen. 
Ich meine ferner, daß einzelne Fragen, iiber die in erfter Inſtanz das Waldſchutz⸗ 
gericht entfcheidet, namentlich fiber die Entſchädigung, fi zweckmäßig der Ent- 
ſcheidung der Civilgerichte nicht entziehen Taffen, fondern denſelben überlaffen 
werden müſſen, wie im $ 135 ähnliche Saden der Entſcheidung der Eivilgerichte 
tiberwiefen worden find. Ich glaube, wenn man an einen ſolchen großen Ge— 
fegentwurf berangeht, muß man fi} jet immer die Frage Har machen: mas iſt 
in dieſer Materie Berwaltungsjache, was ift Bermaltungsftreitfache und was find 
Saden, die duch das Kivilgericht entichteden werden müflen? In dieſer 
Richtung Teint mir der vorliegende Gefegentwurf nicht vollftändig durchgearbeite 
zu fein und zwar, wie ich bereits erwähnte, deswegen, weil zur Zeit, als de 
Entwurf aufgeftellt wurde, alle diefe Tragen noch nicht fo ſcharf unterfchiedei 
find, wie e8 in diefem Augenblide der Yall ifl. Die Nothwendigkeit, eine ſtrikt⸗ 
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Sonderung dieſer Berhäftniffe in diefem Gejegentwurfe vorzunehmen, ſcheint mir 


daraus bervorzugeben, daß eben Kompetenzftreitigleiten dariiber entſtehen Lönnen, 


welche Behörde denn in diefen Sachen zu entjcheiden habe; das muß das Geſetz 
fo prägife wie möglich angeben. Sie willen, nad dem Entwurfe des Geſetzes 
über die Berwaltungsgerichte, daß ſchließlich das oberfie Vermwaltungsgericht zu 
entfcheiben hat, ob eine beftimmte Sache Berwaltungsjache, oder VBerwaltungs- 
fireitfadde if. Nun, meine Herren, wenn der oberfte Gerichtshof in Berwaltungs- 
fireitfachen zu entjheiden bat, dann wird er feiner Natur und feiner Stellung 
nach immer die Angelegenheit mehr fiir eine Berwaltungsftreitfache, als für eine 
Berwaltungsfadde erkennen, und bei diefer Art der Entjcheidung fürchte ich faſt, 
daß die fo fehr in das Leben eingreifende Verwaltung gefhädigt und gehemmt 
wird. Es wird fich ſchwer in.diefer Sache operiren laflen, und um fo noth- 
wendiger ift &8, zu präcifiren, wa3 Verwaltungsſache und was Berwaltungs- 
ſtreitſache iſt. Es kann fein, daß bei dem Geje tiber das BVerwaltungsgericht 
diefe Frage, wie die Kompetenzlonflilte zu Löfen find, noch einer erneuerten 
Prüfung unterzogen wird, vielleiht nad der Richtung Hin, daß es ſich nicht 
empfehlen kann, diefe Frage allein durch den oberfien Bermwaltungsgerichtshof 
entſcheiden zu laffen, fondern daß dann, wenn zwifchen Bermwaltung und Ber- 
waltungsgericht ein Streit entfteht, eine höhere Inſtanz gebildet wird, die aus 
Mitgliedern theild des oberften Verwaltungsgerichts, theils aus Mitgliedern der 
höchſten Berwaltungsinftanz befteht, und derartige Fragen entjcheidet, fonft leidet 
die Berwaltung felbft darunter. 

Das find Alles Erwägungen, die mir e8 bedenklich ericheinen laflen, ob wir 
in dem Augenblide in der Lage find, den Gefegentwurf in ber gegenwärtigen 
Faffung anzunehmen. Ich ſollte faft meinen, daß wir erſt die Erledigung des 
Geſetzes über den Berwaltungsgerichtshof abzuwarten haben, ehe wir hier barliber 
enticheiden, ob einzelne Sachen in letter Inſtanz vor das Verwaltungsgericht 
tommen, oder ob einzelne Fragen, die bier erörtert werden, vor die Berwaltung 
gehören. Ich bin nämlich der Meinung, daß alle die fragen, die nach dieſem 
Befete erledigt werden müffen, ob eine gemeine Gefahr, eine Gefährdung vorliegt, 
ſolche find, die eigentlich der Verwaltung angehören und nicht durch den Der- 
waltungsgerichtShof entichieden werden können. Man kommt da auf feine Diſtink⸗ 
tionen, und ich glaube, aud in diefem Augenblide ift die Materie nach ber 
Richtung Bin nicht vollftändig durchgearbeitet; man muß wieder auf das Weſen 
und die Natur der Polizei zurlidgeben, auf den Begriff der Gefährdung der 
gemeinen Gefahr und auf die Organe, die dazu vorhanden find, um bie Gefahr 
abzuwenden, und die Mittel, die diefem Organe an die Hand gegeben werden 
mrüffen. Das muß man Alles einer genauen Erwägung unterftellen und wird 
dann finden, daß es fich nicht empfiehlt, die Trage der Gefährdung der Ent- 
Scheidung durch eine richterliche Behörde, mag es auch ein Berwaltungsgericht 
fein, zu unterbreiten. 

Wenn ih noch auf ein paar Punkte im Gefege felbft eingehen darf, fo 
möchte ich fagen: Bon 8 2 an unter dem ARubrum II werden Maßregeln be- 
&- delt, die ergriffen werben follen gegen die Gefährdung, die aus der Bewirth- 
fi fung großer Waldungen entftehen können, während in dem Abfchnitt ILL die- 
ji gen Gefahren befeitigt werden follen, die aus der Kleinwirthichait bei den 
X Idungen hervorgehen, ein Tonfolidirendes. Berfahren für gemeinſchaftliche Be⸗ 
u thſchaftung von Heinen Waldungen. Meine Herren! Wenn ich die Nüglic- 
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keit für die Zufammenlegung und Zuſammenbewirthſchaftung Heiner Waldungen 
im vollften Maße anertenne, fo kann ich nicht finden, daß ſich der Geſetzentwurf 
auf diefe Meinen Waldungen eigentlich befchräntt. Ich babe keine Audentung ge- 
funden, daß Walbdungen, die ihrer Natur nad eine eigene Bemwirthichaftung 
vollftändig zulaffen, und eine Bewirthſchaftung in Gemeinſchaft mit anderen bie 
Eigenthumsrecdhte in zu hohem Maße beeinträchtigt, nicht ausgeſchloſſen feien. 
Denten Sie fi, daß Jemand einen Waldkomplex von 2000 Morgen beftät, daß 
ift ein Kompler, den Einer ſchon felbft bewirthfchaften kann nach feinen eigenen 
Grundfäten und Gefallen. Nun können aber Nachbarn, die ähnliche Flächen 
befigen, die aber in dieſem Augenblicke abgetrieben find, während die 2000 Mor- 
gen in gutem Zuſtande fid) befinden, fi vereinigen und durch Majoritätshe- 
ſchluß ihn zwingen, mit ihnen in Gemeinſchaft zu treten. Dann ift eine @e- 
meinſchaft vorhanden zwiſchen 3000 Morgen gutem Wald und 10,000 Morgen 
ſchlechtem Wald, und durch dieſe Gemeinfchaft Tann der Eigenthlimer des Wal- 
des von 2000 Dlorgen auf das Aeußerſte gefhädigt werden. Run giebt der 





M, Geſetzentwurf ihm zwar die Möglichkeit, feine guten Holzbeftände abzutreiben. 
J Ja, das will der Eigenthümer der 2000 Morgen gar nicht, er findet nicht, daß 
en dies in feinem Intereffe liegt. Er findet, daß die Holzpreife im Augenblide 
2: ſchlecht find, er findet, daß er bei einer langfameren Abtreibung feiner Flächen 
2 vorausſichtlich einen größeren Bortheil hat. Wenn er das Holz nicht abtreibt, 
u fo fommt er mit jchlechtem Holzbeftand in Kommunion und hat den Nachtheif, 
dag er dem größten Theil derjenigen Koften zu beftreiten hat, die aufgewendet 
E. = werden müfien, um die itbrigen 10,000 ſchlechten Morgen in einen guten Zufland 
R zu bringen, die Zufchuß verlangen, aber nichts einbringen. Ja, meine Herren, 
x in ſolche Berhältniffe mag ſich der Einzelne nicht gern zwingen laffen. Es würde 
F aber ausgeſchloſſen werden, wenn in dem Geſetzentwurf Beſtimmungen enthalten 
J wären, die es verhüteten, daß eine ſelbſtſtändige Waldung in eine ſolche Kom⸗ 
2 munion bineingezogen werden könne. Ich habe eine ſolche Beftimmung vermißt, 
7 es fann fein, daß ich ben Entwurf nicht gemau genug burchgelefen habe; man hat 
J ja kaum Zeit genug, ſich auf die Entwürfe vorzubereiten, die in Maſſe jetzt 
.. vorgelegt werden. 

Meine Herren! Bei dieſer Lage der Sache, meine ich, dürfte es ſich empfeh⸗ 
1 len, dieſen Geſetzentwurf noch nicht Geſetz werden zu laſſen, ſondern abzuwarten, 
8 wie ſich der Verwaltungsgerichtshof und die Frage der Kompetenzkonflikte bei 
Verwattungsſachen definitiv ſtellt, und dann mit Zugrundelegung dieſer Haupt- 
os prinzipien diefe Materie noch einmal befonders durchzuarbeiten und dann wahr- 
N fheinlih in anderer Weiſe das Berhältniß zu regeln, wie e8 im gegenwärtigen 
i Entwurf gejchehen ift. 

.. Prafident: Der Herr Minifter fr die Iandwirthfchaftlichen Angelegenheiten 
2 bat das Wort. 

J Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 


J Den Bemerkungen des ſehr geehrten erſten Herrn Vorredners habe ich nichts 
Weſentliches hinzuzufligen, um fo mehr, als auch ich der Meinung bin, daß 
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* allerdings die Wirkſamkeit dieſes Geſetzes weſentlich von ber Ausführung ur“ 
— dem für dieſelbe vorhandenen Mittel abhängig ſein möchte. Ich hoffe inde 
* daß die Ausführung in einem Sime wird erfolgen können, welche dem Geſet 
# eine lebendige und nlitlicde Wirkſamkeit fihert. Was die Auseinanderjegunge 
des geehrten Herrn Vorredners betrifft, fo halte ich es für erforderlich, ihnen T 
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Einzelnen zu folgen. Der geehrte Herr Vorredner bat auszuführen gefncht, daß 
dieſes Geſetz nicht in Kraft treten folle, ehe nicht die Organtfation des Verwal⸗ 
tungsftreitverfahrens abgejchloffen fei, da e8 — was zur Zeit noch nicht angehe 
— allgemein erforderlich erfcheine, in jedem Geſetz unzweifelhaft feftzuftellen, ob 
und inwieweit die Materie, mit welcher fi) das Geſet bejchäftigt, zur Entſcheidung 
buch die reinen Berwaltungsbehörden oder durch die Bermaltungsgericdhte ober 
endlich durch die ordentlichen — ich möchte mir den Ausdrud erlauben — Juſtiz⸗ 
gerichte zu bringen fei. Juſofern es fidh hierbei um die eigentliche Komtpetenz- 
frage handelt, welche der geehrte Herr Borredner ebenfalls erwähnt hat, fo meine 
ich, daß gerabe dieſes Gele wenig Zweifel Abrig läßt. Ich Tann mir wenigſtens 
kaum Fälle aus dem Bereiche dieſes Geſetzes konſtruiren, welche zu einer Kom⸗ 
petenzfireitigfeit Anlaß geben Tünnen. Ich meine, daß bis auf den Beweis des 
Gegentheils es ſchwer fein würde, dem Geſetz in dieſem Punkte Unklarheiten und 
Unvollſtändigkeiten vorzumerfen, wie das auch einft mit Berufung auf beftimmte 
Einzelnheiten gejchehen if. Was im Uebrigen die theoretifche Unterfcheidung der 
drei Kategorien von Angelegenheiten und die hieran gefnüpften Bedenken betrifft, 
jo möchte ich zunächſt entgeoenhalten, daß gerade der Umſtand, den auch der 
Herr Vorrebner hervorgehoben Hat, dag in erſter Juſtanz diejenige Behörde, 
welche nad) diefem Gejeßentwurf unter dem Namen Waldſchutzgericht fungirt, 
in fi) die Eigenfchaft der VBerwaltungsbehörbe und des Verwaltungsgerichts ver- 
einigt, daß diefer Umftand das Hauptgewicht der von dem Herrn Vorredner er- 
bobenen Bedenken befeitigt. Ich erblide eine außerordentlich vortheilhafte und 
nügliche Einrichtung darin, daß der Kreisausfhuß die beiden Thätigleiten in fich 
tombintrt, weil, wie id abweichend von den Anfchauungen des Herrn Vorredners 
meine, da8 Leben jene feinen kritiſchen Unterfcheidungen nicht macht, fondern bie 
Berhältniffe, denen ber Kreisausſchuß nahe fteht und welche er zu beurtheilen 
bat, meiftens fo beſchaffen find, daß fie untrennbar in fi) Momente vereinigen, 
welche zur richterlichen Entſcheidung paffend find, und folche, flir deren Behand⸗ 
lung die Berwaltungsbehörde mehr geeignet erfcheint. Gerade diefe Auffaffung 
der Sache war dafiir entfcheidend, daß man die Thätigfeit erfter Inſtanz in den 
Kreisausihuß verlegte. Sie werden aus den Verhandlungen des Abgeordneten- 
baufes erfehen haben, daß von einer fachverftändigen Seite der Anſpruch erhoben 
wurde, Gegenftände des Waldſchutzes den Auseinanderjegungsbehörden zu liber- 
weifen. Man fagte dort, die in Rede ftehenden Angelegenheiten beftimmten fich 
zum Theil nach juriftifchen VBorbedingungen, deren Beherrſchung bei dem Kreis⸗ 
ausſchuſſe nicht überall vorausgefet werden könne. Man flug vor, eine Son⸗ 
derung dergeftalt vorzunehmen, daß bie thatfächlichen Momente vom Kreisaus- 
Schuß, die rechtlichen von der Auseinanderfegungsbehörde geregelt werden follten; 
endlich kam noch von anderer Seite ein dritter Vorſchlag: diejenigen ragen, die 
fih nur für die Entſcheidung der Sufliggerichte eigneten, an bie letzteren zu wei- 
fen. So würde man, wenn man diefem Gedanfengange gefolgt wäre, dahin ge- 
fommen fein, die Waldſchutz⸗Materie durch drei verfchiedene Inftanzen behandeln 
zu laflen, durch reine Berwaltungsbehörden, dann durch die gemifchten Verwal⸗ 
tungsgerichte und endlich Durch reine Juftizgerichte. 

Meine Herren! Sie verlangen fidher feinen Beweis, welcher unzuträgliche 
Zuftand dadurch herbeigeführt, welche Berwirrung in die Verhandlung gebracht 
pfirde, wie eine energifche Aktion fcheitern müßte an einer ſolchen Beriplitterung, 
rie den Anforderungen des grünen Lebens durchaus wiberfpricht. Ich meine 
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ferner, wenn man Garantien fiir den Schug der Privatintereffen in dieſem Ge⸗ 
jetge vermißt, wie das zum Theil auch vom Herrn Vorred ner angedeutet wurde, 
doch eine fehr ſtarke Garantie fiir gerechte und ſachgemäße Entſcheidungen barin 
liegt, daß die Iesteren einer den Verhältniſſen und den Betheiligten naheftehen- 
den, zum größten Theil aus Wahl der Genoffen hervorgegangenen Behörde über⸗ 
tragen find. Da gerade werden die konkreten Verhältniffe in den Borbergrumd 
treten. Man wird nicht zu flirchten haben, daß über wohlberechtigte Anſprüche 
Einzelner hinweggegangen wird, um jo weniger, al8 ein ans den Betheiligten 
hervorgegangenes Gericht unter der Kontrole, unter dem moraliſchen Einfluffe 
der Genofjen ftebt, deren Kraft wahrli nicht zu unterfhäten if. Ich meine, 
der Gejetentiwurf ift den richtigen Weg gegangen, der Übrigens in ber vorigen 
Seifion die Billigung des Hohen Haufes gefunden bat. Nun gebe ich zu, und 
infofern find die Einwendungen des Herrn Vorredners thatlächlich begründet, daß 
in zweiter Inftanz das Berwaltungsgericht entfcheidet, daß die Materie dadurch 
qualifizirt it als Verwaltungsgerichtsfadde, nicht als reine Berwaltungsfache. 
Hierflir aber fpricht, daß die Punkte, die der Hegel nah in die zweite Inſtanz 
gelangen werden, mehr die juriftifche Natur an ſich tragen dürften. Ich werig- 
ſtens möchte annehmen, daß die Fragen konkreter Beichaffenbeit, weldye von den 
Zechnilern zu beurtbeilen find, in feltenen Fällen in die zweite Inftanz kommen 
werben. Wo dies aber gefchehen wird, wird man bei dem Berwaltungsgericdhte 
denfelben Weg geben, den auch die reinen Berwaltungsbebörden gehen müßten. 
Man wird fi ein Superarbitrium von Technikern verjchaffen und hiernach ent- 
ſcheiden. Soweit es fih um juriftifhe Fragen handelt, ift aber, wie gejagt und 
nad der eigenen Ausführung des Herrn Grafen zur Lippe das Berwaltungsge- 
richt recht am Platz. Nicht am Plage würden meines Erachtens fein die or- 
dentliden Gerichte. Ich habe gegen einen bezliglichen Antrag fchon im Abgeorb- 
netenhaufe mich wenden müffen und diefen Antrag befämpft; ich kann nur wie» 
derholen, was ic) dort näher ausführte, daß bei Angelegenheiten, wie die in 
Rede ftehenden, die ein zufammenhängendes- Ganze bilden, wo es fi} um eine 
größere Anzahl Betheiligter handelt, Hinfichtli” derer Bortheile und Nachtheile 
zu tompenfiren find, wo es kaum ausführbar erjcheint, das Einzelne aus dem 
Ganzen herauszufhälen und für ſich zu beurtheilen, eine gerichtliche Löſung auch 
nur der Entihädigungsfrage ſich nicht empfiehlt, weil fich diejelbe von der Beur- 
theilung der Geſammtheit der einfchlagenden Berhäftniffe nicht trennen läßt. Man 
wiirde aber durch die Berweifung des Entſchädigungsſtreites an die Gerichte noch 
einen ferneren Nachtheil fiir den Erfolg des Geſetzes berbeiflihren. Wie die ge- 
ehrten Herren aus der Vorlage erjehen wollen, ift der Antragfteller unter Um- 
fländen, wenn es fih um ein Mehr von Leiftung handelt, weiches von den Be- 
ſchädigten nicht aufgebracht werben will, diefes Mehr zu erfegen verpflichtet. 
Man bat hierzu eine Frift gegeben, innerhalb deren er ſich zu enticheiden bat, 
ob er jenes Mehr Übernehmen will oder nicht. Würde nun, wie bei Erpro- 
priattonsangelegenheiten, die Frage der Höhe der Entichädigung an die Gerichte 
verwiefen, jo würde jene Friſt eine Hinreichende nicht mehr fein; die Entſchei⸗ 
dungsprozeffe wilrden ihren eigenen Weg geben, nnd entiveder die ganze Au 

legenheit in Frage geftellt werden, vielleicht wegen eines einzelnen Betheilig 

ber feinen vermeintlichen Anſpruch durch alle Inftanzen verfolgt, oder Sie müf 

dem Antragfteller das Recht des Rücktritts nehmen. Lebterenfalls bezweifle 

daß fich leicht ein Antragfteller finden würde, der, obwohl es ihm unmög 
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wäre, den finanziellen Effekt zu überſehen, dennoch einen fo gefährlichen Antrag 
zu fielen geneigt fein möchte. 

Der geehrte Herr Vorredner iſt jodann libergegangen zu beſtimmten Be⸗ 
mängelungen im Einzelnen. Derjelbe bat aus dem $ 21 für feine Meinung, 
daß es fih im Allgemeinen in diefem Gejege um reine Berwaltungsangelegen- 
beiten handele, angeführt, daß, wenn nad dieſem Paragraphen zur Abwendung 
bon Gefahren der Landrath eine Bekimmung zu treffen befugt fei, dies doch 
nothwendig eine ſolche Beſtimmung fet, für die fich in zweiter Inſtanz nidht die 
Entſcheidung der Berwaltungsgerichte, fondern Lediglich der vorgeſetzten Berwal- 
tungsbehörde eigne, wie denn überhaupt bei Angelegenheiten gemeiner Gefahr 
die Berwaltungsbehörden den Beruf hätten, einzufchreiten. Es handelt ſich aber 
Bier wicht um eine Angelegenheit gemeiner Gefahr, fondern einzig und allein 
darum, den Stand der Angelegenheit, weldhe durch das Regulativ georbnet wer- 
den foll, gegen zwifchenzeitige Störungen zu fihern. Es handelt fi um eine 
Art interlofutorifcher Verfügung, zu dem Endzwed, daß nicht der thatjächliche 
Stand der Dinge verrüdt werde, daß nicht, ehe die letzte Entſcheidung ergangen 
if, Schäden hervorgerufen werden, die das ſchwebende Berfahren nutzlos machen 
oder erjchweren, und in diefem Sinne hat man dem Borfigenden der fompetenten 
Anftanz die Befugniß gegeben, zu interveniren. Diefe Intervention hängt mit 
dem ganzen Berfahren zufammen und mußte deshalb nach denfelben Grund⸗ 
fägen behandelt werden, wie das Verfahren jelbft. Was endlich die Einwenbung 
des Herrn Grafen zur Lippe betrifft, daß bei der Bildung von Walbgenoffen- 
ſchaften feine Garantie geboten fei, dag man nicht gar zu große Komplexe in die 
Baldgenofienfchaften bineinzwänge, fo möchte ich doch meinen, daß eine ſolche 
Gefahr bei richtigem Ver ſtändniß des 8 23, wo e8 beißt: „Wo die forftmä- 
Bige Benugung neben einander oder vermengt gelegener Wald- 
grundflüde, oder Flächen oder Haideländereien nur durch Zufammen- 
wirfen aller Betheiligten zu erreichen ift, können auf Antrag u. |. m.”, kaum ob- 
waltet. Hier ifl, wie die Motive Mar ergeben, materiell beftimmt, daß große 
Komplere, die ſelbſtſtändig eriftiren, die ohne Zuſammenhang mit anderen forft- 
mäßig benust werben fünnen, von ber zwangsweifen Zufammenlegung ausge- 
ſchloſſen find. 

Yür die Größe eine Zahlengrenze aufzuftellen, wirde nach meinem Dafür- 
halten große Bedenken haben, weil es fchwierig if, mit Zahlen das Nichtige zu 
treffen, und Zahlen fiir Tegislatorifche Grenzbeſtimmungen nad) meinem Dafür- 
halten zu vermeiden find, wo dies irgend angeht; denn Zahlen find brutal und 
laffen fich nicht mit der Mannigfaltigleit der Tebendigen Berhältniffe in Einklang 
bringen. Endlich möchte, was ich daflir mir anzuführen erlaube, daß man die 
Hauptentfheidung dem Kreisausſchufſe libergiebt, geeignet fein, den Herrn Vor⸗ 
redner zu beruhigen. Ich bin überzeugt, daß diefe Inſtanz niemals zu Ent- 
ſcheidungen neigen wird, die, gegen den Geift des Geſetzes, gegen die konkreten 
Berbältniffe verftoßend, felbfiftändige Komplere mit anderen zufammenziwängen. 

Wenn zum Schluſſe der geehrte Herr Vorredner den Wunſch ausgeiprochen 
“+, diefen Geſetzentwurf noch einige Zeit reifen zu laflen, fo geftehe ich zu, daß 

18 vollfommen ift, und daß mit der Zeit die Dinge unter Umſtänden befier 
den. Bon diefem Geſetzentwurf möchte ich das Letztere aber am Allerwenig- 
‚ glauben. Die Materie ift fo, daß, wie ich meine, man durch theoretiſche 
örterungen, erft am grünen Tiſche, dann in den parlamentarifchen Berfanun- 
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lungen und gleichzeitig auch in der Prefſe, dem gefährdeten Walde außerordent⸗ 
lich wenig helfen wird. Nach meinem Daflirhalten liegt der Hauptwerth des 
Geſetzes darin, daß mir endlich einmal vom Boden der Theorie auf ben ber 
Braris tibergeben, daß wir, ein Jeder an feiner Stelle, verfuchen, durch eingrei⸗ 
fende Thätigkeit den großen Schäden entgegenzuarbeiten, welche dem Baterlande 
in Folge der Zerftörung an Wäldern drohen und daß wir die nicht übermäßig 
ſtarken Handhaben, welche die Borlage bietet, benugen, um zu erreichen, was 
damit erreicht werden faın. Damit, glaube ich, erzielen wir mehr als durch 
ein beftändiges Verſchieben und beftändig ernente &rörterungen. Sollten ſich 
wirtfich Uebelſtände herausftellen, fo tft diefe Materie, die fern von allem politi- 
ſchen Beigefhmad ift, dazu angethan, daß die Mehrheit der Hoben Häufer bes 
Landtages und die Staatsregierung fi) leicht dahin verfländigen werden, neuen, 
dann durch die Erfahrung gebotenen Vorſchlägen gefegeberiiche® Gehör zu ge— 
währen. 

Bräftdent: Herr Brebt hat das Wort. 

Bredt: Meine Herren! Die letzten Worte des Herrn Minifters flir die 
Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten, „endlich vom Boden der Theorie zu dem 
der Praris überzugehen“, begrüße ic) von ganzem Herzen. Dies ift gerade in 
der vorliegenden Materie fo erwünſcht, wie in irgend einem anderen Falle. Der 
Herr Graf zur Lippe hat foeben den Geſetzentwurf Hanptfähli aus formellen 
Gründen bemängelt und bat den Antrag geftellt, daß er diesmal noch nicht ge= 
nehmigt werden möge, d. 5. mit anderen Worten daß das Haus ihn ablehnen 
möge. Man hätte nun wohl, da nur formelle Bemängelungen des Gejeent- 
wurfs jeinerfeit3 vorgebradjt find, erwarten fünnen, daß er den Antrag gefellt 
hätte, zur Hebung derjelben ihn einer Kommilfion zu tibermweifen; aber nein, 
der Gefepentwurf foll ohne Weiteres en bloc verworfen werden! Der Herr 
Graf zur Lippe möge mir geftatten, ihn daran zu erinnern, daß in diefer Seffion 
des Hohen Hauſes von ihm nicht allein alle von der Regierung eingebradhten 
Geſetzentwürfe belämpft, ſondern auch von ihm Alles anfgeboten worden ift, die⸗ 
felben zu alle zu bringen. So war es mit dem Gefegentwurf fiber das Bor- 
mundſchaftsweſen, ein Geſetzentwurf, deffen gründliche Bearbeitung das Abgeord- 
netenhaus anerfannt und deshalb mit wenigen formellen Aenderungen en bloc 
angenommen bat und den wir heute in dieſer Sigung noch hoffentlich definitiv 
fanftioniren werden. So war es mit den fämmtlichen kirchlichen Vorlagen, dem 
Sperrgejeß, dem Gejeß über die kirchliche Bermögensverwaltung, dem Klofter- 
geje und fo foll es mit dem heute vorliegenden Geſetzentwurf über die Schutz⸗ 
waldungen und Waldgenofienihhaften fein! Dies if um fo erftaunlicher, meine 
Herren, als diejer Gefegentwurf früher ſchon in der Kommiffion dieſes Haufes 
gründlich berathen worden ift, dann an das Abgeordnetenhaus kam, dort aber 
damals nicht mehr zur Berathung gelangte. Derjelbe Geſetzentwurf, in welchem 
die Erinnerungen, welche im Herrenhaufe gemacht worden find, möglichfte Be- 
rückſichtigung gefunden haben, ift nun vom Abgeordnetenhaus wieder an ung ge- 
langt, Niemand zweifelt an deffen Annahme, Feder freut ſich über den frijchen 
Hauch diefes Geſetzes, nach fo vielen Materien ſchwüler und aufregender — 
— nur aus dem Munde des Herrn Grafen zur Lippe vernehmen wir den R 
daß wir daffelbe ablehnen ſollen. Sie erinnern fi, meine Herren, Herr 6 
zur Lippe hat wiederholt über die „Fluth der Geſetze“ gellagt, die die Stai 
regterung uns vorlegt; nun, wenn er noch den Sig im Minifterium einnäßı 
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dann würden wir gewiß gerade am Gegentheil leiden, an einer Ebbe, die bald 
zu einer Dürre führen und die Legislative nicht einen Schritt weiter bringen 
würde. Ich meinestheils ſpreche der Königlichen Staatsregierung meinen Dank 
für dieſe Borlage aus, und betone ausbrüdiidh, dag Alle, die mit dieſer Frage 
ſich eingänglicher bejchäftigt haben, namentlich bie Iandwirthichaftlichen Vereine, 
Sabre lang vergeblich darauf geharrt Haben, daß endlich das Minifterium mit 
einem ſolchen Waldkultur⸗ und Genoffenfchaftsgefet bervortreten werbe. Ya, meine 
Herren, wie oft if e8 in diefen Vereinen beflagt worben, daß andere Länder, 
ich nenme nur Defterreih, Bayern und die fübdentichen Staaten, uns längſt auf 
diefem Gebiete mit mufterhaften Beifpielen vorangegangen find. Ich danke im 
Namen diefer Bereine dem Herrn lanbwirtbichaftlichen Miniſter, daß er die Sache 
in biefer Weife energifch in die Haud genommen und, wie er eben felbft gefagt, 
endlich die Theorie hat zur That werben laſſen. Sch Hoffe aber auch, daß das 
Hohe Haus heute nicht um Heinere tbeoretifche Fragen, oder um einzelne for- 
melle Mängel fireiten wird, der Gefegentwurf bat eiue gründliche Bearbeitung 
— das ergiebt die Zufammenftellung des Entwurfs — im Abgeordnetenhaufe 
gefunden, und leiftet nicht allein dem lebhafteſten Bedürfniß Abbitlfe, fondern 
entipriht auch unſeren vorläufigen Erwartungen. Ich will nur, wenn Herr 
Graf Udo zu Stolberg eben angeführt hat, er werde ſchwerlich eine praftiiche 
Wirkung haben, darauf hinweifen, welche fegensreiche Wirkung das vor mehreren 
Jahren erlaffene Geſetz tiber die Bewalbung der Eifel gehabt hat. Gehen Sie 
dort Hin, meine Herreu, und Sie werben flatt der früheren bürren Höhen und 
öden Flächen heute grüne lachende Waldungen jehen und dieſe That der Re- 
gierung loben und preifen hören. 
Lafſen Sie mich ferner ein Beilptel anführen ans dem bergifchen Lande, wo 
wir im Kreife Lennep und den anftoßenden Kreifen und Diftrikten eine Menge 
öder, ertragslofer Flächen und Haidelänbereien Haben, die dringend der Wald- 
kultur bedärftig find. Sehnlichſt Hat man auch dort auf einen Gefeßentwurf 
gewartet, der eine rechtliche Grundlage für die Bildung von Waldgenoſſenſchaften 
bietet. Wenn dies Gefe heute und im zweiter Lefung angenommen wird, fo 
werben wir endlich eine ſolche Grundlage gefunden haben. Es ift dann Sadıe 
der Privaten, der Gemeinden und der Landesbehörbe, ihn zur Ausführung zu 
bringen und dürfen wir wohl offen, daß bie Regierung die ärmeren Gemeinden 
mit der nöthigen Geldhülfe unterftigen wird. Das find die Thatfachen, die ich 
kurz anführen wollte, um in der allgemeinen Disfufkon ben Aeußerungen des 
Herrn Grafen zur Lippe gegenüber das Bebürfniß des Geſetzentwurfs klarzulegen 
und ich hoffe, Daß das Haus durch die Annahme deffelben diefe Worte beftäti- 
gen wird. 
Präſident: Herr Graf zur Lippe hat das Wort zur thatjächlichen Berich⸗ 
tigung. 
Graf zur Lippe: Der geehrte Herr Vorredner Hat gemeint, ich hätte noch 
jedem Gefegentwurf, der Hier im Haufe berathen worben, die Nichtannahme ent- 
aegengeſetzt. Ich habe die Ablehnung des Senchengeſetzes nicht befürwortet. 
Meine Herren! Das ift eine ganze Menge von Geſetzentwürfen, denen ic) 
18 vollem Herzen zugeftimmt habe. Daß ich einigen nicht zugeftimmt babe, 
am wohl fein, ich bitte aber, die Schfüffe nicht zu weit zuziehen. Run wirft 
ie der Herr Vorredner vor, ich hätte den Antrag ſtellen follen, den Gegenſtand 

eine Kommilfion zu verweifen; wäre ich Theoretiker, dann hätte ich es ge- 
in, ich bin aber PBraftiler, und deshalb habe ich es nicht gethan. 
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Präfident: Es Hat Niemand mehr das Wort verlangt, id) ſchließe die Ge⸗ 
neraldiskuſſion. 

Wir gehen zur Spezialdiskuſſion über, und mit Uebergehung von Ueber⸗ 
jchrift und Eingang zu $ 1. — Das Wort wird nicht verlangt, ich ſchließe die 
Diskuſſion. Wir fommen zur Abfiimmung. Die Berlefung des $ 1 wird nidht 
verlangt werden. Ich bitte, daß diejenigen Herren, weldye den $ 1 in der vor- 
fiegenden Faflung annehmen wollen, ſich erheben. (Geſchieht) 

Der Paragraph ift mit jehr großer Majorität angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über $ 2, zu weldem der gedrudt vorliegende 
Antrag des Herrn Dr. Zelllampf eingegangen ifl. 

Ich gebe das Wort dem Herrn Dr. Telllampf. 

Dr. Telllampf: Deine Herren! Den vorliegenden Gefegentwurf begrüße 
ih mit Freuden, denn derjelbe entipricht dem Gefammtintereffe an der Erhaltung 
der Waldungen, und ift entihieden zur Annahme zu empfehlen. Ich bin des- 
wegen gezweifelt gemefen, ob ich meinen Antrag ftellen fol, weil ich nicht wünſche, 
die Sache aufzuhalten; mein Antrag ift aber nur eine Redaltionsänderung. 
Meine Herren! Sie finden in den Abjägen c und d des $ 2 diefelben Eingangs- 
worte wiederholt, die ich als Eingangsworte des Abſatzes Nr. b zu jehen wünſche, 
nämlich die folgenden: „durch die Zerfiörung eines Waldbeftandes“, und wenn 
diefe Worte in Nr. b an die Spige geftellt werden, fo dridt das Uebrige eben 
die Folge einer folchen Berftörung aus. Wenn man die Waldungen zerftört, 
dann treten die Uebelftände ein, die in Nr. b aufgeführt find. Ich jollte daher 
glanben, daß es konſequent geweien wäre, diefe Worte in allen 3 Sägen zu 
wiederholen. Ich vermuthe beinahe, daß fie aus Berfehen weggelaffen find, weil 
id auf Seite 22 (S. 19 de. Bd8.) unter Nr. b einen Sat finde, der das ausipricht, 
was ich wünſche. Es heißt da, wenn man mir erlaubt, diefe Worte vorzulefen: 

„su hohen Freilagen auf den Kuppen und Rücken der Gebirge und an 
fteilen Berghängen ift die Waldbeftodung das einzige Mittel, die hier 
ohnehin gewöhnlich nur in geringer Mächtigleit iiber dem Geftein liegende 
Nährſchicht des Bodens vor dem Herabichwenmen bei ftarfen Regen⸗ 
güffen 2c. zu bewahren“. 
Dann folgen diefelben Gedanken, die fi) auch in Nr. b des $ 2 ausgebrädt 
finden. 

Meime Herren! Ich erlaube mir nur deswegen dieſe Redaltionsänderung 
borzufchlagen, weil ich emtichieden wünſchte, darliber gewiß zu fein, daß die 
Baldungen auf den Bergen erhalten werden follen. Zur Begründung dieſes 
Wunſches geftatten Sie mir mwobl, Ihnen einige Worte anzuführen von einer 
Autorität, die Sie gewiß fämmtlich anerkennen werben. Alerander v. Humboldt 
nämlich jagt: 

„Durch Fällung der Bäume, welche die Berggipfel und Bergabhänge 
deden, bereiten die Menſchen unter allen Himmelsftrichen den kommenden 
Geſchlechtern eine doppelte Plage: Mangel an Brennfloff und Waffer- 
mangel. Der über heiße Sandflächen binziebenve, no in Dampfform 
befindliche Regen wird fi) nur über der kühlen Atmofphäre der WEL 
zur tropfbaren Flüffigfeit verdichten und als Regen nieberftrömen.“ 

Kun, meine Herren, es ift eine befannte Thatjache, daß die Wälder 
Natur dazu beſtimmt find, die Feuchtigkeit, die atmoſphäriſchen Niederſchl 
und den Lauf der Gewäfler zu reguliren. Dem entipricht auch der Sat in 
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Borlage Nr. d, weldder von der Bedeutung der Wälder für den Wafferftand 
redet. Meine Herren! Die Wahrheit diefer Säge ift durch die Erfahrung, durch 
die verminderte Ertragsfähigfeit der Länder der älteften Kultur vollſtändig be- 
wiefen, wo die Waldungen auf den Höhen faft überall enorm gelichtet oder 
gänzlich niedergeſchlagen find, 3. B. in Griechenland, Kleinaften, PBaläftina, 
Cypern u. ſ. w., wie jeder, der den Orient bereift, bemerken wird, und wie ich 
jelbft Gelegenheit gehabt habe zu beobachten. Nun aber kommt in der Neuzeit 
ein Grund hinzu, der es ung wohl wünſchen ließe, daß wenigftens die Bergriden 
bewaldet blieben, diefer Grund ift die Rückficht auf die Flotte. 

Meine Herren! Als das belannte Kulturebilt vom 14. September 1811 
erlaffen wurde, da Hatten wir noch feine Flotte; es ift nun eine befannte That- 
fadde, daß in den Flächen die Tendenz dahin gebt, möglichft alles Land zu 
Aderland zu machen, bis ziemlich zu den Höhen der Berge hinauf. Wollen 
wir aber Hodhwald behalten und konſerviren, dann ift die Rückſicht auf die 
Flotte nicht außer Acht zu laſſen. Es iſt von großer Wichtigkeit, daß man in 
diefer Beziehung unabhängig vom Auslande fei. England bezieht fein Scdiffs- 
baubolz aus Kanada, aus diejer feiner abhängigen Provinz, wir haben aber nichts der 
Art. Selbft Frankreich ift genöthigt worden, der Flotte wegen eine Staatsaufficht 
über die Waldungen zu üben. Wir haben flatt deffen das beffere Mittel, das 
freilih Herrn Grafen zur Lippe nicht gefällt, nämlich die Waldſchutzgerichte. 

Was num die aus der Zerfiörung der Waldungen betvorgehende Gefahr für 
die Landesknltur betrifft, worauf ich ſchließlich zurückkomme, fo fcheint es mir, 
daß das, was ich angeführt babe, durchaus dem entſpricht, was man in dem 
Minifterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten jelbft über dieſen 
Gegenftand denkt, wie ich ſchon aus Seite 22 der Motive nachgewiefen habe. 
Ich möchte daher bitten, dag man dieſe Redaktionsänderungen vornehmen wollte. 
Es ift nur eine Nedaltionsänderung, fie würde aber die Sache Mar machen, und 
ein Aufentbalt der Sache dem anderen Haufe gegenitber, glaube ich, könnte nicht 
tadurd bewirkt werben. 

Ich erſuche Sie daher, meinen Antrag anzunehmen. 

Präſident: Der Herr Minifter für die landwirthſſchaftlichen Angelegen- 
heiten bat das Wort. 

Minifter fiir die landwirthichaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Ich bedauere, das entgegengejette Erfuchen an das Hohe Haus ftellen und Sie 
bitten zu müffen, den Antrag abzulehnen. Derfelbe ift zunächſt nicht, wie der 
geehrte Herr Borredner meint, redaktioneller Natur, jondern enthält eine nicht 
unerhebltche materielle Abänderung. In dem $ 2 ftellen fich die erften beiden 
Tälle als eine befondere Kategorie von Borausfegungen dar. In den drei letzten 
Fällen handelt es fih unter c, d und e um die Abwendung von Schäden, 
welche ſich an die Zerftörung eines Waldheftandes anfnitpfen, von foldyen Schäden, 
die unmittelbar oder mittelbar auf die Zerftörung eines Waldbeflandes zuriid- 
zuführen find. 

Anders in den erften beiden Fällen, deren Borausjegung darin befteht, daß 

» Abwejenheit von Wald gewifle Nachtheile berbeiflihrt, denen dadurch 
jegnet werden joll, daß Wald angelegt wird oder andere Schuganlagen gemacht 
werden. Gerade die Stelle in den Motiven, welche der geehrte Herr Vorredner 
tirt bat, betont dies auch, indem auf Seite 22 unter b ausdrüdlid hervorge- 
ben wird, daß in diefem alle, — es ift derjenige, welchen der Herr Vorredner 
Zahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. VII. 24 
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zum Gegenftande feines Amendements gemacht hat, — „man fich nicht auf bie 
pflegliche Behandlung eines ſchon vorhandenen Waldſtandes beſchränken 
darf, fondern fih auf folde Gundſtücke zu erfireden hat, welde 
bereits öde geworden find”. — Aus diefen Gründen meine ich, lan id 
mich einer weiteren Auseinanderjegung enthalten; es liegt Mar zu Zage, daß die 
Schäden, die unter a und b vorgeführt werben, unabhängig von dem Iekten 
Beftande des Waldes ind Auge gefaßt werden müſſen. Ich bitte, hiernady den 
Antrag abzulehnen. 

Präfident: Herr Graf Udo zu Stolberg hat das Wort. 

Graf Udo zu Stolberg: Das, was ich über den Antrag bes Herm 
Brofeffors Tellkampf jagen wollte, ift foeben von den Herrn Minifter ausgeführt 
worden. Ich wollte mir nur eine Anfrage an die Königliche Staatsregierung 
erlauben, in Betreff eines anderen Punktes. Es ift ja gewiß jehr richtig, daß 
man im $ 2 nicht eine allgemeine Formel gewählt Hat, ſondern einzelne Yälle 
aufgezählt bat. Es fragt fi num, find die einzelnen Fälle richtig aufgeführt 
worden. Und da weiß ich nicht, ob auch die Gefahr des Schneebrudyes oder 
des Schneebrudes darunter begriffen if. Dieje Gefahr ift befanntlih im Hoch⸗ 
gebirge bei rauhem Klima mit ftarlem Schneefall eine jehr bedeutende, namentlich 
dann, wenn, wie es oft der Tall ift, die Grenzen oben auf den Kämmen laufen 
oder am Rande von Hochplateaus. Da ereignet e8 ſich oft, daß, wenn ber 
Nachbar feinen Wald abtreibt und nicht wieder anforftet, daß dann ſolche Schnee- 
maffen berlibergetrieben werden, daß es abjolut unmöglich ift, wieder noch anzu⸗ 
forften. Ich babe in diejem Winter gejehen, daß 15- bis 20jährige Schonungen 
durh Schnee volftändig zertrlimmert waren. Wenn dann der Nadybar nicht 
gezwungen werden kann, ſeinerſeits emen Streifen aufzuforften, fo ift es unmöglid), 
Holz in die Höhe zu bringen und die Folge ift, daß dann ein Streifen von Inland 
entſteht. Es ift mir nicht recht flar, ob man unter Nummer b, wo von den 
Einwirkungen des Waffers die Rede ift, auch die Einwirkungen des Schnees 
fubfummiren Tann. 

Präfident: Der Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
bat das Wort. 

Minifter fiir die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Der ſehr geehrte Herr Vorredner hat zweierlei ragen an mid, gerichtet, zunächſt, 
warum im $ 2 die Fafuiftifche Behandlung vorgezogen ift, ſtatt einer allgemeinen 
Begriffsbeftimmung der abzumwendenden Gefahren; und zweitens, ob ber Fall des 
Schneebruchs unter Nr. b. des $ 2 zu ſubſummiren fei. Was die erfle frage 
betrifft, jo glaube ich, daß gerade bei der Eigenart diefes Geſetzes die Methode 
die ſchon vor meiner Amtsführung gewählt wurde, als man die Vorlage aus- 
arbeitete, einzelne Fälle in den Vordergrund zu flellen, und von einer allgemeinen 
Begrifisbeftimmung abaufehen, die vorziiglichere if, weil allgemeine Begrifföbe- 
flimmungen, wie „Landestulturintereffe“ oder „Abwendung öffentlicher Gefahren“, 
„Sörberung des Gem einwohles“ fo unbefimmt find, daß die Bedenken, welche 
überhaupt gegen die Beſchränkung des Privateigenthbums durch Gefetse, wie 
das vorliegende, fpredyen, in hohem Maße gefteigert werben, wenn das Eingr: 
von nur allgemein bejchriebenen Borausfegungen abhängig gemacht wirb. 
würden dann anch die Einwendungen, die einer der geehrten Herren Re 
Herr Graf zur Lippe, erhoben hat, die Bedenken, daß der Kreisausfchuß in ni 
ragen nicht geeiguet geweſen wäre, zu enticheiden, ſich nach meinem Dafürkr 
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erheblich verftärft haben, weil das Gebiet der Unterſuchung ein fo umfaſſendes, 
das Kriterium der Entfheidung ein fo unbeflimmtes geworden wäre, daß feite 
Anhaltspunkte für eine konkrete Behandlungsweiſe der Sade gänzlich gefehlt 
bätten. 

Auf der anderen Seite vertenne ich nicht, daß die Fafuiftifche Behandlungs» 
weiſe auch ihre Schattenfeite hat, daß. wenn man noch fo fehr überzeugt iſt — 
und die Herren Techniker, fowie die fonftigen Sachverſtändigen, die ſich mit der 
Borlage bejchäftigt haben, find davon liberzeugt, daß legtere die Fälle der abzu- 
wendenden Gefahr umfaßt — man doc eine Garantie daflir nicht übernehmen 
kann, daß alles Vorkommende getroffen werde. Es wiirde aber eine ſolche Unvoll- 
ftändigfeit meines Ermeffens ein geringerer Nachtheil fein, ald wenn man durch 
eine allgemein gefaßte Begriffsbeftinmung die Sicherheit der geſammten Prozedur 
beeinträchtigt hätte. Was inshbefondere den Schneebruch betrifft, fo möchte ich 
mid) einer ganz beftimmten und pofitiven Aeußerung darüber enthalten, ob unter 
allen Umftänden der von dem Herrn Grafen zu Stolberg vorgeführte Yall 
unter die Nummer b paßt oder nicht. Ich halte dies für cine quaestio facti. 
Ich kann mir ferner denfen, daß vielfach die Folgen eines Schneebruchs, deren 
Nachtheiligkeit ich nicht verfenne, ſich weniger als eine im öffentlichen Intereffe 
abzumwendende Gefahr als wie ein Zufall darftellen, den der Eigenthilmer wie 
bei vielen Kalamitäten tragen muß, ohne daß fi von Staatswegen ein Weg 
bietet, ihm Hilfe zu gemähren. 

Präfident: Graf Udo zu Stolberg hat das Wort. 

Graf Udo zu Stolberg: Ich möchte noch ein Mißverftändnig aufllären 
Der Herr Diinifter hat gemeint, ich fei mit der Fafuiftiichen Behandlung im $ 2 
nicht zufrieden. Im Gegentheil (ich habe mich wohl falſch ausgedrückt), ich finde 
diefe Behandlungsmeife ganz richtig. aber nur in Beziehung des Schneebruches 
hatte ich einige Bedenken, ich gebe aber vollftändig zu, daß der Herr Minifter 
ſchwerlich in der Lage ift, über die einzelnen Fälle fofort Auskunft zu geben. 

Präfident: Herr Dr. Baumftart hat das Wort. 

Dr. Baumftark: Ich erlaube mir, darauf Yaufmerffam zu machen, ob es 
nicht wirklich möglich fei, unter Littr. e des 8 2 diefen Fall zu ſubſummiren, 
der, wie es ſcheint, darin bereits enthalten if, und zwar fo weit, daß ber. au$- 
führenden Behörde ganz wohl an die Hand gegeben worden ift, den all, den 
der Herr Graf zu Stolberg angeführt hat, und der jehr wichtig ift, vorfommenden 
Falls ebenfalls zu beriidfichtigen. 

Bräfident: Es hat Niemand mehr das Wort verlangt. 

Herr Dr. Baumftart hat wohl keinen beftimmten Antrag geftellt. (Huf bes 
Dr. Baumftart: Nein! ich halte es für unnöthig.) 

Ich ſchließe die Distuffion über 8 2. 

Wir kommen zur Abſtimmung; zumächft über den Antrag bes Herrn 
Dr. Tellkampf, und demnähft wird über den $ 2 im Ganzen abzuftimmen fein. 
Ich ftelle die Frage fo: Sollen für den Fall der Annahme des $ 2 im Anfange 
des Alinea b folgende Worte eingefchoben werden: „durch die Zerflörung eines 
Waldbeſtandes und“. 

Ich bitte Diejenigen Herren, melde den eben verlefenen Zuſatz eventuell 

mehmen mollen, ſich zu erheben. (Gechieht.) 

Er ift abgelehnt. 

Die Berlefung des ganzen Paragraphen wird wohl nicht bern! werben. 
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Da das einzige Amendement mit großer Majorität abgelehnt iſt, jo würde ich 
nah diefem Ausfall der Abftimmung aucd ohne ſolche die Annahme des $ 2 
konſtatiren. 

Widerſpruch iſt nicht erhoben. 

8 2 ift angenommen. 

In derfelben Weife werde ich bei den folgenden Paragraphen verfahren, über 
die ich nur dann die Diskuſſion eröffnen werde, wenn fie ausbrüdlid ver- 
langt wird. 

83 —84 — 55-86 —. 

ss 3 bis 6 find angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über 8 7. 

Herr Graf zur Kippe hat das Wort. 

Sraf zur Kippe: Meine Herren! Ich will zu dem $ 7 fein Amendement 
ftellen; ich glaube aber doch einige Erklärungen den Aeußerungen des Herm 
Minifterd gegeniiber abgeben zu dilrfen. Meine Herren! Ich babe ja gegen die 
Kompetenz zur Entſcheidung aller diefer Fragen durch die feftgeftellte erfte Inſtanz 
fein Wort gejagt; denn in dem Kreisausihuß werden ja alle die Fragen der 
Bermwaltung und der Bermwaltungsftreitfachen ungefondert behandelt. Nur das 
fann ich nicht verſchweigen, daß zur Entſcheidung der Hier einfchlagenden ragen 
doh eine Menge von technifhen Kenntniffen 2c. gehört, und es in einzelnen 
Theilen des Landes wohl bedenklich fein könnte, ob denn die Mitglieder des 
Kreisausſchuſſes gerade bier die vollftändig geeigneten Perſonen find. Meine 
Bedenken waren aber nur dagegen gerichtet, daß ich für die höhere Inſtanz die 
Verwaltungsſachen von den Berwaltungsftreitiachen jcheide, und mir war es 
bedenklich, ob alle die ragen, die bier erörtert werden, zu den Berwaltungs: 
fireitjachen gehören. Ich habe auch nicht behauptet, daß diefer Geſetzentwurf 
Kompetenzftreitigfeiten hervorrufen könnte, ganz einfadd aus dem Grunde, weil 
die bier vollſtändig abgejchnitten find, inden alle Verhandlungen in den höheren 
Inſtanzen nach dem Berfahren in Berwaltungsftreitfacdden geführt werden. Ich 
habe nur gejagt, wenn die Sachen anders regulirt würden, wenn man eine 
Trennung von Bermwaltungsfahen und Berwaltungsftreitiacdden vornähme, dann 
müßte man noch weiter die Frage über die Beflimmung, welche Behörde in 
letter Inflanz entfcheiden fol, einer näheren Erörterung unterziehen, und infofern 
glaube ih, waren die Aeußerungen des Herren Minifter8 meinen Ausführungen 
gegeniiber nicht ganz zutreffend, und ich muß bedauern, wenn ich bei meinen 
früheren Auslaffungen mich nicht ganz Mar ausgeiprochen habe. 

Prafident: Es hat Niemand mehr das Wort verlangt, ich ſchließe die 
Diskujfion über $ 7. Ein Abänderungsantrag liegt nicht vor. Ich werde auch 
bier, wenn fein Widerfpruch erhoben wird, die Annahme des $ 7 konftatiren. — 

8 7 ift angenommen. 

88—89 -8 0 —S 11-512 — 8 13 — 8 14 — 8 15 — SI6 — 
817 — s18 — s19 — 520 — 8211 — 822 —. 

Die 88 8—22 find angenommen. 

Ueber $ 23 eröffne ich die Diskuffion und gebe dem Grafen Udo zu Stolbera 
das Wort. 

Graf Udo zu Stolberg: Meine Herren! Diejer Baragraph handelt ı 
der Bildung der Waldgenoffenihaften. Nun hat der Herr Oberbürgemeifter Br 
gemeint: In Folge dieſes Geſetzes würden die fogenannten verödeten läd 
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aufgeforftiet werden können. Ich glaube, daß dies auf Grund dieſes 
wicht geſchehen Tann, denn diefe Waldgenoffenfchaften beziehen fih nur 
Fälle, wo die forfimäßige Benupung neben einander oder vermengt 
Baldgrundftäde nur möglich ift durch die Bereinigung zu dieſen Genoffı 
Der Herr Oberbiirgemeifter Brebt Hat ſich darauf berufen, daß ja die 
die Gebirge im Weſterwalde auch auf Grund ähnlicher Geſetze aufgefor 
Diefe find aber aufgeforftet worben durch Staatsunterftitung, und id 
mid aus ber Verhandlung in der Kommiffion, daß an und für ſich bie A 
veröbeter Flächen durch dieſes Geſetz nicht getroffen wird. 

BVräfident: Herr Brebt Hat das Wort. 

Bredt: Ich darf dem Herrn Vorredner zunächft verfihern, daf 
wohl weiß, welche Schwierigkeiten es mit ber Wiederbeforſtung ber öden 
hege Hat, und aud) nicht ausgeſprochen Habe, daß id) die Wirkung dieſe 
auf die Wieberbewaldung über Zlächen als eine völlig geniigende eraı 
Habe aber wohl betont, daß endlich der Anfang mit einem Gefeg der Aı 
werden müfle. Der vorliegende Entwurf zeichnet ſich meines Erachten 
ans, daß er fehr ſchonend mit dem Eingreifen in das Eigenthum vor. 
er bie mehr durchgreifende Art mancher anderen Gefeggebungen, die 4 
Eigenthum ber Einzelnen in eine felbfiftändige Gemeinſchaft zufammer 
und badırcd) den Wegriff des Einzeleigenthums befeitigt Haben, einfteileı 
vermieden bat. Ich weife namentlich auf die Befimmungen bes $ 24 hi 
man noch nicht dazu übergeht, durchgreifendere Maßregeln Hinfichtlich 
walbung der öben Flächen vorzufchlagen, jo hat dies wohl feinen Gru 
dag man das Syfiem der freien Genoſſenſchaftsbildung mit feften 
erſt prüfen und zufehen will, wieweit man damit kommt. Es ift befan 
der jchwierigſten und viel befttittenften Fragen, wieweit die Zmangsı 
der Staatsregierung auf diefem Gebiete gehen dürfen. Diele Frage 
zu löſen fein, wenn die Bildung freier Genoſſenſchaft zunächſt verſucht n 

und in diefem Sinne hat der $ 23 beftimmt: 

„Bo die forftmäßige Benugung neben einander oder vermengt 
Baldgrundftüde, oder Flächen oder Haideländereien nur durd) 
ſammenwirken aller Betheiligten zu erreichen ift, ünnen auf Ant 
a) jedes einzelnen Beſitzers, 

b) des @emeinde-, beziehungsweife Amts-, Kreis- ober ſonſtigen Ko 
verbandes, in beffen Bezirke die Grumdftiide liegen, 

©) der Landespolizeibehörde 

die Eigenthümer diefer Befigungen zu einer Waldgenoſſenſchaft 

werben“. 

Die Grundlagen für die Bildung von Waldgenoffenfhaften find 
wie das Zufammenmirken der Mitglieder der Genoffenihaft zu geich 
beſtimmt der legte Abſatz dieſes Paragraphen. Nicht allein, daß sub 9 
gemeinfchaftliche Befchiigung der Gemoffenfhaftswaldungen dadurch 
“=eichnet wird, fondern es ift gemäß Nr. 2 namentlich aud) die gemein 

Mgemäße Bewirthſchaftung des Waldes, nad) einem einheitlich au 
rthſchaftsplane, Aufgabe der Geuoſſenſchaft. Dabei wird vorzüglich zu 
1 daß in dem Statut die Aufforftung über Flächen befhloffen und 
sde, und ich bin überzeugt, daß der Herr Minifter für die laudwirthſ 
gelegenheiten es mit allen Mitteln befördern wird, daß möglichft ' 
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ferner, wenn man Garantien für den Schuß ber Privatintereffen in dieſem Ge⸗ 
jeße vermißt, wie das zum Theil auch vom Herren Borredner angedeutet wurde, 
doch eine fehr flarfe Garantie flir gerechte und ſachgemäße Entfcheidungen darin 
liegt, daß die Ietsteren einer den Verhäftniffen und den Betheiligten naheſtehen⸗ 
den, zum größten Theil aus Wahl der Benoffen hervorgegangenen Behörde liber- 
tragen find. Da gerade werben die konkreten Berhältuiffe in den Bordergrund 
treten. Man wird nicht zu fürchten haben, daß iiber wohlberechtigte Anſprüche 
Einzelner hinweggegangen wird, um fo weniger, als ein aus den Betheiligten 
bervorgegangenes Gericht unter der Kontrole, unter dem moraliſchen Einfluffe 
der Genoffen ftebt, deren Kraft wahrlih nicht zu unterfhägen if. Ich meine, 
der Bejegentwurf ift den richtigen Weg gegangen, der Übrigens in der borigen 
Seſſion die Billigung des Hohen Haufes gefunden bat. Nun gebe ih zu, und 
infofern find die Einwendungen des Herrn Vorredners thatjächlich begründet, daß 
in zweiter Inſtanz das Berwaltungsgericht entfcheidet, daß die Materie dadurch 
qualifizirt if als Verwaltungsgerichtsfadhe, nicht als reine Berwaltungsfache, 
Hierfür aber fpricht, daß die Punkte, die der Regel nah in die zweite Inſtanz 
gelangen werden, mehr die juriftifche Natur an ſich tragen dürften. Ich wertig- 
ftens möchte annehmen, daß die ragen konkreter Beſchaffenheit, welche von ben 
Technilern zu beurtbeilen find, in jeltenen Fällen in die zweite Inſtanz kommen 
werben. Wo dies aber gefchehen wird, wird man bei dem Bermaltungsgerichte 
denjelben Weg geben, den auch die reinen Berwaltungsbehörden gehen müßten. 
Man wird fi ein Superarbitrium von Technikern verfchaffen und hiernach ent» 
fheiden. Soweit es fih um juriftifche Tragen Handelt, it aber, wie gejagt und 
nach der eigenen Ausfiihrung des Herrn Grafen zur Lippe das Berwaltungsge- 
richt recht am Platz. Nicht am Plate würden meines Erachtens fein die or- 
dentlichen Gerichte. Ich habe gegen einen bezüglichen Autrag ſchon im Abgeord- 
netenhaufe mich wenden müffen und diefen Antrag befämpft; ich kann nur wie⸗ 
derholen, was ich dort näher ausführte, daß bei Angelegenheiten, wie die in 
Nede fiehenden, die ein zufammenhängendes Ganze bilden, wo es fi um eine 
größere Anzahl Betheiligter Handelt, Hinfichtlih derer Bortheile und Nachtheile 
zu fompenfiren find, wo es faum ausführbar erfcheint, dag Einzelne aus dem 
Ganzen herauszuſchälen und flir fi) zu beurtbeilen, eine gerichtliche Löfung auch 
nur der Entfhädigungsfrage ſich nicht empfiehlt, weil fich diefelbe von der Beur- 
theilung der Geſammtheit der einfchlagenden Berbältniffe nicht trennen läßt. Man 
witrde aber durch die Berweifung des Entſchädigungsſtreites an die Berichte noch 
einen ferneren Nachtheil für den Erfolg des Geſetzes berbeiführen. Wie die ge- 
ehrten Herren aus der Vorlage erjehen wollen, ift der Antragfteller unter Um⸗ 
fländen, wenn es fih um ein Mehr von Leiftung handelt, weiches von den Be⸗ 
ſchädigten nicht aufgebracht werden will, dieſes Mehr zu erfegen verpflichtet. 
Man bat Hierzu eine Friſt gegeben, innerhalb deren er fich zu enticheiden bat, 
ob er jenes Mehr übernehmen will oder nicht. Würde nun, mie bei Erpro- 
priationsangelegenheiten, die Frage der Höhe der Entſchädigung an die Berichte 
verwiefen, jo würde jene Friſt eine Hinreichende nicht mehr fein; die Entſchei⸗ 
dungsprozeſſe würden ihren eigenen Weg geben, und entweder die ganze Ange 

legenheit in Frage geftellt werden, vielleicht wegen eines einzelnen Betbeiligter 

ber feinen vermeintlichen Anfpruch durch alle Inftanzen verfolgt, oder Sie müßte 

dem Antragfteller das Recht des Rücktritts nehmen. Lebterenfalls bezweifle id 

daß fich leicht ein Antragfteller finden würde, der, obwohl es ihm unmöglic 
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wäre, den finanziellen Effekt zu überſehen, dennoch einen fo gefährlichen 
au flellen geneigt fein möchte. 

Der geehrte Herr Vorredner ift fodann übergegangen zu beftim: 
mängelungen im Einzelnen. Derſelbe hat aus dem $ 21 für feine 9 
daß es fid) im Allgemeinen in diefem Gelege um reine Berwaltungsa: 
heiten handele, angeführt, daß, wenn nad) biefem Paragraphen zur Ab 
von Gefahren der Landrath eine Befimmung zu treffen befugt fei, 1 
mothwendig eine ſolche Beftimmung fei, fir bie ſich im zweiter Juſtanz 
Entfheidung ber Berwaltungsgeriähte, jondern Iediglid) der vorgefegten 
tung&behörbe eigne, wie dem überhaupt bei Angelegenheiten gemeine 
die Bermaltungsbehörben den Beruf hätten, einzufcpreiten. Es handelt 
hier nicht um eine Angelegenheit gemeiner Gefahr, fondern einzig un 
darum, den Stand der Angelegenheit, welche durch das Regulativ geor 
den foll, gegen zwifchenzeitige Störungen zu fihern. Es handelt ſich 
Art interlofutorifcher Verfügung, zu dem Enbzwed, daß nicht der the 
Stand der Dinge verrüdt werde, daß nicht, ehe die letzte Entſcheidung 
iſt, Schäden hervorgerufen werben, die das ſchwebende Verfahren nutzie 
ober erfchweren, und in biefem Sinne Hat man bem Borfigenden der for 
Juſtanz die Befugniß gegeben, zu interveniven. Diefe Intervention bi 
dem ganzen Berfahren zufammen und mußte beshalb nach denſelben 
fägen behandelt werden, wie das Verfahren felbft. Was endlich bie Ein 
bes Heren Grafen zur Lippe betrifft, daß bei ber Bildung von Walt 
ſchaften teine Garantie geboten fei, daß man nicht gar zu große Kompl 
Waldgenoſſenſchaften hineinzwänge, jo möchte ich doch meinen, daß ei 
Gefaht bei ridhtigem Berfänbniß des $ 28, wo e& heißt: „Wo bie | 
Bige Benugung neben einander oder vermengt gelegene 
grundſtücke, oder Flächen oder Haideländereien nur durch Bı 
wirfen aller Betheiligten zu erreichen if, können auf Antrag u. |. w.“, 
waltet. Hier if, wie die Motive Mar ergeben, materiell beftimmt, di 
Komplege, die felhRRändig erificen, bie ohne Zuſammenhang mit ande 
mäßig benugt werben können, von ber zwangsweiſen Bufammenlegum 
ſchlofſen find. 

Für bie Größe eine Zahfengrenze aufzuftellen, witrde nad) meiner 
Halten große Bedenken haben, weil es ſchwierig if, mit Zahlen das R 
treffen, und Zahlen für legislatoriſche Grengbeftiimmungen nad; meine 
Halten zu vermeiden find, wo dies irgend angeht; denn Zahlen find bi 
Haffen fich nicht mit der Mannigfaltigfeit der Iebenbigen Verhäftniffe in 
Bringen. Endlich möchte, was ih dafür mir anzuführen erlaube, daß 
Saupteutſcheidung bem Kreisausfchuffe übergiebt, geeignet fein, den Hı 
reduer zu berubigen. Ich bin überzeugt, daß dieſe Inftanz niemals 
ſcheidungen neigen wirb, die, gegen ben Geiſt des Gefeges, gegen die 
Berhältniffe verftoßend, ſelbſiftändige Komplere mit anderen zuſammen 

Wenn zum Echluffe der geehrte Herr Vorredner den Wunſch ausı 

it, diefen Gejeyentivurf nod) einige Zeit veifen zu Iaffen, fo gefehe ie 
Ht8 volltommen if, und daß mit der Zeit die Dinge unter Umftänt 
zden. Bon diefem Gefegentwurf möchte ich daS Letztere aber am W 
a glauben. Die Materie ift fo, daß, wie ich meine, man durch t 
Törterungen, erfi am grünen Tiſche, dann in den parlamentarijchen 5 
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lungen und gleichzeitig auch in der Prefſe, dem gefährbeten Walde außerordent⸗ 
lich wenig helfen wird. Nach meinem Dafürhalten liegt der Hauptwerth des 
Geſetzes darin, daß wir endlich einmal vom Boden der Theorie auf den der 
Praris übergehen, daß wir, ein Jeder an ſeiner Stelle, verſuchen, durch eingrei⸗ 
fende Thätigleit den großen Schäben entgegenzuarbeiten, weldhe dem Baterlande 
in Folge der Zerfiörung an Wäldern drohen und daß wir die nicht übermäßig 
Karten Handhaben, welche die Vorlage bietet, benutzen, um zu erreichen, was 
damit erreicht werden kann. Damit, glaube ich, erzielen wir mehr als durch 
ein beftändiges VBerichieben und beftändig erneute Erörterungen. Sollten fid 
wirklich Uebelſtände berausftellen, fo ift diefe Materie, die fern von allem politi- 
chen Beigeſchmack ift, Dazu angethan, daß die Mehrheit der Hohen Häufer bes 
Landtages und die Staatsregierung fidh leicht dahin verfändigen werden, neuen, 
dann durch die Erfahrung gebotenen Borjchlägen geſetzgeberiſches Gehör zu ge= 
währen. 

Bräfident: Herr Brebt hat das Wort. 

Bredt: Meine Herren! Die leiten Worte des Herrn Minifters für die 
Iandwirtbichaftlichen Angelegenheiten, „endlich vom Boden der Theorie zu dem 
der Praxis liberzugeben”, begrüße ic) von ganzem Herzen. Died ift gerade in 
ber vorliegenden Materie jo erwünfcht, wie in irgend einem anderen Falle. Der 
Herr Graf zur Rippe bat foeben den Gefetzentwurf banptfählih aus formellen 
Gründen bemängelt und bat den Antrag geftellt, daß er diesmal noch nicht ge 
nehmigt werden möge, d. 5. mit anderen Worten daß das Haus ihn ablehnen 
möge. Dan hätte num wohl, da nur formelle Bemängelungen des Geſetzent⸗ 
mwurfs feinerjeitS vorgebradt find, erwarten können, daß er den Antrag geftellt 
bätte, zur Hebung berfelben ihn einer Kommiſſion zu tberweifen; aber nein, 
der Gejepentwurf foll ohne Weiteres en bloc veriworfen werden! Der Herr 
Graf zur Lippe möge mir geftatten, ihn daran zu erinnern, daß in diejer Seffton 
des Hohen Haufes von ihm nicht allein alle von der Regierung eingebrachten 
Gefegentwürfe belämpft, fondern auch von ihm Alles anfgeboten worden ift, die⸗ 
felben zu alle zu bringen. So war es mit dem @efeentwurf fiber das Bor- 
mundſchaftsweſen, ein Gejegentwurf, defien gründliche Bearbeitung das Abgeord⸗ 
netenhaus anerlannt und deshalb mit wenigen formellen Aenderungen en bloc 
angenonmmen bat und den wir heute in diefer Sigung noch hoffentlich definitiv 
fanftioniren werden. So war es mit den fämmtlicden kirchlichen Borlagen, dent 
Sperrgeieg, dem Geje über bie kirchliche VBermögensvermwaltung, dem Kloſter⸗ 
geſetz und fo ſoll es mit dem heute vorliegenden Geſetzentwurf über die Schuß- 
waldungen und Waldgenofienichaften fein! Dies iſt um fo erftaunlicher, meine 
Herren, als diejer Geſetzentwurf früher fchon in der Kommilfion dieſes Hanfes 
gründlich berathen worden ift, dann an das Abgeordnetenhaus fam, dort aber 
damals nicht mehr zur Berathung gelangte. Derjelbe Geſetzentwurf, in welchem 
die Erinnerungen, welche im Herrenhaufe gemacht worden find, möglichſte Be- 
rückſichtigung gefunden haben, ift nun vom Abgeorbnnetenhaus wieder an uns ge- 
langt, Niemand zweifelt an deffen Annahme, Jeder freut fich über den friſchen 
Hauch diejes Geſetzes, nach fo vielen Materien ſchwüler und aufregender Ur‘ 
— nur aus dem Munde des Herrn Grafen zur Lippe vernehmen wir ben Rat 
dag wir daffelbe ablehnen jollen. Sie erinnern filh, meine Herren, Her ®r 
zur Lippe bat wiederholt über die „Fluth der Geſetze“ gellagt, die die Staat 
regierung ung vorlegt; nun, wenn er noch den Sit im Minifterium einnähm 
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dann würden wir gewiß gerade am Gegentbeil leiden, an einer Ebbe, die bald 
zu einer Dürre führen und bie Legislative wicht einen Schritt weiter bringen 
würde. Ich meinestheils Ipreche der Königlichen Staatsregierung meinen Dank 
für diefe Vorlage aus, und betone ausdrücklich, daß Alle, die mit diefer Frage 
fich eingänglicher beichäftigt haben, uamentlich bie Iandwirtbichaftlichen Bereine, 
Sabre lang vergeblich darauf geharrt haben, daß endlich das Minifterium mit 
einem ſolchen Waldkultur⸗ und Genoffenichaftägefek bervortreten werde. Ya, meine 
Herren, wie oft ift e8 in diefen Vereinen beklagt worden, daß andere Länder, 
ich neıme nur Defterreih, Bayern und die fliddentichen Staaten, ung längft auf 
diefem Gebiete mit mufterhaften Beiſpielen vorangegangen find. Ich danke im 
Namen diefer Bereine dem Herrn lanbwirtbichaftlichen Diinifter, daß er die Sache 
in dieſer Weife energifch in die Hand genommen und, wie er eben jelbft gejagt, 
endlich die Theorie bat zur That werden Iafien. Ich hoffe aber auch, daß das 
Hohe Haus heute nicht um Heinere theoretifche Fragen, ober um einzelne for- 
melle Mängel fireiten wird, der Geſetzentwurf hat eine gründliche Bearbeitung 
— das ergiebt die Zufammenftellung des Entwurfs — im Abgeordnetenhanfe 
gefunden, und leiftet nicht allein dem lebhafteflen Bedürfniß Abhilfe, fonbern 
entſpricht auch unferen norläufigen Erwartungen. Ich will nur, wenn Herr 
Graf Udo zu Stolberg eben angeführt hat, ex werde fchwerlich eine praftifche 
Wirkung haben, darauf hinweifen, welche fegensreiche Wirkung das vor mehreren 
Fahren erlaffene Geſetz über die Bewalbung der Eifel gehabt bat. Gehen Sie 
dort Hin, meine Herreu, und Sie werben flatt der früheren birren Höhen und 
Öden Flächen heute grüne lachende Waldungen jehen und biefe That der Re⸗ 
gierung loben und preifen hören. 

Lafſen Sie mich ferner ein Beifpiel anführen ans dem bergifchen Lande, wo 
wir im Sreife Lennep und den anftoßenden Kreifen und Diftrilten eine Dienge 
öder, ertragSlofer Flächen und Haibeländereien haben, die dringend der Wald- 
kultur bedürftig find. Sehnlichſt Hat man auch bort auf einen Geſetzentwurf 
gewartet, der eine rechtliche Grundlage für die Bildung von Waldgenoffenfchaften 
bietet. Wenn dies Gefe heute und in zweiter Lefung angenommen wird, fo 
werden wir endlich eine foldde Grundlage gefunden Haben. Es ift dann Sache 
der Privaten, der Gemeinden und der Landesbehörde, ihn zur Ausführung zu 
bringen und dürfen wir wohl hoffen, daß die Regierung bie ürmeren Gemeinden 
mit der nöthigen Geldhülfe unterſtützen wird. Das find die Thatfachen, die ich 
Zurz anführen wollte, um in der allgemeinen Diskufflon den Heußerungen bes 
Herrn Grafen zur Lippe gegeniiber das Bedürfniß des Geſetzentwurfs Harzulegen 
und ich hoffe, Daß das Haus durch die Annahme deffelben dieſe Worte beftäti- 
gen wird. 

Bräfident: Herr Graf zur Lippe Hat das Wort zur thatſächlichen Berid)- 


ung. 
Graf zur Lippe: Der geehrte Herr Vorredner hat gemeint, ich hätte noch 
jedem Geſetzentwurf, der Hier im Haufe berathen worden, bie Nichtannahme ent- 
negengejegt. Ich habe die Ablehnung des Senchengeſetzes nicht befürwortet. 
Meine Herren! Das ift eine ganze Menge von Geſetzentwürfen, denen ic) 
18 vollem Herzen zugeftimmt habe. Daß ich einigen nicht zugefiimmt babe, 
an wohl fein, ich bitte aber, die Schläffe nicht zu weit zu ziehen. Nun wirft 
ir der Herr Borredner vor, ich hätte den Antrag flellen follen, den Gegenftand 
s eine Kommiſſion zu verweilen; wäre ich Theoretifer, dann hätte ich e8 ge- 
an, ich bin aber Praltiker, und deshalb habe ich es nicht gethan. 
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Präſibent: Es hat Niemand mehr das Wort verlangt, ich ſchließe bie Ge⸗ 
neraldistuffton. 

Wir gehen zur Spezialbisfuffton über, und mit Uebergebung von Weber- 
fchrift und Eingang zu $ 1. — Das Wort wird nicht verlangt, ich ſchließe die 
Dishuffion. Wir fommen zur Abftimmung. Die Berlefung des $ 1 wird nicht 
verlangt werben. ch bitte, daß diejenigen Herren, welche den $ 1 in der vor- 
liegenden Fafſung annehmen wollen, ſich erheben. (Geſchieht) 

Der Paragraph ift mit jehr großer Majorität angenommen. 

Ich eröffne die Diskufflon fiber $ 2, zu welchem der gebrudt vorliegende 
Antrag bes Herrn Dr. Tellkampf eingegangen if. 

Ich gebe das Wort dem Herrn Dr. Telltampf. 

Dr. Tellkampf: Meine Herren! Den vorliegenden Geſetzentwurf begrüße 
ih mit Freuden, denn berjelbe entipricht dem Gefammtintereffe an der Erhaltung 
der Waldungen, und ift entfchieden zur Annahme zu empfehlen. Ich bin des- 
wegen gezweifelt gemwejen, ob ich meinen Antrag ftellen foll, weil ich nicht wünſche, 
die Sache aufzuhalten; mein Antrag ift aber nur eine Rebaltionsänderung. 
Meine Herren! Sie finden in den Abſätzen ce und d des 8 2 diefelben Eingangs- 
worte wiederholt, die ich als Eingangsworte des Abjates Nr. b zu ſehen wünſche, 
nämlich die folgenden: „durch die Zerfiörung eines Waldbeſtandes“, und wenn 
diefe Worte in Nr. b an die Spite geftellt werben, fo drüdt das Uebrige eben 
die Folge einer ſolchen Zerftörung aus. Wenn man die Waldungen zerftört, 
dann treten die Uebelſtände ein, die in Nr. b aufgeführt find. Ich follte Daher 
glanben, daß es konſequent geweien wäre, diefe Worte in allen 3 Sägen zu 
wiederholen. Ich vermuthe beinahe, daß fie aus Verſehen weggefaflen find, weil 
ih auf Seite 22 (&. 19 de. Bos.) unter Nr. beinen Sat finde, der das ausfpridht, 
was ich wünſche. Es Heißt da, wenn man mir erlaubt, biefe Worte vorzulefen: 

„In hoben Treilagen auf den Kuppen und Rüden der Gebirge und an 
fteilen Berghängen ift die Waldbeftodung das einzige Mittel, die bier 
obnehin gewöhnlich nur in geringer Mädhtigleit über dem Geftein liegende 
Nährſchicht des Bodens vor dem Herabichwernmen bei ftarlen Regen⸗ 
gitffen zc. zu bewahren“. 
Dann folgen diefelben Gedanten, die fih auch in Nr. b des 8 2 ausgebrüdt 
finden. 

Meine Herren! Ich erlaube mir nur deswegen dieſe Rebaktionsänderung 
borzufchlagen, weil ich entſchieden wünſchte, darüber gewiß zu fein, daß die 
Baldungen auf den Bergen erhalten werden follen. Zur Begräudbung dieſes 
Wunſches geftatten Sie mir wohl, Ahnen einige Worte anzuflihren von eimer 
Autorität, die Sie gewiß ſämmtlich anerkennen werben. Aleranber n. Humboldt 
nämlich jagt: 

„Durch Füllung der Bäume, welche die Berggipfel und Bergabhänge 
deden, bereiten die Menſchen unter allen Himmelsftrichen den fommenben 
Geichlechtern eine doppelte Plage: Mangel an Brennftoff und Waſſer⸗ 
mangel. Der über heiße Sandflächen binziehende, noch in Dampfform 
befindliche Regen wird ſich nur über der fühlen Atmofphäre der WAn 
zur tropfbaren lüffigfeit verdichten und als Regen nieberftrömen.“ 

Run, meine Herren, es it eine befannte Thatfacdhe, daß die Wälber vı 
Ratur dazu beftimmt find, die Feuchtigkeit, die atmofphärifchen Niederſchlä— 
und den Lauf der Gewäſſer zu reguliren. Dem entipricht auch der Satz in d 
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Vorlage Nr. d, welcher von der Bedentung der Wälder fir den Wafferftand 
redet. Meine Herren! Die Wahrheit diefer Sätze ift durch die Erfahrung, durch 
die verminderte Ertragsfähigkeit der Länder der älteften Kultur vollfändig be- 
wiefen, wo die Waldungen auf ben Höhen faft überall enorm gelichtet oder 
gänzlich niedergefchlagen find, 3. B. in Griechenland, Kleinaften, Paläftina, 
Cypern u. f. w. wie Jeder, der den Orient bereift, bemerfen wird, und wie ich 
jelbft Gelegenheit gehabt habe zu beobadıten. Nun aber kommt in der Neuzeit 
ein Grund hinzu, der e8 uns mohl wünjchen ließe, daß wenigftens die Bergrücken 
bewaldet blieben, diefer Grund ift die Rüdficht auf die Flotte. 

Meine Herren! Als das belannte Kulturedilt vom 14. September 1811 
erlaffen twurde, da hatten wir noch feine Flotte; es ift nun eine befannte That- 
jahe, daß in den Flächen die Tendenz dahin geht, möglichft alles Land zu 
Aderland zu machen, bis ziemlich zu den Höhen der Berge hinauf. Wollen 
wir aber Hochwald behalten und konſerviren, dann ift die Rückſicht auf die 
Flotte nicht außer Acht zu laſſen. Es ift von großer Wichtigfeit, dag man in 
diefer Beziehung unabhängig vom Auslande ſei. Englaud bezieht fein Schiffs» 
bauholz aus Kanada, aus dieſer feiner abhängigen ‘Provinz, wir haben aber nichts der 
Art. Selbſt Frankreich ift genöthigt worden, der Flotte wegen eine Staatsaufficht 
über die Waldungen zu üben. Wir haben ftatt deffen das beffere Mittel, das 
freilich Herrn Grafen zur Lippe nicht gefällt, nämlich die Waldſchutzgerichte. 

Was nun die aus der Zerftörung der Waldungen hetvorgehende Gefahr für 
die Landeskultur betrifft, worauf ich fchließlich zurückkomme, fo ſcheint e8 mir, 
daß Das, was ich angeflihrt habe, durchaus dem entipricht, was man in dem 
Minifterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten jelbft über dieſen 
Gegenftand denkt, wie ich ſchon aus Seite 22 der Motive nachgewiefen babe. 
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Ich möchte daher bitten, daß man dieje Redaktionsänderungen vornehmen wollte. Br 
Es ift nur eine Nedaltionsänderung, fie würde aber die Sache klar madyen, und \ Br 
ein Aufentbalt der Sache dem anderen Haufe gegenüber, glaube ich, könnte nicht “3 
dadurch bewirkt werden. 5 
Ich erjuhe Sie daher, meinen Antrag anzunehmen. E 
BPräfident: Der Herr Minifter fr die landwirthfichaftlichen Angelegen- * 
beiten hat das Wort. | * 
Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 


Ich bedauere, das entgegengeſetzte Erſuchen an das Hohe Haus ſtellen und Sie 
bitten zu müffen, den Antrag abzulehnen. Derfelbe ift zunächſt nicht, mie der 
geehrte Herr Vorredner meint, redaltioneller Natur, jondern enthält eine nicht 
unerhebliche materielle Abänderung. In dem $ 2 ftellen fich die erften beiden 
Fälle als eine befondere Kategorie von Borausfegungen dar. In den drei fetten 
Fällen handelt es ſich unter c, d und e um die Abmwendung von Schäden, 
welche ſich an die Zerftörung eines Walbbeftandes anknüpfen, von jolden Schäden, 
die unmittelbar oder mittelbar auf die Zerflörung eines Waldbeſtandes zurück⸗ 
zuführen find. 
Anders in den erfien beiden Fällen, deren Vorausſetzung darin befteht, daß 
1 e Abwejenheit von Wald gewiffe Nachtheile herbeiflihrt, denen dadurch u‘ 
{ gegnet werben foll, daß Wald angelegt wird oder andere Schutanlagen gemadht u 
ı rben. Gerade die Stelle in den Motiven, welche der geehrte Herr Borredner 
c tet hat, betont dies auch, indem auf Seite 22 unter b ausdrücklich hervorge- Br 
I ben wird, daß in diefem Falle, — es ift derjenige, welchen der Herr Vorredner Er 
Zahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. VIIL. 24 * 
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zum Gegenftande feines Amendements gemacht hat, — „man fi nicht anf die 
pflegliche Behandlung eines ſchon vorhandenen Waldftandes befhränfen 
darf, fondern fih auf folde Gundſtücke zu erftreden hat, welde 
bereits öde geworden find“ — Aus diefen Grlnden meine id, Tamm id 
mich einer weiteren Auseinanderfegung enthalten; es liegt Har zu Tage, daß die 
Schäden, die unter a und b vorgeführt werben, unabhängig von dem letzten 
Beftande des Waldes ins Auge gefaßt werden müſſen. Ich bitte, hiernach den 
Antrag abzulehnen, 

Präfident: Herr Graf Udo zu Stolberg Hat das Wort. 

Graf Udo zu Etolberg: Das, was ich über den Antrag des Herm 
Profefſors Telltampf jagen wollte, ift foeben von dem Herrn Minifter ausgeführt 
worden. Ich wollte mir nur eine Anfrage an die Königliche Staatsregierung 
erlauben, in Betreff eines anderen Punktes. Es ift ja gewiß fehr richtig, daß 
man im $ 2 nicht eine allgemeine Formel gewählt bat, jondern einzelne Fälle 
aufgezählt hat. Es fragt fi nun, find die einzelnen Fälle richtig aufgeführt 
worden. Und da weiß ich nicht, ob auch die Gefahr des Schneebruches oder 
des Schneedrudes darunter begriffen ifl. Diefe Gefahr ift bekanntlich im Hoch⸗ 
gebirge bei rauhem Klima mit ftarlem Schneefall eine jehr bedeutende, namentlich 
dann, wenn, wie es oft der all ift, die Grenzen oben auf den Kämmen laufen 
oder am Rande von Hochplateaus. Da ereignet e8 ſich oft, daß, wenn der 
Nachbar feinen Wald abtreibt und nicht wieder anforftet, daß dann ſolche Schnee- 
maffen berübergetrieben werden, daß es abſolut unmöglich ift, wieder noch anzu⸗ 
forften. Ich babe in diefem Winter gejehen, daß 15- bis 20jährige Schonungen 
durh Schnee vollftändig zertrümmert waren. Wenn dann der Nachbar nicht 
gezwungen werden kann, feinerfeits einen Streifen aufzuforften, fo iſt e8 unmöglich, 
Holz in die Höhe zu bringen und die Folge ift, daß dann ein Streifen von Unlaud 
entfieht. Es ift mir nicht recht Har, ob man unter Nummer b, wo von dem 
Einwirkungen des Waſſers die Rede if, au die Einwirkungen des Schnees 
fubfummiren kann. 

Präafident: Der Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
bat das Wort. 

Minifter flr die Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Der fehr geehrte Herr Vorredner hat zweierlei ragen an mich gerichtet, zunächſt, 
warum im $ 2 die Zafuiftifche Behandlung vorgezogen ift, flatt einer allgemeinen 
Begriffsbefimmung der abzumwendenben Gefahren; und zweitens, ob der Fall des 
Schneebruchs unter Nr. b. des 8 2 zu fubfummiren fe. Was die erfle Frage 
betrifft, fo glaube ich, daß gerade bei der Eigenart diefes Gejehes die Methode 
die fhon vor meiner Amtsführung gewählt wurde, als man die Vorlage aus- 
arbeitete, einzelne Fälle in den Borbergrund zu ftellen, und von einer allgemeinen 
Begriffsbeftimmung abaufehen, die vorziiglichere ift, weil allgemeine Begriffsbe- 
fiimmungen, wie „Landeskulturintereffe” oder „Abwendung öffentlicher Gefahren“, 
„Förderung des Gem einwohles“ fo unbeftimmt find, daß die Bedenken, welche 
überhaupt gegen die Beſchränkung des Privateigentbums dur Geſetze, wie 
das vorliegende, fprechen, in hohem Maße gefteigert werben, wenn das Eingreif 
von nur allgemein bejchriebenen Borausfezungen abhängig gemacht wird. C 
würden dann and die Einwendungen, die einer der geehrten Herren Rene 
Herr Graf zur Lippe, erhoben hat, die Bedenken, daf der Kreisausſchuß in vie 
Tragen nicht geeignet geweſen märe, zu enticheiden, fich nad} meinem Dafürhaktı 
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erheblich verftärkt haben, weil das Gebiet der Unterfuchung ein fo umfaffendes, 
das Kriterium der Entſcheidung ein fo unbeflimmtes geworden wäre, daß fefte 
Anhaltspunkte für eine Tontrete Behandlungsweife der Sache gänzlich gefehlt 
hätten. 

Auf der anderen Seite vertenne ich nicht, daß die Tafuiftifche Behandlungs: 
weiſe auch ihre Schattenfeite hat, daß. wenn man nod fo jehr überzeugt it — 
und die Herren Zechniler, fowie die fonftigen Sacdverftändigen, die ſich mit der 
Borlage beichäftigt haben, find davon liberzeugt, daß letztere die Fälle der abzu- 
wendenden Gefahr umfaßt — man doch eine Garantie dafür nicht übernehmen 
kann, daß alles Vorkommende getroffen werde. Es wiirde aber eine ſolche Unvoll- 
fändigfeit meines Ermeſſens ein geringerer Nachtheil fein, al wenn man durch 
eine allgemein gefaßte Begriffsbeftimmung die Sicherheit der gefannnten Prozedur 
beeinträchtigt hätte. Was inshefondere den Schneebruch betrifft, fo möchte ich 
mich einer ganz beftimmten und pofltiven Xeußerung dariiber enthalten, ob unter 
allen Umftänden der von dem Herrn Grafen zu Stolberg vorgeführte Fall 
unter die Nummer b paßt oder nidht. Ich halte dies für cine quaestio facti. 
Ich kann mir ferner denken, daß vielfah die Folgen eines Schneebruchs, deren 
Nachtheiligkeit ich nicht verlenne, fi weniger als eine im öffentlichen Intereſſe 
abzumwendende Gefahr als wie ein Zufall darftellen, den der Eigenthlimer wie 
dei vielen Kalamitäten tragen muß, ohne daß fi von Staatswegen ein Weg 
bietet, ihm Hilfe zu gewähren. 

Präfident: Graf Udo zu Stolberg hat das Wort. 

Graf Udo zu Stolberg: Ich möchte noch ein Mifverftändnig aufflären 
Der Herr Minifter hat gemeint, ich fei mit der Tafuiftiichen Behandlung im $ 2 
nicht zufrieden. Im Gegentheil (ich habe mid) wohl faljch ausgedrüdt), ich finde 
diefe Behandlungsmweife ganz richtig. aber nur in Beziehung des Schneebruches 
hatte ich einige Bedenken, ich gebe aber vollftändig zu, daß der Herr Minifter 
ſchwerlich in der Lage ift, über die einzelnen Fälle fofort Auskunft zu geben. 

Präfldent: Herr Dr. Baumſtark hat das Wort. 

Dr. Baundftark: Ich erlaube mir, darauf Taufmerffam zu machen, ob es 
nicht wirklich möglich fei, unter Littr. e des $ 2 diefen Yal zu fubjummiren, 
der, wie es fcheint, darin bereits enthalten if, und zwar fo weit, daß der. au$- 
führenden Behörde ganz wohl an die Hand gegeben worden ift, den Fall, den 
der Herr Graf zu Stolberg angeführt hat, und der jehr wichtig iſt, vorfommenden 
Falls ebenfalls zu beriidfichtigen. 

Präfident: Es hat Niemand mehr das Wort verlangt. 

Herr Dr. Baumſtark hat wohl feinen beſtimmten Antrag geftelt. (Huf des 
Dr. Baumftart: Nein! ich halte es für unnöthig.) 

Ich ſchließe die Distuffion fiber 8 2. 

Wir kommen zur Abftiimmung; zunächft über dem Antrag des Herrn 
Dr. Tellfampf, und demnächſt wird über den $ 2 im Ganzen abzuftimmen fein. 
Ich ftelle die Frage fo: Sollen für den Fall der Annahme des $ 2 im Anfange 
des Alinea b folgende Worte eingefchoben werben: „durch die Berfiörung eines 
Waldbeſtandes und“. 

Ich bitte diejenigen Herren, melde den eben verlejenen Zuſatz eventuell 

nebmen wollen, fi) zu erheben. (Gechieht.) 

Er ift abgelehnt. 

Die Berlefung des ganzen Paragraphen wird wohl nicht ber! werben. 
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Da das einzige Amendement mit großer Majorität abgelehnt ift, fo wiirde id) 
nach diefem Ausfall der Abftimmung auch ohne ſolche die Annahme des $ 2 
konſtatiren. 

Widerſpruch iſt nicht erhoben. 

8 2 ift angenommen. 

In derjelben Weife werde ich bei den folgenden Paragraphen verfahren, über 
die ich nur dann die Diskufftou eröffnen merde, wenn fie ausdrücklich ver- 
langt wird. 

83 —84 — 55-56 —. 

88 3 bis 6 find angenommen. 

Ich eröffne die Diskuſſion über 8 7. 

Herr Graf zur Lippe hat das Wort. 

Graf zur Kippe: Meine Herren! Ich will zu dem $ 7 fein Amendement 
ftellen; ich glaube aber doch einige Erklärungen den Aeußerungen des Herru 
Minifters gegenüber abgeben zu dürfen. Meine Herren! Ich Habe ja gegen die 
Kompetenz zur Entſcheidung aller diefer Fragen durch die feftgeftellte erfte Inſtanz 
fein Wort gejagt; denn in dem Kreisausſchuß werden ja alle die ‘ragen der 
Berwaltung und der PBermwaltungsftreitfachen ungefondert behandelt. Nur dag 
kann ich nicht verfchmweigen, daß zur Entiheidung der bier einfchlagenden Fragen 
doch eine Menge von technifchen SKenntniffen 2c. gehört, und e8 in einzelnen 
Theilen des Landes wohl bedenklih jein könnte, ob dem bie Mitglieder des 
Kreisausichuffes gerade hier die vollftändig geeigneten Perfonen find. Meine 
Bedenken waren aber nur dagegen gerichtet, daß ich für die höhere Inſtanz die 
Verwaltungsſachen von den Bermwaltungsftreitfacdhen fcheide, und mir war es 
bedenklich, ob alle die ragen, die bier erörtert werden, zu den Berwaltungs- 
fireitjachen gehören. Ich babe auch nit behauptet, daß diefer Gefegentwurf 
Kompetenzftreitigfeiten hervorrufen könnte, ganz einfadh aus dem Grunde, weil 
die bier vollftändig abgejchnitten find, inden: alle Verhandlungen in den höheren 
Inſtanzen nach dem Berfahren in Berwaltungsftreitjachen geführt werden. Ich 
babe nur gejagt, wenn die Saden anders regulirt würden, wenn man eine 
Trenmug von Berwaltungsſachen und Berwaltungsftreitfadden vornähme, dann 
müßte man nod weiter die Trage Über die Beſtimmung, welche Behörde in 
letzter Inflanz entjcheiden foll, einer näheren Erörterung unterziehen, und injofern 
glaube ich, waren die Neuerungen des Herrn Minifterd meinen Ausführungen 
gegenliber nicht ganz zutreffend, und ich muß bedauern, wenn ich bei meinen 
früheren Auslaffungen mich nicht ganz Far ausgefprochen babe. 

Prafident: Es hat Niemand mehr das Wort verlangt, ich ſchließe die 
Diskuſſion über $ 7. Ein Abänderungsantrag liegt nicht vor. Ich werde auch 
hier, wenn kein Widerfpruch erhoben wird, die Annahme des 8 7 Eonftatiren. — 

8 7 ift angenommen. 

88—89 —-5 10 —SI1—8 12 — 8 13 — 8 14 — 815 — 8 16 — 
817 — 5818 — 519 — 820 - 821 — 8 22 —. 

Die 88 8—22 find angenommen. 

Ueber $ 23 eröffne ich die Diskuffton und gebe dem Grafen Udo zu Stolber- 
das Wort. 

Graf Udo zu Stolberg: Meine Herren! Diefer Paragraph handelt noı 
der Bildung der Waldgenofjenfchaften. Nun hat der Herr Oberbitrgemeifter Bred 
gemeint: In Folge dieſes Gefeges würden die fogenannten verödeten Fläche 
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aufgeforftet werden können. Ich glaube, daß dies auf Grund dieſes Geſetzes 
nicht gefchehen Tann, denn diefe Waldgenoſſenſchaften beziehen ſich nur auf ſolche 
Fälle, wo die forfimäßige Benutzung neben einander oder vermengt gelegener 
Waldgrundſtücke nur möglich ift durch die Bereinigung zu diefen Genofjenfchaften. 
Der Herr Oberbüirgemeifter Brebt hat fih darauf berufen, daß ja die Eifel und 
die Gebirge im Weſterwalde auch auf Grund ähnlicher Geſetze aufgeforftet feien. 
Diefe find aber aufgeforfiet worden dur Staatsunterftügung, umd ich erinnere 
mid aus der Berhandlung in der Kommilfion, daß an und fiir ſich die Aufforftung 
verödeter Flächen durch dieſes Geſetz nicht getroffen wird. 

Präſident: Herr Brebt hat das Wort. 

Bredt: Ach darf dem Herrn Vorredner zunächft verfichern, daß ich fehr 
wohl weiß, melde Schwierigkeiten es mit der Wiederbeforftung der öden Flächen⸗ 
hege hat, und auch nicht ausgeſprochen Habe, daß ich die Wirkung dieſes Geſetzes 
auf die Wiederbewaldung öder Flächen als eine völlig genligende erachte. Ich 
babe aber wohl betont, daß endlich der Anfang mit einem Gejeg der Art gemacht 
werden milffe. Der vorliegende Entwurf zeichnet ſich meines Erachtens dadurch 
ans, daß er fehr jhonend mit dem Eingreifen in das Eigentbum vorgeht, daß 
er die mehr durchgreifende Art mander anderen Gefeggebungen, die 3. B. das 
Eigenthum der Einzelnen in eine jelbfiftändige Gemeinſchaft zufammengeworfen 
und dadurch den Begriff des Einzeleigenthums bejeitigt haben, einftweilen glücklich 
vermieden Hat. Ich weife namentlich auf die Beſtimmungen des $ 24 bin. Wenn 
man noch nicht dazu libergeht, durchgreifendere Maßregeln Binfichtlih der Be⸗ 
walbung der öden Flächen vorzufchlagen, fo hat Dies wohl feinen Grund darin, 
dag man das Syſtem der freien Genoſſenſchaftsbildung mit fetten Statuten 
erſt prüfen und zufehen will, wieweit man damit kommt. &$ ift belanntlich eine 
der ſchwierigſten und viel beftrittenften ragen, wieweit die Zwangsmaßregeln 
der Staatsregierung auf diefem Gebiete geben dürfen. Dieſe Frage wird erft 
zu Iöfen fein, wenn die Bildung freier Genoffenfchaft zunächſt verfucht worden ift, 
und in diefem Sinne hat der $ 23 beftlimmt: 

„Wo die forftmäßige Benutung neben einander oder vermengt gelegener 
Waldgrundftiide, oder Flächen oder Haideländereien nur dur das Zu- 
ſammenwirken aller Betheiligten zu erreichen ift, können auf Antrag 
a) jedes einzelnen Beſitzers, 

b) des Gemeinde-, beziehungsmeije Amts⸗, Kreis- oder jonftigen Kommunal» 
verbandes, in deffen Bezirke die Grundftlide. liegen, 

c) der Landespolizeibehörde 

die Eigenthüümer diefer Beſitzungen zu einer Waldgenoffenfchaft vereinigt 

werben“. 

Die Grundlagen für die Bildung von Waldgenoffenfchaften find alfo dar 
wie das Zuſammenwirken der Mitglieder der Genoffenfchaft zu gejchehen bat, 
beftimmt der letzte Abſatz diejes Paragraphen. Nicht allein, daß sub Nr. 1 eine 
gemeinſchaftliche Beſchützung der Genoffenfchaftswaldungen dadurch als Ziel 
F-zeichnet wird, fondern es ift gemäß Nr. 2 namentlich auch die gemeinfchaftliche 
| viigemäße Bewirthſchaftung des Waldes, nah einem einheitlih aufgeftellten 
I Nirthichaftsplane, Aufgabe der Genoſſenſchaft. Dabei wird vorziglich zu erftreben 
| 'n, daß in dem Statut die Aufforftung öder Flächen befchloffen und feftgefett 
ı de, und ich bin liberzeugt, daß der Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen 
gelegenheiten e8 mit allen Mitteln befördern wird, daß möglichft viele Ge- 
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noſſenſchaften ſolche Beſtimmung in das Statut aufnehmen werden. Darauf ift 
unfere Hoffnung gerichtet! Man gehe nad Erlaß des Geſetzes nur friſch voran 
mit der Ausarbeitung der Statuten, man bereite im Minifterium vor Allem redht 
bald ein Rorralftatut vor und theile es den betreffenden Gemeinden und land- 
wirthichaftlichen Vereinen mit, und Sie werden fehen, daß ſchon auf Grundlage 
dieſes Geſetzes recht erjprießliche Erfolge erzielt werden können. Wenu dann auf 
Grund gemachter Erfahrungen fich wirklich das Bedürfniß zeigen follte, die Be— 
ſtimmungen des Geſetzes zu ergänzen, dann wird der Herr Minifter im eigenen 
J Intereſſe auf deren Vorlage nicht warten laſſen. 

Präfident: Ich habe zunächſt darauf aufmerkſam zu machen, daß es in 





%. der zweiten Zeile des 8 23, wie mir eben mitgetheilt wird, nicht „ober Flächen“, 
J ſondern „öder Flächen“ heißen muß. 

J Der Herr Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten hat das 
J— Wort. 

3 Minifter für die lanbwirthichaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
5 Meine Herren! Ich Halte mich für verpflichtet, mit Rüdficht auf die Bemerkungen 
r, bes Herrn Grafen zu Stolberg, zu Fonftatiren, daß auf Grund des 8 23 die 
% Minorität einer Genoffenfchaft von der Majorität — natürlih im ftatutarijch 
J geregelten Verfahren — gezwungen werden kann, öde Ländereien aufzuforſten 
2 und daß infofern allerdings, wenn man hierin eine Gefahr erblickt, wie dies nach 
ze meiner Meinung nicht zutrifft, aber feitens des Herrn Grafen zur Lippe ge» 


{heben ift, des Tetgteren Herrn Redners Ausführungen ein thatfächlicdes Fundament 
| haben. ch finde, wie bereits erwähnt, gegen Mißbraud im Gefege geniigende 
Se Sicherheit. 
J Prafident: Der Herr Graf Udo zu Stolberg hat das Wort. 
Graf Udo zu Stolberg: Deine Herren! Die Aufforftung über Flächen 
e kann nur in dem Yall getroffen werden, wo bdiefelben nebeneinander oder mit- 
einander vermengt liegen. Aber ich meine, wo es fih um große öde Flächen 
handelt, werden dicfelben nicht unter diefen Paragraphen fallen. Ich gebe übrigens 
2 Herrn Bredt vollfommen Recht (ich intereffire mich auch lebhaft für das Zuftande- 
| fommen des Geſetzes), daß ich daffelbe fiir einen guten Anfang in der Sache halte. 
Ich Halte aber die Behauptung aufrecht, daß dies Geſetz nur eine Wirkung haben 
wird, wenn der Staat mit fehr bedeutenden Geldmitteln belfend hinzutritt. 
| Vräfident: Es hat Niemand weiter das Wort verlangt, ich fchließe bie 
s Diskuſſion über $ 23 und konſtatire nochmals den Drudfehler, daß es nicht 
J „oder Flächen“ ſondern „öder Flächen” heißen muß. Abänderungsanträge liegen 
auch hier nicht vor. 

Ich werde, wenn kein Widerſpruch erhoben wird, annehmen, daß das Haus 
. dem $ 23 mit diefer Maßgabe zuftimmt. (Pauſe.) 
. Der $ 23 ift angenommen. 
U - 8 25 — 8 26 — 827 — 33 — 529 —5 0 — 8 31 — 
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Die SS 24—54 find angenommen. 
u Ich eröffne die Diskuffion über Ueberſchrift und Eingang des Geſetzentwur 
fowie gleichzeitig fiber die Meberfchriften der einzelnen Abfchnitte, welche am Rar 
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der Borlage ſich befinden. Das Wort wird nicht verlangt, 
Diskuffton, ich werde ihre Annahme fonftatiren, wenn fein ! 
hoben wird. (Baufe.) 

Sie find ebenfalls angenommen. 

Die Borfage if in ihren einzelnen Theilen unverändert 
werben daher bie zweite Berathung auf Grund der unverändert 
Borfage Rattfinben faffen Können. 

Der erfte Gegenftand der Tagesordnung ift erledigt. 


B. Zweite Berathung. 
25. Sigung am 26. Mai 1875. 
Bräfident: Wir treten in die Tagesordnung ein. Er 
if die 


Zweite Berathung über den Entwurf eines 
treffend die Erhaltungund Begründung von Edi 
fowie die Bildung von Waldgenoflenfchaften 
der unverändert angenommenen Vorlage 

in Nr. 96 der Druchachen. 

Ich eröffne die Generalpistuffion. 

Da fi Niemand zum Wort meldet, fo ſchließe ich die en 

Bir fommen zur Spezialdistuffton. 

Meine Herren! Ich befomme in diefem Augenblid einen A. 
Grafen von Rittberg, welder dahin geht, das Waldſchutzgeſetzt 
nehmen. Die Unterftigung ſcheint mir noch nicht auszureichen. 
daß biejenigen Herren, welche den Antrag unterftiigen wollen, fic 

Geſchieht.) 

Die Unterſtützung reicht aus. Abanderungsvorſchläge liegen 

Braucht alſo über feinen einzelnen Punft beſonders debattirt z 


, Wbftimmung über das Ganze fann fofort flattfinden. Die Berlel 


entwurfs wird nicht verlangt werden. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche ben Entwurf eine 
trefſfend die Schutzwaldungen und Waldgenoffenſchaften, in der Fafl 
der Drudfachen im Ganzen annehmen wollen, fi erheben. (Ge 

Der Gefegentwourf ift angenommen. 


39. 
Geſetz, betreffend Schutzwaldungen und Waldgeno| 
Yom 6. Juli 1875. 
Geſeh⸗Sammlung S. 416 fi.) 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
‚ordnen, mit Zufimmung beider Häufer bes Landtages Unfere: 
„x ganzen Umfang derfelben, was folgt: 
I. Allgemeine Beftimmung. 
$1. Die Benugung und Bewirthſchaftung von Waldgrund 


— 362 — 


nur denjenigen landespolizeilichen Beſchränkungen, welche durch das gegenwärtige 
Geſetz vorgeſchrieben oder zugelaffen find. 

Die iiber die Beauffihtigung, Benugung und Bewirthichaftung der Staats-, 
Gemeinde, Korporations-, Genoſſenſchafts⸗ und Inſtitutenforſten, ſowie der 
Schleswig Holfteinifchen fogenannten Bondenholzungen beftehenden befonderen 
Vorſchriften bleiben jedoch in Kraft. 

I. Schutzmaßregeln zur Abwendung von Gefahren. 

82 In Tällen, in denen: 

a) durch die Beſchaffenheit von Sandländereien benachbarte Grundftiide, öffent» 
liche Anlagen, natürliche oder künſtliche Wafferläufe der Gefahr der Ber- 
fandung, 

b) durch das Abſchwemmen des Bodens oder durch die Bildung von Waffer- 
flürzen in hohen Freilagen, auf Bergrüden, Bergluppen und an Berg- 
hängen, die unterhalb gelegenen nußbaren Grundftüde, Straßen oder Ge- 
bäube der Gefahr einer Ueberſchüttung mit Erde oder Steingeröll, oder der 
Meberfluthung, ingleichen oberhalb gelegene Grundftiide, öffentliche Anlagen 
oder Gebäude der Gefahr des Nachruticheng, 

c) durch die Zerföruug eines Walbbeftandes an den Ufern von Kañälen oder 
natürlichen Wafferläufen Ufergrundftüde der Gefahr des Abbruches oder 
die im Schuge der Waldungen gelegenen Gebäude oder öffentlichen Anla- 
gen der Gefahr des Eisganges, 

d) dur die Zerftörung eines Walbbeftandes Flüſſe der Gefahr einer Ber- 
minderung ihres Wafferftandes, 

e) durch die Zerftörung eines Waldbeftandes in den Freilagen und in der 
Seenähe benachbarte eldfluren und Ortfchaften den nachtheiligen Ein- 
wirfungen der Winde 

in erbeblihem Grade ausgejegt find, lan Behufs Abwendung dieſer Gefahren 
ſowohl die Art der Benugung der gefahrbringenden Grundftüde, als auch Die 
Ausführung von Waldfulturen oder fonftigen Schuganlagen auf Antrag ($ 8) 
angeordnet werden, wenn der abzumendende Schaden den aus der Einſchränkung 
für den Eigenthiimer entftehenden Nach theil beträchtlich überwiegt. 

Die Dedung und Aufforftung der Meerespiinnen kann anf Grund dieſes 
Geſetzes nicht gefordert werben. 

8 3. Der Antrag auf Erlaß der im 8 2 vorgefehenen Anordnungen ların 
geftellt werben: 

a) von jeden gefährdeten Antereffenten, 

b) von Gemeinde-, Amts⸗, Kreis- und fonfligen Kommunalverbänden in allen 
innerhalb ihrer Bezirke vorfommenden Fällen (8 2), 

c) von der Landespolizeibehörde. 

8 4. Eigenthimer, Nutungs-, Gebraucht: und Servitutberechtigte, ſowie 
Pächter der gefahrbringenden Grundftüde find verpflichtet, ſich allen Beſchränkun⸗ 
gen in der Beuugung der legteren zu unterwerfen, welche in Gemäßheit des 
8 2. dieſes Gefees angeordnet werben, und die Ausführung der auf Grund diefer 
Vorſchrift angeordneten Waldfulturen oder fonftigen Schuganlagen zu geftatten. 
Es ift ihnen jedoch fiir den Schaden, welchen fie dur die angeordneten Be⸗ 
ſchränkungen erleiden, volle Entihädigung zu gewähren. Auch können die Eigen- 
thlimer der gefahrbringenden Grundftäde verlangen, daß ihnen die Herftellung 
und Unterhaltung der angeordneten Schuganlagen auf eigene Koften überlaffen 
werde; fie unterliegen jedoch dabei der im 5 20 angeordneten Aufficht. 
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85. In Bezug auf die Kofien der Herftellung und Unterhaltung der an⸗ 
geordneten Schutantagen, ſowie die nach 8 4 zu leiftende Entſchädigung, treten, 
in Ermangelung anderweitiger Vereinbarung, folgende Beflimmungen in Kraft. 

Die Pflicht der Entfehädigung und die Aufbringung der Koften für Her- 
ftellung und Unterhaltung der auf Grund des 8 2 angeordneten Waldkulturen 
und fonfigen Schugantagen liegt dem Antragfteller ob. 

Es haben jedoch dazu, in den Fällen a b und c des 8 2, die Eigenthümer 
der gefährdeten Grundftitde, Gebäude, Waflerläufe der öffentlihen Anlagen 
nah Verhältniß und bis zur Werthshöhe des abzumendenden Schadens beizu⸗ 
tragen. 

Zu den Koften der Schuganlagen haben außerdem und zwar in allen Fällen 
des 8 2 auch die Eigenthümer der gefahrbringenden Grundſtücke, nad Berhält- 

mß und bis zur Höhe des Mehrwerthes, welchen ihre Grundſtücke Durch die An⸗ 
lagen erlangen, beizutragen. 

8 6. Der Antragfteller ift befugt, fofern nicht bereits eine dem öffentlichen 
Intereſſe ($ 15) nicht entgegenftehende Vereinbarung über die Entſchädigung und 
die Koften der Schuganlagen zu Stande gelommen ift, feinen Antrag bis zur 
rechtsträftigen Seftftellung des Regulativs durch das Waldſchutzgericht zurüdzu- 
nehmen, in den Yällen a b und c des 8 2 jedoch nad Offenlegung des Regu- 
lativs durch den Kommiffar nur dann, wenn er zur Dedung der Entſchädigung 
oder der Koften der Schuganlagen in feiner Eigenjchaft als Antragfteller beizu- 
tragen bat. 

$ 7. Die Entjcheidung darüber, ob und melde Maßregeln in jedem einzel⸗ 
nen Falle anzuordnen find, ſowie die Entſcheidung fiber Entfhädigung und Koften 
($ 5) erfolgt durch den Kreisausfhuß, in den Hohenzollernſchen Landestheilen 
durch den Amtsausſchuß. Der Kreis- beziehungsmweije Amtsausſchuß führt in 
dieſen Fällen die Bezeichnung: Waldſchutzgericht. 

Auf das Verfahren vor dem Waldſchutzgerichte, auf die Berufung gegen die 
Entſcheidung deſſelben und auf das Verfahren in den Berufungsinſtanzen finden 

die geſetzlichen Vorſchriften, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte 
und das Verwaltungsſtreitverfahren, Anwendung. 

Es treten jedoch für das Verfahren vor den Waldſchutzgerichten folgende be⸗ 
ſondere Beſtimmungen in Kraft. 

8 8. Der Antrag auf Erlaß der im 82 vorgeſehenen Anordnungen ift dem 
zuſtändigen Waldſchutzgerichte fchriftlich einzureichen. 

Der Antrag muß die gefährdeten und gefahrbringenden Grundſtücke, ſowie 
die Art der Gefährdung genau bezeichnen und einen beflimmten Borfchlag fiber 
die zu ergreifenden Schugmaßregeln enthalten. _ 

Die Zuftändigleit des Waldſchutzgerichts wird durch die Belegenheit des ge- 
fahrbringenden Grundftiides beftiimmt. Geht der Antrag von dem Bezirke felbft 
aus, oder iſt er gegen dieſen gerichtet, fo beftimmt das Vermaltungsgericht das 
zufländige Waldſchutzgericht. 

8 9. Das Waldſchutzgericht ernennt eines feiner Mitglieder oder einen an- 
wen Sachverſtändigen zum Kommiffar, welcher den Sachverhalt in vollem Um⸗ 
‚ange an Ort und Stelle und unter Anhörung der Betheiligten zu ermitteln und 
forderlichen Falls den Beweis zu erheben hat. 

$ 10. Das Waldſchutzgericht kann auf Antrag des Kommiffars oder der 
etheiligten die Frage, ob eine Gefährdung im Sinne des $ 2 vorliegt, vorab 
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auch die fonftigen im Regulativ feftgejetsten Anordnungen befolgt werden, liegt 
dem Borfigenden des Waldfchutgerichtes von Amtswegen ob. 

Gegen Berfligungen des Borfigenden, welche dem Regulativ wiberfpredgen, 
Tann innerhalb 10 Tagen nad) erfolgter Zuftellung bei dem Waldfchutgerichte 
Einſpruch erhoben werden, welches dariiber entjcheibet. 

5 21. ft Gefahr im Berzuge, jo Tann der Vorfigende des Waldſchutzge⸗ 
richtes im öffentlichen Intereſſe ſchon vor rechtsfräftiger Entſcheidung vorläufige 
Anordnungen treffen zur Berhinderung folder Unternehmungen, melde eine die 
Gefahr vergrößernde oder begünftigende Veränderung in der Bewirtbichaftung 
des Grundftiids vorbereiten. Er kann diefe Anordnungen nad) Maßgabe der 
88 79 nnd 81 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 
661) dur Anwendung der gejeglihen Zmangsmittel durchſetzen. 

Sowohl gegen die Anordnung als gegen die Feſtſetzung der Strafe kann 
innerhalb zehn Tagen nach erfolgter Zuftellung die Klage bei den Verwaltungs⸗ 
gerichte erhoben werden. 

8 22. Ein rechtsverbindlich feftgeitelltes Regulativ kann fpäter wieder ab- 
geändert werden. Die Abänderung erfolgt auf Antrag eines Betheiligten und 
ift in demjelben Verfahren wie die uriprüngliche Feſtſetzung zu bewirken. 

II. Beftimmungen, betreffend die Bildung von Waldgenoſſenſchaften. 

8 23. Wo die forftimäßige Benutung neben einander oder vermengt gelegener 
Baldgrundftüide, oder Flächen oder Haideländereien nur durch das Zufammen- 
wirten aller Betheiligten zu erreichen ift, können auf Antrag 

a) jedes einzelnen Beſitzers, 

b) des &emeinde-, beziehungsweiſe Amts-, Kreis- oder fonftigen Kommunal- 
verbandeg, in deffen Bezirke die Grundftüde liegen, 

c) der Landespolizeibehörde 

die Eigenthümer diefer Befigungen zu einer Waldgenoſſenſchaft vereinigt werden. 

Das Zuſammenwirken kann gerichtet fein, entweder 

1) nur auf die Einrihtung und Durdführung einer gemeinfchaftlihen Be- 
Ihügung oder anderer der forjtmäßigen Benutzung des Genoffenihafts- 
waldes förderlichen Maßregeln, oder 

2) zugleich auf die gemeinfchaftliche forftmäßige Bewirthihaftung des Genoffen- 
ihaftswaldes nach einem einheitlich aufgeftellen Wirthichaftsplane. 

24. Die Bereinigung zu einer Waldgenoffenfchaft ift nur zuläfftg 

a) in den Füllen des 8 23 bei 1, wenn die Mehrheit der Betheiligten, nach 
dem Kataftral-Reinertrage der Grundſtücke berechnet, dem Antrage zuftimmet, 

b) in den Fällen des $ 23 bei2, wenn mindefteng ein Drittel der Betheiligten 
dem Antrage zuftimmt und die betheiligten Grundſtücke derſelben mehr als 
die Hälfte des Kataftral-Reinertrages ſämmtlicher betheiligter Grundſtücke 
haben. 

8 25. Das Rechtsverhältniß der Genoſſenſchaft und deren Mitglieder wird 
dur ein Statut geregelt. 

Für diefe Regelung ift in allen Fällen der Grundſatz maßgebend, daß im 
den Eigenthums- und Befitverhältniffen der einzelnen Betheiligten Teine Xende- 
rung eintritt. 

Das Statut bedarf der Zuftimmung der nad) Maßgabe des 8 24 zu berech 
nenden Mehrheit der Betheiligten. 

8 26. Das Statut muß enthalten: 
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1) Name, Sig und Zwed der Waldgenoſſenſchaft, 

2) eine genaue Angabe der einzelnen betheiligten Grundftücke und bes Umfanges 
des genoffenfcpaftlichen Bezirkes, 

3) bei allen Wirthſchaftsgenoſſenſchaften ($ 23 Nr. 2) die Wirthſchaftsart und 
den Betriebsplan, die Formen, in welchen eine Abänderung derfelben be» 
ſchloſſen oder bewirkt werben fann, fowie die Beftimmungen fiber die bis 
zur Durchführung des Betriebsplans anzuordnende Bewirthſchaftung, 

4) die den Waldgenoffen aufzuerlegenden Vefhränfungen und SBerpflich- 
tungen, 

5) das Verhältniß der Waldgenoffen zu den Servitutberechtigten, 

6) das Verhältniß der Theilnahme an de Nuhungen und Lafın ($ 27), for 
wie am Stimmrechte, 

7) die Formen und Friften, in denen die Bertheilungsrollen offen zu legen 
unb etwaige Reklamationen anzubringen und zu prüfen find, 

8) die innere Organifation der Genoffenfhaft und ihre Vertretung nach 
Außen. 

Jede Genoſſenſchaft muß einen Borftand haben, welcher diefelbe in allen 
ihren Angelegenheiten, aud in denjenigen Geſchäften und Rechtshandlungen, für 
welche nad} den Gefegen eine Spezialvollmacht erforderlich if, in den durch das 
Statut fefzujegenden Formen vertritt. 

8 27. Das Theilnahmemaß jedes Waldgenoffen an der gemeinfchaftlichen 
Einrichtung ift im Statute für die Dauer der Genoſſenſchaft fezufegen. 

Diefe Feſtſetzung ift in Ermangelung anderer Verabredungen der Bethei- 
ligten dahin zu regeln: 

a) daß in den Fällen des $ 23 unter 1 jeder Waldgenoſſe fein Grundftüd 
felöft bewirthſchaftet und die Koften daflir trägt, daß aber die Koſten der 
gemeinſchaftlichen Einrichtung nad dem Verhältniffe des Rataftratreiner- 
trages der vereinigten Grundftiide von den Waldgenoffen gemeinſchaftlich 
aufgebracht werben; 

b) daß in den Fällen des $ 28 unter 2 die Nugungen, die Koſten und die 
Laften der gemeinfchaftlichen Bewirthſchaftung des Genoffenfhaftswaldes 
nad) dem Verhältniffe des Kapitalwerthes des von jedem Walbgenoffen ein- 
geworfenen Bodens und bes darauf ftehenden Holgbeftandes auf fämmtliche 
Betheiligte vertheilt werden. 

Bei der Feffegung des Theilnahmemaßes unter b foll es jedoch den Eigen- 
tgüwmern verwerihbarer Holzbeftäude, welche diejelben in die Genoffenfchaft nicht 
mit einmerfen wollen, unbenommen fein, diefelben vortveg abzuräumen und für 
fich zu benugen. Sie haben dann aber die Koften des erſten Wiederanbaues 
ihrer Flächen allein zu tragen. Ebenſo follen, wenn einzelne Grundſtücke bei 
Bildung der Genoffenfhaft mit Holz nicht beftanden find, Die Koflen des erflen 
Holzanbaues den igenthümern vorweg zur Faft fallen. Im beiden Fällen if 
zur Feſtſetzung des Theilnahmemaßes dieſer Waldgenoffen der Betrag der anf- 
geivendeten Kulturkoſten als Hofzbeftandswerth in Anrechnung zu bringen. 

$ 28. In Ermangelung einer anderweitigen Vereinbarung if das Stimm- 

rhaltniß der Waldgenoffen nad; dem Berhäftniffe der Theilnahme derfelben 

ı den Nutungen und Laften zu regeln. Dabei ift als Einheit der Betrag des 

n geringften Betheiligten zum Grunde zu legen. Nur volle Einheiten gewähren 
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eine Stimme. Jeder Waldgenoffe hat minbeftens eine Stimme und fein Wald⸗ 
genoffe darf mehr als zwei Fünftel aller Stimmen vereinigen. 

$ 29. Die Beitragspfliht zu den Genofienfchaftslaften ruht auf den zur 
Genoſſenſchaft gehörigen Grumdftiden und ift den öffentlichen gemeinen Laften 
gleich zu achten. 

Bei Parzellirungen müſſen die Genoffenfhaftslaften auf alle Trennſtücke ver- 
hältnigmäßig vertheilt werben. 

Rüdftändige Beiträge können auch von den Pächtern und fonfligen Nutungs- 
berechtigten der verpflichteten Grundftilde, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die 
eigentlich DBerpflichteten, im Wege der adminifirativen Exekution beigetrieben 
werden. 

8%. Sind Genoffenfhaftsgrundftüde mit Servituten belaftet, jo müffen 
die Berechtigten fich diejenigen Einſchränkungen gefallen laſſen, welche im Inter⸗ 
efie der Genofjenfchaft erforderlich find. Für dieſe Einſchränkung muß den Be- 
rechtigten volle Entſchädigung von der Waldgenoffenichaft gewährt werden. 

8 31. Die Bildung einer Waldgenoffenfhaft erfolgt durch den Kreisans- 
ſchuß, in den Hohenzollernſchen Tandestheilen durch den Amtsausihuß. 

Der Kreis» beziehimgsweife Amtsausfhuß flihrt in Ddiefen Fällen die Be- 
zeihnung: Waldſchutzgericht. 

Der Antrag ift dem Waldſchutzgerichte desjenigen Bezirls fchriftlih einzu- 
reichen, in melchem die zu vereinigenden Grundftiide ſümmtlich ober der Fläche 
nad zum größten Theil gelegen find. Geht der Antrag von dem Kreije (Amts- 
verbande in Hohenzollern) ſelbſt aus, fo bezeichnet das Bermwaltungsgericht das 
zuftändige Waldſchutzgericht. In dem Antrage find die zu vereinigenden Grund⸗ 
ftüde, deren Befitter und Satafterbezeichnung einzeln aufzuführen, und die be— 
gründenden Thatſachen genau zu bezeichnen. 

8 32. Das Waldſchutzgericht hat nach Maßgabe der Vorfchrift im 8 9 den 
Antrag durch einen Kommiſſar an Ort und Stelle prüfen zu laffen. 

Der Kommiſſar hat nach Feſtſtellung der zu vereinigenden Flächen bie be- 
theiligten Grundbefiger über den Antrag zu vernehmen, 

Die Vorladung zu dem besfallfigen Termine erfolgt fehriftlich unter der Ber- 
warnung, daß die Nichterfcheinenden dem Beichluffe der Erfcheineuden für zu- 
flimmend erachtet werden follen. 

5 38. Wird die Bildung der Waldgenoffenfhaft nicht beichloffen (88 23, 24, 
32), fo reicht der Kommiffar die Verhandlungen dem Waldſchutzgerichte ein, 
welches ſolchenfalls den Antrag durch einen nad) Maßgabe des 8 15 zu erlaffen- 
ben Beſcheid abmeift. 

5 34. Im anderen Falle bat der Kommiflar nah Maßgabe der Bor- 
jchriften des gegenwärtigen Geſetzes und unter Berlidfihtigung der befonderen 
Berhältniffe der zu bildenden Genoflenichaft, unter Zuziehung der Betheiligten 
oder eines von ihnen gewählten Ausſchuſſes, das Genoffenichaftsftatut zu ent- 
werfen, auch die erforderlichen Einſchränkuugen der Serpitutberedtigungen — 
infofern nicht deren gänzliche Ablöfung nad den darüber geltenden Gejegen be⸗ 
ichloffen wird — fowie die für diefe Einfchränfungen zu gewährenden Entſch 
digungen gutachtlich feftzuftellen. 

Der Entwurf und die gutachtliche Feftellung find für alle Betheiligten na 
Mafigabe des 8 13 offenzulegen und beziehungsweife denſelben zugufertigen. 

8 35. Demnädft hat der Kommiffar die Betheiligten und die Servitutb 
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rehtigten zu einer mlinblichen Verhandlung vorzuladen und zwar die Betheiligten 
unter der Berwarnung, daß die Nichterfcheinenden als dem entworfenen Statute 
zuflimmend erachtet werden würden. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Kommiffar die Einwendungen 
gegen den Entwurf des Statute® und die gutachtliche Fetftellung der Einfchrän- 
fungen und Entihädigungen der Servitutberedhtigten zu erörtern, die Abſtim⸗ 
mung über das Statut herbeizuführen und diejenigen Einwendungen, tiber welche 
eine Bereinbarung nicht erzielt werden kann, feftzuftellen. 

Der Kommiffar reiht die Verhandlungen nebft feinem Gutachten über die 
Bedürfnißfrage dem Waldſchutzgericht ein. 

8 36. Hat das Statut in der mündlichen Berhandlung vor dem Kommiflar 
die nach 8 25 erforderliche Mehrheit nicht gefunden, fo weift das Waldſchutzge⸗ 
richt den Antrag auf Bildung der Waldgenofjenihaft durch einen nach Maßgabe 
des 8 15 zu erlafienden Beicheib ab. 

8 37. Im anderen Falle bat das Waldſchutzgericht durch Endurtheil zu 
entjcheiden, ob ein Bedürfnig zur Vereinigung der betheiligten Eigenthlimer zu 
einer Waldgenoſſenſchaft nady Maßgabe des 8 23 vorhanden ift, ob das Statut 
die Zuftimmung der gejetlich erforderlichen Mehrheit der Betheiligten gefunden 
bat, ſowie ob daſſelbe den gejetzlichen Borjchriften entſpricht und ein öffentliches 
Intereſſe nicht verlegt. Waltet in allen diefen Beziehungen ein Bedenken nicht 
ob, fo trifft das Waldſchutzgericht Entjcheidung dahin, daß die Waldgenofjenjchaft 
nad) dem Statut zu begründen fei. 

Zugleich entfcheitet das Waldfchutgericht über die Widerjprüche gegen die 
im Gutachten vorgejchlagenen Beſchränkungen der Serpitutberecdhtigten, beziehungs⸗ 
weife liber die Höhe der zu gewährenden Entiehädigungen. 

8 38%. Iſt auf Begründung der Waldgenoffenihaft erlannt und Haben die 
in 8 37 vorgeſehenen Entſcheidungen Rechtskraft bejchritten, fo ertheilt das Wald- 
ſchutzgericht dem Statute die Beftätigung. 

Durch die Befätigung wird die Waldgenoffenfchaft begründet: Das be- 
Nätigte Statut hat die Kraft einer vollftredbaren gerichtlichen Urkunde. 

8 39. Die den Eigenthlimern der zur Genoſſenſchaft gehörenden Grundftüde 
auferlegten Beſchränkungen und Laften find unter Hinweis auf die näheren Be⸗ 
flimmungen des Statutes im Grundbuche einzutragen. 

Die Eintragung erfolgt auf Antrag des Borfigenden des Waldſchutzgerichtes. 

8 40. Auf das Verfahren vor dem Kommiffar finden die Beftimmungen 
des 8 14 und bezüglich der Koften die Beftimmungen der 85 18 und 19 An⸗ 
wendung. 

Die Koften fallen, foweit fie nicht durch die ergangene Entieidung dem 
unterliegenden Theile zur Laft gelegt find, den Waldgenoffen nah dem im 8 27 
dieſes Geſetzes vorgejchriebenen, beziehungsmeife im Statute ausgedrüdten Ver⸗ 
hältnifie zur Laſt. 

8 41. Im Uebrigen regelt fi) das Verfahren vor dem Waldſchutzgerichte, 
die Berufung gegen die Entfcheidung deffelben und das Berfahren in den Be⸗ 

fungsinftanzen nach den gejeglichen Vorſchriften, betreffend die Verfaſſung ber 
ermaltungsgerichte und das Berwaltungsftreitverfahren. 

8 42. Die Waldgenoſſenſchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben 
ad Berbinblichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund⸗ 
ücken erwerben, vor Gericht Magen und verfiagt werden. Ahr ordentlicher Ge⸗ 
chtsſtand ift bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk fie ihren Sig bat. 
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8 43. Für die Berbindlichkeiten der Waldgenoffenfchaft haftet das Vermögen 
derſelben. 

Inſoweit daraus Gläubiger der Waldgenoſſenſchaft nicht befriedigt werden 
können, muß der Schuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werden, welche von 
dem Beſtande nach dem im Statut feſtgeſetzten Theilnahmemaße auf die Mit- 
glieder umzulegen find. 

8 44. Die auf Grund vorftehender Borfchriften errichtete Waldgenoffenichaft 
ift der Aufficht des Staates unterworfen. Diefe Auffiht wird von dem zu⸗ 
ftändigen Waldſchutzgerichte nad) Maßgabe des Statutes, fibrigens in dem Umfange 
und mit den Befugnifien gehandhabt, welche gejelich den Auffichtsbehörden ber 
Gemeinde zufteben. 

In allen fchleunigen Angelegenheiten Tann der Borfitende des Waldſchutz⸗ 
gerichtes Namens deſſelben Verfügungen erlaffen. Einſprüche gegen diefe Ber- 
fügungen unterliegen der Entſcheidung des Waldſchutzgerichtes. 

$ 45. Wenn im Laufe der Zeit eine Abänderung des rechtskräftig feitge- 
ftellten Statutes notwendig wird, fo ift diefe Abänderung in demfelben Verfahren, 
wie die urſprüngliche Feſtſetzung, zu bewirken. 

Die Auflöfung einer nach diefem Geſetze begründeten Waldgenofienfchaft ift 
nur zufäffig, wenn die nach 8 24 zur Bildung einer Genoſſenſchaft erforderliche 
Mehrheit der Betheiligten derjelben zuftimmt. Solche Beichlüffe beditrfen ber 
Genehmigung der Auffichtsbehörde (8 44). 

$ 46. Bei der Auflöfung einer der im $ 23 unter 2 bezeichneten Waldge- 
noffenfchaften erhält jeder Waldgenofie die eingemorfenen Grundſtücke zur eigenen 
Bewirthſchaftung zurüd. Außerdem find, wenn das Statut nicht ein Anderes 
beftimmt, die in dem Genoſſenſchaftswalde vorhandenen Holzbeflände nach dem 
Berhäftniffe des Kapitalmerthes der zur Zeit der Errichtung der Genoſſenſchaft 
eingeworfenen Holzbeftände unter die Genoffen zu vertbeilen. 

Bleibt der Werth des auf dem zurlüderhaltenen Grundftüde vorhandenen 
Holzbeftandes hinter dem Werthe des nach diefem Verhältniß ermittelten Antheils 
zurück, fo ift diefer Mindermerth von denjenigen Waldgenofien verhältnigmäßig 
zu erftatten, welche mit ihren Grundſtücken einen Ueberſchuß an Holzbeftandswertd 
erhalten haben. 

IV. Theilung gemeinfhaftliher Waldungen. 

$ 47. Sofern eine nad) den beftehenben Borjchriften zuläfftge Raturaltheilung 
eines von einer NRealgemeinde oder einer Genoſſenſchaft befeflenen Waldgrund- 
ſtücks ſolche Zheilftiide ergeben würde, deren forfimäßige Benutzung nur durch 
gemeinſchaftliche Bewirthfchaftung zu erreichen wäre, fo darf dem Antrage auf 
Thetlung nur dann ftattgegeben werden, wenn die Mehrzahl der Betheiligten, 
nach den Theilnahmerechten berechnet, demjelben zuftimmt. 

V. Uebergangsbeftimmungen. 

8 48. In denjenigen Theilen der Monarchie, in welchen zur Zeit Bermwaltungs- 
gerichte nicht beftehen, werden bis zur Einrichtung von ſolchen die in dieſem Geſetze 
ben Berwaltungsgerichten libertragenen Funktionen in erfter Inſtanz dur be⸗ 
fondere Waldfchuggerichte, welche bei eintretendem Bedürfniſſe fiir jeden Krei 
nah den Borfähriften der folgenden Paragraphen gebildet werden, in zweite. 
Fuftanz durch die Deputationen Tür das Heimathsweſen (88 40 und 41 des 
Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgefeßes über den Unterftligungs 
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wobnfig, vom 8. März 1871, Geſetz-Samml. S. 180 ff.) in bem durch dieſes 
Geſetz vorgefchriebenen Berfahren wahrgenommen. 

8 49. Das Waldihuggericht wird aus dem Landrathe (Kreishanuptmam) 
als Borfigenden und ſechs Mitgliedern gebildet, welche von der Kreisverſammlung 
nad abfolnter Stimmenmehrheit gemählt werben. Wählbar als Mitglied iſt 
jeder jelbfifländige Angehörige des Dentfchen Reichs, mit Ausnahme der nicht 
angejeflenen jerpisberechtigten Militairperfonen, welcher 

a) in dem Kreife einen Wohnfit hat, 
b) fi im Beſitze der birgerlichen Ehrenrechte befindet. 

Als felbfiftändig wird derjenige angejehen, welcher das 2ifte Lebensjahr 
pollendet bat, fofern ihm das Hecht, über fein Vermögen zu verfügen und daffelbe 
zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnungen entzogen ifl. 

Geiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer können nicht Mitglieder des 
Baldicjuggerichtes fein; richterliche Beamte, zu denen jedoch die techniſchen Mit⸗ 
glieder der Handels- oder Gewerbe» und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, 
nur mit Genehmigung des vorgeſetzten Miniſters. 

Die Wahl der Mitglieder erfolgt auf ſechs Jahre mit der Maßgabe, daß bei 
Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedfchaft bis zur Wahl des Nachfolgers fort- 
dauert. Alle zwei Jahre jcheidet ein Drittel der Mitglieder aus. Die das erfte 
und zweite Mal Ausfcheidenden werden durch das Loos beftimmt. Die Ausge- 
ſchiedenen können wieder gewählt werben. 

Die Mitglieder des Waldicyußgerichtes werden von dem Vorſitzenden ver- 
ewigt. Sie können durch Beſchluß der Deputation für das Heimathsweſen ihrer 
Stellung enthoben werden. 

Diejelben erhalten eine ihren Auslagen entiprechende Entihädigung aus 
Kreis-Kommunalmitteln. 

Ueber die Höhe derfelben beichließt der Kreistag. 

8 50. Das Waldſchutzgericht ift beichlußfähig, wenn drei Mitglieder mit 
Einſchluß des Vorfitzenden anweſend find. 

Die Beichlüffe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 

Iſt eine gerade Zahl von Mitgliedern anweſend, jo nimmt das dem Lebens- 
alter nach jüngfte gemählte Mitglied an der Abſtimmung nicht Theil. Betrifft 
der Gegenftand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Waldſchutzgerichtes, oder 
deren Berwandte oder Verſchwägerte in auf⸗ oder abfteigender Linie, oder bis 
zu dem britten Grade der Seitenlinie, fo dürfen diejelben an der Berathung nicht 
Theil nehmen. 

Wird dadurch das Waldſchutzgericht beichlußunfähig, jo tritt nad) der Be⸗ 
ſtimmung der Deputation für das Heimathsweſen das Waldihuggericht eines 
benadhbarten Bezirkes an feine Stelle. 

5 51. So lange in einzelnen Kreifen ein Waldfchuggericht nicht gebildet ift 
find Die nach $ 8 beziehungsweife $ 23 zuläffigen Anträge an den Landrath 
(Kreishauptmann) zu richten, welcher verpflichtet ift, fofort die Bildung des 
Waldſchutzgerichtes herbeizuführen. 

In Fällen, wo Gefahr im Berzuge if, kann der Landrath (Kreishauptmann) 

e im 9 21 vorgejehenen vorläufigen Anordnungen treffen. 

8 52. In ſelbſtſtändigen Stadtkreifen finden die Beſtimmungen der 58 49, 

), 51 mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Landrathes (Kreis: 
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hauptmauns) der Bürgermeiſter und an die Stelle der Kreisverſammlnug die 


Stadtverorbnnetenverfammlung (Biirgervorfteberlollegium) tritt. 
VI. Strafbeſtimmung. 

8 58. Die Eigenthiimer, Nutungs-, Gebrauchſs⸗ und Servitutsberechtigten, 
fowie Pächter find, wenn fie den Beflimmungen des Regulativs ($ 230) zumider 
Holz einſchlagen, mit einer Geldfirafe zu belegen, welche dem boppelten Werth⸗ 
betrage des gefällten Holzes gleichlonmt. . 

Wenn fie die fonftigen Feſtſetzungen des Hegulativs, durch welche eine be- 
ſtimmte Art der Benntzung vorgejchrieben oder verboten wird, übertreten, ſind fie 
wit einer Geldbuße bis zu 100 Mark zu beftrafen. 

8 54. Der Minifter fiir die Iandwirtbichaftlicden Angelegenheiten ift mit der 
Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudten 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Coblenz, den 6. Juli 1875. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 
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Berſuchsweſen. 
40. 


Statiſtiſche Erhebungen über den Ausfall der Holzfamen-Ernten. 


GirkularsVerfügung bes Finanz-Minifters an fämmtliche Königliche Regierungen excl. 
Sigmaringen ımb an bie Königliche Finanz⸗Direktion zu Hannover. 


Berlin, den 25. Januar 1875. 

Die durch die Girkular-Berfligung vom 21. Auguft 1873*) angeorbneten 
ſtatiſtiſchen Erhebungen über den Ausfall der Holzjamen-Ernten welche der 
Hauptflation fir das forftliche Verſuchswefen zu Neuftadt-Eberswalde mitzutheilen 
find, haben pro 1874 einige Ungenauigfeiten und Mißverftändniffe gezeigt, welche 
auf eine nicht genaue Beachtung der auf dem beziiglichen Fragebogen gegebenen 
Vorſchriften zuriidzufiihren find. So ift von mehreren Oberfürftern eine einfache 
Bacat-Anzeige erftattet oder ohne Einreichung des Fragebogens berichtlich ber 
fheinigt worden, daß alle Sämereien mißratben feien, während doch die Spalte 
8 ber erften, vefp. 7 der zweiten Seite des Fragebogens auszufiillen und letzterer 
borzulegen geweſen wäre. In anderen Fällen ift zwar erfteres geſchehen, aber 
die Angabe unterlaffen, ob die Holzart gar nicht geblüht hat, oder die Blüthe 
duch Froſt, Dürre, Inſecten zr. vernichtet worden if. Endlich ift auch Die Ein- 
fendung der Fragebogen an die Hauptftation für das forftliche Verſuchsweſen fo 
menig db m geftellten Termine entjprechend erfolgt, daB noch jet einzelne Ober- 
förftereien riidftändig find. 

Someit diefe Ausftellungen auf den dortigen Bezirk Bezug haben, wolle 
Königliche Regierung für deren Beſeitigung in Zukunft Sorge tragen unb v 


*») S. Jahrbud Band IV. ©. 146 Art. 80. 
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anlaffen, daß die Ausfilllung der Fragebogen unter genauer Beachtung der ge- 
gebenen Anmweifungen und ihre Einreichung pinktlich gefchieht, fo daß die 
Bafügung vom 21. Auguft 1873 in zmedentfprechdender Weife zur Ausführung 
kommt. 

Der Finanz⸗Miniſter. 


J. A.: v. Hagen. 


41. 


Verbreitung der forſtlich meteorologiſchen Monatsſchrift des 
Profeſſors Dr. Müttrich. 


Crcular⸗Verfũgung des Finanz⸗ Miniſieriums an ſämmtliche Konigliche Regierungen (excl. 
Eigmaringen), die Königt. Finanzdirection zu Hannover und abſchriftlich an bie Direktoren 
ber Koͤniglichen Forſt⸗Akademien zu Neuftabt-Eberswalbe und Münden, 


Berlin, den 13. April 1875. 


Bei der Wichtigkeit, welche die Kenntniß der Beobadhtungs-Ergebniffe in den 
forftfich-meteorologifhen Stationen für die beteiligten | Behörden und Beamten 
bat, ift die Anordnung getroffen worden, für die Königlichen Regierungen, bie 
Königliche Yinanz- Direktion zu Hannover umd bie Oberförfter und Förfter ber 
bereits eingerichteten reſp. für bie Zukunft projeltirten 10 forftlich-meteorologifchen 
Stationen je ein Eremplar der bei Julius Springer, Monbijouplag 3 bier- 
ſelbſt, erjcheinenden betreffenden Monatsfchrift des Profeffor® Dr. Müttrich zu 
Nenftadt-Eberswalde aus Fonds des forftlichen Berſuchſsweſens zu beichaffen und 
den genannten Behörden und Beamten zugehen zu Taffen. 

Die Königliche Regierung wolle die dort eingehenden Lieferungen der Schrift 
vom Januar⸗Hefte d. Is. ab entgegennehmen und inventarifiren laffen. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: v. Hagen. 


42. 
Das forſtliche Verfucgsmelen nnd die forſtliche Statiftik im 
Königreich Bayern. 
Minifterialentfhliegung an fämmtlihe k. Regierungsfinangfammern und bie benjelben unter⸗ 
georbneten k. Forftämter und k. Forſtreviere. 
(Finanz Miniftr.-Blatt |. d. Könige. Bayern. 6. 89 ff.) 
Staatsminifterium der Finanzen. 
Mit der fortfchreitenden Entwidelung der Forſtwiſſenſchaft machte ſich das 
8 dirfniß geltend, die früher vorzugsweiſe ans praftiihen Erfahrungen geſchöpften 
2 -m auch wiffenichaftlich zu prüfen und zu begründen. 
Diefem Beblirfniffe ift die Pflege des forſtlichen Verſuchsweſens und der 
fe ‚lichen Statiftil entjprungen. 
25* 
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Die bayerifche Staatsforftverwaltung bat die Wichtigkeit diefer Arbeitsthätig- 
keit ſchon früher erfannt und feit vielen Fahren fortgefetste Berfuche mannigfacdher 
Art durchgeführt. ! 

Die in Bayern und anderen deutſchen Staaten vorgenommenen forſtlichen 
Berfuche entbehrten aber einer einheitlihen Grundlage nad gleichem Prinzipe in 
Ausführung und in PBritfung der Refultate, verloren deshalb weientlich an Werth, 
jo daß der Gedanke nahe lag, durch Gründung eines Vereins forftlicder Verſuchs⸗ 
anftalten Deutichlands in Verfolgung einheitlicher Arbeitepläne die vorgeftedten 
Biele in möglichfter Volllommenheit zu erreichen. 

Durch Allerhöchſte Entichliegung vom 10. Dezember 1874 haben Seine 
Majeftät der König die Errichtung eines forftlichen Verfuchsbnreau und ben 
Beitritt deffelben zu dem Vereine der forftlicden Verſuchsanſtalten Deutſchlands 
Allergnädigft zu genehmigen geruht. 

Unter Mitwirkung der Profefforen des Faches und anderer Männer der 
Wiſſenſchaft, fowie unter Verwendung tüchtiger Kräfte des äußeren Dienftes follen 
die Arbeiten des forftlicden Verſuchsweſens und der forftlicden Statiftif zum Zwecke 
der gründlichen Löſung wiffenjchaftlicher und praktiſcher Fragen zur folgerichtigen 
Durdführung gebradjt werden. 

Dem k. Forfiperfonale ift Hiemit Gelegenheit gegeben, Erſprießliches zu leiften, 
fowie insbeſondere feine praftifche und wiſſenſchaftliche Ausbildung zu vervoll- 
tommmen, weßbalb auch zuverfichtlich erwartet wird, daß neben gründlicher Er⸗ 
füllung der fibrigen Dienftesobliegenheiten und unbeſchadet derfelben der Pflege 
des forſtlichen Verſuchsweſens und der forftliden Statiftil die umfaflendfte 
Sorgfalt zugemwendet werde. 

Bezitglich der Einrichtung dieſes Arbeitszweiges werben folgende Beftimmungen 
zur genauen Nachachtung getroffen; 

1. Der Zwed des forſtlichen Berfuhsmefens und der Damit zu Der- 
bindenden forſtlichen Landesſtatiſtik erftredt fih auf eralte Forſchungen 
theoretifcher und praktiſcher Natur zur Feſtſtellung der auf die Forfiwirtbichaft 
jelbft einwirtenden Verhältniffe, zur Prüfung der im Wirthichaftsbetriebe ſeither 
gemachten Erfahrungen und zur wiffenjchaftlihen Begründung ber bieraus ge- 
monnenen Refultate, ferner auf Berjuche zur Erprobung von wiſſenſchaftlich feit- 
geftellten Säten, fowie auf Erforfhung von Mitteln, um die der Produktion 
entgegenftehenden Hinderniffe zu befeitigen, die ihr günſtigen Momente zu fürbern, 
die Ausgaben zu ſchwächen, die Einnahmen zu erhöhen und fo das Verhältniß 
zwiſchen Produktionskoſten und Ertrag nicht bloß feftzuftellen, jondern aud zu 
befiern, ſomit die Rentabilität der Waldungen zu erhöben. 

Zugleich fol das Verſuchsweſen die Mittel juchen, deu Fortbeſtand Der 
Waldungen zu fichern, ihren Einfluß auf die Mimatifchen Verhältniſſe lolaler und 
allgemeiner Natur näher zu begründen und feftzuftellen. 

2. Zu den Aufgaben des Verſuchsweſens gehören denmad): 

a) Verſuche im rein praktiſchem Betriebe, 

b) rein mwiffenfchaftliche Erhebungen, 

c) Anwendung der gefundenen Refultate auf die Wirthichaftsregeln um: 

auf die Forfiverwaltung. 

Hiernady gliedert fi} die Gejchäfts-Aufgabe 

I. in eine rein forftwirtbichaftliche, 

II. in eine forſtlich naturwifjenfchaftliche. 
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Die erftere ift wieder 

a) eine rein praftifche, 3. B. Kulturverſuche, Erprobung von 

b) tedjnologifche, 3. 8. bezüglich der technischen Eigenſchaf 
Conſtruktion der Werkzeuge ıc. 

©) forftlich fatiftifche, bei welcher auch die das Fach beri 
wirtbichaftlichen Fragen in Betracht kommen, 

d) forfiftatifche oder forſtlich mathematifche, 3. B. Herftel 
fahrungstafeln, Daffentafein, Juwachsunterſuchungen x 

Die forftlih naturwiffenfchaftlihe Aufgabe dagegen erftredt 
ologifche, hemifch-phnfitalifche, geognoſtiſche, zoologiſche, meteorolog 
ſuchungen und die wiffenfchaftliche Prüfung derfelben mit Rückſid 
ihnen zu ziehenden Regeln und Folgen für den forftlichen Betriel 

Hieher zählen die Unterſuchungen über die Wirkungen der I 
der Stremmugung, über Maffenzumahs und Längenzuwachs der B 
Mimatifche Bedeutung der Wälder. 

3. Das forflihe Verſuchsweſen Bayerns tritt in Kändiı 
Beziehung zu dem Vereine der forftlichen Berfuchsanftalten 
uud ſchließt ſich der in freier Bereinbarung mit bemfelben feftzuftel 
ausführung an. 

4. Das forftliche Verſuchsweſen mit der forftlichen Statifti 
integrivenden Beftandtheil des Forfiverwaltungs-Organism 

Zur einheitlichen Leitung und Dur&führung deffel! 
dem Forfteinrihtungsburean des f. Staatsminifı 
Finanzen eine eigene Abtheilung als „Buream für forffi 
weien und forftliche Statiſtik“ gebildet. 

Der Borftand diefer Abteilung ift ein dem Staatsminifteri 
Bweae zugetheilter Höherer Forbeamte, weichem ein Hlilfsarbeiter 
und bei umfangreichen Arbeiten erforderlichenfalls noch weitere { 
übergehend bewilligt werben, " 

Die oberfte Leitung des geſammten forſtlichen Verſuchsweſens 
?. Staotsminifterium der Finanzen, von welchem alle allgemeinen 
und Berfügungen erlaffen werben. 

5. Als Abtheilung des forſtlichen Berſuchsbureau 
atademifhe Station, gebildet aus Profefioren ber forftl 
Grund- und Hilfswilfenigaften felbhfändig, die il 
Berfuhsbureau vorgelegten und von ihr übernommen 
and die wiffenfhaftlie Prüfung der im Walde vorg 
Berjude. 

Bon den Mitgliedern diejer afademifchen Station wird eines al 
führender Vorſtand gewählt und folhem, wenn nöthig ein e 
beigegeben. 

6. Die alademiſche Station des forftlichen Verſuchsbureau 
zwei Seftionen, . 

2) in die eigentlich forfliche, "geleitet von einem forftli 

b) in die forflich naturwiſfenſchaftliche, in der # 

von einem Agrifultur-Chemiter. 

7. Allen Profefioren, wie anderen wiſſenſchaftlichen Kräften 

Reit, fih an den Arbeiten, welche der alademiſchen Seltion 
rfuchsbureau übertragen werden, nad Umftänden gegen eine en 
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muneration zu betheiligen und ſich deshalb mit dem Vorſtande derſelben zu ver⸗ 
ſtändigen, von welchem die Vorſchläge über anzuſtellende Unterſuchungen und 
Berjuche, ſoweit damit Koſten verbunden find oder die Mitwirkung bes äußeren 
Forftperfonals in Anfprud genommen wird, dem forfilicden Verſuchsburean zur 
Erholung der höchſten Genehmigung vorzulegen find. 

8. Für die ganz oder theilweife im Walde auszuführenden Verſuche 
(sub 2 No I und II) werden die ftändigen, wie die vorübergehenden 
Berfuhsorte auf Vorſchlag des Vorſtandes des Verſuchsbureau nad Einver- 
nahme der f, Regierungen vom Staatsminiftertum der Finanzen beſtimmt. 

Die k. Oberförfter haben die angeordneten Verſuche nad der erhaltenen 
Anleitung genau auszuführen und wird ihnen cine allenfalls erforderliche Unter⸗ 
ſtützung durch befonders befähigte Foritgehilfen und Aififtenten gewährt werben. 

Oberförfter, welche ſich freiwillig zur Uebernahme von Berjuchen erbieten, 
follen vorzugsmweife bei Zutheilung folder Arbeiten berückfichtigt werden. 

9. Erbieten fi) Gemeinden, Stiftungen oder fonftige große Waldbefitzer 
zur Durchführung einzelner Verſuche, fo find dabei die vom Verſuchsburean 
allgemein angenommenen Arbeitspläne genau zu beachten. 

10. Aus dem Vorſtande des forftlliden Berfuhshureau und den 
Seltionsporftänden der akademiſchen Station wird ein flänbiger Yus- 
fhuß gebildet, welcher auf motivirten Antrag eines feiner Mitglieder von Zeit 
zu Zeit zu allgemeinen Befiprechungen, zur Prüfung der eingegangenen Arbeiten 
und zur Stellung von Anträgen zuſammentritt. 

Den Borfig führt der Borftand des forftlihen VBerfuchsburean. 

11. Bei beſonders wichtigen ragen wird zu gleichem Bwede ein größerer 
Ausschuß dur das k. Staatsminifterium der Finanzen berufen, welder fi aus 
den Mitgliedern des ländigen Ausfchuffes und den höheren Forſt- 
beamten des Minifteriums unter Beiziehung von Brofefjoren Des 
Faches und der Nebenfächer, fowie einzelner äußerer Forſtbeamten zu- 
ſammenſetzt. 

Bei dieſem größeren Ausſchuſſe führt der Forſtreferent des Miniſteriums 
oder in deffen Verhinderung einer der Yorfträthe den Borfik. 

Der Borftand des forfliden Berfuhsburean hat Hiebei jedesma 
über den Stand des Verſuchsweſens Bericht zu erfiatten und die Berathurugs- 
gegenflände einzuleiten, injofern nicht vorher Specialreferenten bezeichuet worden 
find. 

12. Ueber dieBerhandlungen des fändigen, wie bes größeren Au2- 
ſchuſſes und die nah Stimmenmehrheit zu faffenden Beſchlüſſe ift bei jedes- 
maligem Zufammentritt ein Protokoll aufzunehmen und von dem treffenden 
Borftande dem k. Staatsminifteriun der Finanzen zur Einfiht und Genehmigung 
der geftellten Anträge vorzulegen. 

13. Die Ausführung der genehmigten Berfuche hat nad der Anleitung 
des Berfuhsbureau und unter Neipicienz des Vorſtandes bdeffelben zu ge- 
fchehen, welcher deshalb in direkten Gejchäftsverlehr mit dem Syorfibureau der 
Ktreisregierungen tritt, ebenjo den Verkehr mit anderen Berfuhsanftalte- 
Bereinen, wiflenfchaftlichen Inſtituten oder einzelnen Perſonen vermittelt, ' 
Berfuche felbft nach den vorgejchriebenen Arbeitsplänen controlirt und ? 
Revifion und Verarbeitung der Refultate bejorgt. 

Dem Borftande des forftlichen Verſuchsbureau, beziehungsweiſe deffen etwaig 
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Stellvertreter, werden zu der im Benehmen mit einem der Regierungsforfibeamten 
and dem einfchlägigen k. Forſtmeiſter vorzunehmenden Inſpektion der Berfuchsorte 
und zur Bertretung des Bureau bei Berfammlungen des Bereins der 
forfiliden Berjudsanftalten Deutſchlands vom f. Staatsminifterium der 
Finanzen befondere Eommifforien ertheilt. 

14. Die Berfuhsarbeiten und ftatiftiiden Erhebungen innerhalb der 
Staatswaldungen und der treffenden Dienftbezirfe find Officialfahe der l. 
Dberförfter und Forſtämter, welchen erforderlichenfalls bei umfaſſnden Arbeiten 
ans der Zahl der Forftgebilfen und Forftamtsaffiftenten eine Aushilfe beigegeben 
wird, um dieſen zugleich Gelegenheit zu ihrer weiteren wiſſenſchaftlichen Aus- 
bildımg zu geben. 

Bei der Qualifikation des k. Forftperfonales ift bejonders zu bemerken, wer 
fih bei Arbeiten des Verſuchsweſens und der Statiftil durch Fleiß, Befähigung 
und wiſſenſchaftliches Streben ausgezeichnet hat. 

15. Der zur Ausführung eines Berfuches beftimmte Forſtbeamte nimmt 
diefen vorbehaltlich der Eontrole jelbfiftändig vor, ftellt die Reſultate zuſammen 
und liefert diefe mit allen Belegen an das treffende Kreisforfiburean zur primi- 
tiven Reviſion und Uebermittlung an das Verſuchsburean ab. 

Die abgejchloffenen Arbeiten der akademiſchen Station des Verſuchsweſens 
und ihrer Sektionen werden birelt an das forftlide Verſuchsbureau eingefenbet. 

16. Die Refultate aller auf Koften der Staatsforfiverwaltung ausgeflihrten 
forftliden Verſuche dürfen nur mit Genehmigung des k. Staatsiminifteriums ber 
Finanzen veröffentlicht werden. 

17. Die Verrechnung der erlaufenden Koften erfolgt auf Grund der zu 
eröffnenden befonderen Kredite nach den für Betriebskoſten vorgefchiebenen Be⸗ 
Rimmungen, 

Münden, den 27. April 1875. 


vd. Berr. Der General-Sefretär 
An defien Statt 
der k. Regierungsrath: 
uber. 


48. 
Denfelben Gegenſtand betr. 


Staatsminifterium der Finanzen. 

Mit Bezugnahme auf die unterm Heutigen erlaffene Entſchließung bezeichneten 
Betreffs wirb befannt gegeben, dag zum Vorſtande der beim Yorfteinridhtungs- 
burean des k. Staatsminifteriums der Finanzen gebildeten Abtheilung für forft- 
liches Berſuchſsweſen und forfiliche Statiftit der k. Forſtmeiſter Auguft Gang- 
hofer beftimmt worden if. Als Hilfsarbeiter wurde demfelben ber k. Forſtamts⸗ 
affiftent Dr. Lorenz Biernftein zugetheilt. 

Münden, den 27. April 1875. 

Der General-Sekretär: 
v. Bert. An deffen Statt 
der k. Regierungsrath: 
Luber. 
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Berfonalien. 





Pr | 44. 
en Veränderungen im Rönigl. Forft- und Iagd-Verwaltungs-Perfonal 
Ei. vom 1. Iuni bis 15. Oktober 1875. 


J (Im Anſchluß an den Artitel 4 dieſes Bandes Seite 252.) 


I. Bei der Eentral-orfiverwaltung und den Forſt⸗Akademien. 
Bacat. 

* | I. Bei den Provinzial-Berwaltungen der Staatsforſten. 

F A. Geſtorben. 


3 Oberförſter Lauprecht zu Worbis, Reg.⸗Bez. Erfurt. 
IJ Cornelius zu Haſte, Minden. 
A „Sorz zu Uſingen » Wiesbaden. 
AU B. Benfionirt 


(Tit.) Oberforftmeifter (Forftmeiiter) Quenſell zu Münden, Prov. Hannover. 
TForftmeifter Lichtenfels zu Merſeburg, 
" Arndt zu Xrier, , 


Er w Harmes zu Walsrode, Prov. Ganeıen, 
“ " Wißmann zu Bovenden, „ 
— Oberförſter Reitzenſtein zu Colbitz, Reg. ‚Be, Magdeburg, 
4 n Miller zu Efcherode, 
> „ Frömbling zu Walsrode, 
Mi „ Lange zu Sievershaufen, Prov. Hannover, 
Mi „ Eapmeyer zu Beine, 
IJ n Barteldes zu Harfefeld, 
* " KRaboth zu Kupp, Reg.⸗Bez. Oppeln, 
—3 Schilling zu Magdeburgerforth, Reg.Bez. Magdeburg. 
* C. Ausgeſchieden refp. in andere Berwaltungen übergegangen. 
% Bacat. 


D. Berfegt ohne Aenderung bes Amts-Gharalters (zugleich mit 
Angabe über neu gebildete Inſpektions und Berwaltungß-Bezirte. 


Der Oberförfter Brandt von Winzenburg nach Ebstorf, Prod. Hannover, und 
PR Ahrend von Schoningen nah Winzenburg verſetzt. 


Mitglieder bei der dortigen Kinang-Direltion ein. 


danı-Oranienburg und 

Der Torfimeifter v. Proff⸗Irnich von Eoblenz auf die Forſtmeiſterftel 
Merjeburg- Wendelftein verjegt. 

Nach der Penfionirung des Forfimeifters Harmes zu Walsrode, Brov. Haunove 





mar: 


Die Forftmeifter Erd I zu Rotenburg ımb Erd II zu Uslar, Prov. Hannover, 
verlegen ihren Wohnſitz nad Hannover und treten zugleich als technifche 


Der Zorftmeiiter v. Blumen if von Merfeburg anf die TForftmeifterfielle Pots- 
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iſt die Forſt⸗Inſpektion Hankensbüttel aufgelöſt und find die dazu gehörigen 
Dberförftereien dergeftalt vertheilt worden, daß nunmehr umfaffen: 

a) der Forſtmeiſterbezirk Hannover-Bifhorn (Forſtmeiſter Auhagen) die 
7 Scherförftereien Fallersleben, Druffelbed, Uetze, Helmerkamp, Knefebed, 
Emmen und Hagen, 

b) der Forſtmeiſterbezirk Hannover⸗Eſchede (Forſtmeiſter Ludewig) die 6 
Oberförftereien Fuhrberg, Miele, Dalle, Schafftall, Yallingboftel und 
Walsrode, 

c) der Forſtmeiſter⸗Bezirk Hannover⸗Göhrde (Forſtmeiſter Dudftein) die 
6 Oberförftereien Siemen, Zienit, Röthen, Bevenfen, Earrenzien und 
Bleckede, 

d) der Forſtmeifterbezirk Hannover⸗Lüneburg (Forſtmeiſter Barkhauſen) 
die 7 Oberförſtereien Ebstorf, Rehrhof, Garlstorf, Scharnebeck Habichts- 
horſt, Varendorf und Roſengarten. 

Verſetzt find ferner: 


Der Oberfürfter Seehufen von Neu-Sternberg nad) Hartigswalde, und 


„ Kennemann von Hartigswalde nach Neu-Sternberg, Reg.⸗Bez. 
Königsberg, 
„ Ide von Daun, Reg.-Bez. Trier, nach Efcherode, Pro. Hannover, 
n Dftendorff von Schweinig auf die Oberförfterfielle Schermde 
zu Ofchersieben, Reg.Bez. Magdeburg, 
" Fritſche von Duderfiadt auf die Oberförfterfielle Schafftall 
zu Eſchede, Pr. Hannover, 
" Euler von Wallenftein nach Hofgeismar, Req.Bez. Caflel, 
" Habenicht von Obernkirchen, Reg.-Bez. Minden, nach Worbis, 
Neg.-Bez. Erfurt, 
Ebeling von Georgsplatz nach Peine, Prov. Hannover, 
Hammer von Rofengrund, Neg.:Bez. Bromberg, nach Burgſtall, 
Reg.Bez. Magdeburg, 

Revierförſter Lohff if von Nygaard, Oberförſterei Sonderburg, Reg.⸗Bez 
Schleswig, auf die Revierförſterſtelle Naumburg, Oberförſterei Sand, 
Reg.⸗Bez. Caflel, und der Revierförſter Deihmann von Naumburg nad) 
Nygaard veriekt. 

Dherförfter Behrenjfen von Wilhelmsbruch, Reg.Bez. Gumbinnen, nad 
Magdeburgerforth, Reg. Bez. Magdeburg, und der Oberförfter Koch von 
Druffelbeck, Prov. Hannover, nah Wilhelmsbruch. 

Dberförfter-v. Schrader von Clötze, Reg.Bez. Magdeburg, nach Walsrode, 
Prov. Hannover. 

fiir die Oberförfterei Kemel, Reg-Bez. Wiesbaden, bdefignirte Oberförfter 
NR ofentranz zu Northeim ift auf die Oberförfterfielle Harjefeld, Prov. 
Hannover verjeßt. 

Dberförfter Krüger von Böddecken, Reg.⸗Bez. Minden, auf die Oberförfter- 
ftelle Kupp-Sitd zu Kupp, Reg.-Bez. Oppeln. 

Dberförfer Andrée von Branboberndorf nad Ufingen im Neg.-Bez. 
Wiesbaden. 


A 3 heilen der Oberförftereien Eifenbrüd und Banderbrüd, Reg.⸗Bez. Marien- 


werber, ift die Oberförfterei Pflaftermühle nem gebildet und dieſe dem 
Oberförfter Ruten übertragen worden. 
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Oberförfter des Reviers Kirchwalſede, Prov. Hannover, ift das "bisherige 
orftmeifter-Etabliffement zu Rotenburg als Dienſtwohnung übermwiefen und 
‚m genannten Reviere der Name „Oberförfterei Rotenburg“ beigelegt 
orden. 
derwalter bes Reviers Langenſelbold, Reg.-Bez. Caſſel, Oberförſter v. Wrede, 
geſtattet worden, feinen Wohnſitz vorläufig in Gellnhauſen zu nehmen. 
fie dem Förfter des Schußbezivts Torgelom I in der Oberförfterei Torgelom, 
eg. Bez. Stettin, neu erbauten Dienftetabliffjement und dem Schutzbezirle 
Ibft iſt der Name Spechtberg beigelegt worden. 
'berförfler Walper von Schmalfalden nach Heringen, Reg.-Bez. Caffel, und 
dberförfter Geife von Heringen nad; Schmalfafden verfegt. 

genehmigt worden, daß im Meg.-Bez. Caffel die Schubbezirke 
‚ababurg von der Oberförfterei Bederhagen zur Oberförfterei Hombrefien, 
Jeißehütte IT Norb " » ” ” Gottsbüren, 
ingenthal " Hofgeismar „ ” Garlöhafen 
legt und folgende Schutzbezirke neu gegründet werden; 
iegefpütte in ber Oberförfterei Bederhagen, 

edehagn In nn ” 

ottäblren „ » ” Carlshafen. 
rorſtmeiſterſtelle Hannover» Münden iſt dem Forſtmeiſter Münter zu 
remervörde übertragen; der bisherige Forſtmeiſterbezirt Bremervörde mit 
am Bezirk Rotenburg zu bem orftmeifterbezirfe Hanuover · Stade vereinigt 
id diefer dem Forſtmeiſter Erd I zu Hannover verliehen worden. 
orftmeifterftelle Hannover-Northeim iſt — nad) Abzweigung der dem Forf« 
eifterbezirte Hannover-Münden !zugetheilten Oberförfterel Groß · Lengden — 
‚m Forftmeifter Wallmann zu Hannover-Broßnde fberwielen worden. 
orſt · Inſpektionen Rauterberg und Clansthal in der Prob. Hannover find 
m Direktiongbezirle des Forſtdirektors Burkhardt abgenommen und 
m Direktionsbezirle des Oberforftmeifter# Donner zugelegt worben. 
eförbert reſp. verfegt unter Beilegung eines höheren Amts. 

Charakters. 

forfimeifter Trammit III zu Potsdam ift zum Oberforfimeifter befördert 
nd der Regierung zu Düffeldorf als Oberforfibeamter überwiefen worden 
torfmeiftern 
zie ſe zu Gumbinnen, 

oullon dal, 

ernbardt zu Neufiadt-Ebm., . 
ranfe zu Pofen, 

Düder zu Stettin, 

eride zu Gnmbinnen, 

edmann zu Königsberg 1. Pr., 

Ernf zu Oppeln, 
ın der Deden zu Breslau, 
apfer zu Gumbinnen, 

chultz zu Minden, 

obiling zu Aachen 

der Rang der Regierungsräthe verliehen worden. 
Berwalter der Oberförfterei Lonau, Oberförfter Meyer zu Herzberg, V 
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Hammover ift bie Forftmeifterfiele Trier ⸗Morbach interimiſtiſch 
worben. 

Dem Operförfter Hartig zu Oberfier, Reg.-Bez. Cöslin, deögl. bie { 
Stelle Eoblenz-Eifel. 

Dem Oberförfter v. Rujama zu Hoyerswerda, Reg.-Bez. Liegnitz, 
Forſtmeiſterſtelle Merfeburg-Düben umd 

Dem Oberförfler von dem Borne zu Neuhaus, Reg.-Bez. Frankfun 
meifterftelle Hannover · Grohnde. 

F. Zu Oberförſtern wurden definitiv ernannt: 

Die Oberförfter-Randidaten: 

dv. Schlebrügge, Prem.Lieut. im Weit. elbj.- Corps als Ob 
Schweinig, Reg.-Bez. Magdeburg, 

d. Schrader, Oberförfter zu Elöge in demſelben Reg.-Bez. (f. oben 

Büttger, Oberförfter für Sievershauſen mit dem Wohnfige zu D 
Hannover, 

Meyer, Zit.-Mevierförfter zu Haſenwinkel bei Heinhaufen, Obi 
Dupderftabt, Provinz Hannover, 

Behomwsti, Oberförſter zu Mirau, Reg.-Bez. Bromberg, 

Zelle, n » Schmiebefeld, „ Erfurt, 

Urff, ” m Dbernlichhen, „ linden, 

Kahle, Hülfsarbeiter bei der Finanz ⸗Direktion zu Hannover, Ob 
Georgsplag, Prod. Hannover, 

GranHoff, Set.Lient. im Reit. Feldj.-Corps, Oberförfler für Ton 
berg, Brov. Hannover, 

Langius-Beninga, Oberförfer zu Fallingboſtel, Prov. Hannover, 

Müller, desgl. zu Schoning ” m 

Boy, Prem.-Lieut. im Reit. Feldi.-Eorps, Oberförfter zu Rofengrund 
Bromberg, 

Hing, Oberförfter zu Salmänfter, Reg.Bez. Caſſel, 

Kutzen, „Pflaſtermühle, Marienwerber, 


Horn, „ „ Dfonin, „ Danzig, 

Gerde, ” n NRitolaiten, ” Gumbinnen, 

Tonfantin, Häffsarbeiter im Finanz-Minifterkum, zum Oberförfter i 
Reg- Bez. Frankfurt, 


dv. Mengerjjen II, zum Oberförfter in Hafte, Neg.-Bez. Minden, 

Beylanb, Hülfsarbeiter bei der Regierung zu GCaffel, zum Obi 
Wallenſtein, Neg.-Bez. Caffel, 

Wißmann, zum Oberförfter in Böbdeden, Reg.-Bez. Minden, 

dv. Eforff, Hllfsarbeiter bei der Megierung zu Stralfund, zum DE 
Oberfier, Reg.-Bez. Coͤslin, 

Aloer, Set.Lieut. im Reit. Feldj.Corps, zum Oberförfter in Hı 
Neg.-Bez. Liegnitz, 

Kraft, int. Revierförfter zu Jankowitz, Reg ⸗Bez. Oppeln, mit Bo 
Ausfertigung der Beſtallung und Feſtſtellung ber Anciennetät def. 
förfter in Daun, Reg..Bez. Trier, 

dv. „tfinzner, Reg. und Forfi-Meferendar und Hllfgarbeiter bei der 
m Liegnig, mit Vorbehalt pp. def. zum Oberförfter in Colbitz 
Magdeburg, 
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Bender, mit Vorbehalt pp. zum Oberförſter in Brandoberndorf, Neg-Bg. 
Wiesbaden. 
G. Zu interimiftifgen Reviervermaltern wurden berufen: 
Die Oberförfter-Ganbibaten: 

v. Hövel, zur Oberförfterei Elöge, Reg.-Bez. Magdeburg (f. oben D), 

Evers, Hülfsarbeiter bei der Regierung zu Königsberg, zur Oberförfterei Pfeil 
in Neubolland, Neg.-Bez. Königsberg, 

Mehlburger, zur Oberförfterei Druffelbed, Prov. Hannover. 

H. Zu Hülfsarbeitern bei der Eentral-Forfiverwaltung und bei 
den Regierungen wurden berufen: 

Der Hiilfsarbeiter bei der Regierung in Arnsberg, Oberf.Kand. Heffe, zur 
Finanz-Direltion in Hannover, 

Seefeldt, Oberf.-Kand. und bisher Hülfarbeiter im Finanz Dlinifterio, zur 
Regierung in Königsberg, 

Eufig, Oberf.:Kand., zur Regierung in Arnsberg, 


Giewert, n » . „ Stralfund, 

v. Bornfiedt, „ " " „ Schleswig, 

vd. Küblewein, „ n „ „ Liegnig, 

Eyier, n „ Königl. Hoffammer in Berlin, 

Grüneberg, u „  Megierung in Gaflel an Stelle des beurlanbten 


Oberförfter- Rand. Ulrici. 
J. Zu Revierförftern wurden definitid ernannt: 

Förſter Stollfuß zu Strasburg, Oberförfterei Gollub, Reg.⸗Bez. Marienwerber, 

Hegemeifter Lohſe zu Havemarf, Oberförfterei Altenplatho, Neg.-Bez. Magdeburg, 
" Wohlfromm zu Kinten, Oberförſterei Klooſchen, Reg.» Be. 
Königsberg, 

Förſter Schirrmann zu Lüpzow, Oberförfterei Warnow, Reg.-Bez. Stettin. 

K. Als interimififhe Revierförfter wurden berufen: 

Förſter Wolff zu Raboldshaufen, Oberförfterei Nauenftein, Neg.-Bez. Caffel, 
interimiftifcher Nevierförfter zu Jankowitz, Oberförfterei Nybnid, Neg.-Bez 
Oppeln, 

&örher Piller zu Knechtfiedten, Oberförfterei Gerresheim, Neg.Bez. Düſſeldorf, 
int. Nevierförfter zu Nievenheim in derj. Oberförfterei, 

Oberf.Kand. Schüller, int. Mevierförfter flir Hundeshagen, O:berförfterei Hirte, 
Reg.⸗Bez. Bojen. 

L. Zum wirklichen Hegemeifter wırde ernannt: 
Förfler Frömming zu Koften, Oberförfterei Rautenburg, Reg.-Bez. Marienwerber. 
M. Den Charakter als Königlihe Hegemeifter haben erhalten: 
Förſter Werner zu Mellerode' Oberförfterei Wellerode, Reg.⸗Bez, Kaffel, 


n„ Stein „ Haaren, „ Böddeden, " Deinden, 
n 305 „ Buchhorſt, " Stolp, " göslin, 
„Mietzſchel Fuchsberg, Panten, Liegnitz, 
„Hibſch zu Coritten, Lagow, „ Frankfurt, 


nad) 5Ojähriger Dienftzeit. 
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Föſter Irle zu Biedenkopf, Oberförſt. Katzenbach, Rg.⸗Bz. Wiesbaden, 3 
„ Bogel, Plietnig, n Blietnig, „ Marienwerbder, \ 
„ Thielmannzu Fleisbach, Driedorf, » Wiesbaden, 2 = 
n Engel zu Neubaus, Sohenbrüd, „ Stettin, + Im 


45. 
Ordens-Berleihungen 
on Forft- und Iagd-Beamte vom 1. Iuni bis 15. Oktober 1875*). 
(Im Anſchluß an ben gleihnamigen Art. 5 biefes Bandes, Seite 267.) 
Bon Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige iſt Allergnädigft verliehen 
worben: 
A. Der rothe Adlerorden dritter Klafjfe mit der Schleife:, 
Dem Oberforfimeifter v. Kleift zu Oppeln, 
„Forſtmeiſter Wißmann zu Bovenden, Prov. Hannover, 
» Rol. Dänifchen Hof-Fägermeilter v. Mesmer-Saldern auf Anmenbof, 
Kreis Rendsburg. 
B. Der rothe Adler-Orden vierter Klafje mit der Zahl 50 
Dem Oberförfter Bogelgejang zu Bifchofrode, Neg.-Bez. Merjeburg. 
C. Der rothe Adler-Drden vierter Klaffe: 
Dem Forſtmeiſter König zu Zrittan, Reg.⸗Bez. Schleswig, 
n Harmes zu Walsrode, Prov. Haunoper, 
Dberförfter Lange zu Sievershauſen " „ 
„ Barteldes zu Harſefeld, „ „ 
„ v. Bannewik zu Banten, Reg. Bez. Liegnitz, 
Pr n v. Bannwig zu Kath.-Hammer, Reg.-Bez. Breslau. 
D. Der Königlihe Kronen- Orden dritter Klajfe mit der Zahl 50. 
Dem Oberförfter Richter zu Stepenig, Reg.-Bez. Stettin. 
E. Der Königliche Kronen-Orden dritter Klaffe: 
Dem Forſtmeiſter Arndt zu Trier, 
„ LOOberförfter Reigenftein zu Colbig, Reg.Bez. Magdeburg. 
F. Der Königlihe Kronen-DOrden vierter Klaffe: 
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Dem Oberförſter Wundram zu Eſchede, Prov. Hannover, E 
Revierförſter Koch zu Nievenheim, Oberförfterei Gerresheim, Reg. Bez. 3 
Düffelborf, 7 
„GHegemeiſter Lewin zujBahrenbruch Oberförfterei Friedrichswalde, Reg.Bez. 
Stettin, 8 
„SGSegemeiſter Möbus zu Meufello, Oberförfterei Thiergarten, Reg.Bez. 
Merſeburg, 


Forſtkaſſen⸗Rendanten Scheer zu Eatrinigleiten, Reg.-Bez. Gumbinnen, 
Hegemeifter Hinge zu Kobenbady, Oberförfterei und Reg.-Bez. Trier. 


*) Die Ehargen und Wohndrter ber * Drbenhempfänger find angegeben, wie fie zur Zeit 
®erleidungen waren. 
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G. Das Allgemeine Ehrenzeichen mit der Zahl 50: 
Dem Förſter Müller zu Rumpinſee, Oberförſterei Lubiathfließ, Reg⸗Bez. 
Frankfurt. 
H. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 
Dem Förſter a. D. Kayfer zu Nemathe, Reg.-Bez. Potsdam, 
„ Hegemeifer Bartſch zu Briesnitz, Kreis Sagan, 
„ Fäörſter Wenthe zu Wennelamp, Oberförfterei Rumbeck, Reg⸗Bez. Minden, 
„ „Landeck zu Nidelsborf, n Leipen, Reg.⸗Bez. Königsberg, 
” „Deichgräber zu Gräfendorf, Oberfürfterei Sigenrode, Reg.-Be. 
Merjeburg, 
„ »  sKieferling zu Weißenſee, Oberförfterei Stronnau, Reg.Bez. 
Bromberg. 
J. Anderweitige Auszeichnungen: 
3 Bon Sr. Ercellenz dem Herrn Yinanz-Minifter find in Anerkennung 
Es lobenswerther Dienfiführung Ehren-Bortep&es verliehen worben: 
B- Den Förſtern: 
8 Goebel zu Hambach, Oberförſterei Hambach, 
Janſen, „Steinfeld, Reifferſcheid, 





| Neg.-Bez. Aachen, 


J Dem Revierförſter Biefjelmann zu Wenſe, Oberforſterei Fallingböſtel, Prov. 

J Hannover. 

— Den Förftern: 

ar Nott zu Nonnenbuſch, Oberförfterei Zobten, 

Sader „Hochwald, ” Zedlitz, 

J Purrmann „Rogelwitz, „ Scheidelwitz, Reg· veꝛ 
J Förſter Strachtaie,, Zesdlis— Oresten. 

Br Brettfchneider „Bachwitz, n Windiſchmarchwitz, 

Romeick „ Snopten, „ Kobannishurg, | 
* Bredull „ Simode, „ Weſzkallen, | 
. Node „ Griedlaufen " Königswald, — 
Magnus „ Szarbehlen, „ Antſchwenten, bimen. 
= Mertind „ Stirmith, „ Ibenhorſt, 
En Spalding „Jegliak, Kullit, 
—* Egidy „Lindenberg, „Lindenberg, Reg.⸗Bez. Marienwerder, | 
Pre Dem Hegemeifter Buchwald zu Kutichlau, Oberföriterei Altenhof, | 
e. Den örftern: | 
5 Arndt zu Waldkranz, Oberförfterei Ecſtelle, Neg.Beʒ | 
3 Steindel, Brieſen, F n Poſen. 
3 Butt „Landsort, „ Ludwigsberg, 
Krüger „ SHegewalb, „ Zirke. 





Organiſation. Dienft-Anftructionen. 
46. 


Uniform der Forfibeamten bei Hofjagden. 


Circular⸗Verfügung des Finanz-Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen (erel. 
ber zu Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz-Direftion zu Hannover. 
Berlin, den 30. December 1875. 
In dem Uniforms-Reglement für die Königlih Preußifchen Forfibeamten 
bom Jahre 1868*) ift flir die Walduniform vorgefchrieben, daß bei Hofjagden 
die Beinkleider ftet8 über die Stiefel zu tragen find. In Abänderung dieſer 
Beſtimmung haben Se. Majeftät durch Allerhöchſte Kabinet3-Ordre vom 18. d8. 
Ms. zu befehlen geruht, daß in Zukunft die Königlichen Yorfl- und Jagdbeamten 
zu ben Hofjagden in Knieftiefeln über tie Beinkleider zu erfcheinen haben. 
Der Königlichen Regierung wird aufgegeben, diefe Allerhöchſte Beſtimmung 
den ihr unterftellten Forſtbeamten befannt zu machen. 
Der Yinanz-Minifter. 
% A.: v. Hagen. 


Berwaltungs- und Ehusperjonal. Gehalte, Emolumente 
und Penflonirungen. 
47. 


Andermweite Feffehung der Kemuneration der Dergeanten des 
Jäger-Corps während des 7. ımd 8, Monats ihrer Beurlaubung 
zum Forſtſchutzdienſte. 


Circular⸗Verfügung des Finanz-Minifters an ſämmtliche Köntgl. Regierungen (excl. 
Sigmaringen) und an die Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 22. April 1876. 


Nachdem durch den Erlaß des Herrn Kriegs Miniſters dom 31. Mat 1874 
(Armee-Berordnungsblatt pro 1874, Seite 130) die bisherige Eintheilung ber 
Sergeanten in zwei Mlaffen fortgefallen ift, bedarf es einer anderweiten Feſt⸗ 
fegung der Remuneration derjenigen zur Dienftleiftung bei der Forſtverwaltung 
beurlaubten Sergeanten des Jäger-Corps, melden ausnahmsmeije die Fortſetzung 
t Forftdienftes noch während des 7. ev. 8. Monats ihrer Beurlaubung zum 
: Nichusdienfte geftattet wird. 

Ich ermäcdhtige daher die Königliche Regierung vom nächſten Jahre ab den 
€  :geanten des Jäger-Corps vom Beginn des 7. Monat$ ab, eine diätarifche 
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wuneration von 1 M. 70 Pf. pro Tag zu gewähren an Stelle der durch die 
ular-Berfigung vom 17. Februar 1874*) beftiimmten beiden Säge. 
Gleichzeitig wird in ben oben bezeichneten Fällen von dem vorgenannten 
puntte ab die Remuneration . 

für einen Seldwebel auf 2 M. 30 Pf. und für einen Bice-Felb- 

webel auf 1 M. 80 Pf. pro Tag 
durch fegefegt. 

Der Finanz-Minifter. 
Im Auftrage: don Hagen. 


48. 
(bänderung der 88 38 und 39 Abf. 1 des Regulativs über 
sbildung, Prüfung und Anftellung für die unteren Stellen 
Forftdienftes etc. vom 3. Jannar 1873, betr. die Verpflichtung 
zur Tägerklaffe A. II, nach dreijähriger Militärdienftzeit. 
GireularVerfügung des Finanz Minifters an ſämmtliche Königlife Regierungen 
und an bie Königliche Finanz-Direktion zu Dannover. 


Berlin, den 10. Juni 1876. 
Es hat fi das Bedürfniß ergeben, die $$ 38 und 39 Abſatz 1 des Regu- 
» vom 8. Jannar 1873**) durch die umftehende Verordnung vom 18. Mai 
3. dahin zu ändern, daß die in die Jägerllaſſe A II aufzunehmenden Jäger 
an nad Ablauf einer dreijährigen Dienftzeit zum weiteren Dienfte auf Er- 
bung einer befchränften Forſtauſtellungsberechtigung fid verpflichten und dem- 
A fon ein Jahr früher als bisher zur Aushüffe beim Forſiſchutze mittel 
veifer Beurlaubung verwendet werden können. 
Fir die Forfiverwaltung erwächſt hierdurch der Vortheil, daß bie Zahl der» 
jen Jäger, welche zur Berftärkung des Forſtſchutzes in den Wintermonaten 
wieſen werden fann, dem Bebürfniffe entſprechend, ſich vermehrt. 
@s folgen hierbei . „ Druderemplare der betreffenden Abänderung, welche fo 
richtet find, daß fie in dem Regulative an der gehörigen Stelle übergekfeht 
ven können. 
Diefe Eremplare find an die Oberförfter zu dem gebachten Behufe zu ver- 
en. Außerdem ift die abändernde Beftimmung durch das Amtsblatt zu 
iciren, 
Der Finanz-Minifter. 
I U: von Hagen. 


[3 
An Stelle der S$ 38 und 39, Abſatz 1 des Regulativs über Ausbildun 
fung und Anftellung für die unteren Stellen des Forfidienftes vom 8. Je 
} treten die folgenden Beftimmungen: 





‘9 ©. Jahıd. Bd. VIL Eeite 4 Art. S. 
I &. Japıb. ©b. VI. Seite 96. Art. 59. 
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8 38. Diejenigen Jäger, welche die Fäger-Prüfung zwar beftanden und 
den Lehrbrief erhalten haben (8 9-12) aber unter die Zahl der zum Erbienen 
einer unbeſchränkten Forftanftellungs-Berechtigung zuzulaffenden Jäger nach den 
Veftfegungen des $ 13 nicht mehr haben aufgenommen werben fönnen, dürfen 
nach dreijähriger, tadelfrei abfolvirter Dienftzeit zum Dienfte auf Ermwerbung 
einer beſchränkten Yorftanftelungsberehtigung zugelaffen werden. 

$ 39. Dieſe Jäger werden, fofern fie darum nachſuchen, nah Ablauf der 
dreijährigen Dienftzeit mittelft einer Berpflihtungs-Berhandlung nach dem Schema 
K dahin verpflichtet, ſich innerhalb ihrer allgemeinen geſetzlichen 12jährigen 
ſummariſchen Dienftverpflichtung im ftehenden Heere und ber Meferve des Jäger⸗ 
kexps auf 10 Jahre allen für die Neferve-Klaffe A. I beftehenden Berpflichtun- 
gen, wit Ausnahme derjenigen unterwerfen zu wollen, welche in den 88 0-24 
vorgeſchrieben find und bie Jägerklaſſe A I ausfchlieglich betreffen. 

Dadurch werben fie in die Jägerklaſſe A II aufgenommen. 

Berlin, den 18. Mai 1876. 


Der Finanz Miniſter. Der Kriegs⸗Miniſter. 
gez. Camphauſen. v. Kameke. 


Diäten und Reiſekoſten. 
49. 


Gebühren der Forſtbeamten in gerichtlichen Unterſuchungsſachen. 


Circular⸗Verfügung des Finanz⸗ Miniſters an ſaͤmmtliche Königliche Regierungen und 
an bie Königliche Finanz⸗Direction zu Hannover. 


Berlin, den 5. Januar 1876. 

Der Königlichen Regierung eröffne ich hierdurch, daß nach einer mit dem 
Herren Juftizminifter getroffenen Vereinbarung, vom 1. d8. M. ab auch die Kö— 
niglichen Forftbeamten diejenigen Gebühren, welche den in gerichtlichen Angele- 
genheiten als Zeugen oder Sadverftändige zu vernehmenden Verfonen durch das 
Seje vom 1. Juli v. J. (Gei.-Samml. Jahrg. 1875 pag. 545 u. f.) (a) be- 
willigt ſiad, zu erhalten und die Zahlung derfelben aus dem Fonds der Juſtiz⸗ 
Berwaltung zu gewärtigen haben, gleihviel ob fie zu ihrer VBernehmung vom 
Gerichte vorgeladen oder durch ihre Dienftbehörde nah Maßgabe des 8 30 des 
Geſetzes vom 2. Juni 1852 (Geſ.Samml. Jahrg. 1852 pag. 305 u. f*) fiftirt 
worden find. 

Es erledigen fi) dadurch die Zahlungen, welche bisher in Fällen der lebte- 
ven Art in Berfolg meiner Berfligung vom 4. Januar 1871** aus den Fonds 
Ir Forfiverwaltung zu leiften waren, dahin, daß fievom 1. d. M. ab fortfallen, 
i :n betreffenden Forftbeamten dagegen liberlaffen bleibt, bei dem Gerichte bie 








») &. Forſt⸗ unb Jagblalender III. Jahrg. ©. 39 Art. 11. 
“e) ©. Jahrbuch Banb IV ©. 18 Art. 6. 
26° 
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ihnen nach dem Geſetze von 1. Juli v. J. zukommenden Gebühren nach Maß- 
gabe der darüber in demſelben gegebenen Beſtimmangen ins beſoudere unter Be- 
rüdfihtigung der in deffen $ 14 enthaltenen Vorſchrift zu Tiquidiren. 

Der Herr Jufliz⸗Miniſter hat dieferhalb an die Gerichts-Bebörden die durch 
das Yultiz.Minifterial-Blatt, Jahrgang 1875 pag. 272 publicirte allgemeine Ber- 
fligung vom 16. v. M. (b) erlaffen. 

Indem ih anliegend .. Drud-Eremplare derfelben der Königlichen Regie: 
rung zu ihrem Gebrauche refp. zur Mittheilung an die Herren Oberforft- und 
Snipektions-Beamten, jowie an die Oberförfter Ihres Departements überſende, 
überlaffe ich e8 hr, darnach den betreffenden Forſtbeamten weitere geeignete An- 
weifung zu ertheilen. 


Der Yinanz-Minifter. 
Campbaujen. 


I 
Geſetz. betreffend die bebühren der Beugen und Sachverſtändigen 
in gerichtlidyen Angelegenheiten. Vom 1. Iuli 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages der Monardie, 
was folgt: | 

$ 1. Der in geridhtlien Angelegenheiten zu vernehmende Zeuge erhält eine 
Entfhädigung fiir die erforderliche Zeitverfäumniß im Betrage von zehn Pfen- 
nigen bis zu Einer Mark auf jede angefangene Stunde. 

Die Entfhädigung ift unter Berüdfihtigung des von dem Zeugen verfäumten 
Erwerbes zu bemefjen und für jeden Tag auf nicht mehr al zehn Stunden zu 
gewähren. 

Perfonen, welche durch gemeine Handarbeit, Handweiksarbeit oder geringe. 
ren Gewerbebetrieb ihren Unterhalt fuchen oder fih in gleichen Verhältniſſen mie 
folden Perfonen befinden, erhalten die nach dem geringften Saße zu bemeiffende 
Entihädigung auch dann, wenn die Berfäumniß eine® Ermwerbes nicht flattge- 
funden bat. 

8 2. Der in gerichtlichen Angelegenheiten zugezogene Sachverſtändige er- 
hält für feine Leiftungen eine Vergütung nach Maßgabe der erforderlichen Zeit- 
verfäumnißg im Betrage bis zu zwei Mark auf jede angefangene Stunde. 

Die Vergütung ift unter Berlidfihtigung der Erwerbsverhältniffe des Sach⸗ 
verftäudigen zu bemeſſen und für jeden Tag auf nicht mehr als zehn Stunden 
zu gewähren. 

8 3. Auf Berlangen des Sachverſtändigen ift ihm flir Die aufgetragene Un- 
terfuhung und Begutachtung eine Vergütung nach dem gewöhnlichen Preiſe der- 
artiger Leiftungen und fir die außerdem ftattfindende Theilnahme an Terminen 
die in $ 2 beftimmte Vergütung zu gewähren. 

54 Als verfäumt gilt für den Zeugen oder Sachverftändigen auch die 
Zeit, während welcher er feine gewöhnliche Beſchäftigung nicht wieder aufn 
men kann. 

$5. Mußte der Zeuge oder Sachverſtäündige außerhalb feines Aufenthall 
ortes einen Weg bis zur&ntfernung von mehr als zwei Kilometern zurücklegen, 
ift ihm außer den nach 88 1-4 zu befiimmenden Beträgen eine Entſchädigm 
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für die Reife und für deu durch die Abweſenheit aus dem Aufenthaltsorte ver- 
urfachten Aufwand nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen zu gewähren. 

8 6. Soweit nad) den perjönlihen Verhältniſſen des Zeugen oder Sach— 
verftändigen, oder nach äußeren Umftänden die Benutung von Transportmitteln 
fie angemeflen zu erachten ift, find als NReife-Entichädigung die nach billigem 
Ermeflen in dem einzelnen Falle erforderlihen Koften zu gewähren. 

In anderen Fällen beträgt die Reiſe-Entſchädigung für jedes angefangene 
Kilometer des Hinweges und des Rückweges fünf Pfennige. 

8 7. Die Entihädigung für den durch Abweſenheit von dem Aufenthalts- 
orte verurſachten Aufwand ift nach den perfönlicden Berhältuiffen des Zeugen 
oder Sachverſtändigen zu bemeijen, jol jedoch den Betrag von fünf Mark fir 
jeden Tag, an welchem der Zeuge oder Sachverſtändige abmejend gemejen ift, 
und von drei Mark für jedes außerhalb genommene Nachtquartier nicht über: 
ſchreiten. 

$ 8. Mußte der Zeuge oder Sachverftändige innerhalb ſeines Aufenthalts⸗ 
ortes einen Weg bis zur Entfernung vou mehr als zwei Kilometern zurücklegen, 
fo ift ihm fir den ganzen zurücdgelegten Weg eine Reife-Entfhädigung nad) den 
Borfchriften des $ 6 zu gewähren. 

8 9. Konnte der Zeuge oder Sachverftändige den erforderlichen Weg ohne 
Benutzung von Transportmitteln nicht zuriidlegen, fo find die nach billigem Er- 
meffen erforderlichen Koften anch außer deu in den SS 5, 8 beftimmten Fällen 
zu gewähren. 

$ 10. Abgaben für die erforderliche Benutung eines Weges find in jedem 
Yale zu erftatten. 

$ 11. Bedarf der Zeuge wegen jugendlichen Alters oder wegen Gebrechen 
eines Begleiters, fo find die beftimmten Entfhädigungen für Beide zu ge- 
währen. 

$ 12. Someit für gewiffe Arten von Sacdperftändigen befondere Tarvor- 
ſchriften beftehen, fommen lediglich diefe VBorjchriften in Anwendung. 

Dolmetſcher erhalten Entihädigung als Sadverftändige nah den Bor- 
fhriften dieſes Gejetes, fofern nicht ihre Leiftungen zu den Pflichten eines von 
ihnen verfehenen Amtes gehören. 

$ 13. Iſt ein Sachverſtändiger ein fiir allemal vereidigt, jo kann die Ber- 
gütnng für die bei beftimmten Gerichten vorkommenden Geichäfte durch Ueber- 
einfommen beftimmt werden. 

$ 14. Die Entfhädignng der Zeugen und Sachverftändigen erfolgt nur 
auf Berlangen derjelben. Der Anſpruch erlifht, wenn das Berlangen binnen 
drei Monaten nad) Beendigung der Zuziehung oder Abgabe des Gutachtens bei 
der zuftändigen Behörde nicht angebracht wird. 

$ 15. Die beftehenden Borfchriften über das Verfahren bei Feſtſetzung der 
den Zeugen und Sachverfländigen zuftehenden Entihädigung und fiber die Ver- 
nfichtung der Staatskaſſe oder der Parteien zur Bezahlung diefer Entſchädigung 

iben in Kraft. 

8 16. In dem Geltungsbereiche der Verordnung über die Gebühren der 
gen und Sachverftändigen vom 29. März 1844 (Gejey-Samml. ©. 73) und 
ven Bezirken der Appellationsgerichte zu Kiel, Kaffel und Wiesbaden find die 
Brozeßparteien zuftehenden Reiſekoſten nach den Borjhriften der 55 5—11 
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zu bemefjen. Verſäumnißentſchädigung fteht den Parteien uur nad Maßgabe 
der bisher geltenden Borjchriften zu. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfäprift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 1. Juli 1875. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. Camphauſen. Gr. zu Enlenburg. Leonhardt. 
v. Kamele. 
b 


Allgemeine Verfügung vom 16. Dezember 1875, die Gebühren 
der Königl. Forſtſchutzbeamten in gerichtlichen Unterfucungs- 
Sachen betreffend. 


Den Gerichtsbehörden eröffne ich hierdurch, daß nach einer mit dem Herrn 
Finanz⸗Miniſter getroffenen Vereinbarung die Königl Forſtſchutzbeamten vom 
1. Januar 1876 ab für die Wahrnehmung fämmtliher Termine, welche in ge- 
richtlihen Unterfuchungsfadhen zu ihrer Vernehmung al8 Denunzianten, Zeugen 
oder Sadverftändige angefegt werden, gleihmäßig, auch wenn fie auf Grund 
des 8 30 des Geſetzes vom 2. Juni 1852 (Gef.-Samml. S. 305) durch ihre 
Dienftbehörde veranlaßt worden find, an dem betreffenden Tage in der Geridts- 
figung zu erfcheinen, die ihnen zufiehenden Gebühren aus den Gerichtsfonds ge- 
zahlt erhalten. Die beziiglichen, nad den Beftimmungen bes Gejehes vom 
1. Zult d. 3. (Gef.-Samml. S. 545) feflzufegenden Beträge find demnad ohne 
Unterfchied auf den Kriminalfonds anzuweifen. 

Demgemäß werden die allgemeinen Verfügungen vom 6. Dezember 1870 
Nr. 1 und vom 29. Dezember 1874 Nr. 2 hierdurch geändert. 

Berlin, den 16. Dezember 1875. 

a Der Juſtiz⸗Miniſter. Dr. Leonhardt. 
n 


ſämmtliche Gerichtsbehörden im Geltungsbereich des Gerichtskoften- 
Geſetzes vom 10. Mat 1851 bezw. der Verordnung vom 30. 
Auguft 1867, betreffend den Anſatz der Gerichtskoſten ıc. in 
Strafſachen. 


50. 
Diäten der Hülfsjäger bei Reifen zu den Forfigerichts-Terminen. 
Beicheid bes Finanz⸗Miniſters an eine Kgl. Regierung, abſchriftlich an die übrigen König 
Regierungen und bie Kgl. Finanz⸗Direction zu Hannover. 


Berlin, den 20. März 1876. 

In Ermwiderung auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 20. v. D 

erfiäre ih mich damit einverftanden, daß die Vorſchrift der Eircular-Berfügen 
vom 17. Februar 1874,*) 

nad welder Hülfsijäger flir die dafelbft erwähnten Reifen zwar d 


*) ©. Jahrb. Bd. VII ©. 4 Art. 5. 
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geſetzlichen Tagegelder zu erhalten, außerdem aber nicht für die Tage 
folder Reifen den ihnen für die Dauer der Beichäftigung bewilligten 
Diätenfag zu beziehen Haben, — 
nad) Maßgabe des Geſehes vom 1. Juli v. J. und der in Folge deffelben von 
dein Herrn Juſtiz ⸗ Miniſter und mir unterm 16. Dezember v. 38. reſp. 5. Januar 
d. 38. (1. den vor. Art) erfaffenen allgemeinen Verfügungen eine Aenderung 
dahin erleidet, 
daß nunmehr die dem Hilffsjägern bewilligten Beſchäftigungsdiäten 
ihnen aud) fir die Tage zu zahlen find, welche fie zu Reifen der oben 
gedachten Art zu verwenden haben. 
Die Königliche Regierung hat ſich Hiernach für die Zukunft zu richten. 
Der Finanz-Minifter. 
J. A.: v. Hagen. 


51. 
Verordnung, betreffend die Tagegelder und die Reifekoften der 
Stantsbeamten. 


Bom 15, April 1876. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 
verorbnen, auf Grund des Artikels II des Geſetzes vom 23. Juni 1875 (Gefeg- 
Samml. ©. 370),*) was folgt: 

Urt. L Die 88 1,4, 6, 7 und 12 des Geſetzes vom 24. März 1873, be 
treffend die Tagegelber und die Reiſeloſten der Staatsbeamten (Gejeg-Samml. 
©. 122),"*) beziehentlich der Artifel I (88 1 und 4) bes Gefepes vom 28. Juni 
1875, betreffend eine Aenderung des Geſetzes vom 24. Mätz 1873  Gefeg-Samml. 
S. 370), werden, wie folgt, abgeändert. 

81. Die Staatsbeamten erhalten bei Dienftreifen Tagegelder nach den 
folgenden Sägen: 


L Altive Staatsminifler . . . ._. re DOM — BP 
U. Beamte der erften Rangllaffe . . . ... As. 
DI. Beamte ber zweiten und dritten Rangflafie . - 18 - — = 
IV. Beamte der vierten und fünften Rangflaffe - . 12» — = 


V. Beamte, welche nicht zu obigen Kaffen gehören, 
foweit fie bisher zu dem Diätenfage von 1 Thlr. 
20 Sgr. beziehungsweife 2 Thlr. berechtigt waren 9 =» — » 
VI Subalternbeamte der Provinzial, Kreiß- und Lo⸗ 
calbehörden und andere Beamte gleichen Ranges 6 » — ⸗ 
VO. Andere Beamte, welche rict zu den Unterbeamten 
zu zählen find... to onen 4» 50 » 
VL Unterbeamte . 2.2.0.0. ner 


*) 6. Art. 17 Geite 285 bief. Band. 
**) ©. Jahıb. Band VI. Art. 18.6. 17. 
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Ss 4 An Reifeloften, einſchließlich der Koſten der Gepäckbeförderung, er 

halten: 
I. bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenhahnen oder Dampfſchiffen gemacht werden 
können: 
1) die im $ 1 unter I und V bezeichneten Beamten für das Kilometer 
13 Bf. und für jeten Zu- und Abgang 3 M. 
Hat einer diefer Beamten einen Diener auf die Reife mitgenonmen, 
fo ann er für denfelben 7 Bf. fiir das Kilometer beanſpruchen, 
2) die im & 1 unter VI und VII genannten Beamten für das Kilometer 
10 Bf. und für jeden Zu- und Abgang 2 M. 
3) die im 8 1 unter VIII genannten Beamten flir dag Kilometer 7 Bf. 
und für jeden Zu: und Abgang 1 M.; 
11. bei Dienftreifen, melde nicht auf Dampfichiffen oder Eifenbahnen zurüd- 
gelegt werden können: 
1) die im $ 1 unter I bis IV genannten Beamten 60 Pf., 
2) die im $ 1 unter V u. VI genannten Beamten 40 Pf., 
3) die im $ 1 unter VIlu. VIII genannten Beamten 30 Pf., 
für das Kilometer. 

Haben ermeislich höhere Reiſekoſten als die unter I und II feftgefeßten auf- 
gervendet merden miiſſen, jo werden dieje erflattet. 

86. Fuür Geſchäfte am Wohnorte des Beamten werden weder Zagegelder 
noch Neifeloften gezahlt; daffelbe gilt von Geichäften außerhalb des Wohnorts 
in geringerer Entfernung als 2 Kilometer von demſelben. War der Beamte 
durch außergewöhnliche Umftände genöthigt, fih eines Fuhrwerks zu bedienen, 
oder waren fonftige nothwendipe Unkoſten, wie Brüden- oder Fährgeld aufzu- 
wenden, fo find die Auslagen zu erftatten. 

Fiir einzelne Ortſchaften kann durch den VBerwaltungschef in Gemeinjchaft 
mit dem Finanz: Dlinifter beftimmmt werden, daß den Beamten bei den außerhalb 
des Dienftgebäudes vorzunehmenden Gefchäften die verauslagten Fuhrkoſten zu 
erftatten find. 

8 7. Bei Berechnung der Entfernungen wird jedes angefangene Kilometet 
fir ein volles Kilometer gerechnet. 

Bei Reifen von nicht weniger als 2 Kilometer, aber unter 8 Kilometer, find 
die Fuhrkoſten fir 8 Kilometer zu gewähren. 

8 12. Die gefeglihen und Verwaltungsvorſchriften, welche für einzelne 
Dienftzweige oder Dienftgefchäfte bezüglich der den Beamten aus der Staatskafle 
zu gewährenden Tagegelder und Reifeloften ergangen find, bleiben vorläufig iu 
Kraft. Eine Abänderung derfelben kann im Wege Königlicher Verordnung er- 
folgen. 

Die in den vorftehenden 88 1 und 4 beftimmten Säße dürfen jeboch nicht 
überschritten werden. 

Unter gleicher Beſchränkung kaun die Gewährung von Tagegeldern und 
Neifeloften für einzelne Dienftzweige oder Dienftgefhäfte auch fernerhin im Wege 
Königliher Verordnung befonders geregelt werben. 

Desgleiden können die Site von Zagegeldern und Reiſekoſten, welche 1 
in Angelegenheiten der direkten Staatsfteuern berufenen Kommiffiousmitgliedi 
und Abgeordneten zu gewähren find, in Wege der Königlichen Verordnung g 
ändert oder neu beftimmt werden. 
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Die Beflimmung in den vorſtehenden 88 6 und 7, wonach die Eutfen 
von 2 beziehungsweife 8 Kilometern für die Berechtigung auf Tagegelder 
Neifetoften, ſowie deren Berechnung maßgebend ift, findet auch anf bie ! 
mwähnten befonderen Borjchriften entfprechende Anwendung. 

Art. I. Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1876 in Kraft. 

Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrı 
Königlipen Fufiegel. 

Gegeben Berlin, den 15. April 1876. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. Eamphaufen. Graf zu Eulenburg. Leonh 
Salt. v. Kameke. Achenbach Friedenthal 


52. 
Tagegelder und Reifekoften der Beamten der Forftvermalti 
ircularsWerfügung des Sinang«Minifters an ſämmtl. Königl. Regierungen erel. Sigme 
und an bie Rönigl. Finang-Direction zu Hannover, 
Berlin, den 27. Mai 18 


Nach Maßgabe der Allerhöchſten Verordnung vom 15. April d. J., bett 
die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten (f. d. vor. Art.) find die i 
Circular-Berfügungen vom 6. Juni 1873*) und vom 4. Auguſt 1875*%) ı 
theilten Säge an Tagegeldern und Reifeloften der Beamten ber Forſtverwe 
vom 1. Mai d. I. ab dahin zu modifleiren, daß zu gewähren find: 


Isür gu⸗ 
un 9 


. [üßgang.. 


















1. den Oberforftmeiftern, den Di- 
tectoren ber Forſtalademien, den 
Forftmeiftern einſchließlich der drei, 
reſp. als alademiſche Lehrer und 
Bermalter von Lehrrevieren und als 
Dirigent der forfilichen Abtheilung 
des forſtlichen Verſuchsweſens zu 
Neukadt Ew. fungirenden Forft- 
meifter, ſowie ben Profefforen der 
"sflalademin . 2 22200. 














16. Jaheb. Ed. VI. ©. 21, Art. 18. 
) ©. Met. 18, ©. 395 dief. Ban. 





„\gür Bu Garant 
und , gand« 
Abgang. weg: 























2. den Oberförftern, Flößverwal⸗ 
tern, Torfverwaltern und dem Thier- 
garten-Berwalter zu Cleve, ven 
Oberförfter - Candidaten mit der 
durch die Gircular-Berfügung vom 
12. Mai 1873 bezeichneten Mobi- 
fifation bet längeren Kommifforien 
und bei Berwaltung von Nevier- 
förfterftellen, 

und dem Ehemiler zu Neuftadt-Em. 
3. den Revierförftern, den Alfiften- 
ten der chemiſchen Taboratorien bei 
den Forft-Alademien, dem akade⸗ 
mifchen Gärtner zu Münden und 
dem Sefretair der Forſt⸗Akademie 
zu Neuftabt- Eberswalde . . 
4. den Korftlandidaten, mit der 
dur die Eirkular-Berfügung vom 
12. Mai 1873 bezeichneten Modifi⸗ 
Tation bei längeren Commiſſorien, 
und den Hegemeiftern und Förſtern, 
fowie den Meiftern bei ſämmtlichen 
Nebenbetriebsanftalten. . . » 

5. den Forftauffehern, Huͤlfejägern 
und Waldwärtern, den Wärtern 
ber Nebenbetriebsanftalten, ſowie 
den Hausmeiftern und Pebdellen der 
Yorftafademien 


V IM. 13Pf.3 M. | 40 PR. 


vi EM. 10pf.ſ2 M. 40 Pr. 


VII 4. 00pf. 10 Pf|3 M. | 30 Pf. 


| 
| 
| 
vor | 8m | 


7Pf. IM. 30Ppf. 
Auf die Reiſen der Forſtbeamte zu den Gerichtsterminen, für welche die 


Beſtimmungen der Cirkular⸗Verfügung vom 5. Januar d. J. (f. Art. 50) in 
Kraft bleiben, finden diefe Säte keine Anwendung. 


Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: v. Hagen. 


Geſchäfts⸗, Kafien- und Rechnungsweſen. 
58. 
Verwendung non Hölzern für Aulturzwerkı 


ircular-Berfügung des Finanz: Miniſters an bie Königt. Finanz-Direction 
und zur glelfmägigen Ermägtigung an ſämimtl. Xgl, Regierungen (ercl. € 


Berlin, ben 18. Jaı 

Auf den Bericht vom 30. November pr. wird bie Königliche 
retion in Declaration der Befimmung im $ 25 ber Geſchäfts-An 
die Oberförfter vom 4. Jumi 1870*) ad B. b ermächtigt, die Zu 
Berwendung von für Kulturzwede erforderlichen Hölzern nicht von 
herigen fpeciellen Anweifung für jeden einzelnen Fall abhängig 
fondern durch generelle Berfügung auszufprechen, und die Genehm 
Holzabgaben nachträglich zu ertheilen, wenn bei Anfftellung des Kı 
NRothmwendigteit des Bedarfs an diefem Material nicht hat vorherge 


Können. 
Der Finanz-Minifter. 
Im Auftrage: v. Hagen. 


54. 
Aufftelluug der Liquidationen über die Koften des 2 
ſchädlicher Forſt · Inſecten. 


Gireular-Verfügung bes Finanz Miniſters an ſämmitliche Königl. Regieru 
Sigmaringen) unb an bie Rönigl. Finanz-Direction zu Hannove 
Berlin, den 27. Nover 
Durch die Eirkular-Berfügung vom 10. November 1840 
betreffend die Aufftellung der Fiquibationen über d 
Sammelns ſchädlicher Forftinfetten, 
iſt borgefchrieben, daß die Königliche Regierung dem Hauptberichte, 
dieſe Fiquidationen zur diesfeitigen Prüfung einzureichen find, Erl 
richte der Forſtmeiſter beifiigen fol, aus denen die Art und der Erſ 
geführten Infeltenvertilgungs-Mafregeln, bie Betheiligung der Fo 
dem Bertilgungsgefhäfte und was noch zu tun übrig bleibt, zu eı 
Diefe Borfrift wird night überall gleihmäßig ausgeführt, 
In einzelnen Bezirken beſcheinigen die Forftmeifter an Stell 
ıttenden Erläuterungsberichtes auf der Zufammenftellung der in 
sfterei während des Jahres erwachſenen Inſektenvertilgungskoſten 
t diefer Koften und ihre Betheiligung an dem Bertilgungsgeihäf 


*) 6. Jahrbud II BD. Seute 3, Art. a. 
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örtlicher Kontrolle“, in anderen Bezirken wird weder eine Befheinigung ausge- 
ftellt uocdh ein Erläuterungsbericht erftattet. 

Nach beiden Richtungen entipricht diefes Verfahren nicht der Abficht jener 
Vorſchrift. Diefe Abſicht geht nicht dahin, den Forſtmeiſtern die Ausftelung 
einer Nechnungsbefcheinigung aufzuerlegen, der von ihnen verlangte Erläute- 
rungsbericht joll vielmehr dazu dienen, der diesſeitigen Inſtanz einen Aubalt fir 
die Prüfung und Entſcheidung Über die angewandten und noch anzumendenben 
Bertilgungsmaßregeln 2c. zu gewähren. Gegenwärtig, wo die Forſtmeiſter faft 
durchgängig am Site der Königlichen Regierung wohnen, würde es umans- 
führbar fein, von ihnen die zu jener Beſcheinigung unerläßliche örtliche Kontrolle 
iiber jede, felbft gegen den verhältnigmäßig Fleinften Inſektenſchaden angewandte, 
Bertilgungsmaßregel zu verlangen. Auf der ander Seite fann auf die örtliche 
Betheiligung der Foritmerfter an dem Infeltenvertilgungsgefchäfte keineswegs 
verzichtet werden. Es muß beanfprucht werden, daß fie bei ihren gewöhnlichen 
Forftbereifungen von den gerade in Ausführung begriffene Bertilgungsmaßregelun 
Kenntniß nehmen und prifen, ob die angeordneten Mittel entiprechen und preis- 
wirdig ausgeflihrt werden, daß fie aber bei umfangreicheren Inſektenbeſchädi⸗ 
gungen, welche die Aufwendung umfaffender Maßnahmen und Koften erheifchen, 
fih bei der Leitung örtlich betheiligen, und daher zu diefem Zwecke auch befon- 
dere Nevierbereifungen ausführen. 

In Uebereinftimmung mit der Königlichen Ober-Rehnungs-Kammer be- 
fiimme id) demnach zur Herbeiführung eines gleihmäßigen Verfahrens bei der 
Berrechnung der Snfelten-Bertilgungstoften, daß weder die Zufammenftelungen 
diefer Koften, noch auf die einzelnen Lohnzettel Seitens der Forſtmeiſter zu be- 
ſcheinigen find, daß die Königliche Wegierung aber in den Berichten, mit denen 
Sie jene Zufammenftelungen mit den dazu gehörigen Rechnungsbelägen zur 
diesfeitinen Prüfung und Feſtſtellung einreicht, angiebt, welche Bertilgungsmaß- 
regeln die Forftmeifter örtlich controllirt und welche Wahrnehmungen über Zwed- 
mäßigfeit und Erfolg fie dabei gemacht Haben. 


Der Finanz⸗Miniſter. 
Im Auftrage: v. Hagen. 


56. 
Taxberechnung für meiblidyes Roth-, Damm- und Rehmild. 


Circular⸗Verfügung bes Finanz Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen 
ercl, ber zu Sigmaringen und an bie Königl. Sinanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 9. Januar 1876. 


Zur Behebung laut gewordener Zweifel wird hiermit beftimmt, daß I 
weiblihen Stüde des Roth- und Dammmwildes vom 1. Januar bis 15. Oltof 
bes auf ihre @eburt folgenden Jahres als Schmalthiere anzufpredden reip. 
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verrechnen find. Daffelbe gilt vom Rehwilde bezliglich des Anſprechens als 
Schmalrehe. 
Hiernach iſt vom laufenden Jahre ab zu verfahren. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Im Auftrage: v. Hagen. 


66. 


Anfertigung der Verwaltungsrechnungen in genauer Weberein- 
ſtimmung mit den eingereichten Final-Exrtracten. 


Circular⸗Verfügung des Finanz-Minifterums an fämmtlihe Königl. Regierungen, 
an bie Kol. Finanzadirection zu Hannover und an ben Kgl. Geh. Reg.⸗Rath Kühlenthat. 


Berlin, den 1. Yebrnar 1876. 


Nah den Beftimmungen ad 19—22 des unterm 17. März 1828 erlaffenen 
Regulativs wegen Hinftiger Einrichtung des Kaſſenweſens bilden die auf Grund 
der abgefchloffenen Kaffenbücher aufgeftellten Finalabſchlüſſe die Grundlagen der 
Jahresrechnungen, welche mit denjelben genau übereinftimmen miffen und es ift 
eine Aenderung derjelben wegen etwaiger Erinnerungen niemals zuläfftg, da die 
einmal abgeichloffenen Kaffenbiicher Leine Berichtigungen mehr aufnehmen dürfen, 
die etwa erforderlichen Berichtigungen vielmehr in den Büchern und Abjchlüffen 
des folgenden Jahres nachzumeifen find. 

Diefen Beftimmungen entgegen haben in einigen Special» und Verwaltungs- 
rehuungen der Domainen-Berwaltung pro 1873 mehrfache Abweichungen von 
ben hierher eingereichten Final⸗Extracten und den auf Grund derfelben nad) der 
Sircular-Berfügung vom 28. Juni 1862 II 7912 (fir die Provinzen Schleswig-Hol- 
fein, Hannover und Heſſen⸗Nafſau nach der Verfügung vom 6. Jannar 1869 II 16) 
aufgeftellten erläuternden Nachweifungen von den Einnahmen und Ausgaben der 
Domainen-Berwaltung pro 1873 ftattgefunden. Namentlih find Ausgaben in 
den Rechnungen unter anderen Titeln, als in den Ertracten nachgewieſen 
worden. 

Diefe Abweichungen haben der Königlichen Ober-Rechnungs-Kammer bei 
Beicheinigung der dem Landtage vorzulegenden allgemeinen Rechnung von der 
Domainenverwaltung pro 1873 zu längeren Bemerkungen Beranlaffung gegeben. 

In Zufunft müffen dergleichen Differenzen und die dadurch entftehenden 
unangenehmen Weiterungen unter allen Umftänden vermieden werben. 

Es ift daher ſtreng darauf zu halten, daß die Finalertracte der Domainen- 
Berwaltung künftig in genauer Uebereinſtimmung mit den abgefchlofienen, nicht 
mehr abznändernden Kaſſenbüchern der Regierungs-Hauptlaffe gefertigt und die 
vorgedachten erläuternden Nachmweifungen der Einnahmen und Ausgaben wiederum 
ü lebereinfimmung mit den Final-Ertracten aufgeftellt werben. 

Jede Domainen-, Special» und Verwaltungs⸗Rechnung, melde von dem 
ad nlertracte abweicht, ift der betreffenden Kaffe zur Berichtigung zurückzugeben. 

Ferner haben die Negierungs- und Bezirks⸗Hauptkaſſen in ihren Schlußbe- 
nz mungen die Einnahme- und Ausgabe-Refte der Beneral-Staats-Kaffe in ge- 
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nauer Uebereinſtimmurg mit den hierher eingereichten Finalextracten zu de⸗ 
clariren. 

In gleicher Weiſe iſt bei der Forſtverwaltung zu verfahren. Die vorbe⸗ 
merkte erläuternde Nachweiſung von den Einnahmen und Ausgaben der Do⸗ 
mainen-Bermwaltung, ſowie die nach der Circular-Berfügung vom 12. Februar 
1874 (II 1707) aufzuftellende Ueberfiht von den Refultaten der Domainen-Ber- 
äußerungen find fir das Rechnungsjahr 1875 fo fchleunig als möglich, einzu- 
reichen. 

Finanz⸗Miniſterium. Abtheilung für Domainen und Forſten. 

vd. Strang. 


67. 


Verrechnung der Stellenzulagen der Förfter md Waldwärter. 


Circular⸗Verfügung bes Finanz-Minifters an fämmtlihe Königl. Regierungen (ercl. 
Weſtphalen, Mheinprovinz und Sigmaringen) und an bie Königl. Finanz-Direction zu 
Haunover. 

Berlin, den 17. Mai 1876. 

Mit Bezug auf die, bei Zufertigung des neuen Normal- und Berjonal-Be- 
foldungs-Plans für die Förfter- und Waldwärter-Stellen, wegen Verrechnung 
der Stellenzulagen dieſer Beamten ertheilten Vorſchriften und nad Maßgabe bes 
Staatshaushaltsetats pro 1876, ıft in den Forſtgeldrechnungen vom laufenden 
Jahre ab dem Titel 11 des Kapitels 2 die Ueberfchrift: 

„Zu Stellen-Zulagen für Förfter und Waldwärter, jowie zur Haltung 
eines Dienftpferdes oder Annahme von Forſtſchutzhülfe für Föriter“ 

zu geben. Diefe Ueberjchrift des gedachten Ausgabe-Titels ift hinfort auch bei 
Aufftelung neuer Special-Forfigeldetats, mögen dieſe für den ganzen Bezirk 
oder fiir einzelne neu arrondirte Oberförftereien angefertigt werben, in Auwen⸗ 
dung zu bringen 

Die Beträge der in den jett noch gültigen Specialetat® aufgeflihrten 
Stellenzulagen für Förfter find bis zur Aufftellung neuer Specialetats in den 
Rechnungen unter Kap. 2 Zitel 3 in Sollausgabe-Abgang nachzuweiſen, mo 
gegen die neuen Stellenzulagen für Yörfter und Waldwärter mit ihrem vollen 
zahfbaren Betrage bis zur Etat8-Berichtigung nnter Kap. ® Zitel 11 in Soll- 
ausgabe-Zugang und Fft-Ausgabe kommen. 

Bezüglich der Stellenzulagen für Oberförfter wird in deren Verrechnung 
unter Tit. 2 Kap. 2 nicht3 geändert. 

Die Königliche Megierung wolle hiernach die Yorftlafien mit Anweiſung 


verjeben. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Am Auftrage: v. Hagen. 
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58. 


Andermeite Verrechnung der ertraordinairen Forſtſchu 


Gireular-Berfügung des Finanz Minifters an fümmtlice Königl. Regierung 
Sigmaringen) und an die Kgl, KinangeDirection zu Hannover. 


Berlin, den 2. Ju 

Zur Bereinfahung und befferen Ueberfichtlichfeit des Rechnunge 
befchloffen worden, die ertraordinairen Forſtſchutzkoſten, deren Verrechn 
Kap. 2 Zit. 30 des Etats der Forfivermaltung erfolgte, vom laufer 
ab bei Rap. 2 Tit 6, unter welchem bisher in ber Regel nur dir 
zationen für Forihüffsauffeher beziehungsweiſe ein Theil derfelben z: 
gabung gefommen find, mit verrechnen zu laffen, und dementſprechen 
Titel die Bezeichnung 

„zu Remunerirung von Forfthiilfsauffehern und zur zeitt 
Närkung des Forſtſchutes überfaupt‘ 
und bem Titel 30 die Bezeichnung 
„Stellvertretungs- und Umzugskoſten, Diäten und Reifefofl 
zu geben. 

Nachdem diefe Aenderung durch den geſetzlich feftgeftellten Staats 
Etat pro 1876 fanctionirt worden ift, wird die Königliche Regierung 
ſämmtliche Koften für Verſtärkung des Forſtſchutzes vom laufenden J 
Kap. 2 Tit. 6 verrechnen und ſoweit deren Verausgabung bereits b 
flattgefunden hat, bei letzterem Titel abjegen und auf jenen Titel 
Beiden Titeln auch bie gedachte veränderte ueberſchrift geben zu Taffen 
deſſen ift gleichzeitig eine entiprehende Erhöhung des Fonds Kap. 2 
folgt. Lebterer beträgt danad) für den dortigen Bermaltungsbezirt 
1876 ab nn Dark, BuhRäblig: .... ... 
welcher Betrag zur Sollausgabe zu ſtellen und auf den nächſten En 
Bermaltungsetat zu übernehmen if. 

Es wird erwartet, daß mit biefem erhöhten Betrage das Beblr 
und ein befriedigender Forſtſchutz erreicht wird, wenn die etatmäßie 
beamten, was mit Strenge gefordert werden muß, ihre beöfallfigen 
heiten gehörig erfüllen. 

Sollte gleichwohl ab und zu eine Ueberſchreitung jenes Fonds 
weislichen Notwendigkeit werden, fo ift vor ber Ueberjchreitung bes 
Genehmigung rechtzeitig nadhzufuchen und die Nothwendigkeit ausfüh 
gründen. 

Der am Jahresſchluſſe nicht zur Verwendung gelommene Betrag 
“ng zu ſtellen, da eine Uebertragung des Reftes in das nächſte Jah 

fig iR. 

Die Stellvertretungstoften file erkrankte und beurlaubte Beamte, 
ten ber Stellvertretung in fonftigen Abweſenheitsfällen der Forſtbe 
B. zu den Forfgerichts-Terminen, foweit hierbei eine Vertretung 
hwendig wird, find bei Rap. 2 Tit. 30 zu verrechnen. 
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Zuſatz an die Finanz-Direction zu Hannover: 
Die Vertheilung des obigen Fonds auf die Bezirks-Hauptkafſen zu Hanno⸗ 
ver, Lüneburg und Osnabrück bleibt der Königlichen Finanz-Direction über⸗ 
laffen. 





Der Yinanz-Miniiter. 
Im Auftrage: v. Hagen. 
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Etatsweſen und Statiftik. 


B9. 
Etat der Forfl-Verwaltung für das Jahr 1876. 
Einnahme. 

Tit. Marti 

1. Für Holz.................. 47,900,000 

2. Für Nebennugtungen . © 2 2 220 e nn en en. 8,630,000 

3. Aus dr Jadg..331,714 
4. Bon Torfgräberien . 2 20m en e 326,624 
: 5. Bon Flößereiennnn. en 36,882 
6. Bon Wiefen-Anlagen » > 2 22 ee nennen. 72,840 
Rn 7. Bon Brennholz Niederlagen - » > 2 2 nennen. 71535 
A 8. Bom Sägemühlen-Betriebe - - > = > = 22220. 588,000 
fe 9. Bon größeren Baumfhulen - - 2 2 2 222 28,030 
ER 10. Bom Thiergarten bei Ele. - - 2 2 22 en nn nn 14,34 
ER Summa Tit. 4 bis 10 1,138,295 
2 11. Berfchiedene andere Einnahmen?) . . een. 877,691 
bi: 12. Bon der Forſtakademie zu Neuftadt-Eherswalde ne 9,900 
er 13. Bon der Forftalademie zu Münden . . - 12,400 
J Summa Tit. 19. und 13 22,300 
| Summa der Einnahme 53,410,000 
q j Ausgabe. 


A. Dauernde Ausgaben. 
Koflen der Yerwaltung und des Betriebes. 


Bejoldungen. 
Tit. Dart. 
1. 30 Oberforftmeifter mit 4,200 Mark bis 6,000 Marl, im Durch⸗ 
hnitt 5,100 Mark; zu Dirigenten-Zulagen für dieſelben 
20,700 Darf (höchftens 900 Darf für jeden); 94 Forftmeifter, 
darunter 2 künftig wegfallend mit 3,600 Mark bis 6,000 
Marl, im Durchſchnitt 4,800 Marl . >. 2 2 22. 64X 


*) Sierunter find enthalten 160,667 ME. 97 Bf. an Befolbungäbeiträgen für ca. 302,000 Hı 
von Staatsforftbeamten verwaltetete Kommunal: und Stiftungsforften in ben neuen ®: 
vinzen. Der Anſatß gründet fid) auf das Ergebniß der legten Jahre neben Berüdfichtigung 1 


u — Aufkommens. 


r 
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zit. Mart 
Transport 624,900 
2. 681 Oberförfter, darımter 2 künftig wegfallend, mit 1,800 Marf 
bis 3,300 Mark, im Durchſchnitt 2,550 Marl . . . . . 1,736,550 

Außerdem freie Dienſtwohnung und Feuerungsmaterial, 
oder Geldvergütung dafür. Der Werth des freien Feuerungs- 
materiald wird zu 150 Marl als penfionsfähiges Dienflein- 
fommen berechnet. 

3. 3,321 Förſter, davon 3,320, inch. 1 künftig wegfallend, mit 840 
Mark bis 1,080 Mark, im Durchſchnitt 960 Mark, und 1 
fünftig wegfallend mit 840 Mark; 12,406 Mark perjönliche 
Zulagen als Erfat für frühere Dienftbeziige, künftig wegfallend; 
63,640 Mar, incl. 150 Mark künftig wegfallend, zu Revier⸗ 
förfter- und Hegemeifter-Zulagen in Höhe vou 60 Mark bis 
450 Mark; 144,468 Mark fiir 359 Waldwärter, davon 241 
. voll befoldet mit 360 Mark bis 660 Mark, und 118 neben- 
amtlich beichäftigt gegen 36 Markt bis 324 Mark; 923 Mart 
perſönliche Zulage als Erſatz für frühere Dienftbezlige, finftig 
wegfallend . . .. 8,409,477 

Die Förfter erhalten außerdem freie Dienftwohnung und 
Feuerungsmaterial, oder Geldverglitung dafür. Der Werth = 
des freien Tenerungsmaterial® wird zu 75 Mark als penflons- 
fähiges Dienfteintommen berechnet. 

Die Waldmwärter erhalten freies Feuerungsmaterial oder : 
Geldvergiitung dafür, und freie Dienftwohnung, oo folche N 
vorhanden if. Bon dem Emolumente des freien Feuerungs⸗ 
materials fteht denfelben eine Penſionsberechtigung nicht zur. Ä | 

4. 2 forfitehnifhe Beamte bei dem TForfteinrichtungsbüreau zu 
Hannover mit 1,800 Marl bis 3,000 Mark, im Durchſchnitt 
2,400 Darf; 3 verwaltende Beamte bei den Nebenbetriebs- | 
Anftalten mit 1,500 Mark bis 3,000 Mark, im Durchſchnitt Ä E 
| 2,250 Marl; 33 Torf, Wiefen-, Flöß- 2c. Meifter mit 780 | 
| Mark bis 1,080 Mark, im Durchfchnitt 930 Mark; und 22 
Zorf:, Wieſen⸗ zc. Wärter, zufammen mit 9,396 Mark, davon 
16 vol befoldet mit 360 Mark bis 660 Mark und 6 neben- 
amtlich beihäftigt mit 36 Marl bis 324 Marl . . . . . 51,636 
Außerdem erhalten freie Dienftwohnung und Feuerungs⸗ 
material, oder Geldvergiitung dafür: die drei verwaltenden 
Beamten, mit einem penfionsfähigen Werthe des freien Feuerungs- 
material® von 105 Markt, die Meifter wie die Förfter, die 


Märter wie die Waldwärter. 
Summa Tit. 1 bis 4 5,822,563 ... 


Zu Vohnungsgeld-Zufhüfien für die Beamten. . . 93,400 


Andere perfönlihe Ausgaben. 
Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern bei den Regierungen und 








ber Finanz Direktion zu Hannover . . » 2 2 200. 72,000 
Tatus 72,00 
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Tit Mar! 
Transport 72,000 


6. Zur Remunerirung von Forfthiilfsauffehern bis 900 Mark für 
jeden und zur zeitweifen Berftärfung des Forſtſchutzes überhaupt 1,160,000 

7. Koften der Gelderhebung und Auszahlung, Tantiömen und Averſa 970,000 

Das Marimum des dem Tsorftlaffen-Rendanten als Be- 
foldung zu bewilligenden Tantidöme-Antheils beträgt 3,300Dlarf. 

8. Zu außerordentlihen Nemunerationen und Unterſtützungen für 
Forftbeamte, Forftlaffen-Beamte, Erelutoren, Beamte bei den 
Nebenbetriebs-Anftalten und jonftige Perſonen (nidyt Beamte), 
welche für dieſe Anftalten nützliche Dienfte leiften -. -. . . 168,000 

Summa Tit. 5 Dis 8 2,370,000 
. Dienftaufwands- und Mietbsentfihädigungen. 
9. Fuhrkoſten⸗Averſa und Dienftaufmands-Entihädigungen für Ober- 
forftmeifter und Forftmeifter bis zu 2,900 Marl für jeden . 295,200 
10. Fuhrkoſten, Bitreaufoften uud Dienftaufwands-Entihädigungen 
für Oberförfter bis zu 2,100 Mark für jeden. . . . 1,089,450 
11. Zu Stellen-Zulagen für Förfter und Waldwärter & 50 Mart big 
300 Mart,*) ſowie zur Haltung eines Dienftpferdes, oder An- 
nahme von Forſtſchutzhülfe für Förfter bis zu 180 Mark für 
iden . . . 379,588 
12. Yubrloften-Averfa und Dienflaufwands-Entfhädigungen für Beamte 
bei Den Nebenbetriebsanftalten bis zu 1,200 Mark für gedeu 
und Stellen-Zulagen für dieſe Beamten von a 50 bis 300 Mark 14,376 
13. Zu Miethsentfhädigungen wegen fehlender Dienftwohnungen für 
DOpberförfter bis zu 900 Marl, für Förſter, Torf⸗, Wiejen-, 
Flöß⸗ 2c. Meifter bis zu 225 Mark für jeden. . -. - . . 101,010 
Summa Tit. 9 bis 13 1,779,684 


Materielle Berwaltungs- und Betriebstoften. 

14. Für Werbung und Zransport von Torfiprobuften . . . 7,095,000 
15. Zur Unterhaltung und zum Neubau der Forftdienftgebäube, sowie 
zur Beihaffung noch fehlender orftdienftgebäude für Ober- 


förfter und TForftiihugbeamte . . . 0. 2,024,000 
16. Zur Unterhaltung und zum Neubau der fentichen we in den 
Forften. . - .. WET 
17. Zu Wafferbauten in den Forſten .. 
Sumına zit, 16‘ und 17. rn 
*) Das Mehr zu Stellen-Zulagen im VBetrage von - . » » = 2 2.2. 265,950 Marl 
nad Abzug von Eriparnifien bei den Bferbehaltungs- und Schuß⸗ 
äulagen Von > 2: 200 rn. MM = 


beträgt 265,530 Marl. 

In Mebereinftimmung mit bem Beſchluſſe bes Haufes der Abgeordneten vom 1. Juni 1875 

ift ermittelt worden, in wie weit das Bedürfniß anzuerkennen if, für joldhe Körfter und Wald» 

wärter, denen durch ifolirte Lage des Dienftmohnfiges oder andere ungünftige Ortsverhältniffe 

befondere Nachtheile und Unkoſten erwachſen, eine Ausgleichung burch Gewährung von GStellen- 

zulage aus befonberem Fonds herbeizuführen. Nach biefen Ermittelungen bebaıf es für diefen 

Bwed einer Summe von 265,950 Marl, welche in Einzeibeträgen von 30 518 300 Mark erfor- 
derlich ift. 
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Kit. Marti. 
18. Zu Forftlulturen und Berbefferung der Yorfigrundftiide, zum 
Bau und zur Unterhaltung der Holgabfuhrwege und zu Forſt⸗ 
vermefiungen und Betriebsregulirungen. . . 3,670,200 
Beftände können zur Berwendung für die folgenden Sabre 
rejervirt werden; außerdem überträgt fich diefer Fonds mit 
dem Fonds Kap. 4 Tit. 4 zum Anlauf von Grundftiiden zu 
den Forften. 
19. Fagdverwaltungsloften. - - «> 2 2 2 0 nn 0. 81,250 
20. Betriebskoften für Torfgräbereien . . » 2 102,650. 
21. Betriebskoften fiir Flößereien . . 27,600 
22. Betriebskoften für Wiefenanlagen . - » 2 2 200 17,792 
23. Betriebstoften für Brenuholz-Niederlagen - . . » 67,189 
24. Betriebstoften der Sägemühlen . rn .. 558,900 
25. Betriebsloften fiir größere Baumfdhulen . 21,546 
26. Für den Thiergarten bei Cleve. . . 9,654 
Bei dem Thiergarten bei Cleve darf die Ausgabe bie Ein- 
nahme nicht überfchreiten. Der am Schluffe eines Jahres 
verbleibende Ueberſchuß darf nur in den nächftfolgenden beiden 
Jahren noch verwendet werben. 
Summa Tit. 20. bis 26. 805,331 
27. Zur Bezeihnung und Berichtigung der Grenzen, zu Separationen, 
Regulirungen und Prozeßkoſten .. 188,500 
28. Holzverfaufs- und Verpachtungskoſten, Senne und > Tonfige 
Meine Ausgaben der Lolal-Berwaltung . 160,000 
29. Druckkoſten. . 60,000 
30. Stellvertretungs- und Umzugstoften, Diäten und Reifetoften . 213,000 
31. Inſektentilgungs⸗, Borfluth-Koften, Unterflügungen an Wald» 
arbeiter und andere vermifchte Ausgaben . 347,852 
Summa zit. 26, ICE 31. 620,852 


Summa Tit. 14. bis 31. 15,882,573 
Summa Kap. 2 25,948,160 


Bu forſtwiſſenſchaftlichen uud Lehrzweren. 


Befoldungen. 


. Bei der Forftafademie zu Neuftabt-Ebersmwalbe: 

1 Direktor mit 6,900 Mark; 4 Brofefforen und 1 Yorftmeifter 
für das Verſuchsweſen mit 3,300 Marf bis 6,000 Marl, im 
Durchſchnitt 4,650 Mark; 1 Chemiker für das Verſuchsweſen 
mit 2,400 Darf; 1 Sekretair mit 1,500 Mark; 1 Hausmeifter 
und Bedell mit 900 Mark; 1 forfttechnifcher Lehrer mit 600 
Mark neben feinem Einkommen als Oberförfter . 

2. Bei der Forftalademie zu Minden: 
1 Director mit 9,000 Mark; 4 Brofefforen mit 3,300 Mark 
bis 6,000 Mart, im Durchſchnitt 4,650 Mark; 1 afademifcher 


wu 


35,550 





Latus 
277 


35,550 
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Tit. Marl. 
Transport . 86,550 
Gärtner 1,800 Darf; 1 Hausmeifter und Pedell mit 900 Mark; 
1 forfitechnifcher Lehrer mit 600 Mark neben Ieinem Ein- 
fommen als Oberförfler . . . .- . 0. 30,900 
Bemerkung. 
Die Gehälter der I Beamten mit 3,300 Mark bis 6,100 
Markt find für beide Alademien üibertragungsfähig. Die Haus⸗ 
meifter umd Pedelle erhalten freie Wohnung und freies 
Feueruugsmaterial. 
Summa Tit. 1 und 2 66,450 


28. Zn Wohnnngsgeld-Zuſchüſſen für Die Beamten . . 4,740 


Andere perfönlihe Ausgaben. 
3. Zu Remunerirung von Hülfslehrern und Aififtenten; zu Remune- 


rationen für Leiftungen bei dem forftlichen VBerjuchsweien . - 2,600 
4. Zu außerordentliden Remunerationen und Unterflügungen an 
Beamte und Dozenten bei den Yorflalademien . . . . - 23,400 


Summa Tit. 3 und 4 23,000 


Sädhlide Ausgaben. 
5. Für Unterhaltung der Gebäude und Mobilien, der Lehrmittel und 
Sammlungen, zu Amtsunloften- Berglitungen, Umzugstoften, 
Diäten und Reiſekoſten, zur Heizung und Erleuchtuug der 
Lehrräume, zu den fpeciellen Bedlirfuiffen der forftlichen Ver⸗ 
fuchsftationen und fonfiigen vermifchten Ausgaben . . . 66,510 
Beftände können zur Verwendung für die folgenden Jahre 
refervirt werden. 


Summa Kap. 3 160,700 


Allgemeine Ausgaben. 


1. Kommunal- und Neallaften . . .. 410,000 
2. Ablöfungsrenten und zeitweije Vergütungen an n Stelle von Natural. 
Abgaben . . . 210,140 


3. Zu Unterſtützungen flir audgeſchiedene Beamte, ſowie zu Benfionen 
und Unterftügungen fir Wittwen und Waifen von Beamten 210,000 
Beftände können zur Verwendung für das nächſte Jahr 
referpirt werden. 
4. Zum Anlauf von Grundftiden zu den Forfen . . . 1,060,000 
Beftände können zur Verwendung für die folgenden Jahre 
reſervirt werden; außerdem überträgt ſich dieſer Fonds mit 
dem Forſitultar Fonv⸗ Kap. 2 Tit. 18. — 
Summa Kap. 4. 1,880,140 
Hierzu: . » 8. 160,700 
. .« 2. 25,948,160 
Summa A. Dauernde Ansgaben 27,989,000 
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| zit, B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. Marl. 
| 1. Zur Ablöfung von Forf-Serpituten, Reallaften und Paffivrenten 1,200,000 
| 2. Brämien zu Chauffeen, deren Anlage von dem weſentlichſten In⸗ 

tereffe für die Forftl- Verwaltung ift, die aber ohne Hinzutritt 

der leßteren durch Bewilligung von Prämien nicht zur Aus- 

führung kommen würden. . . 150,000 
3. Zur Beichaffenheit fehlender Hörfer-Dienftwohnungen (Ertraorbir 

nairer Zuſchuß zu Kap. 2 Zit. 15 des Orbinariums) . . . 500,000 
4. Zu Ehauffee-Anlagen im Grunewald bei Berlin, dritte Rate. . 50,000 


| Summa B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben 1,900,000 


Abſchluß. 
| Die Einnahmen betragen. - - > 2 2 2 2 22.220. 58,410,000 
| Die dauernden Ausgaben betragen . . . . 2200. 27,989,000 

gRithin Ueberſchuß 25,421,000 
| Hiervon ab: 
N Die einmaligen und außerordentlihen Ausgaben. . . . . .  1,900,000 
Bleibt Ueberſchuß 23,521,000 
| | 

60. 


Die etatsmäfigen Forftfläcen, fowie der etatsmäßige Natural- 
Ertrag für das Jahr 1876 und Einmahme Titel 1 für Holz. 


ach den Abe Gelb 

nad) den Ab- . 

Flächen⸗Inhalt nach Hektaren nugungefägen in | Einnahme. 
Feſtlubikmetern. 


Zur Holzzucht 


fe | nicht 
control Hot a Sit 1. 


fähiges fähiges 





Negierungs⸗Bezirk. 





Für Holz. 

| Mart Bf. 
' Königsberg - 343,543 2,193,949.— 
A Sumbinmen . 354,547 20 16,494. — 
M Danzig 125,113 672,628. — 
Bi Parienwerber . 287,808 1,475,920.— 
M Potsdam. . . 363,589 3,506,828.42 
M Frankfurt a. ©. 346,001 3,484,582.— 
ri Stettin 235,034 2,100,226.— 
FM Göslin 88,794 489,733. — 
A Stralfund 61,932 660,873. — 
A Poſen .. 110,398 810,94. — 
! Bromberg .. 144,143 931,159. — 

8-"m. .. ....} 58807 4, 124] 62,931 3901 130,848 1,581,244.«- 





zuegnig ou. 
Oppeln . 2... 
Magdeburg . 
Merfeug . . . - 
Ent . 
Säleswig . 
Hannover (Provinz) . 
Gemeinſchaftliche Wal- 
dungen . 2.0. 
Munſter ... 
Minden .. 
Arnsberg. 
Roflel. .. . 
Gemeinſchaftliche Bal. 
dungen... . 
Biesbaden . . . 
Gemeinſchaftliche Wal. 


Summa . 
Gemeinshaftliche Wal- 
dungen. 22... 
Muthmaßliche 
FR in 2 
höherer Berwerthung 
des Holzes und ber 
Nebennugungen und 
hüheren nachhaltigen 

atural⸗Ertrages ge» 
ga die Amaßıme er 
pecial · Eia⸗ 
31| Bei der —ã 
waltung... 





Natural-Ert 
nad) ben 9 


81 
Serra 
control. | mut 


fähiges 








22,51 
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handlungen des Haufes der Abgeordneten über den Etat 
der Stants-Forfiverwaltung für das Iahr 1876. 
(G. Sigung am 17. Februar 1876.) 
Neäfibent: Wir gehen über zum 
Etat der Forftverwaltung. 

sie Einnahme finden Sie im Hanptetat Seite 2, Kapitel 2, die dauernden 
ben im Hauptetat Seite. 18 bis 20 Kapitel 2-4; einmalige auferorbent- 
(usgaben Hauptetat Seite 72 Kapitel 4. 
& eröffne die Diskuffion über die Einnahmen, Kapitel 2, Titel 1: Für 
17,900,000 Mark. 
ver Abgeorbnete Graf Matufchta hat das Wort. 

bgeordneter Graf Matuſchta: Im der Gruppe zur Borberatfung des 
ats, zu welcher zu gehören ich die Ehre gehabt habe, find mehrere Fra- 
x fehriftlichen Beantwortung ſchriftlich geftelt worden, wie das aud) vor 
fahren bei Vorberathung des Zorftetats gehalten worden if. Wir Mit- 
der Gruppe haben in Folge deffen erwartet, daß heute dem Hohen Haufe 
die Anfragen, als auch die baranf ergangenen Antworten gedrudt vor- 
werben würben. Das ift nit der Fall geweſen; unfere Erwartungen 
ierin getänfdht worden, uud ich fehe mich deshalb genöthigt, einige Fra- 
e bei der Gruppe geftellt worden find, bier im Plenum nochmals vorzu- 
, ob zwar die Debatte dadurch allerdings einige Verzögerung er- 
wirb. 

n ber Gruppe ift zu dem vorliegenden Titel die Frage geftellt worden, 
Königlide Staatsregierung wohl Willens fein möchte, den Forftmeiftern 
mjenigen Oberforfimeiftern, welche Naturalrechnungen zu revidiren haben, 
: außerordentlich zeitraubenden und techniſche Sachkenntniſſe nicht erfor. 
n Prüfung der Grundlagen zur Naturalrechnung infofern eine @rleichte- 
m gewähren, als diefe Prüfung den Kaffılationsbeamten der Königlichen 
umgen übertragen werben Fönnte, Ich verftehe unter „Prüfung der Grund- 
zur Naturalrechnung“ insbefondere die Reviſion ſämmtlicher Holzanmeife- 
deren Menge befanntlich bei einer größeren Zahl von Oberförftereien, wie 
»öhnlich zu einem Forfime iſterbezirte gehören, eine ganz enorme iR; id} 
e darunter ferner die Vergleihung diefer Holzverabfolgungszettel mit ben 
sählungstabellen der Förfter, dieſer wieder mit den Holzabzählungsre- 
und dem Holzwerbungsloftenmannale der Oberförfter, dieſer wieder mit 
Ntationsprotofollen und anderen Materialausgabebelägen, endlich mit ber 
ilrechnung ſelbſt. Es ift alfo eine außerordentlich zeitranbende und, ich 
fagen, geifttöbtende Arbeit fir die Forftmeifter und Oberforftmeifter, bie 
eit und Kenntniffe doch wohl beffer anwenden Können, als mit ſolchen rein 
toriſchen Sachen, die recht gut von Seiten der Kaltulaturbeamten beforgt 
tönnen. Ich hatte die Frage geftellt, ob wohl die Königliche Staatsre- 
3 Willens fei, Hierin den gedachten Forfbeamten eine Erleichterung zu ger 
1; eine Antwort hierauf if bis jegt nicht erfolgt. 

täfident: Der Herr Regierungstommiffer hat das Wort. 
egierungstommiffer Landforftmeifter Miriek: Dem materiellen Antrage 
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gegenüber, der dahin geht, daß die Tyorflmeifter reſp. Oberforfimeifter von der 
Prüfung der Naturalrechnung eutbunden werden mögen, bemerle ich zunächſt, 
dag eine Talfulatorifche Prüfung diefer Rechnung Seitens der Forſtmeiſter nicht 
verlangt wird. Daß das nicht der Fall ift, ergiebt fi aus dem Atteſt, welches 
die Forftmeifter iiber diefe Naturalrechnung auszuftellen haben und etwa dahin 
lautet „daß fie diefe Rechnung geprüft und vorbehaltlich der Taltulato- 
rifhen Feſtſtellung für richtig befunden haben * Wenn baber der Antrag 
bes Herrn Borredners nur dahin gehen faun, daß den Forſtmeiſtern auch die 
Vergleichung der verjchiedenen Bücher der Rechnungsunterlagen, aljo der Ab- 
zählungstabellen, der Abfolgezettel u. |. m. abgenommen und der Kalkulation 
der Regierung zugewieſen werben möchte, jo iſt e8 mir nicht ganz zweifellos, ob 
bierdurh das erzielt werden würde, was der Herr Borredner im Auge bat, 
nämlich eine Verringerung der Schreibereien und Stubenarbeit. 

Denn dieje Arbeiten, die jet in loco von den Forfimeiftern brevi manu 
abgemacht, den Regierungslaltulatoren iiberwiejen werden, fo liegt es in der 
Natur der Sache, daß folche vom grünen Tiſche aus tiber alle hervortretende oft 
Heine Differenzen Notaten ziehen und fo eine Schreiberei hervorrufen möchten, 
durch welche die technifchen Beamten mehr als die Forftmeifter durch die jetzige 
Art der Rechnungsprüfung belaftet werben. Bin ich hiernach dem geftellten 
Antrage gegenüber nicht ohne Bedenken, jo kann ich doch dem Herrn Borrebner 
die Verſicherung geben, daß es augenblidlich in der Abficht der Regierung liegt, 
alle diejenigen gefchäftlichen Inſtructionen, die für die Oberförfter und Forſt⸗ 
meifter gilltig find, einer eingehenden Prüfung nad der Richtung Hin zu unter- 
werfen, ob reip. in welder Form es thunlich if, dem Schreibwerk und der 
Stubenarbeit diefer Beamten eine weitere Verringerung zu beihaffen und daß 
hierbei auch die Intentionen des Herrn Vorredners ficherlih werden in Ermä- 
gung gezogen werben. 

Bräftdent: Der Abgeordnete Bernhardt Hat das Wort. 

Abgeordneter Bernharbt: Ich erlaube mir die Bemerkung, daß ich mid 
zu Titel 18 zum Wort gemeldet habe. 

Präfident: Ich bitte um Entſchuldigung, ich habe die Meldung falſch 
verftanden. 

Dann würde zu diefem Einnahmetitel ber Abgeordnete Freiherr v. der Med 
das Wort haben. 

Abgeordneter Freiherr v. d. Ned: Ich wollte mir erlauben, kurz zu kon⸗ 
ftatiren, daß ich dem Ausſpruch des Herrn Regierungslommiffars nur beitreten 
kanu, allerdings mit dem Wunfche, daß ſeitens des Miniſteriums ernftlid Diele 
Angelegenheit in’3 Auge gefaßt und in einer Weife Abhülfe gejchafft werbe, Die, 
wie ich fie für möglich halte, einerſeits jehr weſentlich zur Erleichterung der be⸗ 
treffendeu Beamten dienen kann, andererjeitS auch die Sicherfiellung ber rech⸗ 
nungsmäßigen Behandlung der Gefchäfte vollftändig verbürgt. Ich glaube daher 
dag durch die Anfrage des Herren Kollegen Matufchla in dieſer Beziehung Die 
Intentionen des Haufes vollfländig vertreten werben. 

Brafident: Die Diskuffion über Titel 1 der Einnahmen if gefchloffen 

— der Titel it feſtgeſtellt. 
Titel 2—13 der Einnahmen, — ohne Widerjpruh genehmigt. 
Dauernde Ausgaben Kapitel 2 Titel 1—17 
(der Abgeordnete Graf v. Matufchla meldet fih zum Wort.) 





“ 
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Dann will ich zunächſt konſtatiren, daß Titel 1 bımwilligt iſt. 

Zu Titel 2 hat der Abgeordnete Graf v. Matujchla das Wort. 

Abgeordneter Graf Matuſchka: Zu Kapitel 2, Titel 2 ift in der Gruppe 
eine Anfrage geftellt worden, die zwar nicht von mir felbft ausgegangen ift, mit 
der ich aber fo einverfianden bin, daß ich fie zu der meinigen ‚mache. Die An- 
frage bezieht fi) auf die fehr erbeblichen Ungleichheiten in den Einnahmen der 
Königlichen Oberförfter, welche theils dadurch herbeigeführt find, dag in den ein- 
zelnen Theilen der Provinzen belanutlich ſehr verſchiedene Lebensmittelpreife ob- 
walten, theils dadurdy, daß bei der Ausftattung der verfchiebenen Oberförfter- 
Kellen mit Dienftländereien natürlich nicht ganz gleichmäßig bat verfahren werden 
können. Bezüglich der Förſter- und Waldwärterftellen ift im gegenwärtigen Etat 
das Auskunftsmittel getroffen, daß die betreffenden Beamtenkategorien Stellenzu- 
lagen befommen haben, wodurch diejenigen Stellen, welche minder gut mit 
Dienftländereien dotirt find, oder in Provinzen liegen, wo die Lebensmittel 
theurer find, anfgebeffert worden find. Es ift nun die Trage geftellt worden 
ob es nicht auch möglich wäre, fchlechte Oberförfterftellen dadurch aufzubeffern 
dag man ihnen hinreichende Stellenzulagen gewährt, und zwar nicht aus dem 
gewöhnlichen Bejofdungsfonds, fondern aus befonderen, hierzu geichaffenen Fonds 
Diefe Frage ift bis jetst noch nicht beantwortet worden, und ich wiirde die Kö⸗ 
nigliche Staatsregierung bitten, fl) darüber zu äußern. 

Bräftdent: Der Herr Negierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffarins Landforfmeifter Ulriei: Es wird von der Staats- 
regierung nicht verlannt, daß es nothwendig ift, ganz befonders ungünftig fituirt. 
Oberförfterftellen, ebenfo wie es bei den TFörfterftellen der Fall ift, durch Stellen- 
zulagen einigermaßen in ihren pekuniären Verhältniffen auszugleichen. Es ift zu 
diefem Zwede bis zum Jahre 1872 in allen Etatsentwürfen bei dieſem Kapitel 
ausdrüdlid aufgenommen gewefen, daß dafjelbe auch zu Stellenzulagen ver- 
wendbar fe. Bom Jahre 1873 ab ift diefe ausdrückliche Bemerkung fortge- 
laflen, die Stellenzulagen find jeboch der Natur der Sache nach, zumal die Jn- 
baber ber betreffenden Stellen einen gewiffen Anſpruch auf bdiefelben hatten, 


_ weiter gewährt worden. Gegenwärtig ſchwebt nun tiber diefen Punkt eine 


Korrefpondenz mit der Kgl. Oberrechnungsfammer, vor deren Abichluß die Re⸗ 
gierung nicht in der Lage ift, eine Entſchließung hinfichtlich der angeregten Trage 
zu faflen. 

Bräfident: Die Diskuffton iiber Titel 2 ift gefchloffen, der Titel ift be- 
mwilligt. 

Titel 3-5. — Ohne Widerfprud bewilligt. 

zitel 6. Zur Remunerirung von Forſthülfsaufſehern zc. 

Der Abgeordnete Graf v. Matuſchka hat das Wort. 


Abgeordneter Graf v. Matuſchka: Im Staatshaushaltsetat pro 1874 
und 1875 ift bei dem betreffenden Titeln die Yeftftellung getroffen worden, daß 
5" Inde aus diefen Titeln für fpätere Jahre refervirt werden können. Ich wilrbe 
e ‚Ir im Intereſſe der Regierungen liegend Halten, daß auch in diefem Jahre, 
ı eine folde Feiftellung im Etat weggeblieben if, ihnen eine Dispofition über 
1liebene Beflände vorbehalten werde, und es möchte daher erwilnfcht fein, daß 
i Ihe Bemerkung die in den Etats pro 1874 und 1875 enthalten ift, auch in 
ı *at pro 1876 aufgenommen werde, 
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Prüftdent: Der Herr Regierungstommiffarius hat das 9 

Regierungslommiffarins, Landforfimeifter Ulrici: Meine 
handelt ſich Hier um perſönliche Ausgaben, alfo um ſolche, bie m 
ſchluß vollfändig abgewidelt find, und micht um fachliche, be 
Banausfiihrungsausgaben, die nicht immer am Jahresihluß al 
find. Die Regierung hat es deßhalb für angemeffen erachtet, bei diejen zum 
die Uebertragungsfähigkeit auf fpätere Jahee nicht weiter zu beanfpruchen; fie 
hält es vielmehr für korrekter, Minderausgaben, die am Gchluffe eines Jahres 
bei diefem Titel hervortreten, von der Sollausgabe abfegen zu laffen, und etwaige 
durch das Bedürfniß bebingt geweſene Mehrausgaben als Etatsüberjchreitungen 
nachzuweiſen. 

Präſident: Ich bin zweifelhaft, ob ein beſtimmter Antrag geſtellt if. 

Abgeorbneter Graf v. Matufdjla: Nach diefer Erflärung würde id) den 
Antrag nicht ftellen. 

BVräfident: Dann Tann id) wohl biefen Titel 6 als bewilligt feR- 
ftellen. 

Zitel 7—14 — find bewilligt. 

Titel 16. Zur Unterhaltung und zum Neubau ber Forfdienfgebäude ec. 

Der Abgeordnete Graf dv. Maluſchta hat das Wort. 

Abgeorbneter Graf v. Matufchle: Ich vermiffe in dem gegenwärtigen 
Etat die Angabe der Zahl derjenigen Etabliffements, welche noch herzuftellen 
find. Wenn ich bloß diejenigen Zahlen zu Grunde lege, die im vorigen Etat 
angegeben find, fo wurde es fid) heransftellen, daß gegenwärtig noch 100 Ober- 
förfter- und 665 Förfteretabliffements fehlen, welche noch neu Herzuitellen fein 
würden. Hierzu treten noch mehr Baubedilrfniffe, weil feit dem vorigen Jahre 
noch einige Oberförfterfiellen und $örfterftellen kreirt worden find. Ju Bezug 
auf diefe großen Ausgaben, die der Königlichen Yorftverwaltung noch obfiegen, 


ſcheint mir doch ber Betrag, der ausgeworfen if zur U: FM 
dienftetabliffements und Herftellung neuer Dienftetabtiffe ch 
gering zu fein. Wenn id) vielleicht auf Kapitel 4 Kitel £ # 


Hinbfiden barf, ber mit dem gegenwärtig zur Beratfung ir 
eng zuſammenhängt, fo fehe ich, daß im gegenwärtigen Etat im Ganzen 440,000 
Mart weniger angenommen find, als im vorigen Fahre und das fcheint mir doch 
im Bergleich mit der großen Menge noch fehlender Dienfletabliffements ein regt 
ungünſtiges Verhältniß zu fein. 

Ich würde aljo die Frage mir erlauben, ob die Königliche Staatsregierung 
nicht Willens wäre, wenigftens vom Hinftigen Jahre ab, — wenn in biefem 
Jahre dringende Hinberniffe find, den Bauten eine größere Ausdehuung zu ger 
ben — der Wieberherftellung und dem Neubau von orftetabliffements eine 
größere Summe zuzuwenden. 

Präfident: Der Herr Regierungsfommiffarius hat das Wort. 

Regierungstommiffer Landforfimeifter Ulriei: Deine Herren! Es ift rich⸗ 
tig, daß für die Forftbaulichkeiten im Ganzen d. h. das Ordinarium und Eytra- 
orbinarium zufammengerechnet, eine geringere Summe als im vorigen Jay 
ausgebradt if. Beim Orbinarium ift ein Mehr beantragt. Daß das Ertrac 
dinarium in diefem Jahre geringer botirt wurde als im vorigen Jahre, h 
feinen Grund in benfelben Verhältniffen, welche in dem Vorbericht zum Staat 
haushaltsetat angegeben find. Umftände, welche bei diejem Titel eine Ausnahr 
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bon den im Borberichte erörterten allgemeinen Geſichtspunkten vechtfertigen, liegen 
nach der Anficht der Regierung nicht vor. Im Gegentheil jcheint es, als ob 
gerade bei dieſem Zitel Erſparungen im Ertraordinarium nicht bedenklich find. 
Ich erlaube mir darauf hinzumeifen, daß bis zum “Jahre 1872 diefer Titel im 
Ertraordinarium nur 300,000 Marf betrug. Er ift im Jahre 1873 auf 600,000 
Markt erhöht worden. Im Jahre 1874 find wiederum 600,000 Mark bewilligt. 
Im vorigen Jahre ift fogar die Summe auf 1,050,000 Mark geftiegen. Sier- 
durch ift in der letzten Zeit fopiel gejchehen, daß es bei diefem Titel um fo eher 
zuläjftg fein dürfte, in dieſem Jahre eine Erfparniß entreten zu laffen, als durch 
die Verwendung der großen Mittel, die im vorigen Jahre zu Gebote geftanden 
baben, zwar der Bau einer erheblihen Zahl von Etabliffements in Angriff ge- 
nommen, aber noch nicht durchweg vollendet if. Die Bauten, die im vorigen 
Jahre eingeleitet find, laufen zum großen Theil noch in diefes Jahr hinein. 

Hierdurch wird unjeren Baubeamten, wenn die Summe von 500,000 Darf 
für weitere Bauten im Ertraordinario verbleibt, eine Arbeitslaft gefchaffen, die 
die Beſorgniß nicht ganz ausſchließt, ob es ihnen möglich fein wird, alle dieſe 
Banten d. h. die aus dem vorigen Jahre in diejes libergegangenen und bie in 
diefem Jahre nen in Angriff zu nehmenden fo zu Tontroliren, daß dadurd die 
Tüchtigfeit der Bauausführungen unbedingt gefichert bleibt. 

Bräfident: Der Abgeordnete Freiherr v. d. Red hat das Wort. 

Abgeordneter Freiherr v. d. Ned: Meine Herren! Ich glaube doch, wir 
werden Ionftatiren müſſen, daß der erheblichen Anzahl noch fehlender Etablifie- 
ments gegenüber die Staatsmittel, die nady dem Etat zur Erneuerung und zum 
Neubau reip. zum Anlauf von Forftetabliffements verwendet werden follen, eine 
verhältnigmäßig Heine ift, und daß immerhin, wenn wir noch 6700 Etabliffe- 
ments neu anfchaffen müffen, noch mehrere Dezennien vergeben werben, bis diefe 
Etabliffements da fein werden. 

Nun könnte man jagen, wenn noch Dezennien vergehen können, daß fie dann 
garnicht nothwendig feien und daß, wenn man fi) 2 Dezenuien obne biefe 
Etabliffements beholfen habe, man dies noch ferner fünne. Das wiürde jedoch 
nur die halbe Wahrheit fein. Ich glaube, hat die Königliche Staatsregierung 
mit Recht feftgeftellt, daß fie noch 5, 6700 Etabliffements bedarf, fo muß man 
bis zur Herftellung derjelben Mittel und Wege ergreifen, um den Uebergang 
zu erleichtern. In diefer Beziehung möchte ich mir erlauben, auf die Nr. 13 
Kap. 2 Hinzumweifen. Es ift dort feftgeftellt, daß die Oberförfter Miethsentichä- 
digungen bis KO Mark und die Förfter Miethsentfhädigungen bis 225 Marl 
beziehen können. Ich möchte die Aufmerffamkeit der Königlichen Regierung 
darauf lenken, daß nach meinem Dafüirhalten die Bewilligung höherer Mieths⸗ 
entfchädigung das geeignetfte Mittel ift, um dem Webelftande ſchnell abzuhelfen, 
und die Königlihe Staatsregierung zu entlaften; denn ich bin überzeugt, wenn 
die Negierung, flatt wie bisher das Marimum 225 Marl Miethsentihädigung 
— dieſes Marimum wird aber nur in Ausnahmefällen bewilligt, das Herge- 

achte if, daß ein Förſter 25, 30—35 Thaler Mietbsentihäbigung bekommt; 
dieſen Betrag kann er eine wirklich paffende Wohnung nur felten befommen, 
db es liegt in der Natur der Sade, daß er in Yolge deſſen fich wegen ber 
ohnung erhebliche Beſchränkung anferlegen muß — ich fage deshalb: gäbe 
m dem Förſter 100 oder au 150 Fhaler in einzelnen Fällen, -jo würde das 

Folge haben, daß man geeignete Etabliffements würde miethen können, und 
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nur da, wo derartige geeignete Etabliffements nicht zu beichaffen find, witrde 
man zum Neuban übergehen müfſen. 


Es würde das meines Erachtens ein großer Gewinn fein, denn 150 Thlr. 
ift eine Kleinigkeit gegeniiber den bedeutenden Summen, bie zum Neubau auf 
gewendet werden müſſen, denn im Durchſchnitt wird ein ſolches Förfteretablifie- 
ment doch 5—6000 Thaler Loften, wir würden alfo nicht einmal die Zinfen Bier» 
von ausgeben. 

Ich möchte mir erlauben, die Staatsregierung auf diefen Punkt aufmerkfam 
zu machen. 


Präfident: Der Abgeordnete v. Benda hat das Wort. 


Abgeordnete v. Benda: Meine Herren! Ich glaube do, daß fah alle 
Forſtſachverſtändige mit mir hierin übereinftimmen werben, wenn ich fage, es if 
überwiegend wünſchenswerth, daß wir felbfiftändige TForftetabliffiements Haben, 
und ih Tann das Einmiethen der betreffenden Forſtſchutzmannſchaften nur als 
einen Nothbehelf anſehen. 

Im übrigen babe ich geglaubt, daß die Anfrage des Grafen Matuſchka mehr 
an den Herrn Yinanzminifter gerichtet ift als an den Vertreter ber Forſwer⸗ 
waltung, und bin der Anſicht, daß tie ſehr erhebliche Abmindberung der Ber- 
wendung des Ertraordinariums aus demfelben Grunde herrührt, aus welchem 
ja auch in dem fibrigen Staatsverwaltungen im Ertraordinarium in dieſem Jahre 
erhebliche Abminderungen haben herbeigeführt werben müſſen; e8 beruht eben iu 
unferer allgemeinen Finanzlage. Ich fehe diefe Herabminderung baber nur als 
vorübergehend an und bin der feften Meberzeugung, daß, wenn das Gelb in un— 
jerer Yinanzverwaltung wieder flüffiger wird, der Herr Finanzminifter fich beeilen 
wird, aud zu dem bier vorliegenden Zweck wieder die höheren Anſätze herbeizu⸗ 
führen, und auch der Herr Vertreter des Yorftdepartements wird ſich wegen der 
Ueberlaftung feiner Baubeamten beruhigen, wenn er fpäter das Gelb um ver- 
mehrten Maßftabe wieder erhalten follte. 

Prafident: Die Diskuffion ift gefchloffen, Titel 15 ift bewilligt. 

Gegen Titel 16 und Titel 17 Tiegt fein Widerjprud vor, fie find be- 
williot, 

Ich eröffne die Diskuffion über Titel 18, zu Forfilulturen und Berbefferung 
der Forfigrumbitiide u. |. w., und tiber den Antrag der Abgeordneten Bernbarbt 
und Genoffen, Nr. 33 ad 1. (f. weiterhin.) 

Zur Gefhäftsordnung bat der Abgeordnete Ofterrath das Wort. 

Abgeordneter Ofterrath: Ich möchte bitten, die beiden Titel, welche in 
dem Amendement zujammengefaßt find, bei der Disfuffion zu vereinigen, nämlich 
Knpitel 2, Titel 18 und Kapitel 4, Titel 4. 

Präfident: Dagegen Habe ich nichts zu erinnern. Ich verbinde alfo die 
Diskuſſton des Kapitel 2, Titel 18 mit dem Kapitel 4, Titel 4, auf die ſich die 
Anträge der Abgeordneten Bernhardt und Genoffen beziehen. 

Der Abgeordnete Bernhardt hat das Wort. 

Abgeordneter Bernhardt: Deine Herren! Daß wir bei der Beiprecdhun 
des Forſtkulturfonds in den Kern des ganzen Etats eingetreten find, werden € 
mir alle zugeben. Es giebt feine Forſtverwaltung der Welt, die ſich in einig 
maßen georbnreten Bahnen längere Zeit bewegen kann, wenn fie nicht außreicher, 
Kulturmittel befigt. Nun ift ja auzuerkennen, daß bisher unfere Forfiverwaltun 
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in diefer Richtung ziemlich hoch geftanden Hat; das hohe Haus hat aber in den 
letzten Jahren in Einverfändnig mit der Staatsregierung Schritte gethan, welche 
es von Jahr zu Jahr ſchwerer erjcheinen laffen, mit den bisherigen oder auch 
mit den im Laufe der Jahre gefleigerten Kulturmitteln auszureihen Das Haus 
hat wiederholt erheblihe Summen’ mit der Staatsregierung vereinbart, welche 
zum Anlauf von aufforftungsbedürftigen Dedländereien verwendet werben jollen; 
ja, diefer fogenannte Anlaufsfonds hat, wie man jagen kann, fich einer befonde- 
ren Bopularität erfreut und es ift Niemand zweifelhaft geweien, daß man ihn 
von Fahr zu Fahr bewilligen und womöglich verftärten müfſe. 

Nun, meine Herren, wir haben gewiß heute Morgen aus der fehr inter- 
eflanten Erörterungen des Herrn Yinanzminifters die Sicherheit geichöpft, daß 
es dieſem Fonds an den nöthigen Quellen des Zufluffes in der nächſten Zeit 
nicht mangeln wird, und wenn man für jo große Summen im Intereſſe der all- 
gemeinen wirthfchaftlichen Berhältniffe Domainen- und Forftgrundftüde verkauft 
fo wird man ficherlich zu jeder Zeit das Geld haben, um auf die andere Schaale 
der Waage einen Theil diefes Geldes zu legen und dadurch das Staatsgrund- 
vermögen in einer ebenfo der Landeskultur wie der Forftlultur nützlichen Weife 
zu vermehren. Indeſſen zur Zeit liegt die Sache nit ganz fo. Der Kultur- 
fonds ift gegen das Borjahr nicht vergrößert. Die EtaatSregierung erkennt an, 
daß es nicht möglich ift, mit diefen Mitteln die rechtzeitge Aufforftung der an- 
gelauften Ländereien zu betreiben, fie macht felbft in der Bemerkung zu Tit. 18 
darauf anfmerffam, daß ein doppelter Nachtheil dadurch erwachlen muß, nämlich 
ein erheblicher Zumwachsverluft, weil lein Holz wächſt, und eine fiufenweife De- 
gradation des Bodens, die ja nothwendigerweiſe da erfolgen muß, mo lange Beit 
nichts als Unkraut wählt und durch die dauernde Einwirkung der Atmofphärilien 
der Boden verhärtet und verdorben wird. Ich glaube, wir folgen in diefer Rich⸗ 
tung der Betrachtung der Königlichen Staatsregierung volllommen und ſtimmen 
ihrer Auffaffung zu. 

Das Ausktunftsmittel, welches in diefem Etat getroffen ift, befteht nun darin, 
bag der Fond im Zitel 3 des Kapitel 4 für übertragungsfähig erflärt ift mit 
den Kultur- und Bermeffungsfonds im Zitel 18 des Kapitel 2, und zwar, wie 
es ausdrücklich beißt: gegenfeitig für übertragbar erklärt; das heißt, meine 
Herren, die Staatsregierung wird, wenn wir fo bejchließen, ermächtigt, nicht 
allein aus dem Aukaufsfonds Gelder berüberzuziehen zu den Zweden des Kul⸗ 
tar» nnd Bermeffungsfonds, fondern auch umgelehrt, aus dem Tetteren Gelder 
zu entnehmen zum Anlauf von Forfigrundftiden. Dadurch wiirde eine weitere 
Schwächung des Forſtkulturfonds herbeigeführt werben, die man, glaube ich, 
nicht wünſchen kann. 

Nun war allerdings von vornherein anzunehmen, daß die Königliche Staats⸗ 
regiernung die Sache nicht fo aufgefaßt Habe. Eine Anfrage in der Gruppe bat 
uns and die Ueberzeugung verfähafft, daß dem nicht fo fei; der Herr Bertreter 
der Königlichen Staatsregierung bat vielmehr erflärt, daß die Negierung zur 
Zeit nur die Abfiht habe, aus unverwendet bleibenden Mitteln des Anlaufs- 
f 98 Gelber berüberzunehmen zu den Kulturen, da wo es nöthig fei. 

-Die übrigen Herren, welche den Antrag mit mir unterzeichnet haben, waren 
ı : mir der Anficht, daß «3 zweckmäßig jei, ſolche Dinge tim Etat recht Mar er- 
t ıbar zu machen. Wir fohlagen Ahnen deßhalb vor, die Uebertragbarkeit ein- 
3 hränken auf eine einfeitige, berart, daß nur aus dem Anlaufsfonds zu Forſt⸗ 
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fulturzweden Gelb entnommen werben kann, aljo weder zu Bermeflungs- und 
Einrihtungszweden, die ja auch im Titel 18 mit drinfleden, noch zu anderen 
Zweden, daß dagegen der Forſtkulturfonds im feiner jetzigen Höhe intaft bleiben 
fol. Wir bitten Sie, diefem Antrage Ihre Zuftimmung nicht zu verfagen. 

Bicepräfident Graf Bethufy - Huc: Der Herr Finanzminifter hat 
das Wort. 

Sinanzminifter Camphanfen: Ih will nur erklären, daß die Regierung 
gegen den Antrag nichts einzumenden bat. 

BVicepräfident Graf Bethufy-Hue: Der Abgeordnete Ofterrath hat 
das Wort. 

Abgeordneter Ofterrath: Ih richte an den Herrn Regierungstonmiffar 
die Frage, ob er angeben fann, wie hoch der Kapitalsbeftand bereits if, der zu 
Kapitel 4 Nr. 4 angefammelt if. Es hat jede Berwaltung das Beitreben, mög- 
fichft viele Titel als tibertragbar bezeichnen zu können. Die Uebertragbarfeit hat 
einen doppelten Sinn. Einmal verfteht man darunter, daß das, was bei 
einem Titel eritbrigt ifl, bei einem anderen Titel, mit dem er übertragbar ift, 
verwendet werden kann, und zweitens daß das, was in einem Jahre nicht ver- 
ausgabt ift, auf das nächſte Jahr fibergeht. Bei den uns jetst befchäftigenden 
Titeln find beide Bezeichnungen der Uebertragbarkeit aufgeführt. Wir Haben 
beute durch den Herrn Finanzminiſter auseinanderfegen gehört, und der Herr 
Redner vor mir bat auch Bezug darauf genommen, welche Bortheile die Ber- 
äußerung von Domainengrumdftiiden ſowohl finanziell als aud in national- 
ötonomifcher Beziehung gewährt. Wir finden bier im Kapitel 4 das gerade &e- 
gentheil, indem für den Anlauf von Grundftüiden Beträge angeſetzt find. Es if 
früher einmal in diefem Haufe bejchloffen, daß bei einem übertragbaren Titel 
ante lineam angegeben werde, mie hoch die angejammelten Beftände bereits find. 
Die Uebertragbarkeit bat nämlich den Nachtbeil, dag bei Prüfung des Titels 
Niemand itberfehen kann, ob feine Beftände zu dem Zwed ausreichend find, 
welchen die Ueberjchrift des Titels angiebt, oder ob fie nicht ausreichend find, 
und nod mehr tritt diejes an diefer Stelle hervor, wo zum Anlauf von Grumb- 
ſtücken ein erheblicher Betrag ausgefekt ift. 

In der Anmerkung zu diefen Titeln ift bemerkt, daß der eine Fonds auch 
in den folgenden Jahren verwendet werben kann, und da möchte ich bie 
Frage an den Herrn Regierungstommiffar richten, auf wie lange fih das er 
firedt. Soviel ich weiß, war e8 früher Berwaltungsgrundfag, daß die Ueber: 
tragbarfeit mit dem Ablaufe der Etatsperiode ihr Ende fand, und jedenfalls 
möchte ich aljo den Wunſch ausfpreden, daß, wenn uns heute der Kapitalbe- 
ftand vielleicht noch nicht mitgetheilt werden fünnte, doch künftig ante lineam be- 
merkt werde, wieviel Kapital zufammengebradht ifl, denn dann wird man er- 
meflen können, ob der Titel ausreichend ift oder nicht. 

Bicepräfident Graf Bethufy-Hue: Der NRegierungsfommiffar Herr Land- 
forftmeifter Ulrici hat das Wort. 

Regierungstommiffar Randforftmeifter Ulriei: Auf die Frage des Herrn 
Borredners, wie hoch ſich der Kapitalbeftand beläuft, kann ich nur bie Erfärır 
abgeben, daß ein folder Kapitalbeitand nicht vorhanten if. Es find allerdin 
die Fonds noch nicht vollftändig ausgegeben, die im vorigen Jahre bewilli, 
worden find, aber über alle Fonds ift verfügt worden, wenn theilweiſe auch nu 
in der Art, daß Anläuf in Ausficht genommen oder angeordnet find und dag d 
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entfprechenden Summen hierfür bis dahin referpirt werden, daß der Ankauf per- 
fett geworben ifl. Ebenſo ſteht es mit dem Kulturfonds, auch in ihm if fein 
Befand. Aus der Uebertragbarfeit diefer Fonds auf fpätere Jahre können ſich 
daher feine Beſorgniſſe ergeben; ich glaube, daß wir ſtets mit dem Ablaufe des 
zweiten Jahres mit der Uebertragbarkeit nichts mehr zu thun haben werden. 
Die Uebertragbarkeit des Titels fir Anfäufe bat jedoch infofern eine befondere 
Bedeutung, als derartige Antaufsgefchäfte häufig ſolche find, die fich nicht fofort 
in einem Sabre abwideln laffen, fondern wegen des vollen rechtlichen Abjchluffes 
anf das nächfte übergehen müfſen. 

Bräfident: Der Abgeorbirete Graf Bethuſy⸗Huc hat das Wort. 

Abgeordneter Graf Bethufg-Hue: Meine Herren! Nach dem, was der 
Herr Abgeordnete Bernhardt vorgetragen bat, kann ich mich jehr kurz faffen. Der 
Herr Finanzminifter hat im Eingang feiner heutigen Rede die Büte gehabt zu 
jagen, daß während feiner fünfjährigen Amtsdaner 30,000,000 Dart aus dem 
Erlös von der Parzellirung der Domainen der Staatskafſe zngefloffen feien. Ich 
hege die Erwartung, daß der Herr Finanzminifter Sorge tragen wird, dem Do- 
mainen- und Yorfifisfus die ihm auf diefe Weife entzogene Kapitalfjumme im 
Laufe feiner ferneren Amtsführung wieder zufließen zu laflen, er wird auf dieſe 
Art der Anlegung allerdings direlt einen geringeren Zinsjag für die Staatskaſſe 
erzielen als anderwärts, er wird der Staatslaffe weniger Zinfen erfparen, als 
wenn er die Summen zur Tilgung von Schulden anlegt, id) glaube aber, er 
wirb durch das Beifpiel, welches er der Bevölkerung giebt, das Darliegen von 
öden Ländereien als unftatthaft anzufehen, die Steuerfraft des ganzen Landes 
anhaltend, dauernd mehr fürdern als es durch das Waldſchutzgeſetz, melches fein 
Herr Kollege für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten im vorigen Jahre ung 
vorgelegt bat, oder in irgend einer anderen Weife bewerffielligt werben kann. 
Ich möchte daher in Uebereinftimmung mit dem Herrn Abgeordneten Berger das 
Augenmert der Staatsregierung darauf hinlenken, mehr noch als bisher gejchehen 
ift, folche Ländereien, welche fih zu anderer wirtbfchaftlicher Benugung nicht 
eignen, zum Aufforften für den Staat zu erwerben. (Bravo!) 

Präftdent: Der Abgeordnete v. Benda hat das Wort. 

Abgeordneter v. Benda: Meine Herren! Der Herr Kollege Ofterrath 
hat ein Stüd unjeres Etatsrechts berlibrt, deflen Feitftellung wir ja jehr lebhaft 
wünfchen, was wir aber unmöglicherweije gelegentlich” bier bei dieſer Etatspo- 
fition erledigen können. 

Was dann die Sache ſelbſt betrifft, meine Herren, jo will ich gegen ben 
Borichlag der Gruppe nichts erinnern, aber gegen Uebereinſtimmung mit dem 
Grundgedanken des Herren Vorredners möchte ich doch die andere Seite der 
Sache deden nnd möchte nicht aus der einfeitigen Uebertragbarfeit des Kap. 4, 
Titel A die Folgerung hervorgehen laſſen, als ob num die Staatsregierung er- 
mädytigt fein könnte, von dem von ung als jo nothmendig erfannten ferneren An⸗ 
fanf von Wald⸗ und Aufforftungsflähen Abftand zu nehmen und in überwiegend 
Kahem Maße diefe Gelder nur zu Forſtkulturen zu verwenden. 

Meine Herren, e3 ift ja vollfommen richtig wenn wir Grundftüde zur Auf- 
fung erwerben, jo müffen wir auch auf ihre Kultur Bebacht nehmen, und 
-an das in großem Maße geihieht, jo werben die eigentlichen Kulturkoften im 
dinarium nicht mehr genitgen. Ich Habe die Sache aber immer fo verflan- 
1, als ob dag jebt in das Ordinarium dibernommene Quantum zum Anlauf 
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von Grundftüden zu Forſten nach unferer urſprünglichen Intention auch zu 
Kulturloften des angelauften Landes verwandt werden folle, und ich fee vorans, 
daß der Beihluß der Gruppe nichts weiter beißen foll als: es follen für die 
betreffenden angefauftten Grundftiide auch Ku'turfoften verwendet werden, eigent- 
lich follte e8 heißen in Titel 4: „zum Anlauf von Grundftüden zu Forften und 
zur Kultur diefer Grundſtücke.“ Ich ſetze voraus, daß die Königlich, Forſtver⸗ 
waltung diefe Kormulirung nicht wünſcht, weil fle fonft gezwungen fein würde, 
der Oberredhuungslammer gegenüber zwei Kulturrechnungen zu führen, daß es 
aber unfere Intention nicht ift, die wohlitberlegten Bejchlüffe in Betreff der Auf- 
forftung der Grundftiide möglicherweife aus der Welt zu fchaffen oder wejeutlid) 
zu beſchränken. Ich glaube, auch der Herr Abgeordnete Graf Bethufy-Huc wird 
insbefondere damit einverftanden fein, daß es werthvoll ifl, daß wir das fef- 
ftellen, daß nicht Die einfeitige Uebertragbarteit nach diefer Richtung Hin zur 
Schädigung von wohlverftandenen fntereffen diene. Wenn der Herr Bertreter 
des Yorftdepartements diefer meiner Auffafjung nicht wideriprechen jollte, fo 
nehme ih an, daß er damit übereinftimmt 

Präfldent: Der Abgeordnete Bernhardt hat das Wort. 

Abgeordneter Bernhardt: Ich wollte nur konftatiren, daß die Gruppe 
ausdrüdlih von einer anderen Formulirung der Sache deshalb Abftand ge- 
nommen bat, weil, wenn wir in dem Ankaufsfonds zinen befonderen Kulturfonds 
ſtatuiren, zur Aufforftung angelaufter Flächen, die Verwaltung, wie der Her 
Abgeordnete dv. Benda ganz richtig bemerkte, in die unangenehme Lage kommt, 
zwei Rechnungen legen zu müffen, weil nunmehr ein Kulturfonds für die ge- 
mwöhnliche laufende Wirtbichaft und einer zur Aufforftung augelaufter Grund⸗ 
ftlide vorhanden if. Im Uebrigen find die Herren Mitantragfteller und ich fehr 
weit davon entfernt gewejen nunmehr das Schwert nad der anderen Seite zu 
fehren, und dem Ankaufsſonds mit einem kühnen Strich das Lebenslicht auszu- 
blafen, das ift nicht unfere Abſicht geweſen. Es war urſprünglich fogar der 
Plan, eine beſtimmte Summe zu limitiren. Das ift aus Zwednäßigleitsgrün- 
den unterblieben, indem ausdrücklich Tonftatirt wurde, daß nach unferer Auffaffung 
die Mittel aus dem Kapitel 4, Titel 3_ nur foweit zur Forſtkultur entnommen 
werben follen, als ein dringendes Bedürfniß des Kulturbetriebes dies erfordert. 

Prafident: Die Distuffion über diefe beiden Titel und über die Anträge 
zu denjelben ift gefchloffen. Ych kann wohl, ohne Widerjpruh aus dem Hauſe 
zu erfahren, feftftellen, daß die beiden Titel felbft bewilligt find, bis auf 
die Bemerkungen, zu denen die Anträge der Abgeorbneten Bernhardt unb Ge— 
nofjen vorliegen. Ich bringe zunächſt die Faſſung der Abgeordneten Bernhardt 
und Genoffen hinftähtlih der Bemerkung zu Kapitel Titel 18 zur Abſtimmung 
und bitie, diefelbe zu verlefen. 

Schriftführer Abgeordneter Grütering: 

Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen: 

Die Bemerkung bei Kapitel 2 Titel 18 folgendermaßen zu faflen: 
„Beſtände können zur Verwendung für die folgenden Jahre refer- 
virt werden. Bergleihe außerdem die Bemerkung zu Kapitel 
Titel 4 (Allgemeine Ausgaben) diejes Etats.“ 

Präfident: Diejenigen, welche die Bemerkung in diefer Geftalt amehme 
wollen, bitte ich aufzuſtehen. 

Das ift die Majorität; der Antrag ift angenommen. 
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Ich bitte num den Antrag des Abgeordneten Bernhardt und Genofien, zu 
Kapitel 4, Zitel 4 der Allgemeinen Ausgaben zu verleien. 
Schriftführer Abgeorbnete Grütering: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Die Bemerkung zu Kapitel 4, Titel 4 (Allgemeine Ausgaben) in fol- 
genber Fafſung anzunehmen: 
„Beſtände können zur Verwendung für die folgenden Jahre refer- 
virt werden. Die zur Beritärtung des Forftlulturfouds (Kapit. 2, 
Zitel 18) etwa erforderlichen Beträge lünnen aus dieſem Fonds 
entnommen werden.” 
Präfident: Diejenigen, welche den Antrag annehmen wollen, bitte ich auf- 
zuſtehen. (Geſchieht, 
Es iſt die Majorität; der Antrag iſt angenommen. 
Ich eröffne die Disknffion über Titel 19 —31. — Alles genehmigt. 
Kapitel 3. Zu forfiwiffenfchaftlichen und Lehrzweden. Titel 1-5. — Ge⸗ 
nebhmigt. 
Allgemeine Ausgaben. Kapitel 4, Titel 1-3. — Diefe Titel find ſämmtlich 
bewilligt. 
Einmalige und außerorbentlihe Ausgaben. Kapitel 4, Titel 1—4; fte find 
bewilligt. 
Damit ift diefer Etat erledigt. 


62. 


Geſetz, betreffend die Verlegung des Etatsjahres und die Feft- 
ftellung des Staatshaushalts-Etats für das Vierteljahr vom 
1. Sannar bis 31. März 1877. Vom 29. Iuni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes » Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, mit Zuflimmung der beiden Hänfer des Tanbtages der Monarchie, 
was folgt: 

8 1. Das Etatsjahr für den Staatshausbalt beginnt vom 1. April 1877 
ab mit dem 1. April und fchließt mit dem 31. März jedes Jahres. 

Den communalen und allen fonftigen nicht ftaatlihen Verwaltungen bleibt 
itberlaffen, auch fiir ihren Haushalt das veränderte Etatsjahr anzunehmen und 
die gegenwärtig fiir die Aufftellung ihres Etats, fowie für die Rechnungslegung 
beftehenden Termine entſprechend abzuändern. Alle dem entgegenftehenden gefet- 
lichen Beſtimmungen werden hierdurch aufgehoben. 


8 2. Der diefem Geſetze als Anlage beigefligte Staatshaushalts-Etat für 


das Bierteljahr vom 1. Januar bis 31. März 1877, wird 
in Einnahme 
auf 156,643,303 Marf und 
in Ausgabe 
auf 156,643,3085 Marf, 
kmlich 
anf 154,607,433 Marl an fortdauernden, und 
Jahrb. d. Br. Forfl- u. Jagd⸗Geſetgg. VII. 28 
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auf 2,035,870 Mark an einmaligen und außerordentlichen 
Ausgaben feftgeftellt. 

8 3. Die in $ 2 des Geſetzes vom 25. März d. J. (Gef. Samml. S. 35) 
für das Jahr 1876, ertheilte Ermächtigung zur Ausgabe von verzinslichen Schag- 
anweifungen wird auf die Zeit bis zum 31. März 1877 ausgebebnt. 

$ 4. Der Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrndtem 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 29. Juni 1876. 


(L. 8.) Wilhelm. 


Fürft Bismard. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg Leonhardt. 
Tal v. Kameke. Achenbach. Friedentbal. Hofmanı. 


Taxrationsweſen. Material⸗Abnutzung. Führung des 
Controllbuchs. 


68. 


Umrechnung des Nutzreiſigs von Feſtmaaß in Raummaafß. 


Circ.⸗ Verfüg. bes Finanz⸗Miniſters an eine Königliche Regierung und zur gleichmäßigen 
Beachtung an bie übrigen Königlichen Regierungen excl. Sigmaringen und an bie Königliche 
Finanz = Direction zu Hannover. 


Berlin, den 21. April 1876. 


Der Königlichen Regierung wird auf den Beriht vom 16. März d. J. er- 
wibert, daß die Gircular-Verfügungen vom 17. October 1874 *) fowie vom 
9. Februar 1864 **) neben der Anweifung zur Anlegung und Führung bes 
Controlbuchs vom 6. Juni 1875 (f. Art. 36, S. 332), nach wie vor giltig ge 
blieben find. 

Zur Uebertragung des Neifigmaterial® aus den Abzählungs-Tabellen in 
den Abſchnitt B des Controlbuchs find deshalb die Feſtmeter des Nutzreifigs 
fomohl der Stangen IV. bis VII als der übrigen Stangenfortimente durch 
Multiplication mit 5,0, die Raummeter des Brennreifigs I. Elafle dagegen durch 
Multiplication mit 2,0 auf Raummeter a 0,20 Feſtmeter umzurechnen. 


Der Yinanz-Minifter. 
J. A.: v. Hagen. 


*) S. Jahrbuch Band VII. ©. 143. Urt. 72. 
”*) ©. Forſt⸗ und Fagdlalender XV. Jahrg. S. 101. Urt. 47. 
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Berehtigungen nnd Ablöfungen. Gemeinheitstheilung. 
64, 


Betr. die Umwandlung bisher pränumerando geleifteter Abgaben 
in Amortifationsrenten. 
Eircular= Berfüguug des Königlihen Finanz Minifteriums an bie Königlihen Regierungen 
zu Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Marienwerber, Potsdam, Frankfurt, Eöslin, Stralfund, 
Poſen, Bromberg, Breslau, Aegnitz, Oppeln, Magbeburg, Merſeburg, Erfurt, Münjter, 
Minden, Arnsberg, Eoblenz, Düfleldorf und Eöln; an bie Königlihe Finanz = Direction zu 
Dannover über Anwenbung des Geſetzes vom 13. Febr. 1874; an bie Königliche Regierung 
zu Schleswig über Anwendung bes Geſetzes vom 3. Zanuar 1873, und an bie Königliche 
Regierung zu Wiesbaden und Gafjel ohne Anführung dieſer Geſetze. 


Berlin, den 25. Februar 1876. 


Der Königliden Regierung wird anliegend Abſchrift des in der Reallaften- 
Ablöfungsfahe von Neu-Pudagla, Kreis Uſedom⸗Wollin im Negieruugsbezirte 
Stettin, namentlih in Sachen der Pfarren und Küftereien zu Benz, Coferom, 
Crummin, Liepe und Morgenitz, fowie der Pfarre zu Uſedom wider den Forſt⸗ 
fisfus, ergangenen Erlenntniffes des Königlichen Revifions-Eollegit für Landes- 
Culturſachen vom 13. Auguf 1875 zur Kenntnißnahme über Anwendung des 
Gefeges vom 27. April 1872 bei Umwandlung bisher pränumerando geleifteten 
Abgaben ın Amortifations-Renten mitgetheilt. 


Yinanz-Miniflerium, Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strang. v. Hagen. 


Im Namen des Könige. 

In der Reallaften-Ablöfung von Neu-Pudagla, Kreis Ujedom-Wollin, Re⸗ 
gierungsbezirt Stettin, namentlih in Sachen der Pfarren und Küftereien zur 
Benz, Eojerow, Crummin, Liepe und Morgenit, ingleichen der Pfarre zu Uje- 
dom, vertreten durch den Superintendenten Gerde zu Uſedom, Provokaten und 
Appellanten, 

wider 
den Königl. Forſtfiskus, vertreten durch die Königl. Regierung zu Stettin, Ab- 
theilung für Directe Steuern, Domainen und Yorften, Brovofanten und Appellater 
hat dag Königl. Revifions-Collegium fir Landesculturfachen in feiner Sitzung 
vom 13. Auguft 1875, an welcher theilgenommen -haben: 
der Bräfident Oppermann, 
der Geheime Ober-Regierungs-Ratd Pochhammer, 
die geheimen Reviſtons⸗Räthe Lenfe, von Ruville, Chales de Beau- 
lieu, von Sad, Butze, Buchholtz, 
auf den ſchriftlichen Vortrag zweier Referenten, den Alten gemäß für Recht erkannt: 
daß die Förmlichkeiten fiir beobachtet anzunehmen, in der Sache 
ſelbſt aber die Entjcheibung der Königlichen General-Commiffton 
für Pommern und Poſen vom 28. Dezember 1874 zu beftätigen, 
Appellanten durch die Koften der zweiten Inſtanz zu tragen ge= 
balten. 
Bon Rechts Wegen. 
28* 
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Gründe. 

Den in Nubro genannten Infituten ftanden aus dem fiskaliſchen Forſtre⸗ 
viere Neu-Budagla beflimmte, jährlih am 2. Januar zu liefernde Holzdeputate 
zu, die Küfterei zu Crummin erhielt jedoch eine Geldrente nach der jedesmaligen 
Forſttare. Bei der vom Fiskus provozirten Ablöfung ift lediglich Streit fiber 
den Uebergang in das neue VBerhältniß verblieben, wobei Fiskus anfänglich von 
der Meinung ausging, daß er zu einer pränumerando- Lieferung nicht verpflichtet 
fei. Auf Anordnung der Behörde follte als Ausführungstermin ber 1. Oftober 
1875 bergeftalt angenommen werden, daß pro 1. Januar bis 1. Oltober 1875 
noch 3, des Holzes in natura zu verabreichen war; der Rezeß vom 8. Dezem- 
ber 1874 bat aber in 8 4, Ausführung, folgende Faſſung erhalten: 

Die abgelöften Reallaften find pro 1874 geleiftet. Ylir die Zeit vom 1. Ja⸗ 
nuar bis 1. Oktober 1875 miüffen 2/, der in $ 3, Spalte 4, ausgeworfenen 
Jahresrente ftatt der Neallaften und zwar pränumerando am 2. Januar 1875 
bezahlt werben. 

Am 1. Oktober 1875 erlöfchen die abgelöften Neallaften gänzlid. Dagegen 
entrichtet der Berpflichtete vom 1. Oktober 1875 ab die im 8 3, Spalte 4, aus- 
geworfenen Renten in vierteljährlichen Raten pränumerando an die Nießbraudher 
des Einkommens der bereihtigten Pfarr- und Küfterftellen, uud zwar bis zu dem 
Zeitpunfte, mit meldem die Rentenbank die Renten libernehmen wird zc. nad 
dem Formular. 

Der Rezeß ift von dem fisfalifchen Vertreter vollzogen, von den beredhtigten 
Inſtituten aber nicht, weil fich diefelben durch die vorftehenden Beſtimmungen in 
ihrem Rechte auf pränumerando -» Lieferung, aljo au) auf pränmmerando - Zah- 
fung des Aequivalents verletzt fühlten. Sie verlangten unter der Borausjegung, 
daß fie die Rentenbriefe am 1. Oktober 1875 erhielten, außer der vollen Rente 
pro 1875 noch die Halbe Rente pro 1876 pränumerando anı 2. Januar 1876. 

Die Königliche General-Gommffion für Pommern und Poſen hat jedoch 
durch Entiheidung vom 28. Dezember 1874 die verweigerten Unterfchriften 
foftenpflichtig ergänzt, weil nad 8 104 des Ablöfungs-Gefekes von 2. März 
1850 in Ermangelung einer Bereinigung, der Ausführungstermin von der Be- 
hörde feftzuftellen fei; Nachforderungen Über den Ausführungstermin wegen Ber- 
Iufte aus dem fpäteren Eingehen der Nentenbriefszinfen in den Geſetzen keine 
Begründung fänden, der Schuldner vielmehr durch Zahlung des Capitals mit 
rüdftändigen Zinſen nad $ 149 Tit. 16 TH. TA. 8. R. von feiner Verbind⸗ 
lichkeit völlig befreit werde. 

Gegen diefe Entſcheidung bat der Superintendent Gerde als Bevollmächtigter 
ſämmtlicher Inſtituts⸗Vertreter formell richtig appellirt, indem er im Wefentlichen 
ausführt, daß bei der pränumerandbo-Leiftung die Berechtigten an dem Fällig⸗ 
feittermine in dem Beſitz der Renten oder Zinjen des Ablöfungs-Fapitals fein 
müßten. Dies fei zu ihrer Schädigung uach den Rezeß⸗Beſtimmungen unter der 
borausgefetsten Ausbändigung der Nentenbriefe infofern nicht der Fall, als ihuen 
pro 1875 die Rente vom 1. Oktober bis letzten Dezember fehlen würde; pro 1876 
erhielten fie die Rentenbriefszinſen ftatt am 2. Januar, halb am 1. April, ball 
am 1. Oktober, was dem Empfange der ganzen Zinfen am 1. Juli gleihfomme 
Sie feien zwar mit einer Verlegung des Wirthihaftsjahres vom 1. Januar au, 
den 1. Juli einverftanden, Fiskus müſſe aber dann zur Ausgleihung außer der 
Yjährliheu Rente pro 1875 noch eine halbjährliche Rente pro 1876, nämlich 
vom 1. Jannar bis 1. Juli, zahlen. 
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Fiskus ift der Meinung, daß mit dem Ausflihrungs-Termin, vom 1. Ofto- 
ber 1875 jeine Verpflichtung erlöfche, dem Rechte auf pränumerando-Leiftung 
aber durch ben Rezeß möglichft Rechnung getragen fei. 

Der vom erfien Richter angezogene $ 149 Tit. 16 TH. J. A. L. R. paßt 
bier nidt; ber 1. Oktober 1875 ift auch nicht der Ausführungstermin, welchen 
8. 104 des Ablöfungsgejeges vor Augen hat, fondern es iſt der allerſeits voraus⸗ 
geſetzte Termin, an welchem die Rentenbank die Rente übernehmen wird unter 
gleichzeitiger Abfindung der Berechtigten. 

Nichtsdeſtoweniger verleßt der Rezeß die Inſtitute und es war deshalb das 
L Urtel aufrecht zu erhalten für den Tall, daß die Rentenbank mit dem 1. Ok⸗ 
tober 1875 eintritt. 

Die Behanptımg der Appellanten, daß ihnen die vierte Vierteljahrsrate pro 
3875 fehlen würde, if nicht richtig; fie erhalten diefelbe in den am 1. April 
1876 fälligen Rentenbriefszinjen, allerdings zu fpät. 

Die Appellanten haben aber darin Recht, daß fie, fo Iange die Nenten- 
briefe laufen, niemals am Fälligleitstermine der früheren Reallaſt iu den Befik 
der entiprechenden Wentenbriefszinfen gelangen, fondern immer erft fpäter. Es 
ift nicht zu verlennen, daß darin ein Nachteil liegt, wennſchon fich derſelbe 
leineswegs mit der auf die willliirliche Yingirung eines neuen Wirthichaftsiahres 
begründeten Forderung der Appellanten dedt, wonach fie die Rente reſp. Zinſen 
vom 1. Oktober 1875 bis 1. Juli 1876 doppelt erhalten würden. Allein fiir die 
Ausgleihung folder Nachtheile, welche bei den verjchiedenen Fälligkeitsterminen 
der Reallaften und des nur zweimaligen Eintritt der Nentenbanf am 1. April 
und 1. Oktober, $ 16 des Mentenbankgejeges vom 2. März 1850, und der 1/g 
Fahr fpäter eintretenden Zinfenzahlung von den Rentenbriefen, öfter eintreten, 
hat das Geſetz feinen Raum, wie dies auch der erfte Richter angenommen bat. 
Zür die Abfindung der Berecdtigten tritt der Staat ein, und es ift in 88 28 
fi. des Rentenbankgeſetzes genau beftimmt, wie diefe Abfindung in Rentenbriefen 
und baar zu gewähren ift, in welchen Appoints die Mentenbriefe ausgefertigt 
werben, zu welchem Sate und zu welchen Zeiten die Berzinfung erfolgt. Sodann 
verordnet 8 50 des cit. Geſetzes wörtlich: 

Bon dem Zeitpunfte ab, in welchem eine Rente von der Renten⸗ 
bant übernommen und der Berechtigte durch letztere abgefunden 
wird, (8$ 15, 16 und 80) hören alle gegemjeitigen Rechte und 
Bflihten zwiſchen den bisher Berechtigten und BVerpflichteten in 
Bezug auf diefe Rente nnd diejenigen Reallaften, an deren Stelle 
die Rente getreten, völlig auf. 

Nur wegen der Rüdftände bleiben dem bisher Berechtigten feine 
Rechte vorbehalten. 

Nach diejer Vorſchrift treten, da es fih um Rüdftände überall nicht handelt, 
mit dem 1. OÖltober .1875 die Berechtigten aus aller Verbindung mit dem ver> 
pflichteten Fiskus und ſtehen fortan Tediglih dem Staate gegenüber. Demgemäß 
fen fie fi auch mit der den gefetzlichen Erforderniffen entfprechenden durch 

Staat zu gewährenden Abfindung begnügen und wenn diefelbe, namentlich 

Halbjährlihe poftnumerando-Berzinfung ihren Intereſſen nicht entipricht, fo 

jen fie die Hentenbriefe verfilbern und das Capital anderweit unter Vorbe- 
: einer pränumerando-Berzinfung belegen, eine Operation, auf welche fie bei 
Ausloofung eines Nentenbriefes noch näher hingewieſen werden. 
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hältniß beftehen und da beide Theile darüber einverftanden find, daß die Natural⸗ 
Leiftung mit dem 1. Januar 1875 aufhört, das ift der eigentliche Ausführungs⸗ 
termin; die Theilrente pro 1875 aber regelmäßig am 2. Januar pränumerande 
gezahlt werden muß, fo ift Fiskus zu etwas Mehrerem, als er rezeßmäßig fiber- 
nommen bat, in der That nicht verpflichtet. Die Weigerung der Inſtitute, den 
Rezeß zu vollziehen, und folgerichtig ihre Beſchwerde gegen das I. Urtel, ift da- | 
nad) unbegründet. | 
Die ganze Entfhädigungs-Berechnung der Appellanten beruht darauf, da | 
die Rentenbant mit dem 1. Oftober 1875 eintritt, davon gebt auch der Appellat 
aus und nicht minder die General-Eommiffion. Witrde aber die Rente nicht am | 
1. DOttober 1875, fondern erft am 1. April 1876 übernommen werden, fo hätten | 
für diefen Fall die Appellanten eine ganz andere Berechnung aufftellen nrüffen. 
Es könnte aladann möglich fein, daß Fiokus die alsdann am 2. Januar 1875 | 
fällige aber erft am 1. Oktober 1875 zablbare legte Quartalrente pro 1875 vom 
2. Januar 1875 ab mit 5%/, verzinjen müßte, während die noch zahlbare erfie 
Duartalrente pro 1876 rechtzeitig am 2. Januar 1876 erfolgen würde; allein 
e3 kann darauf in Ermangelung alles von den Parteien zu bietenden Anhalis | 
für jet nicht näher eingegangen werden, zumal der hier gedachte Fall allem | 
Erwarten nach nicht eintreten wird. | 


Dagegen bleibt bis zum Eintritte der Nentenbant das bisherige Rechtsver— 


ALS imterliegeudem Theile mußten den Appellanten nad) $ 6. tit. 23, Pr. O. 
auch die Koften der II. Inſtanz zur Laft gelegt werben. 


Berlin, den 13. Auguft 1875. | 
Urkundli unter Siegel und Unterſchrift angefertigt. | 
(L. 8.) 
Das Revifions Collegium für Landeskulturſachen. 
gez. Oppermann, 











* Forſt⸗Wegebaun. 
— Unterhaltung der Wege in den Staatsforſten. 


Circular⸗Verfũgung bes Finanz⸗ Miniſteriums an fänmtlihe Königliche Regierungen 
excl. Sigmaringen und an die Konigliche Finanz⸗Direction in Hannover. 


Berlin, den 20. April 1876. 


Br Der Königlichen Regierung wird in Betreff der Verwendung Ihres et. 

. mäßigen Forftimege-Baufonds und der Tünftig zu beantragenden Zuſchüff 

—V demſelben Nachſtehendes zur Beachtung mitgetheilt: 

Mn. Bu der Iaufenden Unterhaltung der bereits ausgebauten öffentlichen W 
— — innerhalb der ſiskaliſchen Forſten, ſowie zur bloß polizeimäßigen Inſtandſetz 
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der vorhandenen Wege wird hr etatsmäßiger Fonds in der Negel die erfor- 
derlichen Mittel gewähren. Die Dispofition über denfelben für diefe Zwecke bleibt 
der Königlichen Negierung fiberlaffen, und ift e8 Ihre Sache, die biesfälligen 
Borfhläge und Koftenanfchläge der Oberförfter in Bezug auf Bedürfniß und 
Zwedmäßigteit ſelbſtſtändig zu prüfen, auch dariiber zu befinden, ob vor deren 
Genehmigung in einzelnen Fällen eine bautechnifche Reviſion der Koftenanfchläge 
zu veranlafien ifl. 

Wenn es ſich Dagegen darum handelt, 

einen beftehenden Weg chauffeeähnlich mit Befeſtigung der Fahr⸗ 
bahn durch Steinpflafter, Steinfchlag, Schlacken oder Kies aus- 
zubauen, 

desgleichen wenn 

ein völliger Umbau refp. ein umfaffender Inftandfegungsbau eines 

früher ausgebauten Weges, 

und ebenfo wenn 

die Anlegung eines neuen Weges oder die Verleguug eines ſchon 

vorhandenen Weges in erheblichem Umfange 

beabfichtigt wird; fo ift Hierzu als zu einer neuen Anlage die biesjeitige Ge⸗ 

nehmigung einzubolen. 

Ein folder Antrag muß enthalten: 

Die Spezielle Bezeichnung des Weges unter Beifligung eines von 
dem Herrn Wegirungs-Bau-Rath revidirten Koftenanjchlages und 
die nähere Motivirung des Bau-Projeftes mit Aüdficht auf deffen 
Wichtigkeit für das Intereſſe der Forfiverwaltung. 

Ob ein folder Koftenanfchlag, wenn er von dem betreffenden Oberfürfter 
-aufgeftellt worden, einer Vorrevifton durch den Kreisbaubeamten zu unterwerfen 
if, wird der Erwägung ber Königlichen Regierung anheimgegeben. Der Koften- 
Anſchlag muß übrigens, auch wenn der Bau auf mehrere Jahre vertheilt werden 
fol, den gefammten Koftenbetrag für den anszubanenden Weg erjehen Taflen. 

Soweit die Geldmittel zu diefen nach vorheriger biesfeitiger Genehmigung 
auszuführenden Wegebauten aus dem etatsmäßigen Fonds der Töniglichen Re⸗ 
gierung nicht entnommen werben können, mag diefelbe Die Ueberweiſung bes 
erforderlichen Bufchuffes beantragen, den diesfälligen Bericht aber fo zeitig ab- 
fenden, daß derſelbe jedenfalls noch vor Ablauf des Monats Dezember bier ein- 
gebt. Spätere Anträge würden eine, oder doch nur in foweit Bertidfichtigung 
finden können, ald nach den diesfeit3 bereits getroffenen Dispofitionen tiber den 
Fonds noch verfügbare Mittel vorhanden find. 

Für den Fall, daß die Königliche Regierung die Koften für die laufende 
Unterhaltung der ausgebauten Wege reſp. für die pollzetmäßige Weginſtand⸗ 
feßungs-Arbeiten aus Ihrem etatsmäßigen Fonds zu beftreiten außer Stande 
fein follte, hat dieſelbe die unerläßlich nothwendige Berflärfung des Fonds 
für das folgende Fahr ebenfalls in dem angegebenen Termine zu beantragen, 
die diesfällige Bedarfsſumme aber von derjenigen für neu auszubauende Wege, 
-uch wenn beide in einen Bericht aufgenommen worden, der befferen Ueberficht 

regen getrennt zu halten. 


Hinanz-Minifterium, Abtheilung für Domainen und Koriten. 
vd. Strang. | vd. Hagen. 


- 


Forſt⸗ und Jagdſchutz und Strafweſen. 
66. 


Ein Königl. Forftauffeher, welcher, indem er feine in der Königl. 

Forft zur Ergreifung emes Iagd-Rontravenienten begonnene Amts- 

thätigkeit durch Werfolgung des Kontravenienten anf ein fremdes 

Jagdrevier fortfeht, diefeg Revier mit unverbundenem Gewehr 

betritt, macht fid; dadurd einer zur gerichtlicen Ahndung geeig- 
neten Amtsüberfihreitung nicht ſchuldig. 


Auf den von der Königlichen Regierung zu M. erhobenen Conflikt in ber 
bei der Konigl. Kreisgerihts-Eommiffion zu S. anhängigen Unterfuhungsiache 
wider den Königl. Forftaufieher R. in T., betreffend Jagd-Kontrapention, ertennt 
der Königl. ‚Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenz-Kouflifte für Recht: 

daß der Rechtsweg in biefer Sache für unzuläffig und der erhobene 
Konflikt daher flir begründet zu erachten. 
Bon Nedhts wegen. 
Gründe, 

Der Königl. Forftaufieher R. zu T. wurde auf die Anzeige des Büchfen- 
machers S. angeklagt, defien dort belegenes Sagbrevier am 7. Mai 1874 ım- 
berechtigt mit unverbundenem Gewehr betreten zu haben Er wandte Dagegen 
ein, daß er lediglich in Erfüllung feiner Pflicht den in der angrenzenden König- 
lichen Forſt beim Schießen eines Rehes betroffenen Kirchner H. aus X. zur 
Feſtſtellung der Berfonlichkeit dorthin verfolgt und, nachdem er ihn angerufen 
und erkannt, ungeachtet feiner Aeußerung, feinen Unſinn zu machen, zur Beſtra⸗ 
fung angezeigt babe. Er wurde jedod am 21. September 1874 von ber Künig- 
lichen Kreisgerichts⸗ Commiſſton zu S. nad) dem Strafgefeg-Buch 8 368, Nr. 10, 
zu 1 Thlr. Geldbuße eventuell 1 Tag Haft verurtheilt, weil feine Amtsthätig⸗ 
feit auf den Königl. Forſt befchränft fei. Er legte ben Recurs ein. Gleichzeitig 
erbob die Königl. Regierung zu M. ben Konflitt auf Grund des Geſetzes vom 
13. Yebruar 1854 und unter ber Ausfithrung, daß der Angellagte nach dem 
Minifterial-Reffript vom 14. März 1850 Behufs Ueberwahung der Jagd-Kon⸗ 
traventionen das Mevier des Yagbbereihtigten S. babe betreten dürfen. Der 
Konflift wurde deshalb von dem Königl. Appellationsgericht zu N. und auch 
von der Königl. Kreisgerichts⸗Commiſſion zu ©. für begründet erachtet, während 
ſich weder der Polizei-Amwalt noch der Angeklagte erflärte. 

Es war, wie gefchehen, zu erfennen. Die erwähnte Auslaffung bes Ange- 
Hagten auf die Anklage wird von dem Kürſchner H. im Wefentlicden als richtig 
anerlannt. Derjelbe will zwar nicht in dem Königl. Forft, fonbern anf dem Pri⸗ 
vat⸗Jagdreviere des S. nach einem Reh geichoffen und mit der Heußerung: „Na, 
machen Sie doc feinen Unſtun“, den Büchfenmader S., für welchen er in ber 
Sinfterniß den Angeklagten gehalten habe, gemeint haben, bezeugt aber eidlich, daß ber 
legtere nad) dem Schuß plötzlich aus der Königl. Forft mit dem unverbundenen 
Gewehr auf ihn zugefommen fei, ihm ein Halt zugerufen habe und mit dem Be- 
merken, daß er ihn kenne, nach dem Königl. Forſt zuriicgegangen ſei. Hiernach 
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muß als erwiefen angenommen werden, daß der Angellagte lediglich in der Ab⸗ 
fit, die Perfönlichleit des Kürſchners H., welchen er bei Verübung eines Jagd⸗ 
frevels im Königl. Forft betroffen haben wollte, feftzuftellen, auf das angrenzende 
Jagdrevier des Büchſenmachers S. libergetreten ift, und erfcheint nach feinem 
ganzen Verhalten jeine Angabe glaubhaft, daß er dazu veranlaßt worden fei, 
weil jener vor ihm dorthin geflüchtet fei. Der Angeklagte fette alfo feine in 
dem Königl. Forſt zur Ergreifung des Yagd-Kontravenienten begonnene und 
in dem Forfl- und Jagdſchutz beftehende Amtsthätigkeit Durch Berfolgung des 
leßteren auf dem fremden Jagdrevier nur fort, um file zum endlichen Abſchluß, 
wenn auch nicht dur Berhaftung, doch durch Feſtſtellung der Perſönlichkeit 
zum Zwed ber Beſtrafung zn bringen. Sein ganzes Berfahren ftellt ſich daher 
bis zu feiner Rücklehr in den König. Yorft als ein amtliches und einheit- 
lies dar. Aehnliche Grundjäge find bereits iu den Erfenntniffen des Königl. 
Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetenz. Konflifte vom 22. November 1851 
und 8. März 1856 (Juſtiz⸗Miniſt.Bl. 1853 ©. 351 und 1856 S. 381) in Be- 
zug auf die Anwendung der Waffengewalt außerhalb der Forſt in Gemäß- 
heit des Gejetes vom 31. März 1837 ausgedrückt und kann namentlich eine ent- 
gegenftehende Auficht nicht gefolgert werden aus dem Erkenntniffe vom 24. No⸗ 
bember 1855 (Juſt.⸗Miniſt.Bl. 1856 S. 59), da hierin nur ansgeflihrt ift, daß 
die dem Forftbedienten obliegende Pflicht zur Ueberwahung der Jagd⸗Kontra⸗ 
ventionen an ſich noch nicht zum Betreten fremder Jagdreviere außerhalb der 
ihm unterflellten Forſt mit Schießwaffen berechtige. Hiernach kann nicht ange- 
nommen werden, daß der Angeflagte ohne Befugniß das Jagdrevier des 
Büchſenmachers ©. betreten und dadurch ſich nach dem Strafgeſetz-⸗Buch 8 368, 
Ar. 10 und dem Gele vom 13. Yebruar 1854 einer Uebertretung und fomit 
einer zur gerichtlichen Verfolgung geeigneten Ueberfchreitung feiner Amtsbefugniffe 
ſchuldig gemacht habe. 
Berlin, den 12. Juni 1875. 


Königl, Gerichtähof zur Enticheibung ber Kompetenz⸗ſonflikte. 
(Unterfrift.) 


67. 


Macht der Finder eines Hirſchgeweihes, welches naturgemäß von 
dem Wilde abgemorfen morden if, ſich dadurch firafbar, daß er 
dag Geweih ſich aneignet? 


(Entfheibungen bes Ober-Tribunals, Bb. 75, ©. 383.) 


Die umverehelichte F. zu Pohldorf fand im Mai 1874 in einem in der 
rafihaft Glatz belegenen Walde zwei Hirſchgeweihe, nahım dieſelben an fich, 
erfaufte das eine für 2 Thlr. und übergab das andere einem Forſtaufſeher auf 
veffen Anforbern. In dem erwähnten Landestheile hat die Jagb-Orbnung flir 
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Schleſien vom 19. April 1756 gegenwärtig noch Geltung. Wegen der durch ben 
Berlauf des einen Geweihes bemwirkten Aneignung wurde die F. zur Unterfuchung 
gezogen und das Kreisgericht zu Habelſchwerdt ftellte in feinem Erkeuntnifſe vom 
19. October 1874 thatfädhlich feft, daß die Angellagte der unbefugten Jagdaus⸗ 
übung ſich ſchuldig gemacht habe und verurtbeilte fie auf Grund des 5 292 
des Str.⸗G.⸗B. zu einer Geldftrafe. 

Die Staatsanwaltſchaft appellirte, indem fie ausfithrte, ein Jagdvergehen 
liege nicht vor, wohl aber eine Unterſchlagung im Sinne des $ 246. a. a. O., 
da in der Handlung der Angeklagten fein Eingriff in die Rechte des Jagdinhabers, 
vielmehr ein Eingriff in die Rechte des Waldeigenthlimers zu finden fei. Diefer 
Anfiht trat das Appellationsgericht zu Breslau in feinem Erfeuntniffe vom 27. 
Sanuar 1875 im Weſentlichen bei, indem es das Borhandenfein eines Jagd⸗ 
vergebens nit annahm, die Angellagte dagegen des im $ 246 a. a. O. vor⸗ 
gejehbenen Vergehens für fchuldig eradhtete und deßhalb das erfte Erkenntniß 
nur in Betreff der erfannten Strafe beftätigte. — Auf die von der Angeflagten 
eingelegte Nichtigfeitsbefchwerde hat dag Ober-Tribunal das Appellationsurtel 
vernichtet, das erfte Erfenntniß aufgehoben und die Angellagte von der Beſchul⸗ 
digung der unbefugten Jagdausübung, fowie von dem Vergehen der Unterfchla- 
gung freigefprochen. . 

Gründe. 

Der Thatbeftand, wie er in den Erfenntniffen beider Inſtanzen als feflfte- 
hend angenommen worden ift, rechtfertigt bie eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde. 
Der 8 246 des Str.-G.-B. erfordert zu feiner Anwendbarkeit, daß ber Thäter 
eine fremde bewegliche Sache fih rechtwidrig aneignet; beide Requiſite lie⸗ 
gen aber bier nicht vor. Der Jagdberechtigte, in deſſen Revier ein Hirſch fein 
Geweih abgeworfen hat, hat vermöge feines Jagdrechtes feinen ausichließlichen 
Anſpruch auf Okkupation eines folchen Geweihes; denn das Jagdrecht befteht 
begriffih in dem Auffuchen und Aneignen jagbbarer wilder Thiere. (A. 2.-R. 
Th. OD. Tit. 16, $ 30 ff. und Th. I. Tit. 9, $ 127 fi.) fo daß ber Jagdbe⸗ 
rechtigte allerdings ausfchließlich befugt if, das Geweih eines in feinem Revier 
erlegten Hirſches, fo lange daffelbe noch einen integrivenden Theil bes Thieres 
bildet, zu olfupiren, wogegen aber ein Geweih, wenn es von dem Thiere bereits 
abgemorfen worden ift, eine befondere, für fi) beftehende Sache ift (N. L.⸗R. 
Th. I. Tit. 2. 8 31), die als ſolche dem Jagdrechte deffen, in deffen Revier das 
Abwerfen zufällig erfolgt ift, nad) dem Begriffe diefes Rechtes nicht unterworfen 
jein kann; e8 müßte denn durch eine fpezielle geſetzliche Borfchrift etwas Anderes 
in diefer Hinfiht angeordnet fein, was aber weder in dem 9. L.⸗R., noch in der 
Jagdordnung für Schlefien vom 19. April 1756 gefchehen if. 

Ebenſowenig, als das Jagdrecht den ausfchließlichen Titel zur Beſitzergrei⸗ 
fung folder abgemworfenen Hirſchgeweihe bilden kann, beftebt für den Befiger ober 
Eigenthiimer des Waldes oder des fonftigen Terrains, wo das Geweih abgewor⸗ 
fen worden, ein ausjchliegliches Recht, fich daffelbe anzueignen. Ein folches 
Recht wäre juriftifh nur zu konſtruiren, wenn das abgeworfene Geweih zu ben 
Alzeffionen des Grund und Bodens felbft zu zählen wäre, was indeffen nach d 
Begriffd-Beftimmungen der An- und Zuwüchſe, der Nutungen, der Früchte u. f. ı 
wie fie im A. 2-9. Th. I. Tit 9. Abſchn. 6 aufgeftelit find, felbftredend nich 
der Fall ift. Hiernach find ſolche abgeworfene Hirichgeweihe, fo lange fie mod 
ron Niemandem in Beflg genommen worden find, lediglich als herrenlofe Sache 
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im Sinne des A. 2.-R. Th. II. Tit. 16. $ 7 zur betrachten, die, da ſich der Staat 
Bas Recht zum Beſitze nicht ansdrücklich vorbehalten bat, auch ohne deſſen be- 
fondere Einwilligung jede Privatperfon in Befit zu nehmen berechtigt ift. 

Es kann mithin nach dem von den Inſtanzrichtern feftgeftellten Thatbeftande 
weder von einer fremden, d. 5. im Befige oder Eigentbume eines dritten be- 
findlichen Sache, noch von einer widerrehtlichen Aneignung bderfelben feitens 
der Angeflagten die Rede fein, und da die Handlungsweije der Ietteren auch 
gegen kein anderes Strafgefeg verftäßt, fo mußte das angefochtene Urtheil wegen 
unrichtiger Anwendung des 8 246 a. a. O. vernichtet und die Angellagte frei- 
geiprochen werden. 


68. 


Ueber den berehtigten Waffengebrand; Seitens eines Forſtſchutz- 
Beamten, gegen melden ein perfönlicher Angriff erfolgt oder 
welcher wenigftens mit einem foldyen Angriffe bedroht if. 


Auf den von der Königl. Regierung zu A. erhobenen Konflikt in der bei 
der Königl. Deputation zu 2. anhängigen Unterfuchhungsfache wider den Förſter 
Ludwig S. zu H., betreffend vorſätzliche Mißhandlung in Ausübung feines Amtes, 
ertennt der Königl. Gerichtähof zur Entfeheidung der Kompetenz-Konflikte für 
Reit: 

daß der Rechtsweg in diefer Sache fiir unzuläffig und der erho- 
bene Konflikt daher für begründet zu erachten. 
Kon Rechts Wegen. 
Gründe. 

Der in Dienſten des Fürſten zu S. ſtehende vereidete Förſter S. revidirte 
in der Nacht vom 26. zum 27. April 1874 in Begleitung ſeines Sohnes, wel⸗ 
cher gleichfalls Förſter, aber unvereidet iſt, das Forſtrevier. In dem Diſtrikt B. 
ſand er auf friſcher That mehrere Perſonen, welche mit dem Sammeln und der 
Wegſchaffung von Laub beſchäftigt waren. Es waren dies Georg K., deſſen Toch⸗ 
ter, die verehelichte K. und die 15jährige Enkelin Louiſe K., der Köhler S., 
deſſen Ehefrau und 34 jährige Tochter. Am Saume des Waldes ftanden zwei 
mit Kühen befpannte und bereits mit Laub beladene Wagen. Die beiden Yörfter 
©. gingen auf die Wagen zu und fohritten zur Pfändung. Der K. wiberjegte 
fi) derjelben, nach einem hierdurch veranlaften Streit, bei welddem ©. von jei- 
nem Hirſchfünger Gebrauch gemacht Hat, zahlte er das Pfandgeld. 

Diefer Borgang hat ein doppeltes Unterfuchungsverfahren im Gefolge ge- 
ſabt. Durch rechtskräftiges Erkenntniß der Königl. Kreisgeridhts-Deputation zu 
. dom 24. November 1874 if der K. des Widerftandes gegen bie Staatsgemwalt 
rür fchuldig befunden und mit einer Geldbuße von 20 Thlrn. belegt. Anf Grund 
Ser Ausſagen ber Förfter ©. ift angenommen, daß der 8. den ©. fen. zweimal 
uf die Bruft gegriffen und zuriidgeftoßen habe. 8. feinerfeits hat die Brftrafung 
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des ©. fen. wegen vorfätlicder Körperverlegung während Austbung feines Am- 
te8 beantragt. Der Hofrat Dr. &. Hatte bei einer am Zage nach dem Borfall 
vorgenommenen ärztlichen Unterfudung folgende Berlegungen an dem 8. vor- 
gefunden: 

1. auf dem oberen Theile des linken Scheitelbeins eine 1/; Zoll weit unter 
der Kopfſchwarte dringende Wunde in der Länge eines halben Zolles, mit 
ſcharfen Rändern, 

2. anf dem obern Theile des linken Schulterblattes eine ſtark Mlaffenbe, 
ſchräig von oben und innen nach unten und auben verlaufende Wunde 
mit fcharfen Rändern in der Länge eines Meinen Zolles, 

8. anf dem bintern Rande des linken Schulterblattes zwei blutige Haut- 
ſchunden in der Größe von je einem Silbergrofchen, 

4, eine die ganze Dorfalfläche des linken Vorderarmes von dem Ellenbogen 
bis zum Handgelen? bin fiberziehende, ſtark mit Blut unterlaufene und 
mit verichiedenen ftärfer fugillirten Streifen durchzogene Beule, 

die erfiere Wunde dur einen Stich, die Übrigen durch Hiebe oder ſtarke 
Schläge beigebracht. 

Diefe Berlegungen will K. Seitens des ©. fen. erhalten haben und hat 
behauptet, daß der Angriff von hinten erfolgt fei. Letzterer bat beftritten, daß er 
fharf gehauen oder geftochen Habe; er giebt nur zu, daß er ein Paar flache 
Hiebe gegen den Kopf und das Geficht des K. geführt und fpäter denfelben auf 
den Arm gefchlagen babe, um ihn zum Xoslaffen der Zugfette eines Behufs 
Pfändung abgefpannten Zugtbieres zu nöthigen. Die obgenannte Gericht3-Depu- 
tation bat, nachdem das Verfahren auf Anweifung des Ober-Staats- Anwalts 
eingeleitet war, den S. fen. unter dem 16. März 1875 zur einer Gelbbuße von 
30 Mark verurtheilt, welcher im Unvermögensfalle eine Gefägnißftrafe von 5 Ta- 
gen zu fubftituiren. Daß S. dem K. die Verletzungen beigebradit, ift als fefl- 
geftellt angejehen, Nach $ 1 des Geſetzes vom 81. März 1837 iiber deu Waffen- 
gebrauh der Forfl- und Jagd⸗Beamten ſei Angellagter zwar befugt geweſen, 
bei einem Angriff auf feine Perſon oder bei Bedrohung mit einem joldhen von 
feiner Waffe Gebrauh zu machen, letzterer habe aber nicht meiter ausgedehnt 
werben dürfen, als zur Abmehr bes Angriffs und zur Ueberwindung des Wider- 
ftandes nothwendig geweſen. Möge K. Widerftand geleiftet und ſich gegen ben 
Angeklagten vergriffen haben, fo könne dies bei der Strafzumeflung in Betracht 
fommen, nicht aber erjcheine Hierdurch nach Lage der Sache der Gebrauch der 
iharfen Waffe berechtigt gemefen, dies um fo weniger, als dem ©. fein Sohn 
zur Unterflügung zur Seite gemejen. 

Nachdem Seitens der Staatsanwaltichaft Appellation angemeldet worben, 
ift Seitens der Königlichen Regierung zu A. der Konflitterhoben. Die Wahrſcheinlich⸗ 
feit, daß S. der Urheber der durch ein fcharfes Inſtrument entftandenen Wunde 
geweſen, wird zugegeben, doch ſei dies feineswegs erwiejen. Abgefehen davon, 
milffe dem ©. das Recht vindizirt werden, in Fällen, in denen ber Gebrauch der Waffe 
iiberhaupt angezeigt fei, diejelbe auch ihrer eigentlichen Beftimmung gemäß, alfo 
durch Ausführung von Stichen und Hieben anzumenden. ©. habe das Zengniß 
eines durchaus ehrenwerthen Beamten, während R. als notorifcher Wilddieb be- 
zeichnet ei, der mit den Forſtbeamten in fändiger Fehde lebe. Als Erfterer von 
Legterem mehrere Male an die Bruft gefaßt worden, hat er fih im Stande der 
— Nothwehr befunden. Er babe zwar feinen Sohn bei fich gehabt, derjelbe ſei aber 
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mit dem andern Laubfrevler beſchäftigt geweſen, und babe er in der Dunkelheit 
die Summe ber ihm gegenüberftehenden phyſiſchen Kräfte nicht ermefien können. 
Daß er demungeachtet und troß feines entjchieden fehr gereizten Zuftandes von 
der Waffe nur einen fehr fchonenden Gebrauch gemacht habe und daß er vor- 
ſätzlich ſchwere Berlegungan nicht beabfichtigt habe, werde durch die im Vergleich 
zu der vollen Wirkungsfähigkeit der Waffe ganz unerhebliden Wunden und 
durh den Umftand erwiejen, daß er nach Bewältigung des agreflinen Wider- 
ftandes fi auf den Gebrauch der flachen Klinge bejchränft habe. 

Die Kreisgericht3-Deputation zu 2. und das Appellationsgericht zu A. halten 
ben Konflikt für unbegründet. Die Deputation fügt den Gründen ihres Erkenntniſſes 
binzu: ©. jun. fei Teineswegs während des Borfalls mit den übrigen Laub- 
frevlern befaßt gewefen. Nach Lage der Sache habe nichts zu der Annahme be- 
rechtigt, daß dem ©. fen. und feinem Sohne noch andere phyſiſche Kräfte gegen- 
überftänden, welche einen energiihen Gebrauch der Waffe abjolut nothwendig 
machten. Am allerwenigfien fei die Perjon des K. felbft dazu angethan gewejen, 
den ©. zu einem ſolchen Waffengebraucdh zu veranlaflen, weil 8. gerichtsfundig 
und nach den bei dem Amtmann W. zu B. eingezogenen Erfumdigungen keines⸗ 
wegs ein Wilddieb ſei und aljo von ihm in folder Eigenſchaft nichts fir ©. zu 
beflicchten gemwejen. Auch das Appellationsgericht fieht in dem Gebrauch der Waffe 
nicht ſowohl die Abwehr eines Angrifis, als einen felbftftändigen Angriff. In⸗æ⸗ 
bejondere fei von dem Genoſſen des K., dem Köhler ©., nichts zu befiirchten ge- 
weien, da ©. fih mit dieſem vorher verfändigt und auch fonft mit demſelben 
auf gutem Fuße gelebt babe. Nach Lage des in beiden Unterſuchungen geführten 
Beweiſes fei auch keineswegs als thatjächlich fefiftehend zu betrachten, daß ber 
8. den S. thätlich angegriffen oder mit einem ſolchen Angriff bedroht, daß er 
fh der Pfändung thätlich oder durch gefährliche Drohungen widerſetzt habe. In 
biefer Beziehung ftehe die dienfleidlihe Angabe des S. mit den eiblichen 
Angaben des K., deſſen Tochter und des Zeugen ©. in Widerfprucd, und werde 
da8 Zeugniß diejer Perſonen noch erheblich unterſtützt durch die eidliche Angabe 
des S jun., der, obgleich er bei feinem Bater geftanden, nicht gejehen habe, daß 
diefer von K. an die Bruſt geftoßen worben. 

Sonftige Erklärungen find nicht abgegeben. Die Königl. Regierung zu 4. 
wäre in ber Lage gemejen, jowohl den Kompetenz-Kouflikt nad Maßgabe 
des Gefehes vom 31. März 1837 tiber den Waffengebraudy der Yorft- und Jagd⸗ 
beamten, als den Konflikt nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Yebruar 1854 
zu erheben. Sie hat den Konflikt erhoben. Zuläffig ift derjelbe, da es fi um 
die gerichtliche Verfolgung gegen einen Eivilbeamten handelt. Nah $ 57 ber 
Inſtruktion vom 30. Mai 1820 (Gef. Samml. S. 81) find die flandesherrlichen 
Beamten als Staatsbeamte anzufehen, und der mit dem Fürſten zu S. auf Grund 
des Geſetzes vom 10. Juni 1854 abgefchloffene Rezeß vom 2c. beftimmt, daß 
die mit der Verwaltung der Polizen betrauten fürftlicden Beamten dem König. 
Landrathe unmittelbar untergeordnet find. Auch bei Der Beurtheilung des Kon- 
flikts müſſen alle die Vorfchriften des Gefees vom 31. März 1837 in Rüdficht 
gezogen werben, da letteres die Grenzen bezeichnet, innerhalb deren die Forft- 
beamten von den Waffen Gebrauch zu machen befugt find. 

Der Konflikt muß fiir begriündet erachtet werben. 

Sämtliche bei dem Vorfall betheiligt gewefene Perjonen find theils in dem 

Berfahren gegen K., theil3 in dem gegenwärtigen Berfahren dienft- bezw. zeugen- 
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eibfich vernommen. Die Ausfagen find mannigfach widerfpredhend und ungenan. 
Bei näherer Witrdigung derjelben gelangt man etwa zu folgenden Refultaten: 
Die Annahme des erfennenden Richters, daß S. von der ſcharfen Waffe 
Gebrauch gemadt und dem K. die oben bezeichneten Wunden beigebradht habe, 
ift unbedingt als zutreffend anzufehen. Der Zeuge S. bat unmittelbar nach dem 
Vorfall gefehen, dag K. verwundet war, und es fehlt an jedem Anhalt flir eine 
Annahme, daß dem K. diefe Berwundungen bei anderer Gelegenheit beigebradjt 
fein könnten. Nur etwa könnte dies durch den ©. jun. gejcheben fein; eine 
dahin gerichtete Behauptung ift aber von feiner Seite aufgeftellt; nur eine hier 
nicht in Betracht kommende leichte Verwundung an der Naſe des K. foll von 
dem ©. jun. herrühren. Andererjeit8 muß aber auch als feftgeftellt angeſehen 
werden, daf der K. dem S. sen. einen mit Angriff auf deffen Berjon verbun- 
denen Widerftand entgegenfegte, ihn namentlich wiederholt an die Bruft faßte 
und zurückſtieß. Allerdings bekundet dies pofitiv nur der S. sen. ſelbſt. In 
der Unterfuhung gegen 8. ift dies Zeugniß aber als hinreichend angenommen, 
die Berurtheilung des Lebteren darauf zu griimden, und derſelbe Thatbeſtand 
ift Seitens der Königl. Staatsanwaltichaft der Anklage gegen ©. zu Grunde 
gelegt. Der direlt entgegenftehenden Ausfage des 8. kann jedenfalls feine größere 
Glaubwürdigkeit beigelegt werden, als der de8 ©. Nach dem — formell aller- 
dings nicht mehr zu Recht beftehenden, in feiner materiellen Wahrheit aber anch 
heute nicht bebeutungslofen — 8 des Geſetzes vom 31 März 1837 war fogar 
ausdrücklich beſtimmt, daß gegen einen Forſt⸗ oder Jagdbeamten, welcher ange- 
klagt ift, feine VBefugniß zum Gebrauch der Waffen überjchritten zu haben, bie 
Angaben des Verletzten und feiner Genoffen für ſich allein keinen zur Anwendung 
einer Strafe hinreihenden Beweis begründen künnten. Die K. (Tochter bes K) 
hat allerdings nidhts von dem Angriff gefehen und in dem Audienztermin vom 
16. März 1875 ausdrüdlich behauptet, fie habe e8 ſehen müſſen, wenn ihr Bater 
fih an dem ©. vergriffen hätte, weil es damals ganz heller Mondſchein ge- 
weien. Dies fteht aber mit ihren eigenen fritheren und mit jonfligen Zeugen- 
ausfagen nicht im Einklang. Bei ihrer Vernehmung am 6. Mai 1874 fagte die 
K. aus: „Ich mit meiner Tochter Luife war noch im Walde und rechte das 
lettte Laub zujammen, als die beiden S. kamen, war alfo von meinem Bater, 
der beim Wagen war, entfernt. Auch machte mich der barſche Zuruf des alten 
©.: Still geftanden, nad) dem Wagen! jo am ganzen Körper zittern, daß ich im 
erften Augenblide nicht wahrnabn, was vorging. Deutlich dagegen babe ich 
gejehen, daß der alte S. meinen Bater mit dem Hirfchfänger hieb;“ und in dem 
Audienztermin vom 24. November 1874: fie fünne aus eigener Wahrnehmung 
nicht8 darüber befunden, ob ihr Bater einen der beiden Förfter an die Bruft 
gegriffen oder zurüdgeftoßen Habe oder nicht, fie habe mit ihrer Tochter, während 
ihr Bater mit den beiden ©. zu thun gehabt habe, auf der rechten Seite bes 
Biehes und zwar etwa eine Stubenlänge davon entfernt geftanden, ſei aber 
dann auf die andere Seite des Viehes gegangen und habe daher noch fo vief 
wenigſtens gejehen, daß der S. sen. ihren Bater mit dem Hirichfänger gefchlagen 
habe. Zeuge ©. und ©. jun. haben VBeftimmtes zur Sache nicht befunden 
können; jener war etwa 12 (oder 8-9) Schritt entfernt, und dieſer bezem 
nichts Näheres gefehen zu haben, weil er entfernt von den Kühen ſtand und « 
dnnfel war. Dies bekundet aud) S., und erjcheint dadurch die entgegenftehent 
Angabe der K. widerlegt, das Gewicht ihrer Ausfage.auch dadurch entfräftet. 





a en — re ” 


— 41 — 


Bar num aber ein Angriff auf die Perfon des ©. sen. erfolgt, oder war 
er mit einem folchen Angriffe bedroht, jo war er nad 8 1 des Geſetzes vom 
31. März 1837 berechtigt, von feiner Waffe Gebrauh zu mahen. Allerdings 
ſoll letterer nicht weiter ausgedehnt werden, als es zur Abwehrung bes An- 
griffs und zur Meberwindung des Widerftandes nothwendig if. Eine Weber: 
Ihreitung des hierdurch bedingten Maßes anzunehmen, dazu reichen aber die 
thatfächlichen Feitftellungen, namentlih die Seitens des erfennenden Richters 
und ber begutachtenden Gerichte hervorgehobenen Umftände nicht bin. Die in 
den Boralten befindliche Auskunft bes Amtmanın W. über bie Perfon tes K. 
lautet dahin, daß er in den legten Zahren zweimal wegen Jagdpolizei⸗Vergehen 
befiraft, fonft aber ben Atten nach ſich noch nichts habe zu Schulden kommen 
laffen. 8. feste der Pfändung längere Zeit Wiberftand entgegen; die übrigen 
Laubfrebler — im Ganzen 6 Perſonen — waren in der Nähe; inwieweit biefe 
widerflandsfähig und von ihnen thatſüchlich ein verftärkter Widerfland zu er- 
warten war, fonnte ©. bei der herrfchenden Dunkelheit nicht fiiglich überjeben. 
Daß er infonderheit von dem S. nichts zu fürchten gehabt habe, wird durch deu 
Alteninhalt nicht unbedingt beftätigt, vielmehr ift dieſer von der K. zu Hülfe ge- 
rufen, ift bis zu dem Wagen des K. gegangen und erft zurlidgefehrt, als ©. 
ihm mit dem erhobenen Hirfchfänger entgegentrat. Endlich ſcheinen auch die dem 
8. beigebrachten Wunden nicht von bejonderer Erheblichleit geweſen zu fein; es 
ergiebt ſich nicht, daß diefelben eine längere Krankheit zur Folge gehabt hätten. 

Der K. bat im Lanfe der Unterjucdhungs-VBerbandlungen noch geltend ge- 
macht, der S. ſei außerhalb der Forft zur Vornahme einer Pfändung überhaupt 
nicht befugt gewefen. Der 8 1 des Geſetzes vom 31. März 1837 bezeichnet 
unter Nr. 2 als Borausfegung des Waffengebrauchs, daß der Kontravenient 
„auf der That“ betroffen fei. Der Streit enfpann fi am Saume des Waldes, 
aber zu einer Zeit, als K. und Genofien erft im Begriff waren, das Laub weg⸗ 
zufabren und als ein Theil der Laubfrepler nad) eigener Ausfage: die K. und 
deren Tochter, im Walde noch beſchäftigt waren, das Laub zufammen zu 
rechen. Jene vom Gefet bezeichnete Vorausſetzung Tag alſo in Wirklichkeit vor, 
und erjcheint es unter diefen Umftänden unerheblich, ob der Wald felbft oder 
deffen Saum die Scene des Vorgangs bildete. 

Nah Allem war nicht anzunehmen, daß dem ©. eine zur gerichtlichen Ver⸗ 
folgung geeignete Ueberfchreitung feiner Amtsbefngniſſe zur Laft fällt, und war 
daher die weitere Verfolgung des Rechtsweges auszufchließen. 


Berlin, den 8. Januar 1876. 


Königl, Gerichtshof zur Entfheibung der Kompetenz⸗Konflikte. 
v. Könen. 
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Berſuchsweſen. 
69. 
Verein deutſcher forſtlicher Verſuchs⸗Anſtalten. 
Allgemeiner Arbeitsplan für forſtliche Kultur Verſuche. 
l. Capitel. 


Zweck, Inhalt, Umfang. 
Die Forſchung auf dem Wege des Verſuchs hat beim Kulturweſen folgende 
Zwecke zu verfolgen: 

1. Ermittelung des Aufwands jeder Kulturausführung au Stoffen und 
Kräften, Zeit und Gelb (oder Gelbeswerth), je nad Standort, Hol- und 
Betriebsarten, Kulturmethoden, örtlichen und zeitlichen Verhältnifſen; 

2. Bemeflung der Größe des Kulturerfolgs je nad 

Sicherheit, Raſchheit und Vollſtändigkeit 
jedes Berfahrens der Beſtandsbegründung, nad) Verhältniß des gehabten 
Aufmands, nah dem Berbalten unferer Hauptbolzarten be 
züglich Eintritts des Beſtandsſchluſſes und der Bodendeckung, bezüglich bes 
Höhen- und Maffenwuchjes, der Wiberftandsfäbigkeit gegen nachiheilige Ein- 
flüffe, bezüglich der Pflangenentftehung, ſowie bezüglih ber Wüchſigkeit 
in reinen oder Mifchbeftänden; 

8. Beneffung der Leiftungsfähigkeit von Geräthihaften und Me 
ſchinen zu beftimmten Zweden und flir beſtimmte Dertlichleiten. 

Die Erhebungen über die Kulturthätigfeit follen möglichft meßbar und ver- 
gleihbar werden. 
a) Durch Hinlänglich umfangreiche Verſuche nach Raum ımb Zeit, 
b) durch fchärffte Scheidung nach Gleichartigkeit der Objekte und ihrer Be- 
handlung, 
c) durch Auswahl von Subjelten gleicher Art, geiftig und körperlich. 
Die Größe des Erfolgs ift vorzugsmeije zu fuchen in den Wirkungen: 
a) des Standorts, 
b) des eigenthlimlichen Lebensorganismus jeder Holz: und Pflanzenart, 
c) der anfänglichen Behandlung und fpäteren Pflege. 
Sie erhält ihren Ausdruck 
d) in den Minderaufwand gegenüber anderen zukäfſigen Kulturverfahren, 
e) im Wuchsverhalten der Kulturen, 
f) in den Erträgen nad Eingangszeit, Mafle uud Geldwerth. 
Für die Sicherheit und baldige Verwerthbarkeit der Verſuchsergebniſſe ift 
es geboten: 

1. die der Beobachtung und Erforfhung zugänglichen Standorte zuerſt aus⸗ 
zuwählen, 

2. die Möglichkeit der Anreihung anderer, oder der Fortſetzung derſelben B- 
juchsarten auf dem nämlidhen Standort vorzufzben, 

3. Die Hauptholzarten allein oder vorzugsweife zum Gegenftanb ber all, 
meinen Verſuche zu machen, 

4. die Berjuche auf Kulturarten zu befchränten, welche bei den Hauptbolgarte 
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in reiner Anzucht oder einfachfter, natürliher Mifchung im Großen durch⸗ 
führbar und wirthſchaftlich zuläffig ericheinen, 

5. jeder Berfuchsart binlänglihe Flächen zu widmen, daß der Aufwand eine 
meßbare Größe liefert, das Verhalten der Holzarten mit jenem im Walde 
vergleichhar wird und ſich genligendes Unterfucdgungsmaterial im Laufe der 
Beobachtungszeit gewinnen läßt, 

. hinlänglich weite Unterſchiede zwifchen den Berfuchsarten und firenge Glie- 
derung als Regel anzunehmen, damit deutliche Zablenabftänbe amifchen den 
Berfuchen hervortreten, 

. in der Darftellung der Ergebniffe uud der Beichreibung der Umſtände, 
unter welchen fie erfolgten, ſich des ftrengen Anſchluſſes an Die vereinbarten 
Formen zu befleißigen. 

Die Leiftungsfähigkeit vergleichbarer Beräthichaften und Mafchinen dridt 

fh ans 

a) in den Koften der Anſchaffung und Inftandhaltung, 

b) in der Dauer ihrer Verwendbarteit, 

c) in der Erſparniß an Arbeitsfräften und Zeit, 

d) in der Sicherheit und Raſchheit des Kulturerfolgs. 

Die Kulturverfuhe Haben fih nad allgemeinen Vorſchriften zu rich- 

ten in Bezug auf 

A. Die Methode der Berfuche, und zwar: 

1. Organifation der Arbeit, 

2. Auswahl der Gerätbichaften, 

3. Auswahl des Kulturmaterials, 

4 Wahl der Standorte, 

5. Art der Bodenzurichtung, 

6. Dingungsverfahren, 

7. Flächenabpoſtung, dauernde Begrenzung und Bezeichnung, 

8. die Holzarten, 

9. die Kulturarten, 

10. Schutz und Pflege, 

11. Ermittlung des Aufwands und der Erfolge. 
B. Die Darftellung der Ergebniffe, und zwar: 

1. formelle Behandlung in Schrift und Rechnung, 

2. Bearbeitung der gewonnenen Materialien. 

C. Die Eontrole. 


59 
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ILI. Capitel. 
Allgemeine Vorſchriften in Bezug auf bie Methode der Verſuche. 
1. Organfation der Arbeit. 


Alle Arbeit jol nur Loh narbeit auf Zeit fein. Es ift für dieſelbe 
a) unter den verfligbaren Arbeitsfräften den zuverläffigften Perfonen der 
Borzug zu geben, 
b) bäufiger Wechjel zu vermeiden, 
c) für entjprechende Zutheilung und in Einandergreifen ber Arbeiten vor 
ihrem Beginn zu forgen, wenn nöthig duch Probeibungen, 
Sahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Sagb-Gefeg. VII. 29 


d) die Arbeitsbaner und die Ruhezeit zum Borans fo zu regeln, daß feine 
Abſpannung eintritt, die Arbeitszeit regelmäßig wieberlehrt, ihre Ge⸗ 
fammtgröße, ihr durchſchnittlicher und ihr Gattungswerth ſich ficher er- 
heben läßt, ” 

e) Arbeitsverfahren und Geſchirr, wenn noch ungewohnt, vorher einzuüben. 

f) eine fländige Leitung und Aufficht durch eine fachlundige, zuverläffige 
und pünktliche Perfon zu beftellen, welche iiber Zwed, Art und Fort⸗ 
gang der Berfuchsarbeit genitgend untermiefen ift. 

Die Aufzeichnung der Arbeiten muß darauf abzielen, Die Größe der nor- 
malen Leiſtung feftzuftellen. Sie muß die Zeitdauer der Arbeit und ber 
Ruhe enthalten. 

Die normale Tagesſchichte (oder kurz „Schichte“) bat acht Arbeits- 
Kunden, wozu 1 Stunde Mittagsruhe und je eine haldftiindige Baufe des Vor⸗ 
and Nachmittags Hinzufommt, fomit zufammen 10 Stunden Aufenthalt anf der 
Arbeitsftelle. 

Kürzere oder längere Arbeitszeit md die Arbeit geringerer Kräfte ift auf 
die normale Leitung ( = 1 Schiähte) zu rebuciren. Berlängerung über bie 
normale Dauer darf fein Nachlaſſen der Leiftungsfähigleit mit ſich "bringen. 

Männer⸗ und Frauenarbeit ift getrennt aufzuzeichnen und dann durch Rüd- 
führung der geringeren Arbeitsflaffen auf bie höchfte Lohnflaffe der männfichen 
Arbeit nah dem Berbältnig der Lohnjäte ſoweit thunlich der Gefammtarbeits- 
aufwand nad Tagesichichten zu erheben. 

Alle Arbeit ift nach Lohnſätzen und jede Art von Beichäftigung flir fich auszu- 
führen und zwar; 

Bodenbearbeitung, Düngung, Saat, Pflanzung, Material⸗Zurichtuug, ⸗Ge⸗ 
winnuug, ⸗Beiſchaffung, Entwäflerung und Grabenziehung, Kulturreinigung, 
Einfriedigung, Auffiht, Schuß. 


2. Die Geräthſchaften. 


Die Wahl der Kulturgeräthe ift abhängig vom Kultırverfahren umd ber 
örtlichen Hebung. Soweit nicht fiir einzelne fpezielle Kulturmethoden beftimmte 
Geräthichaften vorgejchrieben werben, beftimmt jede Verſuchsanſtalt ſelbſtſtündig 
über ihre Auswahl. 

Es ſoll jedoch 

a) das einmal angenommene Geräthe in gleicher Form und Größe anhaltend 
in Gebrauch bleiben, 

b) wenn noch ungewohnt, vor dem Beginn der Verſuchsarbeiten erft eingelernt, 

c) abgenuttes Geſchirr fofort ausgeſchieden oder ausgebeflert werden. Die 

Leiftungsfäbigleit der Geſchirrgattungen zu prüfen, joweit fich dazu Mittel 

uud Gelegenheit bieten, wird empfohlen. 


3. Das Kulturmaterial. 
Samen und Bflanzen können entweder an Ort und Stelle gewonnen, oder 
von anderwärtd bezogen werben. 


a Der Samen 


iR wo möglich nur aus guten Samenjabren bezw. aus Gegenden zu entnehmen. 
wo er nachweislich gut geraten if. 
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Nur friſcher Samen ſoll verwendet, die Herkunft ausdrücklich aufge⸗ 
zeichnet werden, wenn die Ermittlung nicht allzu ſchwierig iſt. 

Bei Fichten⸗- und Forlenſaaten muß auf trockenem Wege entflügelier Samen 
verwendet werden. Bei den übrigen Holzarten muß jedenfalls der Samen von 
ben Gehäuſen befreit und völlig gereinigt, Eicheln und Bucheln mitffen durch Ver⸗ 
leſen von den tauben und angeſtochenen Stücken befreit ſein. 

Eine Keimprobe ſoll, namentlich bei den Nadelhölzern, der Ausſaat vor⸗ 
ausgehen, um danach die Samenmenge zu beſtimmen. 

Es ift dazu das ficherfte oder ein doppeltes Berfahren zu wählen. 

Zur Vergleichbarkeit muß auf die Einheit der Saatfläche überall die 
gleiche auf die normale Keimfähigkeit = 1 ) reducirte Samenmenge, dem Ge⸗ 
wichte nad) bei den Nabelhölgern, dem Rauminhalt (mit geitrichenem Maaß) 
nach bei den Laubhölzern gerechnet, verwendet werden. 

Die Zablenangabe hierüber enthält der fpezielle Arbeitsplan. 

Die Zahl der auf ein Kil. od. Liter durechjchnittlich kommenden Samenferne 
wird durch Zählen eines entiprechenden Quantums feflzuftellen gefucht und die 
anf jedes Berjuchsfeld verwendete Samenmenge genau beſtimmt und aufge 
zeichnet. 

Die normale Keimfähigleit wird für alle Holzarten gleihmäßig zu 100 % 
angenommen. Als Minimum der Keimfähigleit des bei den Verſuchen zu ver- 
wendenden Samens wird feitgefebt: 

für Eicheln und Bucheln 60%, 
„Fichten und Kiefern 60%, 
„ Beißftannen 40%, 

„ Erlen 30%. 


b. Die Pflanzen 
follten wo möglich dort erzogen fein, wo ihre Berpflanzung in Abficht Liegt. 
Zur ridtigen Beurtheilung des Kulturerfolgs ift genau Kenntni der Entftehungs- 
weife, des Alters, Gefundheitsgrades und ihrer Zurichtung vor der Verwendung 
nachzumweifen. 

Sie müffen aus normaler Saat und Berſchulung ſtammen (wenn nicht aus. 
Schlägen ausgehoben), Schwächlinge und beihädigte Pflanzen find auszufcheiden. 

Grundfäglih müſſen die Berjuhe mit Zuchtpflanzen“ von jenen mit 
„Schlagpflanzen“ (Wildlingen) getrennt, deswegen letteren befondere Ver⸗ 
juchsfelder angewiejen werden. 

Die Anzucht in Forſtgärten muß folche Pflanze, wie das Kulturverfahren 
fie bedingt, in ausreichender Menge beichaffen. 

Damit gleichartige und gleichaltrige Pflanzungen entftehen, muß ber Pflan- 
zenvorrath reichlich genug bemefien fein, um je nach der Holzart eine volle Re⸗ 
ferve für die Kulturnachbefferungen zu behalten. 

Die Rormen für die Behandlung aller zur Anzucht von Verſuchsmaterial 
Fouenden Saat- nnd Pflanzgärten werden in den fpeziellen Arbeitsplänen 
ı bergelegt, 


4. Der Standort. 


Die Auswahl entfprechender Standorte muß mit aller Umfiht und mit der 
$ 1aßgabe fattfinden, daß die Dertlichkeit eine hinreichende Flächenausdehnung 
29° 
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von gleicher Befchaffenheit habe, um mehrere unter ſich vergleichbare Kulturver- 
ſuche aufnehmen zu können. 

Die Standortsgüte muß durd eine genaue Beichreibung möglichſt erjchöpfend 
geichifbert werden und zu dieſem Behufe eine eingehende Unterjuchung aller 
weſentlichen Standortsverhältniffe vorhergehen. Alles was zur näheren Eharal- 
terifirung beibringlich, ift zu erheben uud in die Beichreibung aufzunehmen. Be- 
zügli der Art und Ausdehnung diefer Unterfuchungen und ber Ausdrudsweife 
und äußeren Form ber Befchreibung wird auf die befonveren hierüber gegebenen 
Vorſchriften verwiejen. 

Den Standortsklaſſen, welche ein größeres Gebiet darftellen, gebührt der 
Vorzug. 

a. Die Lage. 

Ausgefchloffen bleiben jerre Lagen, wo eine Verſuchsholzart oder Kultur- 
methode gezwungen erfcheint und normale Beftände daraus nicht zu erhoffen 
find; ebenfo die fteileren Hänge, Felshalden, engere Thaleinfchnitte, Bergrüden 
und Bergköpfe, in der Ebene die Sumpfftellen, Kiesrüden, firenge Froſtlagen — 
iiberhaupt alle Lagen, wo fein normaler Fortgang der Kulturen wahrfcheinlich iſt. 

Bezüglich der Umgebung ift die Wahl der Verfuchsorte darauf gerichtet, 
ftörenden Einflüffen zu entgehen, dagegen eine gleihmäßige Wirkung von Feuch⸗ 
tigkeit, Luftzug und Sonnenlicht zu gewinnen. 

Um das Wahsthum der Kulturen gegen jede Himmelsrichtung bin ver« 
gleichen zu können, jollen die Verſuche wo thunlich 

a) in geſchützter und in Freilage, 

b) in tieferer und höherer Lage, 

ce) in beiläufig nörblider und ſüdlicher, öſtlicher und weftlicher Lage anzu- 
ftellen geſucht werben. 


b. Der Boden. 


Feder Berfuchsanftalt bleibt die Auswahl der in jeder Gegend fiir ihre 
Verſuche ihr geeignet dünkenden Böden überlaſſen. Jedoch ift neben den all- 
gemeinen Bodenarten noch der Unterfchied bei der Wahl der Verfuchsftellen zu 
beachten, zwijchen 

a) normalen Walbböden, d. 5. foldyen, wo eine bisherige pflegliche Wirth- 
Ihaft ein fofortiges normales Gedeihen gefichert hat, und 

b) wilden Böden, deren Zuftand anfänglich oder auf die Dauer ber erften 
Pflanzengeneration feinen normalen Wuchs, dagegen größere Aufforftungs- 
foften vermuthen läßt, 

c) feither Iandwirthfchaftlidh bebauten Böden in gutem Stande ober 

erſchöpft. 

Verſuchsflächen der Gattung a werden entweder in Verjüngungsſchlägen 
auserſehen, zum Theil mit Beſeitigung natürlicher Anwüchſe, oder durch Ein⸗ 
legen von Kahlhieben in geſchloſſene Beſtäände gewonnen, zum Theil in Aureihung 
an Hiebflihrungen, welche behufs anderweitiger Verſuchszwecke ftatthatten. 

Auf Verſuchsflächen der Gattung b oder c follen nur Verſuche flattfinden, 
welche eine Vergleichsreihe für fi bilden. Die hier erzielten Ergebniffe dürfen 
mit den Übrigen nicht vermengt und nur mit Vorfiht zu Vergleihungen des 
Aufwands und Erfolgs benugt werden. Hier bedarf es vornherein einer ſcharfen 
Feſtſtellung der anfänglichen Bobenbeichaffenheit, fowie bes Mehr-Aufwands 
Tür Bodenbearbeitung, Kulturpflege u. f. w. 
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Die Hauptverfuche follen, ſoweit irgend möglich, in die bisherigen Gebiete 
der Tonfervativen Waldwirthichaft gelegt werben. 


c. Das Klima 


fol für jedes Verſuchsgebiet durch eine Anzahl meteorologifcher Meffungen und 
Beobachtungen feftzuftellen gefucht werden. Als wünſchenswerth werden Auf- 
zeichnungen während der Kulturarbeiten, namentlich über: 
1. Zemperatur der Luft und des Bodens, 
2. die Regenmenge, 
3. die VBodenfeuchtigkeit, ſowie 
4. aller meteorologifhen Wahrnehmungen, welche das Geſchick der Kulturen 
berühren, bezeichnet. 
Degen Mangel® an Mitteln und geeigneten Kräften hierfür dürfen jedoch 
die Berjuchsarbeiten nicht aufgefchoben werden. 


5. Die Bodenzuridhtung. 


Diefelbe Hat auf den Verfuhhsflächen nach Umfang und Aufwand innerhalb 
der Grenzen fattzufinden, wie fie den üblichen Anlturvorgängen jeder Methode 
bei geordnietem Betriebe entipright. 

Die auf bisherigen geſchonten Waldboden gelegten Verſuchsflächen liefern 
daher die anmwendbarften Erfahrungsfäte („nieberfte Grenze des Aufwands“). 

Jeder bejondere Aufwand fir Abräumung und Bearbeitung verwilderter 
Böden ift, weil in geordneter Wirthſchaft nicht wiederlehrend, getrennt zu Der» 
zeichnen („höcfter Aufwand,,). 

Die Schilderung jedes Kulturverfahreng muß ausdrüdlich erwähnen, ob die 
Ergebnifje etwaiger Abräumung 

a) als unbraudbar befeitigt wurden 
(„höchſter Aufwand“) oder 

b) der Zubereitung bedürftige oder 

ec) unmittelbar verwendbare Dungftoffe lieferten 
(„niederftier Aufwand“). 

Gegenftand befonderer Verſuche find jene VBodenbearbeitungen, welche zu- 
gleich Iandwirthichaftlihen Zwiſchennutzungen dienen. 

Die Bodenbearbeitung ift eine volle bei Bollfaaten und Iandwirtbichaftlichen 
Bor- und Zwiſchenbau, eine ftellenmeife bei den librigen Saatmethoden und 
allen Pflanzungen. 

Für die jedem Kulturverfahren entjprechende Bodenzurichtung find Die örtlich 
angemeflenften, wirkſamſten und billigiten Operationen zu mählen, uuter Tren- 
nung ihres Aufwandes von jenem der eigentlichen Kulturarbeit, 

Um zu vergleihbaren Ergebniffen zu gelangen, muß das Berhältniß der 
wunden zur rohen Fläche in Zahlen feflgeftellt und genau angegeben werden. 
Der angenommene Abftand der zu bearbeitenden Plätze oder Streifen ift pünkt⸗ 
lich einzuhalten, zu welchem Zwede eine vorgängige Ausftedung die Flächen 
Tennzeichnet. 

Die aus den Abftänden und Dimenftonen der zu bearbeitenden Saat- und 
Bflanzftellen abgeleitete Verhältnißzahl zwiſchen wunder und roher Fläche giebt 
den Maaßſtab, wonach der Arbeits-, Material- und Geldaufmand fi} auf die 
Flächeneinheit berechnet. 
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Ein wie großer Flüchentheil bearbeitet werben, welche Methode ber Boden⸗ 
zuridtung, und mit welchen Gerätbichaften fie ftattfinden fol, darüber treffen 
die Spezialarbeitspläne nähere Beftimmung. 

Wo die Beziehung des Aufwandes auf 1 Kubikmeter behandelter Boden⸗ 
mafle zur fchärferen Beurtbeilung von Anfwand und Erfolg beiträgt, wie z. B. 
beim Rajolen, Graben ziehen u. And., fol die nähere Angabe nicht unterlaflen 
werden. Grundſätzlich foll feine Arbeit hereingezogen werben, welche nicht durch⸗ 
aus zu dem betreffenden Verfahren gehört und die Bergleichung mit anderweitigen 
Berfuchen ähnlicher Art erichweren könnte, die Zeit der Bobenbearbeitung und bie 
Witterungsverhältniffe während derfelben müfſen, foweit über letztere zuverläffige 
Beobachtungen anftelibar find, aufgezeichnet werben. 

6. Düngungspverfabren. 

Die kiinftliche Bodenkräftigung bleibt auf jene BVerbältniffe (3. B. land⸗ 
Iandwirtbfchaftliche oder Oedflächen) und Kulturverfahren (3. B. Hligelpflanzung) 
beſchränkt, wo fie unerläßlich erfcheint. 

Ueber die Art und Ausdehnung der Düngung geben die Spezialpläne An⸗ 
weiſung. 

Der Aufwand dafiir iſt getrennt nach 

a) Gewinnung bezw. Anlauf, 
b) Beildaffung zur Verbrauchsftelle, 
c) Bubereitung, 
d) Unterbringung 
zu verzeichnen. 

Die Dingermengen werden flir jede Kulturftelle im Ganzen nad) abgerum- 
beten Raummaaßen („oder na dem Gejanmtgewicht und dem Durd;fänitts- 
gewicht der Raumeinheit“) aufgezeichnet. Behufs deſſen muß entweder eine Auf 
nahme dur Meſſen der anfgejchichteten Haufen oder durch Abwägen flattfinden. 
Es genitgt jedoch das probemweife Heransgreifen einzelner Haufen, mit Abzählen 
der fibrigen. 

Die Dingungsmittel zerfallen in vier Sorten: 

A) auf dem Plage zubereiteter Walbbünger Compofterde — Raſenaſche — 

Waldhumus, 

B) Haus- und Iandwirtbfchaftliche Abfälle, Vieh⸗ und Abtrittbiinger, Holz⸗ 

und Torfaſche, Baufchutt, 

C) bezogene künſtliche Dünger (oder durch Bodenabban gewonnen), Dungjalze, 

Guano, alkaliſche Erden, Torf, 

D) Miſchungen aus A, Bund C. 

Bor der Berwendung jedes Dungmittels ift zur Feſtſtellung feines Gehalts 
und Beurtbeilung feiner Wirkung eine Probe, welche den mittleren Gehalt dar- 
ftellt, zuriidzubebalten. Ob und wo ihre analytifhe Unterfuchung nachher ftatt- 
finden fol, dariiber entjcheidet die Lanbesverfuchsanftaft. 

Die Bertheilung über die Kulturflädhe findet berart mittelft geeigneter Ge⸗ 
fäße ftatt, daß nad) loos⸗ und firedenmeifer Eintheilung eine beftimmte Raum- 
oder Gewichtsmenge jeder Saat- oder Pflanzenftelle zufommt. 


7. Flächenabpoſtung und dauernde Begrenzung. 
Jede Verſuchsfläche ift genau abzupoften, durch Meffung ihr Ylächenin- 
Halt zu beftimmen, und es ift zugleich eine ſolche Eintheilung in regelmäßige 
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Berſuchsfelder zu treffen, daß jedem einzigen ftandort3gemäß zu erprobenven 
Kulturverfahren und jeder Abart beffelben eine befondere und zureichende Fläche 
zur Berfügung ftebt. 

Die Berſuchsorte werden thunlichft gerablinig begrenzt, ihre Eckpunkte im 
gleiher Weife wie bei andern Verſuchsflächen („Siehe 3. B. Arbeitsplan für 
Streuverſuche“) vermarkt, Die Grenzlinien mit durchlanfenden oder unterbrochenen 
Schonungsgräben gekennzeichnet. 

Jedes Verſuchsfeld ſoll eine regelmäßige Form erhalten, welche den Flächen⸗ 
inhalt leicht ermitteln und die Fläche nochmals genau theilen läßt. Jedes der⸗ 
ſelben bildet ein rechtwinkliges, möglichſt quadratiſches, mindeſtens 0,25 Heltar 
großes Innenfeld, welches durch einen Iſolierſtreifen ven womöglich 10 
Meter Breite umrahmt wird. Das Inmenfeld wird im Vollbeſtand zu erhalten 
gejucht, während das Außenfeld die Aufgabe hat, bie nöthigen Unterjuchungs- 
Objekte jeder Art („Probeftämmdhen 2c.”) zu liefern, zum Abtrieb Kleiner Probe- 
flächen zu dienen u. ſ. w. 

Die ganze Berfuhsfläcde fol eine ftändige römifche Nummer, jedes Ver⸗ 
fnhsfeld eine deutfche Nummer erhalten, und es follen die Nummern auf den 
Eckmarken („Steine, Pfähle 2c.”) dauernd angebracht werden. Hierauf beziehen 
ſich die Einträge in den Berfuchsbeften. 

Offene Bahnen von 2-3 M. Breite jollen die ganze Verſuchsfläche von den 
angrenzenden Wirthichaftsflächden, 1 M. breite Bahnen die Verſuchsfelder, ſchmale 
Gräbchen nach Belieben die Innen- und Außenfelder trennen. Eintheilung und 
Abpoftung müflen bet Zeiten vorfehen, daß die Flächen ber Wege, Material- 
pläge, Waflerbebälter u. f. w. die feftgefette Größe der Berfuchsfelder nicht ver- 
mindern, Zwiſchen den Berfuchsfeldern können, wo diefelben Kultur⸗Verſuche 
mehrere Jahre fortgejegt werden follen und eine geräumige Berjuchsftäche 
vorliegt, beliebige Zwiſchenräume vorbehalten bleiben. Sie brauchen liberhaupt 
nicht unmittelbar aneinander gereiht zu merben. 


8 Die Holzarten. 


Die Berſuche follen, namentlih im Anfange, wenigen Hauptholzarten 
gewidmet fein. 

Als ſolche müfjen gelten: 

Buche, Eiche, Fichte, Kiefer, Tanne. 

Jeder Verſuchsanſtalt bleibt anheim geftellt, außer der reinen Anzucht auch 
einfache Miſchungsverhältnifſe diefer Holzarten zum Gegenftaud der Berjuche zu 
machen und noch andere örtlich wichtige Holzarten Binzuzufligen. 

Soweit der Standort ſich dazu eignet, werden die Berfuche an einem Orte 
jeweils auf mehrere Holzarten und ihre Mifchung ausgedehnt, andernfalls auf 
mehrere Kulturverfahren mit derfelben Holzart bejchräntt. 

Die Mifchungen find immer genau nah Samen- oder Pflanzenmenge jeder 
Holzart feftzuftellen umd zu verzeichnen. Die Eiche wird auf Kern- und Aus— 
ſchlagwuchs angebaut, was in der Verbandweite rechtzeitig vorzuſehen ift. 


9, Die Kulturarten. 
Im Allgemeinen foll Regel fein, die Verfuche für die Hauptholzarten gleich- 


jeitig mit Saaten uud Pflanzungen zu beginnen, die Pflanzverfuche jedoch in 


yen Bordergrund treten zu laſſen. 
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A. Saat. 

Streifen⸗- oder Rinnenſaaten, Platten- und Bollſaaten bilden 
die vergleichende Verſuchſsreihe. Letztere bleiben auf offenen, der Abſchwemmung 
nicht ausgeſetzten Boden beichräntt. 

Allen Saaten auf bewadjjenem Boden foll die Reinigung der GSaatftellen 
von den Ueberzügen vorausgehen. 

Die fir die ganze Fläche beflimmte Samenmenge ift genau zuzumeffen 
(„nad Raum oder Gewichtmenge“) uud fiir die gebildeten .leineren Flächen⸗ 
tBeile vor der Saat in Portionen zu zerlegen. Anwendung von Säehorn, 
Saattrichter oder dergl. hat den Borzug vor der Handjaat. Die Unterbringung 
kann theilg durch Handarbeit, theils mittelft Pflug und Egge erfolgen. 

Alle wejentlidden Umftände der Saatarbeit find aufzuzeichnen, namentlich 
Keimfähigkeit und Borbereitung des Samens, Samenmenge, concret 
und auf normale Keimfähigleit reducirt, Art der Ausfaat und Unter 
bringung, Saatzeit und Witterungsperhältniffe während Derfelben, 
befondere Vorkehrungen der Dedung und dergl. 

B. Pflanzung. 

Die Frübjabrspflanzung ift Regel. 

Zu den Pflanzverfuchen find Pflanzen aus Naturanwuchs („Wildling“), aus 
Saatbeeten („unverfchulte”) und aus Pflanzbeeten („verichulte Pflanzen“) jedoch 
nur in ftrenger Sonderung zuläffig. Die Verſuchsreihen können ſich abftufen 

1. nah dem Alter und Sortiment der verwendeten Pflanzen (Lobden- umnb 

Heifterpflanzung), 

2. nach der Bebandlung der Pflanzen (Stut-, Ballen-, Einzel-, Büſchel⸗ 
pflanzuug), 
3. nad) der Bodenvorbereitung (Röcher-, Hügel-, Rabattenpflanzung), 

Nebfidem find bei jedem Pflanzverfahren verichiedene, der Stärke der Pflanzen 
entfpredende Berbandweifen anwendbar. Regelmäßige Berband, 
pflanzung ift allgemeine Obliegenbheit. 

Die Verbände find durch Abfteden der Reihen von der Mitte aus fo im die 
Berfuchsfelder einzulegen, daß die Pflanzen von den Grenzen überall einen 
genitgenden Abftand behalten. 

Die Art der Erziehung, Ort des Bezugs, Art der Behandlung und Bei- 
(Haftung, Zeit und Umftände der Pflanzung find in den Aufzeichnungen Klar 
darzuftellen. 

Die Einzelheiten der Saat- und Pflanzmethboden, der VBerbandweiten u. 
dergl. enthalten die fpeziellen Arbeitspläne. 


10. Schutz und Pflege. 

Keine Maaßregel, welche erfahrungsmäßig zum vollen Gelingen und Er- 
halten der Kulturen beiträgt, felbft wenn fonft zu koſtſpielig, darf unterbleiben. 
Ramentlich follen 

1. alle befannten ergiebigen Schutmmaaßregeln gegen famenfreflende und 
pflanzenverbeißende Thiere, 
2. alle Bodenſchutzmaaßregeln gegen Austrodnung und Berwilderung, Ab- 

ſchwemmung, Meberfluthung, Berwefung u. f. w. 

3. alle Maaßregeln gegen Frevel und Diebftahl 
durch Aufbieten der verfügbaren Mittel und Kräfte in ausgiebigften Maaße zur 
Anwendung kommen. 
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Lücken in Folge Nichtaufleimens von Samen oder Ausbleibens von Pflanzen 
miüffen in fürzefter Friſt dur Nachfaat oder Nachpflanzung mit gleihem Kul- 
turmaterial in dem Umfange der anfänglichen Pflanzenftellung ergänzt werden. 

Durch Froft gehobene Pflanzen miüfjen wieder angetreten, beſchädigte, jo 
lange e8 irgend angeht, durch gejunde erjegt werben. 

Es gilt nicht als verbindliche Regel, gehört jedoch zur Kulturpflege, durch 
Bohbenbearbeitung zwifchen den Reihen oder Platten das Gedeihen der Kulturen 
zu fürdern. Wahrnehmungen tiber Koften und Erfolg folcher Maaßregeln ver⸗ 
dienen ſorgliche Aufzeichnung. 

Begiegen von Saaten und Pflanzuugen gilt als befondere Verſuchsmaaß— 
regel und ift im Webrigen auf die Pflanzenerziehung zu befchränten. 

Das Augfchneideln der Pflanzen, Entfernung verborrter oder kranker Pflan- 
zentheile liegt im Sinne pfleglidher Behandlung. 

Wo die Berhältniffe es bedingen, wird bejondere Aufficht zeitweife oder 
dauernd beftellt. 

Durch großen Wildftand nothleidende Orte auszujchließen, oder durch folide 
Einfriedigungen zu ſchützen und über die Haltbarkeit und Koften der letteren 
Erfahrungen zu fammeln, bleibt jeder Berfuhhsanftalt anheimgegeben. 


11. Ermittelung des Aufwands und der Erfolge. 


Fir die Vorbereitung und Durchführung aller Kulturarbeiten muß eine 
fRändige Leitung beftellt fein. Ein fländiger Aufſeher ift ihr für jede größere 
Berfuchsflähe oder eine Anzahl Heinerer zerftreuter Berfuchsftellen beizugeben. 
Der leitende Verfuchsbeamte erhält fo viele Verſuchsflächen zugewieſen, als nad 
Lage derjelben zu liberjehen find. 

Der Berfuhsbeamte muß fiber Umfang, Art und Richtung der anzuftellenden 
Berſuche völlig verfländigt fein. Seine Beftellung und Untermeifung ift Sache 
der Landesverfuhhsanftalt im Benehmen mit dem Waldeigenthiimer. 

Er bat die Berfuhshefte anzulegen und darin feine Wahrnehmungen 
über 

a) Standort, 

b) Zuſtand der Fläche bei Beginn der Arbeiten, 

c) Größe der Eintheilung, 

d) Kulturarten, 

6) Beit der Arbeiten und Witterungsverhältniffe während berjelben, 
f) alle Nebenumftände der Berjuchgeinrichtung niederzulegen. 

Ferner hat er alle Aufzeichnungen der Auffeher zu prüfen, zu bereinigen 
und ihre Einträge in die Verfuchshefte nach der Richtigſtellung aller Anſätze 
eigenhändig zu vollziehen. 

Für Beginn der Arbeiten fet der Verſuchsbeamte den Zeitpunkt feſt; er 
beftelit, pritft, vertheilt daS benöthigte Kulturmaterial, fibergiebt es den Auffehern, 
beſtimmt Art und Zahl der zu verwendenden Arbeitsträfte, Höhe des Lohns und 
Art der Berlohnung, Reihenfolge der Arbeiten nebſt Termin ihrer Bollendung, 
beſucht während derjelben die einzelnen Berfuchsftellen, nimmt Bericht über ihren 
Fortgang entgegen und zeichnet alle bemerkenswerthen Borgänge auf. Er be 
forgt nach den Lohnverzeichniffen der Auffeher und den einkommenden Rechnun⸗ 
gen (bezw. den Zahlungsanweifungen) alle Zufammenftellungen der Ausgaben 
und veranlaßt die Auszahlungen. 
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Nah Yertigftellung der Arbeiten ift eine ftändige Aufficht und Pflege, vegel- 
mäßige Controle und öftere Beobachtung ber Verſuchsobjelte unerläßlich. 

Berden zu uäheren Unterfuchungen Proben von Erden, Dimgmitteln ober 
Gewächſen eingefordert, jo bat fie der Berfuchsbeamte nach Maaßgabe der allge- 
meinen oder fpeziellen Weifungen auszufuchen und die fichere Beförderung au 
ihren Beſtimmungsort zu beforgen. 

Erfolgen Neben- und Zwiſchennutzungen anf den Berjudhsorten, fo muß 
regelmäßig von deren Betrag, Art, Werth und Erlös Kenntniß genommen und 
jeder Poften in die Verſuchshefte eingetragen werben. 

Ueber den Ab- und Zugang von Berfuchsflähen find pilntliche Nachweiſe 
zu führen, welche alljährlich abgefchloffen werden. 

Sowohl wenn die Berfuchsarbeiten am gleichen Orte fortgefetst werben, als 
wenn nur der Stand der Kulturen (ihr Gedeihen oder ihre etwaige Beſchädigung) 
feftzuftellen ift, hat der Verfuchsbeamte fich der jährlichen Aufnahme zu unter- 
ziehen, die Ergebniffe zufammenzuftellen und in die Berfuchshefte einzutragen 
Er erftattet jährlichen Bericht, woraus überfichtlich der bisherige Aufwand umb 
Erfolg fih im Einzelnen uud Ganzeu barftellt, an die Landesverfuchsanftalt. 


DL Capitel. 


Allgemeine Borfchriften in Bezug auf die Darſtellung ber Verſuchs 
ergebutfie. 


1. Formelle Behandlung in Schrift und Rechnung. 


Alle Verhältniſſe und Thatfachen, welche mit den Berfuchsarbeiten im ZIn⸗ 
fammenbange ftehen, müffen möglichſt jorgfältig erhoben und aufgezeichnet, alle 
Zahlengrößen über den Aufwaud an Arbeit, Material und Geld gewiſſenhaft er- 
mittelt und zufammengeftellt werben. 

Für die einzelnen Verjuchsfläcden werben in biefer Abfiht Verſuchſshefte 
angelegt. 

Sie follen enthalten: 

a) Auf der Titelfeite: 

Den Namen ber Berfuchsanftult und VBerfuchsftelle, (Mufter 1.) 
die nähere Bezeihnung und Nummer der Berfuhsfläde (Wald- und Walb- 
theil), ihre Beſchreibung nah Flächeninhalt, Eintheilung und Stanbort. 

Die Kulturmetboden, welden die Verſuchsfltiche gemwibmet if, nach 
Holzart, Ort und Art der Samengewinnung oder Pflanzenerziehung, Kulturart 
und Verband. 

Unter den „bejonderen Bemerkungen" werden alle Schidfale der Verſuchs⸗ 
fläche, von der Beſtandsbegründung an, in ihrer Zeitfolge aufgeführt, im weſent⸗ 
lichen: 

Die Witterungsverhältuiffe während der Berfuchsarbeiten und nach beit- 
jelben, inſoweit fie dem Kulturerfolg förderlich oder unglinftig, die Ereigniffe, 
welche irgendwelche Beränberungen in den Berfuchsobjelten oder an der Ber- 
ſuchsfläche berbeiführten, die Borgänge und Wahrnehmungen während und nadh 
der Arbeit, infofern fie zum Erfolg ober Mißerfolg in Beziehung flehen. 

Wenn zu diefen Aufzeichnungen bie Titelfeite des Berfuchsheftes nicht aus⸗ 
reicht, ift ein befonderes Blatt beizuheften. 
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b) Auf der 2. und 3. Geite: 

Aufzeichnungen, tabellariſche Darftellungen und Berechnungen aller Ze 
werthe, welche uns ben fälieglichen mathematifhen Ausdrud aller 
—— in moglichſter Schärfe und Naturtreue liefern ſollen, und 

ezüglich: 

a des Materialverbrauchs (Dungfoffe, Samen oder Pflanzen, Ge 
und @eräthe, Einfriebigung) fir jede einzelne und die geſammte jäh 
Kulturarbeit; 

B bes Arbeitsaufwands (menfhl., thier. und mechan. Arbeit) 
Beitdaner und Art der Arbeit, fir Kulturbegrlndung, Schug und P 

n bes Geldwerthes ber Stoffe und ber Arbeit i. e. des Geldaufn 
im Einzelnen und Ganzen. 

e) Auf der vierten Seite: 

Das Ergebniß der Verſuche im wirthſchaftlicher Sinfit, Zeit und q 

der Nutzungen und Geldwerth derfelben. 
d) In befonberer Beilage: 

Berſuchsergebniſſe für die Wiffenihaft, ferzuftellen durch Beobachtu 
Meffungen und Unterfuchungen des Bodens, der Kulturmaterialien und der Pro! 

Die Berſuchshefte werden nach allgemeiner Norm gebrudt, ausgegeben 
überall gleihmäßig angewendet. File ihre Form dient Mufter 1. 

Fur die unter d erwähnten wiſſenſchaftlichen Darftellungen bleibt bie Ft 
da fie feine ſtändige fein ann, freigegeben. 

Die Einträge in die Tabellen erfolgen nad Abſchluß einer jeden ihrer 
nach zufammengehörigen Materialverwenbung ober Arbeitsausführung (3 
nach der Bodenherrichtung, Saat oder Pflanzung, Reinigung, Nugung u. |. 
wenn bie einzelnen erhobenen Zahlenanfäge geprüft und richtig geftellt find 

Jede Berſuchsanſtalt hat für eine genügende Controfe ber Richtigkei 
Aufzeichnungen und Eintragungen Sorge zu tragen. 

Bertodifd erfolgt Abſchluß der Verſuchshefte nnd geht ein Auszug obeı 
Abſchrift an die Landesverſuchsanſtalt, welche die Zeitdauer ber Perioden fe 
unb für bie Bearbeitung des von den einzelnen Verſuchsſtellen eingefomn 

.BRaterials gemäß ben allgemeinen Bereind-Sagumgen und ben fpeziellen Be 
mungen in jebem Landesgebiet Sorge zu tragen hat. 

Die zu einer größeren Verſuchs fläche gehörigen Verſuchsfel 
welche eine befonbers geglieberte Berfuchsreihe darftellen, ‚bilden mit ihren 
— zuſammen einen Berfuhsband, wofilr ein Hauptbuch ang 


Schluffe jedes Jahres Hat die Landesverſuchsanſtalt ein nach Mu 
aufgeitelltes Verzeichniß des im abgelaufenen Jahre erfolgten Aufwandes 
Material, Arbeit und Geld auf den Kulturverſuchsflächen aufzuftellen, (Muft 

Ueber die Bereinigung biefer Schriftftlide in der Hand eines Beri 
Ratters, welcher jährlich daraus eine Zufammenftellung der gefammten Berj 

ätigfeit fertigt, fowie über die Druclegung feiner Arbeit beſchließt die nı 
tahresverfammlung des Vereins. 


2. Bearbeitung ber Verſuchsergebn iſſe. 
Die Kulturergebniffe, welche als abgeſchloſſen gelten lönnen, find bon 
Zeit in einer nach Mufter 3 aufzuftellenden Ueberſicht zu verzeichnen. 
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ſelbe wird der Geſchäftsleitung eingeſendet, welche gemäß den Bereinsbejchläffen 
dafiir Anfalten trifft, daß die ſich anſammelnden Erfahrungen mit den übrigen 
Ergebniffen gleicher oder ähnlicher Art verglichen und in geeigneter yorm und 
Bearbeitung dem wiffenichaftliden und wirtbfchaftliden Gebrauch zugänglic 
werden. (Mufter 3.) 

Nutbare Vergleichzahlen follen namentlih dadurch zu gewinnen gefucht 
werden, daß man den Arbeits-, Material- und Geldaufwand in feiner Beziehung 
unter ſich auf die Einheit der Arbeitszeit, die Einheit, das Hunbert oder Taufend 
des Materials, die Einheit des Geldwerths, ſowie in den Berbältnifien diefer 
Einheiten zur Fläche oder umgelehrt darftellt, 3. B. auf 1 Kil. oder 1 Liter 
Samen, 1 Taujend Pflanzen ꝛc. Größerer Werth foll auf die Zeitbauer ber 
Arbeit nach Tagesihichten für jede Verrichtung und das Berhältniß zwiſchen 
Boden- und Saat: oder Pflanzarbeit, als auf die Ermittlung ihres Geldanf- 
wands gelegt werden, mit Trennung der Arbeitsleiftungen für die Kulturher- 
ſtellung und Aufficht, Schuß und Pflege. Der Geſchäftsleitung liegt die Sorge 
ob, alljährlich bei den Berfammlungen Anträge zu ftellen 

1) daß aus den Landestabellen (Mufter 2) die im Gange befindlichen Ber- 
fuchsarbeiten nad Art und Umfang für die zufammengehörigen Standorts» 
und Kulturverhältniffe zu einer Generalüberfidht zujammengetragen 
werden und die Bervielfältigungen an die einzelnen Verſuchsanſtalten ge 
langen, nöthigenfalls unter Hinweis auf beftehende Lüden und Mängel; 

2.) daß die geſammelten Ergebniffe der Verſuche, ſobald hinlänglicher Stoff 
zu brauchbaren Erfahrungszahlen gewonnen zu jein jcheint, einem Bericht- 
erftatter zur Bearbeitung libergeben werden und eine oder mehrere dazu 
geeignete Berfünlichkeiten in Vorſchlag zu bringen. 

Innerhalb jedes Gebiet3 einer Verfuhsanftalt können jedod auch auf Ver⸗ 
anlaffung derjelben in beliebiger Zeit und für alle oder beliebige Theile ihrer 
Beriuchsarbeiten befondere Berarbeitungen ftattfinden, um zu örtliden Erfah» 
rungszahlen zu gelangen. 


IV. Gapitel. 


Allgemeine Borfihriften in Bezug auf bie Controle über die Verſuchs⸗ 
arbeiten. 


Sie wird nach näherer Beſtimmung der Landeöverfuchsanftalt durch Mit- 
glieder derſelben ober Beauftragte ausgeübt, erftredt fih auf alle eingeleiteten 
Berfuche und beftebt 

1) in dem Beſuch fämmtlicher Berfuchsflähen, auf welchen die Begrenzung 
und Eintheilung, Bodenzurihtung, Einhaltung der Kulturverfahren und 
Berbandmaaße, Pflanzenerziehung und die Maaßregeln für Schu und 
Pflege einer eingehenden Prüfung unterzogen werden; 

2) in der Prüfung der Rechnungsführung und Einfihtnahme der angelegten 
Verſuchshefte; 

3) in der Erforſchung der Urſachen, welche die gehofften Kulturerfolge beei 
trächtigten, und in der Anordnung von Maaßregeln, um Mißſtände od 
Mängel zu beſeitigen; 

4) in der Unterweiſung über die Fortführung der Verſuchsarbeiten, der Au“ 


wahl neuer Verſuchsorte und der Feſtſtellung der Kulturverfahren, welch 
fie dienen follen. 
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Der Befund der Kontrole wird, wenn im Zuſtand der Verſuchsflächen we⸗ 
ſentliche Mängel feſtzuſtellen find, welche die Kulturergebniſſe nachweislich be- 
einfluffen, jhriftlid aufgenommen und ein Auszug daraus den betreffenden Ber- 
juchsheften angejchloffen. Daß und wann eine Eontrole eintrat, wird in geeig- 
neter Weife in den Berjuchsheften bemerkt. 


Mufter 1. 
Forftlicde Verſuchsanſtalt: 
Verſuchsſtelle: 
Kultur⸗Verſuchafläche 


im: 
Diſtrikt: 
Beſchreibung der Verſuchsfläche: 
Flächeninhalt und Eintheilung: 
Höhe über dem Meere: 
Lage und Umgebung: 


Boden: 
ſtulturmethode. 
Holzart: 
Ort und Art der Pflanzenerziehung: 
Kulturart: 
Verband: 


Beſondere Bemerkungen. 
Die Rubriken des Muſters J. ſind folgende: 
Zeit der Kulturausführung: 
Jahr. 
Monat. 
I. Aufwand für Material. 
1. für Samen. 
Art. 
Menge. 
Geldaufwand. (Marh). 
2. für Pflanzen. 
Art, 
Menge. (Stück.) 
Geldaufwand. (Mark.) 
3. für ſonſtiges Material. 
Art. 
Menge. 
Geldaufwand. (Mark.) 
4. Geldaufwand für ſämmtliches Material. (Mark.) 
I. Aufwand für Arbeit. 
1. für Bodenbearbeitung. 
A. durch Menſchen. 
a. Arbeitsaufwand. 
Männer 
Frauen Tagesſchichten.) 
Zuſammen 
b. Geldaufwand. (Mark.) 
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B. durch Thiere. 
Art. 
a. Arbeitsaufwand. (Tagesſchicht.) 
b. Geldaufwand. (Marf.) | 
C. Geldaufwand im Ganzen. (Marf.) 
2. für Transport. 
A. durh Menicden. 
a. Arbeitsaufwand. 
Männer 
Frauen (Tagesichichten.) 
Zuſammen 
b. Geldaufwand. (Mark.) 
B. durch Thiere. 
Art. 
a. Arbeitsaufwand. (Tagesſchicht.) 
b. Geldaufwand. (Mark.) 
O. Geldaufwand im Ganzen. (Mark.) 
3. für Saat⸗ und Pflanz-Arbeit. 
a. Arbeitsaufwand. 
Männer 
Frauen (Tagesſchichten.) 
Zuſammen 
b. Geſdaufwand. (Marf.) 
4. fir Schuß uud Pflege. 


Art. 
a. Arbeitsaufwand. 
Männer 
Frauen | (Tagesichichten.) 
Zufammen 


b. Geldaufwand. (Marf.) 
6. Geldaufwand für ſämmtliche Arbeiten. Mark.) 
III. Geldaufwand im Ganzen. (Marf.) 
Erläuterungen. 
Mufter 2. 
Forftliche Berfuchsanftalt: 
Berzeihnif 
des Aufwandıs an Material-Arbeit und Geld auf den Kultur-Berfuchsfläcden 
| im Jahre 18 
Die Rubriken find folgende: 
Berjuhs- Stelle. 
Berfuhs- Fläche. 
Nummer. 
Buchſtaben. 
Flächen⸗Inhalt. (Are.) 
Standort. 
Höhe über dem Meere. (Meter.) 
Neigung. 
Boden. 
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Holzart. 
Kulturart und Berband. 
Jahresaufwand an 
Samen. 
Pflanzen. (Stüd.) 
fonftigem Material. 
Arbeit (Arbeitsfchichten.) 
Geld (Mark.) 
Muſter 8. 
Forſtliche Verſuchsanſtalt: 
Veberfidht 
über die auf den Kulturverſuchsflächen gewonnenen Ergebniſſe in den Zahren 
18 bis 18 | 
Die Rubriken find folgende: 
Verſuchs⸗Stelle. 
Verſuchs⸗Fläche. 
Nummer. 
Buchſtaben. 
Flächen⸗Inhalt. (Are.) 
Standort. 
Höhe über dem Meere. (Meter.) 
Neigung. 
Boben. 
Holzart. 
Kulturart und Verband. 
Beitraum, in welchen die Unterfuhung fällt. 
Aufwand auf 1 Heltar. 
an Material 
Samen. 
Pflanzen. (Stüd.) 
Sonftiged Material. 
an Arbeit. 
Bodenbearbeitung. 
Saat und Pflanzung. 
Transport. (Zagesichichten.) 
Schutz und Pflege 
Zuſammen. 
an Geld. 
für Material. 
für Arbeit. Mark.) 
Zuſammen 
Nußung auf 1 Heltar, 
Hanptnugung. (Feftmeter.) 

Nebennutzuug. 
Erlös. 
Gewinnungskoſten. 
Reinerlös. 

Bemerkungen. 


(Marf.) 
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70. 
Verein deutfher forftlider Verfu h8-Anftalten. 
Anleitung für Durchforſtungs - Verſuche. 

81. Zwed. 

Die Verſuche über Durchforſtungen bezwecken: 
Die Feſtſtellung des Einfluſſes, welchen eine früher oder ſpäter begonnene, 
in längeren oder kürzeren Zwiſchenräumen wiederkehrende, ſchwächere oder 
ſtürkere Durchforſtung auf Höhe und Form der Beſtände, auf Zwifchen- mid 


Haubarkeitsmaſſe derjelben in verjchiebenen Lebensaltern, fowie auf die Boden- - 


verbältniffe ausübt. 

Zugleich fol die Gewinnung von Material für Aufftellung von Ertrags- und 
Maffentafeln und Formzahlen durch genane und von Beit zu Zeit zu wieder- 
holende Aufnahmen der Zwiſchennutzungen und des bleibenden Beſtandes in’s 
Auge gefaßt werden. 

82. Ausdehnung, 


Die Berfuche follen fi in allen Hauptwaldgebieten Deutfchlands anf bie 
Hanptholzarten, jedenfalls auf Buche, Fichte, Kiefer, wenn möglich auch auf 
Eiche, Tanne, Erle, Birke und andere Holzarten von lokaler Bedentung erfireden. 

83. Auswahl der Beftände. 

Es follen nur reine und annähernd reine Beftände (bis zu O,1 der Beimi«- 
ſchung) zu den Verfuchen herangezogen werben. Es iſt wünfchenswertb, daß bie- 
felben in allen verjchiedenen Altersftufen angelegt, aber auf möglichſt gleidhafterige 
Beftände beichränft bleiben. Randbeſtände und ſolche, welche Beſchädigungen 
auf Weidevieh, Wild, Diebflahl, Duft, Schnee- und Windbruch in erheblichem 
Maaße ausgejegt find, follen vermieden werben. 

84 Größe, Form und Anzahl der Berſuchsflächen. 

Die Berfuchseinzelflächen follen 0,5 bis 1 Heltar groß und möglichſt quadra- 
tiſch geformt fein; in denjenigen Fällen, in welchen denſelben eine ſolche Größe- 
und Form nicht gegeben werden kann, ift e8 zuläßig, bis zu 0,25 Helt. Größe 
herabzugehen, fowie ftatt der Duadratform die Rechteckform anzumenden. 

Snnerbalb eines und deflelben zu den Verſuchen auderfehenen Beſtandes 
follen ſtets drei Verfuchseinzeiflächen von obiger Größe und Form, zufammen- 
bängend oder aber getrennt von einauder, jedoch ſtets nnter möglichft gleichartigen 
Berbältnifien, jo daß fie vergleichbare Objekte bilden, gleichzeitig angelegt und zu 
einer Hauptfläche vereinigt werden. Jede VBerfuchseinzelfläche ift von der anderen, 
tefp. von der umgebenden Beſtandfläche allfeitig durch einen 10 Meter breiten, 
ebenfo wie die zugehörige Verſuchs⸗Einzelfläche zu behandelnden Iſolirſtreifen zu 
trennen, um den flörenden Einfluß der übergreifenden Wurzelverbreitung zu be« 
feitigen. 

Sollte in einzelnen Fällen, namentli auf dem ganz armen Sandboden, die 
Wurzelverbreitung jo bedeutend fein, daß die Breite von 10 Metern ungenügend 
erjcheint, fo find die Iſolirſtreifen breiter anzulegen; jedenfalls ift denfelben eine 
folde Breite zu geben, daß die Wurzeln der auf der Verſuchsfläche fiehenden 
Stämme über die äußerfte Grenze des Iſolirſtreifens nicht vordringen. 

85. Bermefjung, Begrenzung und Bezeihnung der Berfudhs- 
Fläden. 

Die Berfuchsflächen find genau zu vermeffen und durch mindeſtens 4 Grenz- 

zeichen uud Städgräben dauerhaft zu bezeichnen. 
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Jede Verſuchshauptfläche erhält eine deutſche, jede Verſuchseinzelfläche eine 
römiſche Ziffer. 
86. Standorts- und Beſtandébeſchreibung. 
Die Beſchreibung der Verſuchsflächen hat nach Maßgabe der Anleitungen zur 
Standorts⸗ und Beſtandabeſchreibung beim forſtlichen Berfuchsweien*) unter Be⸗ 
nutzung des dazu beſtimmten Formulars zu geſchehen. 


87. Beſtandsaufnahme. 

Die Beſtandsaufnahme erſtreckt ſich nur auf die eigentlichen Verſuchsflächen, 
nicht anf die Iſolirſtreifen. Bor Beginn derſelben iſt der im Wege der Durch⸗ 
forftung zu entnehmende NRebenbeftand mit Sorgfalt in mindeflens zwei Gäugen 
anter Beachtung der Durcdhforfiungsregeln ($ 8) audzuzeichnen. 

Das Berfahren der Beftandsaufnahme ift verjchieden, je nachdem ſich daf- 
jelbe auf Baumbölzer (fiber 20 Gent. durchſchnittliche Stammftärke) und ftarte 
Stangenbölzer (von 10 bis 20 Gent. durchſchnittliche Stammftärke) oder au) 
geringere Stangenbölzer (unter 10 Cent. durchſchnittliche Stammftärle) erftredt. 


A. Baum- und flarle Stangenhölzer. 

Die Beltandsaufnahme beginnt damit, daß die dem Hauptbeftande verblei- 
benden Stämme in Meßhöhe (1,3 Det. über dem Boden) an denjenigen Stellen, 
mo die Kuppe angelegt wird, mit Delfarbe bezeichnet werden, um bei der näd)- 
ſten Beftandsaufnahme genau an denfelben Stellen die Mefiung der Stamm⸗ 
ſtärke wiederholen zu fünnen. 

Hieran jchließt fih die Mefiung der Durchmeffer ſämmtlicher Stämme, ge- 
fondert nad Haupibeftand und Rebenbeftand, in einer Meßhöhe von 1,3 Met. 
fiber dem Boden mit der Kluppe über Kreuz nach ganzen Centimetern derartia, 
daß 0,5 Eent. und darüber voll gerechnet werden, Bruchtheile unter 0,5 Gent. da- 
gegen unberüdfichtigt bleiben. | 

Bei dem weiteren Verfahren find Haupt- und Nebenbeftand verichieden zu 
behandeln. 

1. Hauptbeftand. 

Der Hauptbeftand unterliegt, der Moafjenermittelung nad dem Probeftammni- 
verfahren unter Beachtung folgender Regeln: 

a) Ermittelmig der Geſammtſtammzahl (8) und der Befamntflanmgrundflädhe(G) 

b) Klaffenbildung nad gleihen Stammzahlen (in der Regel 5 Klafien) und 
Berechnung der Stammgrundflädhe jeder Klafie. 

c) Durchmefier-Berehnung der Klaffenftämme (in jeder Kaffe mindeftens 

1 Stamm bei Baumbolz, 

4 Stämme bei ſtarkem Stangenbolge.) 
Durchmefler-Meffung der Klafſenſtämme mit der Kluppe bei 13 Meter 
Meßhöhe in ganzen Millimetern und Berechnung ihrer Stammgrund⸗ 
fläche (g). 

d) Sällung der Probeftämme außerhalb der Berſuchsfläche und zwar in ber- 
jenigen Höhe vom Wurzelfnoten (Zußpuntt) der Stämme aufwärts ge- 
rechnet, weiche gleich ift ?/, des Stamm-Durchmefierd am Wurzelknoten 
(Fußpuntt). 

Maſſenermittelung des Derbholzes (dm) nad} Feftmeteru durch Meffung in 
Sektionen von 1 bis 2 Meter und durch cubifche Berechnung. 
2) &. Jahrb. Band VII. Urt. 78. ©. 152. 

Jahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. VIIL 30 
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Maffenermittelung des Reifigs (rm) nach Feſtmetern durch Geſammtwägung 
und probemeife Waflercubirung. 

e) Maffenermittelung des ganzen Beſtandes 

an Derbbol au g:G—=dm :x 
an Reiſig .:g:G=m:x, 
Hieran fchließen ſich als befondere Unterfuchungen : 

&) die Ermittelung des Sortimentsprocent-Berbältniffes bezogen auf Feſtmaaß, 
aus der Gefammtaufarbeitung des Probeholzes und aus ber Reduktion ber 
Raummaagße in Feſtmaaß nach zu vereinbarenden Reduktionsfaltoren; — 

b) Die Ermittelnug des mittleren Beftandsalter8 aus dem arithmetifchen 
Mittel des Alters der Probeftlämme; — 

c) die Ermittelung der mittleren Beſtandshöhe aus dem arithmetifchen Mittel 
der Höhen der Probeſtämme; — 

d) die Ermittelung der Stammſtärken in den friiheren Lebensaltern an bem 
außerhalb der Verſuchsfläche zu fällenden Mittelftamme = durch Stamm- 
Analyfe. 


2. Nebenbeftand. 
Die Beſtandsaufnahme des Nebenbeſtandes befchräntt fich auf die Ermitte- 
lung der Stammzahl, der gejammten Stammgrundfläcdhe und der Höhe des 
Mittelſtammes. 


B. Geringe Stangenhölzer. 

In geringen Stangenhölzern iſt die Beſtandsaufnahme auf eine örtlich durch 
Gräben nnd Eckhügel ſcharf zu begrenzende, nach ihrer Lage genar zu beſchrei⸗ 
bende Probefläche vou mindeftens 2 Ar zu beichränfen. 

Die hierbei vorzunehmenden Arbeiten find folgende: 

a) Bezeichnung ter Mefinngsfiellen (1,3 Met. über dem Boden) durch Del- 
farbe in dem Hauptbeftande. 

b) Durchmefler-Meffung in Meßhöhe (1,3 Meter Über dem Boden) mit Ab⸗ 
rundung auf halbe Eentimeter, geordnet nad) Haupt. und Nebenbeftand. 

c) Ermittelung der Stammzahl und Stammgrundflädhe auf der Probefläcdhe, 
fowie Berechnung der Gefammtflammzahl und Gefammtftammgrundflädhe 
der ganzen Berjuchseinzelfläche aus der ermittelten Stammzahl und Stamm⸗ 
grundfläche der Probefläche, ftet3 unter Sonderung von Hauptbefland und 
Nebenbeftand. 

d) Ermittelung der Höhe des Mittellammes im Haupt- und Nebenbeitande. 

e) Ermittelung des mittleren Beſtandsalters. 

Die Ergebniffe der Beftandsaufnahme werden in Yormular A fpeciell und 
in Yormular B ſummariſch eingetragen. 


$8 Durdforftung. 
Bon den jedesmal eine Hauptverfuchsfläche bildenden 3 Berfuchdeinzelflächen 
($ 4) ift Fläche I ſchwach, Fläche II mäßig, Fläche III flark zu durchforft 
Un für diefes Durchforſtungsmaaß eine feftfiehende Norm zu erhalten, wird F 
gendes feftgejeßt: 
In jedem Beſtande, welcher ſich vollfländig gereinigt hat, laſſen fich folgen 
Beitandsglieder unterjcheiden: 
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1) Dominirende Stämme, welche mit volleniwidelter Krone ben oberen 
Beſtandsſchirm bilden; 

2) zurüdbleibenbe Stämme, welde an ber Bildung des Stammſchlufſes 
noch Theil nehmen, deren größter Kronenvurchmeffer aber tiefer liegt als 
der größte Kronendurchmeffer der dominirenden Stämme, bie alfe gleich- 
fam die zweite Etage bilden; 

8) unterdrädte (unterftändige, übergipfelte) Stämme, deren Spitze ganz 
unter der Krone der dominirenden Stämme liegt. Auch niebergebogene 
Stämme gehören hierher; 

4) abfierbende oder abgefiorbene Stämme. 

a) die ſchwache Durchforſtung entfernt nur die abgeflorbenen Stämme ; 

b) die mäßige, die abfterbenden und unterdrüdten; 

c) die Harfe (vorgreifende) Durdforftung endli auch alle zurüchlei⸗ 
benden Stämme. 

Ueberdies fol der Grad der Durchforſtung (bei den mäßigen und ſtarken 
Anshieben) andy noch dadurdy näher feftgefiellt und bezeichnet werden, daß die 
Kreisflächenfumme, bezw. die Maſſe der herausgenommen Stämme in Brocenten 
der Kreisflächenfumme bezm. Maſſe des Gejammtbeftandes vor der Durchforſtung 
ausgedrüdt wird. 

Die Ausführung der Durchforſtung hat der Beſtandsaufnahme, wenn mög⸗ 
lich, unmittelbar zu folgen. 

Die Aufarbeitung des Durchforſtungsmaterials geſchieht in ortsüblicher 
Weiſe mit genauer Meſſung etwaiger Bruchtheile von Raummaaßen, die Ermitte⸗ 
lung des Feſtgehalts für Derbholz in Raummetern nach allgemeinen Reduktions⸗ 
factoren, für Reiſig dagegen, womöglich durch probeweiſe rulometrifhe Meffung, 
die bei Aufarbeitung im Laube Regel ſein muß, endlich die Eintragung der 
rreaeergebniſe nach Sortimenten und nach Feſtgehalt in das Formular 

A Müchſeite). 

89 Wiederholung der Durchforſtung und der Beſtands—⸗ 

Aufnahme. 

Die Durchforſtungen follen bei der Eiche, Buche, Fichte und Tanne bis zum 
50. Jahre, bei der Kiefer und den Weichhölzern bis zum 40, Jahre alle 5 Jahr, 
fpäter alle 10 Jahre wiederkehren. Wenn die Beftandsbefchaffenheit Die Wieder: 
ehr der Durchforſtungen von 5 zu 5 Jahren nicht geftattet, fo ift dieſelbe eben- 
falls nur alle 10 Jahre zu wiederholen. 

Jeder fpäteren Durchförſtung geht eine nene Beſtandsaufnahme unmittelbar 
vorher; dieſelbe beichränkt fich jedoch unter Sonderung von Haupt» und Neben- 
beftand, auf die Ermittelung der Stammzahlen, Stammgrundfläden, jowie der 
Höhen der Mittelftlämme unter Beachtung der Regeln in $ 7. 

Ueber etwaige weitergehende Ermittelungen, welche Fällung von Probeſtämmen 
erfordern, ſowie fiber den Abſchluß der Berfuchsarbeiten befindet der Berein 
deutſcher Berfuchsanftalten. Aenderungen in dem Bodenzuftande find bei jeder 
—--en Durdforftung unter Benutung des Kormulars für StandortSbefchreibungen 

die einzelnen Berfuchsflächen anzugeben. 

8 10. Befondere Unterfuhungen über Beginn und Umlaufzeit 

der Durdforftungen. 

Obwohl es im Allgemeinen ald Negel anzuerlennen ift, daß der rationelle 

echforftungsbetrieb bei allen Holzarten zu beginnen bat, wenn die Ausfchei- 

30* 
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dung des Nebenbeftandes (die Beftandsreinigung) in bem Vorkommen unterbrüdter 
Stämme erfennbar wird, fo find doch correcte Unterjuchungen auch in biejer 
Nichtung zur allfeitigen Löſung der Durchforftungsfrage nicht zu entbehren. Ebenſo 
gehört die Wirkung, welche bie Wiederholung (Umlaufzeit) der Durdiforfiungen 
auf die Beftandsentwidelung äußert, unmittelbar in den Kreis ber Durdhforfiunge- 
verſuche. Da diefe beiden Berfuchsreihen jedoch ohne zwedwibrige Complikation 
der Unterfuchungen über das wirthidhaftlihe Maaß der Durdforfiung mit dieſen 
nicht wohl verbunden werden können, fo find fie auf befonderen Verſuchsflächen 
auszuführen. 

Zu dieſem Behufe genügt die Anlage je zweier Verſuchsflächen für Eiche, 
Buche, Kiefer, Fichte in annähernd normalen und durchforſteten Befländen, von denen 

1) je eine zu Unterfuchungen über den wirtbichaftlichen Beginn des Durdy- 

forfiungsbetriebes 

2) die zweite zu Unterfudhungen tiber den Einfluß der Umlaufzeit deffelben 

benutzt werden fol. 

Jede Hauptfläche ift in 8 Unterflächen von je 1 Heltar Größe zu theilen, 
von denen fodann: 

ad 1. die Fläche I mit eintretender Ausſcheidung unterdrüdter Stämme, 
die Fläche II 5 Jahre fpäter, 
die Fläche III 10 Jahre jpäter, 
bei Eichen ftark, bei Buchen, Fichten und Kiefern mäßig durchforflet wird. Die 
Durchforſtung kehrt nah dem Beginn in den $ 9 angegebenen Zeiträumen im 
gleicher Weiſe wieder. 
ad 2. Sämmtliche Flächen find ſogleich nach der Ausicheidbung nuterdrückter 
Stämme, bei Eichen ftart, bei Buchen, Yichten, Kiefern mäßig zu durchforſten 
Sodann ift die Durdforftung in gleicher Weife bei 
Fläche I alle 3 Jahre 
:s 1.5 : 
- II - 10 =» 
zu wiederholen. 

In Bezug auf die Einrichtung, Beſchreibung und Beſtandsaufnahme der 
Verſuchsflächen, fowie hinfichtlich der Aufarbeitung des Durchforfiungsmaterials 
gilt das oben Geſagte. ($ 3 His 8 8). 

8 Il. Lagerbud. 

Die Ergebniffe der Beftandsaufnahme und ber Durchforſtung werben im 
Formular B überfichtlih zuſammengeſtellt. 

In derfelben find außer den regelmäßigen Durdforftungserträgen alle Ab 
gänge durch Frevel oder fonftige Beichädigungen möglihft genau einzutragen. 

Die Erträge der Iſolirſtreifen werden nicht gebucht. Gtandorts- und Be— 
fiandsbefchreibungen, Beſtandsaufnahmehefte (Formular A.) und überſichtliche 
Zufammenftellungen (Formular B.) werden für jede Verſuchshauptfläche zu einem 
Lagerbuch vereinigt. 

F 12. Uebergangs-Beffimmungen. 

Die bereits eingeleiteten Durchforfiungsverfuche follen fobald und fo d 
ftändig als möglich zu der neuen Verſuchsmethode übergeführt und beziiglich t 
Darftellung der bis jetzt erfolgten Erhebungen und Ergebniffe mit biefen 
Uebereinftimmung gebracht werden. Es ift den Berjuchsanftalten überlaffen, d 
Erforderliche Hierzu nad ihrem Ermeflen zu veranlaffen. 


Durdforfiungs-Stren-Verfude Formular A 


Beftands- An d D s-Ergebniſſe. 
Oberförherd: ft fnahme un urhforftungs- Ergebniffe. 
Waldort: 
agen, Diſtrikt, Abtheilung). 
Nähere Bezeichnung der Berfuchsfläce 


nach Art und ͤrr. Verſuchshauptflache Nr. 
Verſuchseinzelflache Nr. 
Der Verſuchsfläche Größe: Helt. 
Die Beſtandsaufnahme if erfolgt in der Zeit vom ten 187 bis tem 187 
187 bis tem 187 


Die Durchforſtung ift erfolgt in der Beit vom tem 
Beftands-Anfnahme, 
($ 7 d. Anleitimg f. Durchf Verſuche. $ 5 d. Anl. f. Gtreu-Berfuche). 


(Siehe umftehend.) J 
Fr vcenung uno xseregmung det Probeämme, fowie Maffenermittelung der ganzen Verſuchseinzelfläche. (Hauptbeftand.) 




















Ergebniß der Meffung und Berechnung der Probeflämme. Mithin Gotymaffe 
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Haupt- Beſtand 
Durchmeſſer der geſammten Stämme in ganzen reſp. halben Centimetern. 
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Zahl der Stämme. 





Meſſung. 
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|  MNeben-Befand nn 
Durchmeſſer der gefammten Stämme in ganzen reſp. halben Centimetern. 
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Stamm-Analyfe des Mittelſtammes. 


Ergebniß der Aufarbeitung der Durchforſtungs - Erträge 


ſowie Ermittelung der Reductions . Faktoren für Reiſigholz zur Umwandlung von Naummaaß in Feſtmaaß. 


(88 d. Anl. Durcht.-Verſ. und $ 8 d. Anl. f. Gtreu-iBerfuche.) 
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Formular B. 
Durchforſtungs⸗BVerſuche. 
Zuſammenſtellung der Ergebniſſe. (1. Seite.) 
Oberförfterei: 
Baldort: (Fagen, Diftrift, Abtheilung.) 
Verſuchshauptfläche No. 
Berfuchseinzelfläche No. 
Größe Heli. 
Bemerkungen. 


Die Rubriken (2. u. 3. Seite) find folgende: 
Befands-Aufnahme, 
Flächen größe 
Hekt. 
Dec. 
Fahr der Beſtandsaufnahme. 
Beſtandsalter. 
Holzart. 
Hauptbeſtand. 
Mittlere Höhe (Met.). 
Stammzahl. 
Stammſtärken 
eis | und im Mittel. (Centimeter.) 
Stammgrundflähe (U Met.) 
Kubikinhalt Derbholy-Reifig, Zufammen (Feſtmet.). 
Auszuforfiender Nebenbeſtand. 
Mittlere Höhe. 
Stammzabl. 
Stammftärten 
bis | und im Mittel, (Eentimeter.) 
Stammgrundfläde (D Met.). 
in % der Gefammt-Beftandsgrundfläche. (%.) 
Kubifinhalt 
DerbHolz-Reifig, Zufammen. (Feſtmet.) 
in % der Gefammtholzmaffe, (%.) 
Geſammt ⸗Beſtand. 
Stammgrundfläche. (D Det.) 
Holzmaſſe Derbholz-Reifig, Zuſammen (Feſtmet.) 
Holzerträge. 
Zeit der Vereinnahmung (Werbung). 
Jahr. 
Monat. 
Tag. 
Hiebsart. (Bezugsart.) 
Derbholz. 
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Nutzholz 
in Stammabſchnitten. (Feſtmet.) 
in Stangen. (desgl.) 
Schichtnutzholz. 
Kloben. (Raummeter ſFeſtmeter)). 
Knüppel. (desgl.) 
Nutzrinde. (Amir. reſp. Gewicht Kilogr. [Feſtintr. ). 
In Summa Feſtmeter. 
Brennholz. 
Kloben. (Raummeter.) 
Knüppel. (desgl.) 
In Summa Feſtmeter. 
Reifig. 
Nutzreifig 
in Stangen. (Feſtmeter.) 
Schichtnutzreifig. (Amtr. refp. Wellenhunderte.) 
Brennreifig. (Amtr. reip. Wellenhunderte.) 
In Summa Feitmeter. 
Gejammt-Holzertrag in TFeftmetern. 


11. 
Verein deutſcher forftlicher Verjuchsanftalten. 
Anleitung zur Unterſuchung des Waldfiren - Örtrages fowie zu 
Verfuchen über den Einfluß der Streunukung anf den Wuchs 
der Holzbeflände, 
5 1. Wahl der Berfuhsfläden. 

Die Verſuchsflächen find an foldden Orten auszuwählen, weldye weder dem 
Holz- oder Streu-Diebftahl, noch dem Betreiben mit Weidevieh ausgejegt find. 
Dem Wind-, Schnee- und Duftbrudhe, dem Berwehen des Faubes durch den 
Wind oder Wildbeijhädigungen in ungewöhnliden Maaße ausgejegte und ab- 
norm beftandene Walborte find zu vermeiden. 

Bu den vergleichenden Berfuchen find thunlichſt nur annähernd normale, 
gleihalterige und gleichwüchſige, auch möglichſt reine Holgbeftände heranzu⸗ 
zieben. 

8 2. Größe und Form der Verſuchsflächen. 

Die Verſuchsflächen follen mindeftens 0,1 Hectar groß und möglichſt qua» 
dratiſch geformt fein. 

Mindeftens drei Berfuchseinzelflächen find jedesmal zufammen in einer 
Hauptfläde oder getrennt von einander, jedoch unter ganz gleichen Berbältniffen, 
jo daß fie vergleichbare Objecte bilden, gleichzeitig anzulegen. 

Um den ftörenden Einfluß der übergreifenden Bewurzelung und Beaflung 
zu befeitigen, ift jede Verſuchseinzelfläche allfeitig mit einem zehn Meter breiten, 
gleich zu behandelnden Sfolirftreifen zu umgeben, jo daß zwei mit einander 
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grenzende Berfuchsflächen durch Iſolirſtreifen von zwanzig Meter Breite getrennt find. 

Sollte in einzelnen Fällen, namentlich auf dem ganz armen Sandboden, die 
Burzelverbreitung eine fo bedeutende fein, daß die Breite von zehn Metern un- 
zureichend erfcheint, fo find die Sfolirftreifen in größerer Breite und jedenfalls 
fo breit anzulegen, daß die Wurzeln der auf der Berfuchsfläche ſtehenden Stämme 
über die Grenze des Iſolirſtreifens hinaus nicht vordringen. 


8 8. Bermeffung, Begrenzung und Bezeihnung der Verſu 4. 
flächen. 
Die Berfuchsflächen find genau zu vermeflen und durch mindeftens 4 Brenz- 
Jeichen und Stüdgräben dauerhaft zu bezeichnen. 
Jede Verſuchshauptfläche erhält eine deutſche, jede Verjuchseinzelfläche eine 
römishe Nummer. 
8 4. Bejhreibung des Standorts und des Beftandes. 


Die Beihreibung des Standorts und des Beſtandes bat nah Maaßgabe 
der Anleitung zur Standorts- und Beftandsbefchreibung beim forftlicden Ber- 
ſuchsweſen *), unter Benußung des dazu beftimmten Yormulars, zu geicheben. 

Bezüglich der feitherigen Behandlung des Beſtandes ift in der Beftandsbe- 
ſchreibung namentlih anzugeben, ob und wann der Beftand durchforftet worden 
iR, ob Weide- oder Streu⸗Nutzung in demfelben ftattgefunden hat. 

85. Beftaudsaufnahme. 

Die Beftandsaufnahme erftredt fih nur anf die eigentlichen Berinchsflächen, 
nicht auf die Iſolirſtreifen. 

Bor Beginn berjelben ift der im Wege der Durchforſtung zu entnehmende 
Nebenbeftand mit Sorgfalt in mindeſtens zwei Gängen, unter Beachtung der 
Durdforfiungsregein (8 8) auszuzeichnen. 

Das Berfahren der Beftandsaufnahme ift verſchieden, je nachdem fich daffelbe 
" auf Baumbölzer (Über 20 Cent. durchſchn. Stammflärke) und ſtarke Stangen- 
böfzer (von 10 bis 20 Eent. durchſchn. Stammftärke), oder auf geringe Stangen- 
bölzer (unter 10 Gent. durchſchn. Stammſtärke), erfiredt. 


A. Saum- und farke Stangenhölzer. 


Die Beſtandaufnahme beginnt damit, daß die dem Hauptbeftand verbleibenden 
Stämme in Meßhöhe (1,3 Meter iiber dem Boden) an denjenigen Stellen, mo 
die Kluppe angelegt wird, mit Delfarbe bezeichnet werden, um bei der nächſten 
Beftandsaufnahme genau an denfelben Stellen die Meffung der Stammftärken 
wiederholen zu können. 

Hieran fchließt fi) die Meffung der Durchmeffer ſämmtlicher Stämme, ge- 
fondert nad Haupt» und Nebenbeftand, in einer Meßhöhe von 1,3 Meter liber 
dem Boden mit der Kluppe über Kreuz nad ganzen Gentimetern derartig, daß 
0,5 Cent. und darüber für voll gerechnet werden, Bruchtbeile unter 0,5 Cent. 
Dagegen unberiidftchtigt bleiben. 

Bei dem weiteren Berfabhren find Haupt- und Nebenbeftand verſchieden zu 

handeln. 
1. Hauptbeſtand. 


Der Hauptbeſtand unterliegt der Aufnahme nach dem Probeſtammverfahren 
nter Beachtung folgender Regeln: 


*) ©, Jahrb. Band VIL. Urt. 78. S. 152. 
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a) Ermittelung der Geſammtſtammzahl (8) und ber Geſammtſtammngrund⸗ 
fläche (G.) 

b) Klaffenbildung nach gleihen Stammzahlen (in der Regel 5 Klaffen) und 
Berechnung der Stammgrundflädhe jeder Klaffe. 

c) Durchmeſſerberechnung der Klaffenflännme. 

(In jeder Klaffe mindeftens 1 Stamm bei Baumbolz 

4 Stämme bei ftarfem Stangenholz.) 
Durchmeſſermeſſung der Klaſſenſtämme mit der Kluppe bei 1,3 Meter 
Meßhöhe in ganzen Millimetern und Berechnung ihrer Stammarumdfläde (g.) 

d) Fällung der Probeftämme außerhalb der Verſuchsfläche und zwar in der 
jenigen Höhe vom Wurzelnoten (Fußpunkt) der Stämme aufwärts ge- 
rechnet, welche gleich ift !,; des Stammdurdämeffer8 am Wurzelfuoten 
(Fußpunkt). Maffenermittelung des Derbholzes (dm) nad) Feſtmetern⸗ 
durch Meffung in Sectionen von 1—2 Meter Länge uud dur cubifche 
Berehuung, Maffenermittelung des Reiſigs (rm) nad) Feſmetern durch 
Gejammtwägung und probeweife Waffercubirung. 

e) Maffenermittelung des ganzen Beftandes: 

an Derbholz aus g:G = dm: x 
an Reiftg and g: G = rm: x. 
Hieran fließen fi als befondere Unterſuchungen: 

a) Die Ermittelung des Sortimentsprocentverhältniffes, bezogen auf Feſtmaaß 
aus der Sefammtaufarbeitung des Probeholzes und aus der Reduction der 
Raummaafe in Feſtmaaß, nach zu vereinbarenden Reductionsfactoren. 

b) Die Ermittelung des mittleren Beftandsalters aus dem arithmetiſchen Mittel 
des Alters der Probeftämme. 

c) Die Ermittelung der mittleren Beftandshöhe aus dem arithmetiſchen Mittel 
der Höhen der Probeftämme. 

d) Die Ermittelung der Stammftärten in den früheren Lebeusaltern an dem 
außerhalb der Verſuchsfiäche zu fällenden Mittelſtamme * durch Stamm⸗ 
analyſe. 


2. Nebenbeſtand. 


Die Beſtandsaufnahme des Nebenbeſtandes beſchränkt ſich auf die Ermittelung 
der Stammzahl, der gefammten Stammgrundfläde und ber Höhe des Mittel- 
ſtammes. 


B. Geringe Stangenhölzer. 

In geringen Stangenhölzern iſt die Beſtandsaufnahme auf eine örtlich durch 
Gräben und Eckhügel ſcharf zu begrenzende, nach der Lage genau zu beſchreibende 
Probefläche von mindeſtens 2 Ar zu beſchränken. Die hierbei vorzunehmenden 
Arbeiten find folgende: 

a) Bezeichnung der Meſſungsſtellen (1,3 Meter über dem Boden) mit Oelfarbe 
in dem Hauptbeftande. 

b) Durchmeflermefiung in Meßhöhe (1,3 Meter iiber dem Boden) mit Ab- 
rundung auf halbe Sentimeter, geiondert nach Haupt» und Rebenbeftand. 

c) Ermittelung der Stammzahl und Stammgrundflädhe auf der Probefläche, 
fowie Berechnung der Gejammtftammzahl und Geſammtſtammgrundfläche 
der ganzen Berjuchseinzelfläcdhe aus der ermittelten Stammzahl und Stamm: 
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grundfläche der Probefläche, ftet3 unter Sonderung von Haupt- und Neben- 
beftand. 
d) Ermittelung der Höhe des Mittelftammes in Haupt» und Nebenbeftaud. 
e) Ermittelung des mittleren Beitandsalters. 
Die Ergebniffe der Beftandsaufnahme werden in Formular A fpeziell uud 
m Yormular B ſummariſch eingetragen. 


8 6. Streumerbung. 

Bon den drei Theilflächen der Verjuchsfläche ($ 2.) wird Fläche I ganz mit 
dem Streurechen verfchont, Fläche II alljährlich, Fläche III alle ſechs Jahre be- 
recht. 

Die Entnahme der Streu erfolgt in kürzeſter Friſt nach dem Laubabfalle. 
Das Streurechen geſchieht möglichft vollftändig und mit hölzernen von der Haupt- 
Ration im Modell zu liefernden Harlen. Borgängig ift das umberliegende Holz 
abzuharken und von der Befuchsfläche zu entfernen. 

Die geworbene Streu wird ftetS von der Berfuchsfläche befeitigt. 

Die Streu von den folirftreifen ift von der Streu der Verſuchsflächen zu 
fondern. 

Die Aufarbeitung nah Raummetern bleibt dem Ermeflen der einzelnen 
Berjuchsanftalten überlaffen. 

Die Streuerträge werden nach Gewicht gebucht. 

Die Gewichtsermittelung erftredt fi) anf Friſchgewicht und Lufttrodengewidt. 
Die Ermittelung des Friſchgewichts hat fi) der Streuwerbung unmittelbar an- 
zuſchließen. 

Zur Ermittelung des Lufttrockengewichts iſt unmittelbar nach dem Streu: 
rechen von jeder Verfuchseinzelflädhe eine Ouantität Streu von mindeftens 20 
Kilogr. zu entnehmen und in einem troduen gegen die Witterung gejchlitten 
Haum, wo die Streu gegen Entwendung vollftändig gefichert ift, böchftens 
0,3 Meter hoch aufzuſchütten, und, wenn erforderlich, während des Trocknens 
jorgfältig umzumwenden. Die jo aufbewahrte nad Verſuchshaupt- und Einzel» 
flächen wohl gefonderte und genau zu bezeichnende Streu ift nach dem Abtrodnen 
in geeigneten Bwifchenräumen fo fange zu wiegen, bis ein Gewichtsverluſt nicht 
mehr merkbar if. Das in jedem einzelnen Falle zulegt erhaltene conflante Ge⸗ 
wicht dient zur Berechnung des WRebuctionsfattors fiir die Ermittelung bes 
Zrodengewichts des gejammten Gtreuquantums der betreffenden Streufläche. 


8 7. Aſchenanalyſen. 


Die Bornahme von Aſchenanalyſen bleibt den einzelnen Berjuchsanftalten 
überlafien. 


8 8. Durchforſtung und Wiederholung der Beſtandsaufnahme. 


Somohl die erite ($ 5) als auch alle fpäteren Durchforſtungen befchränten 
fih auf das tibergipfelte Holz. Sie finden nad Ablauf eines jeden fehsjährigen 
Streuturnus auf den Verſuchsflächen und den zugehörigen Iſolirſtreifen ftatt. 

Die Buchung der Durdforftungserträge beſchränkt fi auf die Erträge der 
Berfuchsflähen Sie erfolgt fpeziel in Yormular A und fummarifd in For- 
mular B; in letterem find auch alle im Laufe des Streuturnus dur Wald- 
Talamitäten, Trodniß, Frevel zc. erfolgenden Erträge und Abgänge an Holz genan 
zu vermerken. 
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Feder Durchforſtung am Schluffe des jechsjährigen Streuturnus geht eine 
neue Beitandsaufnahme unmittelbar vorher. 

Hierbei findet unter Sonderung von Haupt- und Nebenbefland nur die Er- 
mittelung der Stammzahlen, der Stammgrundflächen, fowie der Höhen der 
Mittelfämme, unter Beachtung der Regeln in $ 5 flatt. 

Ueber etwaige weitergehende Ermittelungen, welche Yällung von Probe- 
ftämmen erfordern, fowie über den Abjchluß der Berjuchsarbeiten bejchließt der 
Berein deutſcher Verfuchdanitalten. Bei jeder neuen Beftandsaufnahme find Die 
eingetretenen Aenderungen im Bodenzuſtande für jede einzelne Verjuchsfläche, 
unter Benugung des Formulars fir Standorts- und Beftandsbefchreibungen, 
anzugeben. 

8 9. Lag erbuch. 

Für jede Verſuchshauptfläche wird ein Lagerbudy angelegt. 

Daffelbe befteht aus: 

a) Der Standort? und Beftandsbeichreibung der Verfuhsflädhen ($ 4). 

b) Den Beftandsaufnahmeheften (Formular A, 8 5 und $ 8). 

c) Den Zufammenftellungen der Ergebniffe der Beftandsaufnahmen, der Stren- 
und Holz-Werbnnugen. (Formular B, 8 5 und $ 8) der Berfuchgeinzel- 
flächen. 

Formular A. 
(©. das Formul. A. bei Art. 70. ©. 453. ff.) 


gormular B. 
Streu-Berfude. 


Zufammenftellung der Ergebnifje der Beftandsaufnahme, Holz- 
und Streumwerbung. (1. Seite.) 

Oberförfterei:: 

Waldort: 

Verſuchshauptfläche No. 

Verſuchseinzelflüche No. 

Größe Heklt. 

Bemerkungen. 


Die Rubriken (2. u. 3. Seite) find folgende: 
Beftands-Aufnahme. 
Flächengröße. 
Hekt. 
Dec. 
Jahr. 
Beſtandsalter, 
Holzart. 
Hauptbeftand. 
Mittlere Höhe. 
Stammzahl. 
Stammftärten. 


bis und im Mittel. (Centimeter.) 
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Stammgrundfläde. (D Met.) 
Eubilinhalt Derbholz⸗Reiſig, Zuſammen (Feſtmet. 
Anszuforſtender Nebenbeſtand. 
Mittlere Höhe. (Met.) 
Stammzahl. 
Stammſtärken. 
in unb im Mittel (Gentimeter.) 
Stammgrundfläde. (D Det.) 
in %, der Gefammt-Stammgrundflädhe (0/0) 
Kubikinhalt. 
Derbholz⸗Reifig, Zuſammen (Feſtm.) 
in %, der Geſammtholzmafſe (9%) 
Geſammt ⸗Beſtand. 
Stammgrundfläche (U Met.) 
Holzmaffe. 
Derbholz-Reifig, Zufammen (Feſtmeter.) 
Erträge: 
an Holz: 
Hiebszeit. 
Monat. 
Tag. 
Hiebsart. (Bezugsart.) 
Holzart. . 
Ertrag an 
Derbholz. (Feſtmeter.) 
Reifig. (desgl.) 
im Ganzen (desgl.) 
an Streu. 
Werdungszeit. 
Monat. 
Tag. 
Ertrag in 
Raummeter. 
Friſchgewicht (Kilogr.) 
Trockengewicht. (desgl.) 
Bemerkungen über 


die Witterung in den der Streuwerbung vorhergehenden 14 


Tagen. 


Friſch⸗ und Trockengewicht, fowie über die Wägungszeit der 
Probeftreu und Angabe des Reduktions⸗Faktors zur Umwand⸗ 


lung von Friſch⸗ in Trodengewidht. 
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72. 
Berein deutjcher forftlicher Verfuchg-Anftalten. 


Arbeitsplon für die Vornahme von Unterfuchhungen über den 

Feftgehalt der Raummaafe und dag Gewicht des Holzes. 

8 1. Zwed. 

1) Die Unterfuhungen über den Feſtgehalt der Raummaaße des Holzes be- 
zweden die Ermittlung von Berhältnißzahlen zur Umwandlung von Raummaaß 
(Raummeter, Wellenhunderte) oder Gewicht (Kilogramm) in Feſtmaaß (Feſt⸗ 
meter). 

2) Die Gewichtsbeftimmungen bezmeden die Unterfuchung bes abfoluten 
und ſpezifiſchen Gewichts des Holzes im frifchgefällten Zuftande. 

Anmerlung: Die Unterfuhung des abjoluten und fpez. Gewichts bes 

Holzes im wald⸗ und vollftändie Iufttroduen Zuftande bleibt 
dem Belieben der einzelnen Verjuchsanftalten überlafſen. 


$ 2 Inftrumente und Werkzeuge. 

1: Zu den Feftgehaltsunterfuchungen und fpez. Gewichtsbeſtimmungen für 
wirtbfchaftliche Zwecke gehört ein zweckmäßig konftruirter Xylometer, welcher eine 
genaue Ablefung bis mindeftens 0,2 Liter (Kubikdecimeter) geftattet. 

2) Zur Beftimmung des abfoluten Gewichts des Holzes im Walde gehört 
eine gute Waage mit Gewichtsſatz, welche ein Abwiegen bis zu utindeftens O,1 
Kilogramm geftattet. Die Wahl der Waage bleibt zwar den einzelnen Verſuchs⸗ 
anftalten üüberlaffen, doch dürfen die Federmaagen wegen ihrer Ungenauigfeit nicht 
angewendet werden. . 

3) Zum Transport des Waffers zum Füllen des im Walde aufgeftellten 
- Zylometers, eignet fi am beften ein gewöhnliches Faß von hinreichender Größe 
und einem Krahnen zum beliebigen Ablaffen des Waflers. Iſt Waffer in un⸗ 
mittelbarer Nähe, fo fann daffelbe auch in Gießkannen u. f. mw. berbeigetragen 
und die Beifuhr in Fäffern erjpart werben. 

4) Eine Heine Wafchbütte zur Aufbewahrung des Waflers, fowie Heiner 
Schöpfgeihirre tragen zur Erleichterung des Geſchäfts ohne Koftenmehrung we 
ſentlich bei. 

8 3. Das bei den Feftgebalt$-Unterfuhungen einzubaltende Ber- 
fahren. 

Das auf feinen Teftgehalt zu unterjuchente Holz wird möglihft nahe zu 
dem Xylometer hingebracht und nach den vereinbarten Beſchlüſſen, über einheit- 
lie Holzfortimente und Sortimentsgrenzen vorfchriftsmäßig aufgearbeitet. Es 
haben ſich daher die Unterfuhungen über Feſtgehalt auf alle vereinbarten Sor⸗ 
timente auszudehnen, 

Da die Wahl des Zylometers den einzelnen Verſuchsanſtalten überlaffen iR, fo 
bleibt auch die Ausmittlung des Verfahrens, die einzelnen Sortimente in dem ge- 
wählten Xylometer in zwedmäßiger Weife zu unterfuchen, denjelben anheimge- 
geben. Dagegen find alle Berfuchsanftalten an das genaue Einhalten folgender 
Vorſchriften gebunden. 

1) Das Auffegen des Holzes Hat ohne Ueber- oder Schwindemaaf zu ge- 
ſchehen. 


2) Die Aeſte find vor dem Aufſetzen glatt an den in die Raummaaße ein⸗ 
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zulegenden Holzftüden wegzuhauen, damit ein dichtes Aufjeßen in die Raum- 
maaße erfolgen kann. 

3) Bei jedem Berſuche find Aufzeichnungen zu machen tiber die Länge und 
Anzahl der Scheiter und Prügel in einem Raummaaße, liber Dimenflonen der 
Neifigmeter, fiber Alter, Holz- und Betriebsart, fowie fonftige Befchaffenheit des 
Holzes und über Monat und Tag der Unterfuchung. 

4) Die Unterfuhung des Holzes bat ummittelbar der Füllung zu folgen, 
bethautes oder beregnetes Holz darf jedoch erft rylometriich behandelt werden, 
nachdem das anhängende Wafler wieder oberflächlich aufgetrodnet ift. Bei win- 
digem Wetter find die Unterfuchungen thunlichſt zu vermeiden. 

5) Wird der Feftgehalt von angejchältem oder entrindetem Holze unterfucht, 
fo ift folddes ausdrüdlich anzugeben. Laubreifig wird ftets ohne Laub, Nadel- 
reifig mit Radeln unterfucht. 

6) Neben der rylometrifhen Behandlung des Holzes ift auch das ftereomte- 
tiihe Berfahren dann zuläffig, wenn eine genügende Genauigkeit dabei erzielbar 
iſt. Die größte Länge der zu unterfuchenden Holzftüide darf aber dann 1 Meter 
nicht überfteigen und hat die Durchmeflermeffung übers Kreuz bis auf 0,5 Em. ge- 
nau zu erfolgen. Es wird jedoch der Wunſch ausgeſprochen, das rylometrifche 
Berfahren dem ſtereometriſchen fo weit wie thunlich voranzuftellen. 

T) Der Feſtgehalt ift bei Scheit- und Prügelbolz namentlich abhängig von der 
Gerad- und Glattſchaftigkeit und Bollholzigkeit der Trummen und der Art des 
Aufſetzens, bei Stodholz von der Stärfe und Höhe der Stöde, bei Neisholz 
von der Stärfe des Material® und insbefondere von dem Umftande, ob es vom 
Stamm oder von Aeſten oder dem Stamm- und Aftholz entnommen if. Er 
ift weiter, unter fonft gleichen Verhältniſſen, abhängig von der Holzart. Daber 
genügt e3 nicht, Feſtgehaltsunterſuchungen nur an einer Holzart und in einem 
Beftande anzuftellen. Es miüflen vielmehr Unterſuchungen mit verjchiedenen 
Holzarten und innerhalb der Holzart in verfchiedenalterigen und verſchieden⸗ 
mwüchfigen Beftänden auf Grundlage der vereinbarten Sortimente und Sorti- 
mentsgrenzen vorgenommen werben. Diefelben brauchen jedody in einem Be- 
ftande nur fo lange fortgefetst zu werden, als ſich noch beträchtliche Abweichungen 
im Feſtgehalte der einzelnen Raummaaßeinheiten ergeben; fobald die gefundenen 
Refultate ziemlich konſtant bleiben, Tann die Unterfudhung abgebrochen werden. 

8) die vorläufig vereinbarten und zu unterfuchenden Sortimente find: 

l. Schichtnutzholz. 
1) Nutzſcheite: 
a. ſchwaches tiber 14 bis 30 Em. Durchmeffer, 
b. ftarfes über 30 Em. Durchmeſſer. 
2, Nußprügel: 
a. ſchwache über 7 bis mit 10 Em. Durchmefler, 
b. ſtarle ” 10 " ⸗⸗ 14 e⸗ ” 
I. Nutzrinde. 
1) Altrinde: 
a. nad Raummetern: 
a) geputzte, 
b) ungepukte; 
b. nad Wellenhunderten (Normalmwellen von 1 Met. Länge und 1 Det. 
Umfang). 
Jahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. VIL. 31 
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2) Jungrinde: 
a. nad) Raummetern: 
b. nad) Wellenhunderten (Normalwellen von 1 Met. Länge und 1 Met. 
Umfang.) 
Alle Rindenunterfuchungen haben ſich zu erfireden auf Feſtgehalt und Ge⸗ 
wicht, beide fomohl im friſch gefällten als im waldtrodnen Zuſtande. 
IM. Brennholz. 
1) Scheite: 
3. glatt und gerade: 
a) ſchwach (wie bei Nutzſcheiten), 
b) ſtark (desgl.) 
b. knorrig und krumm: 
a) ſchwach (wie bei Nutzſcheiten); 
b) ſtark (desgl.) 
2) Knüppel (Prügel): 
a. glatt und gerade: 
a) ſchwach (wie bei Nutzholzknüppel), 
b) ſtark (desgl.) 
b. knorrig und krumm: 
a) ſchwach (wie bei u srrippeD), 
b) ftart (beögl ) 
3) Reifig: 
a in Raummetern: 
a) Reistnitppel (auf Meterlänge abgelängt, über 4 bis 7 Em. 
Durchmeffer), 
a. Stammreifig Durchforſtungsholz, Schlagholz), 
B. Aftreifig, 
b) Langreifig (über O bis 7 Em.) nicht ausgelniippelt, 
a. Stammreifig, 
ß. Aftreifig, 
ec) Adfallreifig (Abfall von ausgetnfppelten Reiſig 4 Em. und 
weniger), 
a. Stammreifig, 
ß. Aftreifig. 
b. in Wellenhunderten (Normalwellen 1 Meter lang und 1 Meter 
Umfang), 
a) Reistnitppel (Normalmwellen tiber 4 bis 7 Em. Durchmeffer), 
b) Langreifig (üiber O bis mit 7 Em. Durchmefler nicht aus- 
gefnüppelt), 
a. Stammreifig, 
ß. Aftreiftg, 
c) Abfallreifig (Abfall von ausgefnüppeltem Heifig, 4 Em. und 
weniger), 
a Stammreifig, 
ß. Aftreifig. 
4) Stodholz: 
a. ftart und verhältnigmäßig wenig Wurzelbolz. 
b. ſchwach und verhälmigmäßig viel Wurzelbolz. 
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9) Ob, nad Beendigung der Verſuche, lokale oder allgemeine Reduktions⸗ 
faftoren und in welcher Gliederung beantragt werden follen, bleibt fpäterer Be⸗ 
fhlußfaffung tiberlaffen. 

$ 4. Das bei Gewichtsbeſtimmungen einzuhaltende Verfahren. 

Gewichtsbeſtimmungen werden zwedmäßig mit ben Feftgehaltsunterfuchungen 
in bierzu befonder8 geeigneten Beftänden verbunden (1 Rm. zu wägen erfor- 
dert nur 8—12 Minuten Zeit). Es foll jedoch hiermit nicht ausgeiprochen werden, 
als müßten bei allen Yeftgehaltsbeftimmungen auch Holzwägungen vorgenommen 
werden und umgekehrt. Handelt e8 fi um Gewichtsbefimmungen von grö- 
Keren Holzmaſſen (ganzen Raummetern), fo wird am beflen eine Brückenwage 
von 300-400 Kilogramm Tragkraft verwendet, welde, im Falle gleichzeitig 
rylometriſche Meſſungen ftattfinden, am beften neben dem Xylometer aufgeftellt 
wird. 

Für den einzubaltenden Gejchäftsgang gelten folgende Beftimmungen: 

1) Das zu unterfuchende Holz wird unmittelbar nad der Füllung durch 
Die Holzhauer getrennt nach Holzarten und nach den vereinbarten Beftimmungen 
über Sortimente und Sortimentsgrenzen an einem für folcde Arbeiten bequemen 
Plage aufgeftellt. 

2) Die Wägung des Holzes geht der rylometrifhen Behandlung deffelben 
voraus, weil man fonft mit der Wägung warten müßte, bis das unter Waſſer 
getauchte Holz wieder oberflächlich abgetrodhet ift. 

3) Es wird ein Raummeter nad) dem andern gemogen und das Gewicht 
notirt; nur wenn die Holzhauer ausnahmsweife mehrere Raummeter zuſammen 
aufgejchichtet hätten, können diefelben in einem gewogen werden. 

4) Selbſtverſtändlich kann auf einer Brüdenwage von 300-400 Kilogramm 
Belaftung Tein ganzes Raummeter Scheit-, Prigel und Stodholz, oder ein 
Wellenhundert anf eimmal gewogen werden, es find daher die einzelnen zu einer 
Maaßeinheit gehörigen Wägungen in einem Notizbuch Mar und genau zu no- 
tiren und ſchließlich zu addiren. 

5) Sowie eine zu einem Raummeter gehörige Bartie Holz gewogen ift, 
wird fie am beiten, ehe man mit einem zmeiten beginnt, gleich xylometriſch be- 
handelt und dann auf einem Haufen bei Seite geworfen, damit leine Ber- 
wechslung mit dem Holze vorlommt. 

6) Was die Wellen betrifft, jo Lönnen immer fo viele zufammen gemogen 
werden, als auf die Wage gehen; um jedoch die Marimal- und Minimalge- 
wichte eines Wellenfortiments auch kennen zu lernen, find von Zeit zu Zeit be- 
fonders ſchwere oder leichte Wellen für fich zu wägen und ihre Gewichte zur 
notiren. 

7) Die Gewichtsbeftimmungen werben bis auf 0,1 Kilogramm vorgenommen. 

8) Da nach $ 3 nicht nur das Volumen des durch das Holz verdrängten 
Waſſers, fondern mit demfelben zugleich auch defien Gewicht erhalten wird (denn 
1 Kubikcentimeter = 1 Gramm Waſſer und 1 Kubildecimeter = 1 Liter = 
1 Kilogramm), fo ha: man 3. B. in dem abjeluten Gewicht eines Raummeters 
Holz und dem abfoluten Gewicht des gleichen Bolumens Waffer zugleich Die 
Elemente zur Beltimmung des fpecififchen Gewicht? des Raummeters Holz. 
Seht man nämlich das fpec. Gewicht des Holzes — 8, das abfolute Gewicht 
nes Raummeterd — a und das Gewicht des durch das Raummeter Holz ver- 


a 
rängten Waflerd = w, fo it s = —. EYE, 
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Allerdings wiegt ein Kubikcentimeter Waffer nur im Zuftande feiner größten 
Dichtigkeit bei 4° €. ein Gramm; jedoch ift das Bolumen des 10—15° warmen 
Waſſers, welches in der Hegel zu rylometrifchen Mefjungen verwendet werben 
dürfte, von dem Wafler von 4° C. jo wenig verſchieden, daß die Differenz für 
die vorliegenden Berfuche außer Betracht bleiben Tann. 

Iſt 3. B. das Bohımen Wafler von 4° &. = 1,00000, 
fo ift das Bolumen Wafler von 10° &. = 1,00027, 
non n „ 15° C. = 1,00085. 

Man erhält auf vorfehende Art die ſpez. Grüngewichte der einzelnen Holz- 
arten und Sortimente aus großen Bablen, die mehr Vertrauen verdienen, als 
die feitherigen Methoden der fpez. Bewichtsbeftimmungen mit Heinen Holzſtückchen 

5 5. Schriftliche Darftellung der Resultate. 

Die Ergebniffe der Unterfuchungen werden nad vorausgegangener Nach⸗ 
prüfung der Aufzeichnungen mit aller Pünktlichkeit in die nachfolgenden For⸗ 
mulare übertragen. 

Das Formular 1 dient zum Eintrag der Reſultate fiber Scheit-, Brügel-, 
Stod- und foldes Neisholz, mweldhes in Raummetern aufgefegt wurde, For⸗ 
mnlar 2 für Reisholzwellen. 

Beftimmungen über weitere Verarbeitung der gewonnenen Refultate, zum 
Zwecke der Veröffentlichung, bleiben auf fpätere Zeit vorbehalten. 
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78. 
Das forftlidre Derfuchswefen im Großherzogtum Baden. 


Verfügung ber Domalııen = Direktion an ſämmtliche Großherzogliche Bezirksforſteien und 


Domainen⸗Verwaltungen. 
(Verord.⸗Blatt d. Dom.⸗Direkt. IV. Abth. 1875. No. 6.) 

Nachdem das Großherzogliche Finanzminiſterium im Einverſtändniſſe mit 
Großherzoglichem Miniſterium des Innern mit Erlaß vom 23. März d. J. Nr. 
2063 verfügt hat, daß das forſtliche Verſuchsweſen, beginnend von der nächſten 
Budgetperiode, der Yinanz- und unmittelbar der dieſſeitigen Verwaltung unter⸗ 
ftellt werde, haben fi in der Organifation deſſelben weſentliche Aenderungen er- 
geben. Es werden daher die in unferer VBerorbnung vom 13. März 1873 Nr. 
4281, Berord.-Blatt IM. Abth. S. 153 ff. verkündeten Statuten nebft zuge- 
hörigen Vollzugsbeftimmungen mit Wirkung vom 1. Januar 1876 an aufgehoben 
und treten an ihre Stelle die nachftehenden, mit Erlaß Großherzoglichen Yinanz- 
minifteriums vom 17. Juli d. J. Nr. 4593, 4718 genehmigten Beftimmungen. 


81. 


Zweck einer Einrichtung für forſtliches Verſuchsweſen iſt: 

Die Forſtwifſſenſchaft zu fördern und genügendere Grundlagen für den Be— 
trieb der Forftwirthichaft zu geminnen. 

Diefer Zweck foll zu erreichen gefucht werden: 

a) dur wiſſenſchaftliche Unterſuchungen, 

b) dur Berfuche im Gebiete des forſtlichen Betriebs, 

c) durh Zufammenftellung anderwärts gewonnener und der eigenen Verſuchs⸗ 
ergebniffe. 

8 2. 

Die forftliche Verjuchseinrichtung Badens bildet ein Glied der zu einem 
Bunde von gleicher Tendenz fich vereinigenden forftlichen Berfuhsanftalten Deutjch- 
lands und Oeſterreichs. 

Hinfihtlih der Richtung und Auswahl der Verſuche und Berjudhd-Ber- 
fahren fchließt ſich die badiſche Verſuchseinrichtung den von den übrigen gleichen 
Anftalten und von den allgemeinen Ausſchüſſen getroffenen Vereinbarungen an, 
bleibt mit denfelben in ftetem Verkehr und Austaufch, handelt jedoch unbeichadet 
der gemeinfchaftlichen höheren Intereſſen felbftftändig. 

8 8. 

Die forftlichen Verſuche und die damit zuſammenhängenden Wrbeiten 
finden ftatt: 

a) theils in ober bei Karlsruhe, als dem Site der damit betrauten, leitenden 
und ausführenden Kräfte, welchen die nöthigen Räumlichkeiten und Ein- 
richtungen zur Verfügung geftellt werben, 

b) theil$ auswärts in einer Anzahl von Forſtbezirken, melde dazu ausgewählt 
werben. 

5 4. 

Die Leitung des Verſuchsweſens gehört zum Geichäftskreiß der Großh. 
Domainen-Direltion, welche in diefer Hinficht dem Großherzoglichen Yinanz- 
minifterium untergeordnet if. 
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85. 

Zur Ausführung der von dem Bereine deutſcher forftlicder Berfuchsanftalten 
vereinbarten Arbeiten innerhalb des von der Domänendireltion gutgeheißenen 
Umfangs werden Commiſſäre ernannt, welche theils dem forftlichen Collegium 
der Großh. Domänendirektion, theils dem Lehrerperfonal der Hiefigen Forſtſchule 
entnommen werben und beren Zahl ſich je nach der Ausdehnung und Wichtigkeit 
der fchwebenden Berfuchsarbeiten richtet. 


8 6. 


Gegenwärtige Beftimmungen treten mit dem 1. Januar 1876 in Bollzug. 
Abänderungen derfelben bedürfen jeweils der höheren Genehmigung. 


Das Großherzoglide Minifterium der Finanzen Hat gleichzeitig mit dem 
oben erwähnten Erlaß den Brofeffor Shuberg an der polytechniſchen Schule 
dahier und den Forſtrath Krutina bei diefleitiger Stelle zu Commiſſären ber 
Domänendirektion für das forftliche Verſuchsweſen ernannt. 

Zum weiteren Bollzug der Berfuchsarbeiten wird nun Folgendes verordnet: 

1. Die beichloffenen Verſuchsarbeiten, welche fih zunähft nur auf die Do- 
märenwaldungen erftreden follen, werden in der Regel durch hiezu be- 
fonders von bier aus beftellte Perſonen vorgenommen. 

Die Mitwirkung der Großh. Bezirksforfteien zur Unterfiügung und 
Förderung der BVBerjuchs - Arbeiten gehört zu den Dienftobliegendeiten 
berfelben. Für die mit einem größeren Zeit- und Auslage-Aufmand ver- 
bundene Theilnahme der Vezirksforft -»Beamten an der unmittelbaren Aus⸗ 
führung von Berfuchen kann eine bejondere Vergütung gewährt werben. 

2. Die Bezirksforfteien Haben die zu den Berfuchsarbeiten nöthigen Arbeiter 
zu beftellen. 

Die ſich ergebenden Koften der Arbeitsausführung im Walde haben fie 
je nad) der Art der Arbeit auf die ihnen unter $ 34 und 35 eröffneten 
Eredite anzumeifen oder, wenn fi) bie Verrechnung der Koften unter diefe 
88 nicht eignet, das Koftenverzeichniß zur Defretur Hierher vorzulegen. 
Ueber den durch die Verfuchsarbeiten entftandenen Gelbaufwand haben die 
Bezirksforfteien ein Verzeichniß zu führen, dabei aber die Koften, welche 
fih aud bei gewöhnlichem Verfahren in der Arbeitsausführung ergeben 
hätten, von jenen zu trennen, weldye lediglich durch die Berjuchszwede ver- 
anlaßt wurden. 

Dieſes Verzeichniß ift jedes Jahr auf den 1. Mai bierher vorzulegen. 

Karlsruhe, den 13. Dezember 1875. 


Domänen‘ Direktion. 


Boedh. 
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Perſonalien. 
74. 


Veränderungen im Königl. Forſt- und Jagd-Verwaltungs Perſonal 
vom 16. Oktober 1875 big 1. Iuli 1876. 
(3m Unſchluß an den Artikel 44 dieſ. Ods. ©. 378.) 
1. Bei der Soflammer ber Königlihen Familiengüter uud bei dem 
Königlichen Hofjagbamt. 
Dppenhoff, Reg.- und Forſt-Referendar, def. Oberförfter in Staalow mit 
Befallung vom 20. September 1875. 
Der Oberforftmeifter v. Waldaw zu Magdeburg ift zum Mitgliede des Königl. 
Hofiagdamts ernannt worden. (Siehe unten D.) 


I. Bei ber Centralforfi-Berwaltung und ben Forſt⸗Arademien. 
Der stud. phil. Kinkeldey ift zum Vorlefungs- Affiftenten am chemifchen La⸗ 
boratorium bei der Forftafademie zu Neuftadt-E w. berufen worden. 
Dafelbſt der Oberförfter- Kand. Runnebaum zum Hllfsiehrer der Geodäfie 

und Wegebaufunde berufen. (Siehe unten F.) 
Der Borfteher des Yorft- Einrichtungs- Bureau im Finanz⸗Min., Forftmeifter 
Defert, Hat den Rang der Regierungsräthe erhalten. 
III. Bei den Provinziaiverwaltungen der Stantsforften. 


A. Geftorben. 
Tit.⸗Forſtmeiſter, Oberföürfler Windel zu Lüchow, SOberförfterei Siemen, 
Provinz Hannover, 
Zorftmeifter Genese zu Frankfurt⸗Landsberg, 
„ v. Zangen zu Battenberg, Reg.-B. Wiesbaden, 
pr Mühry zu Hannover, 
Oberförſter Jäſſchke zu Kraſcheow, Reg.-B. Oppeln, 
„ Gadow in Grünau, Reg.-B. Potsdam, 
„ Befenberg in Glinde, Reg.B. Bromberg, 
" Spellerberg in Winfen a. d. Tube, Provinz Hannover, 
n Krüger in Erumfin ſF.⸗R. Glambed] R.-B. Potsdam, 
” Schrader in Knobben, Prov. Hannover, 
n Braun in Herſchbach, R.:B. Wiesbaden. 
B. Benfionirt: 
Oberforftmeifter v. Wintzing erode zu Köln, 
Forſtmeiſter der Inſpektion Schlüchtern, Mitller zu Kaffel, 
n König zu Trittau, R.»B. Schleswig, 
Oberförfler Denner zu Madenzell, R.B. Kaffel, 
Revierförſter Gottlieb zu Friedrichsweiler, Oberförfterei Carlsbrunn, R.-B. 
Trier, 
Oberförfter Yalde zu Schloppe, R.B. Mlarienwerber, 
r Bardom zu Schuenhagen, R.-B. Stralfund. 
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O. Ausgejhieden reſp. in andere Verwaltungen übergegangen: 


Forfimeifter v. Röß ing zu Arnsberg-Siegen ift aus dem Preußiſchen Staats- 
dienfte gefchieden und als Oberforfimeifter in die Dienfte des Herzogs von 
Anbalt eingetreten. 


D. Berfegt ohne Aenderung des Amts⸗Charakters (zugleih mit 

Angabe fiber neu gebildete Infpeltions- und Bermaltungsbezirte). 

Der Forſtmeiſter Hollmweg von Stettin-Wollin auf die Forfimeifterfielle Frank⸗ 
furt⸗Landsberg verjekt. 

Der Oberforfimeifter v. Waldam zu Magdeburg ift zum Mitgliede des Königl. 
Hofjagdamts ernannt worden. 

Der Oberfürfter Krebs ift von Dippmannsdorf nah Grünau, N.⸗B. Pots- 

dam und 
" " Biedermann von Erichsburg, Pr. Hannover nad) Dippmans- 
dorf, R.⸗B. Potsdam verfegt. 

(Die Oberförfterei Erichsburg geht als ſolche ein. Diefes Forftrevier wird mit 

dem Reviere Sieverähaufen zu der einen Cherförfterei Daffel vereinigt, 
weiche dem Oberförfter Büttger, bisher zu Daffel verliehen ifl.) 

Das TForftmeifter-Etabliffemet zu Bremervörde, Bro. Hannover iſt dem Oberförfter 
zu Himmelpforten al8 Dienft-Etabliffement überwieſen und zugleich beftimmt 
worden, daß die Oberförfterei Himmelpforten fortan Bremervörde ge- 
nannt iverde. 

Der Bermalter der bisherigen Oberförfterei Druffelbed, Pro. Hannover nimmt 
feinen Wohnfitz in Gifhorn und diefen Namen foll fortan auch die genannte 
Oberförfterei führen. Der Förſter des darin belegenen Schutzbezirks Rethen 
übernimmt das bisherige Oberförfter-Etabliffement Druffelbeck und dieſen 
Namen erhält auch der genannte Schußbezirk. 

Bon der Oberförfterei Ibenhorſt, R.-B. Onmbinnen wird eine neue Oberförfterei 
Namens Tawellningken abgezweigt, welcher die Schutbezirfe Marieubruch, 
Meyruhnen, Raginswerder, Inſe, Matzgirren, Wirſchupp und Lone zuge⸗ 
theilt werden. 

In der Oberförfterei Grüßau, R.⸗B. Liegnitz fol der Schutzbezirk Grüßau I. 
lediglich als Schutzbezirk Grüßau und der Schutzbezirk Grüßau II., ſowie 
das darin erbaute Förſter⸗Etablifſement Habichtsberg benannt werden. 

Dem Schutzbezirk Torfhaus J. in der Oberförſterei Torfhaus, Prv. Hannover 
iſt der Name Oderbrück und dem Schutzbezirke Oderbrück in der Ober⸗ 
färfteret Oderhaus der Name Brunnenbach beigelegt worden. 


Berfebt find ferner: 


Der Oberförfter Molle von Korſchin nad) Glinde, R.-B. Bromberg, 

Der Oberförfter Ebeling von Miele anf die Oberförfterftelle Habichtshorſt zu 
Binfen, Pro. Hannover, 

Der Oberförfter Kit hne von lichte nach Miele, Pro. Hannover, 

Der Berwalter der Oberförfterei Wellerode, R.-B. Kaflel, Oberförfter Wepler, 
verlegt feinen Wohnfig nad) Waldan. 

Der Name der Oberförfterei Barannen im R.-B. Bumbinnen ift, dem Wohnſitze 
des Oberförfters entiprecdend, in Lyd und die Namen ber in diefer Ober- 
förfterei gelegenen Schußbezirle und Förfter-Etabliffements, und zwar: 
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a) des Schutzbez. und Förfter-Etabliffements Dombrowlen in „Eiche“, 
b) " Lipinsten in „Linde“, 
c) des „RKecgglerſpitze, dem Namen des Förfter-Etabl. entſprechend 
in „Sybba”, 
d) des Schutbez. Scheblisten n in „Milchbude“, 
e) „ n Puchowsken in „Claſſenthal⸗ 
umgeändert worden. 

Im R.⸗B. Oppeln iſt der neu gebildeten Oberförſterei Kupp⸗Nord die Bezeich⸗ 
nung „Murow“ und der Oberförfterei Kupp-Süd die einfache Bezeichnung 
„Kupp“ beigelegt worden. 

- Der Berwalter der Oberförfterei Eupen, R.-8. Aachen, Oberförfter v. Palland 
verlegt feinen Wohnfig von Rären nad Eupen. 

Der Verwalter der Oberförfterftelle Neinfeld, R.-B. Schleswig, Oberf. Kiene 
verlegt feinen Wohnſitz von Mönchteich nach Neinfelb. 

Der Oberförfter König if von Jura R.-B. Gumbinnen auf die Oberförfterei 
Glambed zu Grumfin, R.-B. Potsdam verjekt. 

Der Forſtmeiſter Erd 1. it von der Forftmeifterftelle Hannover-Stabe auf Wie 
Forſtmeiſterſtelle Hannover-Hildesheim verfekt. 

Der Oberförfter Franz ift von Nemonien, R.-B. Königsberg auf die Ober: 
förfterftelle Mackenzell R.⸗B. Kaflel verfekt. 

Der Verwalter der Oberförfterei Hundelshaujen im R.-B. Kaffel verlegt jenen 
Wohnſitz nach der Stadt Allenhaufen und diefen Namen fol auch die Ober- 
förfterei künftig erhalten. Ebenſo wird die Oberförfterei Noßbach nad) er- 
folgter Verlegung des Wohnfites des Oberförfters nah Witzenhauſen Hinftig 
Witzenhauſen genannt werben. 


Verſetzt find die Oberförfter: 


Höd von Glüdsburg, .-.B Merjeburg nad Knobben, Pr. Hannover, 

Hol „  SZäpfemibl, „ Stettin nah Glüdsburg, R.⸗B. Merjeburg, 

Nohrbed „ Hohenſtein, „ Königsberg nad) Jädkenmühl R.-B. Stettin, 

Yungllaaß „ Neuftettin, „Cöslin nad Schloppe, R.B. Marienwerber, 

Bröfide „ Alt-Ruppin, Potsdam nah Neuftettin, 

Fickert „ Werder, „  Stralfund nad Altruppin, 

Pavelt „Plietnitz, „Marienwerder nach Werder. 

Dem Forſtmeiſter Dittmar zu Eſchwege, R.⸗B. Kaſſel iſt die Forſtmeiſterſtelle 
zu Hersfeld und dem Forſtmeiſter Homburg für Kaſſel⸗Hersfeld die Forſt⸗ 
meifterftelle Kaffel-Schlüchtern übertragen worden. Der bisherige Amtsbezirk 
des ꝛc. Dittmar wird aufgelöft und von den dazugehörigen Revieren find: 
1. die Oberförfterei Langenhain, Bifhhaufen und Bifchofferode dem Bezirk 

des Forſtmeiſters Kaifer, mweldher die Bezeichnung „Eſchwege“ erhält, 
und 
2. die Oberförfterei Lichtenau dem Bezirke des Forſtmeiſters Brandt für 
Kaffel-Sühre zugelegt worden. 
Der Oberförfter Schul ift von Ratzeburg nach Nemonien, R.⸗B. Königsberg, 
" „ Baltbafar I. von der Oberförſterei Dark zu Born nad 
Scuenhagen R.⸗B. Stralfund, 
" „ Paſchke von Eifterwerda R.⸗B. Merfeburg nad) Löbderit 
R.-B. Magdeburg, 


3 
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Der Oberförfter v. Schlebrügge 1. von Paruſchowitz [.-R. Rybnick]) R.-® 
Oppeln nach Beifterwis, R.-B. Breslau, 


P n vd. Breufhen von Kemel zu Langenfhwalbah auf die Ober- 
förfterftelle Lorch zu Rüdesheim, R.-B. Wiesbaden 
berjett. 
Ferner 


„Rebvierförſter Brigge von Hefienftein, %.-R. Franfenau, R.⸗B. Kaffel, auf 
die Mevierförfterftelle Elzerath, Oberförfteret Morbach, R.-8. 
Trier, 

„ n Sodemann von Bittersdporf, Oberförfterei Hersfeld, R.⸗B. 
Kaffel auf die Mevierförfterftelle Lygumkloſter, Oberförfterei 
Apenrade, R.-B. Schleswig. 

E. Befördert refp. verjegt unter Beilegung eines höheren Amts: 

Charakters: 


Der Forſtmeiſter v Kalitſch zu Merfeburg [-Annaberg] iſt zum Oberforſtmeiſter 
ernannt und an die Regierung zu Cöln verſetzt worden. 
Den Forftmeiftern 
Kaiſer zu Kaflel, 
Frech zu Eoblenz, 
Schlieckmann zu Marienmwerder, 
v. Groote zu Trier, 
Nenno zu Arnsberg, 
Wallmann zu Hannover, 
v. Barendorff zu Schleswig, 
v. Salmutb zu Minden, und 
Küfter zu Wiesbaden 
if der Hang der Regierungsräthe beigelegt worden. 
Die bisherigen Oberförfter 


v. Kujama früher zu Hoyerswerda, R.⸗B. Liegnig, 

vd. d. Borne „ Neubaus „ Frankfurt, 

Hartig " Oberfiör „ &östin 

Meyer n Hertzberg Provinz Hannover, 

v. Krogh Lützel Hilchenbachj R.B. Arnsberg, 

v. Wurmb Guͤntersberg [Eroffen]) „ Frankfurt, 

v. Uklanski Lödderitz „Magdeburg, 

Hahn ” Peiſterwitz MI Breslau, und 

Lenders Rüdesheim n Wiesbaden 
find zu Forſtmeiſtern mit dem Range der Negierungsräthe befördert worden 
und zwar: 

v. Kujawa für die Forftmeifterftelle Merjeburg-Düben, 

von dem Borne " Hannover-Grohnde, 

Hartig n Coblenz-Eifel, 

Meyer " Trier⸗Morbach 

v. Krogh Merſeburg⸗Annaburg, 

v. Wurmb Arnsberg⸗Siegen, 

v. Uklanski n Stettin-Wollin, 

Hahn „ Hammover-Stade, und 


Lenders Battenberg, R.B. Wiesbaden. 
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F. Zu Oberförftern wurden befinitiv ernannt. 

Heinzmann, Oberförftler-Kandidat und Hillfsarbeiter bei der Negierung zu 
Zrier def. mit Beftallung Oberförfter für Lütel-Bilftein zu Hilchenbach, N.-B- 
Arnsberg. 

Oherförfter v. Stünzner zu Colbik, R.-B. Magdeburg, bat die Oberförfter- 
Beftallung erhalten, . 

von Hövel, Oberförfter- Kandidat, def. mit Beftallung zum Oberförfter in Clötze 
R⸗B. Magdeburg, 

Ehr eh, Oberf.-Kandidat, def. mit Beftallung zum Oberförfter zu Vohl. 

R.B. Kaſſel, 

Runnebaum, Oberf.Kand., def. mit Beſtallung zum Oberförſter für Pfeil im 
R.⸗B. Königsberg mit der Maafgabe, daß er vorläufig noch in feinem Ber- 
hältniß als Hülfslehrer der Geodäfte und Wegebaufunde bei ber Forſtakademie 
zu Neuſtadt⸗Ebw. verbleibt. [Siehe unter I1.] 

v. Gehren, Oberf.- Kandidat und Hiülfsarbeiter bei der Regierung zu Poſen, 
def. mit Beftallung zum Oberförfter für Eroffen zu Güntersberg, R.-3. 
Frankfurt, 

BethoLd, Oberförfter-Kand., Lieut. im reit. Feldj.-Eorps und Hülfsarbeiter der 

Negierung zu Minden zum Öberförfter mit Beftallung zu Siemen, Prov. 
Hannover, 

Beder, Oberf.-Kand. und Lieut. im reit. Feldj.-Corps, zum Öberförfter mit 
Beftallung zu Koridin, R.-B. Bromberg, 

Feußner, Oberf.-Kand. und feit 1. Mai 1875 int. Verwalter der Oberförfterei 
Czersk, R.-B. Marienwerder, definitiv Oberförfter dafelbft, 

Weſſel Meier, Oberf.-Kand., Oberförfter mit Beftallung in Kupferhütte, Br. 
Hannover. 

Butt, Oberförfter- Kandidat, zum Oberförfter mit Vorbehalt ıc. fiir die vom 
Aeviere Ibenhorſt abgezweigte Oberförſterei Tamellningten im Reg⸗B. 
Gumbinuen, 

Schmidt, Oerf.-Kand. ımd Lieut. im reit. Feldi.-Eorpe, mit VBeftallung zum 
Oberförfter für Dark zu Born, R.-B. Stralfund, 

Armbrufter, Oberf.-Kand., mit Beftallung zum Oberförfter zu Eifterwerba 
R.⸗B. Merjeburg, 

Hellmwig, Oberf.-Kand. und Hülfsarbeiter bei der Regierung zu Danzig, mit 
Borbehalt zc. zum Oberförfter in Plietnitz, R.-B. Marienwerbder, 

v. Münd, Oberf.-Kand. und Hülfsarbeiter bei der Regierung zu Gınnbinnen, 
mit Vorbehalt ꝛc. zum Oberförfter fir Rybnick zu Parufhowis, Neg.-B. 
Oppeln. 

Bollmann, Oberf.-Kand, mit Vorbehalt ꝛc. zum Oberförfter fiir Hohenftein ;w 
Lanskerofen, R.-B. Königsberg. 


G. Zu interimiftiihen NRevierverwaltern wurden berufen: 

Kluge, Oberf.-Kand., commifjarifcher Bermwalter der Oherförfterei Harfefeld, 
Prov. Hannover, 

Harmes, Negier.- und Forfireforendar, int, Verwalter der Oberförfterei Uchte, 
Prod. Hannover, 

Böhme, Oberf.-Kand., commiffarifcher Verwalter der Oberförfterei Jura, R.-B. 
Gumbinnen. 
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Staubefand, Oberf-Kand., int. Verwalter der Oberförfterei Herſchbach, R.⸗B 
Wiesbaden, 

Bape, Regier.- und Forfireferendar und int. Revierförfter, zum int. Revierver⸗ 
walter zu Ratzeburg, R.⸗B. Königsberg, 

ande, Oberf.-Kaud., zum int. Berwalter der Oberförfterei Hundeshagen, R.-B, 
Bofen, 

Fiſcher, Oberf.-Kandidat, zum int. Berwalter der Oberförſterei Kemel zu 
Langenſchwalbach, R.⸗B. Wiesbaden, 

Hepe, Oberf.Kand., zum int. Verwalter der aus Theilen des Reviers Tauben⸗ 

walde, R.⸗B. Bromberg neu zu bildenden Oberförſterei Stefauswalde. 

H. Zu Hülfsverwaltern bei der Central-Forſtverwaltung und.bei 

den Regierungen wurden berufen: 
Roloff, Oberf.-Kand. zum Finanz⸗Min. berufen, 
Lieb recht, Neg.- und Forft-Referendar zur Regierung in Potsdam, 


Schneidewind, Oberförfter-Kand. „ Poſen, 
Bollmann n „ Marienwerder, 
Heyder " " Trier, 
Conrades „ „ Diinden, 
Oppermann, Straliund, 


an Stelle des beurlaubten Oberf.- Rand. Siem ert, 
Ulriei, Yorfi-Affeffor zur Regierung in Yrankfurt, 
Bublitz, Oberf.-Kand. zur Regierung in Danzig, 
Reiſch, ” " Gumbinnen. 


J. Zu Revierförftern wurden definitiv ernannt: 

Förfter Lange zu Wittmund, Oberförfteret Sandhorſt, Pr. Hannover, defin. 
Nevierförfter zu Hohehahn. 

Tit -Hegemeifter Radtke zu Cranz, Oberförfterei Fritzen, R.-B. Königsberg, def. 
Nevierförfter für Sarlau II. 

Dberf.-Rand. und int. Revierförſter Kind zu Hochpochten, Oberförfterei Adenau, 
R.⸗B. Coblenz, def. Revierförſter dafelbft. 

Revierförſter Schulz zu Königshof, Oberförſterei Sieber, Pr. Hannover auf 
die neu eingerichtete Revierförſterſtelle Erichsburg, Oberförfterei Daffel 
verjeßt. 

Förſter Groß kopf zu Habihtswald, Oberförfteret und R.B. Miünfter, def. Re⸗ 
vierförfter daſelbſt. 

Hegemeifter Miedtke zu Schönberg, Oberförfterei Zanderbrüd, R.-®. DMarien- 
werder, def. Revierförſter zu Bechſteinwalde in der Oberförfterei Wod⸗ 
czimodda. 

Reuſche, Oberf. Kand., def. Revierfürfter zu Gr.Särchen, F. R. Sorau, R.-B. 
Frankfurt. 

Gunckel, Oberf.-Kand., def. Revierförſter zu Rautenhauſen, R.B. Kaſſel. 


K. Als interimiftifhe Revierförſter wurden berufen: 
Förſter Raquot zu Carlsbrunn, Oberförſterei gl. Ns., R.B. Trier, int. Re⸗ 
vierförſter zu Friedrichsweiler in derſ. Oberförfterei, 
Förſter Atorf zu Euſte, Oberförſterei Rumbeck, R.-B. Arnsberg, int. Revier⸗ 
förſter daſelbſt, 
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Oberf.-Kand. Haberforn zum int. Revierförfter für den Reviertheil Hundes- 
hagen, Oberförfterei Birke, R.-B. Pofen, 

Förſter Richter zu Nüret, Oberförfterei Lauterberg, Br. Hannover, int. Revierf. 
zu Königshof, Oberförfterei Sieber, 

Oberf.-Kand. Hepe zum iut. Revierförſter für den Reviertheil Stepbanswalde, 
Oberförfterei Zanbenwalde, R.-B. Bromberg. (Siehe oben unter G.) 

Oberf.- Kand. Waldner int. Revierfürfter zu Spiegel, F.R. Maflın R.-®. 
Frankfurt. 

L. Zum wirfliden Hegemeifter wurden ernannt: 

Förſter Junk zu Brandswald, Oberförfterei Caftellaum, Regierungs- Bezirk 

Goblenz. 
K. Den Charakter als Kgl. Hegemeifter haben erhalten: 


Die Förfter 
Henſchel zu Kottwig, Oberförfterei Zeblik, R.⸗B. Breslau, 
Pickel „Leubus, Nimkau, " " 
Fehlkamm, Sommerberg „ Philippi, „ Danzig, 
Schröder „ Mühlented „ gt. Ns. „ Stettin, 
Witte „ Bıfchofsheide „ Grenzheide „  Bofen, 
Schwabe „ Duttnflt „ Peine Prov. Haunover, 


Ninz „ Neffelgrund „ gl N. R.⸗B. Breslau, 
Graſſe „Bürgsdorf Bodland „Oppeln. 


75. 
Ordens -Berleihungen 
an Forft- und Jagdbeamte vom 16. Oktober 1875 bis 1. Juni 
1876”), 
(Im ·Anſchluß an ben gleihnamigen Urt. 45 ds. WS. ©. 383.) 

Bon Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige ift Allerguädigft verliehen 
worden: 

A. Der rothe Adlerorden dritter Klafje mit der Schleife: 


Dem Landforftmeifter Müller zu Berlin, 
„ Sberforfimeifter TZramnig „ Breslau, 


„ " Werneburg, Erfurt, 
„ n Janiſch „Kaſſel, 
Tilmann „ Wiesbaden, 


B. Den rothen Adlerorden dritter Klaffe: 
Dem Yorftmeifter Nettftadt zu Hannover. 





*) Die Ehargen und Wohnörter der Orbengempfänger find angegeben, wie fie aur Zeit der 
Berleihungen waren. 
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C. Deu rotben Adlerorden vierter Klaffe: 
Dem Geheimen Negierungsratd Dr. Heyer, Direktor der Forftalademie zu 
Münden, 
Dem Forſtmeiſter Roth zu Wiesbaden, 
" „ Schimmelfennig zu Hannover, 
„ Oberfürfter Barteldes zu Harjefeld, Br. Hannover, 
" " Fetihrin zu Gollub, R.B. Marienmerder, 
" ” Maron zu Zedlin, „Potsdam, 
Paſſow zu Sigenroda, „ Merjeburg 
" n Schraudebadh zu Weilburg, R.-B. Wiesbaden, 
. " Stumpff zu Grünhaus, „ Stettin, 
N " Willich zu Neuhaus, Pr. Hannover, 
" n Breyding zu Kupferhütte, Br. Hannover, 


D. Den Kgl. Kronenorden zweiter Klaffe: 
Dem Landforftmeifter Ulrici zu Berlin. 
E. Den Kgl. Kronenorden zweiter Klaffe mit der Zahl 50: 
Dem TForfimeier Domeier zu Hannover. 
F. Den Kgl. Kronenorden dritter Klafje mit der Zahl 50: 
Dem Oberförfter Richter zu Stepenis, R.-®. Stettin, 
" „ Sähulg „ Stalliiden, „ Gumbinnen, 
G. Den Kgl. Kronenorden vierter Klaffe: 
Dem Revierförfter Gottlieb zu Friedrichsweiler, Oberförfterei Carlsbrunn, 
RB. Trier, 
„  SHegemeifter Müller zu Rederitz, Oberförfterei Schönthal, Reg.-Bez. 
Marienwerber, 
H. Den Kgl. Kronenorden vierter Klafje mit der Zahl 50. 
Dem Hegemeifter Werner zu Wellerode, Oberförfterei gl. N8., Reg.-Bez. Kaſſel, 
" P Brade „ Wangershaufen „ Trantenberg, „ " 


desgleihen mit der Zahl 60: 
Dem Hegemeifter Herrmann zu Schnöggersburg, F.⸗R. Jävenitz, Reg.-Bez. 
" Magdeburg. 
I. Das Allgemeine Ehrenzeichen. 
Dem Förfter Binder zu Mühlheide, Kreis Deutfch-Erone, 
„ „ Blante „ Hopelg, „ Aurid, 
pr " Bretz ,„ Xobdenrotb, „ Simmen, 
" „ Delion „ Wallmühle, „ Celle, 
PR „»  Dreger „ Steinhübel, „ Birnbaum, 
Revierförfter Gebbers zu Olberg, Kreis Calbe a,S. 
„ Fäörſter Hagenberg zu Langendamın, Kreis Nienburg, 
„ WRevierförfter Heinrich zu Lohheden, Kreis Schrimm, 
Förfter Jänicke „ Repplin, Kreis Pyritz, 
„ u Kempf „ Stoßweier, 
» nn  Nangenbed „ Bolmirftedt, F.⸗R. Biederitz, 
» Hegemeifter Lemaire „ Bonhomme, 
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dem Förfter Mücke zu Melchow, Kreis Oberbarnim, 


"no Miller „ Hobenrobt, „ Siegen, 

„ NRevierf. Weimann „ Görlitz, „Oeſterrode i/ Pr. 

„Förſter Michalow ski, Neukrug, Oberf. Roſenthal, R.-B. Poſen, 
„ »„ DBagner „ Spalinen, » Turfhgeln „ Gumb, 
" » Herrmann „ Dolle „ Letzlingen Kr. Magdeb. 


» „ Adermann „ Schönwerter „ Hohbenwalde „ Frankfurt 
K. Das Allgemeine Ehrenzeihen mit der Zahl 50. 
dem Revierförfter Haſchke zu Kallwellen Oberförfterei Schorellen R.-B. Gumb. 


„ Förfter Schröder „Trampken „ Sobtomisg „ Danzig, 
„Waldwärter Bublig „ Plocys . Bhilippi " „ 
„Förſter Regling „Eggersdorf Alt-Ruppin „ Botsdam, 
" „n Schneider „ Schmweinebrüd „ Hohenwalde „ Yranfurt, 
„ Hegemftr. Wolfram „ Grlneberg „ Selgenaun „ Brombg,, 
„ Förſter Brauner „Hochwald Zobten „ Breslau, 
" „» Reini „Ferchland Altenplatow „ Magdbg., 
n „» Thiele „ KL Rofenberg „ Lödderitz F PR 
„ »  Mainone „ Melmen n Adenau „ Coblenz, 
n »  Bärtner „ Salzböden „ Krofdorf nn 

L. Das Kreuz der Inhaber des Königl. Hausordens von Hohen- 

zollern: 


dem Hegemeifter Herrmann zu Schnöggersburg R.-B. Magdeburg. 


M. Die Erlaubniß zur Anlegung fremder Orden ift erteilt worden: 
dem Oberlandforfimeifter von Hagen zu Berlin 
bes Großkreuzes des Herzoglich Anhaltiden Hausordens Albrechts 
des Bären, 
‚ Borfidireftor Dr. Burdhardt zu Hannover 
des Comthurkreuzes des Großherzog. Medtenburgiihen Hans- 
ordens der Wendiſchen Krone, 
„Forſtmeiſter Schult zu Minden 
bes fürſtlich lippiſchen Ehrenkreuzes zweiter Klaffe, 
„Forſtmeiſter Bando zu Ehorin und 
„ „ Bernhardt zu Neuftadt-Ebmw. 
des Ritterfrenzes des Königl. ſchwediſchen Wafaordens, 
„ Börfter Schlüßler zu Wildfang Oberförfterei Pechteih N.-B. Potsdam 
bes filbernen Verdienſtkreuzes zum mecklenburgiſchen Hausorden 
der Wendiſchen Krone. 


N. Anderweitige Auszeichnungen: 
Bon Sr. Ercellenz dem Herrn Finanz-Minifter find in Anerfeunug 
obenswerther Dienftführung Ehren- Bortep&es verliehen worden: 


dem Förſter Stahr zu Mallenthin Oberförfterei Stangenwalbe 
"»n ippte „ Schweinebube „ Sobbowik Reg. «Bei. 
„ „  Babler „ Brobden „ Pelplin Danzig. 
" „ &ogidy „ findenberg „ Lindenberg R.-B. Marienm., 
„ „ Erdbmannl. zu Podejuch Oberförfterei Klütz RB. 


" »„ Erdmannli zu Camminke Vriebrihsthal | Stettin, 
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dem Förſter Roßteutſcher zu 


» 


„ 


„ Grunewald 
»„ Bergmann 
„ Homann 
„Freiholz 


Thadden 
„Bechini 
„Meißner 
„ Schiller 
„BGeisler 
„ Rudolph 
„  Nidter 
„ Kritiehil 
Revierf. Steinberg 
„Mogalski 
Förſter Engler 
„Schulze 
„ Werner 
„  Bildt 
»  Bendt 
Hegemftr. Claſen 
Förſter Schröder 
„  Mjinger 
„  DOhrt 
„Otto 
„Achilles 
„Scharlemann 
Bode 
„KAKnop 
Tit. Revf. Gabel 


Förſter Grieſe 
„Talleur 
Niesmann 


„Albrecht 
„KAahle 
„ Bralle 
Tit. Revf. Meinede 
Förſter Keerl 
„ Blume 


Tit. Ref. Thielebeule 
Förſter Berdefeld 


„ Stein 
„BGleim 
„Caspar 


Hegemfir. Beberſt edt 
Förſter Bommerich 


” 


" 
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Neuwald Oberf. 


Hohenbrück, 
Wittſtock PR 
Buchenbain „ 
Srammentin „ 
Neuenhagen „ 
Mellin n 
Daupe u" 
Thiergarten „ 
Grüntanne „ 
Leubuſch 
Sczedrzik n 
Biefrzinit „ 


Stefanswalde „ 
Freimart » 
Brodden ,. 
Flottwell 
Struth „ 
" Kübhndorf „ 
Chriſtes » 
Hohbenfehe „ 
Pamhoel 
Söhren „ 
Guttau F 
Ehriftiansluft „ 
Neuhof " 
Schladen 


Calberlah, 
Wallerholz, 
Rehbeck " 
Heerjum . 
Wilferode „ 
Lichtenhagen „ 
Delper „ 
Ladenhbaus „ 
Pregege ” 
Briningbaufen,, 
Lüthorſt 
Nienburgerbr. „ 
Würringfen „ 
Neuftadt-Eelle „ 
Nammen " 
Ottenſen F 
Kloſt. Chumbd, 
Stöckerhof, 
Wormersborf „ 


Jahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Sagb⸗Geſetzg. VII. 


Rothenfter 

— Reg.⸗Bez. 

Mühlenbed Stettin, 

Grammentin 

Neukrakow Reg.⸗Bez. 

Stolp Köslin, 

Zedlitz 

Peiſterwitz Reg.⸗Bez. 
„ Breslau, 

Scheidelwitz 

Dembio Req.⸗Bez. 

Kraſcheow Oppeln, 

Taubenwalde 

Podanin Reg. Bez. 

Selgenau Bromberg, 

Wachsſtedt 

Reg.⸗Bez. 

Biernan Erfurt, 

Trittau 

Hadersleben 

Bordesholm 1 Med.-Bez. 

Gismar Schleswig, 

Schleswig 

Dieckholzen, 

Wiedelah 

Fallersleben 

Miele 

Siemen 

Wendhauſen 

Misburg 

Reinhauſen Provinz 

Fallersleben | Hannover, 

Neubans 

Siemen 

Eoppenbrügge 

Dafſel 

Nienburg 

Winnefeld 

Helmerkamp 

Hausberge Reg.⸗Bez. 

Harte Minden, 

Caſtellaun R.⸗B. Coblenz, 

Siebengebirge] Reg.Bez. 

Kottenforſt Köln, 

82 
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76. 
Chronologiſches Berzeichniß 
der in dieſem (VIII.) Bande des Jahrbuchs enthaltenen Geſetze, Kabinets⸗ 
Ordres, Erkenntniſſe, Staatsminiſterial-Beſchlüſſe, Inſtruktionen, 
Regulative und Miniſterial⸗Verfügungen ꝛc. 
Im Anſchluß an den gleichnamigen Artitel im VIL Bande, Seite 236. 
(Chronologifhe Berzeihniffe diefer Art vom Jahre 1851 an für 
die erfien acht Jahrgänge 1851—1858 des Jahrbuchs im Forfl- und Jagd - 
falender für Preußen befinden fich im VIII. Jahrgange 1858, Seite 77, von 
da ab für die einzelnen Jahrgänge IX— XVII (1859—1867) jedesmal am 
Schluß des Kalender⸗Jahrbuchs, die Fortfegungen in den Bänden bes 
vorliegenden, feit 1868 vom Kalender getrennten Jahrbuchs.) 


1852. 1875. 28. Juni ©. 286. 391. 
20. Rovember ©. 290. 9. Januar ©. 288. 1. Juli S. 3%. 
1864. 1. „©. 278. 6 „ 8. 361. 
9. Februar ©. 418. 8. „ ©. 39%. 4. Auguſt S. 287. 398. 
1865. 2. „682m. 3. „8.42 
7. December ©. 2831. |. „ ©. 372. 18. September ©. 285. 
1867. 26. S. 289. 1. October ©. 340. 
12. Februar ©. 284.294. | 1. Februar S. 2837. 27. Rovember S. 39. 
17. S. IR. 13. December ©. 471. 
1869. " 16 390 
30. April ©. 280, 8 „©. m. on 
1870. 23. März ©. 291. U. " ©. 385. 
4. Juni ©. 395, 4 „ ©. 28. 1876. 
1871 5. April ©. 263. 269, 5. $anuar ©. 387. 
49 &. 887 6. „ 6. 29. 8,„ S. 481. 
VJanuar D. De. 18, S. 373. 9. S. 3%. 
29. October S. 294. ” " 
23. „ ©. 279. 1. Yebruar S. 397. 
„1872. 27. &.37.2ml| „ 6©.48. 
12. April ©.24 29. , ©. 28. 20. März S. 3%. 
1873. 50. „ 6. 27. 1% April ©. 391. 
8. Januar ©. 285. 6. Mai ©. 293. „S. 49. 
24. März ©. 391. 1. „ ©. 24. 1 „ ©. 418. 
6. Juni ©. 287. 393. 1. „ ©. 29. 22. S. 385. 
21. Auguſt ©. 372. 15 5 ©. 3.83%. 17, Mai ©. 398. 
1874. 6. Juni ©. 332. 30. |18. „ ©. 387. 
12. Februar S. 294. WW „ S. 2%. IT. nm ©. 39. 
11. u ©. 386. 12. „ ©. 48. ; 2. Juni ©. 39. 
14. April ©. 292. 16. „ ©. 27. 10. „ ©. 386. 
20. Juli ©. 287. 16. „ ©. 20. 9 „ ©am 
17. October S. 418. 19. „ ©. 2%. 
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